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Aus der VBorrede zur erften Auflage. 


Mi dem aufrichtigften Dankgefühl gedenfe ich hier 


einer befonderen Quelle meiner Arbeit, welche mir im 


Herbft 1836 von dem berühmten Präfidenten des 
Dberappellationsgericht8 der vier freien Städte Deutſch— 
lands durch das Anerbieten geöffnet ward, die Acten des 
Gerichtes einzufehen. Während eines wiederholten Auf- 
enthaltes in Lübeck habe ich von den interefjanteften in 
das Handelsrecht einfchlagenden Acten mehr als hundert 
und funfzig genau durchgefehen. Auch für die forgfame 
Auswahl derfelben bin ich dieſem Hochverehrten tiefen 
Kenner des Rechtes, und bejonder8 dem um das deutjche 
Recht durd feine Abhandlungen fo anerkannt verdienten 
Herrn Oberappellationsgerichts-NRath Dr. Pauli, der 
mir täglich hülfreiche Hand leijtete, dankbar verpflichtet. 
Manche Säge in dem Buch verdanken diefer Quelle ihre 
Entjtehung, aber nur felten ift auf diefelbe hingewieſen, 
weil es meiftens bedenflih war, ob das Gericht die in 
feinen Entfcheidungsgründen ausgeſprochenen Rechtsſätze 
auch noch in diefer Faſſung, und mit diefem Mehr und 
Minder, und in diefen Zufammenhang verflochten, als 
Grund von diefen Folgerungen oder als Folgerung aus 
diefen Gründen würde anerkennen wollen. Außerdem 
verdanft das Buch auch da, wo e8 felbftändiger ift, 
gewiß nicht wenig von dem Guten, was es etwa hat, 
& 
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dem echt juriftifchen Geift, der aus jenen Entfcheidungs- 
gründen, an Cropps unvergeßliche Meifterfchaft häufig 
erinnernd, mich angemwehet hat, fo fräftig und frifch, wie 
reine Seeluft, und der lebendigen Anfchauung der Ver— 
fehrsverhältniffe, welche fich in jenen Weten, zuweilen 
in den ungeduldigften Advocatenfchriften am Iebhafteften 
abſpiegelten. 
Göttingen im Juni 1841. 


Aus Der Vorrede zur dritten Auflage. 

Die vorliegende dritte Auflage ift um faft ſechs Bo— 
gen ftärfer, als. die vorige. Die Mehrzahl der Para— 
graphen hat in den Noten mehr oder weniger zahlreiche 
Zufäge erhalten, die Sache, die Piteratur, die Quellen 
betreffende. Bejondere Aufmerkfamfeit ift den Rechtsſprü— 
chen der höchften Gerichte zugewandt worden. Außerdem 
find neue Noten und ift neuer Text Hinzugefommen. 
Nicht zu lang ift die Note 2. des 8. 25., da es gilt, 
das neue Neichsinftitut des Contrahirens in frem— 
der Perfon, wie man e8 nennen follte, (die ſ. g. freie, 
directe, unmittelbare Stellvertretung,) als einen innern 
Widerfpruch zurüdzumeijen, und die Note 23a des 8. 82, 
da die Erörterung der Claufel „Empfang erklärt“ 
feineswegs nur für Bremen, ſondern von allgemeinerem 
Intereſſe iſt. Gänzlich umgearbeitet worden ift die Lehre 
von den Papieren auf Inhaber. Der 8. 55. 
(Bindication der Papiere auf Inhaber) ift in feiner zwei— 
ten Hälfte (nach I. und IL.) durch eine ausführliche Er— 
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örterung verdeutlicht worden. Die Wichtigkeit des Gegen— 
ſtandes und die bedenklichen Meinungen Savignys er— 
forderten ein genaueres Eingehen. Neu hinzugekommen 
iſt der 8. 85b. (Billigung der Waare und mercantilis 
fcher Empfang.) Aufmerkſam made ich noch auf die den 
Text verdeutlichende Note 17a des $. 80 (Das Connoſ— 
fement.), und auf den im $. 62. Note 1. gemachten und 
gerechtfertigten Vorſchlag, ftatt des fchwerfälligen und uns 
deutfchen Ausdrudes pactum de contrahendo das Wort 
Borvertrag zu brauchen. Leicht bilden fich auch die 
Zufammenfegungen, 3. B. Darlehnsvorvertrag, Pfandvor- 
vertrag, Lehnsvorvertrag, Wechjelvorvertrag, wenn man 
Wechſelſchluß nit mil. Auf mande Einwendungen 
babe ich nur in der Art erwiedert, daß ich, ohne ihrer 
zu erwähnen, den angefochtenen Sägen Gründe oder wei- 
tere Gründe oder beiftimmende Literatur oder Erkenntniſſe 
beigefügt habe. 
Göttingen im October 1854. 


Vorrede zur vierten Auflage. 

Die vorliegende vierte Auflage ift um zehn Bogen 
ftärfer, als die vorige. Diefe Vermehrung Hat befonders 
ihren Grund in der Berüdfichtigung des allgemeinen deut— 
Ichen Handelsgejetbuches, wie ich den Inhalt des aus den 
Berathungen der in Nürnberg niedergefesten Commiſſion 
ſchließlich hervorgegangenen Entwurfes eines allgemeinen 
Handelsgejegbuches fiir die deutſchen Bundesftaaten überall 
im Bud; genannt Habe, da diefer Inhalt die Gefegkraft 
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für ein weites Gebiet Deutfchlands theils bereits erlangt 
hat theils vorausfichtlich bald erlangen wird. Es ift 
dabei zunächſt die Frage nad) der Einwirkung des allge- 
meinen deutfchen Handelsgeſetzbuches auf das bisherige 
Recht ins Auge gefaßt worden. Diefe Einwirkung iſt 
nad der Beftimmung des Artikel 1. des Handelsgefeg- 
buches bemeffen worden, nad) welcher alles bisherige 
Recht zur Anwendung kommen, aljo gültig bleiben joll, 
foweitdasHandelsgefegbudfeinedeftimmun- 
gen enthält. Der vielfach mißverftandene Sinn diejes 
Artikels ift in $. 11a. ©. 65—67. dargelegt worden. 
Die Darftelung des Inhaltes des Handelsgeſetzbuches 
hat die möglichite Befchränfung eingehalten. Auch die 
Bergleihung der ftillen Gefellfchaft und der Commandit— 
gejellihaft (S. 259 — 271.) Tonnte, um auszureichen, 
nicht Fürzer fein. ine genauere Critik habe ich nur 
einmal nicht unterdrüdt. Sie ſteht ©. 371. 372. 
No. VI. und Noteo. Ein neu erfundener Rechtsfat, welcher 
den Antragfteller der Speculation des andern Theiles 
auf eine bisher unerhörte Weife Preis giebt, welcher den 
Klugen veranlafjen wird, feine Anträge ftets unvollftändig 
einzurichten, damit der andere Theil zum Antragfteller 
werde, darf nicht lange unbeleuchtet bleiben. 

Un den Berathungen des Entwurfes eines allgemeinen 
deutfchen Handelsgeſetzbuches habe ich von Anfang bis zu 
Ende Theil genonmen, 

Göttingen im Auguft 1862. 
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Vorrede zur fünften Auflage. 


Die vorliegende fünfte Auflage ift eine gängzliche 
Umarbeitung der vorigen, wie auf den erften Blick das 
Inhaltsverzeichniß ergiebt. Aus den erften 50 Paragraphen 
der vorigen Auflage find 203, aus den erjten 19 Bogen 
nun 38 geworden. Diefem erften Bande wird, fo 
denfe ich, der zweite in der erften Hälfte des nächſten Jah— 
res folgen; er wird eine Umarbeitung der SS 51 bis 
140 der vorigen Auflage und das Regiſter enthalten. 

Die Entfcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts find 
faft ſämmtlich verglichen und angeführt, einige wenige 
freilich nicht, obgleich fie vor dem Drud der betreffenden 
Paragraphen des Buches bereits erfchienen waren, aber 
ich mußte endlich einmal mit der Darftellung abfchließen, 
fonnte nicht immer wieder auf Früheres zurückkommen. 
Einige Paragraphen find früher al8 andere ihnen voraufge- 
bende ausgearbeitet worden. Am Schluß des Buches 
findet fich eine Nachweifung der Stellen, wo die Urtheile 
des Keichsoberhandelsgerichts angeführt find. 

Die zweite Auflage von Renauds Recht der Actien- 
geſellſchaften (1875) ift mir erft Ende Septembers zuges 
gangen, und hat daher auf die Darftellung der Actien- 
geſellſchaft keinen Einfluß üben können. 

Göttingen im November 1875. 

H. T. 
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Das Handelsrecht ftellt die dem Handel angehö— 
renden KRechtsinftitute dar. Es beftimmt theils die Rechts— 
verhältnifje der Privatperfonen zu einander, Brivathan- 
delrecht, theils die Rechtsverhältniffe zwifchen der Staats: 
gewalt und den Staatsangehörigen, Staatshandels- 
recht, theils die Nechtsverhältniffe mehrerer Staaten und 
deren Angehörigen zu einander, Handelsvölferrcdt. 
Diejes Staatsreht und Völkerrecht ift das öffentliche 
Handelsrecht‘. — Das vorliegende Werk ftellt das 
Handelsrecht nicht in feinem ganzen Umfang dar. Die 
mögliche Aufgabe verfolgt es in folgender Beichränfung. 
Es jtellt das Handelsrecht nur als Privatrecht dar, und 
diejes nur als deutfches Recht und diefes wiederum nur 
als gemeines Recht. Die Hauptaufgabe ift demmad) 
Darftellung des gemeinen deutſchen Privathans 
delsrehts. Diefe Aufgabe ift nur zu einem Theil 
erfüllt durch die Darftellung des Inhalts des Reichs— 
hbandelsgefegbudes; um fie vollftändig zu er: 
füllen, ift auch das übrige gemeine deutjche Privat— 
handelsrecht darzuftellen. Daneben wird das particu- 


1) Vgl. Goldfhmidt Handbuh des Handelsrechts. Zweite 
Auflage $ 1. 
Thol's Handelsrecht. Ir Bd. öte Aufl. 1 
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läre deutfche und das außerdeutſche Handelsrecht, 
und zwar beides vorzugsweife foweit als es ein allge- 
meines Handelsrecht bildet, mitbeachtet werden, und muß 
die eigentliche Handelswiſſenſchaft fortwährend in die 
Darftellung verwebt werden. Wegen der Wechjelwirkung 
dieſer verſchiedenen Rechte anf einander ift die in diejem 
Zufammenhang gearbeitete Darftellung des gemeinen deuts 
Ihen Handelsrechts von ſelbſt zugleich ein Hilfsmittel, 
das particuläre deutſche Handelsrecht (Welches gegenwärtig 
größtentheil® durch das deutſche Handelsgeſetzbuch befei- 
tigt ift) zu erkennen und zu verftehen. Um die geftelfte 
Aufgabe zu verdeutlichen, find zuvor mehrere Fragen 
zu beantworten. Was ift Handelsrecht, alſo was ift 
Handel? Was ift Handelsrecht, was Handels wiſ— 
ſenſchaft? Was ift deutſches Handelsrecht? Was 
particuläres, gemeines, allgemeines Handels- 
rcht? Was gefeglidhes, gewohnheitlidhes, wif- 
ſenſchaftliches Handelsrecht? In welchem Berhält- 
niß ſteht dieſes verjchiedenartige Recht zu einander ? 
Welche Hilfsmittel bietet die bisherige Darftellung 
des Handelsrechts? Diefen Begriffen und Fragen ift die 
Einleitung gewidmet. Der Begriff des Handels hat 
aber im diefer nur angedeutet (S 1.), nicht ſcharf beſtimmt 
werden können. Die jcharfe Feſtſtellung und genauere 
Entwidelung defjelben beruht ſchon auf eigenthümlichen 
Nechtsfägen des Handelsrechts und eröffnet daher die 
Darftellung des legtern in einem erſten Theil. Auf dem 
Handel beruht nun zunächſt das Dafein eines Kaufmanns, 
einer Waare, eines Handelsgeſchäftes. Dieſes Dreifache 
ift daher zunächft weiter zu bejprechen, die Waare natürlich 
nur foweit, als die Waarenkenntniß eine Rechtskenntniß 
iſt. Hiernach wird fich die auffallend gefundene Eintheilung 
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in den vorigen Auflagen und der gegenwärtigen rechtfer- 
tigen: Erfter Theil. Der Handel. Zweiter Theil. Der 
Kaufmann. Dritter Theil. Die Waare. Bierter Theil. 
Die Handelsgefchäfte. 

Die gefchilderte Aufgabe begreift nunmehr zuvörderſt 
die Beachtung und Darjtellung des Inhalts des Reichs: 
handelsgejegbuches, weil die Reichsgeſetze den Landesge— 
jegen vorgehen. Soweit diejer Inhalt reicht, ift eines— 
theil8 das demſelben widerftreitende bisherige deutſche 
Recht, dag gemeine wie particuläre, aufgehoben, an die 
Stelle defjelben it ein anders beſtimmendes Reichsrecht 
getreten; und ift anderntheils das mit demjelben überein- 
jtunmende bisherige deutjche Hecht, das gemeine wie par: 
ticuläre, nicht mehr als folches gültig (alfo nicht mehr 
als recipirtes römiſches Recht oder als gemeines deutjches 
Gewohnheitsrecht oder als 3. B. preußifches, bayrifches, 
württembergifches Recht gültig), an die Stelle dejjelben 
ift ein gleichlautendes Neichsrecht getreten. Soweit der 
Inhalt des Keichsgefeges nicht reiht, alfo das bisherige 
Handelsrecht und fonftige Recht weder aufgehoben noch 
wiederholt ift, bleiben dieſe Rechtsſätze als gemeinrecht— 
liche oder particularrechtliche jo gültig, wie fie es bisher 
waren. Es find große und wichtige Partieen des bisher: 
igen Handelsrechts, welche durch den zur des RHGB 
gar nicht berührt werden. 


1* 


Einleitung. 


Ss 1. | 
Der Handel. 


Mit dem Wort Handel wird ein verſchwimmender 
Begriff verbunden in den bisherigen Darftellungen 
der Handelswiſſenſchaft, Handelsgefhichte, Handelsgeogras 
phie, Handelspolitif, Theorie des Handels (Handelslehre, 
Syitem des Handels, Lehre vom Handelswejen), unter 
dem Ausdrud Handel ift auch wohl von demfelben Schrift- 
jteller bald mehr bald weniger gedacht. Klarer natürs 
lid aber verſchieden, ift der Begriff Handel gedacht 
in den bisherigen Barticularredhten', namentlid) 
den Handelsgerichtsordnungen und den Handelsgejegbüchern, 
wenn fie vom Handel und vom Handel treibenden Kauf- 
mann sprechen, und gewiſſe rechtliche Beziehungen von 
Kaufleuten unter einander und von Kaufleuten zu Nicht- 
fauflenten und von Nichtkaufleuten unter einander als 
Handelsgefchäfte, Handelsverhältniffe, Handelsſachen, kauf— 
männiſche Handlungen, Mercantilfahen, Mercantilſchuld— 
ſachen bezeichnen; fie verwerthen diefe Begriffe insbeſondere 
für die Kompetenz der Handelsgerichte* und die Entſchei— 
dung nach dem Handelsgejegbud. 
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Jene Darftellungen und Particnlarrechte laſſen ſich 
auf folgende Gedanken zurüdführen. 

Der Handel ift ein Gemwerbe, aber ein nicht pro- 
dDucirendes. Der Handel vermittelt ohne Pro- 
duction zwifhen dem Producenten und Con— 
jumenten, indem er von jenem das Product an diejen 
bringt. Diefe Bermittelung bewirkt er durch Umſatz 
d. h. durch KRaufgefhäfte und Tauſchgeſchäfte 
und anderweitige Anfchaffungsverträge und Ber 
äungerungsverträge. Den Handel hat man auch 
den eigentlichen Handel genannt. Den: Handel, dem ei— 
gentlichen Handelsgewerbe, gehören die Begriffe Kaufmann, 
Waare, eigentliches Handelsgefchäft an. 

Durh das Handelsgewerbe werden andere Ge 
werbe hervorgerufen, welche ihm behülflich und förder— 
(ich find. 

Es find Hiülfsgemwerbe für den Abſchluß der Ges 
ihäfte, dahin gehört das Commiffionsgewerbe und das 
Agenturgewerbe und das Maklergewerbe und Verſteiger— 
ungsgewerbe. 

Es find Hülfsgewerbe für die Erfüllung der Ge 
Ihäfte. Dahin gehört das Transportgewerbe (Transport 
zu Lande, auf Binnengewälfern, und zur See) und das 
Dangquiergewerbe. Zu dem Transportgewerbe gehört das 
Frachtgewerbe und das Speditionsgewerbe. Das Fracht— 
gewerbe treibt der Fuhrmann, der Ylußfchiffer und der 
Seeſchiffer. Durch den Seetransport wird hervorgerufen: 
Bau, Kauf, Verkauf, Miethe, Ausrüftung, Neparatur 
von Schiffen, Ahederei, Dienft von Schiffer und Schiffs- 
volf, Befrachtung, Pafjagiercontract, Lootjendienft, Ha: 
verei, Bergung, Bodmerei, Seeaffecuranz”. 

Bon den Hiülfsgewerben Tann auch das eine dem 
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andern, und es kann auch der eigentliche Handel den 
Hülfsgewerben Hülfe leiften. Alle diefe Gewerbe ftehen 
zu einander in Wechfelwirfung. Sie haben das Gemeinz 
fame, daß fie feine Productionsgewerbe find, und daraus 
erklärt es fich, daß diefe Hilfsgewerbe des Handels auch 
Handelsgewerbe genannt find und daß der Handel ei: 
gentliher Handel genannt ift. 

Dem Kaufmann kann für die Betreibung feines 
Gewerbes wichtig fein ein Gewerbsperfonal (diefes 
ift Comptoirperfonal und fonftiges Arbeiterperjonal) und 
auch eine Societätsverbindung. Eben fo ift es 
in Betreff der den Kaufmann Hülfe Teiftenden Gewerbs— 
leute. Die Dienftverträge und die Gefellfchaftsverträge 
find daher wichtige und Häufige Verträge aller jener Ges 
werbsleute. 

Un den fo eben gefchilderten Verkehr ift gedacht wor— 
den, wenn das Wort Handel (und die entfprechenden 
Fremdwörter) in den erwähnten und zu ermwähnenden 
Darftellungen und in den bisherigen Gefegen gebraucht ift. 

In den Particularrechten ift der Begriff Handelsge- 
werbe und Handelsgejchäft noch erweitert worden, bald 
mehr bald weniger. So namentlich auf den Umſatz mit 
hinzufommender Production; auf! eine auf eingelieferte 
und demnächſt zurüczuliefernde Sachen zu vermwendende 
Arbeit; auf die Vermiethung (des Gebrauchs) von Sadıen; 
auf öffentliche Schaufpiele und Scauftellungen. Der 
Code de commerce iſt hierfür maaßgebend gemejen. — 
Uebrigens ift beim Handel, alfo bei allem Dbigen, nur 
an bewegliche Saden zu denken. 


4) Die durch das Folgende angedeuteten Rechtsgeſchäfte Taffen 
fih doch ſchwerlich durd einen allgemeinen Gedanken zuſammen— 
halten. Vgl. dagegen Goldfhmidt Handbuh S. 309 Note 15. 
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82. 
Die Handelswiſſenſchaft. 


Den Handel in dem vorhin bemerkten Sinn kann 
man nach verſchiedenen Seiten hin und auf verſchiedene 
Art auffaſſen. Man kann ihn auffaſſen nach ſeinem 
Subject, ſeinem Gegenſtande, ſeinem Zweck, ſeinem Ge— 
triebe, jeiner Wirkung. Und zwar mit vorzugsweiſer 
Berüdfihtigung der Zeit, des Orts, feiner faufmännifchen, 
politiichen, juriftifchen Natur, man kann ihn alfo auf- 
fafjen Hiftorifch, ſtatiſtiſch, geographiſch, theoretifch, politisch, 
juriftifch, tie gefagt, vorzugsweife auf die eine oder 
andere Art, denn es verfteht fih, daß die eine Art die 
andere nicht ausfchlicht, vielmehr kann die eine Auffaffungs- 
weife eine Seite der andern fein. Nach allen diefen 
Beziehungen Hin ift er dargeftellt worden in mehr oder 
minder ausführlichen Werfen, von denen einige ſämmtliche 
oder doch die meilten, andere nur einzelne Beziehungen 
beachten. — Das Gebiet der Handelswiffenfhaft 
im weitern Sinn ift von unermeßlichem Umfang, in- 
dem es ſämmtliche Kenntniffe begreift, welche für die 
Detreibung und Regierung des Handels bedeutend 
find‘. 1. Einen Theil deffelben nimmt das Handels: 
recht ein. Es faßt den Handel von der juriftifchen Seite 
auf, d. h. infofern er Nechtsverhältniffe erzeugt, und 
jtellt daher die dem Handel angehörenden Kechtsinftitute 
dar. Andere Theile, welche man unter eigenen Namen 
ausgefondert und dargeftellt Hat, find 2. Die Waaren- 
kunde“. 5. Die Maaßkunde, und 4. die Gewichts— 
funde. 9. Die Geldfunde*, welche entweder nur dag 
bnare Geld als Münzkunde, oder aud) die Surrogate 
deffelben, entweder nur den Wechjel, als Wechfelkunde, 


nn 
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oder auch Papiergeld, Actien und Staatspapiere 
beachtet‘. 6. Die Handelsgefhichte” und 7. die Han- 
delsitatiftif. Die Gefhichte des Handels ftellt 
den Handel dar in feiner Entwidelung nad) der Zeitfolge, 
wo dann der Endpunkt diefer Entwidelung von ſelbſt 
den Zujtand des Handels in diejer Testen Gegenwart 
Ihildert; der Handel kann aber auch ausfchlieglih als 
ein gewordener Zuftand einer beftimmten Gegenwart darz 
gejtellt werden, Statiftit des Handels. Dieſe fällt mit 
der Zeit in das Gebiet der Gefchichte zurüd. Die 
Gefchichte und die Statiftif, wie überhaupt fo auch des 
Handels, kann eine allgemeine oder eine befondere fein, 
und im letztern Fall den Handel fogar nur eines einzel- 
nen Kaufmanns oder den Handel fogar nur mit einer 
einzelnen Waare' darftellen. 8. Die Handelsgeo 
graphie*. Sie befchreibt die Erdoberfläche, die ganze 
oder einen Theil derjelben, foweit die Kenntniß derfelben 
für die Betreibung des Handels bedeutend ift. 9. Die 
Handelspolitif”, Sie prüft und beurtheilt den Han- 
del aus dem Gefichtspunct des öffentlichen Intereſſe, alfo 
nach feiner heilfamen oder verderblichen Wirkung für diejes, 
damit er diefem gemäß regiert, nämlich) emporgebracht, 
aufrechterhalten, befördert, gehemmt, verändert werde, 
durch Ergreifen oder Nichtergreifen von pofitiven Maaß— 
regeln, wohin nicht nur Verfügungen und Gefege, fondern 
auch Bölferverträge gehören. Site beachtet daher aud) 
vorzugsweile das Handelsrecht; befonders um der Geſetz— 
gebung vorzuarbeiten. Sie ift demnach die Lehre von 
der Negierung des Handels. 10. Die Theorie des 
Handels. Bon diefer wird im folgenden 8 die Rede 
fein. 
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8 3. 


Die Theorie des Handels. 


Die Theorie des Handels begreift die Handels- 
wiffenschaft im engern Sinn und die Vehre von der 
faufmännifchen Klugheit. 1. Unter dem Namen der 
Handelswiſſenſchaft, alfo in einem engern Sinu 
aber dem eigentlichen, ift ein Theil jener allgemeinen 
Handelswiſſenſchaft vielfach bearbeitet worden, auch unter 
andern Namen, wie z. B. Handelsichre, Iheorie des 
Handels, Syftem des Handels, Darftellung der Hand» 
lung, ohne daß die Schriftfteller fich deutlich des Gegen: 
ftandes und mithin der Grenzen ihrer Aufgabe bewußt 
waren; denn ſelbſt wenn fie diejelbe anfangs bezeichnen, 
jo it fie doch hinterher entweder überfchritten oder nicht 
vollftändig erfüllt. Man braucht feltener für das Ganze 
den Ausdrud, obgleich er nicht unpafjend wäre, Handels: 
Wejen, als daß man die einzelnen Theile mit dem 
lettern Wort bezeichnet, und demnach fpricht vom Gejell- 
Ihaftswejen, Kaufweſen, Creditwefen, Zahlungswejen, 
Wechſelweſen, Scontrowefen, Bankweſen, Maflerweien, 
Commiffionsweien, Transportweſen, Speditionsweſen, 
Fuhrweſen, Seeweſen, Frachtweſen, Rhedereiweſen, Bod— 
mereiweſen, Aſſecuranzweſen, Markt- und Meßweſen, 
Börſenweſen, Contorweſen', zu welchem insbeſondere die 
kaufmänniſche Correſpondenzführung, die kaufmänniſche 
Buchführung und die kaufmänniſche Rechenkunde gezählt 
werden. Man ſieht: es iſt darauf abgeſehen, das Ver— 
ſahren der handeltreibenden und der ihnen Hülfe leiſtenden 
Perſonen, die ganze Geſchäftsthätigkeit derſelben, die 
Verhältniſſe, welche ſie in dieſer ihrer Eigenſchaft zwiſchen 
ſich unter einander fo wie zwiſchen fi) und Andern 
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begründen, zur fchildern, und nicht bloß diefes, fondern 
auch die dem Handel dienenden Einrichtungen und An: 
ftalten zu befchreiben, es fpricht fi in der Ausführung 
der Gedanke aus, daß man die Art und Weife der 
Detreibung des Handels, mit einem Wort das Getriebe 
des Handels darftellen wolle. Hierin und nur hierin 
jolfte man denn auch die Aufgabe der Darftellung fegen, 
daher aber auch die Eontorfunde, wenigftens die erwähnten 
drei Zmeige derfelben der Handelswiſſenſchaft zuzählen. 
So aufgefaßt befriedigt die Handelswiſſenſchaft zugleich 
ein Bedürfniß des Handelsrechts, da fie die eigentliche 
Unterlage deffelben bildet. Sie liefert dem Handelsrecht 
den Stoff zu der rechtlichen Beurtheilung, das Thatfächliche, 
den Thatbeftand‘ Uber damit fie diefen Zmed 
erreiche, und weil das IThatfächliche ſelbſt theilweife fchon 
juriftifcher Natur ift, fo darf der Darfteller des juriftifchen 
Blickes und Urtheiles nicht entbehren, und daher find 
theilweife ihre Beobachtungen und Mittheilungen ungenü- 
gend und ihre Urtheile unrichtig, denn fie giebt, von 
Nichtjuriften dargeftellt, nur das, was dieſen bedeutend 
erfcheint, und daher nicht alles das, was für den Juriſten 
wirklich Bedeutung Hat, und giebt dasjenige davon, was 
juriftifch ift, im dem Licht oder vielmehr Dunkel einer 
unguriftifchen Anfchauung. Daher Tann und muß die 
Handelswiſſenſchaft von dem Iuriften ergänzt und berichtigt 
werden. Die Handelswifjenfchaft läßt fich im Allgemeinen, 
nämlich ohne andere als nur ausnahmsweife Berüdfichti- 
gung von Subject, Gegenftand, Ort darftellen, wegen 
des vielen Gemeinfamen, was die Art und Weife der 
Detreibung des Handels in allen diefen Beziehungen 
hat“. 2. Die Lehre von der kaufmänniſchen 

2) Meine Einleitung in das deutſche Privatredht. 1851. 8 32. 
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Klugheit Handelt von der Eugen, das heißt zweckgemäßen 
Einrichtung der Verfahrungsweiſe der handeltreibenden, 
auch wohl der ihnen Hülfe leiftenden Perfonen. Es fehlt, 
fie zu bezeichnen, an einen hergebradhten Namen; gegen 
den Namen Privathandelspolitit werden die Kaufleute 
weniger als die Gelehrten einwenden. Sie wird als 
Lehre nur zu. erlaubten Zweden erlaubte Mittel an die 
Hand geben, aber der kaufmänniſchen Klugheit gehören 
auch die Practifen an, denen die befondere, dem redlichen 
Kaufmann fremde Moral, daß felbft der fchlechte Zweck 
die Schlechten Mittel heilige, unterliegt, welche unter An- 
derm auch Mittel, die Geſetze zu umgehen, erfindet. 
Abgefehen davon, daß fie im vielfacher Hinficht ihrer 
Natur nad) oder fonftiger Rückſichten wegen feine Auf— 
zeichnung oder Mittheilung leidet, und daher oft Geheimniß 
einzelner Kaufleute oder Nechtsgelehrten ift, fo ift eine 
allgemeine, feparate Darftellung* derjelben ſchon deshalb 
nicht möglich, weil fie faft jedes Glied der Handelswiſſen— 
ſchaft durchdringt, und daher die letztere wiederholen würde, 
daher findet fich denn auch das Meifte derfelben nur in 
jerjtreuten Bemerfungen, befonders in den Werfen über 
Handelswiffenfchaft und Handelsrecht, dargeftellt oder 
angedeutet‘. Aber einzelne Theile der Handelswiffenfchaft 
laſſen fich allerdings vorzugsweife aus dieſem Gefichtspunet 
bearbeiten, wie dies denn auch vielfach gefchehen ift. An 
eriprieglichiten für das Handelsrecht würde die Darftellung 
der kaufmänniſchen Klugheit in Betreff der Abſchließung 
der einzelnen Handelsgejchäfte fein, nämlich die Betrachtung 
der leßtern von Seiten der Faufmännifhen Speculation. 
Bei diefer Auffaffung liegt die Frage zum Grunde, 
warum gerade diejes oder jenes Gefchäft, und warum es 
jo und nicht anders abgejchloffen wird, was durch daſſelbe 
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erreicht werden foll und Kann, und was man bei dem: 
jelben wagt. Erſt diefe Seite führt in vieler Beziehung 
zur richtigen juriftifhen Würdigung der Berhältniffe, 
nämlih auf die eigentliche Meinung der Kontrahenten. 
In diefer ihrer Bedeutung für das Handelsrecht ift die 
kaufmänniſche Speculation noch nicht allgemein erfannt 
und beachtet”. 


8A, 
Das Handelsredt. 


Das Handelsrecht" ftellt die dem Handel angehörenden 
Nechtsinftitute dar. Es beftcht aus einer unendlichen 
Menge einzelner Nechtsfäse?. Diefe find nicht zuſam— 
menhangslos, aber je fehärfer man jeden einzelnen Rechts- 
fat für fich hinzuftellen verfucht’, um fo tiefer dringt man 
in ihren Zufammenhang ein. Durd einen foldhen Vers 


6) Die kaufmänniſche Speculation ift zuerſt mit einiger Voll- 
ftändigfeit entwidelt in meinem Berfehr mit Gtaatöpapieren. 
Göttingen 1835. 

1) Literatur der Geſchichte des Handelsreht3: Anhang. 

2) Nicht einer diefer Rechtsſätze wird dadurch gefunden, daß 
man fagt, fie beruhten alle auf dem guten Glauben, auf Treu 
und Ölauben, auf der bona fides, auf der bonne foi, auf dem 
faufmänniihen Credit. In diefen vieldeutigen Worten ijt ein 
Rechtsſatz, den man irgend anwenden könnte, alfo auch ein Brincip, 
nicht enthalten. Nicht eine Frage kann aus ihnen mit Sicherheit 
-entichteden werden. Man ftelle eine Frage, — fie müßte nun fofort 
entfchieden fein. Vgl. auch Göfchel zerftreute Blätter. Bd2 ©. 85. 
Hefe und Eropp Abhandlungen. Bd 1 ©. 118. Über die 
Pedeutung von Treu und Glauben für die Entwidelung eines 
wiffenihaftlihen Rechts vgl. unten 8 15 und für die Auslegung 
der Handelsgeihäfte unten 8 

3) Hierfür iſt zunächſt die Eintheilung der Rechtsſätze in 
beredhtigende, begriff3entwidelnde und verneinende zu beachten. 
Bol, meine Einleitung in d. d. Pr. R. SS 33 -40. 
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fuh, welcher die Zahl der Rechtsſätze nicht vermehrt 
jondern zeigt, nimmt die Einfachheit des Rechts, welches 
num einmal bei den gegenwärtigen verwidelten Yebensver- 
hältniffen nicht einfach ift noch fein kann, keinen Schaden. 
Die Aufgabe ift befchränft auf die Darftellung des deut- 
Ihen Handelsrechts. Diejes wird hier verftanden als 
das in Deutſchland geltende Handelsrecht. Diejes 
deutihe Handelsrecht ift theils fremdes, in Deutjch- 
land recipirtes, nämlich römiſches Recht, theils einheimi— 
ches Recht, deutjchen Urfprungs, deutſches in diefem 
engern Sinn. 


8 5, 
Das römiſche Red. 

Das in Deutichland geltende Handelsrecht beruht 
auf dem römischen Recht in zweifacher Art‘, 1. Ein- 
mal enthält es eine Menge Handelsrechtlicher Säge, welche 
gegenwärtig gültig find‘. Das römiſche Handelsrecht ift 
gültig wie das römische Recht überhaupt, feine Gültigkeit 
beruht auf einem allmäligen Anwachſen feiner Geltung, 
es ift recipirt worden durch die Praxis, durch die Anwen— 
dung, die e8 gefunden, es iſt dadurch unſer Recht gewor- 
den“. Der Zuftand der Neception ift Fein fertiger, wie 
er es auch nie war, noch fortwährend wird recipirt und 
ausgejtogen. Es, joweit es gültig ift, mit einem Stoß 
fortjchaffen wollen, ift ein unhiftorifches und unpractifches 
Bemühen‘. 2. Ferner hat der Umftand, daß das römi- 

1) Goldihmidt in feiner Zeitihrift BB 1 S.5—7. Gold: 
ſchmidt Handbuch Aufl. 2 ©. 14. 

2) Eine Darjtellung des römiſchen Handelsrechts giebt Par- 
dessus collection de lois maritimes. Bd. 1. 1828. &.53—132, 

3) Vgl. meine Einleitung in d. d. Pr. R. $ 25 md $ 69, 

4) VBgl. Puchta Pandekten. $ 7. 
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Ihe Recht die Grundlage unferer ganzen juriftifchen Bil- 
dung und Anſchauung ift, und daß es in den Materien 
de8 allgemeinen Privatredhts, welche in das (jpecielle) 
Recht des Handels einfchlagen, mit nur geringen Modi- 
ficationen unſer heutiges gemeines Recht bildet, die Folge, 
daß das römische Recht durchweg das deutjche Handelsrecht 
durchdringt, und auch dies ift gar nicht beflagenswerth*. 
Ver das Handelsrecht ohne fortwährendes tiefes Eingehen 
auf das römische Recht bearbeiten wollte, würde außer 
dem Zujammenhang des wirklich geltenden Rechtes ftehen. — 
Das römische Recht ift ein gemeines deutſches Nect. 
8 6. 
Das particuläre und gemeine Handelsrecht. 

Das in Deutjchland geltende Handelsrecht ift, ab- 
gefehen vom römischen Hecht und vom Code de com- 
merce, deutjches Recht in dem Sinn deutjchen Urfprungs. 
Diefes deutfche Handelsrecht ift entweder gemeines' oder 
im Gegenjag von diejem particuläres Recht. Diefe Ber 
griffe, obgleich dem Handelsrecht nicht eigenthümlich, 
bedürfen einer Erläuterung. Der Gegenjat fett zuvörderſt 
mehrere Rechtsgebiete voraus. Ein Rechtsgebiet, d. 5. 
ein Gebiet, welches Rechtsquellen hat, unterjcheidet ſich 
dadurch von andern Rechtsgebieten, daß es feine befondere, 
d. h. ihm allein angehörende Nechtsquelle Hat. Ein 
Nechtsgebiet kann überdieg aus mehreren, aljo Eleineren, 
Rechtsgebieten, von welchen jedes feine bejondere Rechts: 
quelle hat, beftehen. Wenn diefes der Fall ift, jo nennt 
man das auf einer Rechtsquelle beruhende Necht des 
ganzen Gebietes ein gemeines Recht diefer kleineren 
Rechtsgebiete, diefer Theile aus welchen es befteht, und 

5) Kent Vol I. Lecture XXIII. Die drei Ietten Geiten, 
1) Goldſchmidt Handbuh Aufl. 2 ©. 290, 
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nennt im Gegenfag davon das Recht, welches jedes diejer 
Heineren Rechtsgebiete Eraft feiner beſonderen Rechtsquelle 
hat, ein particuläres Recht diefes Gebietes. Demnach 
it das gemeine Recht gültig für ein Gebiet, welches in 
Gebiete des Particularrechts zerfällt, Fraft einer Rechts— 
quelle; es iſt gültig für die kleineren Gebiete des Parti— 
cenlarrechts, weil fie Theile des Ganzen find, für 
welches es gültig iſt. Demnach fegt der Begriff des 
gemeinen Rechts mehrere Rechtögebiete, und daß dieſe 
überdieß einer und derſelben gemeinjamen Nechtsquelle 
unterliegen, voraus. Das Recht, welches nad) einer 
Auffaffungsweife ein gemeines Recht ift, kaun nach einer 
andern ein particuläres Recht fein, weil ein Nechtsgebiet 
in Feinere Rechtsgebiete zerfallen und zugleich Theil eines 
größeren Nechtsgebietes fein fan. Das gemeine Recht 
verliert dadurch, daß feine Gültigkeit für einige der Eleineren 
Gebiete durd) das particuläre Necht derjelben ausgeſchloſſen 
it, nicht feinen Character als gemeines Necht für die 
übrigen Gebiete, fei auch nur eines übrig, es gilt für 
diefes als für den Theil eines Ganzen und nicht als 
particuläres Recht. Es giebt ein gemeines Provinzialrecht, 
ein gemeines Yandrecht, ein gemeines deutjches Hecht, ein 
gemeines europäisches Recht. Das gemeine deutſche 
Handelsrecht iſt denmac ein Handelsrecht, welches für 
ganz Deutjchland auf einer Kechtsquelle beruht, es ift 
gültig für alle Kechtsgebiete, welche Deutfchland bilden. 
Deutichland ift in diefem Zuſammenhang in einem vers 
Ihiedenen Sinn zu verftehen. Es gab und giebt ein 
gemeines Recht für das alte deutjche Reich (römifche Neid) 
deutjcher Nation)’, für den norddeutichen Bund, für den 


2) Über diefe den Handel betreffenden Reichsgeſetze vgl. 
Goldſchmidt Handbuch Aufl. 2 ©. 46-—48. 
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deutjchen Bund, für das deutjche Reich und zwar entweder 
ohne oder mit Einfluß von Elſaß und Pothringen. Zu 
dem gemeinen deutſchen Handelsrecht verhalten ſich die 
deutjchen Stadtrehte und Provinzialrechte und Land: 
rechte als Particularrehte. Zu dem gemeinen euro- 
päifhen Handelsrecht verhält fich ſelbſt das gemeine 
deutjhe Recht, und verhalten fih die auferdeutfchen 
Landesrechte, z. B. das franzöfifche, italienifche, fpanifche, 
portugiefische, holländische, ungrijche, engliſche Handelsrecht 
als Particularrehte. Seine größte Bedeutung hat das 
gemeine Hecht dadurch, daR es das particuläre echt 
ergänzt, wo e8 diefem an Rechtsſätzen fehlt, es ergänzt 
die Lücken des Particularrehts. Ein im der Form des 
Particnlargefeges erjcheinender Rechtsſatz ift feinem Inhalt 
nach zuweilen gemeines Recht, aber die Form macht ihn 
durchweg zu einem particulären Recht, er ift particulär 
befeftigt. Daher bleibt er particulär gültig, wenn gleich 
er als gemeinrechtlicher aufhört. Es ift für die Findung 
des gemeinen Nechts bedeutend, daß ein gemeinrechtlicher 
Rechtsſatz in einem Particulargefeg verftedt jein Tann. — 
Bon dem gemeinen Net ift zu umterjcheiden das 
allgemeine Recht, von der gemeinredhtlidhen 
Gültigkeit eines Nechtsfages oder eines Nechtsinftitutes 
für ein Gebiet, z.B. für Deutfchland, die allgemeine 
particularrechtliche Geltung eines foldhen im 
einem Gebiet z. DB. in Deutjchland. 


8 7. 
Das allgemeine Handelsrecht. 
Bon dem gemeinen Recht iſt zu unterjcheiden das all- 
gemeine Recht. Auch diejes gilt in einer Mehrzahl 
von Rechtsgebieten. Aber es beruht für fie nicht auf 
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einer Rechtsquelle, fondern auf eben fo vielen particulären 
Rechtsquellen, als e8 eben Rechtsgebiete find‘. Es macht 
nicht einen Gegenſatz zum particulären Recht, e8 ift par- 
ticuläres Recht. Es ift nur durch die Particularrechte 
und nur in ihnen vorhanden. Es ijt eine Zufammens 
jtellung, ein Aggregat, eine Statiftif, von mehreren Par- 
ticularrechten, infofern fie einen und denjelben Rechtsſatz 
oder ein und dafjelbe Rechtsinftitut enthalten. Die Über: 
einftimmung kann in einzelnen oder vielen oder faſt allen 
oder allen Barticularrechten des Gebietes, defjen Parti- 
cularrechte man eben durchſucht, einer Provinz, eines 
Landes, Deutjchlands, Europas, des ganzen Erdballs fid) 
finden. Das allgemeine Handelsrecht ftellt die 
Rechtsſätze dar, melche fich bei allen oder doch bei vielen 
Handel treibenden Völkern und Staaten (entweder der 
ganzen Erde oder Europas oder Deutjchlands) überein- 
fimmend vorfinden. Diefe Allgemeingültigfeit eines 
Rechtsſatzes beruht aljo auf vielen particulären Rechtsfägen. 
- Dennoch ift fie für das gemeine deutfche Handelsrecht, 
auch für das gemeine enropäijche Handelsrecht bedeutend, 
weil diefe übereinftimmenden Geſetze und Gewohnheiten 
großentheils Rechtsjäge enthalten, welche nur Folgerungen 
aus der Natur der Sache find, -und weil der lebendige 
Handelsverfehr überall wie gleiche Einrichtungen und Be 
dürfniffe jo auch gleiche Rechtsanfichten ſchafft. Er bringt 
die Glieder eines Volkes und die Völker, feien fie örtlich 
von einander noch jo entfernt, in eine beftändige Geſchäfts— 
verbindung, und erzeugt in dem geſammten Handelsftande 
ein lebendiges Bewußtſein des diefelbe beherrfchenden Nechts, 
eines und defjelben Rechts. Unmerklih und immer deut- 


1) 2gl. auch Goldihmidt Handbuch Aufl, 2, S. 291—293. 
Hör 8 Handelsrecht. Ir Bd. dte Aufl. 2 
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licher und feiter geht auch die Rechtsanſicht, welche in den 
Gefegen des einen Landes ſcharf und beftimmt ausge- 
Iprochen ift, in das Bewußtſein anderer Völfer über, 
indem es hier die alten Anfichten abrundet, berichtigt, 
ergänzt, erweitert und auch ganz neue ſchafft. Das 
urfprünglich fremde Recht wird in unmerkbaren Übergängen 
auch ein einheimiſches Hecht und wird dann durd die 
Geſetzgebung auch hier gegen Anfechtung gefichert. Das 
particnläre deutjche wie das. auferdeutiche Handelsrecht 
hat daher auf die Entjtehung und Ausbildung auch des 
gemeinen deutjchen, wie auc des gemeinen europäifchen 
Handelsrechts vielfach eingewirft, jo daß es für die Fin— 
dung und das Verſtändniß dieſes zwiefachen gemeinen 
Nechts nicht entbehrt werden Fan. Das allgemeine 
deutfche und außerdeutſche Handelsrecht dient dazu, Die 
Erfenntnig des Weſens eines Rechtsinftitutes zu erleichtern, 
die aus einer wiljenfchaftlihen Entwidelung refultirenden 
Rechtsſätze des gemeinen Rechts, aljo das wiljenjchaftliche 
gemeine Recht, als richtig zu belegen, und das gemeine 
Gewohnheitsrecht, die gemeinen deutjchen und europätjchen 
Handelsüfancen, zu finden, denn das allgemeine Recht ift 
nicht jelten ein particulär befeftigtes gemeines Recht. 
Hieraus erhellet, daß das deutjche Handelsrecht in vielen 
Sätzen nicht lediglich ein deutjches, fondern auch ein euros 
päiſches oder jelbit ein Handelsrecht des ganzen vom Handel 
belebten Erdballs ift'. Ein allgemeines (alfo ein übers 
einftimmendes particuläres) deutſches Handelsrecht wurde 
beabfichtigt und erreicht durch den Entwurf eines allgemeinen 
deutschen Handelsgefegbuches; fpäter wurde der Inhalt 
ein gemeines deutjches Hecht. 


1) Bgl. Fremery &tudes &, IIL.IV. u. chap. IL 6, 12—21. 
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88. 
Das particuläre deutfche Handelsrecht. 

Die particulären deutfchen Handelüfancen find zu 
einem Theil geſammelt worden‘. Das particuläre deutjche 
gejegliche Handelsrecht war, bevor das allgemeine deutfche 
Handelsgejegbucd eingeführt ward, meiftens in einzelnen 
Specialgefegen’ (ſ. g. Ordnungen) enthalten, na— 
mentlich in Merkantil:, Markt, Meß-, Börjen-, Banco, 
dirmen-, Procuren-, Makler, Wechfel-, Concurs- (Fallit-), 
Schiffs-, Alfecuranz Ordnungen, aud in den Stadtrechten 
und den Handelsgerichtsordnungen‘. Nur drei mit dem 
Streben nad) Vollſtändigkeit und ſyſtematiſch abgefafte 
eigentliche Handelsgejegbücder Haben wir in Deutjch- 
land: 1. Für Preußen das allgemeine Landrecht für 
die preußiichen Staaten in Buch II. Titel 8. Abſchnitt 
7—14. 8 475—2464°. 2. Für diejenigen deutjchen 
Länder, in welchen das franzöfifche Recht gilt, den Code 
de commerce’, 3. Yür Baden den Anhang des Code 
Napoleon als Landrecht für das Großherzogthum Baden 
vom 3. Februar 1809. Diefer „Anhang von den Han- 
delsgejegen“ ift der Code de commerce mit vielen Zu- 
fägen und Aenderungen‘. Das öfterreihifche Geſetzbuch ift 
nicht auch Handelsgeſetzbuch. Der Inhalt diefer Handels- 
gefegbücher und jener Specialgefege ift zum größten Theil 
aufgehoben durch das ADHG und deſſen Einführungsgefege. 

1) Verzeichniß folder Sammlungen: Anhang. 

2) Hervorzuheben ift folgende Sammlung: Hamburger:Hans 
del3:Arhiv. Sammlung der auf Schiffahrt und Handel bezüglichen 
Hamburgifhen Berträge, Verordnungen und Belanntmadhungen. 
Zuerit Hamburg 1857. Sodann fortgejekt. 

3) Goldſchmidt Handbuh ©. 48. 

5) Rheiniſches Handelsgeſetzbuch: Anhang. 

6) Literatur: Anhang. 


2% 
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89. 
Die außerdeutſchen Handelsgeſetzbücher. 


Die anßerdeutſchen Handelsgeſetzbücher find folgende ': 

1. Ocfterreih”. Das ADHGB (d. h. die vier 
erften Bücher, nicht das Seerecht) ift im Kraft getreten 
am 1. Juli 1863 für die gefammte Monarchie (ausge 
nommen die Pänder des ungarijchen Rechts), jedoch für 
die Militärgrenze erft am 1. October 1863. Es hat 
den Titel: Allgemeines Handelsgeſetzbuch für das Kaiſer— 
thum Defterreih. Das öfterreihifche Handelsrecht gilt 
auch im Fürſtenthum Liechtenſtein“. 

2. Ungarn“. XV—XXI und XXIX Geſetzartikel 
des ungrifchen Neichstages 1839 bis 1840°%. Es find 
784 in den Zahlen nicht durchweg fortlaufende Paragraphen ®. 


1) Der Stand des außerdeutfchen Handelsrechts iſt am ein- 
gehendjten in Goldihmidts Handbuh 8 24—32 ©. 209--289 
dargeftellt. Die folgende Reihenfolge der Staaten entipricht 
derjenigen, in welder in dem zweiten Band des vorliegenden 
Wertes das Wechſelrecht aufgeführt ift. Die Zahlen der folgenden 
Noten find jo gewählt (durch Weglaffung und zugejegte Buchſtaben), 
daß fie den Notenzahlen in $ 155 des zweiten Bandes entſprechen, 
damit die dad Wechſelrecht und Handelsredht betreffenden zufammen 
gehörigen ‚Bemerkungen leichter überblidt werden Eönnen. 

2) Goldihmidt Handbuch S. 187—192. 

a) Goldihmidt Handbuch S. 193—196. 

4) Ueberjegungen: Gefebartifel de3 ungriſchen Reichstages 
1839 bi3 1840, nebit dem Wechſelrechte und den übrigen Credit: 
gefegen für das Königreich Ungarn. Überſetzt und mit den nöthigen 
Erläuterungen verjehen von Joseph Orosz. Preßburg 1840. 
Eine franzöſiſche Überfeßung in St. Joseph concordance S. 1— 
131; eine englifhe in Leone Levi commercial Law. 

5) Die Gefetesartifel betreffen abgefehen vom Seerecht die 
meiften Materien des Handelsrecht, Vgl. Note 5 im Anhang. 
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3. Die Schweiz“. Der Entwurf eines ſchweizeriſchen 


Handelsrechts vom Jahr 1864 ift aufgegangen in einem 
Entwurf eines jchweizerifchen Dbligationenrechts, welcher 
1869— 1872 ausgearbeitet ift”. — Der Zuftand in den 
Cantonen ift verfchieden: entweder beftehen gar Feine bes 
fondern Handelsgefete oder nur (Handelsrecht enthaltende) 
Einzelgejege oder befteht ein Handelsgeſetzbuch oder ein 
Privatgeſetzbuch meitern Inhalts. Die beiden letztern 
Codificationen betreffend fo ift zu unterfcheiden bie Gruppe 
der franzöfifchen ” und die der deutſchen“ Rechtsbildung. 


6) Fid. — Munzinger. — Goldihmidt ©. 221—232, 
7) Goldimidt Handbuch S. 223—225. 


10) Genf Code de commerce Goldihmidt S. 226 
Bern zu einem Theil Code de commerce 228 
Teffin Codice eivile 1837 228 
Neuenburg Code civil 1853—1855 227 
Waadt Code eivil 1821 228 
Freiburg HGB in beiden Sprachen 1850 227 
Wallis Code eivil 1845—1854 228 

14) 

Bern zu einem Theil Givilgefeßbud von 1824—1831 228 
Luzern Bürgerl. Gſb. 1831—1839 229 
Aargau Civilgeſetzbuch 1852 229 
Solothurn Civilgeſetzbuch 1841—1847 229 
Zürich Privatrechtl. Gſb. 1853—1855 229 
Graubünden Bündneriſches Gſb. 1862 230 
Schaffhauſen Privatrechtl. Gib. 1864—1865 230 
Thurgau Privatrechtl. Gib. 1859 230 
Zug Privatrechtl. Gib. 1861 230 
Appenzell a. R. [Wald Gib. oder Geſetze? 1860. 1861 230 
Unterwalden nid dem Allgem. Gjb. 1857. 1852.1859 230 
Bafel Stadt Nur Einzelgefebe 230 
St. Gallen Nur Einzelgeſetze 231 
Glarus - Bürgerl. Gſb. 1869. 1870 231 
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Es find nur wenige Gebiete, in welchen gar feine befon: 
dern Handelsgejege beſtehen“. 

Das übrige Ausland betreffend. 

1. Sranfreid. Code de commerce”. 648 Ar- 
ticles. Gilt feit dem 1. Januar 1808. Er ift auf 
die unter Ludwig XIV. und Colbert abgefaßten ordon- 
nance de commerce von 1673 und ordonnance de 
marine von 1681 gebauet, welche er oft nur wiederholt "*. 
Ungemein weit erjtredt fich durch Neception und Nachbil- 
dung das Rechtsgebiet de8 Code de commerce"? Er 
liegt den folgenden Handelsgefegbüchern mehr oder weniger 
zum runde '“, 

2. Königreih Italien”. Handelsgeſetzbuch“. In 
Kraft getreten mit dem 1. Januar 1866 in ſämmtlichen 
Provinzen des Königreichs”. Es ift, wie e8 in dem 


ohne codifieirtes Privatrecht 


und aud ohne Handelsrecht. ©. 231 


15) Baſel Land 
Schwyʒ | 
Uri 

16) CODE DE COMMERCE, EDITION DES ARCHIVES DU DROIT 
FRANGAIS, CONFORME, POUR LE TEXTE, A L’EDITION OFFICIELLE, 


PARIS 1808. MWeberfeßungen nennt Note 16 im Anhang. 

166) Dal. Goldſchmidt Handbuch S. 212. 213. 

166) Über die Gedichte des Code de commerce und die an 
denfelben ſich anjchliegenden Geſetze und Literatur und deutichen 
und italienifchen Bearbeitungen vgl. Goldſchmidt Handbuh ©, 
209— 211. 213—220. 

17) Dal. Goldſchmidt Handbuch ©. 244— 249. 

18) Überjegung: Das Handelsgeſetzbuch für das Königreich 
Italien. Ins Deutjche überjegt von Dr. D. Trewes. Wien 1868. 

19) Hiernach find von den Handelsgeſetzbüchern, welche in dem 
gegenwärtigen Gebiet des Königreichs Italien früher galten, mit 
dem 1. Sanuar 1866 außer Kraft getreten: 

1. HGB für das Königreich beider Sicilien. Codice per 





— —— — 
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Einführungsgefeg vom 25. Juni 1865 heißt „das Alberti- 
nifhe HGB mit Rüdfihtnahme auf die durch das Geſetz 
vom 15. April 1853 u. ſ. w. eingeführten Modificationen ”, 
Das albertinifshe HGB ift das fardinische von 1842, 
3. -Spanien*. HGB vom 30. Mai 1829. Cödigo 


lo regno delle due Sicilie. Parte quinta. Leggi di eccezione 
per gli aflari di commereio. alt jeit dem 1. September 
1819. — Überfegungen: franzöfiiche in St. Joseph Concordance 
S. 189—193; englifhe in Leone Levi commercial Law. — 
Eine kurze Darjtellung von Capei, Advocaten in Florenz, in der 
Zeitfchrift für R.W. und Gy. des Auslandes Bd, 3. 1831. 
Nr U. ©. 52—74. Über die Berfciedenheiten zwifchen dem 
neapolitanijhen und dem franzöfiihen Handelscodex. 

2. das HGB für das Königreich Sardinien. Codice di 
commereie per gli stati Sardi. Galt feit dem 1. Quli 1843, 

3. das HGB für das Herzogtum Modena. Codice com- 
merciale per gli stati Estensi. Galt jeit 1851. 

4. das HOB für das Herzogthum Parma, Es galt ber 
Code de commerce. 

Nicht außer Kraft getreten ift gleichzeitig (ift ein fpäteres 
Geſetz erſchienen ?) 

5. das HGB für den Kirchenſtaat. Regolamento provvi- 
sorio di commereio. 608 Articoli. Und Editto del primo 
Giugno 1821. 44 Articoli. Beide gelten für den ganzen 
Kirchenftaat feit dem 1. Juli 1821. Der Titel lautet: 

REGOLAMENTO PROVVISORIO DI COMMERCIO FINORA VIGENTB 
NELLE PROVINCIE DI SECONDA RICUPERA E MODIFICATO SECONDO 
LE PRESCRIZIONI DELL’ EDITTO DEL PRIMO GIUGNO 1821. DELL 
EMO E REVMO SIGNOR CARD. SEGRETARIO DI STATO. Da osser- 
varsi in tutto lo Stato Pontificio fino alla pubblicazione, ed atti- 
vatione del nuovo Codice di Commercio. BRomA MDcccxxi. — 
Vgl. den Auffag ven Arndts: Über die neuejte Gejeßgebung im 
Kirchenſtaate. Inder Zeitjchrift für R.W. und Gg. des Auslandes 
Bd 8. 1836. Ar XI. ©, 251 —266 und Bd 9, 1837, NrIl. 
S. 7—115. 

*) Goldſchmidt Handbuh S. 237—240, 
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de Comercio”. 1219 Articulos. Gilt feit dem 1. 
Januar 1830°”°, Publicirt aud) 
für Cuba am 1. Februar 1832; 
für Puerto Rico am 17. Februar 1832; 
für die Philippinifchen Inſeln am 26. Juli 1832. 
4. Die ordenanzas de la villa de Bilbao” vom 
7. Auguft 1774 gelten 
in einem Theil von Central: Amerifa, nemlic in der 
Kepublif Guatemala; und 
in der Republik Honduras; und 
in einem Theil von Süd-Amerika, nemlich in der 
Republik Paraguay. 
5. Portugal*. HGB vom 18. September 1833. 
Codigo Commercial Portuguez”. 1860 Artigos. 


21) Ausgaben nennt Note 21 im Anhang. Überfegungen: 
Deutfhe: Spaniſches Handels-Geſetzbuch. Nach der amtlichen 
Madrider Ausgabe überfegt von F. C. Schumacher. Hamburg 
1832. Franzöſiſche Überfegung in St. Joseph Concordance 
S.1—123. Engliſche Überjegung in Leone Levi commercial 
Law. — Eine Darjtellung diejes Handelsgefeßbuches von Mit: 
termaier: in der Zeitichrift für R. W. und Gg. des Auslandes 
Br 2. 1830. Nr XXIV. ©. 482—488 und Bd 3. 1831. 
Nr II. ©. 74—88. Die verfprochene Fortſetzung fehlt. 

21a) Er hat zur Grundlage den Code de commerce, deffen 
Ordnung er befolgt, und das fehr vollftändige Handelsgeſetzbuch 
von Bilbao (über diefes vgl. Goldihmidt Handbuh ©. 40. 41), 
dem großentheil3 die Ältere franzöfiiche Geſetzgebung zum Grunde 
liegt. Vgl. die in der vorigen Note citirte Darftellung von 
Mittermaier, und Pöhls Seereht Thl. 2. ©. 379. 

22) Bol. unten Bd 2. 8155 Note 22—25 und Goldſchmidt 
Handbuch ©. 40. 41. 

*) Goldjhmidt Handbuh S. 241—243. 

26) CODIGO COMMERCIAL PORTUGUEZ. LIsBOA 1833. ine 
andere Ausgabe: Porto 1836. — Eine deutſche Überjegung 
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Iſt erft fpäter in Kraft getreten”, Durch Vollftändig- 
feit, Umficht und Schärfe alle früheren Handelsgeſetzbücher 
übertreffend“b. 

6. Holland*. HGB vom 10. April 1838. Wet— 
boek van Koophandel”. 923 Artikels. Gilt feit 
dem 1. October 18386. | 


mir unbefannt; eine franzöfiiche in St. Joseph Concordance ©. 
1—132; eine englifhe in Leone Levi commercial Law. — 
Eine kurze Anzeige defjelben von Pinheiro in der Zeitichrift für 
R. W. und Gg. des Auslandes Bd 8. 1836. ©. 470 -474. 
Die bier verfprodhene umfländlihe Darftellung des Codigo fehlt. 

26a) Goldihmidt Handbuh S. 241. 

2656) Der Codigo ift ausgearbeitet mit Berüdfichtigung des 
preußifhen Landrechts, des niederländiichen, franzöfiichen, italieni— 
hen, jpaniihen Handelsgeſetzbuches, des englifchen, ſchottiſchen, 
ruſſiſchen Rechts, und der deutſchen Particularredte, außerdem 
der alten Geerehte. So berichtet der Verfaſſer Jose Ferreira 
Borges (nicht Berges). Außerdem mit ftarfer Benutzung des 
Werkes von Jose da Silva. Vgl. unten $ Literatur. 

*) Goldſchmidt Handbud S. 234—237. 

27) WETBOEK VAN KOOPHANDEL. OFFICIELE UITGAVE. 's 
GRAVENHAGE, 1838. — Register op het W. v. K., door twee 
Regtsgeleerden vervaardigd. 's Gravenhage. 1839. — Deutſche 
Überjetung: Holländifches Handels = Gefetbuh) von 1838. 
Nah der amtlichen Ausgabe überfegt von F. C. Schumader. 
Hamburg 1840. Franzöfifhe Überfeßung in St. Joseph Con- 
eordance S. 1—121. (lÜberfetung von Foucher 1839 und von 
Wintgens 1843 erwähnt Goldfchmidt Handbuh S. 235 Note 7.) 
Engliiche Überſetzung in Leone Levi commereial Law. — Das 
Rublicationspatent vom 10. April 1838 ift in der officiellen 
Ausgabe, wie fie mir vorliegt, nicht enthalten, die angeführte 
deutiche Überfegung theilt daffelbe mit. 

27a) Für ein Handelsgeſetzbuch ijt nicht felten gehalten und 
al3 ein folches angeführt worden ein im Jahr 1826 erjchienener 
Entwurf eines Handelsgeſetzbuches für das Königreich der Nieder: 
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Für die Kolonien gilt e8 mit Modifikationen. Es 
giebt nemlich ein 

HGB für Niederländifch-Indien vom Jahr 1846 *, ein 

HGB für Surinam vom 4, September 1868”, ein 

HGB für Curacao vom 4. September 1868 ”. 

6a. Belgien. Code de commerce. Gilt dort feit 
dem 1. Januar 1808. Eine Revifion hat begonnen*. 


7. Dänemark”, Allgemeines Gefegbuh vom 15. 
April 1683. Kong Ehriftian den Femtes Dansfe lov“. 
Es gehört hierher das vierte Buch (vom Seerecht) und 
ftelfenweife das dritte Buch und fünfte Bud. Es beftehen 
Borarbeiten für ein HGB. Das Danske lov gilt nicht 
für Island; theilweife für die Yarder. 

8. Schweden”. Allgemeines Geſetzbuch von 1734. 
Sveriges Rikes allmänna Pag. Fünfter Abfchnitt: Han- 
del. — Seegeſetz vom 23. Februar 1864. 

9. Norwegen”. Allgemeines Geſetzbuch vom 15. 
April 1687, publieirt am 14. April 1688. Kong Ehri- 


lande, aus welchem da3 HGB für Holland hervorgegangen ift. 
Genaueres hierüber bat die Note 27a im Anhang. 


23. 29. 30) gl. unten Bd 2. $ 155 Note 28. 29. 30. 

*) Goldſchmidt Handbuh S. 232. 233. 

31) Goldſchmidt Zeitfhrift Bd 18. ©. 479—487. Gold: 
Ihmidt Handbuch S. 261. 262. 

32) Überfegung: Königs Chriftiand des Fünfften Dänfches 
Geſetz. Aus dem Dänſchen ind Teutſche überfeget. Durh H. V. 
Copenhagen 1699. 

33) Goldſchmidt Zeitſchrift Bd 18. S. 493—498. Gold 
Ihmidt Handbuh ©. 264. 269. 

37) Goldſchmidt Zeitihrift Bd 18. ©. 487-493. Gold: 
ſchmidt Handbuch ©. 262. 263. 
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ftian den Femtes Norske Lov. — Sergefe vom 24. 
März 1860. 

10. Rußland”. Handelsgeſetzbuch“ von 1832, for 
dann 1842, fodann 1857. Das Handelsgeſetzbuch 
bildet mit zwei andern Gefegen, nemlich den (von dem 
Fabrifgewerbe handelnden) erften 331 Artikeln der Der: 
ordnung über das Fabrik- und Handwerfsgewerbe, und 
den (von der Reichscommerzbank und den Comptoiren 
derſelben handelnden) Artifeln 585—991 der Verordnung 
über die Reichs» Creditanftalten, den eilften Band des 
ruſſiſchen Reichscoder (Sswod sakönow). 

11. In Polen gilt der Code de commerce“. 

12. Finnland *, 

13. Türkei. HGB vom Jahr 1850 nebſt einem 
Anhang vom Jahr 1860 und einem Seerecht vom Yahr 
1864. Code de commerce. Appendice au Code 
de commerce. Code de commerce maritime. 
Diefe neuere Handelsgefeggebung gilt auch in Aegypten”. 


38) Über die Fiteratur des ruffiihen Handelsrechts vgl. 
Goldihmidt Handbuch S. 208 -260. 

39) Ich kenne das HGB nur in der Überſetzung der Ausgabe 
von 1842, welche die folgende Note 40 anführt. Inhalt des 
HGB im Anhang. 

40) Deutſche Überſetzung der Ausgabe von 1842: 

Das Handelsgeſetzbuch des ruffiihen Neiches (Ausgabe von 
1842) nebft den Verordnungen über das Yabrifgewerbe und 
über die Reichs-Commerzbank mit den Ergänzungen und Nach: 
trägen bis zum 31. December 1847. Aus dem Ruffiihen 
überfegt von F. v. Schultz. Niga und Leipzig 1851. 

43) Goldſchmidt Handbuch ©. 260. 

44) Auch Goldſchmidt S.260 giebt Feine Nachricht, abgefehen 
vom Wechſelrecht. Ueber diefe3 vgl. unten Bd 2. 8155 Nr12, 

48) Goldſchmidt S. 252—256. 51) Ua. D. ©. 256. 257. 
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14. Rumänien”. Das HGB fir die Walachei, am 
1. Januar 1841 in Kraft getreten, ift durch Gefeg vom 
7. December 1863 auch in die Moldau eingeführt. 

15. Serbin”. HGB vom 6. Februar (25. Ja— 
nuar a. St.) 1860. 

16. Griechenland“. HGB vom 1. Mai (19. April 
a. St.) 1835. Gilt aud) 

17. auf den iomifchen Inſeln“ feit dem 21. März 
1866. 

18. Großbritanien“. Ein Handelsgefeßbuch fehlt. 
Das wiſſenſchaftliche Recht und die Praris find die 
Hauptquellen, und dabei hat fchon eine richterliche Ent» 
Scheidung die größte aber nicht unumftögliche Autorität. 
Neben diefem common law beiteht das statute law als 
das auf Geſetzgebung beruhende Recht. Die Gefetgebung 
ift in neuefter Zeit fehr ergiebig geweſen. 

19. Amerika. 

I. Siüd-Amerifa. 
1. Columbia. (Neu- Granada). HGB von Neus 
Granada vom 1. Juni 1853, 


52) Goldſchmidt S. 251. 252. 
53) U. a. O. © 252, 

54) Überfegung: Handelsgeſetzbuch für das Fürftenthum Ger: 
bien. In deuticher Überfeßung mitgetheilt von Blodig. Wien 1861. 
55) Goldſchmidt ©. 249. 30. 56) A. a. O. S. 2350. 

58) Goldihmidt Handbuh S. 265—274 ift für alles Einzelne 
nachzufehen. Die Darftellung betrifft England, Schottland, 
Aland. Ferner die auswärtigen Befitungen und Colonien: 
Helgoland; Malta; apcolonie, Natal und Ceylon; Oftindien; 
Inſel Mauritius und Nieder-Canada; St. Lucia, Britifh Guiana, 
Trinidad; Ober:Canada. An die Darftellung ift die Haupt: 
literatur angefchloffen. 

59) Goldſchmidt Handbu ©. 281. 232. 
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. Benezuela. HGB vom 29. Auguft 1862, 

. Brafilien. HGB vom 25. Juni 1850" *, 

. Bern. HGB vom 30, April 1853, 

. Bolivia. HGB vom 12, Novbr 1834, 

. Argentinifche Republik. HGB für die Provinz 


Buenos Aires“ vom 6. Dftober 1859 ift ala 
Geſetz für die ganze argentinische Republik am 10. 
Septbr 1862 publicirt worden”, 


. Chile. HGB vom 23. Novbr 1865", 
. Uruguay. (Montevideo) HGB vom 26. Mai 


1865, in Kraft von 1. Juli 1866“, 


. Paraguay. Es gelten die Ordenanzas de Bilbao“. 
. Gentral-Amerifa. 


. Mexiko. HGB vom 16. Mai 1854”, 
. Salvador. HGB vom 1. Decbr 1855", 


60) Goldſchmidt S. 282. 
61) A. a. O. ©. 283. 


6la) Überfegung. Von diefem CODIGO COMMERCIAL DO IMPERIO 
DO BRASIL ijt der erjte Theil, nemlich die Artitel 1—456 (der 


zweite Theil, Art. 457 — 796 handelt vom Seeredht und der dritte 
Theil, Art. 797 —913, vom Zalliment) ins Deutſche überfegt worden. 


Das brafilianifhe Handelsrecht. Nady dem Codigo Commer- 
cial do Imperio do Brasil überfegt und mit Bemerkungen 
begleitet von Borhardt und Stolp. Berlin 1856. 


62) Goldſchmidt S. 284. 285. 
63) U. a. O. ©. 285. 
64) Dargeftellt von Dr. Mittermaier in Goldichmidt Zeitfchrift 


Br. 6 ©. 119—141. 485—507, 


66) Goldſchmidt ©. 237.288. 67) A. a. O. S. 286. 
68) A. a. DO. ©. 288. 289. 69) A. a. O. ©. 288. 
70) X. a, O. ©. 279, 71) 4.0.0. ©. 280. 


30 Einleitung. 


Nicaragua. HGEB vom 12. März 1869”, 
Cofta Rica. HGB vom Jahr 1850”, 
Haiti. HGB vom 1. Juli 1827, In 
Guatemala und 
7. Honduras gelten die Ordenanzas de Bilbao”. 
III. In den vereinigten Staaten von Nord: Amerika 
bejteht Fein Handelsgejegbud. Das Recht beruht mei- 
jtentheils auf der Wiſſenſchaft und den richterlichen Ent- 
Iheidungen”. 


——— ——— 


810. 
Sammlungen der Handelsgeſetze und Handelsgeſetzbücher. 


Eine Sammlung der Quellen für das geſammte 
Handelsrecht fehlt. Sammlungen der ſämmtlichen Han— 
delsgejege, der deutſchen und außerdeutſchen, find ver— 
jucht worden. 

1, Begonnen ward eine ſolche Sammlung von Georg 
Friedrich von Martens. Er wollte eine Auswahl geben, und zwar 
der Geſetze aller, europäiſchen Staaten feit der Mitte des 17ten 
% H., geordnet nad dem Inhalte Es iſt aber nur der erfte 
Theil erſchienen, welcher die franzöfiihen Rechtsquellen liefert. 

Geſetze und Verordnungen der einzelnen europäiſchen Mächte 

über Handel, Schifffahrt und Affecuranzen feit der Mitte des 
17ten Jahrhunderts. Mit einigen erläuternden Anmerkungen 
von Georg Friedrih von Martens. Grfter Theil. Frank: 
reih. — Göttingen 1502. in 8. 
Der zweite Band follte auf Spanien und Portugal fidy bezieben, 
der dritte auf England. Die Vorarbeiten bezogen fi aber ſchon 
auf alle europäiſchen Staaten. 

2. Hernady war von Pardessus viel zu erwarten. Ludwig 

XVII. befahl durd eine Decifion vom 19. Juni 1822, daß eine 


72) Goldſchmidt ©. 281. 73) U. a. O. S. 281. 
74) U. 0. ©. ©. 279. 80. 75) U x. OD. 6. 380. 
76) Im Übrigen vgl. Goldihmidt Handbuh S. 275—278, 
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Sammlung der derzeit geltenden Handelsgejege Europas veran- 
ftaltet werden follte, und beauftragte mit derjelben Pardessus. 
Beſonders war e3 auf Wechſelrecht, Seeredht und Concursrecht 
abgejehen. Die Sammlung follte vom 18ten J. H. beginnen, 
weil die mwenigiten geltenden Handelsgejege älter find, als das 
18te 3. H. Daß mit der Arbeit angefangen worden, bemerkt 
Pardessus in feiner collection de lois maritimes I. S. 15. 
Wie weit ift fie gediehen ? 

3. Sodann erjhien eine Sammlung von Saint-Joseph. 
Der Titel des Werkes ift: 

Concordance entre les Codes de commerce etrangers et 
le Code de commerce francais. Ouvrage contenant le texte 
des Codes et des Lois commerciales des etats suivants: 
Amerique du Sud, Anhalt, Autriche, Bade, Baviere, Br@me, 
Brunswick, Danemark, Deux-Siciles, Espagne, Etats de 
lEglise, Etats Unis, Francfort, France, Grande-Bretagne, 
Grece, Haiti, Hambourg, Hanovre, Hesse-Electorale, Hol- 
lande, Hongrie, Iles Ioniennes, Lombardie, Lubeck, Malte, 
Mecklenbourg, Mexique, Nassau, Norwege, Parme, Prusse, 
Portugal, Russie, Sardaigne, Saxe, Saxe- Weimar, Suede, 
Suisse (cantons), Toscane, Tunis, Turquie, Valachie, Wur- 
temberg. Par M. Anthoine de Saint-Joseph, Paris 1844, 
In groß 4. 

Das Werk theilt nur zwei Driginalterte mit: den franzöfifchen 
Code de commerce nebjt der franzöfiihen Yallitenordnung von 
1838 (S. 1—129), und das jardiniihe Handelsgeſetzbuch in 
dem franzöſiſchen Text (daffelbe hat aud einen officiellen italie= 
niſchen Text), ſoweit es vom franzöfiihen Code de commerce 
abweiht (S. 327—339). Alle übrigen Terte find in einer 
franzöfiichen Ueberſetzung mitgetheilt, welche aber theilmweije den 
Urtert jo fehr entjtellt, insbejondere durch vielfache Auslaffungen, 
daß man nie wird umhin können, das Driginal oder eine zuver: 
läjfigere Ueberjegung zu benugen. Das Werk zerfällt in zwei 
Abtheilungen. — 1. Die erfte Abtheilung (S. 1—133) 
enthält die Concordance. Die Vergleihung erjtredt fih aber 
nur auf neun Texte, nämlich auf acht Handelsgeſetzbücher: das 
ranzöſiſche, ſpaniſche, holländiſche, portugieſiſche, ungrifche, ruſſiſche, 


— 


32 Einleitung. 


preußiſche (im allgemeinen Landrecht) und das von Bilbao, und 
auf den Entwurf eines HGB für Württemberg; bei der Gerichts— 
barkeit (S. 124) iſt noch eine mexikaniſche Verordnung herbeige- 
zogen. Die Bergleihung giebt aber nicht die einzelnen Artikel, 
welde zujammen gehören, d. h. dieſelbe Frage betreffen, ungetrennt 
auf einem Plag, jondern ftellt in neun Spalten große Abjchnitte 
neben einander, und zwar jo, daß bei jedem Text defjen eigene 
Artikelfolge beibehalten it. Die Vergleihung der einzelnen Ar: 
tifel innerhalb dieſer Abjchnitte, alſo die eigentliche Arbeit, bleibt 
mithin dem Leſer. So find 3. B. in Betreff der Handelögejells 
ſchaften auf 24 Geiten gegen 800 Artikel zufammengeftellt, aber 
die wirklich zufammengehörenden Artikel ſtehen ſeitenweit von ein- 
ander, jo daß nicht verglichen, jondern nur das zu vergleichende 
Material vorgeführt iſt. Aber nicht vollftändig, denn das zu 
Vergleichende jteht augerdem da, wo man e3 nad) der Ueberſchrift 
nicht immer ſucht. Gin Homeyer Liefert andere Concordancen. 
Die concordance als jolche ijt alfo entbehrlih. — 2. Die zweite 
Abtheilung des Werkes (S. 137—405) mit der Ueberſchriſt 
Codes et Lois non compris dans la concordance theilt außer 
dem erwähnten fardinifhen HGB den Tert einer Menge von nicht 
franzöfifchen Handelsgeſetzen in franzöfifcher Überfegung mit. Sie 
wird dem größeren Theil nad) für deutjche Juriften werthlos fein. 
Denn die meiſten Texte jind Wechſelordnungen, welche mit Aus: 
nahme der copenbagener von 1681, die in Giegeld corp. jur. 
camb. fich findet, und der von Parma, fümmtlih und zwar im 
Driginal und in deutſcher Ueberjegung in Meißners Codex der 
europäischen Wechjelrechte jtehen (cöthener, defjauer, öfterreichiiche, 
baieriſche, württemberger, augsburger, bremer, braunſchweiger, 
däniſche, frankfurter, hamburger, hannoverſche, roſtocker, leipziger, 
altenburger, gothaiſche, weimarſche, rudolſtädter, ſchwediſche, baſeler, 
St. Galler, waadtländer, züricher). Was außerdem von deutſchen 
Geſetzen mitgetheilt iſt, wird wohl kein deutſcher Juriſt nach dieſer 
franzöſiſchen Ueberſetzung benutzen wollen, auch ſchwerlich, um das 
amerikaniſche, frankfurter, engliſche, lübecker und malteſer Recht 
kennen zu lernen, mit den in franzöſiſcher Ueberſetzung gegebenen 
Excerpten aus den Werken von Kent, Bender, Chitty, Poöhls, 
Miltitz und aus dem Compendio di diritto maltese (6, 300— 
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311.315.316) ji begnügen. — 3. Aus beiden Abtheilungen 
bleibt biernady übrig: Die Ueberſetzung de3 ſpaniſchen, portugies 
ſiſchen, holländiſchen, ungriſchen, ruffiihen, bilbaifhen (ſämmtlich 
in der concordance S. 1—133), neapolitaniſchen Handelsgeſetz- 
buches (S. 189—195), des päpftlihen in den vom Code de 
commerce abweicyenden Artikeln (S. 196; übrigens find die 
Abweihungen vom Code de commerce weit zahlreicher als bier 
angegeben ift), und in derjelben Beſchränkung des griechiſchen (©. 
255. 256) und des Handelsgeſetzbuches von Haiti (S. 257. 
258), und der ionifhen Inſeln (S. 285—288), und des Iom: 
bardiih venetianifhen Königreih8 (S. 289—293) und der 
Walachei S. 403—405); ferner die Überfegung einiger andern 
Berordnungen, welche fi) beziehen auf Dänemark (Seereht 1683, 
Yallitenordnung ©. 177—188), die vereinigten Staaten (Seeredt, 
dallitenordnung ©. 210— 218), Luremburg (Gerichtsbarkeit ©. 
299), Dealta (FZallitenordnung S. 311— 315), Norwegen (Wed): 
elrecht, ©. 324), Parma (Wechſelrecht S. 324. 325), Schweden 
(Seereht, Yallitenordnung S. 364—376), Türkei (verjchiedene 
Materien S. 400—402). Die Ueberjegung aller dieſer Texte 
wird aber jelbjt für den, welchem die Driginale nicht zugänglid) 
find, an Bedeutung verlieren, weil fie, wie bemerkt, unzuverläjfig 
if. — Gänzli anderer Anficht über die Bedeutung des Werkes 
it Mittermaier in einer anpreifenden Anzeige in der kritiſchen 
Zeitihrift für R. W. und Gejebgebung des Auslandes Band 16, 
1844, S. 174—186. Eben jo verkehrt it Morftadts 
(Commentar über das Handelsreht 1849. ©. 12) Bezeichnung 
des Werkes als „danfwürdigfte Frucht eines ächten Rieſenfleißes“ 
und feine Bemerkung: Enthält die jynoptiihe „Zujammenjtellung 
von 44 ertragalliihen Handelsrechtsnormen mit dem Code de c,* 
Nah einer Anzeige von Mittermaier in der angeführten 
Zeitihrift Bd 23. ©. 442—448 iſt eine neue Ausgabe des 
Werkes in Paris 1850 erjchienen, welche „eine Berichtigung und 
Ergänzung der in der erften Auflage mitgetheilten Geſetze“ und 
eine Ueberſetzung der deutſchen Wechjelordnung nebſt einer Eritif 
derjelben von Herrn St. Joseph enthält, auf welche Mittermaier 
(nad) dem, was er davon mittheilt, mit großem Unrecht) großes 
Gewicht Iegt. Nah Goldſchmidt Handbud S. 30 iſt aber 
Z 5578 Handelsrecht. Ir Bd. te Aufl. 3 
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diefe neue Ausgabe „bloße Titelausgabe, bis auf eine beigefügte 
Ueberfegung der deutichen Wedjjelordnung nebit einigen Vorbemer: 
fungen und einer Ueberſetzung der Ueberfiht Borchardts über die 
Einführungsgefege zu derfelben aus dem Archiv für Wechſelrecht 
Bd 1. ©. 63 ff." 

4. Eine neuere Sammlung ift von Leone Levi. “Der 
Titel des Werkes ift: 

Commercial Law, its principles and administration; or, 
the mercantile Law of Great Britain compared with the 
Codes and Laws of Commerce of the following mercantile 
countries: Anhalt, Austria, Baden, Bavaria, Belgium, Brazil, 
Bremen, British Colonies, British Guiana, Brunswick, 
Canada, China, Denmark, East Indies, France, Frankfort, 
Greece, Guernsey, Hamburgh, Hanover, Hayti, Hesse 
Electorate, Hindustan, Holland, Hungary, Jonian Islands, 
Lombardy, Louisiana, Lubeck, Lucca, Luxemburg, Malta, 
Mecklenburg, "Mexico, Modena, Nassau, Norway, Normandy, 
Papal States, Parma, Portugal, Prussia, Russia, Sardinia, 
Saxe-Coburg-Gotha, Saxe-Weimar, Saxony, South America, 
St. Lucia, Sweden, Switzerland (Cantons), Spain, Tunis, 
Turkey, Tuscany, Two Sicilies, United States, Wallachia, 
Wurtemberg, and the institutes of Justinian. By Leone 
Levi. Vol. I: London MDCCCL. In groß 4, 

Ganz irreführend durch Ungenauigkeit und Uebertreibungen ift 
Mittermaierd Anzeige dieſes Werkes in der angeführten Zeitichrift 
Br 23. ©. 442. 448—455. Bei der Angabe des Titel3 heißt 
ed: London 1850. 51. 2 vol., während do der Titel Tautet: 
Vol. I. London 1850. und auf der letzten Seite (368) fteht: 
End of the first volume. Ein weitergehender Tert bat bei der 
Anzeige nah dem Inhalt derjelben nicht vorgelegen. Innerhalb 
ſechs Zeilen (S. 450) ift die Rede von zwei Bänden des Wertes, 
von volume 1, von der zweiten Abtheilung, und von dem zweiten 
Theil. Die Ausdrüde Band, volume, Theil, find offenbar für 
Part gebraucht, die Benennung zweite Abtheilung für den Text 
über Handelsgejellichaften ift ohne Sinn. Der Verfaſſer hat das 
Werk in zwei Parts getheilt, von mweldyen Part I von ©. 1—176 
und Part I von ©. 177—368 gehen joll, was nur aus der 
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table of contents (S. XXIII) zu erjehen ift, da die Seitenzahlen 
durchlaufen. Eine für Part II beitimmte Vorrede (Preface), 
welche drei Blätter einnimmt und die Geitenzahlen V—X. bat, 
(es mag wohl Part II in einigen Eremplaren ein bejonderes 
Titelblatt haben), iſt in dem mir vorliegenden in Edinburgh 
gebundenen Exemplar zu Anfang des Werkes, unmittelbar nad) 
der zu Part I gehörenden VBorrede, welche die Seitenzahlen VII— 
XIV führt, eingeheftet. (Titelblatt und Dedicationsblatt und ein 
Blatt, welches den Plan des Werkes angiebt, find al3 S. I—VI 
behandelt.) Dann folgt S. XV—XVIU ein Schreiben des 
Verfafferd an den Prinzen Albert (welches, der Induſtrieausſtellung 
gedenkend, den Vorſchlag enthält, ein einheitliches Handelsgeſetzbuch 


für die ganze civilifirte Welt — a national and international 
Code of Commerce among all eivilized countries — zu ver: 


anftalten), und dann das im Auftrag des Prinzen Albert von 
C. Grey abgefaßte (den Vorſchlag nicht gutheigende) Antwortichreiben, 
welches die Seitenzahlen XI. XII führt, wohl im Anſchluß an 
die Vorrede zu Part I, für welches aber in der table of contents 
auf Seite XIX (und XX) vermwiefen iſt; fodann ©. XXI— 
XXXI Table of Contents und Index of Cases und Table 
of Authorities. Der eigentlihe Text des Buches hat folgende 
Materien: P. 1—8. History of Commerce. P. 9—36. Pre- 
sent State of Commercial Law. P. 37—60. The law on 
Merchants, Minors, Married Females and Aliens. P. 61— 
70. The Law on Books of Commerce, P. 71—175. The 
Law on Partnership. P. 177—248. The law on Principal 
and Agent. P. 241 (sic!) — 360. The Law on Contracts. 
P. 361—368. Index. — Das Berk ift als Concordanz eben 
fo werthlos wie das von St. Joseph, weil bei jedem Text deffen 
eigene Artikelfolge beibehalten ijt, jo dag nur das zu vergleichende 
Material vorgeführt ift und mithin die eigentliche Arbeit dem 
Leſer bleibt. Wenn man die Driginalterte in ihren bejondern 
Eremplaren neben einander Tegt, jo hat man ganz daffelbe, nur 
nicht in der englifchen Ueberjegung. Ein ſolches Nebeneinander 
it feine Vergleihung. Der Werth des Werkes Tiegt vorzüglid, 
wenn nicht ausjchlieglid in der Mittheilung des englifchen und 
ſchottiſchen Rechts. Von den ihm noch übrig bleibenden Materien 
3* 
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hebt der Verfaffer hervor: Bills of Exchange — Shipping — 
Insuranee — Bankruptey — Commereial Jurisdiction — 
Tribunals of Commerce — Law on Mortgage. 


5. Die bedeutendite Sammlung der neuern Geſetze und 
Verordnungen ijt folgende: 

Handel3:Arhiv. Sammlung der neuen auf Handel und 
Schifffahrt bezüglihen Gejeße und Verordnungen des In- und 
Auslandes, jo wie ſtatiſtiſcher Nachrichten über den Zujtand 
und die Entwidelung des Handel und der Indujtrie in der 
preußifhen Monarchie. Nach amtlichen Quellen. Herausgegeben 
im Röniglihen Handelsamt zu Berlin. Nedigirt von 8. Del: 
brüd, J. Hegel. Berlin 1847. Auf dem Titel jpäterer 
Jahrgänge jteht ftatt in der preußiſchen Monarchie: in Deutſch— 
land und dejjen Abſatzgebieten; und jtatt Handelsamt: Mini: 
fterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. Der 
Titel noch [päterer Jahrgänge lautet: Breufifches Handel: 
arhiv. Wochenſchrift für Handel, Gewerbe und 
Verkehrs-Anſtalten. Mit Genehmigung des Königlichen 
Minijtertums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
nad amtlihen Quellen herausgegeben. Bis jebt (1874) find 
e3 aljo 28 Jahrgänge. Die Herausgeber haben gewechſelt. 
(Delbrüd. Hegel. von Viebahn. Saint Pierre, Jordan. Stüve.) 
6. Vollſtändige Sammlung der geltenden Wechſel- und Han— 

del3:Gefete aller Länder. Bon Dr. ©. Bordardt. 

Von diefer Sammlung ift die erjte Abtheilung „Die Wed: 
jelgejege” erſchienen. 2 Bände. Berlin 1871. 


s 11. 
Die Rechtsquellen. Geſetzliches und Gewohnheitsrecht. 


Die Entſtehungsgründe, die Quellen, des Handels— 
rechts ſind die unmittelbare Rechtsüberzeugung des Han— 
delsſtandes (des Volkes, d. h. dieſer Volksabtheilung) 
oder der Juriſten, die Gefetzgebung und die Wiſſenſchaft. 
Diefen Rechtsquellen entfpricht das Gewohnheitsrecht, das 
gejetsliche (promufgirte) Recht, das wiſſenſchaftliche Recht. 
Die Rechtsquellen find natürlich diefelben für particuläres 
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wie für gemeines Recht. Das gefetliche deutſche Han— 
delörecht wird unten bejprochen werden. Das Gewohn— 
heitsrecht als Handelsrecht gedacht, das gewohnheitliche 
Handelsrecht, ift weit mehr ein Volksrecht, eine Hans 
delsüfance, beruht nämlich weit mehr auf einer 
Rechtsüberzeugung des Handelsftandes, als daß es ein 
Juriftenrecht! oder ein Recht der gerichtlichen Praris 
wäre. Das lestere allein ift ein Gewöhnungsrecht, näm— 
li) aus der Gewohnheit entjtanden. Die Handelsü— 
jancen? find nicht nur eine ſehr ergiebige Duelle des 
Privathandelsrechts, fondern auch die urfprüngliche, und 
daher Grundlage der Handelsgefege, welche in vielen 
Säten nur aufgezeichnete Uefancen find. Das Gewohn— 
heitsrecht als Handelsrecht gedacht fteht was den Begriff, 
die Entjtehung und die Findung betrifft unter feinen andern 
Grundſätzen als das Gemwohnheitsrecht überhaupt. Das 
HGB hat hierüber gar nichts beftimmt’, alfo auch weder 
an den gemeinrechtlichen noc an den particnlarrechtlichen * 
Erforderniffen geändert. Das Gemwohnheitsreht beruht 
auf gemeinfamer Ueberzeugung, auf dem gleichen Gefühl 
innerer Nothwendigfeit. Es iſt urſprünglich, unmittelbar, 
wie Sprache und Sitte, daher nicht weiter conftruirbar. 


1) Aljo ein Volksrecht durch Vertretung. Die Juriſten find 
die natürlichen Vertreter der Nation in rechtlihen Dingen. 

2) Literatur über Handlungsüfancen in Note 2 im Anhang. 
Nunmehr ift vornemlid zu vergleihen Goldfhmidt Handbud 
©. 316—320 (wo auch S. 317 Note * die Literatur angeführt 
it) und die Fortjegung davon in Auflage 1 ©. 227—260. 

3) In der Verweifung des Artifel 1 auf die Handelsgebräudhe 
ltegt eine ſolche Beſtimmung nicht. Vgl. unten $ 22 legte Note. 

4) RBartieularrechte verlangen Anerkennung der einzelnen Üfance 
durch ein Geſetz, welches fi) auf fie beruft; 3. B. öſterr. Gſb. 
810. Dal. auch Goldihmidt Handbud Aufl. 1. S. 231 Note 20. 
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Damit iſt nicht geſagt, daß es der Ueberzeugung, daß 
ein Satz ein Rechtsſatz ſei, überhaupt an Gründen fehle, 
es ſind nur keine Rechtsgründe oder keine ausreichenden 
Rechtsgründe, auf welchen ſie beruht, ſie iſt als Ueber— 
zeugung des Rechtes unmittelbar. Das Gewohnheitsrecht 
wird durch die Uebung nicht erzeugt. Die Uebungsacte 
ſind nicht bloße Willkürlichkeiten und Nachahmungen, die 
ſich zum Recht ſo allmälig verdichten; es liegt ihnen von 
vornherein ein tieferer Grund unter, nemlich der Glaube, 
das Gefühl, die Ueberzeugung, daß es ſo und nicht anders 
billig oder was gleich iſt recht, daß es ſo allein recht und 
billig ſei. Das Volk unterſcheidet für das, was es als 
richtig anerkennt, nicht zwiſchen recht und billig. Jeder 
Uebungsact iſt ſchon ein Vorgang im Recht, in der 
Rechtsanwendung. Es iſt nicht Rechtens weil es Ge— 
wohnheit iſt, es iſt Gewohnheit weil es Rechtens iſt. 
Das Gewohnheitsrecht iſt Recht (Rechtsſatz); daraus folgt, 
daß es im Proceß nicht dem Beweiſe' der Partei unters 
liegt, doch kann jede Parter dem Nichter die Zeugniffe 
für das behauptete Gewohnheitsrecht verfchaffen und von 
ihm dazu aufgefordert werden; daraus folgt ferner, daß 
es der Nachweifung wie felbft der Berufung nicht bedarf, 
wenn das Dafein des Gewohnheitsrechts dem Nichter 
bereits befannt ift, weil er einen anwendbaren Rechtsſatz 
nicht darf unangewendet lafjen“. 

Die Rechtsüberzengung des Volkes (oder einer Volks— 
abtheilung) ift die Ueberzeugung der Gefammtheit, alfo 
nicht nothwendig aller Einzelnen. Auch diefe Gefanmtheit 


5) Die Herausftellung des Rechtſatzes iſt eine wifjenfchaftliche 
Nachweiſung. Dal. Goldihmidt Handbuch Aufl. 1 ©. 243. 244. 
Note 45. 

6) Rechtsfälle I. S. 163—183. 
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bat, ſeitdem das Volksleben und Nechtsleben aufgehört 
hat ein einfaches zu fein, für einen Theil des Rechts, 
und zwar den größten, ihre natürliche Vertretung in den 
Jurijten. Demnach kann unterfchieden werden das Volks— 
recht und das Juriſtenrecht als ein Volksrecht durch 
Bertretung. Nur hat man diefe beiden Arten des Ge- 
wohnheitsrechtes nicht als fcharfe Gegenfäge zu denken. 
Das Gewohnheitsrecht als Handelsrecht gedacht iſt wie 
bemerft weit mehr ein Volksrecht, eine Handelsüfance, 
als ein Yuriftenreht. in Rechtsſatz ift unmöglich als 
Gemwohnheitsrecht, wenn er einem Nechtsfa des Reichs— 
handelsgejetbuches widerftreitet”; dies folgt daraus, daß 
die Reichsgejege den Landesgefegen vorgehen. Wenn er 
einem landesgejeglichen Rechtsſatz widerſtreitet', jo ift zu 
unterscheiden: er ift möglich, derogirt alfo’, wenn der 
leßtere nur dispofitiver, vermittelnder, Natur iſt; wenn 
der letztere abfoluter, gebietender, Natur ift, fo ift er 
dann nicht möglich, wenn ein folches gefetzliches Recht 
nur gejeglich abänderlich if. Die f. g. Ufualinterpretation 
wirklich zweifelhafter Gefege ift gültig". 


© 12; 
Finden des Gewohnheitsrechts durch Gewohnheit. 


Von dem Begriff des Gewohnheitsrechtes iſt die Ent— 
ſtehung und die Findung (die Nachweiſung, die Zeugniſſe) 
deſſelben zu unterſcheiden. Die Thatſachen, durch welche 
es entſteht, gehören nicht nothwendig zu den Zeugniſſen 


7) Bgl. unten 8 22 zu Ende. 
8) Vgl. Goldihmidt Handbud Aufl. 1 ©. 238. 239. 


9) Jacobſen Handelörechtlihe Abhandlungen ©. 120—138. 
vgl. mit dem Arhiv für das Handeldreht Bd 2. S,177—198. 
10) Pöhls Wechfelreht Theil 2. ©. 407, 
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für das Daſein deffelben, und die Thatſachen, welche für 
das Dafein deffelben die am meiften beweiſenden find, 
wie namentlich die Uebungsacte, gehören nicht nothwendig 
zu den Entjtehungsgründen. 

Die Entftehung des Gemwohnheitsrechtes ift weit 
Ichwieriger nachzumweifen als das Dafein dejjelben; ojt 
ift die Nachweiſung der Entftehung unmöglich, e8 kommt 
aber auch nur auf das Daſein und deſſen Nachweifung 
an. Auf die Entftehung der Rechtsüberzengung als einer 
gemeinfamen und deren immer größere Befeftigung wirft 
nichts Fräftiger und nachhaltiger ein als die Uebung, und 
infofern ift die Gewohnheit nicht Lediglich Wirfung und 
Ausdrud, fondern auch Urfache des Gemwohnheitsrechtes ; 
dafjelbe gilt aber wie von der Gewohnheit jo auch von 
jeder fonftigen Anerkennung des Nechtsfages, fei e8 durch 
Schrift oder miündliches Wort, wohin namentlich der 
Gebrauch von Nechtefprihwörtern gehört. 

Gefunden wird das Gewohnheitsrecht durch das 
Suchen von Zeugniffen für daffelbe‘. Die Nacdweifung 
defjelben ift die Darftellung der gefundenen Zeugniffe. 
Die Zeugniffe d. i. die Thatſachen, aus welchen das 
Dafein der Rechtsüberzeugung, alfo des Rechtsſatzes, 
entnommen werden Tann, find theil® unmillfürliche, dahin 
gehört die Anwendung, theils abfichtliche, nemlich folche, 
welche den Zwed und nur diefen Zwed haben, den Rechts: 
fat auszufprechen. Im der Mitte zwifchen beiden Arten 


1) Da das Gewohnheitsrecht eine MNechtsüberzeugung des 
Volkes ift, jo ift das Greifen in den eigenen Bufen, die Befragung 
feiner felbft gar nicht bedeutend, um es zu finden, jelbjt wenn 
fie von einem Richter gefchieht. Denn der Einzelne ift nicht die 
Nation. 
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fteht das richterliche Urtheil danı, wenn über die Eriftenz 
des Rechtsfates geftritten worden ift, indem es zugleich 
den Sat anwendet und als Rechtsſatz hervorheben will. 

1. Die Anwendung, die Uebung, des Rechtsſatzes 
heißt, wenn fie fi) in der Zeit oder im Raum wiederholt, 
alfo eine andauernde ober verbreitete ift, Gewohnheit”. 
Geübt wird der Rechtsfa von dem Volk (dem gefammten 
Bolf oder einer Volfsabtheilung) im feinen Handlungen, 
zu welchen insbejondere feine Rechtsgeſchäfte gehören. 
Die Handlungen, welche eine Anwendung, eine Geltend» 
machung des Rechtsfates enthalten, find bei berechtigenden 
Rechtsfäzen die Ausübung des Nechts, fei der Rechtsſatz 
ein erlaubender oder gebietender oder verbietender, und 
bei verneinenden Rechtsfäten die Nichtausübung des Rechts. 
Nur folhe Handlungen find Uebungsacte eines Rechts— 
faßes, welchen die Ueberzeugung unterliegt, daß es fo 
Rechtens fei, daß die Handlung eine dem Recht d. h. 
einem Nechtsfat entjprechende ſei; nicht alfo Handlungen 
der Artigkeit’, Gutmüthigfeit, Freigebigkeit, Nachläffigkeit 
u. dgl. Zu der Uebung des Rechtsfates durch das Volt 
gehört ferner die Uebung der |. g. freiwilligen und ftrei- 
tigen Gerichtsbarkeit, da ſelbſt die guten Juriſten nicht, 
auch nicht die Richter, vom Volke auszunehmen find. 
Unter der Gewohnheit find mithin zu begreifen auch rich 
terliche Urtheile und mancherlei Handlungen der die f. g. 
freiwillige Gerichtsbarkeit ausübenden Perſonen, mag 
man diefe Buriften nennen oder nicht, wie 3. B. die 
Notare, Standesbeamten. Die einzelnen Uebungsacte bilden 


2) Sitte, Rechtsſitte, Herkommen, Brauch, Obfervanz, Praxis, 
Üfance, consuetudo, usus. Auch mit Zufäßen: Handels: Mef- 
Markt: Börfen- Braud u. f. w. 

3) Treitfche Enchelopädie der Wechſelrechte Bd II. ©.516—518. 


42 Einleitung. 


die Grundlage für den (3. B. richterfichen) Schluß auf 
das Dafein der gemeinfamen Rechtsüberzeugung, alfo des 
Rechtsſatzes. Welcher Art diefelben fein müffen, damit 
diefer Schluß ftatthaft fei, dafür fehlt e8 am jeglicher 
Regel. Die den Rechtsſatz bezeugenden Webungsacte 
müſſen natürlich ihrerfeits bezeugt werden. Welche Zeug: 
niffe hierfür genügend feien, ift durch Nechtsfäge nicht 
bejtimmt worden. 

Uebrigens ift die Gewohnheit, wenn gleich das zu- 
verläffigfte, doch nicht ein weſentliches Zeugniß des 
Gewohnheitsrechtes. 

813. 
Finden des Gewohnheitsrechts aus andern Zeugniſſen. 


2. Ein Rechtsſatz kann außer durch die Anwendung, 
die ihm geworden iſt, bezeugt werden durch andere Zeug— 


4) Die Gewohnheit iſt nicht ein weſentliches Zeugniß. (Da⸗ 
gegen Goldſchmidt Handbuch Aufl. 1. S. 231 Note 17. 18.) 
Und zwar aus einem doppelten Grunde nicht. Einestheils ift der 
Richter nicht verpflichtet, die Zeugniffe, melde ſchlechtweg das 
Dafein des Rechtſatzes ausfprechen, dezhalb als ungenügend zu 
behandeln, meil fie feine einzelnen Übungsfälle angeben, und 
demnach die Bündigfeit de3 Schluſſes, den ſie von diefen auf das 
Dafein der Volfzüberzeugung machen, von ihm nicht nachgeprüft 
werden kann; der Nichter darf ohne Weiteres dem Zeugniß trauen, 
und wird e3 dann, aber aud nur dann, wenn die ganze Perfön- 
lichfeit des Zeugen dem nicht mwiderftreitet. Anderntheils fett das 
Dafein einer gemeinfamen Recdtsüberzeugung keineswegs voraus, 
daß der Rechtsſatz bereit3 in Anwendung gelommen ſei. Es giebt 
zwar Feine ungefprocdhene Sprade und feine ungeübte Sitte, wohl 
aber ein ungeübtes Necht d. h. unangewandte Rechtsſätze. Aber 
freilich wird es nur felten vorkommen, daß das Dafein eines 
Rechtſatzes, der weder ein gefeßlicher noch ein wiffenichaftlicher ift, 
überzeugend nachgeiviefen werden kann, wenn ed an aller Ans 
wendung defjelben fehlt. 
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niſſe. Dieſe find ihrem Inhalt nach entweder abfichtliche 
oder unwillkürliche. Das Zeugniß bezeugt nemlich ent- 
weder jchlechtweg' die Eriftenz des Nechtsfates oder 
Anderes, was indirect den Nechtsfat beweifen Hilft. Zu 
den Zeugniffen der erftern Art gehört unter andern das 
Rechtsſprichwort. Nur freilich bedeutet ein folches dann 
wenig oder gar nichts, wenn es, ftatt zu erklären, erklärt 
werden muß; viele Nechtsiprichwörter find fogar gänzlich 
nichtsfagend. Zu den Zeugniffen der zweiten Art gehören 
unter andern Gefete, welche für einen andern Ort oder 
eine andere Zeit, als wonach die Frage ift, gelten. 

In Betreff diefer anderweitigen (außer der Gewohn— 
heit) Zeugniſſe ift zu umnterfcheiden die Glaubwürdigkeit 
der Perjon und die des Zeugniſſes. 

a. Glaubwürdigkeit der Perfon, von melder das 
Zeugniß herrührt. 

Eine einzelne Perfon bedeutet fehr wenig, wenn nur 
ihre Nechtsüberzeugung als Mitausdrud der Volksüber— 
zeugung in Betracht gezogen wird; diefer ihrer Eigenfchaft 
thut e8 aber auch feinen Abbruch, daß die Meberzeugung, 
welche nunmehr ihre eigene geworden ift, durch die Macht 
des Beifpiel® und der Autorität entftanden ift, denn auf 
das Entjtchen des Gewohnheitsrechtes wirken diefe Kräfte 
unaufhaltfam ein. ine einzelne Perfon kann aber jehr 
viel bedeuten, wenn fie als Zeuge in Betracht kommt 
für den Beweis des Dafeins der Volksüberzeugung. Im 
diefer Eigenschaft bedeutet fie aber gar nichts, wenn fie 
fich in ihrem Zeugniß lediglich an ein anderes Zeugniß 
anjchließt, das für fie eine Autorität ift, fie möchte denn 

1) Puchta Gewohnheitsreht Bd 2. S. 125—146. DAG zu 


Lübe 1841 in Seuffert Archiv Bd 9 No. 202. Goldſchmidt 
Handbuh Aufl. 1 ©. 251 Note 68. 


*——— 
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bedeutend werden für die Beurtheilung der Glaubwür— 
digkeit dieſer Autorität; daher iſt es verkehrt, eine Reihe 
bon Schriftſtellern zu citiren, von denen der Eine dem 
Andern ohne Prüfung nadeitirt. Der Zeuge muß ein 
jelbitftändiges Zeugnig ablegen, aus eigener Erfahrung 
und eigenem Studium. Welches Gewicht dem Zeugniß 
einer Perfon, die den Kreife derer, unter welchen der 
Rechtsſatz beftehen foll, angehört oder mehr oder weniger 
nahe fteht, namentlich eines Gewerbsmannes (z. B. 
Kaufmannes, Maflers), eines Juriſten (3. B. Advocaten, 
Procurators, akademischen Lehrers, Nichters), eines Ge- 
ſetzmachers (Gefeggebungscommiffion, gejetgebende Ver— 
jammlung) beizulegen jei, und welches Mehrgewicht dem 
Umftand, daß das Zeugnig, was die Form anlangt, in 
einem Urtheil, und zwar eines inzelrichter8 oder eines 
Nichtercollegiums, und ferner eines Untergericht® oder 
Obergerichts oder höchften Gerichts, oder in einem Geſetz 
beraustritt, dies Alles ift, da es hierfür an bejtimmenden 
Rechtsſätzen im gemeinen Recht fehlt, der freien Beurthei- 
fung des Richters überlaffen. Seiner Prüfung unterliegt 
die Erfahrung, Beobachtungsgabe, Urtheilskraft, Gewif- 
jenhaftigfeit des Zeugen. 

b. Glaubwürdigkeit des Zeugniffes. 

Das Zeugniß braucht nicht zu fein ein gerichtliches, 
mündliches und beeidigtes, es können genügen außerge— 
richtliche, Schriftliche, unbeeidigte Zeugniffe; daher bie 
Pareres in der gewöhnlichen Form, und die Ausführungen 
und Notizen in Parteifchriften (Acten), und die Bemer— 
fungen von Schriftftellern, gleichviel ob juriftifchen 
oder nichtjuriftifchen, und die mündlichen zur Kenntnif 
des Richters gelangten Bemerkungen gleichviel welcher 
Perfonen, 3. B. eines afademifchen Lehrers. Es können, 


ee 
SARA 
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wie bemerkt, genügen die kaufmänniſchen Pareres* in der 
gewöhnlichen Form' über die Eriftenz einer Handelsüfance. 
Daß die Ausſage allgemein ohne Angabe einzelner Uebungs— 
acte ift, ninımt ihrer Glaubwürdigkeit nichts‘, denn daraus 
folgt noch nicht, daß dem Ausſteller die wirkliche Uebung 
gänzlih, auch im Allgemeinen, unbefannt geblieben ift, 
und ihm alfo die unmittelbare Kunde des Rechts nicht 
zugefchrieben werden kann'; daß fie einfach jchriftlich ift, 
wo fie mündlich und beſchworen fein fünnte, hindert die 
vollfommene Glaubwürdigkeit derjelben nicht”’; daß fie 
häufig, ja regelmäßig, nur von Yreunden der Partei 
herrührt und leichtfinnig und unüberlegt abgegeben wird, 
und daß andere Pareres die Ufance leugnen, find Um— 
jtände, melde, wenn fie im einzelnen Fall wirklic) 
behauptet und dargethan werden, vom Richter natürlich 
nicht unbeachtet zu laſſen find, fie fönnen die Glaubwür— 
digfeit des Parere gänzlich aufheben. 


S 14. 
Die Praxis. 


Die Praxis, d. h. die Anwendung eines Nechtsfates 
in einem richterlihen Urtheil, ijt einmal bedeutend als 


2) Büjd Darftellung I. ©. 613. Bender engere Handels: 
recht ©.421.422. Goldihmidt Handbud Aufl. 1. ©. 249—251. 

3) Ein Parere von 1732 enthält Note 3 im Anhang. 

4) Dal. oben Note 1. 

5) Pudta a. a. O. Bd 2. ©. 144, 145. 

6) Anderer Meinung frühere Auflagen mit Berufung auf 
Puchta a. a. O. Bd 2. ©. 742 und den Grund, daß eine 
Bedingung der Glaubwürdigkeit bei Zeugen wie aud) bei Sad: 
verjtändigen die Beeidigung ſei. Diefer Grund trifft hier nicht zu. 

7) So nimmt man auch gar feinen Anftand, die unbeeidigte - 
Literatur unter Umftänden für ausreichend beweifend zu halten,’ 
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Zeugniß des Gewohnheitsrechts, des Volksrechts, wie des 
Juriſtenrechts. 

Ferner giebt es aber auch ein Recht der Praxis, 
indem ein Satz ſchon dadurch ein Rechtsſatz wird, daß 
er in einem einzigen richterlichen Urtheil angewandt 
worden iſt. Dieſe Entſtehungsart eines Rechtsſatzes be— 
ruht auf einem andern Rechtsſatz des gemeinen deutſchen 
Gewohnheitsrechtes, den das Rechtsſprichwort bezeichnet : 
Was dem Einem recht iſt, iſt dem Andern billig. Dieſer 
Rechtsſatz leidet eine zweifache Anwendung. 

1. Er gilt einmal in den Fällen, in welchen der 
Richter auf Billigkeit nach ſeinem Ermeſſen, welches ſtets 
eine gewiſſe Willkürlichkeit in ſich trägt, angewieſen iſt. 
Wo einmal ſo nach Billigkeit und Willkür entſchieden iſt, 
weil dieſe ſtatthaft war, da iſt es reine Willkür, und 
daher nicht ſtatthaft, unter denſelben Verhältniſſen von 
der früheren Entſcheidung in einer ſpäteren abzuweichen. 
Was dem Einen recht iſt, das iſt dem Andern billig, das 
heißt: was dem Einen als billig Recht geworden iſt, 
muß auch dem Andern als billig Recht werden‘. 

2. Es giebt ferner NRechtfäge von gleichgültigem In— 
halt, injofern es nicht genau darauf anfonımt, was durd) 
fie feftfteht, fondern nur daß etwas feftfteht. Wenn ein 
folder Rechtsſatz in einem vrichterlichen Urtheil hervorge- 

1) Durch eine andere Entfcheidung würde das Rechtsgefühl freilich 
nicht nothwendig anders verlegt werden, als daß das Recht einer 
gleihen Behandlung nidyt beachtet ift. Man vertrauet allgemein 
dem, daß es auch fortan fo fein werde. Die Gründe, welche für 
eine andere Entjheidung etwa geltend gemacht werden Tönnten, 
find im Vergleih mit dem Gefühl, daß das Recht nit ein 
wechjelndes jein dürfe, nicht überwiegend. Die gleiche Entſcheidung 
widerjtrebt, da fie bereit3 eine Borgängerin bat, nicht jo jehr dem 
Nechtögefühl, als ein Wechjel in der Entſcheidung widerjtreben würde, 


en 
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treten ift, jo darf unter gleichen VBerhältniffen nicht von 
demfelben abgewichen werden. in folder Rechtsſatz 
läßt fih nicht auf die Nechtsüberzeugung zurüdführen, 
daß e8 nur jo und nicht anders recht und billig fei, 
jondern nur auf die feinen Inhalt nicht treffende Rechts— 
überzeugung, daß ein gleichförmiges Recht beſſer fei als 
ein aus unerheblichen Gründen wechjelndes Recht. 

3. Beide Arten von Rechtsſätzen, die durch Billigkeit 
hervorgernfenen und die gleichgültigen, bilden alſo ein 
Recht, welches durch Anwendung (Praris), ſchon durd) 
einmalige, um jo mehr durch wiederholte, durch Gewohn— 
heit (Praxis), entftanden ift; fie bilden nicht ein Gewohn— 
heitsrecht, welches in der Anmwendung nur fein Zeugniß 
hat, fondern ein Gewöhnungsrecht, nemlich ein aus der 
Anwendung entftandenes Recht. 

Mit allem Obigen ift e8 ganz vereinbar, daß der 
Richter anders, als vorher gefchehen, entjcheiden darf und 
muß, wenn das frühere Urtheil fo entjchieden Hat, wie 
e8 nicht recht und billig war und ift. Denn ein nad) 
weisbar rechtswidriges Urtheil erzeugt keinen Rechtsſatz. 


8 15. 
Das wiſſenſchaftliche Handelsrecht. 

Die Wiſſenſchaft' ift eine Nechtsquelle. Sie ftellt 
Rechtsſätze heraus, welche bis dahin fehlten, erzeugt alfo 
Recht. Dieſe Nechtsjäge werden gefunden und nachgewiejen 
durch eine wiljenjchaftliche Entwidelung, fie bilden das 
wiſſenſchaftliche Recht. Für einen Rechtsſatz, der einer 


4) Über das wiffenfchaftlihe Recht ausführlicher in meiner 
Einleitung in d. d. Pr. R. 8 55—57 und 8 58—65. Dal. 
auch Goldihmidt Handbud Aufl. 2 S. 301—310. Gegen 
©. 304 Note 2 zu Ende vgl, Thöl Praris ©. VI. 
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jolchen inneren Begründung fähig ift, hat eine nadte com- 
munis opinio, ein fogenanntes Juriftenrecht, bei deffen 
Aufftelung man nur Stimmen zählt, nicht Gründe mägt, 
gar feine Bedeutung, mag man es auch mit dem Namen: 
die herrjchende Anficht, die Meinung bewährter Rechtsleh- 
rer, der angenommene Grundfag, die lebendige Rechtsidee, 
u. dgl. belegen. Auch ift e8 irrig, wenn man, wie e8 
‚wohl gejchieht, ein Verhältniß aus beftimmten Grundjägen, 
und aus denjelben ein anderes eben fo beurtheilt, und 
dann, ftatt zu jagen: diejelben Grundjäge führen zu der: 
jelben Entjcheidung, die eine Eutjcheidung durd Berufung 
auf die Analogie der andern zu unterjtügen meint. Doch 
hat allerdings die Meinung angejehener Yuriften und der 
Gerichte, wenn fie feine Gründe beibringt, eine bedeutende 
Auctorität, aber immer nur durch die VBermuthung, daß 
fie richtige Gründe für fi) habe, fie muß der befjern Ein- 
ficht weichen. Wenn die Meinung Gründe beibringt, jo 
kann fie geprüft werden, und es entjcheidet nun nicht das 
Gewicht der Stimme, nur das ihrer Gründe. Das wif- 
fenfchaftlihe Recht ift einer inneren Begründung fähig, 
und verlangt fie, es iſt conjtruirbar, deducirbar. Bon 
einem conftruirten wiljenfchaftlichen Recht ift ein motivirtes 
Gewohnheitsrecht zu unterfcheiden, die Entwidelung eines 
Rechtsſatzes reicht oft nicht aus zu jenem, wohl aber zur 
diefem. Die Wifjenfchaft findet nun Rechtsjäge aus recht— 
lichen und aus factifchen Örundlagen. 1. Erjteres 
ift der Fall, wenn fie aus den einzelnen gefeglichen oder 
gewohnheitlihen Rechts ſätzen den höheren Rechtsſatz, 
das Prineip, findet, und wenn fie aus einem Rechts— 
fag feine Conſequenzen zieht, ihn alfo in Kleinere 
Rechtsſätze verkleinert, die feine Anwendbarkeit detailliren, 
aljo den Reichthum des Thatbeſtandes, welchen er in ſich 
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ſchließt, darſtellen. Die Analogie iſt Conſequenz aus dem 
geſuchten und gefundenen Princip. Zu einem Rechtsſatz 
das Princip finden und dieſes dann conſequent anwenden 
iſt die analoge Anwendung des Rechtsſatzes. Die Wiſ— 
ſenſchaft findet hiernach Rechtsſätze aus andern Red)ts- 
jägen, aus Rehtsgründen, entweder dur Abftrac- 
tion oder duch Deduction. 2. Yerner findet bie 
Wiſſenſchaft Rechtsſätze aus factifchen Grundlagen, aus 
der Natur der Sade, der Berhältnifje, der Inftitute, 
des Thatbeftandes, aljo aus dem Factiſchen. Aus diefem 
folgt ein Rechtsſatz zuweilen mit Nothwendigkeit. Zu 
diefem Factiſchen gehört insbeſondere der Wille und der 
Zweck und das Verfahren der Kontrahenten bei eine 
Vertrag, überhaupt der Imtereffenten bei einem Rechts— 
geſchäft. Nicht der befondere Wille (Zwei, Berfahren) 
Einzelmer, fondern der allgemeine Wille der Geſammt— 
heit, der eben das ausmacht, was, wie man e8 aus 
drückt’, die Natur der Sache, das Weſen der Berhältniffe, 
mit fih bringe. Ein großer Theil des Handelsrechts 
beiteht aus folchen aus der Natur der Sade folgenden 
Rechtsſätzen. — Das wiſſenſchaftliche Recht ift zwar 
nicht nothmwendig, aber doc fait ausnahmslos ein Necht 
der Juriften in dem Sinn, daß es faſt nur Rechtskundige 
von Beruf find, welche e8 herausftellen; auch pflegt, 
wenn Nichtjuriften ausnahmsweiſe verfuchen, Rechtsſätze 
und Rechtsinſtitute zu conftruiren, die Entwidelung wie 


2) Man nennt die nit felten den guten Glauben, Treu 
und Glauben. Bol. 3. B. Büſch Darftellung der Handlung. 
B 1. ©. 608.609. $ 6. Nicht zu verwechſeln mit dem guten 
Glauben in dem Sinn des concreten Willens beftimmter Con: 
trabenten. Bol. auch Goldihmidt Handbud S. 305 Note 7. 
©. 309 Note 14. 

Thol's Handeldreht. Ir Bd. Öte Aufl. A 
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das Reſultat nicht befriedigend auszufallen. Die Nicht- 
juriften leiften unter im Uebrigen gleichen Borausfegungen 
regelmäßig noch weniger, als die jchlechten Juriften von 
Beruf. Dies gilt au) von dem Handelsrecht, weil es 
mit allem übrigen Recht im Zujammenhang fteht. Die 
Kaufleute entbehren einer zufammenhängenden Nechtsfennt- 
niß. Niemand kennt aber natürlich beſſer als fie das 
Kaufmännische der Verhältniffe, das ganze Handelswefen, 
den ganzen Ihatbejtand des Handels. Diefe Kenntniß ift 
dem Juriſten für die Entwidelung des Handelsrechts 
theilweife unentbehrlich; er kann fie, ſoweit fie es iſt, leich— 
ter erwerben, als der Kauſmann eine ausreichende Nechts- 
kenntniß erlangen Fan. Der Jurift Tann demmad) der 
Belehrung des Kaufmanns nicht entbehren, eine Belehrung, 
welche vollftändiger und zujammenhängender und richtiger 
auf vielfache andere Art, als durch die Sigungen gemiſch— 
ter Handelsgerichte, welche aber deswegen nicht zu vers 
werfen find, zu erlangen ſteht. Der Kaufmann hält aber 
auh zum Kechtsipruch nicht jelten fi) ganz befähigt. 
Was aber der Kaufmann im Gefühl überwiegender Sad) 
kenntniß mit beftechender Zuverfiht von der Natur der 
Sade, von zweifellofer Abficht der Contrahenten, von 
alter umerjchütterlicher Handelsüjance ſpricht, darf der 
Yurift nicht zu willig und gläubig und nicht ohne Prüfung 
aufnehmen. Der Tact eines verftändigen, bewanderten 
Geihäftsmannes trifft freilich oft ficherer das Rechte als 
eine juriftiiche Erpofition ohne Yundament und Halt, und 
feine Stimme ift eim gewichtiges Zeugniß. Aber dem 
Suriften bleibt, wenn der Geihäftsmann lehrt, immer 
die Aufgabe, daß er mißtrauiſch das Zufammengefaßte 
zergliedere, das Bereinzelte in die gehörige Beziehung fete, 
die fehlenden Gründe erforſche und ergänze, die gegebenen 


regen 
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juriſtiſch auffaſſe, abrunde, erweitere, das Zufällige, Ge— 
wöhnliche von dem ſondere, was nothwendig, und die 
äußere Erſcheinung von dem, was das wahre Weſen iſt. 
Das Handels weſen gehört dem Beruf des Kaufmanns, 
das Handelsrecht dem Beruf des Yuriften an”, 


8 16. 
Verhältniß verfchiedener Rechtsſätze zu einander. 

Der Vorrang einer Nechtsquelle vor einer andern, 
m. a. W. der Vorrang eines Nechtsfages vor einen andern 
aus dem Grunde, weil der eine, nicht aber der andere 
ein gejeglicher oder ein gewohnheitlicher oder ein wiſſen— 
Ihaftlicher iſt,, iſt für das Handelsrecht Fein eigen- 
thümlicher. Ebenſo wenig ift die Trage, aus welchen 
andern Gründen ein Nechtsfag vor andern Nechtsfägen 
den Vorzug Habe, für das Handelsrecht eigenthümlich zu 
entjcheiden. Nichts Befonderes gilt demnach für den Fall 
eines Widerjtreites zwiſchen gemeinem und particulärem 
Recht, und eines Widerjtreites zwiſchen älterem und 
neuerem Recht’. Im jenem Fall tritt, wenn das gemeine 
Recht nicht abjolutes ſondern fubfidiäres ift, die Negel 
ein: Stadtrecht und Landrecht bricht gemeine Recht. 
Dem abfoluten gemeinen Hecht (welches ſchlechtweg, ohne 
Berückſichtigung des particulären Rechts, gültig fein, alfo 
das widerftreitende Particularrecht vernichten will), gehören 
die Neichsgefege, mithin die AWD und das RHGB an 
(weil die Reichsgefege den Landesgefegen vorgehen), joweit 
fie nicht einen Vorbehalt dahin, daß widerftreitende Landes: 

3) Bol. auch Aſſer: Bemerkungen über die Handelsgerichte, 
in der Zeitfchrift für R. W. und Gg. des Auslandes Bd 9. 
1837. Nr. XXIX. ©. 451—465. 

1) Meine Einleitung in d. d. Pr. R. 8 67. 68. 

A. a. O. 8 70. 
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gefege gültig fein follen, enthalten. Was die Anwendung 
des römischen Rechtes betrifft, jo ift zwar zunächſt darauf 
zu achten, ob das römische Recht das zu beurtheilende 
Inftitut kennt, in welchem Fall die Anwendung feiner 
Rechtsſätze möglich ift. Wie weit das anwendbare römifche 
Recht aber wirklich anzuwenden fei, alfo die Frage nad) 
feiner Gültigkeit läßt fi nicht durch eine Regel beant- 
worten, weil fie eine hiſtoriſche iſt'. Entſcheidend ift 
vielmehr, ob das römiſche Recht die Praxis, die Anwen— 
dung, für fih Hat, und jelbjt in diefem Yall wird es 
durch eine enigegenftehende (wie particuläre, jo) gemeine 
Handelsüjfance ungültig. Die Darftellung des gegen- 
wärtigen gül-igen Handelsrechts hat eben die Aufgabe, 
im Einzelnen nachzuweiſen, wie weit das römifche Recht 
Gültigkeit hat. Ein wifjenfchaftliches Recht, welches vom 
gültigen römischen Recht abweichende Säge enthielte, ift 
gar nicht denkbar; denn die Abweichung, zu welcher die 
wifjenschaftliche Entwidelung gelangt, beruht entweder auf 
einer rechtswidrigen Grundlage, nämlich darauf, daß das 
Weſen des Rechtsinftitutes, aus welchem jene Sätze ab- 
geleitet find, eben nicht nach dem beftehenden Recht, fondern 
3. B. nad Gründen der Zweckmäßigkeit beftimmt worden 
ift, oder fie zeigt, daR das römische Hecht bei der Aufs 
ftellung einzelner Rechtsſätze nicht confeguent verfahren ift, 
wodurch aber diefe Rechtsfäge an ihrer wirklichen Gültig. 
feit nicht verlieren fönnen. Hiermit ift nicht verneinet‘. 
die Möglichkeit eines vom gültigen römifchen Recht ab- 
mweichenden wiſſenſchaftlichen Handelsrechts, als eines fpes 
cielleren Rechts. 

3) Bol. oben 8 5 und meine Einleitung in d. d, Pr. R. 
8 69 No. I und 8 2. 

4) Dies gegen Goldihmidt Handbuch Aufl. 1 S. 267 Note 11. 
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8 17. 
Competenz coordinirter Rechtsſätze. 

Über die Frage: nach den Handelsgeſetzen welches 
Ortes hat der Nichter ein ftreitiges Necht zu beſtimmen? 
entfcheiden die allgemeinen Grundfäge von der |. g. Eol- 
liſion coordinirter Nechtsfäge‘. Die Schwierigkeit diejer 
Lehre ftect aber andermwärts, als wo fie gewöhnlich gefucht 
wird. Wenn man als Princip Hinftellt, daß die Geſetze 
des Domicils entfcheiden, und die zweifache Ausnahme 
beifügt, daß man zumeilen andern Gefegen freiwillig ſich 
unterwerfen darf oder nothwendig fich unterwerfen muß, 
fo zeigt eben die letztere Ausnahme, daß die Gefete des 
Domicils und die gewählten, für das concrete Verhältniß 
recipirten Gefete nicht zunächft zu beachten find, fondern 
daß dies die Gefete der Ausübnng find, nämlich 
die Gefege des Richters, deffen Schus die Parteien 
anrufen. Auf diefe Gefege wäre alfo wohl mit größerm 
Recht das Princip zu ftellen. Daß nun der zufällige 
Umjtand, wo das Recht zur Ausübung fommt, den ent- 
Icheidenden Rechtsſatz beflimmt, ift Fein Einwand gegen 
die Richtigkeit des Princips, fchon weil er auch die Aus— 
nahme als unrichtig beweifen würde. Der Richter hat 
zunächft feine Gefete anzumenden, d. 5. die Gefeke, 
welche in feinem Gerichtsfprengel gültig find. Diefe 
Geſetze hat er anzumenden auf alle Perfonen, für welche 

1) Die im Tert aufgeftellten Grundzüge find genauer entiwidelt 
in meiner Einleitung in d. d. Pr. R. S 71—85. Zu vergleichen 
Goldſchmidt Handbuch Aufl. 1 ©. 269—278, wo auch Note ® 
die Literatur angegeben if. Von den bier einfchlagenden Fragen 
find einige vom ROHG beantwortet worden. Entjcheidungen 
Bd 2. ©. 27.270.297. Bd 3. ©. 42.350. Bd 6. ©. 80. Bd 7. 
S. 2. 16. 146. Bd8. ©.10.150. Bo 9. &.370. Bd10. ©. 226. 
B 11. ©. 22, 78. 413. Bd 12. ©. 55.145.283. 414, 
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fie gegeben find, welche nur Einheimifche oder nur Fremde 
oder Einheimische und Fremde fein können, und auf alle 
Saden, Handlungen, Rechtsgeſchäfte, Verhältniffe, für 
welche fie gegeben find, welches geichehen fein kann mit 
oder ohne Berücfichtigung des Umftandes, ob die Perfonen, 
welche zu diefen Sachen, Handlungen, Nechtsgefchäften, 
Berhältniffen in Beziehung ftehen, Cinheimifche oder 
Tremde find. Welches nun der Sinn, die Meinung, 
eines Geſetzes in allen diefen Beziehungen ift, wie weit 
der Umfang der Anwendung, der verbindenden Kraft, 
eines Geſetzes fich erſtreckt, nämlich für welche Perfonen 
und für melde Fälle es gegeben ift, dies heraus— 
zufinden ift der allein fchwierige Punct, weil die Gefege 
über diefe Frage fich meiftentheils nicht ausfprechen. Der 
Richter darf und muß die Anwendung nur infofern unter: 
laffen, als feine Gefege e8 wollen, und dies ift, wenn 
die anzumendenden Geſetze nur dispofitiver, vermittelnder 
Natur find (bei jedem Rechtsſatz ift befonders zu unters 
ſuchen, ob er diefer Natur fei), eben nad) diefer Natur 
derfelben dann der Fall, wenn die Parteien nad) aus— 
drücflicher oder ftillfehweigender Erklärung” andere Gefete 
für ihr Rechtsverhältniß reeipirt haben, Abfolute Gefee 
dagegen Ffonmen immer zur Anwendung, ohne daß es 
auf die Abficht, fich ihmen unterwerfen oder nicht unter- 
werfen zu wollen, ankommt, wenn die Vorausjegungen 
ihrer Anwendung vorhanden find. Wo dies nicht der 
Tall ift, da fehlt es fomeit für die Entjcheidung des 
Rechtsftreites dem Nichter an einem ihm gegebenen Gefek, 


2) „oder gejehlicher Annahme (Vermuthung).“ Diejer Zufak 
in früheren Auflagen war zu ftreichen, denn, was man vermutbeten 
Willen nennt, ift der Inhalt eines Rechtsſatzes, welcher dem Privat: 
willen nachgiebt. Vgl. Einleitung in d. d. Pr. R. 8 74 Note 3. 
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und es ſteht alſo dann nichts entgegen, daß er nach 
fremden Geſetzen entſcheidet, und zwar nach denjenigen, 
nach welchen das ſtreitige Recht des Fremden oder des 
Einheimiſchen bereits als ein anderwärts z. B. im Do— 
micil, am Contractsort, begründetes Recht ſich herausſtellt. 
Nur inſofern kann alſo von der allenthalben zu reſpecti— 
renden Wirkſamkeit eines wohlerworbenen Rechts die 
Rede ſein. Die Schwierigkeit der Lehre liegt alſo nicht 
in der Auffindung des Geſetzes, welches zunächſt zu be— 
achten iſt, denn dieſes kann für den Richter kein anderes 
als ſein Geſetz ſein, ſondern in der Nachweiſung, ob 
dieſes Geſetz über das ſtreitige Recht eine Beſtimmung enthält 
oder ob es die Beſtimmung anderen, fremden, Geſetzen 
und welchen überlaſſen will. Dies ergiebt ſich auch 
daraus, daß alle Schwierigkeit gehoben iſt, wenn der 
Richter in ſeinen Geſetzen eine Beſtimmung über dieſe 
Frage, eine Theorie über den Confliet verſchiedener Geſetze, 
vorfindet; denn man wird doch nicht behaupten wollen, 
daß auch die faſt gar nicht aufgeworfene Frage, welches 
Geſetzes Theorie über den Conflict anzuwenden ſei, zu— 
nächſt nach den Geſetzen des Domicils der Parteien — 
und welcher Partei? — zu beantworten ſei. Jede Beſtim— 
mung über den Conflict der Geſetze iſt nur eine Beſtim— 
mung, wie die einheimiſchen Geſetze zu verſtehen ſeien. — 
Im Dbigen ift unſere Frage nur in der Bedeutung 
aufgefaßt, welche fie fiir die Entjcheidung eines Rechtsftreites 
hat; fie wird aber natürlich auch für die Schliefung eines 
Rechtsgefchäftes bedeutend, doc läßt fich nicht immer 
voransiehen, nad) welchen Geſetzen diefes fpäter werde 
beurtheilt werden. Mebrigens gilt, was in der obigen 
Darftellung von den Geſetzen gejagt worden ift, überhaupt 
von allen auch den nicht gefeglichen Rechtsfägen. 


J 
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8 18. 
Der Entwurf eines AdHGB. 

Die Niederfegung der niürnberger Commiſſion iſt 
durch verfchiedene Ereigniſſe angeregt und hervorgerufen 
worden‘. Don dem größten Einfluß ift der Umftand 
geweſen, daß der Entwurf einer ADWOo ſehr bald nad) 
feinem Abſchluß (9. December 1847) faft in allen deut- 
ſchen Bundesſtaaten Gefegesfraft erlangte (14. Februar 
1848 bis 25. Juli 1850°), e8 war nicht zu bezweifeln, 
daß ein andermeitiges einheitliches Necht in Deutfchland 
auf einem ähnlichen Wege zu erreichen fein werde; es 
ward zunächſt an das Handelsrecht und weiter an das 
Dbligationenreht gedadht. Im November 1848 mard 
durch das damalige NReichsminifterium der Yuftiz eine 
Commiffion zur Ausarbeitung eines Entwurfes eines 
allgemeinen Handelsgefetbuches für Deutfchland berufen, 
es ift von ihr aber nur ein Theil des beabfichtigten 
Entwurfes ausgearbeitet; diefer Theil ift gedrudt” wor- 


1) Sie find dargeftellt in Goldfhmidt Handbuh S. 57—86. 

2) Der ganze Hergang ift dargeftellt unten Bd 2 (Wechſel⸗ 
recht) $ 147. 148 und in Goldihmidt Handbuch S. 68—84. 

3) Der Titel ift: 

Entwurf eines allgemeinen Handelsgeſetzbuches für Deutichland. 
Bon der dur das Reichsminiſterium der Yuftiz niedergefegten 
Commiffion. Erfte Abtbeilung. Frankfurt am Main, gedrudt 
in E. Naumanns Druderei. 1849. 

Die Commilfion beftand aus dem Unterftaatsfecretair im 
Reihgminifterium Widemann, den Appellations » Gerichtäräthen 
Grimm und Broiher aus Cöln und dem Profeffor Thöl aus 
Roitod. Am 2. December 1848 begann fie ihre Arbeiten. Gie 
reichte unterm 12. December dem Reichsminiſterium der Juſtiz eine 
Denkſchrift ein (abgedrudt im Vorwort des Entwurfs), in welcher 
fie fi über die Hauptprincipien bei Ausarbeitumng des Entwurfs 
ausſpricht. Unterm 18. December richtete das Reichsminiſterium 
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den‘. Sodann wurde nach verfchiedenen Vorverhandlums 
gen* die nürnberger Commiffton niedergeſetzt. 
In Folge eines Bundesbefchluffes vom 18. December 


an die fämmtlihen Einzelftaaten Deutſchlands ein Schreiben (ab— 
gedruckt im Vorwort des Entwurfs), aus welchem fi die Abficht 
deffelben ergiebt, die Commiſſion noch durch Nechtögelehrte und 
Kaufleute zu verftärken zum Zweck der Ausarbeitung eines definis 
tiven Entwurfs, und durch welches die Regierungen der Einzel 
ftaaten um Mittheilung von näher bezeichnetem Material erfucht 
werden. Diefelben find diefem Erfuchen bereitwillig nadhgefommen 
(Vorwort des Entwurfes). Es ift aber die Commiſſion, welcher 
im März zwei Mitglieder fehlten (ich durch Austritt und Grimm 
durch Abreife), weder verftärft noch ergänzt worden, und von der 
Eommiffion nichts weiter fertig gearbeitet ala der gedruckt vorliegende 
Entwurf. Dal. noch Goldihmidt Handbuch ©. 85.86, 

Der Entwurf zerfällt in fünf Titel: 1. Kaufleute und Handel3» 
geſchäfte. 2. Form der Verträge, Beweismittel in Handelsſachen 
überhaupt, Handelsbücher insbeſondere. 3. Handelögefellichaften. 
4. Börfen und Makler. 5. Commiffionär, Spediteur, Fracht: 
führer. — Eine beachtenswerthe Critik, aber nur der beiden 
erften Titel und der erſten funfzehn Artikel des dritten Titels, 
bat geliefert Brindmann im Ardiv für die civiliftifche Praris 
Bd 22. Nr XV ©. 356—400. Bd 33. NrIV ©. 67—100. 
Bd 34. Nr VOL ©. 151—173. Seine pofitiven Anſichten in 
der Critik des erſten Titel3 find unprüfbar und unbraudbar, 
weil er den Begriff des von ihm fortwährend gebrauditen Wortes 
Waare nicht aufgeftellt hat. Übrigens tft der finnlofe Zuſatz auf 
©. 73.4 v. u. de3 Entwurfes „alddann wird es darauf ans 
kommen, welches von Beiden das Übermwiegende iſt“ ohne Vorwiffen 
der Commiſſion fpäter eingefügt worden. — An der Berathung 
über die Abfchnitte: Don den Börfen. Vom Spediteur. Vom 
Frachtführer, babe ich feinen Theil genommen. 

4) Die practiihe Bedeutung des Entwurfs beiteht in dem 
erheblihen Einfluß des Inhaltes und der Motive auf den Inhalt 
de nürnberger Entwurfs. Val. unten $ 21. 

5) Sie find dargeftellt in Goldſchmidt Handbuch S. 86—91. 
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1856, welcher veranlaft war durch einen Antrag der K. 
bayerischen Regierung vom 21. Februar 1856, trat am 
15. Ianuar 1857 in Nürnberg eine Commiſſion zus 
fanımen „zur Ausarbeitung des Entwurfes eines allgemeinen 
Handelsgejetbuches für die deutfchen Bundesjtaaten“. 
Pertreten waren in der Commiffion 21 Staaten, mit 
17 Stimmen; bei der Berathung des Seerechts, welche 
in Hamburg erfolgte, 15 Staaten mit 11 Stimmen. 

I. Die Regierungen. Die Commiſſion beftand in 
Nürnberg aus Abgeordneten folgender Staaten. 1. Des 
fterreih. 2. Preufen. 3. Bayern. 4. Sadfen. 5. 
Hannover. 6. Württemberg. 7. Baden. 8. Kurheffen. 
9. Großherzogthum Helfen. 10. Sachſen-Weimar. Sad) 
fen- Meiningen. Sachen: Altenburg. Sachen » Koburg 
und Gotha. Anhalts Deffau. 11. Braunſchweig. 12. 
Medlenburg- Schwerin. 13. Naffau. 14. Lübeck. 15. 
Frankfurt. 16. Bremen. 17. Hamburg. 

II. Die Abgeordneten der vertretenen Regierungen 
waren außer dem K. Bayerifchen Staatsminifter der 
Yuftiz Dr. von Ringelmann die in der Note angegebenen 
Juriſten und Kaufleute*, 


6) 4. der öſterreichiſhen: Dr. Ritter von Raule, Bräfident 
de3 Handelageriht3 zu Wien, Dr. Schindler, Sektionsrath im 
Handeldminifterium zu Wien; 2. der preußifchen: neh. Oberjuftize 
rath Rifhoff, eb. Oberjuſtizrath Heimſöth, Tribunalratb Pape, 
die Kaufleute Robert Warfchauer (Commercienratb) aus Berlin 
und Ruffer (geb. Commercienratb) aus Breslau; 3. der bayeriſchen: 
Director des Kreis: und Stadtgericht3 und des Handeldappellations: 
gericht3 in Nürnberg Geuffert, die Kaufleute: Merk zu Nürnberg, 
Sander zu Augsburg, Zahn zu Nürnberg, Kirhdörffer zu Nürn— 
berg; 4A. der fächfiihen: Appellationsgerichtsratb Tauchnitz in 
Leipzig, Kaufmann Georgi aus Mylau, Staatsminifter a. D.; 
5. der hannoverſchen: Profeſſor Thöl, Oberjuftizrath Leonhard; 
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III. Die Berathungen und das Verfahren bei denjelben. 

Die vier erften Bücher” (urfprünglich bildeten fie 
drei) find in drei Leſungen berathen, in 214 Situngen. 
Die drei Lefungen haben ein PBeifammenfein von faſt 
einem Jahr erfordert‘. Der Borfit wurde von dem 
Staatsminifter von Ningelmann übernommen, und zum 
zweiten Vorſitzenden der Herr von Naule erwählt. Re: 
ferent war der geheime Oberjuftizrath Biſchoff, er ftarb 
fofort nad) Beendigung des Redactionsentwurfes der 
erften Pefung; fodann war Referent der geheime Dber- 


6. der mwürttembergifhen: Profeffor von Gerber, Kaufmann Gop: 
pelt aus Heilbronn, Staatsrath a. D.; 7. der badiſchen: Mini: 
fterialratö Ammann aus Garlarube; 8. der furfürftlich heſſiſchen: 
Obergerichtsrath Schuppius, Später OAGR Gleim; 9. der großh. 
heſſiſchen: Minifterialrath Franck, Kaufmann Carl Röder zu Mainz; 
10. der Regierungen des Großberzogthums Sadjien. u. f. w. (vgl. 
oben I. 10): Profeſſor von Hahn; 11. der braunſchweigiſchen: 
Obergerichtsrath Trieps in Wolfenbüttel; 12. der medlenburg: 
ihmwerinfhen: Senator Dr. Mann in Roftod; 13. der naffauifchen: 
Präfident des Finanzcollegium in Wiesbaden, Vollpradyt; 14. der 
freien Stadt Lübeck: Richter Dr. Haltermann; 15. Frankfurt: 
Senator Dr. Müller; 16. Bremen: Senator und Director des 
Handelsgericht3 Dr. Heinefen, Neltermann Gabain; 17. Hamburg 
Dr. Halle, vormals Präfes des Handeldgeriht3, Senator Dr. 
Haller, Advokat Dr. Trummer, Kaufmann Senator Adolph de 
Chapeaurouge. Bei der dritten Lefung war Hamburg vertreten 
duch Trieps, welcher Obergerichtsrath in Hamburg gemorden 
war, bei derjelben war Braunichweig nicht vertreten. 

7) Dal. auch Goldfhmidt Handbuh S. 98—101. 

8) Die erfte Lefung 21 Wochen, die zweite 20 Wochen, die 
dritte 10 Moden. Erſte Lefung vom 15. Januar bis 27. März 
und vom 16. April bi3 30. Juni 1857. Zweite Lejung vom 
15. September bis 17. Dec. 1857 und vom 18. Januar bi 
3. März 1858. Dritte Lefung vom 19.Nov. bis 20. December 
1860 und vom 7. Januar bi3 11. Februar 1861. an 


ee; — — 
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juſtizrath Heimſöth. Die Berathung ſchloß ſich zuvör— 
derſt an einen preußiſchen Entwurf an’, unter Rück— 
ſichtnahme auf einen öfterreichifchen Entwurf”. In dem 
preußifchen Entwurf lag bereits der Verfuh vor, drei 
Rechtsmaffen, das gemeine Recht, das franzöfifche Necht 
und das preußische Pandrecht, zur einem einheitlichen Recht 
zu geftalten. Der Entwurf zweiter Pefung der vier erften 
Bücher hat beachtenswerthe Kritiken erfahren". 

IV. Die Berathung des Seerehts in Hamburg”, 
Nach der zweiten und vor der dritten Pefung der vier 
erften Bücher ift das Seerecht berathen worden. Die 


9) Derfelbe ift erſchienen unter dem Titel: Entwurf eines 
Handelsgeſetzbuchs für die Preufifhen Staaten. Nebit Motiven. 
Erſter Theil. Entwurf. Zweiter Theil. Motive. Berlin 1857. 

10) Entwurf eines öſterreichiſchen Handelsrechtes. Wien 1857. 
Über diefen Entwurf vgl. Goldihmidt Handbuch S. 94A—98 und 
©. 104 Note 3 a. ntwurf des öfterreichiichen Privatfeerechtes 
für die Provinzen, in welchen das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch 
Wirkfamkeit bat. Über die öfterr. Entwürfe vol. Goldſchmidt 
Handbuch ©. 93. 94. 

11) Zu beachten vornehmlich 1. Schliemann fritifche Bemer: 
fungen zum Entwurf eine allg. d. HGB nah den Beſchlüſſen 
der zweiten Leſung. Schwerin 1858. 2. Goldfhmidt Guts 
achten über den Entwurf eines deutfhen HGB nad; den Beichlüffen 
zweiter Lefung. Beilagebeft zu Goldſchmidts Zeitichrift Bd 3. 
(Hier au S. 114—116 die übrige Literatur). 3. Anſchütz 
der Entwurf eines allg. d. HGB. In der Fritifchen Überfchau 
der deutſchen Ggbg und R. W. Bd 6. S. 238—253 und die 
Fortfegungen in der Fritiihen Vierteljahrsfchrift für Ggbg und R. 
W. Bd 1. S. 1—22 und S. 161—185. Bd 2. ©, 59—74. 
Diefe Kritiken haben in der nürnberger Gommiffion nur befchränfte 
Berüdfihtigung finden können, weil die dritte Lefung auf Regie: 
rungs Erinnerungen befchränft war. 

5:12) Bgl. auch Goldſchmidt Handbuch ©. 102—104. 
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Commiſſion bejtand, als fie das Seerecht berieth, aus 
Abgeordneten folgender Staaten. 1. Dejterreih. 2. 
Preußen. 3. Bayern. 4. Hannover. 5. Sachſen-Wei— 
mar. Sachſen-Meiningen. Sadjen-Altenburg. Sachſen— 
Koburg und Gotha. Anhalt-Defjau. 6. Braunfchmweig. 
7. Medlenburg- Schwerin. 8. Oldenburg. 9. Lübeck. 
10. Bremen. 11. Hamburg. Die Abgeordneten der 
vertretenen Regierungen find im der Note angegeben ”, 
Das Seereht ift in zwei Leſungen berathen in 371 
Situngen. Die zwei Lefungen haben ein Beijammenfein 
von faft einem Jahr und zehn Monaten erfordert“. Der 


13) Die Abgeordneten der bei der Berathung des Seerechts 
vertretenen Regierungen waren folgende: 1. der öſterreichiſchen: 
von Raule, Schindler, Oberlandesgerichtsrath zu Trieſt Caeſar 
Benoni von lanisberg, der Kaufmann Ritter von Sartorio von 
Trieft; 2. der preußischen: Heimſöth, Pape, Navigations-Schul— 
director Albreht aus Danzig, die Kaufleute Rahm (Commer: 
cienrath) aus Stettin, Schnell (geh. Commercienrath) aus Königs: 
berg, Behrend aus Danzig; 3. der bayerjchen: Seuffert; 4. der 
hannoverſchen: Thöl; 5. der Regierungen des Großherzogthums 
Sadjen, u. f. w. (vgl. oben I 5): von Hahn; 6. der brauns 
ſchweigiſchen: Trieps; 7. der medlenburg = [hmwerinfhen: Mann; 
8. der oldenburgſchen: Florentin Theodor Schmidt, oldenburgſcher 
Generalconful, neben diefem von Sitzung 277 an, und fpäter ftatt 
dejfelben Dr. Föhring aus Hamburg; 9. der freien Stadt Lübed: 
Dr. Ajcher von Hamburg; 10. Bremen: Heinefen, Kaufmann 
C. E. E. Klugkiſt, jpäter an deffen Stelle Senator Weinhagen; 
11. Hamburg: Halle, an deffen Stelle von Sikung 230 an 
Senator Dr. Beterjen, an deffen Stelle von Situng 347 an der 
Präfes des Handelägericht3 Dr. Verömann, Dr. Oppenbeimer 
früher Rath des OAG zu Lübel, der Kaufmann Adolph Jacob 
Herg, der frühere Aſſecuranzmakler Nicolaus Hudtwalfer, der 
Schiffscapitain Lorenz Göde. 

14) Die erjte Lejung 64 Wochen, die zweite 31 Wochen. 
Erſte Lefung. 1. vom 26. April bis 31. Juli 1858. 2. vom 
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Borfig murde von von Naule geführt. Neferent war 
anfangs Heimſöth (Sitzung 190) fodann Pape. Als 
erjter Secretair fungirte Yug, als zweiter Dr. Wilhelm 
Uri aus Hamburg. 

V. Die dritte Leſung der vier erjten Bücher. Aus 
Iheidungsverfahren. Die dritte Leſung der vier erften 
Bücher ift aber eine unvollftändige und ift e8 wider das 
das Recht und den Willen einiger Regierungen. Der 
Entwurf dritter Yefung beruft nämlich in einem großen 
Theil feines Inhaltes auf einer Uebereinkunft der 
Negierungen von Defterreih, Preußen und Bayern, welche 
dahin ging, einen Theil von dem Entwurf zweiter Le— 
jung, welcher num ungeändert geblieben ift, der von andern 
Negterungen gewollten dritten Leſung durch Ausscheidung 
ihrer Erinnerungen zu entziehen, und ift was dieſen 
Theil feines Inhaltes betrifft, in Folge einer Willens: 
erklärung diefer drei und einiger Negierungen, ohne 
welche er anders lauten würde, unter den Proteften 
anderer Regierungen zu Stande gekommen“. 


4. Detober bis 20. Dechr. 1858. 3. vom 15. Sanuar biz 19, 
April 1859. 4. vom 28. April bis 23. Juli 1859. 5. vom 
8. Auguft bi8 25. October 1859. Zweite Lefung. Vom 9. Januar 
bis 3. April 1860 und vom 11. April bi 22. Auguft 1860. 


15) Der Hergang vor und bei der dritten Lejung des Ent: 
wurfes ift gejchildert in folgender Schrift. Thöl zur Geſchichte 
des Entwurfes eines allgemeinen beutjchen Handelsgeſetzbuches. 
Das von der öſterreichiſchen und preußiichen und bayerischen Regie: 
rung vor und bei der dritten Leſung des Entwurfes eingejchlagene 
Berfahren. Göttingen 1861. — Vgl. auch Goldſchmidt der 
Abſchluß und die Einführung des allgemeinen deutihen HGB in 
Goldſchmidt Zeitihrift Bd 5. S. 204—227. Vgl. ferner Gold: 
Ihmidt Handbuh S. 104-112. 
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VI Die Protocolle”. Protocollführer war der 
bayerifche Kreis- und Stadtgerichtsafjeffor Lug”, welcher 
jpäter Minifter geworden if. Das von diefem ab- 
gefaßte Protocol! wurde revidirt von der Protocollcons 
miſſion“. Diefe Nevifion ward gedrudt und jedem 
Abgeordneten ein Eremplar zugeftellt, um es mit feinen 
etwaigen Bemerkungen verjehen der Protocollcommiſſion 
einzuhändigen. Bon diefer wurde auf Grund diejer 
Bemerkungen ein neues Protocoll ausgearbeitet, welches 
jodann in einer Sitzung der Conferenz vorgelefen und 
Ihlieglich nach mancherlei voraufgegangenen Erörterungen 
feftgeftellt wurde”. Die veröffentlichten Protocolle find 
demnach gleichjam eine vierte Auflage. Bon ihnen find 
zwei Ausgaben vorhanden, die Seiten deden ſich in beiden”. 

16) Bol. auch Goldihmidt Handbuch S. 123. 124. 

17) von Hahn Kommentar Aufl. 2 ©. XLVI XLVII. 

18) In Goldihmidt Handbudh Aufl. 2 ©. 92 Zeile 14 ff. 
muß e3 heißen: Die Brotocolleommijfion redigirte die Protocolle und 
die beichloffenen Abänderungen und Zuſätze zu denjelben, der 
Redactionsausſchuß redigivte den Entwurf, 

19) Diejer Erörierungen und ſchließlichen Feſtſtellung, welche 
zuweilen eine ganze und lange Situng ausfüllten (3. B. Brot. 
©. 521) ift in den Protecollen meijtend nur durdy die kurze 
Bemerkung gedacht, daß die Brotocolle verlefen und genehmigt jeien. 

20) Die Situngsprotocolle bilden in der Originalausgabe 
(in Folie) 10 Bände, melde 5152 Seiten enthalten, und 4 
Beilagenbände, enthaltend die Entwürfe und die Zufammenjtellung 
der gegen den Entwurf zweiter Leſung erhobenen Erinnerungen 
der Negierungen. 

Die Ausgabe in Octav hat den Titel: Protocolle der Kom: 
mijfion zur Berathung eines allgemeinen deutſchen Handelsgejeb: 
buches. Am Auftrage diefer Kommijfion herausgegeben von X. 
Lug, fol. bayr. Bezirksgerichtsrath und erftem Gefretair der 
Kommiffion. Neun Bände und ein Beilagenband und ein Regijter: 
band. Würzburg 1858—1861. 
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Ueber die Sigungen, in welchen von dem Plenum bie 
demjelben von der Redactions-Commiſſion vorgelegte 
Kedaction des Entwurfes feſtgeſtellt wurde, iſt fein Pro— 
tocoll geführt worden; nur zuweilen ift e8 in Betreff 
einzelner Punkte gefchehen. Der von Pub gearbeitete 
Regifterband enthält eine Concordanz und ein Sachregifter”, 

VI. Die Redaction. Die VBerfammlung hatte den 
Beſchluß gefaßt, daß bald nad jeder Sitzung die Be 
Ihlüffe vorläufig vedigirt werden jollten, damit der Zu: 
jammenhang mit denjelben bei weiterem Vorſchreiten der 
Berhandlungen nicht verloren gehe, und daß Hierzu ein 
Redactionsausihuß gewählt werden folle”. Diefe Wahl 
fand in der neunten Sigung Statt”. Der Ausſchuß 
entfprach jenem Beſchluß injofern nicht, als er während 
der erjten Lefung der Verſammlung feine etwaigen 
Nedactionen nicht mittheilte; erjt nach beendigter erfter 
Leſung wurde der von ihm redigirte vollftändige Entwurf 
den übrigen Abgeordneten zugeſtellt. Diefer Entwurf 
it der „Entwurf der Redactionscommiffion“ oder der 
„Redactionsentwurf” oder der „Entwurf erfter Leſung“. 
Diefer Entwurf bildete die Grundlage für die weiteren 
Berathungen in der zweiten Lejung. 


21) Nemlicd der Note 20 erwähnte Regifterband. Er enthält 
in fünf Spalten: den preußifchen Entwurf, die Protocollfeiten, 
den Entwurf der Redactions-Commiſſion, die Protocollfeiten, den 
Entwurf zweiter Lefung. Sodann folgt ein genaues Sachregiſter. 

22) Protocolle ©. 9. 10. 

23) Protocolle S. 61. Der NRedactionsausfhuß beftand für 
die vier erften Bücher aus dem Meferenten (Bilhoff, jpäter 
Heimſöth) und den Herren Schindler, von Gerber, Ammann, 
Halle. Später an Stelle von Halle: Vollpracht (Brot. ©. 426), 
und vorübergehend an Stelle von Ammann: Halle (Brot. ©. 1161) 
und Heinefen (Brot, ©. 1300). 
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VII. Der fchlieglihe Entwurf eines ADHOB“. 
Der aus den Berathungen ſchließlich Hervorgegangene Ent: 
wurf hat fünf Bücher. Die vier erjten Bücher find in 
214, das fünfte Buch (das Seerecht) ift in 371 (zus 
jammen 585) Situngen berathen worden. Er ift, was 
die vier erjten Bücher betrifft, ein Entwurf dritter Pefung, 
was das fünfte Buch betrifft, ein Entwurf zweiter Le— 
fung. Der Entwurf ift dem Bundestage am 16. März 
1861 überreicht worden. Durch Bundesbefhluß von 
3l. Mai 1861 wurde an fänmtliche Bundesregierungen 
die Einladung gerichtet, dem Entwurf baldinöglichjt und 
unverändert im geeigneten Wege Gefegeskraft in ihren 
Landen zu verichaffen. 


8 19. 
Einführung des Entwurfes eines ADHGB in den einzelnen 
deutihen Bundezjtaaten. 


Der Einführung voraufgehende Verhandlungen‘. Die 
Einführungsgefege, alfo das Geltungsgebiet des ADHSD”, 
Abdruck der Einführungsgejege‘. Zufammenftellung ihres 


24) Einige Theile des preußifchen Entwurfs (Verfiherungsz, 
Concursrecht, Proceß) find wenigftens im Ganzen von der Berathung 
ausgejchloffen worden. Vgl. Goldihmidt Handbuch S. 113—118, 

1) Bericht des handelspolitiihen Ausſchußes in der Sitzung 
der Bundesverfammlung vom 14. März 1861. — Eriter all: 
gemeiner deuticher Handelstag zu Heidelberg vom 13—18. Mai 
1861. Referent Goldfhmidt. — Bundesbeihluß vom 31. Mai 
1861: enthaltend die Einladung an ſämmtliche Bundesregierungen, 
dem Entwurf Geſetzeskraft zu verichaffen. — Pal. Goldſchmidt 
Handbuh $ 17. S. 125—127, 

2) Zeitjchrift für Handelsreht Bd 14. S. 54—56. 

3) Sammlung der Einführungs:Gefete ſämmtlicher deutfchen 
Staaten zum ADHG. Nebſt Inhaltsverzeihnig und ausführlichen 

hör 8 Handelöredt. Ir Bd. Öte Aufl. 5 
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Inhaltes‘. Der Entwurf eines ADHGB iſt Geſetz 
geworden in allen“ deutjchen Bundesjtaaten und über 
das Gebiet derjelben hinaus; er ift von allen deutfchen 
Bundesregierungen" eingeführt worden. Dadurch daf 
er in vielen deutfchen Bundesſtaaten, um jo mehr dadurd, 
daß er in allen (wenn auc nicht von allen) die Geſetzes— 
fraft erlangt hat, ift er ein allgemeines deutjches Hans 
delsgefeßbuch geworden. Er gilt im jedem Staat, in 
welchen er gilt, kraft des Willens und der Publication 
von Seiten der gefetgebenden Gewalt diefes Staates, er 
gilt in Deutjchland kraft einer Vielheit von Publicationen. 
Er iſt immer nur particuläres Recht, aber ein gleichlau- 
tendes (richtiger faſt gleichlautendes) anfangs vieler endlich) 
aller Partieularrechte. Bon einem deutjchen Handels: 
recht kann man fprechen; von einem deutjchen Han- 
delsgeſetzbuch kann nur dem Inhalt nad gefproden 
werden, das einheitlihe Handelsrecht wächſt mit der 
Bielheit der einzelnen deutfchen Handelsgeſetzbücher. Das 
allgemeine deutſche Handelsreht (mern man mit diefem 
Ausdrud auf das durch die Publicationen des Entwurfes 
entftandene Necht deutet) iſt nur ein Ausdrud für eine 
Bielheit von Handelsgejegbüchern mit faſt gleichlautendem 


Sadregifter herausgegeben von J. Lug. Würzburg. In Heften 
erſchienen 1863. 1866. 1867. 

4) An die einzelnen Artikel des ADHGB find die einfhlagenden 
Artikel der Einführungsordnungen angefchloffen in folgendem Werk: 
Die Ergänzungen der ADWO und des ADHGB im Gebiete des 
norddeutihen Bundes durd Bundes: und Landesgefege. Unter 
Berüdfichtigung der jüddeutihen Einführungsgefege geordnet von 
3. v. Salpius. Berlin 1870. — Vgl. über den Inhalt der 
Einführungsgejege auch noch Goldihmidt Handbuch S. 128. 129. 

5) Ausgenommen Luremburg und Limburg. 

6) Ausgenommen von Schaumburgstippe. 
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Inhalt, fchlieglih ein Ausdrud für 35 derartige Hans 
delsgeſetzbücher. 

Die einzelnen Einführungsgeſetze ſind in Kraft getreten 
an folgenden Tagen, und ſind mit folgenden Tagen 
(deſſelben oder ſonſt des voraufgehenden Jahres, ausge— 
nommen bei Reuß ä. Linie, wo nicht 1864 ſondern 
1862 das betreffende Jahr iſt) datirt. 

In Kraft getreten 


Goldſchmidt Datirt 


Preußen 1862 1 März ©. 155—166 24 Juni 
Naſſau 1862 1 März 164 2Oectb. 
K. Sachſen 1862 1 März 169.170 30Oetb. 
Bayern 1862 1 Juli 166— 169 10 Now, 
Sadjen:Eoburg 1862 1 Juli 178 19 Febr. 
Schwarzb.:Sonderähaufen 1862 1 Sptb. 179 30 Mai 
Sadjen:Meiningen 1862 1 Sptb. 177 25 Juni 
Waldeck 1862 1 Octb. 181 11 Febr. 
Anhalt⸗Bernburg 1862 1 Oetb. 180 14 Juli 
Sachſen-Gotha 1862 1 Dee. 178 11 Juli 
Großh. Heffen 1863 1 Jan. 173.174 1 Aug. 
Baden 1863 1 Jan.  171—173 6 Aug. 
Frankfurt 1863 1 San. 164 17 Octb. 
Sadjen- Weimar 1863 1 April 176 13 Aug. 
Deiterreich 1863 1 Juli 187—192 17 Dec. 
ausg. Ungarn 193—196 
Neuß jüngere Linie 1863 1 Juli 180 23 Febr. 
Braunſchweig 1863 1 Nov 175 14 Sptb. 
Heſſen-Homburg 1864 1 Jan. 165 25 Aug. 
Lübeck 1864 1 März 185.186 2Oetb. 
Anhalt: Defjau: Köthen 1864 1 April 180 1 Sptb. 
Sadjen-Altenburg 1864 1 Mai 177 21 Nov, 
Medlenburg: Schwerin 1864 1 Juli 174 23 Der. 
Medlenburg:Strelik 1864 1 Juli 174 23 Der. 
Dldenburg 1864 1 Octb. 174.175 18 April 
Lippe 1864 1 Dctb. 182 20 April 
Schwarzburg-Rudolſtadt 1864 1 Detb. 178 13 Mai 
Bremen 1865 1 Jan 184.185 6 Jumi 
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Hannover 1865 1 Jan. 161 5 O:ctb. 
Neuß ältere Linie 1865 1 Jan. 179 26 April 
Württemberg 1865 15Tec. 170.171 13 Aug. 
Kurheſſen 1866 1 Jan. 162 3 Mai 
Lichtenjtein 1566 1 an. 196 16 Sptb. 
Hamburg 1866 1 Mai 182.183 22 Der. 
Holftein u. Schleswig 1567 30 Sptb. 163 5 Juli 
Lauenburg 1869 1 Jan. 163 21 Dctb. 

Nur durch Reichsgeſetze it die Einführung erfolgt in 
Schaumburg⸗Lippe 1870 1 San, 181 5 Juni 
Preuß. Jadegebiet 1570 1 Ian. 161 5 Juni 
Elſaß u. Lothringen 1872 1 D:ctb. 186 19 Juni 
$ 20. 


Das ADHGB wird Neichsgefeb. 


Nachdem der in Yeipzig 1847 verfaßte Entwurf einer 
ADWODO und der in Nürnberg und Hamburg 1857 bis 
1860 verfaßte Entwurf eines ADHGB durch die in 
fänmtlichen Bundesftaaten erfolgte Publication defjelben 
eine ADWO und ein ADHGB geworden war, aljo 
allgemeine particularrechtliche Geltung in diefen Gebieten 
und darüber hinaus gewonnen Hatte, ijt der Inhalt der 
ADWD und des ADHGD, richtiger (denn diefe Aus: 
drüde haben keinen präcifen Inhalt) ein denfelben präci- 
firender Inhalt, fodann ein gemeine Recht geworden. 
Das deutſche Gebiet, für welches er ein gemeines Recht 
geworden ift, iſt das Gebiet zuerft des norddeutschen Bundes, 
fodann des deutichen Bundes, endlich des deutfchen Reiches. 

1. Der norddentfhe Bund entftcht. Durch das 
Geſetz“ vom 5. Juni 1869° find die ADWO nebft den 


1) Bundesgejesbl. 1869. ©. 379— 381. 
2) Bgl. hinfihtlid der Motive des Geſetzes Goldſchmidt Ztſchr. 
Bd 14. ©.32--43 (Leffe). 
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nürnberger Wechfelnovellen fowie das ADHGB von dem 
Norddeutfchen Bunde zu Bundesgeſetzen erklärt und als 
jolhe in das geſammte Bundesgebiet eingeführt worden, 
und zwar ift dies mit dem im den Anlagen A und B 
und CO abgedrudten Inhalt gefchehen, aljo mit einem 
buchftäblich genau beftimmten Text. Diefer Inhalt ift 
ein gemeines norddentiches Wechſelrecht und Handelsrecht. 

2. Der deutſche Bund entfteht. Im dem Artikel SO 
der Verfaſſung des deutschen Bundes (gefchloffen für 
das Gebiet des norddeutschen Bundes und des Groß: 
herzogthums Baden und der füdlich vom Main belegenen 
Theile des Großherzogthums Hefjen) vom 15. Nov. 1870 
ift umter den im norddeutfchen Bunde ergangenen Gefeten, 
welche zu Gefegen des deutfhen Bundes erflärt 
werden, jenes Gefeg vom 5. Juni 1869 aufgeführt®. 
Somit enthält jener buchftäbliche Text ein gemeines Recht 
für den deutfchen Bund. 

3. Das deutjche Reich entſteht. Es entſteht dadurch, 
daß die Königreiche Bayern und Württemberg durch Ver- 
träge vom 23. und 25. November 1870 der Berfaffung 
des deutfchen Bundes beitreten. a. Für Württemberg 
beruht die Gültigkeit des Wechſelrechts und Handelsrechts 
in jenem buchjtäblichen Text zwar zuvörderft auf dem 
Bertrage vom 25. November 1870 Art. 1‘, aber jchlieklid) 
auf dem die Berfaffung des deutfchen Reichs betreffenden 
Reichögefeg vom 16. April 1871 8 2°. b. Für Bayern 
beruht fie auf einem in Anwendung des Vertrages vom 
23. November 1870 unter III. 8 8° und des die Ver— 


3) Bundesgeſetzbl. 1870. ©. 648. 4) Dafelbit S. 654. 

5) Bundesgefeßbl. 1871. ©. 63. „Die dort bezeichneten 
Geſetze find Reichsgeſetze.“ 

6) Bundesgeſetzbl. 1871. ©. 21. 
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faffung des deutſchen Reichs betreffenden Reichsgeſetzes 
vom 16. April 1871 8 2° (fetten Abſatzes) erlaffenen 
befondern Keichsgefep vom 22. April 1871.8 2 Nr 8". 


4. Nach dem Erörterten ift alfo das Wechfelrecht und 
Handelsreht in jenem buchjtäblihen Text nunmehr in 
das gefammte Gebiet des Neichs eingeführt. Es beruht 
auf dem Geſetz vom 5. Juni 1869, welches nah S 2 
des die Verfaffung des deutfchen Reichs betreffenden Ge- 
jetes vom 16. April 1871 nunmehr Reichsgeſetz iſt. 
Jenes Wechfelrcht und Handelsrecht ift nunmehr Reichs— 
reht. Nach dem Art. 2 der Berfaffung des deutjchen 
Reichs gehen die Reichsgefege den Pandesgefegen vor”. 
Hieraus folgt: Jener eine buchftäbliche Text tritt als 
RWO und RHGB an die Stelle aller früheren Texte 
der ADWD und des ADHGB, foweit fie demfelben 
widerftreiten (demm foweit ift das particuläre Recht, welches 
fie enthalten, gar nicht mehr gültig, an feine Stelle ift 
ein anders lautendes Keichsrecht getreten) und ſoweit fie 
mit demfelben übereinftimmen (demm foweit ift das parti- 
culäre Necht, welches fie enthalten, nicht mehr als folches, 
nicht mehr als preußifches, bayrifches u. |. mw. gültig, an 
feine Stelle ift ein gleichlautendes Neichsrecht getreten). 
Da nun von den früheren Texten der ADWO und. des 
ADHGB der eine Theil durchweg mit jenem reichsgeſetz— 
lichen Text übereinftimmt, der andere faft durchweg, indem 
er etwas von demfelben abweicht, Fein einziger von jenen 
Texten aber einen Rechtsfat enthält, welcher als Ergänzung 
jenes Textes aufgefaßt werden könnte, fo ergiebt ſich, daR 
alle früheren Texte der ADWD und des ADHGD 


7) Bundesgefesbl. 1871. ©. 63. 8) Dafelbit ©. 88. 
9) Dafelbit ©. 65. 
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ihrem ganzen Inhalt nah nunmehr gleichgültig 
find. — Dahingegen finden ſich in den übrigen Pandes- 
gejegen, welche nicht die ADMWD und das ADHGEB 
jelber find, insbefondere in den Einführungsgefegen zur 
ADWD und zum ADHGB, Rechtsſätze, welche dem 
reichsgefeglichen Text widerftreiten, und ſolche, welche 
weder deimfelben widerftreiten noch mit demfelben überein- 
ftimmen. Iene Rechtsfäge, welche widerftreiten, find durch 
das Reichsgeſetz aufgehoben, alfo gar nicht mehr gültig, 
mit Ausnahme derjenigen, welche einem in der RWO 
oder dem ADHGB enthaltenen Vorbehalt entjprechen. 
Diefe Nechtsfäge, welche weder dem reichsgefeglichen Text 
widerjtreiten noch mit demfelben übereinftimmen, welche 
aljo als Ergänzungen des reichsgefelichen Textes 
aufgefaßt werden können, werden durch denfelben gar 
nicht berührt, fie bleiben mithin als Tandesgejetliche 
Rechtsſätze fo gültig, wie fie e8 bisher waren. Eben 
dies ift ausdrüdlich gefagt in dem $ 2 des Gefeges vom 
5. Juni 1869 ”, 

Es kommt alfo nım auf die Frage an, welche Rechts: 
Jäge in den Landesgefegen es find, welche verglichen mit 
dem reichsgefetlichen Iert weder einen Widerftreit noch 
eine Webereinftimmung fondern nur eine Ergänzung ent- 
halten, kürzer, da die Uebereinftimmung hier nicht vor 


10) Bundesgeſetzbl. 1869. S. 379. „Die bei oder nad) der 
Einführung der Wechſel-Ordnung, der nürnberger Novellen und 
de3 Handelsgeſetzbuches in die einzelnen Bundesſtaaten oder deren 
Landestheile im Wege der Landesgefebgebung erlaffenen Vorſchriften 
bleiben als landesgefeglihe Vorfchriften inſoweit in Kraft, als 
fie nur eine Ergänzung und nicht eine Abänderung einer Be: 
ſtimmung der Wechlel: Ordnung, der Nürnberger Novellen oder 
des Handelsgeſetzbuches enthalten.“ 
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fommt oder jedenfalls zweifellos erfennbar ift, melde 
nicht widerftreitende, fondern nur ergänzende 
Rechtsſätze find”. Die Frage ift gleichgültig in Betreff 
einiger Nechtsfäte, weil von ihnen in dem Geſetz vom 5. 
Juni 1869 ausdrüdlich gefagt ift, daß fie in Kraft 
bleiben follen ”. 

5. Durch ein befonderes Neichsgefeg vom 19. Juni 
1872, in Kraft getreten mit dem 1. October 1872, ift 
die ADWO und das ADHGB in dem in den Anlagen 
A und B dieſes Geſetzes abgedrudten Text aud in 
Elſaß und Lothringen eingeführt. 

8 21. 
Tert und Auslegung des RHGB. 

1. Der Tert. Maafgebend ift gegenwärtig lediglich 
der reichsgefegliche Text, wie er buchftäblich in der Anlage 
C des Bundesgefetes vom 5. Juni 1869 enhalten iſt'. 
Er ift an die Stelle aller früheren Texte des ADHGB 
getreten. Diefe Anlage C ift die Driginalurfunde, ver: 
mittelft welcher der Wille der gefeßgebenden Gewalt des 
Neiches publicirt worden iſt. Dieſer Wille ift die Quelle 
des reichsgefetlichen Rechts. Jene Schrift iſt nicht Die 
Duelle, fondern ift Zeugniß des reichsgefeglichen Rechte. 
Daher unterliegt jelbft diefe Driginalurfunde einer Aen— 
derung, einer Berichtigung, durch Wiſſenſchaft und Nichter- 

11) Es ift nicht eigentlich diefe Frage, melde in dem oben 
819 angeführten Werk: Die Ergänzungen der ADWO und des 
ADHGB . . . . durch Bundes: und Landesgejege, geordnet von 
F. v. Salpius, Berlin 1870, erwogen und beantwortet iſt. Daſ— 
jelbe giebt vielmehr unter dem Titel Ergänzungen ſowohl wider: 
ftreitende wie ergänzende landesgeſetzliche Rechtsſätze. 

12) Sie ftehen in 8 3. 4. 5 dieſes Geſetzes. 

1) Für Elfaß und Lothringen der im vorigen $ zu Ende 
erwähnte Text, 
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ſpruch. Es kann hierfür genügen das Zurüdgehen auf 
den Tert des fchlieglichen Entwurfes der Kommiffion, 
welcher dem Bunbdestage überreicht worden ift und im 
Deilagenband der Folioausgabe der Protocolle enthalten 
ift’; es genügt dies aber nicht immer”. 

II. Die Auslegung des HGB fteht unter den Kegeln, 
welche überhaupt fir die Geſetzesauslegung gelten‘, Mit: 
hin auch die Benutzung der in den Situngsprotocollen 
enthaltenen Motive‘. Uebrigens find die Motive nicht 


2) Bol. Goldihmidt Handbuh ©. 123. 311. 312. Nr. 

3) Beifpiel: In Art. 653 Abſatz 2 ift Liegezeit zu berichtigen 
in Liegegeld auf Grund des Entwurfes erjter Leſung. Dal. Entid. 
des ROHG Bd 5. ©. 132. 133. 

4) Bol. vornehmlich Goldihmidt Handbuch S. 311—316. 
S. 13 —1%. Die Piteratur über die Frage findet fi ©. 311 
Note 16, es iſt aber vor Allen beizufügen Kierulff Theorie des 
gemeinen Givilreht 1839 S. 16—41. 

5) Von diefer gilt Folsendes: „Die verſchiedenen Gründe, 
welche einen Nechtsfat hervorgerufen, find aus den dem Bublicum 
nicht vorenthaltenen Motiven der Geſetze mehr oder meniger 
vollſtändig erfichtlih. Die Benukung derfelben zur Auslegung de3 
Geſetzes geichicht faft durchweg auf verfehrte Weife, die im We— 
fentlihen darauf binausläuft, daß man die gefeßgebende Gewalt, 
deren Mille in dem Wort de3 Geſetzes publicirt wird, mit den 
einzelnen Verfaſſern des Geſetzes, welchen die Motive angehören, 
identificirt. Man überfieht, daß das Gefeß durd die Publication 
fih vom Geſetzgeber losreißt, und nunmehr durch den ſyſtematiſchen 
Zufammenhang, in welchem feine einzelnen Rechtsſätze zu einander 
und zu dem bereit3 geltenden Recht aufzufaffen find, fo jelbftändig 
al3 der publicirte Wille der gejeßgebenden Gewalt heraustritt, 
dag der Wille und die Ginficht der eigentlichen Verfaſſer des 
Geſetzes gleichgültig wird, Auf diefer Selbſtändigkeit beruht es, 
daß das Geſetz einfichtiger fein kann, al3 der oder die Gefegeber. 
Überdies überficht man, 

daß die Motive nicht getreu die Anfichten der ſämmtlichen 
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ſämmtlich protocolfirt, weil über die Sigungen, in welchen 
von dem Plenum die demfelben von der Nedactions- 
Commiſſion vorgelegte Redaction feftgeftellt wurde, fein 
Protocoll geführt worden iſt; nur zuweilen ift c8 in Bes 
treff einzelner Punkte gefchehen. Für die Auslegung 
des HGB, alfo des fehlieklichen Entwurfes, ift es mit- 
unter erheblih, die Quellen des Entwurfes zu verfolgen. 
Was die vier erften Bücher betrifft, fo ift außer dem 
Entwurf zweiter und erfter Leſung und dem preußifchen 
und öfterreichifchen Entwurf auch der Neichsentwurf von 
1849° zu beachten, deffen Inhalt fich nicht felten wörtlich 
in dem fchliehlichen Entwurf miederfindet. Die chrono- 
logiſche Reihenfolge ift 1. der Reichsentwurf von 1849. 
2. der preußische und der öfterreichifche Entwurf; 3. der 


Mitalieder der Geſetzgebungskommiſſionen abipiegeln, weil nicht jedes 
einzelne Mitglied feine Gründe geltend macht, wenn es mit dem 
Rechtsſatz einverftanden ift und mweil nicht alle geltend gemachten 
Gründe vollftändig protocollirt werden ; 

daß die Motive zumeilen den Rechtsſatz umſtoßen, ftatt ihn 
zu rechtfertigen; 

da die Motive für einen und denjelben Rechtsſatz ſich nicht 
felten widerſprechen, eben weil fie von verfchiedenen Perfonen 
berrühren ; 

daß die Motive zumeilen fogar in einem ſolchen Widerſpruch 
ftehen, daß fie verfchiedene Syſteme, alte und neue Schule, 
enthalten.” Diefe Worte meiner Einleitung in d. d. Pr. R. 
1851 $ 60, welche mit Anfpielung auf die Sitzungsprotocolle 
der Wechſelgeſetzgebungs-Commiſſion gefchrieben find, erhalten eine 
PBeftätigung ihrer Wahrheit auch durch die Situngsprotocolle der 
Handelsgefetgebungs Commiſſion. 

6) Dal. oben $ 11 Seite 56. 

7) Der Inhalt des ſ. g. Neichsentwurfes ift zuerit eingehend 
berüdjichtigt worden in Goldſchmidt Handbuch des Handelsrechts. 
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Entwurf erſter Leſung; 4. der Entwurf zweiter Leſung; 
5. der Entwurf dritter Leſung. 


8 22, 
Verhältnig des RHGB zu dem bisherigen und zukünftigen Necht. 


Das Verhältniß des HGB zu dem bisherigen 
Recht‘ ift bejtimmt durch Artikel 1 und 2 des HGB”. 
Ueber die Möglichkeit einer. Fünftigen Nechtsbildung 
entgegen dem HGB Hat das HGB nichts bejtimmt. 
Nah Art. 1 fol, ſoweit das Handelsgeſetzbuch 
feine Beftimmungen enthält, alles bisherige Recht” 
zur Anwendung kommen, alfo gültig bleiben. Gin Rechts— 
fat des bisher gültigen echtes fol alfo nur dann 
und ſoweit aufgehoben fein, als ihm ein Rechtsſatz des 
HGB miderftreitet; nicht weiter foll das ältere Necht 
aufgehoben fein. Die befondern Einführungsgefege‘ haben 
das frühere Necht noch weiter befeitigt”. Nach Artikel 
1 ſollen alfo die älteren Rechtsſätze nur durch neuere 
Rechtsſätze aufgehoben fein, nicht Schon durch den Umftand, 
daß das NRechtsinftitut, welchem die Rechtsfäge angehören, 

1) Vgl. Goldihmidt Handbud Aufl. 2° S. 293—301 und 
Aufl. 1 ©. 260—263 und ©. 278—285 „zeitliche Anwendung”. 

2) Artitel 1. „An Handelsfachen kommen, infoweit dieſes 
Geſetzbuch Feine Beftimmungen enthält, die Handelsgebräuche und 
in deren Grmangelung da3 allgemeine bürgerliche Recht zur Ans 
wendung.“ Artikel 2. „An den PBeftimmungen der deutſchen 
Wechſel-Ordnung wird durch diejes Geſetzbuch nichts geändert.“ 

3) Unzweifelhaft alles bisherine Gewohnheitsrecht. ROHG 
Entſcheidungen Bd 11. S. 408—410. 

4) Sie find aruppirt in Goldichmidt Handbuch 839 Note 22 
©. 296. 297. Der Anſicht Goldſchmidts (vol. unten Note 6) 
it aber nicht beizutreten. 

5) 3. 8. der Art. 60 de3 preußiichen Einführungsgeſetzes, 
weldes mit dem 1. März 1862 in Kraft getreten iſt. 


E- — 
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in dem HGB ſehr im Einzelnen ausgebildet worden iſt, 
wodurch allerdings in Betreff ſolcher Rechtsinſtitute die 
Entſcheidung legislativ gerechtfertigt wäre, daß die dennoch 
vorhandenen Lücken nicht aus dem ältern Recht, ſondern 
durch eine neue Rechtsbildung ergänzt werden ſollen. 
Dieſer Auffaſſung tritt der Artikel 1 entgegen, und 
darin liegt feine Bedeutung. Der Artikel 1 it 
aber nicht jo aufzufaffen, als beftänden die Beftimmungen 
des HGB nur in den wörtlich ausgefprochenen Rechts: 
ſätzen, die Nechtsfäte des HGB find oft verftedt vor- 
handen, aber fie find vorhanden. Die Worte „In 
Handelsfachen* in dem Artikel 1 find ohne befondere Be— 
deutung, denn wenn das übrige Recht foweit zur Anwendung 
fommt, als die Beftimmungen des HGB offene Fragen 
laſſen, fo ift e8 ein Wortftreit, wenn man für die An— 
wendung diefes übrigen Rechts fragt, ob etwas Handels» 
fache fer oder nicht. Nach einer andern Meinung foll, 
ſoweit das Handelsgeſetzbuch Feine Beftimmungen enthält, 
zur Anwendung kommen alles bisherige Recht jedoh mit 
Ausnahme des bisherigen gefeglihen Handels 
rechts‘. Einem mehrfachen Irrthum ift entgegenzutreten. 
Unrihtig find folgende Auslegungen des 
erften Artifels. 1. Der Artikel 1 beftimme: Im 
Handelsfahen Komme das HGB zur Anwendung. Er 
beftimmt dies nicht. Es verfteht ſich aber von felbft, 
daß das HGB foweit zur Anwendung fommt, als feine 
Beftimmungen reichen. Es iſt für diefe Anwendung gleich 
gültig, ob oder ob nicht man jagen kann oder will, fie 
betreffe eine Handelsfahe. 2. Durch den Artifel 1 fer die 
derogatorifche Kraft des Handelsgewohnheitsrechts gegen- 

6) So Goldihmidt Handbuch Aufl. 2 S. 296—298 Nr 2 
und Note 22—24. 
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über dem HGB ausgejchloffen. Dies mag im Intereffe 
der Dauer des einheitlichen Nechtes wünſchenswerth fein, 
wenn es überhaupt erreichbar iſt. Es fteht das aber 
nicht in Art. 1°; über die Möglichkeit einer Fünftigen 
Rechtsbildung entgegen dem HGB Hat das HGB 
nichts bejtimmt. Die Frage ift aber nunmehr unpractiſch, 
feitdem das HGB Neichsgefeg ift, weil der Sag (Art. 2 
der V. d. d. R.) beſteht: Die Reichsgeſetze gehen den Landes: 
gefegen vor. Mithin gehen fie auch jedem widerftreitenden 
Gewohnheitereht vor. Denn der Sinn des Satzes ift, 
daß es fein den Neichsgejegen widerftreitendes Recht irgend 
einer Art giebt. 3. Durch den Art. 1 feien die Beftin- 
mungen der Particnlarrechte über die Vorausjegungen eines 
gültigen Gewohnheitsrechtes befeitigt ", 
8 23. 
Das Reichs-Oberhandelsgericht. 

Das ROHG' Für alle Staaten des norddeutjchen 
Bundes ift ein gemeinfamer oberjter Gerichtshof errichtet 
worden mit der Benennung „Bundes:Oberhandelsgericht * 
und dem Sit in Yeipzig. Das Geridt ift am 5. Auguft 
1870 jehr feierlich eröffnet’. Es ift überdies auch oberjter 

7) Denn diefer ſpricht über das Verhältniß zum bisherigen 
Necht, und keineswegs zweizüngig mit denfelben Worten auch über 
die bedeutende Frage nad) der Möglichkeit eines künftigen wider: 
ftreitenden gewohnheitlichen oder gejeglichen Rechts. 

8) Dies wird in dem einen Wort Handelsgebräuche gefunden. 
In diefem einen Wort joll aljo jtatt einer bloßen Hindeutung 
auf das Gewohnheitsrecht eine Befeitigung der früheren Theorien, 
gejeglihen und nicht gefeglihen, vom Gewohnheitsrecht und 
mithin eine neue Theorie vom Gewohnheitsrecht (melde?) ent: 
halten fein. Unmöglich. 

1) Goldſchmidt Handbuch $ 20 ©. 147—155. 

2) Goldſchmidt Zeitihrift Bd 16. S. 155 —167. 


w, 
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Gerichtshof geworden ſeit dem 1. Januar 1871 für Baden 
und Südhefjen, jeit dem 1. Juli 1871 fir Bayern und 
Württemberg, und feit dem 26. Auguft 1871 für Elſaß 
und Yothringen. Nachdem am 1. September 1871 die 
jüdftaatlichen Meitglieder in ihr Amt eingeführt waren, 
hat durch Plenarbeſchluß vom 2. September 1871 das 
Gericht den Namen NReichs-Oberhandelsgericht angenommen. 
Präfident ift gegenwärtig Dr. Pape. Das Grundgeſetz 
ijt das Bundesgeſetz betreffend die Errichtung eines oberften 
Gerichtshofes für Handelsjadhen vom 12. Juni 1869 °. 
Die Zuftändigkeit bejtimmt 1. dieſes Gefeg und zwar 
dahin, daß das Gericht der oberfte Gerichtshof fei für 
Handelsjadhen ($ 1). Die Handelsſachen im Sinn. diejes 
Geſetzes find in $ 13 aufgezählt‘. Die Zuftändigkeit ift 
jpäter ausgedehnt. Sie befteht 2. für Klagen gegen den 
Neichsfiscus auf Entſchädigung wegen der reichsgefeglichen 


3) B.Gbl. Nr 22, ©. 201—210. 

4) Eine Handelsſache Tiegt vor, wenn Klage erhoben wird 
1. gegen einen Kaufmann aus deſſen Handelsgejhäften, 2. aus 
einem Wechſel, 3. aus dem Rechtsverhältniß a. zwiſchen den 
Gejellihaftern bei einer Handelsgeſellſchaft und einer ſtillen 
Gejellihaft, und zwijchen den Theilnehmern einer Bereinigung zu 
einzelnen Handelsgejchäften oder zum Betrieb eines Handelsgewerbeg, 
ingleihen zwijchen den Liquidatoren oder den Vorjtehern einer Hans 
delsgeſellſchaft und der Geſellſchaft oder deren Mitgliedern, b. welches 
das Necht zum Gebrauch der Firma betrifft, ec. welches durch die Ver: 
äußerung eines bejtehenden Handelsgeſchäftes zwiichen den Contra: 
benten entjteht, d. zwiſchen dem Procurijten, Handlungsbevoll: 
mäcdhtigten, Handlungsgehilfen und andrerjeit3 dem Principal und 
dem Dritten, e. zwiſchen dem Handelsmakler und der Partei kraft 
feiner Berufsgeſchäfte, f. aus den Rechtsverhältniſſen des Seerechts. 
4. Handelsſachen find außerdem alle andern Givilfaden („bür: 
gerlichen Nechtsftreitigfeiten“), in welden nad) den Landesgefegen 
die Klage vor dad Handelögericht erjter Inſtanz gewiejen ijt. 
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Aufhebung von Abgaben von der Flößerei“. Sie ift 
jodann ausgedehnt 3. auf diejenigen Givilfachen („bürger- 
lichen Nechtsftreitigkeiten“), in welchen auf Grund des 
Keichsgejeges vom 11. Juni 1870 betreffend das Urheber: 
reht an Scriftwerfen u. j. w. auf Entſchädigung oder 
Einziehung geklagt wird, und auf die nach dieſem Gefek 
zu beurtheilenden Strafſachen“. Ferner ift 4. in Betreff 
der vor den Eonfulargerichten des deutjchen Reichs ver> 
handelten Civilfahen und Strafjachen die Zuftändigfeit 
des preußifchen Obertribunals vom 1. Juli 1871 an auf 
das Dberhandelsgericht übergegangen’. Die Zuftändigfeit 
ift ferner ausgedehnt 5. auf diejenigen Civilfachen, in 
welchen Klage oder Widerflage erhoben wird auf 
Grund des Reichsgeſetzes betreffend die Verbindlichkeit 
zum Schadenserjag für die bei dem Betriebe von Eifen: 
bahnen, Bergwerfen u. j. w. herbeigeführten Tödtungen 
und Körperverlegungen, vom 7. Juni 1871, oder auf 
Grund der; in $ 9 diefes Gefeges erwähnten landesgefeglichen 
Beſtimmungen“. Die Zuftändigkfeit ift ferner 6. begründet 
für bejtimmte Vermögensanſprüche gegen Reichsbeamte 
(nemlidy der auf Erftattung eines Defectes und der wegen 
Ueberſchreitung ihrer amtlichen Befugnig oder pflichtwidriger 
Unterlafjung von Amtshandlungen) und der Reichsbeamten 
(memlic der aus ihrem Dienjtverhäftuig) und ihrer Hinter: 

5) Gefeß über die Abgaben von der Flößerei, vom 1. Juni 
1870. 8 2. (B.Obl. ©. 312.) 

6) Geſetz betreffend das Urheberrecht $ 32. (B Gbl. ©. 346.) 

7) Bundesgeſetz von 8. November 1867 betreffend die Orga: 
nijation der Bundeskonſulate $ 24 (B. Gbl. ©. 142) und Reiche: 
gefeß vom 22. April 1871 betreffend die Einführung norddeutjcher 
Bundesgejege in Bayern $ 3. 12. (B.Gbl. ©. 88. 90). Bol. 
Goldihmidt Handbuh S. 154 Nr 4, 

8) Neihögejeb vom 7. Juni 1871 $ 10 (R. Gbl. ©. 209). 
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bliebenen (nemlich der geſetzlichen auf Bewilligungen)“'. 
Endlich iſt 7. das ROHG als oberſter Gerichtshof für 
Elſaß und Lothringen an die Stelle des Kaſſationshofes 
zu Paris getreten“. — Die Entſcheidungen ſammt Ent— 
ſcheidungsgründen werden veröffentlicht in einem beſondern 
Werke“. 


8 24. 
Literatur. 


Eine Geſchichte der wiſſenſchaftlichen Behandlung des 
Handelsrechts hat Goldſchmidt gefchrieben'. Das Privat— 
handelsrecht iſt in folgender Weiſe dargeſtellt worden. 
1. In Commentaren, welche zunächſt den Text der Quellen 
interpretiren, dabei aber auch oft nebenbei viel Anderes 
berühren. 2. In Werfen nad) einer felbftgewählten 
Drdnung. Sie umfafjfen entweder das gefammte Handels- 
recht, oder einzelne größere Theile defjelben, und zwar 
als felbftändige Werke oder als Theil einer Darftellung 


9) Neichsgefeb betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichs: 
beamten, vom 31. März 1873 $ 144. 149. 154. 152—154. 
(R.Gbl. S. 87. 83. 89.) 

10) Reichsgeſetz betreffend die Beſtellung des BOHG zum 
oberjten Gerichtshof für Elſaß und Lothringen, vom 14. Juni 
1871. (R.Gbl. ©. 315.) 

11) Der Titel ift: 

Entiheidungen de3 Reichs-Oberhandelsgerichts herausgegeben 

von den Näthen des Gerichtshofes. Bis jebt (November 1874) 
find es faft 13 Bände. (Der Titel des erjten umd ziveiten 
Bandes bat die Worte: Bundes:Oberhandelsgeridht3.) 

1) 63 gehört bhieher von dem Handbuch des Handelsrechts 
die Einleitung. Sodann die Abhandlung über die wiſſenſchaftliche 
Behandlung des deutihen Handelsreht3 in Goldihmidts Zeitz 
jchrift für das gefammte Handelsrecht Bd 1. S. 1—24. Da: 
mit ift zu vgl. das Handbud Aufl. 2. ©. 49—55. 
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des deutſchen Privatrehts. Hicher gehören auch die 
Entwürfe, welche der Geſetzgebung vorarbeiten. 3. In 
mehr oder weniger ausführlichen Erörterungen einzelner 
Tragen, welche bald allgemeiner bald fpecieller geftellt 
und beantwortet find. Sie erfcheinen in der Yorm von 
Abhandlungen, namentlid) Differtationen, von Rechts— 
ſprüchen (Urtheilen, Präjudizien), von Gutachten auf 
geichehene Anfrage. Dieſe find ertheilt von Yuriftens 
facultäten oder Schöppenftühlen, von einzelnen Juriſten, 
von einzelnen oder mehreren Kaufleuten. 4. Einzelne 
bandelsrechtlihe Fragen find auch gelegentlich bei der 
Darftellung des gemeinen und des particulären Rechts 
erörtert worden. — Im Folgenden find nur die bedeu- 
tenderen Schriften angeführt. 

Das bedeutendfie Geſammtwerk für das gefammte 
Handelsrecht ift 

Goldſchmidt Zeitihrift für das gefammte Handelsrecht. 

Die Zeitjchrift erſcheint jeit dem Jahr 1858 und entHält Abhandlungen 
dogmatifchen, exegetijchen, hiſtoriſchen Inhalts, Geſetze, Ujancen, 

Rechtsfprüche mit und ohne Enticheidungägründe, kaufmänniſche Pareres, 

Gritifen, Auszüge und Anzeigen von allem diejen umd bon der gefammten 

hanbdelsrechtlihen und der übrigen handelswiſſenſchaftlichen (dieſes 

Wort im weitern Sinne genommen, vgl. oben $ 2) Xiteratur, und 

vielerlei Anderes, was dem Handelsrecht und ber übrigen Handels— 

wiſſenſchaft angehört. 
Nahmeifungen der Literatur des gefammten Handelsrechts: 

Pardessus cours de droit commercial Band 1; gegen 
die Locirung der einzelnen Schriften läßt ſich freilich mancherlei 
einwenden. 

Mittermaier Grundfäbe des deutihen Privatrechts. Sie— 
bente Auflage. Zweiter Band. Regensburg 1847, 

A. Wengler dag ADHGB mit Ausſchluß des fünften Buches 
vom Geehandel, unter Berüdfihtigung der. . . . Präjudicien, 
fowie der... . . Literatur. 1867. 

Fr. Scheffer und E. Groß Repertorium zu dem ADHGB. 1867. 

E. Grünewald Repertorium zum ADHGB. 1871. 

Thor s Handelsrecht. Ir Bd. Ste Aufl. 6 
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Goldſchmidt Zeitſchrift. Vgl. die Citate derfelben in Gold: 
Ihmidt Handbuh Aufl. 2. S. 196. Note * 

Goldſchmidt Handbuh Aufl. 2 S. 196—209. 

Catalog der Kommerz: Bibliothek zu Hamburg. Vgl. oben $ 2. 

Bibliothef der Handlungsmwiffenshaft von Engelmann. Bol. 
oben $ 2 Anhang. 

I Werke, weldenadeinerfelbfitgewählten Ordnung 
dasgejammte Handelsrecht darftellen, vordem DHGB. 
1. Selbftändige Darſellungen des geſammten 

Handelsrechts. 

Benvenuti Stracchae aliorumque clarissimorum juris- 
consultorum de mercatura, cambiis, . . . . navibus.... 
deeisiones et tractatus vari. Nova editio. Amstelod. 1669. 
Eine andere Ausgabe Coloniae 1622 hat den Titel: De mer- 
catura decisiones et tractatus varii, in quibusomnium authorum 
praecipue Benvenuti Stracchae ... . . tractatus librique con- 
tinentur; fie ſtimmt mit jener Ausgabe überein, bat aber nicht, 
wie fie, ald Anhang die beiden Tractate Stracchas de assecura- 
tionibus und de proxenetis, 

Die in dem Werk enthaltenen Abhandlungen der andern Autoren 
betreffen entweder gar nicht, wenigſtens nicht vorzugsweife, das Handels: 
recht, oder find, mit Ausnahme von Santerna de assecurationibus, 
unbedeutend. Das Werf von Straccha geht von ©. 340—562. 
Johann Marquard tractatus politico-juridicus de jure 

ınercatorum et commerciorum singulari. Francofurti 1662 in fol. 

Die eigentliche Darftellung des Hanbelärecht3 geht von ©. 1—572, 
dann folgt im Anhang von ©. 13—744 eine Sammlung von handels: 
vechtlichen Documenten, welche meiftentheils das Völkerrecht des Handels 
betreffen. 

Ansaldi de Ansaldis discursus legales de commereio 
et mercatura. Genevae 1698. 

Das Werk bedarf feiner befondern Grwähnung im Einzelnen, wenn 
man das Werk von Casaregis zur Hand hat, da diefer fortwährend 
auf Ansaldus Rüdfiht nimmt. Beide Werfe erhalten dadurch eine 
befondere Lebendigkeit, daß die Theorie ſich immer an einen vorweg 
erzählten Nechtsfall anlehnt. Das Werk von Anfald theilt gelegentlic 
einzelne Rechtsiprüche mit. 

Josephi Laurentii Mariae de Casaregis discursus legales 
de commercio. Tomi II. ed. IL. Florentiae 1719. 


| 2 2 
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Das Werk ift bei weitem bedeutender als die drei vorhin aufgeführten. 

Die Fragen, twelche einer Lehre angehören, find aber oft weit von 

einander getrennt. Es find viele decisiones 3. B. der rota zu Pifa, 

Florenz u. ſ. mw. gelegentlich mitgetheilt. — Als Anhang zu tom. I, 

da3 Consolato, zu tom. II. Weytsen de avariis. 

Über die obigen vier Werke vgl. Goldihmidt Handbuch 
©. 36—38, 

PB. J. Marperger neu eröffnetes Handelsgericht, oder wohl 
bejtellte3 Commercien = Collegium. Hamburg 1709 in 4. 

G. F. dv. Martens Grundriß des Handelsrechts. Göttingen 
1797. 3te Ausg. 1820, 

J. 9. Bender Grundjäge des deutſchen Handlungsredht3 ; 
2 Bände Bd 1. 1824: das engere Handeldredt; Bd 2, 
1828 in 2 Abtheilungen das Wechfelredht. 

F. Fiſcher Lehrbud des öfterreihiihen Handelsrechts mit 
Ausſchluß des Wechſel- und Seerechts. Prag 1828. Dritte 
Auflage, bearbeitet von 3. Ellinger, Wien 1848. Vierte 
Auflage, bearbeitet von Blodig, Wien 1860. 

von Stubenraud) Lehrbudy des öſterreichiſchen Privathan— 
delsrechts mit befonderer Rüdjiht auf das Bedürfniß der Handels: 
lehranftalten. Wien 1859. 

M. Pöhls Darftelung des gemeinen deutſchen und des 
hamburgiſchen Handelsrechts. Bd 1. 1823 das engere Handels: 
recht. Bd 2. in 2 Theilen 1829 das Wechſelrecht. Bd 3. in 
4 Theilen 1830—1833. Das Seerecht. Bd 4. in 2 Theilen 
das Affecuranzrest. 

F. ©. v. Bunge Darftellung des heutigen ruſſiſchen Handels: 
rechts, mit Rückſicht auf die deutichen Oftfeeprovinzen. Niga 1829. 

Dieſes vortreffliche Buch ſchließt Leider das Wechſelrecht und das 

Seerecht von der Darftellung aus. 

H. Thöl das Handeläredt. Erfter Band. Göttingen 1841. 
Zweite Auflage 1847. Dritte Auflage 1854. 

8. E. Morftadt Eommentar über das Handelsrecht Deutſch— 
lands und Frankreichs. Kritifch = pragmatifh: auf der Bafis des 
(mitabgedrudten) Grumdriffes von Martens. Griter Theil: 
das Ganze betreffend, außer dem Wechſelbrief- und dem Seefradt: 
Weſen. Heidelberg 1849. 

C. H. 8%. Brinkmann Lehrbuch des Handelsrechts mit 
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Ausſchluß der Lehren des Wechſel-, See» und Affecuranzredhtes. 
Heidelberg 1853. 

Unter diefem Titel find nur 25 Bogen erjchienen. 

C. H. 2. Brindmann Lehrbudy des Handelsrechts. Hort: 
gejegt von W. Endemann. Heidelberg 1853—1860. 

Don diefem Werk find die eriten 27 Bogen von Brindmann, und 
nad) dejjen Tode die weiteren 10 Bogen (S. 411—568) von Ende: 
mann, wie er bemerkt ohne irgend welche Vorarbeiten Brinckmanns, 
ausgearbeitet worden. 

Heife’3 Handelsrecht. Nah dem Driginal » Manufcript. 
Frankfurt a. M. 1858. 

In diefem Werk find die berühmten Vorträge Heifes über das 
Handelsrecht, welche er in den Sommern 1814—1817 in Göttingen 
gehalten hat, herausgegeben worden. Die Tarftellung des Wechielrechts 
hat durch den Herausgeber Zufäße erhalten, entnommen aus der 
allgemeinen deutjchen Wechjelordnung und aus Präjudicien des OAG 
zu Lübeck. 

J. M. Pardessus cours de droit commercial. ed. III. 
5 Bände. Paris 1825 und 1826. 

Ich führe nur diefe Auflage an, weil nur fie von mir benußt ift. 
Es find jpätere Auflagen erichienen. Die jechite 1856. 1857. — Mit 
diefem Werk fteht ein deutſch geichriebenes Buch don U. Schiebe: 
Lehrbuch des Handelsrechts mit Ausnahme des Seerechts, Leipzig 1838. 
in Verbindung. Das Bud nennt fi auf dem Titel: frei bearbeitet 
nach Pardessus, und im Vorwort ©. XI heit es: mein Manufcript 
ift nach ber vierten Auflage des Werfes des Herrn Pardessus um: 
genrbeitet worden, am Schluß des Vorworts S. XII wird aber das 
Buch eine deutjche Bearbeitung des franzöfiichen Originals genannt. 
Danach jcheint jenes Manufeript auf der Grundlage einer früheren 
Ausgabe des Werkes von Pardessus ausgearbeitet und nad) ber 
vierten Auflage umgearbeitet zu fein. Abgeſehen von den Anmerkungen 
bes Verfaſſers, welche als Noten unter dem Text ftehen, ift das Bud) 
Lediglich eine Überfegung. Eine Bearbeitung des franzöfiichen 
Werkes ift es nach der Art diefer Anmerkungen, welche überdies 
verhältnigmähig nicht zahlreich find, jchlechterdings nicht zu nennen, 
am wenigſten eine Bearbeitung für das deutjche, oder gar, was aud) 
wohl nicht die Meinung des Überfehers ift, zu einem deutſchen Han: 
delsrecht, deifen Quellen ja auch ganz andere find, als die Darſtellung 
des franzöfiichen Handelsrechts durch Pardessus. — An das erwähnte 
Buch ſchließt ſich als Fortſezung an das von Schiebe überjehte 
Seerecht don Pardessus, welches den dritten Band des cours d. d. 
ce. ausmacht. 
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Jose da Silva Prineipios de. Direito Mercantil, e Leis 
de Marinha, para uso da Mocidade Portugueza, destinada 
ao Commercio, divididos em oito tractados elementares. 
Lisboa. Tomo I. 1828. — II. 1818. — IH. 1817. — IV. 1819, 
— V. 1828. — VI. 1819. — VII. 1819. folio. 

Nur diefe fieben Bände kenne ich. Iſt der achte, welcher, nach der 
Überficht im eriten Bande, da Economia Politica handeln würde, 
erichienen? Und erklären fich die Jahreszahlen vielleicht aus verſchiedenen 
Auflagen? Die Titelblätter bemerken nichts der Art. (Val. Goldichmidt 
Handbuch Aufl. 1 S. 521. Aufl. 2 ©. 243 Note 10.) Der Inhalt 
ber fieben Wände ift folgender. I. Do Seguro Maritimo. II. Do 
Cambio Maritimo. III. Das Avarias. IV. Das Letras de cambio. 
V. Dos Contractos Mercantis. VI. Da Policia dos Portos, e 
Alfandegas. VII. Dos Tribunaes, e causas de Commercio. — 
Das Werk enthält ein reiches Detail, wobei das römische Recht vielfach 
benutzt, wenn auch nicht immer ausdrüclich angeführt ift. Vieles von 
dem, was im fünften Bande abgehandelt ift, der das Handelsrecht, 
welches nicht Mechjelrecht und Seerecht ift, enthält, ift aber eigentlich 
nicht Handelsrecht, und übergeht die Seiten, welche diefem angehören, 
oft ganz, ſo namentlich bei den Handelägefellichaften. Das Werk ift 
noch beſonders intereffant für die Erklärung de Codigo commercial; 
dat e3 auf diefen Einfluß gehabt, würde man fchon aus der Verglei— 
chung beider Arbeiten abnehmen können, wenn e3 nicht ohnehin (Mit: 
termaier in der Vorrede ©. IX zu Schiebes Lehrbuch des Handel? 
recht nach Pardessus) verfichert würde. 

J. W. Smith a compendium of mercantile law. London. 
1834. Sixth edition by George Morley Dowdeswell. Lon- 
don 1859. 

James Kent commentaries on american law. New York 


1826. Vier Bände. Achte Ausgabe. 1854. 
63 gehört dem Hanbelöreht an: In volume I. Lecture XX— 
XXII und Lect. XXIII (Rechtäquellen).. In volume II. Lect. 
XXXIV (Marttverfäufe), Lecet. XXXVI und Lect. XXXIX—XLI 
(Kauf, andere Verträge, Commiſſionshandel). In vol. III. Lect. XLII—L 
(Das Seerecht und das Wechielreht). — Ein anderes Werf: Kent 
practical treaties on commercial and maritime law. Edinburgh 
1837. foll, wie mir verfichert worden ift, nur ein Nachdrud des 
obigen Werks fein. J 
E. Cesarini prineipii del diritto commerciale secondo lo 
spirito delle leggi pontificie. 12 Bände Roma 1827—1836. 
Der Berfaffer will, wie er ausdrüdlich bevorwortet (S. IX. X), 
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nicht nur bie leggi pontificie d. h. befonder3 das regolamento 
provvisorio ihrem Geift nach barftellen, fondern ein allgemeines 
europätiches Handelsrecht feinen unwandelbaren Grundzügen nach geben, 
verbunden mit der Anwendung, dab er aus ihnen jene Gejehe erläutere. 
Dabei nimmt er fortwährend Bezug auf das römische Recht, ohne 
jedoch eigentlich tief einzugehen. 
A..Fremery études de droit commercial ou du droit 
fonde& par la coutume universelle des commercans. Paris 1833. 
Man findet nicht felten, auch in von Martens Grundrih ©. 10 
unter den Werfen über Handelsrecht angeführt: Carolus Molinaeus 
tractatus commerciorum et usurarum, redituumque pecunia con- 
stitutorum et monetarum. Parisiis 1555 in 4; auch in anbern 
Ausgaben. Allein jeher Weriges, und das ift nicht bedeutend, von dem 
hier Abgehandelten trifft ausſchließlich das Handelsrecht. 


2. Darjtellungen des gefammten Handelsrechts 
als eines Theiles des deutihen Privatredt3. 


J. 3. Runde Grundfäte de3 gemeinen deutjchen Privatrechts. 

Achte Auflage, herausgeg. v. E. L. Runde. Göttingen 1829- 

Dazu ala Commentar: W. A. F. Danz Handbuch des heutigen 
deutſchen Privatrechtd. Zehn Bände. Stuttgart 1796—1823. 


8. F. Eichhorn Einleitung in das deutſche Privatrecht. 
Vierte Ausgabe. Göttingen 1836. Fünfte Ausgabe 1845. 

E. 3. U Mittermaier Grundjäte des gemeinen deutichen 
Privatrechts. Sechſte Ausgabe. Zwei Bände. Negenzburg 
1842. 1843. Giebente Auflage. Zmei Bände. 1847. 

G. Phillips Grundfäte de3 gemeinen deutſchen Privatz 
recht? mit Einſchluß des Lehnrechts. Zweite Auflage. Zwei 
Bände Berlin 1838. 1839. Dritte Auflage 1846. 

R. Maurenbreher Lehrbud des heutigen gemeinen deut: 
ihen Rechts. Bonn 1834. Zmeite Auflage: Erfter Band 1840. 
Zweiter Band, welder das Handelsrecht enthält, 1855, herausgg. 
von F. Walter. 

3.9. Hillebrand Lehrbuch des heutigen gemeinen deutjchen 
Privatrechts mit Einfluß des Handels: und Lehnrechts. Leipzig 
1849. Zweite Auflage 1864. 

C. F. Gerber Syſtem des deutjchen Privatrechts. Elfte 
Auflage. Jena 1873. 


Bluntſchli Deutſches Privatrecht. Zwei Bände. München 
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1853. 1854. Zweite Auflage 1860. Dritte Auflage, beforgt 
von F. Dahn, 1864. 

9. ©. PB. Sengler Lehrbuch des deutſchen Privatrechts. 
Grlangen 1854. 

Der zweite Theil, welcher das Familienrecht und das Grbrecht ent: 
hält, ift im ziwei Lieferungen 1855 und 1862 erichienen. 

G. Befeler Syſtem de3 gemeinen deutſchen Privatrechts. 
Drei Bände. Leipzig 1847. 1853. 1855. Zweite Auflage in 
einem Band 1866. Dritte Auflage in zwei Abtheilungen 1873. 

F. Walter Syſtem des gemeinen deutſchen Privatrechts. 
Bonn 1855. 

F. Bluhme Enchclopädie der in Deutſchland geltenden 
Rechte. Erſte Abteilung Äußere Encyclopädie. Bonn 
1847. Zweite vermehrte und verbeſſerte Ausgabe 1854. Auch 
unter dem Titel: Überficht der in Deutſchland geltenden Rechts: 
quellen. Zweite Abteilung Auch unter dem Titel: Syſtem 
des in Deutfchland geltenden Privatrechts mit Einfchluß des 
Civilproceſſes. Bonn 1852. Zmeite Ausgabe 1855. 

Die 88 530—552 (in der zweiten Ausgabe $ 536—557) bilden 
nur einen Kleinen Theil von dem hieher gehörenden Inhalt des bebeu- 
tenden Werkes. 


3. Grundriſſe, welche das geſammte Handelsrecht 
als einen Theil des deutſchen Privatrechtsumfaſſen. 

C. F. Dieck Geſchichte, Alterthümer und Inſtitutionen des 
deutſchen Privatrechts im Grundriß mit beigefügten Quellen. 
Halle 1826. 

F. Ortloff Grundzüge eines Syſtems des teutſchen Privat: 
rechts mit Einſchluß des Lehnrechts. Jena 1828. 

W. T. Kraut Grundriß zu Vorleſungen über das deutſche 
Privatrecht mit Einſchluß des Lehn- und Handelsrechts nebſt bei— 
gefügten Quellen. Zweite Ausgabe. Göttingen 1839. Dritte 
Ausgabe 1845. Vierte Ausgabe 1856. Fünfte Ausgabe 1872. 

4. Entwürfe, um der Legislation vorzuarbei— 
ten, das geſammte Handelsrecht betreffend. 

Entwurf eines Handelsgeſetzbuches für das Königreich Würt— 
temberg mit Motiven. Zwei Theile. Theil 1. Entwurf. 
Theil 2. Motive. Stuttgart 1839. 1840. 

Das Wert ift von dem Obertribunalsrath von Hofader, welchem 


' 
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„ber Auftrag ertheilt ward, ein Gutachten in Form eines Gefekent- 
wurfes auszuarbeiten.” (Borwort des K. Juſtiz-Miniſteriums). Es 
ift im Folgenden natürlich nur aus dem Geſichtspunct einer wiſſen— 
Ichaftlichen Arbeit angezogen worden. Zu vgl. 9. F. Ofianber ber 
Entwurf zu einem neuen HGB für Würtemberg vom practifchen 
Gefichtspunct beleuchtet. Tübingen 1844. 

Entwurf eines Handelsgefebbuhes für Deutihland. Bon 
der durch das NReich3minijterium der Juſtiz niedergefeßten Com: 
miffion. Erſte Abtheilung. Frankfurt a. M. 1849. 

Sit genauer befprochen oben $ 18. 

OD. Werte, weldenadeinerfelbitgewählten Ordnung 
das gefammte Handelsrecht darftellen, feit dem DHGB. 

C. M. A. Gad Handbud) des allgemeinen deutichen Handels: 
rechts. Erſter Theil. Engeres Handelsrecht. Berlin 1863. 

W. Auerbad das neue Handelsgeſetz ſyſtematiſch dargeftellt. 
Frankfurt a. M. Zwei Abtheilungen 1863. 1865. 

Goldihmidt Handbud des Handelsrechts. Erfter Band. 
Zwei Abtheilungen 1864. 1868. Zweite Auflage. Erfte Lieferung. 
Bogen 1—20. Bis 8 35 Insbeſondere die Üfance. 1874. 

Endemann das deutfche Handelsrecht ſyſtematiſch dargeftellt. 
Heidelberg 1865. Zweite Auflage 1868. 

D. Wächter da3 Handelöreht nad dem ADHGEB und 
den Ginführungsgefeten. Für den Gebraud; des Handelsftandes 
dargeftellt. Zwei Theile 1865. 1866. 

Thöl das Handelsrecht. Erfter Band. Vierte Auflage. 
Göttingen 1862. 

Endemann in von Holkendorff Enchelopädie der Rechts: 
wiſſenſchaft. Erfter foftematifher Theil. Zweite Auflage 1873. 
Seite 485—532. 

II. Eommentare, welde der Ordnung des DHGB 
folgend e3 erläutern. Gie find mehr oder weniger voll 
ftändig und ausführlib, einige nur karg annotirte Ausgaben des 
Geſetzbuches. Die folgende Aufzählung ift nicht vollftändig. 

Das ADHGB mit Erläuterungen nad) den Materialien und 
Benutzung der fämmtlichen Vorarbeiten von Bornemann, Walded, 
Strohn und Bürgers. Berlin 1862. 

- Die Worte: von Pornemann u. ſ. w. beziehen fich nicht auf Er: 
läuterungen, fondern auf Vorarbeiten. Der Erläuterer ift nicht genannt. 


8 24. Literatur. 89 


H. Makower das ADHGB. Mit Commentar herausgegeben. 
Sechſte Aufl. 1874. Erite (1862) von H. Makower und S. Meyer. 

dr. von Hahn Eommentar zum ADHGB. Zwei Bände 
1862—1867. Zweite Auflage des erften Bandes in zwei Ab: 
theilungen (Artikel 1—270) 1871. 1872. 

C. F. Koh ADHGB herausgegeben mit Gommentar in 
Anmerkungen. In Kochs allgemeines Landrecht für die preußifchen 
Staaten. Zweiter Theil, erfter Band, zweite Abtheilung. Vierte 
Ausgabe 1871. 

J. Lutz ADHOB mit dem bayerifchen Einführungsgeſetz 
erläutert. Zwei Hefte. 1863. 

A. Brir das AHGB vom Standpunct der öſterr. Geſetz— 
gebung erläutert. 1864. 

Platner Verzleihung des ADHRechts mit dem kurheſſiſchen 
Handelsreht im Archiv für prac. RWN. F. Bd 1. ©. 153— 
176. 321—344. 405—441. Bd 2. S. 121—138. 

H. Blodig die vier erften Bücher ded AdHGB. Nevidirt 
auf Grund des öſterr. Einf.G. Wien 1865. 

Anſchütz und von Völderndorff Eommentar zum ADHGEB 
mit Ausfhluß des Seerechts. Drei Bände 1867—73. 

A. Wengler das ADHGB 1867. 

Iſt ſchon oben angeführt, gehört auch hierher. 

Keygner ADHGB nebit ergänzenden Geſetzen. Aufl. 7. 1872. 

Puchelt Commentar zum ADHGB. Mit befonderer Be: 
rüdfihtigung der Praris des ROHG. Leipzig 1874. 

Thöl Praris des Handelsrechts und Wechſelrechts. Erites 
Heft. Leipzig 1874. 

IV. Sammlungen von Abhandlungen, die das ge: | 
fammte Handelsreht umfaffen, vor und feit dem DHGB. 

Archiv für das Handelsrecht, herausgegeben von einigen ham: 
burgiſchen Rechtsgelehrten. 2 Bände. Hamburg 1818 u. 1820. 

F. I. Jacobſen neue Sammlung handelsrechtlicher Abhand⸗ 
lungen. Altona 1823. 

Heiſe und Cropp juriſtiſche Abhandlungen. 2 Bände. 
Hamburg 1827 und 1830. 

Rechtsfälle aus dem Gebiete des Handelsrechts und deren 
Entigeidimgen durd das Hamburgiſche Handelsgeriht. Aus Dr. 
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C. W. Aſcher's Monatzihrift für „Politik und Handel” be: 
fonder8 abgedrudt. Hamburg. Bd 1. u. 2. 1836. Bd 3 in 
4 Heften 1837. 

Zipffell Kaufmanns Complementariat (in deffen Tractatus 
von Wechfelbriefen. Frankfurt u. Leipzig 1701. ©. 325 —544). 

Das Werk gehört der Sache, freilich nicht dem Titel nach hieher 
und nur Hieher. Es werben in demfelben, angeichloffen an die einzel: 
nen Worte einer überfüllten Beneralhandelsprocura und Procehvollmacht, 

tie fie öfters, z. B. auch in Marperger Handelädiener ©. 59—70 

fich findet, Fragen aus vielen Materien des Handelsrechts beiprochen. 

Archiv für das preußiſche Handeld: und Wechſel-Recht. 
Herausgegeben von H. Gräff. Erſter Band. Vier Hefte. Bres— 
lau 1844— 1848. 

Zeitfchrift für Handelsrecht mit Hinblid auf die Handels: 
vecht3 = Braris in Preußen, und auf die Grundſätze des Königl. 
Dbertribunal3 zu Berlin in Handelsfahen. Bon W. Gelpde. 
Berlin. Heft 1. 2. 1852. Heft 3. 1853. 

Archiv für deutiches Wechſelrecht herausgegeben von Sie: 
benbaar und Tauchnitz. Leipzig. Bd 1—5. 1851—1857. 
Sodann unter dem Titel: Archiv für deutiches Wechſelrecht und 
Handeldredt. Vom zehnten Band an bis zum achtzehnten 
(1861—1869) herausgegeben nur von Siebenhaar. Sodann 
Neue Folge (jeit 1870) redigirt von von Bernewik. 

Neues Ardiv für Handelsrecht. Drei Binde. Hamburg. 
1858. 1860. 1862. 1866. Pand 1 herausgegeben von Voigt 
nnd Heinihen. Band 2 von Voigt und Heinefen umd 
Weber. Band 3 und 4 von Boigt und Heinefen, 

Gentralorgan für den deutichen Handelsſtand. Medacteur 
Georg Löhr. Drei Bände. Cöln 1862—1864. 

Gentralorgan für das deutiche Handels- und Wechſelrecht. 
Neue Folge. Herausgegeben von ©. Löhr, feit Band 6 von 
W. Hartmann. 9 Bände, Elberfeld 1865—1873. 

Iſt geichloffen. 

Wochenſchrift für deutiches Handels: und Wechſelrecht nad 
den Enticheidungen des Bundes: (Reichs-) Oberhandelsgeriht3 in 
Leipzig. Bon Calm und Mallifon, dann nur von Galm. 
Drei Jahrgänge 1871. 1872. 1873. 


Iſt geſchloſſen. 
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Arhiv für Theorie und Praris des allgemeinen deutjchen 
Handelsreht3. Herausgegeben von F. B. Buſch. Erfceint 
feit 1862. Der Titel Tautet feit 1872... . Handel: und 
Wechſelrechts und: Neue Folge. 

In dieſe Zeitjchrift find die beiden vorbergenannten aufgegangen. 

Bremer Handelsblatt. Medigirt fucceffive von ©. 
Andree, V. VBöhmert, A. Emminghaus, A. Lammers, Erſcheint 
jeit 1851. 

V. Sammlungenvon Rechtsſprüchen, dasgeſammte 
Handelsrecht betreffend vor und feit dem DHGB. 

1. Rotae Genuae de mercatura et rebus ad eam per- 
tinentibus decisiones .. ... praesertim de iis, quae in Praxi 
quotidiana ut plurimum oecurrunt. Editio III. Francofurti 
1612 in 4. (Die praefatio, welche zugleich die Dedication it, 
und ebenfo das letzte Blatt haben aber die Jahrszahl 1592, 
und nennen beide einen andern Verleger ald das Titelblatt, fo 
daß es ſcheint diefe ſ. g. dritte Auflage ſei Feine eigentliche 
Auflage). 

63 find Enticheidungen ber rota zu Genua, fie haben aber weit 
weniger ala folche Werth, ala wegen der ausführlichen Entſcheidungs— 
gründe, welche eine Menge von Fragen berühren, bie man nad) der 
kurzen Bezeichnung jener decisio (e3 iſt das Buch in 215 decisiones 
getheilt) und oft auch nach dem summarium nicht erwartet. Der 
ganze Inhalt des Werkes findet fi auch bei Straccha de merca- 
tura.. Amstelod. 1669. S. 1— 339, und Coloniae 1622. aud) 
S. 1—339. Vgl. auch Goldihmidt Handbuch Aufl. 2. ©. 36. 

2. Sammlung der Entjcheidungs : Gründe des Ober = Appel: 
lations-Gerichts der vier freien Städte Deutichlands zu Lübed in 
bremiſchen Civilrechtsſachen. Fünf Bände. Bremen 1846— 1866. 

3. Auswahl handelsrechtlicher GStreitfälle, verhandelt vor 
dem Handelögericht der freien Hanfeitadt Bremen, nebjt den 
von dem Handelögeriht und den höheren Gerichten abgegebenen 
Erfenntniffen und Entjheidungsgründen. Bremen 1851. 

4. Sammlung der Erfenntniffe und Entſcheidungẽgründe 
de3 Ober-Appellations-Gerichts zu übel, in hamburgiſchen 
Rechtsſachen, nebſt den Erfenntniffen der früheren Inftanzen. 
Fünf Bände. Hamburg 1849—1868. 

5. Hamburgiſche Gerichtspraxis. Bearbeitet von 
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einem Advocaten. Erſter Band. PVolfftändige Sammlung der 
vom Ober : Appellationg = Gerichte zu Lübeck im Jahre 1856 in 
hamburgiſchen Rechtsſachen abgegebenen Urtheile fammt Motiven, 
mit den Vorentfcheidungen der verſchiedenen Unterinftanzen wört— 
lich abgedrudt. Hamburg 1859. 

6. Hamburgiſche Gerichtszeitung. Herausgegeben von 
mehreren Hamburgifhen Juriſten unter Redaction von Dr. J. 
Nathan. 1861 —1868. 

7. Hamburaifhe Handelsgeridhtszeitung. Her: 
ausgegeben von einem Verein bamburgifcher Juriſten. 1868—1873. 

8. Sammlung der Enticheidungen des Ober-Appellations— 
gericht3 zu Fübek in Frankfurter Rechtsſachen, mit Berüdfich: 
tigung der Erkenntniſſe der früheren Anftanzen. Herausgegeben 
von Dr. Koh. Jac. Nömer. Vier Bände. Frankfurt a. M. 
1854—1861. Bd 5. Heft 1. 1863. Bd 6. Heft 1. 1863. 

9. Sammlung der Entfheidungen des Ober : Appellations: 
Gericht der vier freien Städte zu Lübeck in Frankfurter Rechts— 
fahen. Herausgegeben durch einen Verein von Juriften. Acht 
Rinde Frankfurt a M. 1854—1867. 

10. Sammlung von Entfcheidungen des Ober:Appellations: 
Gericht? zu Lübeck in Lübecker Rechtsſachen. Herausgegeben 
von C. A. T. Bruhn Zwei Bände 1858. 

11. Die Jurisprudenzs des OAG der vier fr. St. D. in 
bürgerlichen Rechtsſachen aus Lübeck. Nedigirt vom OAGRath 
MWunderlih. 2 Bände 1866. 1868. 

12. Ausgewählte Entfheidungsgründe des Ober-Appellations: 
Gericht3 der vier freien Städte Deutſchlands. Herausgegeben 
von H. Thöl. Göttingen 1857. 

Die Acten fallen in die Jahre 1821 bi3 1836. 

13. Sammlung der Enticheidungen des Ober-Appellations— 
Gericht? der vier freien Städte Deutichlands zu Lübel. (Vom 
dritten Band an: der freien Hanfeftädte zu Lübeck.) Heraus: 
gegeben von Dr. J. F. Kierulff, Präfident. Seit 1866. Bis 
jest (Novbr. 1874) fieben Bände. 

14. Entſcheidungen des Geheimen Ober-Tribunal3 berausges 
geben im amtlihen Auftrage. Berlin. Zuerft 1837 von Simon 
und von Strampff. 
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15. Ardiv für Rechtsfälle ..... des Königl. Obertribu: 
nals. Redigirt von Striethorjt. Seit 1850. 


16. Gerichtliche Entſcheidungen in Wechſel- und Mercantil: 
fahen nah dem bayeriſchen Wechſel- und Mercantilreht und 
Proceſſe und der augsburger Wechjelorduung. Aus den Acten 
des k. Wechſel- und Mercantilgerihts Münden gejammelt und 
mit & Allerhöchſter Bewilligung herausgegeben von L. Poſſet. 
Münden 1844. 

17. Sammlung einiger nürnbergijhen Handelsrechts-Ge— 
wohnbeiten. Dargejtellt durch Auszüge von Beichlüffen und 
Entſcheidungsgründen betreffender Erkenntniffe. Bon © 1. 
Nürmberger. Nürnberg 1846. 

Diefe Schrift und zwei andere dejjelben Verfaſſers (über die nürnb, 

W. O. und die nürnb. 9.6.0.) jind auch zufammen unter dem Titel 

erichienen: Sammlung von Beiträgen und Anmerkungen zu practifcher 

Grläuterung nürnbergiicher Handels: Wechjel-Rechte und Gewohnheiten, 

Nürnberg 1846. 

18. Sammlung handelögerihtliher Entſcheidungen feit Ein: 
führung des ADHGB in Bayern herausgegeben von v. Wäldern: 
dorff. Zwei Bände. 1865. 1867. 


19. Sammlung wichtiger Entjheidungen des bayerifchen 
Handelsappellationggerichts. Drei Binde 1868—1870. Sodann 
vereinigt mit dem folgenden Werk. 


20. Sammlung von Entjheidungen des oberften Gerichtshofes 
für Bayern in Gegenjtänden des Handels- und Wechjelredts, fo 
wie don wichtigen Entſcheidungen der bayeriihen Handelsappel— 
lationzgerihte. Bd 1. 2. 1873. 1874. 


21. Annalen des DAG zu Dresden. Herausgegeben von 
von Langern, Gidel und Pöſchmann (ipäter Pöſchmann und 
Dtto). Seit 1859. 

22. Rechtsſprüche und Gutachten der Juriften-Facultät zu 
Noftod. Berlin 1846. 

23. Gntiheidungen des OAG zu Roſtock. Herausgegeben 
von Buchka und Budde, fpäter Budde und? Schmidt, und nur 
Budde. Seit 1854. 

24. Sammlung von civilrechtlidhen Entjceidungen des k. k. 


gr 
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oberften Gerichtshofes. Herausgegeben von J. Glafer und J. 
Unger, jpäter auch I. Walter. Seit 1853. 

25. Sammlung von Entjceidungen der öſterreichiſchen Gerichte 

zum HGB. Herausgegeben von Adler und Glemend. Wien 
1868. 1870. 
26. Hieher gehören auch das Archiv für das Handelsrecht, 
und die Rechtsfälle aus Aſchers Monatsichrift, jo wie das 
in Marjeille feit 1820 erſchienene Journal de jurisprudence 
commerciale et maritime, und das Ardiv von Gräff, umd 
die Zeitjprift von Gelpde. 

27. Kletke Sammlung von Präjudicien der oberjten Gerichts: 
böfe Deutichlands in Handeld:, See: und Wechſelrechts-Streit⸗ 
jahen bi8 zu Ende des Jahres 1856. Erlangen 1857. Grite 
dortfeßung 1857. Zweite Fortſetzung 1858. 

28. Ardiv für Entſcheidungen der oberjten Gerichte in den 
deutichen Staaten, Herausgegeben von I. U. Seuffert. Münden. 
Erjcheint feit 1847. 

Andere Sammlungen von Rechtsiprüchen find aufgeführt in meiner 

Einleitung in d. d. Pr. R.$ 21. 


VI Sammlungen von Gutadhten, das gefammte 
Handelsreht betreffend. 


1. Reichlicher hat Fein Einzelner handelsrechtliche Gutachten 
ertheilt, als Jaques Savary, geboren 1622, Kaufmann bis 
1658, dann mehrere Ämter beffeidend, geftorben 1690. Man 
nannte ihn in Frankreich -loracle du commerce, und die or- 
donnance de commerce von 1673, auf deren Inhalt er den 
größten Einfluß hatte, le Code Savary. Gejammelt edirt find 
feine Gutachten unter dem Titel: Paröres, ou avis et conseils 
sur les plus importantes matieres du commerce. Gie bilden 
in der dritten Ausgabe von 1752 (die erfte: 1688) den 2ten 
Theil (363 Seiten) des parfait negociant, neue Ausgabe. fol. 
1752, Aud in dem erjten Theil des Iebteren find einige Pa— 
reres von Savary enthalten. Diefer Savary ift nicht zu ver: 
wechſeln mit feinem Sohn Jaques Savary, von welchem der 
Plan umd die Grundlage des dietionnaire universel de com- 
merce, zuerft 1723 in 2 Holiobänden, herrührt. Vgl. Jacob 
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Savary und feine beiden Söhne: in der neuen Handlung 8: 
bibliothef, Bd 1. 1799. ©. 50—71. 


2. P. J. Marperger zulänglicher Vorrath unterjchiedlicher 
Responsorum und kaufmänniſcher Pareres. Hamburg 1709, 
auch als Anhang zu dem neu eröffneten Handelsgericht. 

Das Werk enthält theils responsa des Savary im Auszug und 
beutich aus deſſen Pareres und deſſen parfait negociant, theils bloße 
Rechtsfälle (casus) ohne alle Enticheidung, theils responsa bon einzel: 
nen Juriſten (Strycke, Zipffell), theil3 responsa von Juriſtenfacultäten 
(Leipzig, Roftod, Frankfurt, Halle), theil3 eigentliche Pareres, näm: 
lich Gutachten von mehreren Kaufleuten, theils Enticheidungen rein 
theoretiſch ohne Anfrage, theils wirkliche sententiae, Urtheile. Es 
bezieht fich auf das ganze Handelsrecht, aber freilich am meiften auf 
MWechielrecht und am wenigften auf Seerecht, wovon nur Ajjecuranzrecht 
©. 255. 256. Dal. Goldjchmidt Aufl. 2. ©. 52. 

3. Ausgewählte Gutachten der Handelsfammer zu Frankfurt 
am Main. Herausgegeben von K. Malß. Frankfurt a. M. 1854. 

4. Malf 22 Gutadten der Handeläfammer zu Frankfurt 
a. M. aus dem Jahren 1852 bis 1860 in Goldſchmidt Zeit 
ihrift Bd 4. ©. 116—175. 

5. Bid Mittheilungen aus der Praris der Handelskammer 
in Zürih. In Goldfhmidt Zeitihrift Bd 2. S. 620—640, 

6. Das Handelöregifter nad dem AHGB. Gutachten der 
Handelzjection der Handel3: und Gewerbefammer in Prag heraus: 
gegeben von Dr. Edmund Schebef. Zwei Theile. Prag 1866. 1872. 

7. Hieher gehört aud) zum Theil der Inhalt derjenigen 
Mittheilungen über Handelsüjancen, auf welde oben $11 Note2 
veriwiejen worden ift. 


VO. Gelegentlich find bei der Darftellung des gemeinen und 
des particulären Rechts, und des deutſchen wie römifchen, einzelne 
bandelsrehtlihe Fragen erörtert und einzelne Rechtsſätze des 


DHGB erwogen und berüdfictigt worden. 
Solche Werke und die beyüglichen Stellen derjelben find bei den 
einjchlagenden Fragen anzuführen. In Goldichmidts3 Handbuch Aufl. 2. 
S. 199. 200 find einige jolcher Werke erwähnt (Windfcheid, Stobbe, 
Förſter, Dernburg, Roth, von Kirchſtetter, Siebenhaar, Böhlau. Pot). 


Literatur des Handelsrechts einzelner Staaten. 
Literatur des Handelsrechts von Ofterreid, Preußen, Sachſen, 
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den freien Städten, Frankreich und England hat angeführt Bender 
engere3 Handelsrecht $ 21, und, fowie aud von den Nieder: 
landen, Spanien, Portugal, Neapel, dem Kirchenftaat, Rußland 
und Nordamerifa Mittermaier Privatreht Aufl, 5. 8 25 
Note 17—20. 22. 23—37. 8 44 Note 3; Aufl. 6. $ 25 
Note 21-24. 27. 33—45. $ 44 Note 3. Auch gehört hieher 
Pardessus cours. I. ©, 180—217. Jetzt ift vornehmlid) 
zu vgl. Goldſchmidt Handbud Aufl. 2. Einleitung. 








Erfter Theil. 
DerHandel, 





g 25, 
Das Spitem. 

Das Syfteem‘. Das neue Handelsrecht des 
Handelsgefegbuches ift ein Recht der Kaufleute und 
der Dandelsgejhäfte‘. Es giebt feinen Kaufmann 
ohne Handelsgefchäfte, wohl aber Handelsgejchäfte ohne 
Kaufmann. Was heift Kaufmann? was Handelsgejchäft? 
Dur die Antwort ift das Handelsgewerbe beftimmt, 
worauf e8 vor Allem anfommt. Denn das Handelsrecht 
ſoll ein Gewerberecht fein; das Gewerbe ift es, was nad) 


8 25. Bu vergleichen die Artikel 4. 5. 10. 11. 271—277 
des HGB. 

1) Im Gegenfab zu dem Folgenden vertheidigt Goldſchmidt 
Handbuh Aufl. 1 S. 312—326 das f. g. objective Syſtem. — 
In der nürnberger Conferenz ift immer zunächſt das Handelöges 
werbe, nicht das bloße Speculationsgeichäft ins Auge gefaßt, und 
zwar anfangs nur das eigentlihe Handelsgewerbe. Vgl. Thöl 
Praris ©. 49. 

2) Sämmtliche Nechtsfäte des HGB mit wenigen Ausnahmen 
haben zur Vorausſetzung einen Kaufmann oder ein Handelsgejchäft, 
welhe beiden Begriffe e3 bejtimmt. Vom Seerecht abgefehen, find 
nur die beiden Ausnahmen da, daß die Redtsfäte über die Pa: 
piere auf Inhaber und über die Auslieferungsiheine einer zur 
Aufbewahrung bewegliher Sachen ſtaatlich ermächtigten Anftalt 
ohne jene Vorausjegung gelten follen. HGB Art. 307 und 302 
LH. im Übrigen über den Inhalt des HGB Goldſchmidt Handbud 
Aufl. 2. S. 118—122. | 

hör s Handelöseht. Ir Bd. dte Aufl. 7 
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einem codificirten und bejondern Necht verlangt, nicht die 
vereinzelte Speculation. Einzelne Speculationsgejchäfte 
mögen mit gutem Grunde den Handelsgewerbsgejchäften 
gleich behandelt werden, aber jene, abjoluten Handelsge- 
Ihäfte, wie man fie nennen fann, find eine mehr oder 
minder willfürliche Zugabe’, welche, von unerheblichem 
Delang, gegen die Anſprüche, welche das Gewerbe an die 
Geſetzgebung macht, unendlid weit zurüctritt. Dies 
hatte der preußiſche Entwurf" und der Entwurf erfter Le— 
ſung“ Har erfannt und Har hervorgehoben, beide jtellen 
das Handelsgewerbe und die gewerblichen Handelsgejchäfte 
in den Vordergrund als die Hauptſache, und machen eine 
Zugabe von einzelnen abfoluten Handelsgejchäften. Sie 
führen als ein jolches auch nicht jede Anſchaffung auf, ſondern 
nur den Kauf, und aud nur von Sachen nicht von Ere- 
ditpapieren, und verftehen dem entfprechend unter der Über— 
nahme einer Lieferung von beweglichen Sachen auch nur 
den Verkauf von folhen. Der Entwurf zweiter Leſung 
hat fodann den Rückſchritt zu der Darftellung des frans 
zöfifhen HGB gemacht‘, obgleich die franzöfifche Rechts— 
wiſſenſchaft fie nicht gutheigt,; er beginnt nicht mit der 
Entwidelung des Handelsgewerbes, fondern mit einer for- 
malen Definition vom Kaufmann, welche erſt Inhalt ers 
hält durch die Herbeizicehung der Artikel 271 und 272, 
welche das vierte Buch „Bon den Handelsgefchäften” er- 
öffnen, und hier werden die abjoluten Handelsgejchäfte im 
den Vordergrund gejtellt, als ſeien fie die Hauptſache, 
während die beiden zuerjt aufgeführten fogar jehr unprac— 

3) Dagegen it Goldſchmidt Handbud) Aufl. 1 ©. 297 Note 22. 

4) Art. 2. 211. 212 5) Art. 2. 233. 234. 

6) In Folge des Antrages, welcher in den Brotocollen S. 1254, 
1262—1269 verzeichnet it. 
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tisch find, umd wird in Art. 272 eine Mehrzahl von 
Handelsgewerben aufgeführt, aber nicht alle; die bedeu- 
tendjten, die beiden Gewerbe des Umſatzes ohne und mit 
Production, find gar nicht direct aufgeführt worden, fie 
müfjen erſt durch Schluffolgerungen gewonnen werden. 
Dieſe Darftellung in den Entwurf zweiter Leſung, deren 
Zwed dunkel ift, hat zwar in fachlicher Hinficht an dem 
Entwurf erjter Lefung nicht viel geändert, ift aber im 
Übrigen nicht ohne erheblichen Nachtheil durch die nun 
entftandenen Unebenheiten, Unklarheiten, Wiederholungen, 
Widerjprüche, Auslaffungen, wodurch Controverfen hervor: 
gerufen werden. Bei der dritten Leſung ijt feine Ber 
bejferung möglich gewejen, weil alle hier einjchlagenden 
Regierungserinnerungen ausgefchieden worden find”, 


8 26. 
Das Handelsgewerbe. (Sechs Maffen.) 1. Eigentlicher Handel 
und zwei Productionsgewverbe, 

Das Handelsgewerbe. Nah dem HGB find 
Handelsgewerbe folgende Gewerbe. Sie bilden ſechs 
Mafjen. Erfte Maffe. Sie beiteht aus dem eigent- 
lichen Handel und zwei Productionsgewerben. 

1. Der eigentlide Handel, Diejes Handels: 
gewerbe ift der als Gewerbe betriebene Umſatz von 
beweglichen Sachen „in Natur”. Umſatz ift Kauf umd 
Verkauf oder anderweitige Anfchaffung und Beräußerung 
mit Beziehung auf einander, indem bei der einen immer 
die andere beabfichtigt wird. Alfo Kauf um Verkauf, 
oder Berfauf um Kauf folgen zu laſſen; oder Anjchaffung 
um Veräußerung, oder Lieferungsverjprechen um Anfchaffung 
folgen zu laſſen. Bon dem Umſatz ijt der Abſatz d. h. 


7) Qgl. oben $ 18. Nr V. 
7* 
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das bloße Berfaufen oder fonjtige Pieferungsverfprechen 
zu unterjfcheiden, ebenjo wie das bloße Kaufen oder 
ſonſtige Anfchaffen. Die Sachen werden umgejegt „in 
Natur“, das heißt: jo wie fie find, unverändert, ohne 
hinzufommende Bearbeitung oder gar Verarbeitung, ohne 
hinzufommende Production. SZertheilen eines Ganzen 
(am Eleinlichften ift e8 beim SKleinhandel) oder Auffanmeln 
zu einem größeren Ganzen ift nicht Production, der 
Umfag, bei welchem es Statt findet, iſt Umſatz „in 
Natur”. Den beweglichen Sachen ftehen gleich beſtimmte 
Creditpapiere‘. Der eigentlihe Handel ift fein 
Productionsgewerbe, er vermittelt zwifhen dem 
Producenten und Confumenten’und zwar bewirkt 
er die Vermittelung durch Umſatz. 

2. Dasjenige Productionsgewerbe, welches befteht in 
dem als Gewerbe betriebenen Umſatz (aljo Anſchaffung 
und Deräußerung mit Beziehung auf einander) von bes 
weglichen Sachen mit Verarbeitung (d. h. Vernichtung 
bis zur Unkenntlichkeit derjelben) oder mit einer Umges 
ftaltung, welche zwijchen den Ertremen unverändert und 
verarbeitet in der Mitte liegt, Bearbeitung. Alſo 
das Gewerbe des Umfages mit Production, 
Bei diefem Gewerbe beruht der Gewinn des Gewerbs- 


1) Nemlih alle Staatspapiere und alle Actien und von den 
andern Greditpapieren („Werthpapieren”) diejenigen, welche für 
den Handelsverkehr beftimmt find (HGB Art. 271) d. h. 
welche Drdrepapiere oder Inhaberpapiere find. 

2) Gonfument ift nicht bloß der, welcher die Sache für fidh 
gebrauchen oder verbrauchen will, fondern auch der, welcher Arbeit auf 
fie verwenden (fie bearbeiten oder verarbeiten), alfo fie zur Pro: 
duction gebrauchen oder verbrauchen will, um dann das Product 
zu veräußern, 
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mannes auf dem Umſatz feines Rohftoffes’ und auf 
der Arbeit. Diefes Gewerbe heißt im Gefchäftsverfehr 
Handmerf oder Fabrik, oder fällt nicht unter diefe 
Gefammtnamen. Diefe Handwerker‘ (melde alſo Kauf- 
leute find) Fann man die veräußernden Handwerker 
nennen. Nicht find Handelsgewerbe die Gewerbe, welche 
die Gewinnung von Theilen oder von Erzeugnigen des 
Grund und Bodens bezweden’; alfo nicht der Aderbau, 
der Weinbau, der Gartenbau insbefondere Obſtbau und 
Gemüſebau, die Waldeultur, der Bergbau, die Gewinnung 
aus Steinbrüchen” und Zorfmooren. Wenn diefer Ges 
werbsmann (Pandwirth u. |. w.) die felbftgewonnenen 
(d. 5. aus feinem Grund und Boden durch feine Arbeit 
gewonnenen) beweglichen Sachen gewerbsmäßig weiter veräu- 
Bert, jo ift dies Fein Handelsgewerbe, einerlei ob er fie in 
Natur veräußert oder’ nach einer Bearbeitung oder Ber: 
arbeitung. Wenn er angefhaffte Saden hinzunimmt, 
fo daß beiderfei Sachen, felbjtgewonnene und angefchaffte, 
in Natur (in einem einheitlichen Betrieb) veräußert werden, 
oder das Product von beibderlei Sachen‘ veräußert wird, 
fo ift das Gewerbe durchweg als ein Handelsgewerbe 
aufzufaffen, denn diefer eigentHümliche Character, welchen 
e8 durch die angefchafften Sachen erhält, kann ihm 

3) Rohſtoff iſt ein ganz relativer Begriff. 

4) Eine das Verhältniß der Handwerker veranfhaulichende 
Erörterung von hier einfchlagenden Tragen am Schneiderhandwerk 
haben die Entjcheidungen de3 ROHG Bd 7. ©. 237—240. 

5) Bgl. den Neichsentwurf von 1849 ©. 11. 12. Gold: 
ſchmidt Handbuch Aufl. 1. ©. 416—419. 

6) ROHG Entiheidungen Bd 11. S. 263. 264. 

7) So aud) ROHG Bd 9. ©. 192. (Ziegelfabrication). 

8) Man denke 5. B. an 'eine Branntweinbrennerei, Bier: 
brauerei, Zuderfabrif, Ziegelbrennerei, Eifenhütte, und daß produ: 
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durch die Verbindung mit felbftgewonnenen Sachen nicht 
genommen werden. 

Zu 1 und 2. Bei dem Gewerbe des Umſatzes in 
Natur und des Umfates mit Production erwartet die 
Speculation, die Abficht des Gewinnes (diefe ift dem 
Gewerbe weſentlich“), Unterfchied der Preife der Ans 
ſchaffung und der Veräußerung der Sache an verfchiedenen 
Drten oder zu verfchiedenen Zeiten; alfo e8 wird fpeculirt 
auf Berfchiedenheit oder auf Änderung der Preife, 
bei der Anderung aufs Steigen oder aufs Sinken 
der Preife. Der Unterfchied der Preije ergiebt den Gewinn 
(oder Berluft) aus dem einzelnen Gefchäft. Der Preis 
der Anfchaffung ift der Einfaufspreis, aber vermehrt, der 
der Veräußerung der Verkaufspreis, aber vermindert durch 
vielerlei Unfoften ”. 

3. Dasjenige Produrctionsgewerbe, welches befteht 
(nicht in einem Umſatz, fondern) in der Bearbeitung oder 
Verarbeitung von eingelieferten und demnädft 
zurüidzugebenden Saden, wenn dieſes Gewerbe in 
einem jolchen Umfang betrieben wird, dak es fein Hands 
werk iſt“'. Bei diefem Gewerbe beruht der Gewinn des 
Gewerbsnannes auf der Arbeit. Diefes Gewerbe heißt 
im Gejchäftsverfehr Fabrik oder fällt nicht unter diefen 
Geſammtnamen. Die derartigen Handwerker (welche alfo 
nicht Kaufleute find) kann man die Lohnhandwerker 
nennen. 


eirt it aus felbjtgewonnenen und angeſchafften Kartoffeln, Hopfen, 
Rüben, Ziegelerde, Eijenerzen. 

9) Goldſchmidt a. a. DO. ©. 424—428. 

10) Dal. unten $ 30 und Realifirungsgefhäft, Nr 4. 

11) Neichsentwurf von 1849 ©. 12—14. Goldſchmidt a. a. 
O. S. 451 —454. 


— ⸗ t —— — 
12. — 
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8 27. 
2, Transport von Saden. 3. Transport von Perjonen. 
4. Hülfsgewerbe. 5. Verſicherungsgewerbe. 


Zweite Maffe. Sie beftceht aus demjenigen Ge- 
mwerbe, welches zwischen den Producenten und Eonfumenten, 
mithin auch zwifchen diefen und den eigentlichen Kaufleu— 
ten und zwifchen dieſen unter fich vermittelt durch den 
Transport von Sachen. Es ift das Gewerbe des 
Srachtführerse (Fuhrmann, Flußſchiffer, Eifenbahnen) und 
das Seejchifffahrtsgewerbe. — Dritte Maffe. Sie bes 
fteht aus dem Gewerbe des Transportes von Menfchen 
(„Reifenden“) zur See und dem Gewerbe de8 Trans- 
portes von Menſchen („Perfonen”) nicht zur See (alfo 
entweder zu Lande, auf oder unter der Erde, oder auf 
Flüffen oder Binnengewäffern, oder zu Luft); doch muß 
bei dem Transport nicht zur See eine Anftalt' es fein, 
welche das Gewerbe betreibt. — Vierte Maffe Sie 
beiteht aus denjenigen Gewerben, welche Hiülfsgewerbe 
find für den Abſchluß von Handelsgefchäften, alfo, von 
der Hüffeleiftung für nicht gewerblihe Handelsgefchäfte 
abgejehen, Hülfsgewerbe für die juriftifche Betreibung 
(vermittelft Nechtsgefchäfte) von Handelsgewerben. Bon 
diefen Hülfsgewerben Tann auch das eine dem andern 
Hülfe feiften. Diefe Hülfsgewerbe find 1. das Commif- 
jionsgewerbe, von welchem eine Art das Speditionsgewerbeift; 
2. das Agenturgewerbe; 3. das Mlaflergewerbe und das 
Verfteigerungsgewerbe. Der Berfteigerer ift ein figender 
Makler, der Makler oft ein mobiler Verfteigerer. — Fünfte 
Maffe. Sie befteht aus dem Berficherungsgewerbe. 


1) „Sine für den Transport von Perfonen bejtimnmte Ans 
ftalt.“ HGB Art. 772. Was heißt Anftalt? Nach Goldſchmidt 
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8 28. 
6. Das Banfiergewerbe. 


Sechste Maffe. Bankiergewerbe'. Sie beiteht 
aus dem Bankiergewerbe’, ſoweit dafjelbe nicht ſchon 
durch die übrigen Maffen begriffen if. Die gewerbliche 
Thätigfeit der Bankiers wie der Banken (die Banfıers 
geichäfte) Fommt auf folgende Gefchäfte hinaus. Sie 
find zum größten Iheil fchon durch die früheren Maſſen 
bezeichnet, vornehmlich durch den eigentlichen Handel (be- 
zogen auf Geld und cdle Metalle und die erwähnten 
Werthpapiere) und durd die vierte und fünfte Maſſe. 
Die Banquiergefchäfte find folgende: 

1. Der Umſatz (d.h. Anfhaffung und Veräuße— 
rung mit Beziehung auf einander) von Geld, Metalls 
geld und Papiergeld. Die Anſchaffung gejchieht meiftens 
vermittelt Kauf oder Darlehn, die Veräußerung meiftens 
vermittelft Berfauf oder Darlehn. Es gehört hieher 
a. der Geldwechſel. b. das Depofitengefhäft, 


Handbuch Aufl. 1. S. 381 Note 26 bezeichnet das Wort einen 
Gegenſatz zum geringem Betrieb. 


1) Syſtem der Zettelbankpolitit. Von Dr. Adolph Wagner. 
Zweite Ausgabe. Freiburg i. Br. 1873. Der Titel ift für den 
reihen Inhalt viel zu eng. 


2) HEB Art. 272. „Bankiergeſchäfte“. Da die Bankiers 
und die Banken Geſchäfte der verfchiedeniten Art machen, fo ent: 
jteht die Frage, welche von diefen Geſchäften erforderlich umd 
genügend find, um, wenn fie gewerbsmäßig betrieben werden, 
da3 Gewerbe zu einem Handelsgewerbe zu mahen? Wenn aud 
nur eine Art von diefen Grundgeſchäften gewerbsmäßig betrieben 
wird, jo liegt ein Handelögewerbe vor. Denn mehrere Arten für 
erforderlich zu erflären, ift ganz willfürlich, und wie viele und meldhe 
jollen es denn fein? 
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nemlich das Nehmen von deposita irregularia und 
das Nehmen von Darlehen; letzteres ift weit häufiger 
als erjteres und Tiegt regelmäßig auch dann vor, wenn 
der Name Depofitengefchäft oder Depofitengeld gebraucht 
wird. c. Das Darlehnsgefhäft, nemlich das 
Geben von Darlehen. Es gefchieht gegen Wechſel 
oder gegen bemwegliches Pfand (Lombardgeſchäft, 
Koftgefchäft) oder gegen Hypothek an Grundftüden, an 
Grund und Boden (Hypothefengefhäft, Hypotheken— 
bank, Grundereditbanf, Bodencreditbanf). d. Das 
Geben und Nehmen (auf Seiten der Bankiers wie der 
Banken) von Darlehen kommt vor beim Emiffions- 
geſchäft (in Verbindung mit Negociationen von Anleihen 
3.2. eines Staates), und das Nehmen bei dem Ausgeben 
von Noten, Zetteln Notenbanf, Zettelbanf). Das 
Darlehen wird aber verkleidet in oder erjegt durch ein 
Summenverfpreden. Das Geben und Nehmen 
von Darlehen fommt auch vor bei dem Conto-Cor— 
rentgefhäft. Sie (die Bankiers wie die Banken) halten 
laufende Rechnung mit Jemand, der ihnen crebitirt (durch 
Einfieferung) und dem fie creditiren (Blancocredit oder 
gedeckter Credit), Der Credit ift ein gegenfeitiger, jede 
Leiftung macht zumächft den Leiflenden zum Gläubiger, 
nicht daß fie nur den Peiftenden entlaftet, fondern fie 
belaftet zunächſt den andern Theil, die einzelnen Rechnungs- 
poften gehen auf in den Abſchlußſummen des Credit und 
Debet und fchlieglih in den Saldo’. 2. Der Umfat 
von Gold und Silber in Barren. 3. Der Umfag 
von Ereditpapieren der verfchiedenften Art‘. Ein erft 


3) ROHG Entfheidungen Bd 6. ©. 257. 
4) Staatöpapiere, Actien (Eifenbahn:, Bank-, Induftrieactien), 


Lei miele nz Sen 277 
F - 


7 
— 
* 


106 Der Handel. 


ſpäter fälliges Creditpapier wird von ihnen mit Abzug 
des Disconto erhandelt, es wird discontirt. So geſchieht 
es beſonders mit Wechſeln und mit Zinscoupons und 
Dividendenſcheinen. ine Bank heißt inſofern Discon— 
tobank, das Gewerbe Discontogeſchäft. Von dem 
Wechſelgeſchäft iſt ein Theil, nemlich das Nehmen von 
Wechſeln, ein Discontogeſchäft. 4. Das Commiſ— 
ſionsgeſchäft. (Verträge in eigenem Namen für fremde 
Rechnung.) Sie find beſonders Einkaufs- und Ver— 
faufscommifftonäre, immer zu denken an Geld, Edel— 
metall und Greditpapiere. Es kommen auch derartige 
Speditionsgefchäfte bei ihnen vor. 5. Das Agentur: 
geſchäft (Verträge für Nechnung eines Andern in deffen 
Namen geſchloſſen). Dahin gehört 3. B. die Negoeirung 
einer Anleihe für einen Staat; die Auslieferung der Cou— 
ponsbogen auf die Talons. Als Agenturgefchäft, aber 
auch als Commiſſionsgeſchäft (nemlich bei Inhaberpapieren) 
fonımt vor: 6. Das Incaſſogeſchäft; und als Agen- 
turgefchäft: 7. Das Zahlgefhäft, wohin die Aus 
zahlung der Zinfen und Dividenden im Namen der 
Schuldner (gegen die Coupons), und die Zahlung ver- 
mittelft Honorirung (auch Ertheilung) von Anmweifungen 
und Ereditbriefen (im Sinn von Zahlungsaufträgen) gehört. 
Zum Zahlgefhäft und Incaffogefchäft gehört auch das 
ſ. g. Girogeſchäft. Diefes fommt in einem zweifachen 
Sinn vor. Einmal fo, daß die Bank für Rechnung und 
im Auftrag derjenigen, welchen fie ein Folium (Conto) 
eröffnet hat, dritten Perfonen zahlt (kraft einer Zahlungs- 


Provinzialobligationen (3. B. derartige Pfandbriefe und Renten: 
briefe), Stadtobligationen, Obligationen von Actiengefellichaften, 
Banknoten, Wechſel, Coupons nemlidy Zinscoupons und Dividen— 
denicheine. 
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anweifung, cheque), und auch wohl von dritten Perfonen 
eincaffirt (kraft eines Incaffomandats). ferner jo, daR 
die Dank für Rechnung und im Auftrag desjenigen, welchen 
fie ein Folium (Conto) eröffnet hat, vermittelt eine Zahlung 
an einen Dritten, welchem fie ebenfalls ein Folium (Conto) 
eröffnet hat dur Zu- und Abjchreiben auf den beider- 
feitigen Folien (conti)., Die Bank heißt infofern eine 
Girobanf. 8 Das Delerederegefhäft. Es 
kommt befonders fo vor, daß fie Wechfel mit ihrer Unter- 
Ihrift verfehen (als Imdoffant, Acceptant, Traſſant), 
damit fie genommen werden. Es gehört zur fünften 
Maſſe. 9 Das Wechfelgefhäft. Es befteht im 
Geben und im Nehmen von Wechfeln, nemlich traffirten 
Wechſeln (Tratten).. Sie find dabei Traffanten oder 
Acceptanten oder Indoffanten oder Indoſſatare. Da der 
Wechſel ein Summenverfprehen ift (alfo alfe unters 
liegenden Berhältniße von fich ausſchließt und fie verdedt, 
und dadurch geeignet ift, allen möglichen Obligations— 
verhältnifien dienlich zu werden), jo ift die Thätigkeit der 
Banken und Bankiers durch das bloße Geben und Nehmen 
von Wechjeln nicht characterifirt, fondern es fommt auf 
die unterliegenden Verhältnige an‘. Diefe find im Obigen 
geſchildert. 10. Es kommen auch vor eigentliche (in 
specie zu reftituirende) deposita z. B. Aufbewahrung von 
Gold und Silber, gemünztem und ungemünztem, von Pre- 
tiofen, Staatspapieren und Documenten aller Art,’ ver- 
Ichloffenen Paketen ohne Kenntnignahme des Inhalte. 


5) Ein reicher jchenkluftiger Mann (Peabody) Kann für die 
bloße Verwaltung feines Vermögens, ohne nod) erwerben zu wollen, 
und für die Ausführung feiner Schenkluft einen gewaltigen Wechfel: 
verkehr haben, 
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8 29. 
Eine Wiederholung. 


In Artikel 272 Heißt es: „Handelsgefchäfte find, 
wenn fie gewerbemäßig betrieben werden: 5. die Verlages 
geſchäfte, ſowie die fonftigen Gefchäfte des Buch- oder 
Kunfthandels; ferner die Gefchäfte der Drudereien, fofern 
nicht ihr Betrieb nur ein handwerksmäßiger iſt“'. Dieſe 
Beftimmung enthält nur eine Wiederholung, zu dem Zweck, 
die richtige Anwendung von bereits vorhandenen Beſtim— 
mungen anzubahnen. 


8 30. 
Gewerbe. Gemwerbemäßig. 


I. Ein Handelsbetrieb, die Betreibung von Handels- 
gefchäften, ift ein Handelsgemwerbe, wenn er betrieben 


1) Goldſchmidt Handbuch S. 476—482. Die Bedeutung 
diefer Nr 5 tritt nicht hervor, wenn in Betreff der erwähnten vier 
Gewerbe (Verlagshandel, Buchhandel, Kunfthandel, Drudereiges 
werbe) oder drei Gewerbe (Buchhandel, Kunfthandel, Drudereis 
gewerbe), die Ergebnige diefer Nr 5, und das, was die Anwendung 
der übrigen Beltimmungen des Art. 272 und der Beitimmungen 
des Art. 271 ergiebt, durch einander gemiſcht dargeftellt werden. 
So geſchieht es in Goldihmidts Handbuch ©. 476—482. — 3 
ift weder anzunehmen, daß die Nr 5 dieje Anwendung hat eins 
ſchränken, noch daß fie diefe Beftimmungen hat erweitern wollen; 
überdies würde man für das Maaf der Erweiterung ohne Anhalt 
fein. Daher ift das Vermiethen von Noten, weldes offenbar ein 
Geſchäft des Mufitalienhandels ift, nicht als Handelsgrundgeſchäft 
aufzufaffen? Es muß angenommen werden, daß der richtigen aber 
zweifelhaften Anwendung hat Platz geichafft werden follen, weiter 
aber nicht die Abficht des Art. 272 Nr 5 gebe. 
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wird als Gewerbe‘, d.h. auf die Dauer berechnete 
Nahrungsquelle, wodurd die Abficht des Gewinnes (Spe- 
culation) als dem Gewerbe weſentlich ausgeſprochen iſt. 
Die Abſicht, nicht der Gewinn, alſo die Speculation, 
nicht das Gelingen derjelben ijt wejentlid. Die auf 
Gründe zurüdgeführte VBorausbejtimmung, die Voraus: 
berechnung, des Gewinnes heißt Calculation. — Die 
Speculation erwartet Unterfchied der Preiſe, der Anſchaf— 
fung und der Veräußerung der Sache an verjchiedenen 
Orten oder zu verjchiedenen Zeiten (alfo e8 wird fpeculirt 
auf Verſchiedenheit oder auf Anderung der Preife, 
bei der Anderung entweder aufs Steigen oder aufs 
Sinken der Preife) oder erwartet Unterfchied der Preife 
der Herjtellung und der Vergütung der Leiſtung. Der 
Preis bildet ſich nad) dem Verhältniß zwifchen Nachfrage 
und Angebot, nad) der Conjunctur. Der Ort, wo 
beide zuſammenkommen, ift der Markt. Die abgefchlofjene 
Speculation hat durch ihre Realifirung Einfluß auf die 
Conjunetur, und daher auf ihren eigenen Ausgang. Der 
Unterschied der Preife ift der Gewinn oder Verluſt aus 
dem einzelnen Gejhäft. Der Preis der Anſchaffung ift 
der Einfaufspreis, aber vermehrt, der Preis der Veräuße- 
rung der Berkaufspreis, aber vermindert durch Zinjen und 
vielerlei andere Unkoſten (und deren Zinfen), welche nur 
diefe Waare betreffen, welche vor, bei und nad) dem 
Abſchluß und der Erfüllung der diefe Waare betreffenden 
Geſchäfte aufzumenden find, es find das alles die directen 
Preife und Koften der Waare. Im ähnlicher Weife bilden 
ih die directen Preife und Koften der Herftellung und 


4) Goldſchmidt Handbud Aufl, 1. ©. 334—340. ©. 327, 
328. 459—461 Nr 4. 
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Bergütung der Leiftung. Für den Gewinn und Verluft 
find außerdem die allgemeinen Handelstoften und deren 
Zinjen bejtimmend, d. h. diejenigen Koften, welche nicht 
direct durch ein einzelnes Geſchäft und gerade durch diejes, 
jondern welche durch die Geſammtheit aller einzelnen 
Gejchäfte, durch die Betreibung des Handelsgewerbes, 
veranlaßt werden; dieſe Koſten werden hauptjächlid) ver: 
anlaßt durch die Anjchaffung, Erhaltung und Werthver— 
minderung von Gebäuden und Iransportmitteln, ſowie 
durch den Lohn des geſammten Handelsperjonals. Dieſe 
allgemeinen Handelskoften find auf das einzelne Gejchäft 
zu repartiren, deſſen Reſultat (Gewinn oder Berluft) 
berechnet werden fol. Der Gewinn oder Verluft aus 
der ganzen Handlung (Handelsgewerbe) kann nad Zeit: 
abjchnitten immer nur im Ungefähren und möglicherweife 
nur dann ficher und genau beftinmt werden, wenn das 
Handelsgewerbe aufgegeben wird; möglicherweife, denn 
es können unfichere Yorderungen und ſchwebende Proceffe 
bleiben. Der Unterhalt der Familie iſt nicht zu beachten, 
weil er aus dem Handelsgewinn zu bejtreiten it. — 
Die einem Handelsgewerbe angehörenden Gejchäfte find 
nicht fämmtlich, aber immer zu einem Theil Speculations> 
geichäfte. Das Dafein eines Handelsgewerbes wird 
begründet durch die Abficht des Gewinnes, e8 wird nicht aus— 
gejchloffen durdy die auf die Bermwendung des beabjid)- 
tigten Gewinnes gerichtete uneigennügige Abjicht. 

II. Dem Handelsgewerbe fteht gleih, um den Ge- 
Ichäften die Eigenfchaft der Handelsgeſchäfte und der 
Perfon die Eigenfchaft des Kaufmanns zu geben, der 
gewerbemäßige Betrieb‘. Diefer gemügt, es ift 


7) Art. 272 „Geſchäfte, wenn fie gewerbemäßig betrieben 





— — 
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nicht erforderlich das Daſein eines Handelsgewerbes. Es 
genügt der gewerbemäßige Betrieb, d. h. die äußere 
Erſcheinung eines Handelsgewerbes (daß ein ſolches 
äußerlich, ſinnlich, wahrnehmbar iſt), und ſind mithin 
unerheblich die innern, die Abſicht des Gewinnes aus— 
ſchließenden Motive für den Betrieb, nicht nur wenn ſie 
möglich, ſondern ſelbſt wenn ſie wahrſcheinlich find, denn 
dritten Perſonen liegt keine Erkundigungspflicht in Betreff 
der innern Motive ob; dieſe werden durch das Gewicht 
der äußern Erſcheinung gänzlich überwogen. Der Betrieb 
iſt nur dann kein gewerbemäßiger, wenn es für Jedermann 
offenſichtlich iſt, daß ihm nicht die Abſicht des Gewinnes 
unterliegt. Manches, was, wenn das Wort Handels— 
gewerbe gebraucht wäre, zweifelhaft ſein könnte, wird 
unzweifelhaft durch das Wort gewerbemäßig. So na— 
mentlich, daß in Betreff einer Staatseiſenbahn der Staats— 
fiscus Kaufmann iſt', und daß der Keichspoftfiscus 
Kaufmann ift, ". 


werden“. Art. 4 „wer gewerbemäßig Handelsgejchäfte betreibt”. 
Protocolle S. 5050 3. 7 vw. u. 


8) So auh ROHG. U. vom 14. December 1871. Ent: 
ſcheidungen Bd 3. S. 405—409. Sehr zu beachtende Entſchei— 
dungsgründe. 


9) So au ROHG. U. vom 20. Jan. 1874. (PBlenar: 
beratbung vom 2. Ian. 1874.) Entſcheid. Bd 12. ©. 311—4 
Die Meinung, daß er nicht Kaufmann ſei, Fanın nicht gründe 
licher vertheidigt werden, als es gejchehen iſt im Deutjchen 
Poſtarchiv 1874. Nr il ©. 321 —34l (vom Ober-Poſtrath 
Bollmann). 

10) Wenn im VBerfolg vom Handelögewerbe die Nede 
ift, fo ift darunter aud der gewerbemäßige Betrich ver: 
ftanden, 
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$ 31. 
Der Kaufmann. Die Waare. 


Dem Handelsgewerbe gehören die Begriffe Kaufmann, 
Waare, Handelsgejhäft an. 

Il. Kaufmann ift diejenige Perfon, in deren 
Namen ein Handelsgewerbe betrieben wird, und aud) 
die, in deren Namen Handelsgefchäfte gewerbemä— 
Big betrieben werden. 

II. Waare’. Keine Sade ift an fich eine Waare. 
1. In einem Sinne Heißt Waare eine Sache, infofern 
fie als Gegenftand des eigentlihen Handels in 
Betracht kommt. Als Waare in diefem Sinn kann jede 
Sade gedacht werden, die man anfchaffen und veräußern 
faun und darf. Denn ohne diefe factifche und juriftifche 
Möglichkeit Tann das Gewerbe wohl bezivedt, aber nicht 
betrieben werden. Dahingegen ift es gleichgültig, ob 
oder ob nicht fie a. einer regelmäßigen und mehrfeitigen 
Nachfrage unterliegt‘, b. einer ſolchen unterliegen kann‘, 
c. zum Bedarf Vieler gehört, d. im Eigenthum von 
Niemanden und daher Jedem leicht erlangbar, e. leicht 
verderblih und daher ſchwer aufbewahrbar ift, f. einen 
wechjelnden Preis hat’. Denn die fünf erjten Umftände 
wirken nur auf die Vortheilhaftigfeit des Betriebes, und 
der lettere nur auf die Richtung der Speculation, Feiner 
auf die Möglichkeit des Betriebes. ine Sache, die nod) 
in den Händen des Producenten ift, ift Product, Yabricat, 


1) Das Genauere vom Kaufmann unten $ 38. 

2) Goldſchmidt Handbuch Aufl. 1. ©. 298.299. 415 Note 30. 

3) und 4) Anders, aber unrichtig, Wilda und Bradenhöft in 
Weiskes Rechtslexicon. Bd 6. ©. 46. W5. ©. 42. 

5) Auf die vier Teßtgenannten Umftände Iegt Gewicht Büſch 
Darftellung der Handlung. Bd 1. ©, 121—126. 
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Handwerksfram, fie wird erſt Waare, wenn fie in den 
eigentlichen Handel gekommen ift, und hört auf Waare 
zu fein, wenn fie aus demfelben Herausgetreten d.h. an 
den Confumenten® gelangt if. 2. In einem andern 
Sinne heißt Waare eine Sache, injofern fie als Gegen- 
ftand irgend eines Handelsgewerbes in Betracht 
fommt. 3. Im einem noch andern Sinne heißt Waare 
eine Sache, infofern fie als Gegenftand überhaupt eines 
Handelsgejhäftes in Betradht fommt. 4. In einem 
noch andern Sinn wird das Wort Waare im Gegenjat 
zu Greditpapieren von den andern beweglichen Sachen 
gebraucht, indem unterfchieden wird Waarenhandel und 
Papierhandel. 5. Das Wort Waare hat befanntlich noch 
andere Bedeutungen, bezeichnet 3. B. den verkauften Ge- 
genftand. 6. Der Begriff der Waare ift für die An— 
wendung der meiften Nechtsjäge de8 HGB, in welchen 
das Wort vorkommt, gänzlich unerheblid) ’. 


8 32. 
Die Handelsgeichäfte. 

Die Geſchäfte, welche Handelsgefchäfte find, find es 
entweder ſchon durd ihren Inhalt und die Hinzutretende 
Speculation (Abjicht des Gemwinnes) oder durch ihre 
Zugehörigkeit (Beziehung) zu einem Handelsgewerbe. 
Diefen Gegenfag kann man bezeichnen mit den Ausdrüden 
objective und fubjective, oder abfolute umd 
relative Handelsgejchäfte; treffender jagt man: abfolute 
Handelsgefhäfte und Gewerbshandelsgeſchäfte. 
Die Gefchäfte der einen wie andern Art find gezählte, 
durch ihren Inhalt beftimmte Gefchäfte, und können die 


6) Im Sinn des $ 25 Note 2. 
7) Artitel 51. 80. 271. 273. 306. 335. 
Thol's Handelöreht. Ir Bd. bte Aufl. 8 


— 
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Grundgeſchäfte eines Handelsgewerbes ſein, und auch 
neben den Grundgeſchäften, welche ein beſtimmtes Handels— 
gewerbe herausſtellen, als Nebengeſchäfte vorkommen. 
Die Ausdrücke abſolute, Gewerbs:, Grund-, Neben-Han— 
delsgeſchäfte deuten alſo auf gezählte Geſchäfte. Der 
Ausdruck gewerbliches Handelsgeſchäft für Gewerbs— 
handelsgeſchäft iſt entbehrlich, er kann freilich nicht miß— 
verſtanden werden, wenn man das Wort abſolut daneben 
als Gegenſatz gebraucht. Der Ausdruck gewerbliches 
Handelsgeſchäft oder Handelsgewerbsgeſchäft iſt treffend 
in dem Sinn und daher fo (aber auch nur fo) zu gebrauchen, 
daß er bezogen wird auf ein bejlimmtes, concretes 
Handelsgewerbe, und demnach bezeichnen foll ein Handels: 
geſchäft, infofern es dem Handelsgewerbe" einer beſtimmten 
Perjon (Kaufmanns) angehört. Zu den gewerblichen 
Handelsgefchäften oder Handelsgewerbsgejchäften (eines 
Kaufmanns) gehören auch die (feine) Hülfsgefchäfte. — 
Eine Schuld, eine Forderung, aus einem Handelsgefchäft 
fann man nennen eine Handelsſchuld, eine Handels 
forderung. Jeder DBertrag, der unter den Begriff 
des Handelsgefchäftes fällt, ift trog eines die Perfon des 
Contrahenten treffenden Handelsverbotes ein gültiges 
Handelsgefchäft; die derartigen Handelsverbote find, fo- 
weit fie über die Gültigkeit des Vertrages beflimmen, 
aufgehoben ”. 

1) Goldſchmidt Handbud Aufl. 1. ©. 315. bezeichnet mit 
demfelben Wort „fubjective Handelsgefhäfte” zwei ganz verſchieden— 
artige Fälle. Er braucht den Ausdruck fubjective erſter Claſſe für 
Gewerbshandelsgefhäfte (In unferm Sinn) und fubjective zweiter 
Claffe für Handelsgewerbsgefhäfte (in unferm Sinn), fo daß 
alfo der Ausdrud fubjective ohne Zufag (und fo wird er aud) von 
ihm gebraudt) die Hülfsgeihäfte ausſchließt und einſchließt. 

2) HGB Art. 276: „unterfagt” ifl, Handel zu treiben oder 
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8 33, 
Die abjoluten Handelsgejhäfte. 

Die abſoluten Handelsgefchäfte find folgende‘: 
1. Der Speculationsfauf”. Nemlich der Kauf 
einer beweglichen Sade, um fie mit Gewinn” zu ver— 
faufen oder ſonſt zu veräußern, entweder fo, wie fie ge- 
fauft ift, oder umgeftaltet, felbjt verarbeitet. Der Spe— 
culationsfauf ijt aber nur dann ein Handelsgejchäft, wenn 
der Verkäufer beim Abſchluß um die Abficht des Gewin— 
nes, die Speculation, gewußt hat‘. Dieſes Wiffen wird 
ohne Erklärung des Käufers regelmäßig fehlen, und daher 
it der Rechtsfag wenig practifih. Der Käufer kann re— 
gelmäßig durch Reden oder Schweigen die Eigenfchaft des 
Handelsgefchäftes herbeiführen oder ausschließen. eine 
Hauptbedeutung hat der Rechtsſatz in dem Ball, daß ein 
Handelsgewerbe erft begonnen wird., Dem Speculations- 
fauf ift gleichgeftellt eine anderweitige Speculations- 
anſchaffung, und den Sachen find gleichgeftellt beftimmte 
Ereditpapiere‘. Der Kauf, überhaupt der Anſchaffungs— 
vertrag ift ein Handelsgefchäft des Käufers, überhaupt des 
Anſchaffers, als des Speculanten. Der Realifirungs- 
verfauf, überhaupt die Beräußerung, durch welche die 
Speculation realifirt wird, ift Fein Handelsgefchäft *. 
Handelsgefhäfte zu fließen. Für die bandlungsunfähigen Per: 
fonen find feine befonderen Handelsverbote da, Vgl. auch Gold: 
Ihmidt Handbuch Aufl. 1. ©. 347 Note 8. 

1) Diefe Elaffe von Handelsgefhäften führt der Art. 271. auf, 

2) Vgl. unten $ Speculationsgefhäft. 

3) Goldſchmidt Handbuh S. 424—428, 

4) Dem Wiffen ftellt gleih ein Wiffenmüffen Goldihmidt 
a. a. O. ©, 422, 423. 

5) Vgl. oben $ 21 Note 6. 

6) So audh Goldſchmidt a. a. D. ©. 420. 421. 
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2. Der Speculationsverfauf'. Memlich der in ber 
Abficht des Gewinnes gejchehene Verkauf einer beweglichen 
Sade, welde der Verkäufer zum Zwed, fie liefern zu 
fönnen, hinterher anfchaffen will. Aber vorausgejett, daß 
der Käufer um die Abficht des Gewinnes vermittelft wohl- 
feilerer Aufchaffung beim Abjchluß gewußt hat. Dieſes 
Wiſſen wird ohne Erklärung des Verkäufers häufig fehlen. 
Der Berfäufer kann häufig durch Neden oder Schweigen 
die Eigenschaft des KHandelsgefchäftes herbeiführen oder 
ausschließen. Der Speculationsverfauf ift der Haupt- 
fall der „Übernahme einer Lieferung“*, diefer 
Ausdrud begreift aber jeden, auch den auf einem andern 
Nechtsgrunde beruhenden Lieferungsvertrag‘. Den be 
weglihen Saden find beſtimmte Creditpapiere gleichge- 
ſtellt“. Der Speculationsverfauf, überhaupt der Liefe- 
rungsvertrag, ift ein Handelsgejhäft des Verkäufers, 
überhaupt des Lieferanten, als de8 Speculanten. Der 
Realiſirungskauf, überhaupt die Anfchaffung, durch 
welche die Speculation realifirt wird, ift fein Handels— 
geſchäft'. 3. Der Verficherungsvertrag mit Prämie”, 
Der Bertrag ift ein Handelsgefchäft des Berficherers 
als des Speculanten. 4. Der Bertrag, durch welchen 
verfprochen wird die Beförderung von Sachen zur See, 


7) Bol. unten $ Speculationsgefhäft und 8 Realifirungs- 
geſchäft. 

8) Goldſchmidt a. a. O. ©. 431-438. 

9) In den Worten liegt offenbar auch die Vermiethung. Daß 
dieſe dem Willen des Geſetzes nicht entſpricht, läßt ſich aus dem 
Geſetze nachweiſen. 

10) Vgl. oben 8 26 Note 1. 

41) Anderer Anficht ift Goldfhmidt a. a. D. ©. 438—440 
Nr IH und Zeitihrift Bd 10. ©. 55—57. 

12) Val. (mit Prüfung) Goldſchmidt Handbud, ©. 440 —444. 
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Der Bertrag ift ein Handelsgefchäft des Verſprechenden 
als des Speculanten. 5. Der Vertrag, durd welchen 
versprochen wird die Beförderung von Menfchen zur See. 
Der Bertrag ift ein Handelsgefchäft des Verſprechenden 
als des Speculanten. 6. Der Bodmereivertrag. Der 
Vertrag ift ein Handelsgefchäft des Bodmereigebers als 
des Speculanten ”, 





8 34, 
Die Handelsgemwerbögeichäfte. 


Handelsgewerbsgeihäfte. Die juriftifche Be 
treibung eines Gewerbes liegt in den Gemwerbsgejchäften, 
eines Handelsgewerbes in den Handelsgewerbsgejchäften, 
db. 5. im der Abſchließung und Erfüllung derfelben. Die 
Detreibung des Handelsgewerbes ift identiſch mit der 
Abſchließung und Erfüllung der Handelsgefchäfte. Ein 
Geichäft, für fich alfein betrachtet, kann nicht als ein Ge— 
mwerbsgejchäft herausgeftellt werden, dies ift nur möglich 
duch Beachtung feines Zufammenhanges mit andern 
Gefchäften, in Berbindung mit welchen es als Beftand- 
theil eines Gewerbebetriebes erfcheint. Die dem Hanbels- 
gewerbe eines beftimmten Kaufmanns angehörenden 
Handelsgefchäfte find feine Handelsgewerbsges 
Ihäfte. Sie begreifen die Grundgefhäfte (melde 
abſolute Handelsgefchäfte oder Gemerbshandelsgefchäfte 
oder beiderlei Art fein Fönnen) und die außerdem möglicher- 
weiſe vorkommenden Nebengefchäfte, welche vereinzelte 
Gewerbshandelsgefhäfte und abfolute Hanbels- 
geihäfte fein können, und die Hülfsgefhäfte, melde 
bei feinem Gewerbe fehlen und deren unzählige find. 


13) Zu Nr. 4.5.6 vgl. Goldſchmidt a. a. O. S. 445 - 448. 
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1. Die Grundgefhäfte eines Handelsgewerbes' find 
diejenigen Verträge, in welchen die Betreibung eines bes 
ſtimmten Handelsgewerbes befteht, welche das Dafein 
eines beftimmten Handelsgewerbes begründen. Die Grunds 
gejhäfte find bei dem eigentlichen Handel und bei dem 
Gewerbe des Umſatzes mit Bearbeitung oder Verarbeitung 
die Verträge, durch welche die Anfchaffung und die Vers 
äußerung gejchieht, vornehmlich alfo Kauf und Verkauf, 
bei dem Gewerbe der Bearbeitung oder Verarbeitung 
eingelieferter Sachen die locatio conductio operis, 
bei dem Transportgewerbe die Frachtverträge und die 
Paffagierverträge, bei dem Banfiergewerbe fehr verfchie- 
denartige Verträge, bei dem Commiffionsgewerbe, Spedi— 
tionsgewerbe, Agenturgewerbe, Maflergewerbe, Verſteige— 
rungsgewerbe lauter Mandatsverträge. Denkt man in 
allen diefen Fällen die genannten Verträge weg, fo liegt 
das Gewerbe todt danieder. Dennoch foll bei einem 
Handelsgewerbe die eine von den beiden Arten von 
Grundgefchäften defjelben nicht als Handelsgefchäft behan- 
delt werden, nemlich bet dem Handwerk, welches übers 
haupt Handelsgewerbe ift, nicht die Veräußerungsverträge 
des Handwerfers’. Demmac giebt e8 ein ausgewie- 


1) Diefe Glaffe von Handelsgefhäften haben die Art. 271 und 
272 angeführt. In Folge der neuen Darftellung (vgl. oben $ 24) 
iſt aber das eine Grundgeſchäft des eigentlichen Handel3 und des 
Gewerbes de3 Umſatzes mit Bearbeitung und Verarbeitung in 
Art. 273 nachgetragen, mitten unter den Hülfsgeichäften, ala ob 
e3 nur ein ſolches fei, und ift ein anderes Grundgeichäft, nämlich 
die Anfhaffung um ein Lieferungsgeihäft erfüllen zu können, 
gar nicht aufgeführt worden. 

.2) HGB Art. 273 letzter Sat. Bol. auch Goldichmidt 
Handbuch Aufl. 1. ©. 382 Note 28. ©. 395 Note 42. ©. 399 
bei Note 45a. ©. 420 Note 35. ©. 487 Nr. 6. 
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ſenes Grundgeſchäft. Die Conſequenzen hiervon 
find unleidlih’. 2. Vereinzelte Gewerbshandels— 
geſchäfte. Wenn ein Handelsgewerbe bereits bejteht, jo 
fol ein von dem Kaufmann gefchloffenes bei ihm verein- 
zelt vorfommendes Gefchäft, welches Fein abfolutes Handels: 
geichäft ift, ein Handelsgefchäft fein, wenn eine Vielheit 
derartiger Gefchäfte ein Handelsgewerbe bilden würde‘. 
Es muß alfo feiner Natur nach Grundgefhäft eines 
Handelsgewerbes fein können. Es kann in Wirklichkeit 
der Anfang eines derartigen Handelsgewerbes fein follen 
und auch fein. Damit ift die Möglichkeit eines Handels: 
gewerbes anerkannt, welches neben der erforderlichen 
(vielleicht geringen) Vielheit von gleichartigen Gejchäften ® 
ein buntes Allerlei verfchtedenartiger Gefchäfte zeigt, von 
welchen jedes nur einmal bei diefem Kaufmann vorge 
fommenift. 3. Die Hülfsgefhäfte* eines beftimmten 
Handelsgewerbes ’” find diejenigen Verträge, vermittelft 


3) Dies wird ausgeführt werden in Thöls Praris des Hans 
delsrechts. Möchte doch ein Reichsgeſetz den lebten Gab des 
Artikel 273 ftreichen, 

4) Diefe Elaffe von Handelögefhäften hat der letzte Sak 
de3 Art. 272 aufgeftellt. 

5) Eine foldhe darf aber nicht fehlen. So auch Goldichmidt 
Handbuh S. 337. 338 Note 14a, 

6) Hierüber ausführlich Goldſchmidt Handbuh Aufl. 1. 
©. 487—501. 

7) Diefe Claffe von Handelsgefhäften hat Art. 273 angeführt 
mit Hineinmifhung eines Grundgeſchäftes. Es gehört hieher von 
Art. 273: „Alle einzelnen Geſchäfte eines Kaufmanns, melde zum 
Betriebe feines Handelsgewerbes gehören, find ald Handelsgeichäfte 
anzufehen. Dies gilt indbefondere — — — für die Anfchaffung 
von Geräthen, Material und anderen beweglichen Sachen, melde 
bei dem Betriebe des Gewerbes unmittelbar benußt oder verbraucht 
werden ſollen.“ 
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welcher die Betreibung deſſelben möglich gemacht ober 
befördert wird, d. h. der Abfchluß und die Erfüllung der 
Grundgefchäfte und der vereinzelten Gewerbshandelsgejchäfte 
ermöglicht oder erleichtert oder gefichert wird. Hieher 
gehören ohne Unterfchied der Art des Handelsgewerbes 
die Gefellfchaftsverträge, die Dienftverträge mit dem 
Handlungsperfonal, nemlid den Procuriften, Handlungs- 
bevollmächtigten, Handlungsgehülfen, die Berficherungss 
verträge (aber nicht folche, welche unbewegliche Saden 
betreffen), die Verträge vermittelft welcher bewegliche 
Sachen angejchafft (gefauft, gemiethet u. f. mw.) werden, 
die zum Betrieb des Handelsgewerbes gehören, 3. B. 
Geräthe, Handwerkszeug, Mafchinen; Feuerungs-, Er- 
leuchtungs-, Schreib-, Druderei- (Pettern, Steine, Platten) 
Material; Möbeln, Emballage, Fahrzeuge, Pferde ; 
Majchinenöl. Der Hülfsgefchäfte find, während die Arten 
der Grundgefchäfte gezählt find, unzählige, und find fie 
bei den verfchiedenen Handelsgewerben möglicherweife ganz 
verfchiedene, indem die Eigenfchaft eines Gejchäftes als 
Hülfsgefchäfts ſich nur durch feine eigenthümliche Beziehung 
zu einem beſtimmten, concreten, Handelsgewerbe beftimmt. 


8 35. 
Verträge über unbeweglihe Sachen feine Handelsgeihäfte. 


Für die Hülfsgefchäfte, außerdem nur noch für die 
Übernehmung einer Verficherung gegen Prämie und für 
einzelne Banktergefchäfte, wird der Sat bedeutend „Ber: 
träge über unbemweglihe Sachen find feine Handelsge— 
ihäfte”". Soweit das HGB nad Artikel 271 und 272 


1) HGB Art. 275. Zu vgl. Goldfhmidt Handbuch Aufl. 1. 
©. 310—312 und ©. 509—518. Die neueren Geſetzbücher 
erkennen dies ebenfall3 an (a. a. DO. ©. 311 Nr 19), wie 
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abjolute Handelsgefchäfte und Gewerbshandelsgeſchäfte nur 
in Betreff von beweglichen Sachen und beftimmten Werth- 
papieren, aljo bejtimmten beurfundeten Rechten anerkennt, 
ergiebt fi von ſelbſt, daß Verträge über unbewegliche 
Sachen' und andere Rechte Feine derartigen Handelsge— 
Ihäfte find, und daß fomweit die Frage, welche Rechte 
nad) dem bürgerlichen Recht den unbeweglichen Sachen 
zuzurechnen find, Immobiliarrechte find, müffig ift. Das 
Transportweſen begreift nicht die Beförderung von unbe- 
weglichen Sachen und von Rechten; Urkunden über Rechte 
ergreift e8 nur als bemeglihe Sachen, vielleicht fehr 
werthvolle. Hiernach hat der obige Sat nur für die 
Übernahme einer BVerficherung gegen Prämie und einzelne 
Bankiergefchäfte und für die Hülfsgefchäfte Bedeutung. 
Hervorzuheben ift folgendes. 1. Die Berficherung einer 
unbeweglihen Sade ift, weil ein Berficherungsvertrag 


Goldſchmidt S. 311 treffend bemerft „in der richtigen Einficht, 
daß e3 der Natur der Immobilien mwiderftrebt, Gegenitand eines 
häufigen Austaufches zu fein; daß der häufige Wechfel der Beſitz— 
und Nutungsrehte an diefen von mannigfachen focialen, wie 
wirthſchaftlichen Gefahren und Unzuträglichfeiten begleitet ift; daß 
die für den Mobiliarverfehr ausgebildeten Regeln des Handelsrechts 
eben darum dem jelbft vermittelten Immobiliarverfehr widerftreiten, 
welcher umjtändlicherer Gefhäftsformen bedarf, und daß eine den 
Umlauf der Immobilien fördernde VBermittelungsthätigfeit nicht 
geradehin zu begünftigen iſt; daß endli die wünſchenswerthe 
Coincidenz von Recht und Gericht die Ausfchliefung des Immo—⸗ 
biliarverfehr8 aus dem Kreife der Handelsgeſchäfte erfordert, da 
weder die Beſetzung noch das DVerfahren der Handelägerichte der 
Beurtheilung von Immobiliarftreitigfeiten und der häufig vers 
widelten Hypothefenverbältniffe angepaßt werden können“. 

2) Bauentreprije fällt nicht unter das Handelsreht. ROHG 
Entjheidungen Bd 11. ©. 329. 
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über eine unbeweglihe Sache, nicht, weder durch ben 
Berficherer noch durch den Berfiherten, ein Hanbelsge- 
Ihäft?. 2. Die Verpfändung einer unbeweglichen Sadıe 
ift Fein Handelsgefchäft, auch dann nicht, wenn die Forde— 
rung, für welche fie gefchieht, aus einem Handelsgefchäft ift‘. 
3. Ein Vertrag über die noch erft zu trennenden Theile 
einer unbeweglichen Sache ift Fein Vertrag über eine un- 
beweglihe Sache und kann daher ein Handelsgeſchäft 
fein®. 4 Die Bermittelung eines Vertrages über eine 
unbeweglihe Sache ift fein Handelsgefchäft, weil ein fol 
her Vertrag Fein Handelsgefchäft ift; denn die Vermit- 
tefung eines Vertrages ift nur dann ein Handelsgefchäft*, 
wenn ber vermittelte Vertrag ein Handelsgefchäft iſt'. 
5. Ein Bertrag, welcher als Beftandtheil einen Bertrag 
über unbewegliche Sachen enthält, ohne welchen er ein 
Handelsgefhäft fein würde, ift, wenn er nit (3. 3. 
wegen der einen Kaufpreisfumme) in zwei Verträge aufs 


3) Anders in beiderlei Hinficht Goldfhmidt Handbuch Aufl. 1. 
©. 518 Note 25 und 26 aus dem unrichtigen Grunde, daß die 
Verfiherung einer Liegenſchaft nicht ein Geſchäft über eine Sache 
fondern über die Gefahr fei. 

4) Anders Goldſchmidt Handbuch S. 513. Zeile 10 und 
Note 106. Bol. ROHG Entiheidungen Bd 2. ©. 43. Bd 5. 
©. 108. 

5) 3. B. Verkauf des Obftes auf den Bäumen, Verkauf eines 
Haufes auf Abbruch. Goldihmidt Handbuh Aufl. 1. ©. 517. 
518. von Hahn Commentar Aufl. 1. Bd. 2. ©. 44. 

6) Art. 272 Ziff. 4. 

7) Dies gegen da3 ROHG, welches die DVermittelung eines 
Hausverfaufes für ein Handelsgeihäft erflärt. nticheidungen 
Br. 10. S.428—431. In Conſequenz diefer Anficht des ROHG 
würde der Häufermaller ein Handelsmakler fein, was er ent: 


ſchieden nicht ift. 
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gelöfet werden kann, entweder durchweg als Handelsge- 
Ihäft oder durchweg gar nicht als foldhes zu behandeln. 
Im Allgemeinen läßt fich nicht mehr fagen *. 


$ 36. 
Beiderjeitige und einfeitige Handelsgeichäfte. 


Beiderfeitige und einfeitige Handelsgefchäfte '. 

1. Ein Handelsgefchäft ift da entweder durch ein 
Gewerbe oder durch eine Speculation. in Handels— 
geschäft ift entweder ein beiderfeitiges oder ein ein- 
feitiges?, ift nemlich ein Handelsgefchäft entweder auf 
Seiten beider Kontrahenten oder nur auf Seiten eines 
der Contrahenten, beffer*: ift ein Handelsgefchäft entweder 


8) Nah Goldihmidt S. 514 Note 15. S.500 Note 40. 42 
fol beim Erwerb einer ganzen Handlung der Vertrag ald Hans 
delägefchäft gelten. Allein keinem der Contrahenten kann die 
Berufung auf abfolute Rechtsſätze z. B. auf die Ungültigfeit oder 
Unflagbarfeit de3 Vertrages über das Grundftüd wegen fehlender 
Form entzogen werden durch die Kombination. 

1) Goldihmidt Handbuch S. 358—364. 

2) &3 empfiehlt ſich nicht „zweiſeitiges und einfeitiges” 
Handelsgeihäft zu fagen, wie Goldjhmidt thut, da das Wort 
zweifeitig in einem einfach andern Sinn üblich ift. Unter einem 
zweifeitigen Handelögefhäft kann man verftehen einen Ber: 
trag, der ein Handelsgeſchäft ift, und, auch wenn der Vertrag 
Mar vorhanden ift, einen zweifeitigen Bertrag, der ein 
Handelsgeſchäft it. Warum alfo nicht das Wort „beiderfeitig” 
brauhen? Dies ift ja auch der geſetzliche Sprachgebrauch. Art. 
289 „in beiderjeitigen Handelsgefhäften”. 

3) Der Ausdrud Handelsgeſchäft auf der Seite eines ber 
Contrahenten (Art. 277) ift gar nicht bezeichnend, denn der 
Ausdrud kann ſehr füglich bedeuten ein Handelsgeſchäft, welches 
nicht gleichmäßige Rechtsſätze für beide Contrahenten hat. Nun 
iſt aber auch das einſeitige Handelsgeſchäft der Wirkung nach in 


durch beide Kontrahenten oder nur durch einen ber 
Eontrahenten. Diefer eine Contrahent kann nur Schuld» 
ner oder nur Gläubiger oder beides fein. Das beider- 
feitige Handelsgejchäft ift entweder für beide Eon- 
trahenten ein Gewerbsgefchäft, oder für beide ein Spe- 
eulationsgefchäft, oder für den einen ein Gewerbsgefchäft 
und für den andern ein Speculationsgeichäft; es ftehen 
fich gegenüber entweder zwei Kaufleute oder zwei Specu- 
lanten oder ein Kaufmann und ein Speculant. Das 
einfeitige Handelsgefchäft ift für den einen Kontrahenten 
entweder ein Gewerbsgefhäft oder ein Speculations- 
gefchäft, es ftehen fich gegenüber entweder ein Kaufmann 
und ein Anderer oder ein Speculant und ein Anderer‘. 

2. Die Rechtsfäge über die Handelsgefchäfte find 
zweifacher Art. Der eine Theil hat gleihmäßige 
Beftimmungen für beide Contrahenten, aud wenn 
das Handelsgefhäft nur ein eimfeitiges ift. Diefer Art 
find die meiften Nechtsfäge. Der Inhalt von manden 
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der Regel ein für beide Gontrabenten gleihmäßig beftimmtes, alfo 
der Wirkung nad ein Handeldgeihäft auf beiden Geiten. 

4) Bon den Contrahenten kann fagen entweder Jeder: es 
ift mein Gewerbsgeſchäft; oder Jeder: es iſt mein Speculationde 
geſchäft; oder der Eine: e3 ift mein Gewerbsgeſchäft und der 
Andere: e3 ift mein Speculationsgefhäft; oder der Eine: es ift 
mein Gemwerbögefhäft und für Dich weder Gewerbsgeſchäft noch 
Speculationsgefhäft; oder der Eine: es ift mein Speculations: 
gefhäft und für Dich weder Gewerbögefhäft noch Speculations: 
geichäft. 

5) Es gehören hieher folgende Artikel. 

278 und 279 (Auslegung). 

231 Sat 1 und Sab 2 erfter Theil. Solidarfchuldnern und 
Pürgen für die Hauptſchuld eines Kaufmanns oder Speculanten 
fteht nicht zu die Einrede der Theilung und der Vorausklage. 
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derfelben ijt der Art, daß fie diefem Theil nothmendig 
angehören, für manche Fönnte anders beftimmt fein’. 
Der andere Theil hat befondere Beftimmungen 
in Betreff (zum Vortheil oder Nachtheil) desjenigen Cons 
trahenten, durch welchen („auf defjen Seite”) das Gejchäft 
ein Handelsgefchäft ift, und zwar entweder nur, wenn es 
fein Gewerbsgefchäft ift, oder ohne Unterfcheidung ob es 
jein Gewerbsgeſchäft oder Speculationsgefchäft if. Die 
befondere Beftimmung betrifft alfo entweder nur den 
Kaufmann” oder den Kaufmann wie Speculanten”. Jede 


283 Schadengerjak. 
284 Ronventionalftrafe. 
285 Arrha. 
286 übermäßige Verlegung. 
287 gejeßliche, insbefondere Verzugszinfen find 6°/o. 
292 Satz 1 bedungen werden dürfen nur 6°/o. 
293 Zinfen über den Betrag des Capitals, 
294 Anerkennung einer Rechnung. 
295 fofortige Beweiskraft. 
296 Ueberbringer einer Quitung. 
298 Vollmacht zu einen Handelsgefchäft. 
299 Anaftafiiches Gefeb. 
317—322 Abſchließung der Handelsgeſchäfte. 
324—336 Erfüllung der Handelsgeſchäfte. 
337—359 Bom Kauf. 
6) 3. B. Art. 317—322 Abfchliegung der Handelsgeſchäfte. 
7) 3. B. Art. 286 übermäßige DVerlekung. 
8) Art. 290 Provifion. Lagergeld. Zinfen. 
Art. 292 Sab 2 bei Handelsihulden eines Kaufmanns willfür: 
liher Zinsſatz. 
Art. 297 Tod bei Antrag, Auftrag, Vollmacht. 
Art. 323 Pfliht des Kaufmanns zur Antmwortertheilung und zur 
Lagerung. 
9) Art. 280 Mitichuldner find Solidarſchuldner. 
Art. 2831 Sat 2 zweiter Theil. Wenn die Bürgfchaft felbft 
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im vierten Buch des HGB enthaltene Beſtimmung über 
ein Handelsgefchäft ſoll gleichmäßig für beide Contrahenten 
gelten, wenn nicht das Gegentheil ausgeſprochen iſt“. 
Übrigens fegen einige Rechtsſätze“ voraus ein beiderfeitiges 
Handelsgefhäft unter Kaufleuten ”. 


8 37. 
Handelszweige”. 


I. Großhandel und Kleinhandel!. Dieſe 
Unterfcheidung betrifft die Art des Betriebs bei dem 
eigentlichen Handel, dem Umſatz in Natur. Der Un: 
terfchied bejtimmt fi nad) der Art des Verfaufes der 
Waaren. Wer in größeren Quantitäten der Zahl, des 
Maaßes oder des Gewichts verkauft, treibt Großhandel, 
ift Groffift, wer in Heineren, treibt Kleinhandel (Hand- 
fauf), ift Detailift. Das Relative des Begriffes von 


ein Handelsgefhäft it, dann nit die Einrede der 
Theilung und Vorausllage, 

Art. 282 Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns, 

Art. 288 Recht auf Berzinfung einer fälligen Forderung. 

10) Diefe Auslegungsregel für das HGB hat der Art. 277. 
Die Anwendung derjelben ergiebt zweifellos den Sinn der ſämmt— 
lien in Note 5 angeführten Artikel, 

11) Art. 289 Verzinfung jeder fälligen Forderung. 

Art. 309— 312 Fauftpfand, 
Art. 313—316 Retentionsrecht. 
Art. 291 Kontofurrent. 

12) In Betreff anderer beiderfeitiger Handelsgefchäfte finden 
ſich feine bejonderen ihnen eigenthümlichen Beſtimmungen. 

*) Diejer $ wird mit Ausnahme von Nr III durd das 
Handelsgeſetzbuch nicht berührt. 

4) von Bunge $ 14—20. Goldſchmidt Handbuch Aufl, 1 
©. 370. 371. 
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groß und Hein macht die Grenzbeftimmung im einzelnen 
Tall äufßerft ſchwierig und das Necht ſchwankend, weil 
nur das richterliche Ermefjen hier entjcheiden Tann. Im 
Zweifel kann auch Folgendes leiten: 1. Der Detailift 
verfauft regelmäßig ſofort an die Confumenten, der 
Groſſiſt regelmäßig an foldhe, welche mit dem Erfauften 
Handel treiben. 2. Er verkauft bei offenem Yaden, dies 
ift bei dem Groffiften felten. Am entfcheidendjten ift 3. 
Er verkauft fo Klein, als e8 der Bedarf des Conſumenten 
verlangt. Nach Barticularrechten bildet die Eintragung 
in die Handelsmatrifel die Grenze. Bejondere Formen 
des Sleinhandels? find: 1. Feilbieten in offenem Laden. 
Krambandel. 2. Umpherziehen mit dem Waarenvor: 
rath. Hauſirhandel“. 3. Auffaufen der Waaren 
von wielen einzelnen Verkäufern; jo der Höderhandel, 
der bejonders eßbare Producte des Landmanns, und der 
Zrödelhandel, der gebrauchte Sachen umfegt. Der 
Groſſiſt ift mitunter zugleich Detailift und hat dann Pers 
jonal, Waarenlager, Handelsbücher und Anderes doppelt. 

Il. Fabrik und Handwerk. Diefe Unter- 
Iheidung betrifft die Art des Betriebs bei dem Umfat 
mit Production. Ein jcharfer Unterfchied läßt ſich nicht 
herausftellen ‘. 

III. Nicht zu verwechſeln mit den erwähnten Unter: 
Iheidungen nach der Art des Betriebs zwiſchen Groß. 
handel und Kleinhandel und zwiſchen Fabrik und Handwerk, 
welche das HGB gar nicht macht, ift die Unterfcheidung, 
welhe es macht, zwiſchen umfangreihem and 


2) Goldihmidt Handbud, Aufl. 1 S. 370 Note 6. 

3) Rau Vwpolitik $ 290— 292. Fiſcher öfterr. Handelsrecht 
$ 72—82. 

4) Vgl. Goldſchmidt Handbuch Aufl. 1 &, 371—375. 


a; 
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geringem Betrieb. Sie hat eine zweifache Bedeutung. 
Im Fall des geringen Handelsgewerbsbetriebs finden auf 
beſtimmte Kaufleute beſtimmte Beſtimmungen keine An— 
wendung“; im Fall des geringen Gewerbsbetriebes iſt 
gar nicht vorhanden ein Handelsgewerbe und alſo auch 
gar nicht ein Kaufmann; ſo iſt es klar für ein Gewerbe 
ausgeſprochen“, und ſo wird es vielleicht auch für ein 
zweites genommen werden, Das HGB deutet durch 
die Wörter Handwerf, Handwerfsbetrieb, Handwerker * 
nur auf geringen Betrieb und zwar bei dem Gewerbe 
des Umfages mit Production und dem Gemerbe der 
Bearbeitung oder Verarbeitung von eingelieferten und 
demnächſt zurüdzugebenden Sachen. 


IV. Binnenhandel, auswärtiger Handel 
(Aus- und Einfuhrhandel), Zwiſchenhandel, Ackiv— 
und Paſſivhandel. Der Handel vermittelt zwiſchen 
dem Producenten und dem Conſumenten. Er vermittelt 
zwiſchen dem einheimiſchen Producenten und dem einhei— 
miſchen Conſumenten Binnenhandel, inländiſcher Han— 
del), oder zwiſchen dem einheimiſchen Producenten und 
dem ausländiſchen Conſumenten (Ausfuhrhandel), 
oder zwiſchen dem ausländiſchen Producenten und dem 


5) Artikel 10 „von geringem Gewerbebetrieb”; — „gewöhn— 
liche“; — „nicht über den Umfang des Handwerföbetriebes hinaus“. 
Bol. unten 8 39. 

6) Art. 272 Nr 1 „Oewerbebetrieb über den Umfang des 
Handwerks hinaus”. — Nur eine Wiederholung hiervon bat Art. 
272 „Betrieb nur ein bandwerfsmäßiger iſt“. 

7) Art. 272 Nr 3 gehört hieher, wenn das Wort „Anftalten” 
für umfangreichen Gewerbebetrieb genommen wird, wie e8 Gold: 
fhmidt Handbudy Aufl. 1 ©. 381 Note 26 thut. 

8) Artikel 273 „Weiterveräußerungen von Handwerkern”, 
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einheimiſchen Conſumenten Einfuhrhandel), oder 
zwiſchen dem ausländiſchen Producenten und dem aus— 
ländiſchen Conſumenten (Zwiſchenhandel, Tranſito— 
handel). Bei dem Binnenhandel wandert die um— 
geſetzte Waare in einem beſtimmten Gebiet, in welchem 
ſie producirt und conſumirt wird. Bei dem auswär— 
tigen Handel wandert ſie aus einem Gebiet, in welchem 
ſie producirt iſt, in ein anderes, in welchem ſie conſumirt 
wird, fie wandert ſo durh Ausfuhrhandel und Ein— 
fuhrhandel. Wandert fie aus dem einen Gebiet in 
das andere nicht in Folge eines directen Handelsverkehres 
zwifchen diefen Gebieten, fondern durch Vermittelung eis 
nes Kaufmannes in einem dritten Gebiet, jo ift in Ber 
ziehung auf diejes letztere Gebiet der Handel Zwiſchen— 
handel. Diefer kann Proprehandel oder Commiffions- 
handel jein. Der Zwiſchenhandel ift alfo ein modificirter 
auswärtiger Handel. Er heißt auch Tranfitohandel, ob: 
gleich die Waare jelbjt nicht nothwendig durch diefes Ge— 
biet paffiren muß. Wenn fie aber diefes Gebiet paffirt, 
jo kann man dann den Zwiſchenhandel fehr pafiend 
Tranfitohandel nennen. Umgekehrt macht der bloße 
Tranfito, die bloße Durchfuhr, da er Fein Handel ift, 
feinen Iranfitohandel, mögen die Güter ohne Aufenthalt 
durch das Gebiet gehen (eigentliche Tranfitogüter), 
oder von einem Spediteur des lesteren empfangen umd 
befördert werden (Speditionsgüter)., — Gfleichbedeu- 
tend mit Ausfuhrhandel und Einfuhrhandel braucht man, 
weil jener Yorderungen, diefer Schulden gegen das Aus: 
land begründet, auch, in einer Bedeutung des Wortes, 
Activhandel und Paſſivhandel. Im einer zweiten 
Bedeutung ift der Ausfuhrhandel jowohl wie der Einfuhr: 


handel für ein Gebiet entweder Activhandel oder 
Thör 9 Handelsrecht. Ir Bd. dte Aufl. 9 
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Paffivhandel, je nachdem es zu dem für den Han- 
delsverfehr mit einem andern Gebiet erforderlichen Aufs 
wand von Kapitalien und Kräften mehr oder weniger 
als diejes hergiebt, nemlich zunächſt, denn e8 wird der 
Aufwand hinterher durd Verkaufspreis, Fracht u. ſ. w. 
vergütet”. 

IV. Landhandel und Seehandel. Inſofern 
die Waare zum Zwed des Umſatzes über die See trans» 
portirt wird, oder der Transport auf dem Lande oder 
einem Binnenwafjer (Seen, Flüffen, Kanälen) gefchieht, 
ift der Handel entweder Seehandel oder Yandhandel. 


9) Über Binnenhandel vgl. Rau Vwlehre $ 409—411. 
Vwpolitik $ 286—292. — Über Aus: und Einfuhrhandel: 
Rau Vwlehre $ 412-431. Rau Vwpolitik $ 293—305. — 
Über Zwifhenhandel: Rau Vwlehre $ 432—434. Rau 
Vwpolitik $ 306— 311. Büſch Darftellung I. ©. 149.150. — 
Über Activ- und Paſſivhandel: Rau Vwlehre $ 415. 416. 
Büſch Darftellung I ©. 153. 154. 





Zweiter Theil. 
Der Kaufmann, 





Erſter Abſchnitt. 
Der Kaufmann. 


g 38, 
Begriff und Claſſen. 

Dem Handelsgewerbe gehören die Begriffe, Kaufmann, 
Waare, Handelsgeſchäft an. 

J. Kaufmann iſt diejenige Perſon, in deren 
Namen ein Handelsgewerbe betrieben wird‘. Gleich— 
gültig ift, ob es von ihr felber oder mit ihrem Willen 
von einer andern Perſon betrieben wird, alſo ob vermit- 
telft eigener oder fremder Thätigkeit; und ob es in Wirk: 
lichkeit für ihre eigene Rechnung oder für fremde Rech— 
nung betrieben wird. Diejenige Perfon, in deren 
Namen’ Hieraus folgt. Kaufmann ift der Bevor— 


1) Die Definition des Art. 4 des HGB „WS Kaufmann 
im Sinn dieſes Geſetzbuches ift anzujehen, wer gewerbemäßig 
Handelsgeſchäfte treibt“ iſt nicht vollſtändig. Es muß beigefügt 
werden: in eigenem Namen. Das Eharacteriftiiche des Kaufnannes 
ift, daß das Handelögewerbe fein eigenes Gewerbe ift und nad) 
außen hin fein eigenes ijt; das heißt, daß das Gewerbe nad) 
augen bin für feine Rehnung m. a. W. daß es in feinem 
Namen betrieben wird. Für feine Rechnung betrieben genügt 
nicht, er muß nad außen hin als Kaufmann auftreten. 

2) Man fage nicht, wie es oft geſchieht, auf deren Namen, 
Dies Teijtet dem gar zu häufigen Irrthum Vorſchub, ala ob 

g* 
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mundete, nicht der Bormund; die juriftiiche Perfon, nicht 
der Menfch (oder die Menjchen), welcher deren Organ 
it; Kaufmann ift auch der Gefellfchafter einer offenen 
Handelsgeſellſchaft', aber immer nur im Zufammenhang 
mit der Firma, er ift Kaufmann aber nicht Einzelfaufs 
mann; der Complementar bei einer Commanditgejellichaft 
und bei einer ftillen Geſellſchaft. Nicht aber find Kauf 
leute die folgenden Perſonen als ſolche: der Procurift, 
der Handlungsbevollmächtigte, der Handlungsgehülfe, das 
Borjtandsmitglied einer Actiengefellichaft, der Commandit 
ift‘, der ftille Gefellfchafter, der Actionär, der Yiquidator, 
der Committent beim Commifjionsgewerbe. 

II. Es genügt, damit die Perfon Kaufmann jei, 
die Betreibung (die bloße Thatſache der Betreibung) 
des Hanbdelsgewerbes (Artikel 4). in weiteres Erfor— 
dernig, man kann auch jagen (wie Artikel 11) ein Er- 
fordernig, ift nirgends ausgeſprochen. Irrelevant ift 
daher die Eintragung in das Handelsregifter und das 
Recht das Handelsgewerbe zu betreiben. Es ift im Sinn 
des Handelsgefegbuches rechtlicd Fein Unterfchied zwiſchen 
einem eingetragenen und wicht eingetragenen Kaufmann, 
und zwifchen einem Kaufmann mit dem Recht und ohne 
das Recht e8 zu fein, m. a. W. zwifchen einem berechtigten 
und einem nicht berechtigten Kaufmann. Jedoch bejteht 


es auf den Gebrauch de3 Namens weſentlich anfomme, während 
doch das Contrahiren in eigenem Namen jchon in dent Negativen 
vorliegt, dag man nicht in fremdem Namen contrahirt. Es ijt 
ja aud) bisher das suo nomine und alieno nomine immer durd) 
im Namen ausgedrüdt worden. 

3) Goldihmidt Handbuh ©. 333 Note 11. S. 335 Note 12, 


4) Goldſchmidt S. 334 Note 11. 
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eine Ausnahme. Eine Ehefrau, melde ohne Ein- 
wilfigung ihres Ehemannes ein Handelsgewerbe betreibt, 
ift gar nicht Handelsfrau®. 

III. Diefer Kaufmannsbegriff ift e8 und fein 
anderer, welcher den Kechtsfägen des HGB über den 
Kaufmann unterliegt, er liegt allen diefen, aber auch 
nur diefen Kechtsfäten unter. Der rein factifche Kauf: 
mann ift ein Kaufmann im Sinn diefes Gefek- 
buches, d.h. des ganzen aber auch nur dieſes Geſetz— 
buches. Des ganzen Geſetzbuches. Demmad wird 
der Begriff des HGB vom Kaufmann dadurch nicht 
berührt, alfo die Anwendung diefer Rechtsfäte auf den 
rein factifchen Kaufmann dadurch nicht ausgeichloffen, 
daß andere Gefege für andere Beziehungen (Rechtsſätze) 
in einem andern Sinn das Wort Kaufmann oder ein 
eine bejondere Claſſe von Kaufleuten bezeichnendes Wort 
nehmen. So 3.8. für Beziehungen des fonftigen Gewerbes 
privatrecht8, des Gewerbepolizeirechts, de8 Gewerbeſteuer— 
rechts, des Strafrechts, des Staatsrehts (3. B. Wahl- 
berechtigung und Wählbarfeit), des Procekrechts, des 
Coneursrechts, des bürgerlichen Rechts. Nur diefes 
Geſetzbuches. Demnah will das HGB andere Ge- 
jege nicht berühren, ihnen feinen Begriff vom Kaufmann 
nit aufdringen®. Es kommen aber Gefete und einzelne 


5) HGB Art. 7. 

6) Alles Vorige ift enthalten in Art. 4 in den Worten: im 
Sinn diefes Geſetzbuches. Der Art. 11 fagt nicht mehr als 
Art. 4, wohl aber weniger, ohne ihn jedody einichränfen zu wollen ; 
er enthält aber nicht? dem Art. 4 MWiderftreitendes, denn die 
Morte „eben fo werden jene Geſetze durch dieſes Geſetzbuch nicht 
berührt” find nur von dem Willen des HGB, zu berühren, und 

gar nicht von dem Willen jener Gefege, fid; berühren zu Iaffen, 


Bi 
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Rechtsſätze vor, melche ihrerfeits den Willen Haben fich 
berühren zu laffen, welche nemlich den Begriff des HGB 
vom Kaufmann für ihre Beltimmungen aufgenommen 
haben; fie betreffen den Proceß, den Concurs, das 
bürgerliche Recht”. 

IV. Die Berfon, welde Kaufmann ift, ift entweder 
ein Mann oder eine Frau (Handelsfrau) oder eine juris 
ſtiſche Perſon“. Eine Handelsgefellfchaft ift nicht eine 
juriſtiſche Berfons. Die den Kaufmann betreffenden 
Rechtsſätze des HGB gelten in gleicher Weife in Betreff 
der Handelsgefellichaft und jeder Gefellfchaft (gleichviel 
was fie treibt), welche eine Actiengeſellſchaft oder eine 
Commanditactiengeſellſchaft iſt“. Sie gelten aber in Bes 
treff der öffentlichen Banken nur unbejchadet der für diefe 
bereits beftehenden Verordnungen". Eingetragene Ger 
noſſenſchaften follen als Kaufleute gelten ”. 

V. Es giebt viele heimliche Kaufleute. Die Ge- 
fchäfte werden im ihrem Namen (von ihnen felber oder 


zu verftehen. Demnach ift von der Bemerkung in der vorigen 
Auflage S. 95 Note fo viel richtig, daß der Art. 11 durd den 
kurzen Art. 4 überflüffig und aus demfelben zu vervollitändigen 
it, nicht aber ift richtig, daß der Art. 11 aus Art. 4 auch zu 
berichtigen fei. 

7) Beifpiele: Goldihmidt Handbuch ©. 342.343 Note 5. 5a. 6. 

8) Bgl. Goldihmidt Handbuch Aufl. 1. ©. 348. 349 Note 
11. 12. ©. 353—357. Vgl. über Staatseifenbahn und Reiche: 
pojtfiscus oben $ 30 Note 8 und 9. 

9) Goldihmidt Handbuch S. 334 Note 12, 

10) HGB Art. 5 Sat 1. 174. 208. Goldſchmidt Hand: 
buh ©. 334. 335 Note 12. 

11) HGB. Art. 5 Satz 2. Goldihmidt Handbuch Aufl 1. 
©. 352. 

12) Reichsgeſetz vom 4. Juli 1868. $ 11 (BGB ©. 419). 
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von Andern) gejchloffen, aber e8 wird die Vielheit der: 
jelben oder die Speculation verheimlicht. So giebt e8 
Makler, Beamte, Geiftlihe, Anwälte, Notare u. |. w., 
welche Kaufleute find, aber e8 verbergen. Damit ift der 
Ball nicht zu vermwechfeln, daß der Betrieb für Rechnung 
aber nicht im Namen einer Perſon gejchieht, denn eine 
jolche ift nicht ein Heimlicher Kaufmann, fondern ift gar 
nicht Kaufmann. 


$ 39. 
Die Kleinkaufleute, 


Kleinfaufleute‘. Einigen Claffen von 
Kauflenten find beftimmte kaufmänniſche Rechte und 
Pflichten abgefprochen worden, es follen nemlich auf fie 
nicht angewandt werden die Nechtsfäge des HGB über 
die Firmen (dadurch find fie von der Eintragung in das 
Handelsregifter ausgefchloffen) und die Handelsbücher und 
die Procuren und die Handelsgeſellſchaften. Für fie 
bleibt alfo das frühere Necht über Firmen und Handels: 
bücher und Hanbelsgefellfchaften”. Es find folgender” 
Kaufleute, welche diefe Elaffen bilden: 1. Bon den eigent- 
hen Kaufleuten Diejenigen, deren Gewerbebetrieb ein 
geringer ift, namentlih Höfer, Trödler, Haufirer, unter 
diefer bei ihnen gewöhnlich zutreffenden Vorausfegung. 
2. Die Handwerker. 3. Die gewöhnlichen Yuhrleute 


1) Goldſchmidt Handbuh Aufl. 1 S. 382—402, Bon den 
bier aufgeftellten Anfichten ift aber eine Mehrzahl zu beftreiten. 

2) Denn dad HOB erflärt, daß es fomeit, nemlich dieſe 
Berhältniffe diefer Perjonen anlangend, Feine Beftimmungen ents 
balte, und will nad Art. 1 foweit die Anwendung des biäherigen 
Rechts. Anders Goldjhmidt Handbuh Aufl. 1 ©. 383— 387 
Note 30—34. 
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und die gewöhnlichen Schiffer. 4. Alle Wirthe. Diefe 
Claſſen enthalten die vom Handelsregifter au 
geichloffenen Kaufleute. Man fann diefe Kaufleute 
minderen Nechts im Gegenſatz zu den Bollfaufleuten nennen 
Kleinfaufleute (auf die Urfache deutend) oder Minder: 
faufleute (auf die Wirkung deutend). 

1. Es find gemeint vier Claffen, nemlich drei Clafjen 
von Kaufleuten geringen Gewerbebetriebs’ und bie 
Clafje der Wirthe. Ausdrüdlich iſt Hingedeutet auf 
den Umſatz in Natur, alfo auf die eigentlichen Kauf- 
leute und zwar alle, durd die Erwähnung der Höfer, 
Trödler, Haufirer, mit dem Zuſatz „und dergleichen 
Handelsleute“ d. h. und alle andern Kaufleute mit der- 
gleichen Umſatz d. h. in Natur; und hingedeutet auf den 
Umſatz mit Production, aljo die Handwerker und 
die ihnen gleichen wenn auch nicht fo benannten Kaufleute, 
durch Erwähnung des Handwerksbetriebes; und anf das 
Transportgewerbe dur die Erwähnung der gewöhn- 
lichen Fuhrleute und gewöhnlichen Schiffer. Durch diefe 
ausdrüdfichen Hindeutungen ift auch das Geldwechsler— 
und ein Theil des Bankier» Gewerbes mitbefaßt, nicht 
aber find die Hülfsgewerbe und das Berficherungsgewerbe 
von geringem Betrieb mitbefaßt, weil nicht alle Kaufleute 


3) Ganz anderer Meinung ift Goldihmidt Handbuch S. 388 
Note 36. Übrigens habe ich nicht gefagt (in der vorigen Auflage 
©. 87), daß da3 HGB alle Kaufleute von geringem Gewerbe: 
trieb meine, fondern babe unter vier Nummern die Elaffen auf: 
gezählt. Nah Goldihmidt kommt es genau auf den Begriff 
Höfer, Trödler, Haufirer an, auch um die „fachliche Ähnlichkeit“ 
der großen Gewerbe feftjtellen zu können. Hierüber und über die 
Begriffe gemöhnlih und Handwerk vgl. Goldihmidt Handbuch 
©. 388 ff. Note 36. 38. 39. 
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geringen Betriebes ſondern nur „genannte“ Claſſen derſelben 
Kleinkaufleute ſein ſollen. Wo endet der geringe Betrieb? 
wo endet der Umfang des Handwerksbetriebs und beginnt 
der nicht mehr handwerksmäßige, wie er meiſt genannt 
wird, der Fabrikbetrieb? wo endet der gewöhnliche und 
beginnt der ungewöhnliche, der außergewöhnliche, Fuhrmann 
und Schiffer? Dieſe Abgrenzung iſt gänzlich dem richter— 
lichen Ermeſſen Preis gegeben‘. In Betreff des Wirths— 
gemwerbes beiteht das Vefondere, daß alle Wirthe ohne 
NRüdficht auf den Umfang ihres Gewerbebetriebes Klein- 
faufleute im juriftifchen Sinn (Kaufleute minderen 
echtes) find, alfo auch die Befiter großer Hotels. — 
Den Landesgefegen ift vorbehalten, die Claſſen der Klein- 
faufleute genauer feftzuftellen, und auch fie zu vermehren 
oder zu vermindern oder das Inftitut der Kleinkaufleute 
gar nicht anzunehmen, alſo den Artikel 10 zu ftreichen. 
Bon diefem Vorbehalt ift Gebrauch gemacht worden in 
einzelnen Einführungsgefegen ®. 

II. Eine und diefelbe Perfon kann zugleich Voll— 
fanfmann und Kleinkaufmann fein‘, wenn von ihr meh- 
tere Handelsgewerbe unter verfchiedenen Firmen betrieben 
werden. Wer unter einer und derfelben Firma mehrere 
wenn gleich im Ubrigen noch fo fehr getrennte Handels» 

4) Goldfhmidt Handbuch S. 391. 392 Note 39. 

5) Goldihmidt Handbuh S. 401. 402 Note 49. 

6) Das Gegentheil behauptet ſchlechthin Goldihmidt Handbuch; 
6.393. 394. „Der Kaufmannsſtand und ebenfo der Vollkaufmanns— 
fand iſt untheilbar, Niemand kann zugleich Vollfaufmann und 
Kaufmann minderen Rechts fein“, indem er die Bedeutung der 
Firma nicht erwägt. Die fi an diefe Behauptung anfchliegende 
Erörterung ©. 394—400 enthält eine Mehrzahl von zu beſtrei⸗ 
tenden Sätzen; dieſelben hängen zum Theil mit der zu beſtreitenden 
Anſicht über die Claſſen der Kaufleute minderen Rechts zuſammen. 


138 Der Kaufmann. 


gewerbe (getrennte MWaarenlager, Buchführungen, Läden, 
Niederlaffungen) betreibt, ift entweder Vollkaufmann 
oder Kleinfaufmann, denn wenn eines dieſer Gewerbe 
ihn zum Vollkaufmann macht, fo ift er gar nicht Klein- 
faufmann. Bft ein Handelsgewerbe Vollgewerbe, jo fällt 
die Firma deshalb unter die Beſtimmungen über die Firma; 
die Procura wird für die Firma ertheilt. Eine Ge 
jellfchaft unter diefer Firma ift Handelsgejellichaft ; 
die Beftimmungen über die Handelsbücher treffen den 
Kaufmann und die Handelsgejellichaft, welche unter dieſer 
Firma auftreten. An alfem diefen ändert der Umſtand 
nichts, daß der unter diefer einen Firma Statt findende 
Betrieb fi) nicht bloß als ein einziges beftimmtes Hans 
desgewerbe mit feinen dazu erforderlichen gleichartigen 
Grundgefchäften und mit verfchiedenartigen Nebengefchäften, 
fondern als zwei verfchiedenartige oder gar als eine grör 
Gere Mehrzahl von verjchiedenartigen Handelsgewerben 
auffaffen läßt, denn der Betrieb ift, mas die Firma be 
trifft, ein einheitlicher und ift in einem feiner Theile der 
Art, daß er den Vollkaufmann begründet. 


8 40. 
Vermuthung für ein Handelsgewerbsgeſchäft. 


Bermuthung' für das Dafein eines Haw 
belsgemwerbsgefhäftes’ Ein von einem Kaufmann 
gefchloffener Vertrag foll im Zweifel als fein Handels— 
gewerbsgefchäft gelten. Die Vermuthung befteht für 


1) Goldſchmidt Handbuch Aufl. 1. S. 315-317. Nr 3, 
©. 501—508. 

2) ROHG. Entjheidungen Bd 4. ©. 50—54 

3) HGB. Art. 274 Satz 1. Beifpiele Goldfhmidt a. a, 
D. ©. 503. 
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und gegen den Kaufınann‘. Der Sat ift nur von eis 
nem folchen Vertrage zu verftehen, welcher feiner Natur 
nach ein gewerbliches Handelsgeſchäft (Grundgefchäft oder 
Hülfsgeſchäft) fein Fan, weil bei einem andern Vertrage 
ein Zweifel unmöglich ift. Ein mögliches Handelsgefchäft 
foll als ein wirkliches gelten, wenn die Wirklichkeit zwei— 
felhaft it. Der Zweifel muß gehoben werden durch eine 
Erklärung beim Abſchluß des Gejchäftes, doch können 
die Umstände die Erklärung überflüßig machen; die Er- 
Härung wie die Umftände natürlich beim Abjchluß des 
Vertrages‘. Die BVerleitung zur Annahme eines Han— 
delsgefchäftes kann gar nicht eine dolofe fein’, fondern 
führt nur zur vertragsmäßigen Unterwerfung unter das 
Handelsreht. Die Vermuthung beſchränkt fich nicht auf 
Verträge, fondern ift zu erſtrecken auch auf Aufträge und 
andere DVertragsanträge'. Wenn ein Kaufmann über 
feine Verpflichtung aus eimem, einfeitig oder zweiſeitig 
verpflichtenden, DBertrage” eine Urkunde ausgeftellt? Hat, 
jo joll der Bertrag als fein Handelsgewerbsgefchäft gelten, 
wenn nicht der Inhalt der Urkunde erklärt, daß er ein 
jolches nicht fer”. 


4) Goldſchmidt a. a. D. ©. 503 Note 2. 

5) Anders Goldihbmidt S. 504. Allein durd) die aufgeftellte 
Vermuthung ift ja gerade die Erfundigungspflicht verneint worden. 

6) Died gegen Goldſchmidt a. a. DO. ©. 504, 

7) Goldſchmidt a. a. DO. ©. 504 Note 11. 

8) Aud wenn aus einer Bürgſchaft. ROHG Entſcheidungen 
Bd 2. ©. 45. Bd 5. ©. 367. Bd 9. ©. 173. 

I) unterſchrieben oder fonft unterzeichnet, und felber oder durch 
Vertretung, und unter der Firma oder (fo auch ROHG. Pal. 
Thöl Praxis S. 26) dem von derfelben abweichenden Namen, 
Goldſchmidt Handbuh S. 507. 508. 

10) HOB Art. 274 Satz 2. Beifpiele Goldſchmidt S. 506.507. 
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8 41. 
Der minderjährige Kaufmann. 


Der minderjährige Kaufmannı Gemein— 
rechtlich ſteht der Befugniß des Minderjährigen, Handel 
zu treiben, nichts entgegen, ſobald der Curator zuſtimmt?. 
Der Eurator kann feine Zuflimmung ausdrücklich oder 
jtillfchtweigend geben, und braucht in die einzelnen Han— 
delsgefchäfte nicht befonders einzumilligen, fobald er im 
die Betreibung des Handels überhaupt eingewilligt hats. 
Der Minderjährige darf, fomweit er als Kaufmann bes 
trachtet werden kann, alfo in Hinficht auf feine Handels» 


geſchäfte, die in integrum restitutio nicht anfprechen *. 


Dies findet fih auch in vielen Particularrechten beftimmt, 
entweder dirpet s, oder es folgt von felbft aus der von 
der Negel, daß der Minderjährige wechjelunfähig fein 
jolle, gemachten Ausnahme, daß der minderjährige Kauf: 


1) Brindmann Handelsreht $ 19. Heife $ 12. Bol. Ein: 
führungagefeß für Elfaß und Lothringen $ 3. 4. 

2) Durch diefen Zuſatz erledigt fi das Bedenken (Pöhls 
8 29), daß der minor fid) nicht verpflichten könne. 

3) Selbftverftändlih und nad; Analogie des Art. 8 Sub 1 
de3 HOP. 

4) Aus dem römischen Recht (L. 24. D. de minoribus (4. 4). 
L. 1.C. qui et adversus quos in i. r. n. p. (2. 42.)) läßt fidh 
nur entnehmen, daß der Nichter im eigenen Intereffe des Minder: 
jährigen mit der Ertheilung der Reftitution zurüdhaltend fein 
muß; e3 ftreiten aber innere Gründe für die Ausichliegung dei 
Neftitution. Vgl. Weber natürliche Verbindlichkeit $ 64 Note 7. 

5) Ofterreihiihe WO von 1763. Art. VI — Code de 
commerce Art. 2.6.114. Code eivil Art. 487. — Rheiniſcheß 
Hgb. Art. 2. 6. 114. — Regolamento Art, 2. 3. 6. 108. — 
Cödigo de comercio Art. 4. — Codigo commercial Art. 5 
15—17. 
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mann wechſelfähig fein folle, eine Ausnahme, welche fich 
häufig * (aber keinesweges immer’) findet. 


S 42, 
Die Handelsfrau, 


Die Handelsfran'”, 
I. Eine Frauensperfon, in deren Namen ein Han: 


6) Für diefe Schlußfolgerung find die folgenden Geſetze auch 
noch gegenwärtig bedeutend. Bremer WO von 1712. Art. 71. — 
Braunſchweiger WO von 1715. Art. V. — Sächſiſches Mandat 
von 1724. 8 V. (Meißner Eoder der Wechſelrechte I. ©, 
346.) — Hamburger Verordnung vom 4. September 1732. 
No. 1 (Meißner a. a. DO. ©. 920). — Frankfurter WO von 
1739. 8 9. Schwarzburgrudolftädter WO von 1755. $ 9.13. — 
MWürtemberger WO von 1759 $ 9. — Cöthenſche WO von 
1802. Art. 3. 5. — Hanno. WO von 1822,83. 

7) Altenburger WO von 1750. Biertes Kapitel $ 1. — 
Deſſauiſche WO von 1822. 8 2. 

1) L. 27. pr. D. de peculio (15. 1). — Preußiſches L. 
R. $ 488—496. — Code de commerce Art. 4. 5. 7. 113, 
— Rheiniſches Hgb. Art. 4. 5. 7. 113. — Regolamento Art. 
4—6. — Cödigo de comereio Art. 5—7. — Codigo com- 
mercial Art. 18—27. — Marperger Borratb S. 230— 
241 (Pareres). Mittermaier $536. Bender $37—40. 
Pöhls 8 24—28. Motive zu den Art. 6. 7 des Entwurfes 
für Württemberg ©. 24. 25. R. Laspeyres de debitis conjugum. 
Halae 1857. $46—49.— Handelsgejegbud Art.6.9.7.8. 

2) Die Rechtsſätze, welche das HOB in Art. 6. 7. 8.9 
über die Handelsfrau hat, jegen voraus, daß das Handelsgewerbe, 
weldhes von dem Weibe betrieben wird, ein Handelsgewerbe im 
Sinn des HGB it. Sie leiden aber Anwendung auf jede 
Gewerbsfrau, denn fie jtimmen von zwei Ausnahmen abgefehen 
mit dem bisherigen gemeinen Recht überein. Die beiden Aus: 
nahmen betreffen 1. das Einwilligungsrecht des Ehemannes (Art. 7), 
und 2. die Haftung des Vermögens des Ehemannes für die Hans 
delsjhulden feiner Ehefrau (Art. 8). 
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delsgewerbe betrieben wird, iſt eine Handelsfrau'. 
Es genügt damit fie es fei die bloße Thatſache der Be- 
treibung des Handelsgewerbes, wie beim Kaufmann. 
Dies gilt aber nur von der Jungfrau und Wittfrau. 
„Eine Ehefrau kann ohne Einwilligung ihres Chemannes 
niht Handelsfrau fein“. Nicht fein, alfo nicht 
werden und, wenn fie e8 bereits ift vor der Ehe, nicht 
bleiben. Der Ehemann fan die Einwilligung ausdrüdlich 
geben oder, da nicht eine beſtimmte Form vorgefchrieben 
ift, ftillfchweigend. Es gilt als Einwilligung, wenn er 
die Betreibung des Handelsgewerbes duldet, " nemlich 
derfelben nicht fofort, nachdem er fie weiß, widerjpricht “. 
In melden Fällen ein Mann nicht Kaufmann ift, ift 
ein Weib nicht Handelsfrau ’, 


II. Die Handelsfrau fteht dem Kaufmann 
rechtlich gleich. Don diefem Sag find die ſämmtli— 
hen Rechtsſätze der Artikel 6. 9. 8 Satz 1 des HGB 
nur Unmwendungen. Aus dem Sat folgt nemlid) 

1. Sie hat alle Rechte und Pflichten des Kauf: 
mann, und ihr Handelsgewerbe ift ebenfo, nicht 
mehr und weniger, begünftigt, wie das des Kauf: 


3) Art. 6. 4) Art. 4. 5) Art. 8. 

6) Art. 7. Denn wer wiffentlid geſchehen läßt, was er zu 
hindern befugt und verpflichtet iſt, gilt ald zuftimmend. Daher jagt 
L. 1.83. D. de tributoria aetione (14, 4.) . . . non enim 
velle debet dominus, sed non nolle, si igitur seit, et non 
protestatur et contradicit, tenebitur actione tributoria. 

7) Bol. oben 8 38 Nr I Einen jelbjtverftändlihen Fall 
bebt hervor Art. 7 Satz 3: die uxor mercatoris ijt nicht uxor 
mercatrix, auch wenn fie Beihülfe Teijtet. Es gehört hieher die 
Abhandlung von Eropp in Heife und Eropp Abhandlungen. Bd1, 
Abh. 1. ©. 1—29. 
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manns’, Sie hat insbejondere das Recht, als Handels: 
frau jelbftändig vor Gericht aufzutreten”. 

2. Die in ihrem Namen gefchloffenen Handelsge— 
Ihäfte find „ihre Handelsgeſchäfte“ unter denjelben 
Borausjegungen, wie die im Namen eines Kaufmanns 
gejchloffenen jeine Handelsgefchäfte find; und mit der- 
jelben Gültigkeit und Wirkſamkeit. Demnad) 
find in diefen Beziehungen ohne Einfluß, alfo gar nicht 
zu berüdjichtigen, als ob fie nicht da feien, die Rechts— 
wohlthaten der Weiber”, namentlich die (übrigens vieler- 
wärts aufgehobenen) die Intercejfionen betreffenden Se- 
natusconsultum Vellejanum und authentica si qua 
mulier und die (überhaupt kaum noch vorhandene aber 
hie und da noch über die Ehefrau beftehende) Gejchlechts- 
vormundjchaft. Es bedürfen alſo die einzelnen Handels- 
gejchäfte einer verheiratheten Handelsfrau nicht der Eins 
willigung ihres Chemannes “. 

3. Die im einzelnen Fall bedeutende Frage, ob 
die Handelsfrau als ſolche in Betracht komme, ift im 
Zmeifel vorläufig zunächft durch eine Vermuthung beant- 
wortet Hinfichtlich ihrer Verträge und Schuldfcheine. Denn 


8) Art. 6. Dal. unten $ 52, 9) Art. 9. 
10) Art. 6 Satz 2. ROHG Entiheidungen Bd 9. ©. 172 
—174, 


41) Dies folgt aud) daraus, daß, wenn fie einmal Handelsfrau 
ft, ihr Ehemann dur feine dazu unerläßlihe Einwilligung, 
alſo Anerkennung diefer Eigenfhaft der Handelsfrau, felbjtver: 
ftändlid) feine Einwilligung aud in die in diefer Eigenſchaft abge: 
Ihlofjenen Geſchäfte gegeben hat, als die Beitandtheile des Ganzen 
und die Mittel zum Zwed. L. 2. D. de jurisdictione (2. 1). 
L. 113. L. 147. D. de R. J. L. 7. $ 11. D. de Scto Mace- 
doniano (14. 6). 
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die VBermuthung für das Dafein eines Handelsgewerbs- 
geichäftes bei Verträgen und Schuldſcheinen eines Kauf: 
mannes (Art. 274) befteht aud) bei denen einer Handelsfran. 

4. Die rechtliche Gleichheit mit dem Kaufmann hat 
die Handelsfrau, fie mag Jungfrau, Ehefrau oder Witt: 
frau fein; fie mag eine neue Handlung etablirt haben 
oder eine ſchon beftandene fortjegen ; fie mag in alleinigem 
Namen Handeln oder als offene Handelsgefelljchafterin, 
gleichviel ob ihres Ehemannes oder eines Andern; fie mag 
allein (lediglic) in eigener Perfon) das Gewerbe betreiben 
oder mit Zuziehung anderer PBerfonen oder lediglich durch 
andere Perjonen (Brocuriften oder Handlungsbevollmächtigte 
und Handlungsgehülfen ”), Auch in dem legtern Yall”“, 
daß fie jelber feinen thätigen Theil nimmt, ift fie per- 
ſönlich Handelsfrau und haftet fie mit ihrem Vermögen 
aus den in ihrem Namen gefchloffenen Hechtsgejchäften 
in der Maaße wie jeder Principal. 


II. Für die Handelsfhulden einer verhei- 
ratheten Ehefrau haftet ihr ganzes Vermögen und das 
Bermögen des Ehemannes entweder zum Theil oder ganz. 
Diefe Haftung des Vermögens des EChemannes ift nicht 
hart, weil ohne feine Einwilligung feine Ehefrau nicht 
Handelsfrau fein fanın. 1. Zum Theil, Es werden 
nemlich die an ihrem Bermögen durch die Ehe begründe- 
ten Verwaltungsrechte und Niegbrauchsrechte und jonftigen 
Rechte des Ehemannes fo gar nicht berücdjichtigt („ohne 
Rückſicht auf“), als ob fie nicht vorhanden feien. Sie 


12) Art. 6 Sa 3. 


13) Diefen Fall hebt befonders hervor Art. 6 Sat 3. Über 
denjelben bejtanden früher vier Meinungen. (Vorige Auflage 
$ 50 Note 12.) 
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erlöfchen zu Gunften der Handelsgläubiger. Wenn zwi— 
jhen den Ehegatten eime particuläre Rechtsgemeinſchaft 
(3. B. Errungenjchaftsgemeinschaft) bejtcht, fo haftet diefes 
im Mitrecht (Miteigentum, Geſammteigenthum) beider 
Ehegatten befindliche Bermögen. 2. Das Bermögen 
des Ehemannes ganz. Wenn zwijchen den Ehegatten 
eine allgemeine Gütergemeinſchaft dem igenthumsrecht 
nach, aljo Nechtsgemeinfchaft in Betracht des beiderjeitigen 
Bermögens bejteht, fo haftet das im Mitrecht (Miteigen- 
thum, Gejammteigenthum) beider Ehegatten befindliche 
Bermögen. 3. Wenn noch anderweitiges als das erwähnte 
Vermögen („perfönliches Vermögen”) des Chemannes für 
die Schulden oder Handelsjchulden der Ehefrau nad) den 
Landesgejegen haftet, jo follen überdies diefe, jo lange 
fie gültig find, in Anwendung kommen. 


weiter Abſchnitt. 
Das Recht Handel zu treiben. 


8 43. 
Die Reichögewerbeordnung ala Handelögewerbeordnung. 


Das Recht ein Handelsgewerbe im Sinn des RHGB 
zu betreiben ift beftimmt durch das Reichshandelsgeſetzbuch 
und durch die Keichsgewerbeordnung. Beide Neichsgefege 
enthalten Handelsverbote und ftellen Erforderniſſe auf 
für das Recht Handel zu treiben. Diefe Beftimmungen 
find ohne Erheblichkeit für das Dafein eines Kaufmanns 
und Handelsgefhäfts im Sinn des HGB und für die 
Anwendung der Rechtsſätze des HGB'. Sie find aber 


1) HGB At. A. 11. 276. 
Thöol's Handelöreht. Ir Bd. Ste Aufl. 10 
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erheblich für das Necht der zuftändigen Behörden, gegen 
die unbefugten Kaufleute hindernd und ftrafend einzufchreiten, 
Durd) das HGB iſt ein folches Recht nicht Hingeftellt, 
e8 verweijet dafür auf die Landesgeſetze“ oder bejtimmt 
privatrechtliche Nachtheile?. Dieſes Recht beftimmt fich 
aljo dur die Keichsgewerbeordnung und die daneben 
beftehenden Yandesgejege und Ortsſtatuten. Die Orts: 
ftatuten über die ihnen dur) die RGewO überwiefenen 
gewerblichen Gegenftände bedürfen der Genehmigung der 
höheren Berwaltungsbehörde‘. Die Gewerbeordnung 
iſt hier darzuftellen aus dem Gefichtspunet nur einer 
Handelsgewerbeordnung. Die ROMmD enthält in 
Betreff des Handelsgewerbes theils in ihren allgemeineren 
Rechtsjägen theils in directen Nechtsjägen über Handels— 
gewerbe das Yolgende. 


8 44, 
Das unberührte frühere Recht. 


Die Gewerbeordnung giebt Gewerbefreiheit und folge- 
weile Handelsfreiheit. Die neue Gewerbefreiheit Toll 
aber vom früheren Recht einen Theil nicht berühren. 
1. Es foll nichts geändert fein in den Beſchrän— 
tungen, welche auf den Zollgefegen, Steuergefegen und 
Poftgefegen beruhen’; welche für Perfonen des Soldaten- 
ftandes und Beamtenftandes und deren Angehörige beftehen ; 
welche nad) den Landesgefegen für juriftiihe Perfonen 
de8 Auslandes beſtehen“. 2. Die Gewerbeordnung 
fol Feine Anwendung finden auf den Betrieb 
beftimmter Gewerbe’. Bon diefem Betrieb, auf welden 


2) HGB Art. 69 Nr 1. Art. 84. 
3) HGB Art. 7.56.59. 96.97.159. 4) RGewO 8142. 
1) NOMO $ 5. 2) 8 12. 3) 8 6, 
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alfo die Gemwerberfeiheit fich nicht erftredt, gehört dem 
Handelsgewerbe an die Errichtung und Verlegung von 
Apotheken, der Berfauf von Arzneimitteln, das Vers 
fiherungsgewerbe (mit Ausnahme der Immobiliarver- 
fiherung), das Frachtführergewerbe der Eifenbahnen, der 
Bertrieb von Lotterieloofen, das Halten öffentlicher Fähren, 
die Rechtöverhältniffe der Schiffsmannfchaften auf den 
Seeſchiffen. 3. Die neuen Erforderniffe der RGewO 
jollen Feine Anwendung finden auf die alten (zur Zeit, 
wo die GewO in Kraft tritt, bereits vorhandenen) 
berechtigten Gewerbetreibenden, für fie verbleibt es foweit 
bei dem bisherigen ihnen günftigeren Necht‘. — Abgefehen 
von der Einwirkung dieſes früheren nicht berührten 
Rechts bejteht nunmehr Handelsfreiheit in dem num zu 
erörternden Sinn. 


— 8 45, 
Die Handelsfreibeit. 

„Der Betrieb eines Gewerbes ift Jedermann ge— 
ftattet '*. Durch diefen Satz iſt die Öcwerbefreiheit 
verfündet, und in Anwendung auf das Handelsgewerbe 
die Handelsfreiheit. Jedes Gewerbe darf von 
Jedermann in jederArt des Betriebes betrieben 
werden. Die Gewerbefreiheit ift natürlich Keine fchran> 
kenloſe. Sie unterliegt aber feinen andern Ausnahmen 
und Beſchränkungen als den durd die RGewO 
vorgefchriebenen oder zugelafjenen”. 

I. Das Recht, ein Handelsgewerbe zu betreiben, hat 
Jedermann. Und zwar 1. ohne Unterfchied des 
Geſchlechts. Die Gewerbsfrau ift dem Gewerbsmann 


4) RGEewO $ 1. 1) RGewO $ 1. 218 1; 
10* 


Bi. 
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gleichgeftellt * und fomit auch die Handelsfrau (Jungfrau, 
Wittfrau, Ehefrau) dem Kaufmann. Mithin bedarf eine 
Ehefrau, um Handelsfrau, zu fein, nad der Gewerbe- 
ordnung nicht der Einwilligung ihres Chemannes, deren 
fie nad) dem HGB bedarf. Die Ehefrau, welcher dieje 
Einwilligung fehlt, und welche deshalb nad) dem HGB 
gar nicht Handelsfrau iſt und mithin gar nicht durch 
die Nechtsfäge des HGB getroffen wird, ift Gemerbs- 
frau im Sinn der Gewerbeordnung und wird als ſolche 
durch alle Rechtsfäge der GewO getroffen, auch durch die- 
jenigen (namentlid auch die im 8 11 enthaltenen), welche 
das HGB ihr verfagt. — Jedermann Hat das Recht 
ein Handelsgewerbe zu treiben: 2. auch ohne Befit des 
Bürgerrehts; es kann diefes aber hinterher erworben 
werden müffen‘ 3. Auch juriftifche Perfonen des In— 
landes haben es, folche des Auslandes können e8 haben“. 

1I. Die Gewerbefreiheit begreift das Recht auch 
verschiedene Gewerbe und auch gleichzeitig zu betreiben”. 
Ebenfo ift e8 folgeweife bei der Handelsfreiheit. 

III. Die Gewerbefreiheit begreift jede Art des Be— 
triebes, nemlich den ftehenden Gewerbebetrieb nnd den 
Betrieb im Umbherziehen und den Betrieb auf Mefjen 
und Yahrmärkten und Wochenmärkten. Ebenſo ift es 
folgeweife bei der Handelsfreiheit. 


8 46. 
Geweſene Beichränfungen der Handelsfreibeit. 


Bott den der Gewerbefreiheit widerftreitenden Rechten 
beftimmter Gewerbetreibender und anderer Perſonen find die 
meiften aufgehoben oder für ablösbar erflärt und derartige 


3) NEMO sl. 4) 8518. 5) 812. 6) 88. 
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Rechte können fortan nicht mehr entftchen. Dadurch ift 
bejonders die Handelsfreiheit von bisherigen Be— 
Ihränfungen befreit worden. 

I. Es find nunmehr aufgehoben, alſo erloſchen 
1. nicht nur die ausfchlieglihen Gewerbeberechtigungen 
der Zünfte und der Faufmännifchen Corporationen (der 
Zunftzwang, der Gildenzwang), fondern überhaupt alle 
ausschliefliden Gewerbeberehtigungen'. Ins— 
bejondere findet eine Beſchränkung der Handwerker auf 
den Berfauf der felbftverfertigten Waaren nicht ftatt?. 
2. von den Zwangs- und Bannredten a. alle 
diejenigen, welche mit ausjchlieglihen Gewerbeberechti— 
gungen verbunden finds; b. alle diejenigen, deren Auf: 
hebung nah dem Inhalt der Berleihungsurfunde ohne 
Entſchädigung zuläffig ift‘; c. fchlechtweg folgende Rechte, 
fofern fie nicht auf einem Vertrag zwifchen Berechtigten 
und Berpflichteten beruhen: Der Mahlzwang, der Brannts 
weinzivang, der Brauzwang, der Gebädzwang, der 
Fleiſchzwang“; 3. die Conceffionsberehtigungen’ 
(der ſ. g. Eonceffionszwang); 4. alle Gewerbeabgaben 
und das Recht dergleichen aufzuerlegen, vorbehaltlich der 
an den Staat und die Gemeinde zu entrichtenden Ge— 
werbejteuern ?, 

II. Ablösbar find 1. alle übrigen Zwangs- und 
Bannrechte, fofern die Verpflichtung durch Grundbeſitz 
(Reallaft) oder Corporations-Mitgliedfchaft oder Wohnfig 
begründet ift*; 2. das die Schanfftätten zwingende Bann 
recht”. 


1) R6MDOHA.STNri. 2) 83. 3) 87Nr2. 
4)ST7 NE. 5) S7NrA. 6) 87 urs. 
ET NE. 3) S8Nr1. I) KENT. 
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III. Fortan können nicht mehr entftehen 1. 
Gewerbeberehtigungen als Realrechte'“. Die beftehenden 
Realgewerbeberehtigungen find als folche nicht erlofchen. 
Der Grumdbefiter genießt die in S 1 Sat 2 enthaltene 
Begünſtigung“. Geſtattet ift die Webertragung auf eine 
Perfon zu deren eigenem Recht". 2. foldhe ausſchließ— 
liche Gewerbeberechtigungen und ſolche Zmwangs- und 
Bannrechte, welche durch Geſetz (alfo durch die RGewO 
oder Pandesgefet) aufgehoben oder für ablösbar erflärt find. 

IV. Breisbefhränfungen (Taxen). Bolizeilide 
Taren follen nicht fein”. Ansnahmsweife find fie ftatt- 
haft in Betreff derjenigen Gewerbe (welche auch Han- 
delsgewerbe fein können), deren Negelung der Ortspolizei - 
Preis gegeben it", und außerdem, was Handelsgewerbe 
betrifft, im Betreff der beeidigten Auctionatoren und 
GSüterbeftätiger * und der Apotheker”. Selbfteigene 
Taren können von drei Kaufleuten verlangt werden. 
Durh die Ortspolizeis Behörde können die Bäder und 
die Verkäufer von Backwaaren angehalten werden, die 
Preife und das Gewicht ihrer Backwaaren durch einen 
Anschlag am BVerfaufslocal zu veröffentlichen, und die 
Gaſtwirthe, die von ihnen geftellten Preife durch einen 
Anschlag in den Gaftzimmern zu veröffentlichen ". 

V. Innungen. Diejenigen Gewerbetreibenden, welche 
gleiche oder verwandte Gewerbe betreiben, dürfen zu einer 
Innung zufammentreten zum Zweck der Förderung 
der gemeinjamen gewerblihen Imtereffen”. 
Dies gilt alfo auch in Betreff der Handelsgewerbe. 

9) 8 10. 10) Val. oben 544 NIE. 11) 8 48. 

12) 8 72: 13) $ 76. 37. Bgl. unten 8 47 Nr 15. 


14) $ 78. 15) 8 80. 
16) $ 73—75. 79, AN) 8 97. 98. 
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Ueber diefe neuen Innungen und über die bereits beſte— 
henden Corporationen von Gemwerbetreibenden (Innungen, 
Zünfte), welche ſammt ihren Statuten, foweit dieje nicht 
den Rechtsfägen der GewO wibderftreiten, fortdauern follen », 
hat die GewO fehr genaue Beftimmungen aufgeftellt”. 
Diefe jollen jedoch nicht berühren diejenigen Corporationen 
von Kaufleuten, welchen ausjchliegliche Gewerbsbefugnifje 
nicht zugeftanden haben ”, 


847. 
Stehender Gewerbebetrieb. 


Der ſtehende Betrieb eines Handelsgewerbes, alſo 
vermittelſt einer Handelsniederlaſſung als örtlichen Mittel« 
punets des juriftischen Betriebes, ift Jedermann geftattet. 

I. Jedoch ift folgenden Erforderniffen zu genügen. 
1. Sofortige Anzeige des Etabliffements (des Anfangs 
des Betriebs) an die Behörde des Orts der Nieders 
laſſung“. Außerdem diefelbe Anzeige innerhalb acht 
Tagen an die Behörde des Wohnorts, wenn das Ge: 
werbe eine Agentur oder Unteragentur von einer Mobiliars 
(oder Immobiliar-) Yeuerverfiherungs-Anftalt iſt'. Au— 
ßerdem haben ihr Handelslocal anzugeben Buchdrucker 
und Steindrucker, Buchhändler und Kunſthändler, Anti— 
quare, Verkäufer von Druckſchriften, Zeitungen und 
Bildern“. 2. Beſonderer Genehmigung bedürfen 
manche Gewerbetreibende. Dahin gehören folgende 
Kaufleute. a. die Apotheker (Nachweis der Befähigung)“; 
b. die Seeſchiffer (Nachweis der Befähigung) möglicher- 
weile auch die Schiffer auf Strömen’; c. wer Gaftwirth- 

18) 881. 19) 8 103. 82—96. 97—102. 20) 8104. 


1) 8 14. 2) 8 14. 5)8 14. 
4) 8 29. 5) 8 31. 


152 Der Kaufmann. 


ſchaft, Schanfwirthichaft oder Kleinhandel mit Branntwein 
oder Spiritus betreiben will“; d. wer Handel mit Giften 
treiben will, wenn das Landesgeſetz Genehmigung vor- 
jchreibt‘. 3. Beeidigung und öffentlide An- 
ftellung darf wo fie befteht beibehalten werden in Bes 
treff der Auctionatoren und der Güterbeftätiger”. 4. 
Unterfagt werden darf den Perfonen, melde wegen 
bejtimmter Vergehen oder Verbrechen beftraft worden find 
a. der Handel mit.gebrauchten Stleidern oder gebrauchten 
Betten oder gebrauchter Wäſche; Kleinhandel mit altem 
Metallgeräth oder Metallbruch (Trödel), oder mit Garn- 
abfällen oder Dräaumen von Seide, Wolle, Baummolle 
oder Leinen’; b. das Gewerbe des Peihens auf Pfand 
(Pfandleiher)“. 5. Die Gewerbefreiheit ift der Ort 
polizei Preis gegeben in Betreff des Gewerbes des Trans- 
portes von Menschen zur Unterhaltung des öffentlichen 
Berkehrs innerhalb der Drte durch Wagen aller Art, 
Gondeln, Sänften, Pferde und andere Transportmittel 
($ 37), diefes Gewerbe ift ein Handelsgewerbe, wenn eine 
„Anſtalt“ es betreibt; und b. des Gewerbes derjenigen 
Perfonen, melde auf öffentlichen Straßen oder Plägen 
ihre Dienfte anbieten”, Deren Gewerbe kann ein Han— 
delsgewerbe fein. 


II. Iedermann hat das Recht vermittelit ftehenden 
Betriebes zu betreiben 1. ein beliebiges Handelsgewerbe; 
2. ein gleiches Handelsgewerbe an verfchiedenen Orten”, 
alfo vermittelt mehrerer Handelsniederlaffungen Zweig— 
niederlaffjungen); und zwar ohne alle Unterfcheidung 
zwischen Stadt und Land"; 3. verfchiedene Handelsgewerbe 


6) NEMO 833. T)S 34. 8)$36. 9)$ 35. 
10) 8 35. 11)8 37. 12)83. 43)82. 
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an bemfelben Ort und an verfchiedenen Orten; 4. ein 
Handelsgewerbe an demfelben Ort auch vermittelft vers 
Ichiedener Gefchäftslocale und auch vorübergehend an 
beliebigen eigens dazu eingerichteten oder andern Stätten, 
auch unter freiem Himmel”. Eine Ausnahme beftcht in 
Betreff von Schriften (Drudjchriften und andern) und 
Bildwerfen: wer (gewerbsmäßig) ſolche an öffentlichen 
Orten (Wegen, Straßen, Plägen oder andern) ausrufen, 
verfaufen, vertheilen, anheften oder anfchlagen will, bedarf 
dazu eines Erlaubnißfcheines, diefer darf aber nur in den 
Fällen des 8 57 verfagt werden”. 5. Der ftehende 
Betrieb giebt das Recht Handlungsgehülfen (Ge- 
jellen, Gehülfen, Arbeiter, Lehrlinge) in beliebiger Zahl 
anzunehmen; in Betreff der Apotheker aber bewendet es 
bei den Landesgefegen”. 6. Der ftehende Betrieb 
giebt das Recht gehörig (nemlich wie es das betref— 
fende Handelsgemwerbe erfordert) qualificirte Handlung $s 
bevollmädtigte anzujtellen’; dieſes echt befteht 
auch für die Wittwe und die minderjährigen Erben 
und auch während der Dauer einer Curatel und einer 
Nachlaßregulirung“; einer Genehmigung durch die Behörde 
bedarf aber der Handlungsbevollmächtigte eines Auctio— 
nators, eines Giüterbeftätigers und eines mit Giften han- 
deinden Kaufmanns”, 7. Der ftehende Betrieb giebt das 
Kecht zu demfelben Betrieb vermittelft Umberziehens am 
Drt der Handelsniederlaffung ”. 8 Der  ftehende 
Betrieb giebt zwar nicht das Recht zu demfelben Betrieb 
vermittelſt Umherziehens außerhalb des Orts der Handels: 
niederlaffung; auf die Statthaftigfeit diefes Betriebs, 


14) RGewo 88.2. 15) 83. 16) 843. 17) 841. 
18) 8 45. 19) 846. 20) 847. 21) 855, 
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ob iiberhaupt und ob mit oder ohne Pegitimationsfchein, wirkt 
der gleiche ftehende Betrieb nicht ein”; diefer bewirkt aber, 
daß die fonft beim Gewerbebetrieb vermittelft Umherziehen 
unftatthafte Stellvertretung ftatthaft it in einem Fall. 
Kaufleute dürfen MWaaren kaufen und Waarenbeftellungen 
fuchen durch in ihren Dienften ftehende Reifende ”. Übrigens 
dürfen diefe gefaufte Waaren nur behufs deren Beförderung 
nach dem Beltimmungsort bei fi) führen, feilzubietende 
Waaren gar nicht, wohl aber Proben und Mufter”. 


S 48. 
Gewerbebetrieb im Umherziehen. 


Die Borausfesung ift Gewerbebetrieb vermittelft 
Umpberziehen ohne VBermittelung einer Gewerbsniederlaffung. 
Ein Gewerbebetrieb im Umherziehen, welcher Ausübung 
eines ftehenden Betriebes ift, ift nicht gemeint. 


I. Der Betrieb eines Handelsgewerbes im Umpbher- 
ziehen ift geftattet, mit oder ohne Pegitimationsichein. 
Ausgenommen ift der Ankauf und Verkauf von beftimmten 
Sachen“. Diefer Betrieb, fir melchen alfo auch Fein 
Pegitimationsfchein zu erhalten ift, ift ausgefchloifen aus 
Erwägungen der Sanitäts- Sitten» und Sicherheits - Po- 
lizei umd bei Spielkarten wegen der Stempelftener. 

II. Der Haufirer ift verpflichtet zur Anzeige des 


22) REMDO 8 42. 44. 23) 8 44. 24) 8 44. 

1) Es find folgende Saden: 1. geiflige Getränke aller Art; 

2. gebrauchte Mleider und Betten, Garnabfälle, Enden und Dräumen 

von Seide, Wolle, Leinen oder Baummolle, Brucdgold und Bruch— 

filber; 3. Epielfarten, Lotterieloofe, Staats: und fonftige Werth: 

papiere; 4. Schiekpulver, Feuerwerkskörper und andere erplofive 

Stoffe; 5. Arzneimittel, Gifte und giftige Stoffe. RGewO 
Ss 56. 
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Anfangs des Betriebes an die Behörde des Ortes, mo 
diefer anfängt ?. 

III. Eines Legitimationsfcheines bedarf, mer 
außerhalb feines MWohnortes und ohne DVermittelung 
einer Handelsniederlaffung und ohne vorgängige Ber 
ftelung will 1. Waaren feilbieten, oder 2. Waarenbe- 
ftellungen anfjuchen, oder 3. Waaren zum Wiederverfauf 
anfaufen‘. Ausgenommen it der Ankauf bei Kauflenten 
und in offenen Berfaufsitellen; und der PVerfauf und 
Ankauf von rohen Erzeugniffen der Pandwirthichaft, der 
Torftwirthichaft, des Gartenbaues und des Obftbaues‘, 
Andere umherziehende Kaufleute bedürfen Feines Pegitima: 
tionsſcheins. Der Pegitimationsschein darf aber einem 
Reichsangehörigen, welcher einen feſten Wohnfis innerhalb 
des Reiches hat und das 21. Lebensjahr überfchritten 
hat, aus feinem andern Grunde verfagt werden, al® aus 
einem der gezählten gefeßlichen Hinderungsgründe in der 
Verfon des Haufirers’. Man Fanı die durch diefelben 
getroffenen Menſchen kurz unfaubere und umnlautere 
Subjecte nennen. Daſſelbe gilt von der Erneuerung 
des Scheines, welcher immer nur für ein Kalenderjahr 
gültig it‘. Nur aus denfelben Gründen wie der Kauf— 
mann dürfen feine Begleiter zurücgewiefen werden; Kin— 
der unter 14 Jahren dürfen nicht Begleiter fein’. Der 
Pegitimationsschein enthält das Signalement des Inhabers 
und die Bezeichnung des Gewerbebetriebs und die Nennung 
feiner Begleiter”. 


2) REMDO $ 14. 

3) Abgefehen wird vom Feilbieten gewerblicher Leiftungen 
($ 55 Nr4) welches aud einem Handelsgewerbe angehören Fann. 

4) $ 55. 5) Sie find aufgezählt in 8 57. 

6) $ 60. 7 862. 8) $ 60. 62, 
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IV. Der Haufirer, mag er eines Pegitimationsjcheins 
bedürfen oder nicht, darf das Gewerbe nicht in fremden 
Namen (für fremde Rechnung allerdings) treiben?. Diefe 
Kegel hat Ausnahmen". 

V. Uebrigens dürfen die Landesgefege den Verkauf 
und den Auffauf im Umbherziehen von Gegenftänden 
des gemeinen Verbrauches von den Befchränfungen der 
RGewO ausnehmen”". 


S 49. 
Marktverkehr. 


Marktverkehr. Nemlich Meſſen, Jahrmärkte, Wochen: 
märkte. Der Beſuch ſowie der Kauf und Verkauf 
daſelbſt ſteht einem Jeden frei mit gleichen Befugniffen ', 
alfo Feine Vorrechte und Feine Zurüdjegungen follen 
beftehen. Eine Ausnahme ift zuläffig zu Gunften der 
Bewohner des Marktortes in Betreff des Verkaufs be- 
ftimmter Handwerferwaaren auf dem Wochenmarkt’. Die 
Sachen, welche auf Wochenmärkten und auf Jahrmärkten 
feilgehalten werden dürfen, find beſtimmt'; Erweiterungen 
find zuläffig‘. Keine andere Abgaben dürfen erhoben 
werden als fir den überlaffenen Raum und den Gebraud) 
von Buden und Geräthichaften. Die GewO enthält 
noch weitere Beftimmungen*. 


9) REGMOD 8 62. 

10) Ein Haufirer darf in meinem Namen verlaufen das 
Wild und die Fiihe aus meiner eigenen Jagd und Yildherei in 
der Umgegend von meinem Wohnort; ebenfo die von mir verfers 
tigten zu den (in $ 66 aufgezählten) Gegenjtänden des Wochen: 
marftöverfehrs gehörenden Waaren. 

11) 8 63. 
1) 8 64. 2) $ 64. 3) $ 66. 67. 
4) $ 66. 5) $ 68. 6) $64—71. 
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$ 50. 
Anlagen. 


Tactifcher Betrieb, und zwar Production vermittelft 
Anlagen. , Einer befondern Genehmigung bedürfen 
jolde Anlagen, welche für die Nachbarn oder das Pu— 
blicum erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Beläftigung 
herbeiführen können‘. Es ift ein Verzeichniß von folchen 
Unlagen aufgeftellt worden? Die meiften diefer Anlagen 
betreffen Handelsgewerbe und find mithin die hier arbei- 
tenden Menfchen Handlungsgehülfen. Es find außerdem 
noch einige Anlagen aufgeführt, welche auch Handels- 
gewerbe betreffen können, nemlich Stauanlagen für Waffer- 
triebwerke', Anlegung von Dampfkeffeln‘, Anlagen, deren 
Betrieb mit ungewöhnlichen Geräuſch verbunden ift‘, 
Triebwerke, melde durch Wind bewegt werden‘. Eine 
Änderung in der Lage oder Befchaffenheit der Betriebſtätte 
macht eine neue Genehmigung nothwendig'. Bei fehlender 
Genehmigung kann polizeiliche Verhinderung des Betriebs 
eintreten”. 


Dritter Abſchnitt. 
Das Etablijjement. 
8 51. 
Das Etablifjement. 
Der Wille Kaufmann zu fein bethätigt ſich dadurd), 
daß mit der Betreibung des Handelsgewerbes angefangen 


1) RGewO $ 16. Entſcheidungen des ROHG BVG. ©. 42.43. 
2) 8 16. 3) 8 23. 4) 8 4. 5) 8 27. 
6) 8 28. 7)8 2. 8) 8 15. 
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wird, dag man ſich etablirt'. Das Etabliffement gefchieht 
regelmäßig durch Deffnung eines Handelslocals, welches 
den örtlichen Mittelpunct des Handelsbetricbes bildet und 
wo der Kaufmann perjönlich oder vertreten zu finden ift; 
e8 wird aber auch zumeilen ohne ein feites Yocal das 
Gewerbe betrieben. Der Ort des Handelsetabliffements 
ift nicht zu verwechjeln mit dem Domicil des Kaufmanns, 
welches der örtlihe Mittelpunet der Gefammtheit feines 
Bermögens und feiner Nechtsverhältniffe iſt; ein Kauf— 
mann kann fein Handelsetablifjement auswärts haben, 
und er kann auch neben feinem Etabliffement am Wohnort 
ein auswärtiges Ctabliffenent haben. Das Handels- 
etablifjenient allein begründet daher für den Ort, wo es 
it, nicht das forum domicilii’, fondern nur ein forum 
contractus oder ein forum gestae administrationis. 
Der Kaufmann kann mehrere HDandelsetabliffements mit 
getrenntem Handelsverlag haben. In diefem Wall befteht 
für die durch die verfchtedenen Etabliſſements bervorges 
rufenen verjchiedenen Gläubiger des einen Einzelfaufmanns 
fein Separationsrecht‘. Mehrere Handelsetabliffementg 
fünnen übrigens auch ein mehrfaches Domicil begründen‘, 


1) Wer zu dem Gtabliffement Geld herſchießt, ftebt, wenn 
er fih nit Pfandredte an dem Verlag (L. 5. $ 11. D. de 
tributoria actione 14. 4) bedingt, nicht beifer als die übrigen 
Gläubiger. L. 5. $ 17. D. eod. 

2) So aud Kierulff Eivilreht ©. 126. 127, den mit Uns 
recht Brinfmann HR $ 23 Note 1 für feine entgegengeleßte 
Meinung anführt. 

3) Das HOB hat, was die Frage nad) diefem Separa— 
tionsrecht betrifft, Feine Beltimmungen. — Die Meinung, daf 
dann die Fonds der verjchiedenen Etabliffements(Comptoire, Büreaus, 
Waarenlager) für die Befriedigung der Gläubiger zu trennen 
jeien, weil die verfhiedenen Gläubiger einem verfchiedenen Fonds 


RT ze en 
= a: 7 
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$ 52. 
Begünftigung des Handelsgewerkes. Rechte und Verbindlichkeiten 
2 des Kaufmanns. 


Das Handelsgeſetzbuch unterfcheidet Rechte umd 
Pflichten des Kaufmanns‘, als ob dies erjchöpfend 
fei; es Fommen aber außerdem anderweitige Begün- 
ftigungen des Handelsgewerbes vor. Weil die 
Rechte und Pflichten dem status des Kaufmanns angehören 
und daher mehr als Rechte und Pflichten des Handels: 
ſtandes aufzufafjen find, fo ift auch das als Necht des 
Kaufmanns überhaupt aufzuführen, was unter Umftänden 
dem Einzelnen eine Laſt ſein kann. Es dürfen die Kechte 
immer als kaufmänniſche echte bezeichnet werden, auch 
wenn fie andern privilegirten Perſonen beigelegt fein 


den Eredit geben, wird mit Unrecht auf L. 5. $ 15. 16 D. de 
tributoria actione (14. 4) gegründet. Denn die Entjcheidung 
diefer Stellen beruht darauf, daß der dominus nur peculiotenus 
baftet. Wenn aber heutzutage ein Kaufmann mehrere Handels: 
etabliffements hat, jo will er und wollen die Gläubiger (vgl. aud) 
8 1. I. quod cum eo (4. 7) und Gaji instit. comment. IV. 
$ 70), daß er mit feinem ganzen Vermögen, gleichviel wo es 
jei und worin e3 beftche, einem jeden Gläubiger bafte. So ift 
entichieden der Wille im Handelsverkehr. ine bejchränktere 
Haftung muß auf einen befondern Willen im einzelnen Fall 
zurüdgeführt werden. Gegen die Separation ift aud das 
OAG zu Lübel. Bol. überhaupt Hagemann practifche Erörtes 
rungen Bd 7. ©. 314—316. Strube rechtlie Bedenken. Aus: 
gabe von Spangenberg. Bd 3. No 772. ©. 431. 432. Elvers 
Themis Bd 1. Heit 3. ©. 533—535. Für die Separation ijt 
Brinfmann HR S 63. Bekker in Goldfhmidt Zeitihrift Bd 4. 
©. 548. 

4) L. 5. L. 17. $ 13. D. ad municipalem et de incolis 
(50. 1). 

1) HOB Art. 6. 





jollten, und obgleich fie einzelnen Claſſen von Kaufleuten 
abgejprochen find (Art. 10), denn jene Erweiterung und 
diefe Einfchränfung find als Unregelmäßigkeiten zu betrachten. 

I. Die Begünftigungen des Handelsgewerbes 
find folgende. 1. Das Recht das Handelsgewerbe zu 
treiben iſt irrelevant für den Begriff des Kaufmanns 
und für die Eigenfchaft feiner Gejchäfte als Handelsge: 
werbsgejchäfte und deren Gültigkeit, und für die Unter- 
werfung des Kaufmanns und feiner Gefchäfte unter die 
Rechtsſätze des Handelsgefegbuches’. 2. Die Vermuthung 
für das Dafein eines Handelsgewerbsgefchäfts bei Ver— 
trägen und Schuldſcheinen eines Kaufmanns‘. 3. Das 
Gefellfchaftsvermögen einer Handelsgeſellſchaft ift als 
Sondervermögen, bejonders Handelsvermögen, anerkannt‘. 
4. Der redliche Erwerber erlangt Eigenthum und Pfand: 
recht, weil fein Mitcontrahent Kaufmann iſt'. 5. Die 
Statthaftigfeit der Commanditgeſellſchaft bei einem Handels: 
gewerbe’. Die der Commanditgejellfchaft auf Actien war 
eine Begünftigung des Handelsgewerbes, ift e8 aber jeit 
der Wctiennovelle vom 11. Juni 1870 nicht mehr. 
6. Die Gültigkeit des Summenverſprechens in drei 
Fällen’, nemlich a. die Gültigkeit des Acceptes, wenn ein 
Kaufmann eine auf ihn ausgeitellte Anweiſung acceptirt; 
b. die Gültigkeit des Acceptes einer von einem Kaufınann 
ausgeftellten an Ordre lautenden Anweifung; c. die 
Gültigkeit eines von einem Kaufmann ausgeftellten an 
Ordre lautenden Berpflichtungsjcheines. 
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2) HOB Urt. 4. 11. 276. 

3) Art. 274. 4) Art. 119—122. 169, 
5) Art. 306. 6) Art. 150. 173. 

7) Art. 173. 174. 8) Art. 300. 301. 
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II. As Pflihten des Kaufmanns find auf 
geführt 1. Anmeldungen behufs der Eintragung in das 
Handelsregifter ; fie betreffen die Firma, des Einzelfaufmans- 
nes? wie der Handelsgejellfchaften ", einen beftimmten Inhalt 
der Gefellichaftsverträge, den Procuriſten“. 2. Bud) 
führung *. 3. Anfertigung eines Inventars“ und 4, 
einer Bilanz. Beides in jedem Jahr oder doch alle 
zwei Jahre”. 5. Aufbewahrung (zehn Jahre lang) der 
Handelsbücher“, alfo auch der Abjchriften von den abge- 
ſandten Handelsbriefen ”, der Inventare und der Bilanzen, 
und der empfangenen Handelsdriefe”. 6. Antworterthei- 
fung auf erhaltene Aufträge im Wall bejtehender Ge— 
Ihäftsverbindung und im Wall geflellten Antrages”, 

Ill. Bon den Rechten des Kaufmanns ift befonders 
hervorzuheben 1. das Recht auf die Kegiflrirung und 
Bekanntmachung derjenigen Erklärungen, welchen des 
Handelsregifter geöffnet iſt“; 2. das Recht, eine beftimmte 
Firma ausſchließlich zu gewinnen durch Regiſtrirung“; 
3. das Recht, einen Procuriſten zu Haben”; 4. dag 
Recht der Handelsgeſellſchafter durch die Firma’; 5. das 
Recht eines Handelsgeſellſchafters auf eine eigenthümliche 
kurze Verjährung“; die eigenthümlichen Rechte auf 
Zinſen“; 7. die Vereinfachung der Beſtellung eines 

9) HGB Art. 19. 10) Art. 86. 87. 41) Art. 45. 


12) Art. 28. 13) Art, 29. 14) Art. 29. 
15) Art. 29. 16) Art. 33. 17) Art. 28. 
48) Art. 33. 19) Art. 323. 20) Art. 12—14, 


21) Art. 20. 22) Art. 41u.10. 23) Art.111.164.213, 

24) Art. 146—149, 172, 

25) Art. 289. 290.291. 292 Satz 2. Die Eigenthümlichkeit 
ift für einen Theil diefer Rechte verſchwunden durch das die ver- 
tragsmäßigen Zinſen betreffende Reichsgeſetz. Bundesgeſetz vom 
14, November 1867 (BOB. ©. 159—160). 

Hör 8 Handelsrecht. Ir Bd. Ste Aufl. 11 
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Fauftpfandes unter Kaufleuten für eine Forderung aus 
einem  beiderfeitigen Dandelsgefchäft, und des Berfaufs: 
verſahrens“; 8. das eigenthiimliche Ketentionsrecht unter 
Kaufleuten wegen einer Forderung aus einem zwiſchen 
ihnen gejchloffenen beiderfeitigen Handelsgefhäft an allen 
beweglihen Sachen und Werthpapieren des Schuldners, 
welche mit defjen Willen auf Grund von Handelsgeſchäften 
in den Beſitz des Gläubigers gekommen find”; 9. der 
Beweis durch die Handelsbücher ”. 

IV. Eigenthümliche Rechte und Pflichten beftehen überdies 
für 1. die Handelsfrau”; 2. den Commiſſionär“; 3. den 
Spediteur”; 4. den Frachtführer“; 5. die Eifenbahnen ”. 


8 53. 
Die Firma. 

Firma, raison, raggio, Ditta'. 

I. Die Firma ift der faufmännifhe Name”, 
Der Kaufmann braucht bei der Betreibung des Handels» 
gewerbes, um fich zu bezeichnen, mündlich oder fchriftlich 
entweder feinen bürgerlichen Namen oder einen davon 
abweichenden, aljo nur Faufmännifchen Namen. Jener 


26) HGB Art. 309—311. 27) Art. 313—316. 

28) Art. 34. 29) Art. 6-9. 30) Art. 360—378, 

31) Art, 379—398. 32) Art, 390—421. 

33) Art. 422—431. 

1) Gans Beiträge zur Nevifion der preußiichen Geſetzgebung. 
Berlin 1830. Bd 1. Abth. 1. No 5. ©. 36—67. Treitſchke 
Eichelopädie der Wechjelrehte Bd 2. ©. 513—515. Fremery 
chap. VI ©. 39—44. Gelpde Zeitigrift für HR Heft 3. 
Nr IX ©. 166—190. Diebel das Handelgzeihen und die 
dirma. Im Jahrbuch des gemeinen deutfchen Rechts. Band 4, 
©. 227—308. 

2) Art, 19. 
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wie diefer Name ift die Firma. Die Firma im Sinn 
des nur Faufmännifchen Namens, welche eine Perfon hat, 
fann der bürgerlihe Name einer andern Perſon fein. 
Die Firma einer Handelsgefellfchaft ift immer ein nur 
faufmännifcher Name, weil eine Geſellſchaft Feinen bürger- 
lichen Namen hat’. Der bürgerliche Name eines Menfchen 
ift meiftens fein Yamilienname, aber nicht immer 3. B. 
bei der Ehefrau. Unter der Firma darf auch ein Einzel 
faufmann vor Gericht Elagen* und verklagt werden. Für 
dafjelbe Handelsgewerbe dürfen mehrere Firmen geführt 
werden‘. Bon der Firma, welche den Einzelfaufmann 
oder die Handelsgefellichaft bezeichnen ſoll, ift zu unter- 
Iheiden der Name des Etabliffements, der dies nicht fol, 
der aber auch wohl nadjläffigerweife Firma genannt 
wird ®. 

II. Wünfchenswerth ift es, daß die Firma wahr und 
vollftändig if. Dann wird das Publicum durch die 
Firma nicht getäufcht, e8 erjieht aus der Firma die wirk— 
lichen Perfonen und fänmtlihe. Was .winfchenswerth 
ift, ift aber uur zum geringeren Xheil erreichbar; die 
Gewohnheit des Verkehrs tritt dem entgegen. Man muß 


3) Wenn die Handelögefelihafter ihre Namen zu einem Namen 
verbinden, fo ift das nur ein Faufmännifher Name, Denn weder 
der U heißt A u. B, noch heißt der BD fo. Wenn AU und B 
Handel treiben unter dem Namen U, fo ift der Name U, infofern 
er A und B bezeichnen fol, nur ein Faufmännifcher Name, 

4) ROHG Entſcheidungen Bd 3. ©. 409—414. Bd 10, 
©. 411. 

5) Bol. gegen dag ROHG TH Praris ©. 23—33. 

6) Die Handlung hat das Schild: königliche Univerfitätss 
Buchhandlung. Dieje fogenannte Firma kann man gern mit ber 
Handlung veräußern, aber die wirflihe Firma Andern zu übers 
laſſen ift gefährlich). 

11* 
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daher auch unmahre und unvollftändige Firmen geftatten. 
Das HGB Hat das Princip der Wahrheit nur theilweife, 
nämlih nur für die urfprüngliche Firma, das Princip 
der Bolljtändigkeit hat e8 gar nicht. 

III. Das HGB unterfcheidet, ohne den Unterſchied 
mit technischen Worten zu bezeichnen: 1. die in Betreff 
der Perfon oder der Perſonen ursprüngliche Firma, und 
2. die trog einer Aenderung der urfprünglichen Perſonen 
fortgeführte Firma’, Die urfprünglide Firma foll 
ohne Ausnahme wahr fein. Eine Anwendung ift: die 
Firma eines Einzelfaufmanns, mag er aud) ftille Ge- 
jelffchafter haben, darf nicht auf eine Geſellſchaft deuten”. 
Die Firma einer Handelsgefellichaft foll auf eine Gefell- 
haft deuten”. Die übergegangene Firma darf gänzlich 
unwahr fein. 

IV. Bildung der urfprüngliden Yirma 1. 
Die urfprünglicde Firma eines Einzelfaufmannes ſoll fei- 
nen bürgerlichen Namen enthalten”. Statthaft find folche 
Zufäge „welche zur näheren Bezeihnung der Perfon oder 
des Geichäftes dienen“. Dafjelbe gilt von einer Hans 
delsfrau. 2. Die urfprünglihe Firma einer offenen 
Handelsgeſellſchaft“ joll den Namen eines der offenen 
Gefellichafter enthalten. Sie darf die Namen ſämmtlicher 


7) Man fann die neu gebildete, neu auftauchende Yirma, die 
neue Firma neuer Berjonen, und andrerfeit3 die bereits von 
andern Perfonen gebraudte Firma, die alte Firma neuer 
Perfonen, mit den Ausdrüden unterfceiden: urfprünglide, 
neue Firma, und anderfeit3 fortgeführte, übergegangene, 
alte Firma, 

8) HGB Art. 16. 9) Art. 17. 18. 

10) Art. 16 Satz 1. 11) Art. 16 Satz 2. 

12) Art. 17 Sab 1. 2. 
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oder einiger offener Gefelffchafter enthalten, aber Feiner 
andern Perfonen. Wenn fie nur einen oder nur einige 
Geſellſchafter nennt, fo ſoll fie überdies einen Zuſatz ent— 
halten, welcher eine Geſellſchaft andeutet, nur nicht eine 
Actiengeſellſchaft. 3. Die urſprüngliche Yirma einer 
Commanditgeſellſchaft“ ſoll den Namen des perfönlich haf— 
tenden Gefellichafters enthalten mit einem Zuſatz, welcher 
eine Gejellfchaft andeutet, nur nicht eine Actiengeſellſchaft. 
Sie darf feinen andern Namen enthalten, wenn fie nicht 
zugleich eine offene Handelsgefellichaft if. 4. Die Firma 
einer Actiengeſellſchaft ſoll keinen Perfonennamen enthal- 
ten”. Einer weitern Beihränfung war die ftaatliche 
Genehmigung” nicht unterworfen. Seitdem dieſe nicht 
mehr erforderlich ift, verpflichtet das Verbot nur bie 
Kegifterbehörbe. 

V. Die übergegangene Firma 1. Der Fall 
der übergegangenen Firma ift der Fall, daß eine urfprüng- 
liche Firma fortgeführt wird von entweder gänzlich andern 
oder theilweije andern ober mehr ober weniger Perſonen“. 
Alfo entweder gänzliche Wenderung der Perſonen oder 
Austritt und Hinzutritt oder nur Hinzutritt oder nur 


13) HGB Art. 17 Sab 2. 3. 

14) Art, 18 Sat 2. „Der Name von Gefellfhhaftern oder 
andern Perfonen darf in die Firma nicht aufgenommen werden.“ 
Aljo nicht der Name von Perfonen. Dies unterliegt natürlich 
einer einfchränfenden Auslegung. 

15) Art. 208 Sa 1. Art. 209 Ziffer 2. 

16) Denn der Sag de3 Art. 18 „Die Firma der Gefell: 
haft muß im der Negel von dem Gegenjtand ihrer Unternehmung 
entlehnt jein“ verliert durch die Worte „in der Regel“ alles 
Zwingende. 

17) Art. 22. 24. 
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Austritt”. 2. Der aus einer offenen Handelsgefellfchaft 
ausgetretene Gejellfchafter Hat dann und auch nur dann 
ein Berbietungsrecht gegen die Fortführung der Firma 
(und ein Recht auf Schadenserſatz“), wenn die Firma 
feinen Namen enthält; ein Verzicht auf diefes Recht ift 
gültig”, ein deutlicher, wenn auch nicht ausdrüdlicher 
Berziht genügt”. 3. Das Recht einer neuen Perfon auf 
eine alte Firma fann beruhen auf Beerbung oder DBeers 
bung und Vertrag mit den Miterben oder DVertrag mit 
dem bisherigen Inhaber der Firma oder deſſen Erben. 
4. Der Erbe erbt zugleih die Firma und die Schulden 
und die Yorderungen. Er ift Schuldner und Gläubiger, 
wenn er gleich die Firma nicht fortführt. 4. Wer eine 
Firma dur) Vertrag erwirbt und fie fortführt, wird 
Schuldner und Gläubiger in Betreff der vermitteljt der 
Firma bereits begründeten Schulden und Yorderungen ”, 


VI Einein das Handelsregifter eingetragene Firma 
begründet ein ausfchliegliches Recht gegenüber jeder gleich: 
lautenden Firma, welche an demfelben Ort oder in der— 
jelben Gemeinde beftehen fol”. Das ausſchließliche 
Recht bejteht in dem Verbietungsrecht (dev Fortführung 


18) Die Firma hatten bisher und Haben nunmehr folgende 
Perfonen. 1. Bisher A. Nunmehr entweder X, oder A und X. 
2. Bisher AU und B. Nunmehr entweder X, oder A und X, 
oder A und B und &, oder nur A. 


19) Nah Maafgabe des Art. 27. 

20) Art. 24.Sab 2. 

21) So auch dag ROHG Entiheidungen Bd 10. ©. 291. 

22) Art. 22. 23. Dies ift gegen das ROHG erörtert in 
Thöl Praxis ©. 1—12. 

23) Art. 20. 
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der Firma) und bem Recht auf Schadenserfag (nad) freiem 
Ermeffen des Handelsgerichts "). 

VI. Im daffelbe Handelsregifter dürfen nicht zwei 
gleichlautende Firmen eingetragen werben “. 

VII. Die Firma, deren Aenderung, deren Er- 
löjchen, die Wenderung der Juhaber fol der Ordnung 
wegen in das Handelsregifter eingetragen werden”, 
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Das Handelsregifter. Es follen Handelere 
gifter geführt werden”. I. Ein Handelsregifter 
bei jedem Handelsgeriht”. Im Ermangelung von bes 
fondern Handelsgerichten find die Handelsregifter bei 
den gewöhnlichen Gerichten zu führen‘ IL. Das Hans 
delsregifter ift öffentlich. Die Oeffentlichkeit befteht in 
einem Dreifachen. 1. Jedermann hat ein Hecht auf die 
Einficht während der zu diefem Zweck feſtgeſetzten Stunden 
(der gewöhnlichen Dienftftunden); 2. Jedermann Hat ein 
Recht auf eine beglaubigte Abjchrift des in das Handels— 
regifter Eingetragenen gegen Zahlung’; 3. die Regiſterbe— 
hörde hat die Verpflichtung der unverzüglichen Befannt- 


24) HOB Art. 27. Bol. für das Weitere die Entſcheidungen 
de3 ROHG Bd 4. ©. 253—261 (La Ferme). Bd 6. ©. 246 
— 250 (A. W. Faber). 

25) Art. 20 und 21 Satz 2. Dieſes Verbot iſt an die 
Regifterbehörde gerichtet. 

26) Art. 19. 21. 25. 26. Vgl. unten $ 54. 

1) Das Handelsregifter nad) dem allgemeinen Handelsgeſetzbuch. 
Gutachten der Handelsfection der Handels: und Gewerbefammer 
in Prag. Herausgegeben von Schebeck. Prag 1866. 1872. — 
Thal Praxis S. 19—22. 

2) Art. 12. 3) Art.12. 4) U. 3. 5) Art. 12, 
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machung des Cingetragenen, entweder des ganzen Inhalts 
oder des durch das HGDB* beſtimmten Theils, durch eine 
oder mehrere Anzeigen in öffentlichen Blättern‘. III. 
Die Regifterbehörde ift ferner verpflichtet, dieſe öffeutlichen 
Blätter zu beftimmen und befannt zu machen, und zwar 
alljährlich (im December), und dann, wenn eins biefer 
Blätter durch ein anderes zu erfegen ift. Die Bekannt: 
machung diefer öffentlichen Blätter foll in einem oder 
mehreren öffentlichen Blättern gefchehen‘. IV. Das 
Handelsregifter ift beftimmt für die Eintragung der Firmen, 
der Procuren und der Handelsgefellfhaften, nemlich der 
offenen Gefellfchaften, der Commanditgeſellſchaften, der 
Commanditgefellichaften auf Actien und der Actiengefell- 
Ichaften. Jeder Kaufmann foll, weil feine Firma es foll, 
in ein SHandelsregifter eingetragen werden” (Name, 
Borname, Stand, Wohnort); ebenfo jede Handels 
geſellſchaft. Jedoch find beftimmte Claffen von Kaufleuten 
von der Eintragung in das Handelsregifter ausgejchlof- 
fen”, Die gebotenen Eintragungen gefchehen nur auf 
Anmeldung, welche aber Pflicht beftimmter Perſonen iſt. 
Diefelben Perfonen oder andere find verpflichtet zu der 
durch die Anmeldung bedingten Zeichnung oder Einreihung 
der Zeichnung von Firmen und andern Namen; nemlic 
der Zeichnung perfönlichh vor der Negifierbehörde, der 
Einreihung der Zeichnung in beglaubigter Form an die 
Regifterbehörde”. Wird der Verpflichtung zur Anmel- 
dung oder zur Zeichnung nicht genügt, jo fol die Regi— 


6) In den Artifeln 151. 156. 171. 176. 198. 210, 214. 

7) HOB Art. 13. 

8) Art. 14. 9) Art. 19. 10) Art. 86. 411) Art. 10. 

12) Fortan ift unter der Zeichnung vor der Regiſterbehörde 
auch die Einreichung der Zeichnung in beglaubigter Form zu veritehen. 
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fterbehörde die verpflichteten Perfonen von Amtswegen 
durch Drdnnungsftrafen anhalten zur Anmeldung oder zur 
Zeichnung. V. Die zur Anmeldung verpflichteten Per: 
jonen und die einzutragenden, mithin anzumeldenden That- 
jachen find folgende. 1. Der Einzelfaufmann ift ver— 
pflichtet anzumelden feine Firma’, deren Aenderung, deren 
Erlöichen, die Aenderung der Inhaber". Mit der Anmiel— 
dung der Firma foll er verbinden feine Zeichnung der 
Firma nebft feiner perfönlfichen Unterfchrift vor der Re— 
gifterbehörde”. Im Unterlaffungsfall fol die Negifter: 
behörde einſchreiten“. 2. Die ſämmtlichen“ Mitglieder 
einer offenen Handelsgeſellſchaft ſind verpflichtet 
anzumelden die Errichtung der Gefellfchaft"", die Aenderung 
der Firma, die Verlegung des Sites, den Eintritt eines 
neuen Gefellfchafters, die nachträgliche Ertheilung oder 
Aufhebung der Bertretungsbefugnig eines Geſellſchafters“, 
das Ausſcheiden und die Ausſchließung eines Geſellſchaf— 
ters, die Auflöfung der Gefellfchaft, ausgenommen im 
Tall des Koncurfes derfelben”, die nach der Auflöfung 
eintretenden Piquidatoren, das Austreten eines Liquidators, 
das Erlöjchen der Vollmacht eines Liquidators“. Dieje— 
nigen Gefellichafter, welche die Bertretung der Gefellichaft 
haben, find verpflichtet zur Zeichnung der Firma nebjt 
ihrer Namensunterfchrift vor der Regiſterbehörde“; ebenfo 
die Liquidatoren”, Im Wal der Unterlaffung dieſer 
Anmeldungen und Zeichnungen foll die Kegifterbehörde 


13) HGB Art. 19. 14) Art. 25. 
15) Art. 19. 16) Art. 26. 
17) Art. 88. 18) Art. 86. 
19) Art. 87. 20) Art. 129. 
21) Art. 135. 22) Art. 88. 


23) Art. 135. 
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einſchreiten“. 3. Der perfönlich haftende Gefelffchafter * 
einer Commanditgefellfchaft ift verpflichtet anzu— 
melden die Errichtung der Gefellfchaft”, die Aenderung 
der Firma”, die Verlegung des Sites”, den Eintritt 
eines neuen Commanbditiften”, das Ausfcheiden eines Com— 
manditijten mit feiner ganzen Einlage oder mit einem Theil 
derjelben ”, die Auflöfung der Geſellſchaft“, die nad) der 
Auflöfung eingetretenen Liquidatoren, das Austreten eines 
Liquidators, das Erlöfchen der Vollmacht eines Liquidators “. 
Der perfönlich haftende Gefellichafter ift verpflichtet zur 
Zeichnung der Firma nebft feiner Namensunterfchrift vor 
der Regifterbehörde”. Im Fall der Unterlaffung diefer 
Anmeldungen und Zeichnungen fol die Regifterbehörde 
einfchreiten”. 4. Ber einer Commanditgefellihaft 
auf Actien iſt es der perfönlich haftende Gefellfchafter *, 
welcher verpflichtet ift zu den überhaupt gebotenen Ans 
meldungen. Er ift ferner verpflichtet zur Zeichnung der 
Firma vor der Negifterbehörde”. Anzumelden ift a. 
der Gefellffhaftsvertrag”, b. jede Abänderung des Ge- 
ſellſchaftsvertrages“ (Uenderung der Firma, Berlegung 
des Sites, Zurücdzahlung eines Theiles des Commandi- 
tencapitals“, des ganzen ift Auflöfung der Gefellichaft), 


24) HGB Art. 89. 129. 135. 

25) Eind mehrere vorhanden, fo ift die Geſellſchaft zugleich 
eine offene Geſellſchaft, mithin werden auch anmendbar die unter 
2. aufgeführten Beftimmungen. 


26) Art. 151. 27) Art. 155. 28) Art. 155. 
29) Art. 156. 30) Art. 171. 
31) Art. 171. 32) Art. 135. 172. 33) Art. 153. 


34) Art. 154. 155. 156 und 154. 171 und 129 Abſ. 4. 
172 und 135 Abſ. 3. 

35) Art. 151. 36) Art.153. 37) Art. 176.179. 

38) Art. 198. 39) Art. 203. 
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c. die Auflöfung der Gefellichaft, ausgenommen im Fall 
des Concurſes derjelben“, d. die nach der Auflöſung ein= 
getretenen Liquidatoren, der Austritt eines Liquidators, 
das Erlöfchen der Vollmacht eines Liguidators". Im 
Unterlaffungsfall fol die Regifterbehörde einfchreiten “. 
Die Verpflichtung zur Anmeldung des Gejellichaftsver- 
trages (des Beftchens der Gefellfchaft) forwie der Abänderung 
des Gefellfchaftsvertrages zum Zweck der Eintragung in 
ein Handelsregifter fett aber voraus, daß bereit8 eine Ein- 
tragung in ein Handelsregifter erfolgt ift, weil die Ge- 
ſellſchaft um zu beſtehen“ und der abändernde Vertrag 
um gültig zu fein‘ der Eintragung bedarf, eine ge— 
fetsliche Verpflichtung zur Errichtung der Gefellfchaft oder 
zur gültigen Abſchließung eines abändernden Vertrages 
aber nicht beſteht. Mithin ift jene Anmeldungspflicht 
nur dann vorhanden, wenn eine bereits eingetragene 
Commanditgeſellſchaft anf Actien auch in einem andern 
Regifterbezirt eine Niederlaffung hat“. 5. Bei einer 
Actiengeſellſchaft find e8 die Mitglieder des Vor—⸗ 
ftandes, welche verpflichtet find zu den überhaupt gebo- 
tenen Anmeldungen. Sie find ferner verpflichtet zur 
Zeichnung der Firma und ihrer Unterfchrift vor der Re 
giſterbehörde“. Anzumelden find a. der Gefellfchaftsvers 
trag” und find der Anmeldung deffelben beftimmte Schrift- 
ftüde beizufügen“, b. jede Abänderung des Gefellichafts- 

40) HGB Art. 199.200. 201. 41) Art. 205. 172. 135. 

42) Art. 179. 198 und 179. 201 und 171 und 129 
Abf. 4. 205 und 172 und 135 Abf. 3. 

43) Art. 178. 44) Art. 198. 

45) Art. 179. Daher verweijet Art. 179 nicht auf Art. 151 
fondern auf den einer Zmweigniederlaffung erwähnenden Art. 152. 


46) Art. 228. 229. 47) Art. 210. 212. 
48) Art. 2100. 
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vertrages (mithin auch die Fortſetzung der Geſellſchaft)“, 
c. die jeweiligen Mitglieder des Vorftandes, mit Beifüs 
gung ihrer Pegitimation”, d. jede Aenderung der Mit- 
glieder des Vorſtandes“, e. die Auflöfung der Gefellfchaft 
ausgenommen im Fall des Concurſes derſelben“, f. die 
nad) der Auflöfung eingetretenen Liquidatoren, das Auss 
treten eines Piquidators, das Erlöfchen der Vollmacht eines 
Piquidators”. Im Fall der Unterlaffung diefer Anmel— 
dungen und Zeichnungen foll die Regifterbehörde einfchrei- 
ten“. Die Verpflichtung zur Anmeldung des Gefell- 
Ichaftsvertrages (des Beftehens der Gefellfchaft) fowie 
der Abänderung des Gefellfchaftsvertrages zum Zweck der 
Eintragung in ein Handelsregifter fett aber voraus, daß 
bereits eine Eintragung in ein Handelsregifter erfolgt ift, 
weil die Gefellfchaft um zu beftehen” und der abän- 
dernde Vertrag um gültig zu fein * der Eintragung 
bedarf, eine gefetliche Verpflichtung zur Errichtung der 
Geſellſchaft oder zur gültigen Abfchliegung eines abän— 
dernden Vertrages aber nicht beſteht. Mithin ift jene 
Anmeldungspflicht nur dann vorhanden, wenn eine bereits 
eingetragene Actiengeſellſchaft auch in einem andern 
Regifterbezirt eine Niederlaffung hat”. 6. Der Princis 
pal (Einzelfaufmann oder Handelsgefellfchaft) ift verpflichtet, 
anzumelden die Ertheilung einer Procura und das 


49) 6B Art. 214. 50) Art. 228. 51) Art. 233. 

52) Art. 243. 53) Art. 244 und 135, 

54) Art. 228. 233. 243. 244 und 135 Satz 3. 

55) Art. 211. 56) Art. 214. 

57) Art. 210. 212. Daher ift vom Einfchreiten der Regifters 
behörde nur in dem einer Zweigniederlaffung ermähnenden Art, 
212 die Rede. 
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Erlöfchen der eingetragenen Procura”. Der Procurift 
ift verpflichtet zur Zeichnung der Firma nebft feiner Na— 
mensunterjchrift vor der Kegifterbehörde”. Wenn der 
Principal eine offene Handelsgeſellſchaft ift, fo ift zu 
diefer Anmeldung verpflichtet jeder zur Vertretung der 
Geſellſchaft befugte Gefellichafter; wenn eine Commandits 
gejellichaft oder eine Commanditgeſellſchaft auf Actien 
jeder zur Bertretung befugte perfönlich haftende Gefell- 
Ichafter; wenn eine Actiengejellfchaft die Mlitglieder des 
Borjtandes. Im Unterlaffungsfall ſoll die Regifterbehörde 
einfchreiten ”. 7. Hat in den vorhin genannten ſechs Fäl— 
len der Kaufmann oder die Handelsgejellihaft mehrere 
Handelsniederlaffungen im verjchiedenen Kegifter- 
bezivken, fo iſt zu jedem Handelsregifter anzumelden”, 

VI. Die zur Eintragung beftimmten Thatſachen 
find theils verpflichtende theils befreiende Xhat- 
ſachen“. Sie find größtentheils in ihrem tieferen Grunde 
Willenserflärungen; des Inhaltes, daß die Be- 
gründung einer bejtimmten Verpflichtung durch eine bes 
ftimmte Thatſache gewollt, oder nicht gewollt, oder 
nicht länger oder unter andern als den bisherigen Bor: 
ausfegungen gewollt werde. Der Berpflichtungsmwille ift 
meiftens gültig ohme Eintragung. VII Wirfung 
der Eintragung und Beröffentlidung”. Wenn 
eine durch Willen oder Geſetz verpflichtende Thatſache 


58) HGB Art. 45. 59) Art. 45. 60) Art. 45. 

61) 1. Art. 21. — 2, Art. 86. — 3. Art. 152 u. 153. — 
4. Art. 179. — 5. Art. 212. — 6. Urt. 45 und 43. 

62) Verfahren wenn eine beantragte Eintragung verjagt wird, 
ROHG Entſcheidungen Bd 8. ©. 337—339. 

63) Artikel des HGB, in welhen „dritte“ Perſonen vorkommen, 
find zufammengeftellt in den Entſcheidungen de 8ROHG BY EG. S. 141. 


174 Der Kaufmann, 


eingetragen und veröffentlicht worden ift, fo ift die Wirs 
fung einer befreienden Thatjache, ohne Unterfchied ob diefe 
eingetragen und veröffentlicht iſt oder nicht, die, daß fie 
dem wiljenden Dritten entgegenfteht. Bedeutend ift aber 
jener Unterfchied für die Beweislaft hinfichtlich des Wiffens 
jowie für das Wiffenmüffen. Der Bortheil der 
Eintragung und Beröffentlihung einer befreienden That— 
ſache bejteht in einem Zweifachen: Abwälzung der Beweis- 
laft und Begründung der Erfundigungspfliht. Der 
eingetragenen und veröffentlichten verpflichtenden Thatſache 
kann nur eine eingetragene und veröffentlichte befreiende 
Zhatjache entgegengejegt werden, mit einer Ausnahme, 
nemlich dem Hall des bewiefenen Willens. Daher ift es 
im Intereſſe des DVerpflichteten, zu jorgen, daß die Regi— 
fterbehörde der Pflicht der Eintragung und unverzüglichen 
Beröffentlichung der befreienden Thatſache nachkomme. Es 
ift alfo zu unterjcheiden. 1. Die befreiende Thatfache ift 
nicht eingetragen und befannt gemacht (aljo drei Fälle). 
Dann kann fie nur einem wiffenden Dritten ent- 
gegengefegt werden, und ihm muß fein Wifjen be 
wiefen werden”. Demnach kommt ein Wiffenmüffen in 
diefem Fall nicht in Betracht. 2. Die befreiende That— 
ſache ift eingetragen und veröffentlicht worden. 
Dann kann fie jedem Dritten entgegengefegt werden, 
ausgenommen einem ſolchen Dritten, welcher fie nicht 
gewußt Hat und auch nicht hat wiſſen müſſen“. Der 


64) Art. 25 umd gleidlautend im Weſentlichen Art. 46. 
Auf diefe beiden Artikel verweiſen alle übrigen die Frage berüh— 
renden Artikel. 

65) Artikel 25. „It die Eintragung und Bekanntmachung 
geihehen, fo muß ein Dritter die (Thatſachen) gegen ſich gelten 
Safien, jofern nicht die Umftände die Annahme begründen, daß er 
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Dritte muß fein entſchuldbares Nichtwiffen beweifen. 1. 
Den Dritten liegt ob a. der Beweis, daß er die befreis 
ende Thatſache nicht gewußt Habe, nicht ift ihm zu 
beweifen fein Wiſſen“; und ferner b. der Beweis, daß 
er ſie nicht Habe wiſſen müſſen, nicht iſt ihm zu beweijen 
die Nichtentfchuldbarkeit ”. 2. Der eine Beweis befreiet 
nicht von dem andern, e8 kann aber der eine in dem an— 
dern enthalten fein. 3. Der zweifache Beweis ift geführt 
durch den Beweis der abjoluten Unmöglichkeit des Wiſſens 
zu der Zeit des Contrahirens an dem Drt des Contras 
Birens, daß die Nachricht von der befreienden Thatſache 
unmöglich damals dort Habe fein können. In diejem 
Hall kann von einem Wiſſenmüſſen nicht die Rede ſein“. 
4. Was eingetragen und veröffentlicht ift, das foll der 
Dritte unter Umftänden willen müſſen. Das heißt fein 
Nichtwiffen ift je nach den Umftänden entfchuldigt oder 
nicht entſchuldigt. Unter welchen? Es heißt nicht, daß es 
unter Umftänden gelte, als ob der Nichtwifjende wiſſe; 
mithin ſoll das Nichtwiffen des Individuum entjchuldigt 
werden, trogdem daß eine allgemeine Hunde war, 
und ſoll es anderſeits nicht ſchon deshalb entjchuldigt 
werden, weil noch Feine allgemeine Kunde war, 


diefe Thatſachen weder gekannt habe noch habe Fennen müſſen.“ 
Gleihlautend ijt im MWefentlihen Art. 46. Auf Art. 25 oder 
46 vermweifen alle übrigen die Frage berührenden Artikel. 

66) Denn fonft wäre Fein Unterſchied zwifchen dem Fall, 
daß, und dem Hall, daß nicht eingetragen und veröffentlicht ift. 

67) Dies folgt aud daraus, daß e3 ein rein unmöglicher Be: 
weis ijt, weil bei demjelben auf die VBerhältniffe des Dritten 
auf genauefte eingegangen werden muß. 

68) Der Sab des HGB „daß er weder gefannt babe noch habe 
kennen müſſen“ jegt voraus die Möglichkeit überhaupt des Willens, 
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Damit, daß der Dritte foll wiffen müffen, ift eine 
gejegliche Erfundigungspflicht ausgefprochen. Cs 
fragt fich nach deren Inhalt. Der Dritte muß die ein- 
Ichlagenden öffentlichen Blätter oder das Hanbelsregifter 
einjehen oder einjehen laffen. Zu weiteren Nachforſchungen 
ift er nicht verpflichtet. Seine Entjhuldigung des Nichtwij- 
jens kann dahin lauten: er fer entjchuldbarerweife nod) nicht 
in der Page geweſen, das jüngfte Zeitungsblatt, welches 
die befreiende Thatjache anzeige, damals dort (als und 
wo contrahirt ward) einzufehen, es ſei kurz vorher ange- 
fommen aber erſt jpäter von ihm eingefehen. Hier wird 
bedeutend, daß er die öffentlichen Blätter ſofort nad) ihrem 
Erjcheinen ſich zugänglich machen und jofort, nachdem fie 
ihm zugänglich find, einjehen muß. Sofort, d.h. alsbald 
nad billigem Ermeffen. Das eine wie andere unterläßt 
er auf feine Gefahr, er wagt es auf den Einwand, daf 
das thunliche eiligere Verfahren hier praktiſch geworden 
wäre. Wenn die befreiende Ihatjache jchon vor längerer 
Zeit eingetragen und veröffentlicht worden ift, fo wird die 
Entſchuldigung des Nichtwilfens felten möglich fein; denn 
der Dritte hat dann feinen Grund anzunehmen, daß die 
verpflichtende Thatſache annoch beftehe; durch die Einficht 
des Handelsregifters oder der öffentlichen Blätter würde 
er außer der verpflichtenden Thatſache auch die befreiende 
erfahren Haben. 5. Es kann ein Wiljenmüfjen dahin 
behauptet werden: der Dritte fei der Möglichkeit, die 
befreiende Thatſache zu erfahren, gefliffentlich ausgewichen. 
Diefe behauptete mala fides muß ihn bewiefen werden, 
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Vierter Abſchnitt. 
Das Handlungsperjonal. 


8 55. 
Der Snftitor, 
Die wichtigften Perfonen des Handlungsperfonals find 
die Inftitoren. Man kann die Quellen’ und die Li— 
teratur? des neueren Rechts, welches vorzugsweije, fait 
ausschließlich den Faufmännifchen Inftitor im Auge hat, 
unterfcheiden von den Quellen” und der Literatur‘ des 


1) Frankfurter Reformation von 1611. lit. 23. 89. 10. — 
Frankfurter Wechjfelordnung von 1739. 8 1—4. 12. — Lüne: 
burger Stadrecht tit. 24. Bon Yactoren (bei Pufendorf obs. 
IV. ©. 699. 700). — Preußiſches Landregt $ 497—553. 
Bon Factoren und Disponenten; von Handlungen und, Lehr: 
lingen. — Badiſches Handelsreht. Don Handlungs : Verwal: 
tern und Dienern. — Cödigo de comercio Art. 173—202. 


De los factores y mancebos de comercio. — Codigo commer- 
cial. Art. 141—169. 874. 899. 902. 922—928. Dos feitores 
e caixeiros. — Da accäo institoria. — Ungrifher XVI. Ges 


feßartifel. 8 24—33. 48—51. 

2) Pöhls 8 32—42. Bender $ 43—50. ‚Mitters: 
maier 8 537. Fiſcher öfterreihifhes HR 8 117—124. 
Motive zu Art. 60—88 des Entwurfs für Würtemberg ©. 
77—101. Cesarini Tomo II. ©, 47—71. von Bunge 
8 87—96. da Silva Tomo V. cap. XII. ©. 23—26, cap. 
ÄXLD. ©. 54. Der Abjchnitt bei Kent Vol. II. Lecture XLI. 
Of prineipal and agent (ed. VII. &. 797—846) betrifft den 
Commiſſionär, leidet aber faſt durchgängig auch auf den Inſtitor 
Anwendung. 

3) Dig. De exereitoria actione (14. 1). De institoria 
actione (14.3). Cod. De institoria et exercitoria actione (4. 25). 

4) Hulderici ab Eyben diss. de constitutione et juribus 
factorum seu institorum (resp. Schumacher). Gissae 1659. 

THETE Handelsrecht. Ir Bd. die Aufl 12 
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römischen Rechts, welches den Inſtitor überhaupt und 
daher auch den Faufmännifchen Inftitor beachtet, obgleich 
in der Anwendung beide Rechte nicht zu trennen find, 
So umfichtig aufgefaßt und fo bdetaillirt durchgeführt wie 
im römischen Recht ift die Lehre nirgends, auch find nur 
wenige Säge des Ießteren unfern heutigen Berhältniffen 
widerftrebend. Da das Imjtitut des römischen Rechts 
das unferes heutigen Verkehrs und Rechts ift, fo leidet 
das römifche Hecht faft durchweg Anwendung. Selbſt 
an Drten, wo das römische Necht ignorirt werden muß, 
wird man im Wefentlichen immer auf die römischen Säte 
hinausfommen. Bon neueren Gefegen hat nur das preu- 
ßiſche und das Spanische und mit diefem iübereinftim- 
mend das portugiefijche Recht, alle drei mit Trennung 
der inneren und äußeren Seite des Inftitorenverhältniffes, 
die Lehre im Zufammenhang und in einiger Ausführlich 
feit gegeben; fo tief wie das römiſche Recht geht aber 
feines ein, auch haben jene drei Rechte das Charakteriftifche 
des Imftitor und mie mannichfaltig er im Verkehr 
erfcheint, dunkel gefühlt, obgleich nirgends ganz deutlich 
und fcharf gedacht. Das franzöſiſche Recht fehweigt 
über den Inftitor, ebenfo der niederländifche Entwurf 
und das Holländifche Geſetzbuch; das badifhe Han- 


Disputatio altera de factoribus (resp. Gloxin). Gissae 1671. 
Beide in ab Eyben scripta.... de jure civili. Argentorati 
1708. — Casaregis U. disc. 71. S. 117—125. dise. 78, 
passim. S. 144—149. — Glüd XIV. ©. 178—198. 235 
— 266. — Weiske ſceptiſch praetiſche Behandlung einiger civils 
rechtlichen Gegenftände. Leipzig 1829. Abhandlung 2. Beſtim— 
mung der Grenzen der injtitoriihen Klage. S. 41—54. — 
Kritz Pandectenreht Bd 1. ©. 288—347. — Unterbolzner 
Lehre d. R. R. von den Schuldverhältniffen. Bd 1. ©, 413 
— 419, Weitere Literatur: Olüd a. a. DO. 6, 185. 235. 
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delsgefegbuch hat einen Heinen etwas geründeten Abjchnitt. 
Nur einzelne magere Säge hat das lüneburger Stadt- 
recht, und das Frankfurter, und die Wechfelordnun- 
gen, welche des Inftitor („„Factor“) erwähnen. In al- 
len Rechten kann die Lehre vom Schiffer vielfach für das 
Allgemeine des Inftitorenverhältniffes beugt werden, denn 
fie entwidelt oft nur an diefem einen Inftitor Grundfäge, 
die allgemeiner gedacht find oder gedacht werden dürfen. 

Der Imftitor betreibt im Namen eines Andern ein 
Gewerbe, oder eine Gattung, Claffe, Reihe, Branche von 
Geſchäften, welche zu einem Gewerbe gehören. Es ift 
alfo nicht ein einzelnes Gefchäft, fondern ein Gefchäfts- 
gebiet (Gefchäftskreis), dem er vorfteht. Er ift ein Ge- 
werbsverwalter. Die Verwaltung befteht aber we— 
jentlich darin, daß die Gefchäfte, welche er macht, Rechts: 
gefhäfte find, daß er contrahirt, d. h. hier entwe— 
der obligirt oder zahlt oder eincaffirt‘. Der Inftitor 
hat wmefentlih einen juriftifhen Character‘. Das 
römiſche Recht hat eine Menge verfchiedenartiger Inftitoren 
aufgeführt, ohne den Begriff des Inftitor hinzuſtellen, 
aber allen Fällen Tiegt der Gedanfe unter: der Inftitor 
vertritt contrahirend einen Gewerbsmann, für deſſen 


5) So allgemein wird das Wort contrahere in der L. 11. 
$ 6. D. h. t. genommen. Vgl. die folgende Note, 

6) Man könnte zweifeln, ob nicht auch diejenigen zum Ges 
mwerbaperfonal gehörenden Perfonen, welde nur arbeiten, ohne 
contrahiren zu dürfen, institores genannt worden feien, viels 
leiht nur ein Wortftreit. Die Entjheidung ijt nit mit Gis 
cherheit zu entnehmen aus L. 16. D. h. t. und aus L. 1. $ 2. 
D. de exereitoria actione, aber ganz entjchieden ergiebt ſich die 
Derneinung aus L. 11. 8 6. D. h. t. Sed si in totum pro- 
hibuit cum eo contrahi, praepositi loco non habetur, cum ma- 
gis hic custodis sit loco, quam institoris. 
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ganzes Gewerbe oder einen Zweig defjelben. Daß er 
in Koft und Lohn oder in Koft oder in Lohn ftehe, it 
dem Inſtitor nicht wejentlih. Die Beziehung auf das 
Gewerbe unterfcheidet den Inftitor von einen Mandatar, 
welcher eine generelle Vollmacht erhalten hat, weldem 
eine Gattung von Gefchäften aufgetragen ift. Als den 
Hauptfall nennt das römische Recht: der Inftitor bejorgt 
einen Handel, Kauf und Verkauf, dies in der Negel in 
einem Handelslocal’. Es denkt alfo als den bedeutendften 
Inftitor einen kaufmänniſchen Imftitor. Einen 
jolhen Haben auch die meiften Stellen des römiſchen 
Rechts im Auge, ja ein eigener Titel iſt lediglich einem 
einzelnen Faufmännifchen Inftitor, dem Schiffer, gewidmet. 
Doch find die Grumdprineipien Feine anderen bei dem 
kaufmännischen Inftitor als bei jedem andern Inftitor, 
aber die Berfchiedenheit der factiichen Verhältniſſe, melde 
die Schifffahrt, der Handel und andere Gewerbsthätigfeit 
hervorrufen, bewirkt in der Anwendung verſchiedene Re— 
jultate, welche als verfchiedenartige Regeln über das 
Inftitorenverhältnig aufgefaßt werden können. Mer ein 
Handelsgewerbe (im eigentlichen oder in einem weitern 
Sinn) ganz oder, indem er eine einem Handel&gewerbe 
angehörende Gattung von Geſchäften betreibt, theilweife 
in fremden Namen betreibt, der ift ein faufmännifcher 
Ynftitor‘. Derjenige, in defjen Namen er es betreibt, 


7) Daß dies der Hauptfall ift, zeigt die Wendung ber L. 8. 
h. t.: man folle nicht glauben, daß es der einzige Fall ſei; und 
daß in der L. 18. h. t. nur diefer Fall genannt wird. Sie lau: 
tet: Institor est, qui tabernae locove ad emendum venden- 
dumve praeponitur, quique sine loco ad eundem actum prae- 


ponitur. 
8) Wir Haben Fein Wort, das mie das römiſche institor 
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feine Verwaltung geht, ift der Principal, ber Chef, 
der Herr. 

Das HGB hat für den Taufmännifchen Inſtitor, 
nemlich für dem juriftifchen Verwalter eines beftinmten 
Handelsgewerbes, natürlich eines Handelsgewerbes im 
Sinn des HGB, den Ausdrud Handlungsbevoll- 
mächtigter. Außerdem Hat e8 unter dem Namen des 
Procuriften einen bisher nirgends gefannten Bevoll- 
mächtigten gefchaffen, welcher nemlich eine unbeſchränkbare 
Bollmaht zur Betreibung aller möglichen Handelds 
gewerbe hat. Zum Handlungsperfonal gehört außerdem, 
nemlich für den factifchen Betrieb angeftellt, der Hand- 
lungsgehülfe, 


Erfte Abtheilung. 
Der Procurift. 


$ 56. 
Der Procurift. 


1. Der Procurift im Sinn des HGB ift eine 
neue Perfon, bisher nicht gefannt. Er ift ein Alter Ego, 
ein Doppelgänger feines Principals. Der Begriff liegt 


allgemein alle Arten der Gewerbsverwalter umfaßt, aud) fein all: 
gemeined, um den kaufmänniſchen Injtitor zu bezeihnen, Denn 
das Wort: Factor, Handlungsvorfteher, Disponent, Gejhäftsfüh: 
rer, Gomplementar, Procuraträger, Procurijt, Agent, Bevollmäd: 
tigter, bezeichnet, wenn aud mehrere, doch nicht alle Arten deſſel— 
ben. Das Wort Brocura und Procurift darf in dies 
ſem Sinn durdaus nit mehr gebraudt werden, meil 
e3 durd) das HGB einen ganz eigenthümlichen, gefährlihen, Sinn 
erhalten hat. 

9) Um diefen, als folchen, zu bezeichnen, fehlt e3 dem römie 
jhen Recht an einem allgemeinen Namen, es umfchreibt ihn 
gewöhnlich: qui institorem praeposuit. 
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in der Vollmacht, nicht im Auftrag, alfo in der Stel- 
lung nad augen‘. Die Vollmacht liegt in dem Wort 
Procura, Procurift, per procura’, fie kann auch durd) 
Bezugnahme auf die Procura eines Andern ertheilt werden. 
„Die Procura kann mehreren Perfonen gemeinfchaftlich 
ertheilt werden (Collectiv-Procura“). Dies ift feine 
Beihränfung des (unbefchränfbaren) Inhaltes der Procura. 
Der Gültigkeit der Collectiv-Procura fteht nicht entgegen, 
daß der eine Procurift (oder. mehrere von alfen oder alle) 
noch in anderer Eigenjchaft die Firma des Principals 
gebrauchen darf, z. B. als Mitglied des Borftandes einer 
Actiengefellfchaft* oder als Handlungsbevollmächtigter. 
In der Erklärung, daß der Procurift nicht allein fondern 
nur gemeinschaftlich mit einem Andern (z. B. einem Mits 
glied des PVorftandes einer Actiengefellfchaft) die Firma 
zeichnen dürfe, ift zugleich diefem Andern Procura und 
Beiden eine Collectivprocura (urjprünglid oder nad} 
träglich) ertheilt”. Die Ertheilung der Procura foll zur 
Eintragung in das Handelsregifter angemeldet werden, 
der Ordnung wegen ®. 


2. Der Inhalt’ der Procura it lediglich ein ge 
jeglicher. Jede Beichränkung* ift null und nichtig”, der 


4) Die Definition in Art. 41 ift unrihtig, fie widerlegt fich 
durch die folgenden Artikel. 


2) Art. 41 Abſatz 2. 3) Art 41. 

4) ROSS W 8. ©. 337—341. 

5) ROSS Bd 8. ©. 337—341. 6) Bol. Urt. 45. 
7) ROSS Br 9. ©. 69—71. 8) Art. 43. 


9) Mit der Beihränfung der Procura, aljo der Vollmacht 
die nad; außen wirkt, ijt nicht zu verwechſeln der beichränkte 
Auftrag, der für die innere Seite entſcheidet. 
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Dritte, welcher bie gewollte Befchränfung weiß und 
unbefümmert ihr entgegen contrahirt, ift unbenachtheiligt, 
er weiß nur, daß eine ungültige Beihränfung der Voll- 
macht beigefügt it”. ine Erweiterung der Ermächt— 
igung des Procuriften ift ftatthaft ", fie ift aber nicht eine 
Erweiterung der Procura, fondern neben der Procura eine 
Handlungsvollmadht. Der (gefegliche) Inhalt der Procura 
ift folgender. Sie iſt eine Vollmacht zu allen Arten 
von Gefchäften und Rechtshandlungen, welche die Betrei- 
bung irgend eines Handelsgewerbes irgend mit fich bringen 
fann, die gerichtlichen Geſchäfte und Rechtshandlungen 
nicht ausgenommen". Sie enthält alfo eine Vollmacht 
zur Betreibung aller möglichen Handelsgewerbe. Auss 
genommen ift die Veräußerung und Belaftung von Grund- 
ſtücken“. Der Procurift ift demnach ein DVertreter des 
Kaufmanns, diefen als wirklichen und möglichen Kauf: 
mann gedacht. Ein Weinhändler, von einer Reife zu— 
rüdfehrend, Tann fi) als Banquier wiederfinden. Im 
der Procura Liegt felbftverftändfih nicht die Vollmacht 
eine Procura zu ertheilen; der Procurift Hat alſo nicht 
das Recht einen Procuriften zu beftellen, weder ftatt feiner 
(Subftitution) noch neben fi. Dies ift überdies aus- 
drüclich gefagt: er darf feine Procura nicht übertragen '“. 
Die Einwilligung des Principals in die Mebertragung ift 
entweder Vollmacht zur Ertheilung einer Procura oder 
Genehmigung einer bereitS ertheilten. In der Procura 
ift aber das Recht enthalten Handlungsbevollmächtigte und 
Handlungsgehülfen anzuftellen und zu entlaffen. Dies 
liegt in den allgemeinen Inhalt der Procura und 

10) ROHG Ent. Br. 6 ©. 131—141. 

11) Art. 42 Abſatz 2. 12) Art. 42, 

13) Art. 42 Abſatz 2. 14) Art, 53. 
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ift überdies ausdrücklich geſagt“. Die Procura erfekt 
auch jede nad den Pandesgefegen erforderliche Special: 
vollmadıt “. 

3. Form des Abſchluſſes. Der Procurift muß 
im Namen des Principals das Gefchäft fchliegen ”, mithin 
auch im Namen des Principals zeichnen, damit der Prinz 
eipal und nicht er verpflichtet und berechtigt werde. Es 
genügt, daß er die Firma wenngleich ohne Zufat zeichnet “. 
Die Aeußerung, er habe in der Weife zu zeichnen, daß 
er der Firma einen die Procura andeutenden Zufat und 
feinen Namen beifüge“, ift fein Rechtsſatz“ fondern ein 
Wunſch, mithin unerheblih, anders ausgedrüdt ift „nur 
eine Drdnungsvorfchrift” ", nemlich eine Borfchrift, 
deren Nichtbeachtung (Mifachtung, Verachtung) ohne 
rechtliche Folge iſt. Ebenfo ift eine bloße Drdnungsvor- 
fchrift die Aeußerung: im Fall einer Collectiv- Procura 
habe jeder Procitrift der Firmazeichnung einen die Procura 
andentenden Zuſatz und feinen Namen beizufügen ”. 

4. Rechtswirkung des Gefchäftes für den Principal 
und den Procuriften. Durch das Gefchäft, welches der 
Procurift im Namen des Principal® und gemäß der 
Procura fchließt, wird der Principal und wird nicht der 


15) Art. 42. 16) Art. 42. 

17) Art. 52, 

18) Dal. die folgende Note 21. 

19) Art. 44. 

20) Bgl. meine Einleitung in das deutihe Privatreht $ 33 
befonders Abſatz 4. 

21) Vgl. die Erörterung des ROHG in den Entjcheiduns 
gen in Bd 5. ©. 263—272. Ferner NOHG Entiheidungen 
Br 10. ©. 56. 57. Bd 12. ©. 133--135. (Quitung von 
einem Handlungsbevollmädhtigten nur mit der Firma unterzeichnet.) 

22) Urt. 44, 
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Procurift gegen den Dritten berechtigt und verpflichtet”, 
Der ein Handelsgefchäft als Procuriſt ſchließt, ohne die 
Procura zu haben, ift dem Dritten perfönlich nad) Han— 
delsrecht verhaftet; der Dritte kann nach feiner Wahl 
ihn auf Schadenserfag oder auf Erfüllung belangen ”, 
Der Fall, dag die Procura überschritten wird, ift un— 
möglich, weil der Inhalt der Procura lediglich ein gejeß- 
licher, mithin durch Willen weder zu befchränfen noch) 
zu erweitern ift”. Der Umftand, daß der Inhalt der 
Procura lediglich ein gefetlicher ift, giebt dem Contra— 
hiren mit einem Procuriften infofern große Sicherheit, 
als auf die Haftung des Principals ficher gerechnet mer: 
ben kann. Da aber fehr oft Feine Sicherheit darüber 
befteht, ob mit einem wirklichen Procuriften contrahirt 
werde, weil die Minderfauflente feinen Procuriſten haben 
können und welche dies feien fchließlich von der richter- 
lichen Willkür abhängen kann, fo ift es imfofern ficherer, 
mit einem Handlungsbevollmächtigten zu contrahiren, 
Denn e8 find zwei Anfichten möglih. 1. Ein gewollter 
aber ungültig gewollter Procurift ift nicht als ein Hand» 
fungsbevollmächtigter zu behandeln, er ift ohme alle 
Bollmadt. 2. Eine ungültig gewollte Procura ift als 


23) Art. 52. Das Genauere unten $ 69. 

24) Art. 55. Das Genauere unten $ 70. 

25) Ein Procurift, welcher einen durch den Inhalt der Pro: 
cura nicht gededten Vertrag mit Nechtswirfung für den Principal, 
ſchließen will, bedarf dazu einer Vollmacht und natürlich einer 
ausreichenden. Wenn er ohne das den Vertrag fchlieft, fo liegt 
der Fall vor, daß er ald Bevollmächtigter aber ohne alle Voll: 
macht oder ohne ausreihende (mit Ueberichreitung der Vollmacht) 
contrabirt bat. Daher hat Urt. 55 auch nur die drei Fälle: 
daß die Procura fehlt, daß die Handlungsvollmadyt fehlt, daß 
die Handlungsvollmadyt Überfhritten wird. 


rg u 
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Vollmacht foweit aufrecht zu erhalten, als der Vollmachts— 
wille ganz zweifellos fich erftredt. Diefer milderen An- 
fiht muß die erfte weichen. Hiermit ift nicht zu vers 
wechjeln der Fall einer unter dem Namen Procura ge- 
wollten Bollmadt. Wer feine Procura wollen Tanı, 
fann unter dem Namen Procura gültig eine Vollmacht 
wollen. Diefen Borzug der milden Auslegung genießt 
der Bollfaufmann nicht. 


5. Erlöfhen der Procura. Die Procura erlifcht 
nicht durch den Tod des Principals”. Diefer Sat 
gilt unbedingt. Die Beſchränkung auf die Lebenszeit des 
Principals ift ungültig”. Die Procura dauert nach dem 
Tode fort, bis fie widerrufen ift. Sie erlifcht durch 
Widerruf. Sie ift zu jeder Zeit widerruflih”. Meithin 
hat eine Beichränfung der Widerruflichkeit dritten Per: 
fonen gegenüber Feine rechtliche Wirkung. Das Erlöfchen 
der Procura fol zur Eintragung in das Handelsregifter 
angemeldet werben, der Ordnung wegen”. Die Eintra- 
gung und Befanntmahung des Erlöfchens der Procura 
hat die allgemeine Rechtswirkung ”. 


6. Innere Seite. Die Widerruflichfeit der Pro- 
cırra befteht auch nad) innen, der Procurift hat auf die 
Bertretung gefetlich Fein Recht und kann ein folches auch 
nicht vertragsmäßig erwerben”. Wenngleih in ber 
Zurüdnahme der Vollmacht Feine Hechtsverlegung des 
Procuriften Liegt, fo kann derjelbe doch aus andermeitigen 
Gründen Ansprüche gegen den Principal troß oder wegen 


26) HOB Art. 54. 27) Art. 43 „für eine gewiſſe Zeit.“ 
28) Art. 54. 29) Art. 45. 

30) Art. 46. Bol. oben 8 54. 

31) ROHG Entfcheidungen Bd 5. ©. 349. 350. 
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der entzogenen Procura haben”. — Ein Procurift darf 
ohne Einwilligung des Principals weder für eigene Rech— 
‚nung noch für Rechnung eines Dritten Handelsgejchäfte 
machen”, Ueber die innere Seite, wenn der Procurift 
zugleich Handlungsgehülfe ift, vgl. unten 8 73. 


Zweite Abtheilung. 
Der Handlungsbevollmädtigte. 


8 57. 
Der Handlungsbevollmädhtigte. 

Der Handlungsbevollmächtigte ift beftellt entweder 
zum Betriebe eines ganzen Handelsgewerbes oder zu 
einer beftimmten Art von Gefchäften in einem Handels: 
gewerbe oder zu ungezählten einzelnen Gefchäften in 
einem Handelögewerbe‘. Wer nur zu einem einzigen 
Geſchäft oder zu gezählten einzelnen Gefchäften bevoll- 
mächtigt ift, ift nicht Handblungsbevollmächtigter”. Zum 
Degriff des Handlungsbevollmächtigten und Principals 
gehört nicht, daß der Bevollmächtigte noch in einem 
anderweitigen Berhältnig zu dem Kaufmann (dem BVoll- 
machtgeber) ftehe, wie etwa in Koft und Lohn oder im 
Koft oder im Lohn oder in einem Abhängigkeit oder 

32) Dies will der Art. 54 mit den Worten fagen: „unbefchadet 
der Rechte aus dem bejtehenden Dienftverhältniffe”, melde nicht 
jo eng zu verjtehen find. 

33) Das Weitere unten 8 58. 1) HGB Art. 47. 

2) HOB Art. 297. 298. In den Entjcheidungen des 
ROHG Bd 1. ©. 252 heißt es: „Nah Art. 47 des HGB ift 
auch derjenige ald Handlungsbevollmächtigter anzufehen, melden 
ein Principal zu einem einzelnen Gefhäft in feinem Handels: 
gewerbe beſtellt.“ Nach diefer Meinung find ſämmtliche Bevolls 
mächtigte eines Kaufmanns als folhen Handlungsbevollmädtigte, 
Diefer Meinung ftehen die Artifel 297 und 298 entgegen. 
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Dienftverhältnig'; auch fteht dem Begriff nicht entgegen 
daß der Bevollmächtigte felbitftändiger Gewerbsmann ift‘. 
Der eigenen Anftellung von Seiten des Principals fteht - 
e8 gleich, wenn deſſen Vertreter (Tutor, Curator, Procu— 
rator) den Handlungsbevollmächtigten anftellt* oder wenn 


3) Unrichtig wird das Gegentheil, nemlich daß die Thatfache 
eines Abhängigkeits- oder Dienftverhältniffes mefentlih fei, bes 
bauptet vom ROHG Entih. Bdi. ©. 150 und Bd 9. ©. 104. 
Die in diefen Worten Tiegende Unflarheit ift nicht verdeutlicht 
worden. Wie fol insbefondere das anderweitige Verbältniß der 
Abhängigkeit oder des Dienftes gedacht merden bei einer Voll: 
macht nur zu einem einzigen Geſchäft? ine fo befchränfte Voll: 
macht hält ja das ROHG für ausreihend. (Val. die vorige 
Note 2.) Mit diefer Meinung hängt offenbar jene Behauptung 
zufammen, wie die Berufung auf „den Gegenfab, in meldhem die 
Artikel 297 und 298 zu dem Art. 47 ſtehen,“ (a. a.D. Bd 1. 
S 150) zeigt. Nachdem der dur die Vielbeit der Gefchäfte 
begründete Gegenfat nidyt anerkannt ift, wird er nun im jener 
Thatfache gefunden, welche aber nach Art. 56 nicht weſentlich ift. 
Dal. die folgende Note 4. 

4) Dies erniebt der Artikel 56. Das Gegentheil wird be— 
bauptet vom ROHG Entih. Bd 9. ©. 104—106. Nah den 
Entiheidungsgründen ift dag „Dienſt und resp. Abhängigkeits— 
verbältnig“ von felber dadurch ausgeſchloſſen, daß der Bevoll: 
mächtigte felbftftändiger Gewerbönann ift. Dies ift zugugeben. 
Es ergiebt fi nun aber: Ta nad; jenem Artikel ein Kaufmann 
zugleih der Handlungsbevollmäcdhtigte eines andern Kaufmanns 
fein kann, durdy die Eigenschaft des Bevollmächtigten als felbft- 
ftändigen Gewerbsmannes aber das Abhängigfeit3: und Dienftver: 
hältniß von felber ausgeichloffen tft, fo folgt, daß diefe Verhält: 
niffe eben nicht für den Begriff des Handlungsbevollmädtigten 
weſentlich find. 

5) L. 5. 8 18. D. h. t. — Codigo commercial Art. 923. 
Procurator omnium rerum: L. 6. D.h. t. L.1.82.D. 
de procurator. (3. 3.) 
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der Principal die von einem Andern für feine Rechnung 
gejchehene Anftellung genehmigt‘. Die Anftellung (die 
Ertheilung der Vollmacht) gefchieht durch wörtliche Wil- 
lenserflärung oder liegt in den Umftänden. Ein Fall 
der legtern Art ift in dem HGB hervorgehoben. Wer 
in einem Laden oder in einem offenen Magazin oder 
Waarenlager angeftellt ift (alfo gleichviel zu welchem 
Zweck angeftellt ift), gilt als bevollmächtigt‘”. Außerdem 
ift ein Fall hervorgehoben, um für denjelben das Dajein 
einer Eincaſſirungsvollmacht zu verneinen". 

Folgende Perfonen gehören zu den Handlungsbevoll- 
mächtigten. 1. Der Disponent einer Handlung, welcher 
nemlich das ganze Handelögewerbe betreibt. 2. Der 
Handlungsdiener in feinen manmichfaltigen Abftufungen‘, 
Er beforgt im Dienft des Principals am Plat die lau— 
fenden Gefchäfte, für Gehalt oder unentgeltlich oder nod) 
zuzahlend (Bolontair)., Soweit dies NRechtsgejchäfte find, 
ift er Handlungsbevollmächtigter. Daher ift der Laden— 
diener (Gewölbes, Waarendiener), der Börſendiener, der 


6) L. 7. pr. D. h. t. 

7) Art. 50. Vergl. unten $ 60 und 67, 

8) Art. 51. „Wer die Waare umd eine unquitirte Rechnung 
überbringt, gilt deshalb noch nicht für ermächtigt, die Zahlung 
zu empfangen.“ 

9) B. I. Marperger getreuer und geſchickter Handelsdie: 
ner. Nürnberg und Leipzig 1715. Es gehört bieher, in das 
Handelöreht, nur S. 23—95 (Eontractsformulare zwiſchen Prin— 
eipal und Diener) und ©. 504—576 (von dem Recht der 
Kaufmannsdiener). Das Bud enthält viele Dinge, welche man 
rechte Allotria nennen Fan. F. Nobad der Kaufmann als 
* Lehrling, Commis und Principal. Zweiter Band. Der Commis. 
Leipzig 1844. Archiv für das Handelsrecht II. Nr 26. ©, 510 
—b21. Pöhls $ 43. 44, Mittermaier $ 538. 
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Caſſirer“, der Beſorger des Zolles“ ein Handlungsbe- 
vollmächtigter; nicht aber iſt es der Buchhalter und der 
Correfpondenzführer (Correfpondent); ob der Contorbe- 
diente (Commis) fowie der Lagerdiener (Lagermeifter) 
e8 fer, läßt fih im Allgemeinen nicht fagen. 3. Die 
fogenannten Handlungsreifenden (commis voyageurs), 
welche zur Beforgung von Handelsgefchäften des Prin- 
cipals umherziehen“. ine Art derfelben find 4. die 
Cargadeurs, welche eine Schiffs-Ladung für deren Zwecke 
begleiten”. 5. Der Lehrling“ ift ein Handlungsdiener 
mit einem bejondern Zwed, nemlich Erlernung der Hand- 
fung d. h. der Betreibung des Handelsgewerbes. 

In dem Obigen ift nur ein geringer Theil der 
Handlungsbevollmächtigten angedeutet, und dabei an den 
eigentlichen Handel gedacht worden. Beachtet man die 
übrigen Handelsgewerbe, jo erjcheinen als Handlungsbe- 
vollmächtigte Perfonen, welche kaum  verfchiedenartiger 
jein können, ſowohl was ihre Vollmacht als ihre ganze 
Begabung betrifft; von dem jüngften Lehrling an, welcher 
die Heinfte Caffe für die unbedeutendften Ausgaben ver- 
waltet, bis hinauf zu dem gelehrteften und unentbehrlichiten 
alfer Handlungsbevollmächtigten, dem Reichs-General-Poft- 
direftor ”. 

Nicht iſt Handlungsbevollmächtigter, wer nur für die 

10) Vgl. da Silva Tomo V. cap. XXI. ©. 54. 

141) Büſch Darftellung I. ©. 173. — von Bunge $ 92. 

12) Der Handlungsreifende ift in dem HGB Art. 49 be- 
fonder8 hervorgehoben und von dem Inhalt feiner Vollmacht 
etwas gejagt. Bol. unten $ 67, 

13) Büſch Darftellung J. S. 185—187. Hieher gehören 


auch die Verhältnifje, melde der Codigo commercial Art. 826 
—839 beipridt. 


14) Qgl. unten $ 73. 15) Vgl. oben 530 Note 9, 
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factifche Betreibung eines Gewerbes und nicht für die 
juriftifche (vermittelft Rechtsgeſchäfte) angefteltt it. Er ift 
Handlungsgehülfe. 
$ 58, 
Die innere Seite. 

l Was die innere Seite! des Inftitorenverhältniffes, 
nemlich das Verhältniß zwifchen dem Principal und dem 
Inftitor (hier dem Procuriften und Handlungsbevollmäc- 
tigten) betrifft, fo kann, wenn nicht ein perfönliches Ge— 
waltverhältniß, nemlich Hausſohnsverhältniß?' befteht, ein 
Mandat” oder eine locatio conductio* oder ein Inno— 
minatcontract vorliegen. Letzteres ift der Fall, wenn der 
Ynftitor als Gehalt Antheil am Gewinn oder eine Pro- 
vifion in Procenten des Erfolges erhält‘. Auch eine 

1) Cödigo de comereio Art. 180. 195—202. Codigo 
commercial. Art. 148. 162—169. 

2) $2. L und pr. I. quod cum eo qui (4. 7). L. 7. 81. 
L. 19.8 2. D. h. t. 

3) L. 1. D. h. t. „vel mandati“ L. 1. 8 18. D. de 
exereitoria actione. 

4) Und zwar wohl ala operarum. L. 11.8 8. L. 12. D. 
h. t. L. 1. 8 18. L. 5. pr. D. de exereitoria actione. 

5) Casaregis I. disc. 29. No. 8. S. 166. Ein joldes Inftitos 
renverhältniß bezeichnen die Ausdrüde accommenda und resp. 
implieita, welche in italienischen Handelsftädten üblid waren. 
Casaregis 1. c. No. 4—9. 18. 19. ©. 165—167. Sie find 
definirt in den genuefer Statuten von 1589, und kommen aud 
ſchon in früheren italienifchen Statuten vor. von Martens Urfprung 
des Wechſelrechts S. 26 und Anhang S. 18 Note. Auch noch 
jett bezeichnet in der deutichen Handelsſprache der Ausdrud E om» 
mandite ein zweites Handlungsetabliffement eines Kaufmanns, das 
er dur einen Inftitor, unter des lektern oder unter feinem Na— 
men verwalten läßt. Vgl. auh no unten $ — Ueber den 
falarirten Inftitor vgl. Cesarini II. ©. 66—69. 

6) Einige diefe Fälle betreffende Fragen find erörtert in den 
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negotiorum gestio kann vorliegen’. Der legte Fall ift 
felten, aber möglih. Ebenſo ift es möglih, daß eine 
Procura oder eine Handlungsvollmacht veröffentlicht ift 
(eine Procura auch vermittelit des Handelsregifters), ohne 
daß bereits mit dem Procuriften oder Handlungsbevoll- 
mächtigten verhandelt ward, in welchem all feine Ver— 
waltung eine negotiorum gestio it. 

II. Berbot Handelsgefchäfte zu machen‘ in zum 
Betrieb eines ganzen Handelsgewerbes beftellter Hand— 
lungsbevollmächtigter (Disponent) fol nicht ohne Ein- 
willigung des Principals Handelsgejchäfte machen, weder 
für eigene Rechnung noch für Rechnung eines Dritten”. 
Wenn derjelbe bisher Handelsgefchäfte nicht betrieben hat 


Entiheidungen des ROHG Bd 1. ©. 193—197. DB. 6. 
©. 25—29. 

7) L. 1. D. h. t. „vel negotiorum gestorum.“ 

8) Der Vertrag, daß ein Goncurrenzgefhäft nicht errichtet 
werde (mit oder ohne Ausbedingung einer Conventionalftrafe), 
widerjtreitet nicht der Gewerbefreiheit. ROHG Entih. Bd 7. 
©. 418—423. 

9) HGB Art. 56. Daffelbe Berbot gilt auch vom Pro: 
euriften. Art.56. Es trifft aud jeden Handlungsbevollmächtig: 
ten, welcher zugleih Handlungsgehülfe ift, weil e3 von jedem 
Handlungsgehülfen gilt, auch von einem folden, welcher zugleich 
Handlungsbevollmädtigter ift. Art. 59. 98. Hiernach darf das 
Verbot dem Sinn nad ausgedehnt werden auf den Handlungs: 
bevollmädhtigten, welcher nicht Handlungsgehülfe if. Sonad uns 
terliegt dem Verbot nicht nur der Procuriſt, jeder Handlungsges 
hülfe und der Disponent, fondern aud) jeder andere Handlungsbe: 
vollmädhtigte, mithin das gefammte Handlungsperjfonal, Die 
Principale haben Beeinträchtigungen von dieſen übrigen Hand: 
lungsbevollmächtigten (namentlid den Handlungsreifenden) nicht 
minder, ja vielleicht mehr zu fürdten, als von jenen wörtlich 
aufgeführten Claſſen. 


gg — — — — — 
* — 
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oder zwar betrieben hat, der Principal aber dies bei Er- 
theilung der Vollmacht nicht weiß, fo Hat der Principal 
von Rechtswegen beftimmte gefegliche Rechte. Anders ift 
es im Fall des Wiſſens des Principals. 


1. Wenn der Principal bei Ertheilung der Vollmacht 
weiß, daß der Handlungsbevollmächtigte ein Handelsge— 
werbe betreibt, ſei es für eigene oder fremde Rechnung, ſo 
hat er in Folge der Fortbetreibung deſſelben nur dann 
Rechte, wenn er ſich die Aufgebung des Betriebes durch 
einen mit dem Bevollmächtigten geſchloſſenen Vertrag 
ausbedungen bat”. Im dem Umftand daß er einen 
ſolchen Vertrag nicht gefchloffen, alfo nicht gewollt oder’ 
nit zu Stande gebracht, und trogdem die Vollmacht 
ertheilt Hat, Liegt die Einwilligung des Principals in den 
Vortbetrieb des Handelsgewerbes. Im Wall, des Fortbe— 
triebes hat hiernach der Principal entweder durch Vertrag 
begründete oder gar feine Rechte. Zur Ergänzung des 
Bertrages treten die erwähnten gefeglichen Nechte ein. 


2. Wenn der Principal bei Ertheilung der Vollmacht 
weiß, daß der Handlungsbevollmächtigte einzelne Han— 
delsgefchäfte betreibt, fei e8 für eigene oder fremde Rech— 
nung, fo hat er, wenn der legtere nach Ertheilung der 
Vollmacht einzelne Handelsgefchäfte oder ein Handels» 
gewerbe zu. betreiben beginnt, nur dann Nechte, wenn er 
fich die Aufgebung des Betriebes ausbedungen hat. 

3. Die geſetzlichen Rechte find folgende". Er Hat 
das Recht auf Erjag des ihm durch den ferneren Betrieb 


10) HGB Art. 56 Satz 2. 

11) Art. 56 Satz 3. „Uebertritt der... . Handlungs: 
bevollmächtigte diefe Vorſchrift“ d. h. das geſetzliche oder das 
vertragsmäßige Verbot. 

Thbl's Handelsrecht. Ir Bd. die Aufl. 13 
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verurfachten Schadens; nur diefes Necht Hat er in dem 
Tall, dag der Handlungsbevollmächtigte ein Handelsge- 
werbe oder einzelne Handelsgejchäfte für fremde Rechnung 
gleichviel ob in eigenem Namen oder in fremden Namen 
betreibt. In dem Wall, daß ein Handelsgewerbe oder 
einzelne Handelsgefchäfte für eigene Rechnung des Hand- 
lungsbevollmächtigten betrieben worden, hat der Principal 
überdies das Recht zu erklären, daß er die für Rechnung 
des Handlungsbevollmäcdtigten gefchloffenen Gefchäfte auf 
feine Rechnung nehmen wolle. Diefes Recht hat er, ohne 
Unterjchied ob diefe Gefchäfte der Handlungsbevollmächtigte 
jelber oder ein Anderer und ob diefer fie in eigenem oder 
in des Handlungsbevollmächtigten Namen gejchloffen hat. 
Dieſe Erklärung darf der Principal in Betreff beliebiger 
verbotswidrig gejchloffenen Gejchäfte abgeben und zu 
jeder Zeit, er darf mithin den Ausgang der einzelnen 
Speculationsgefchäfte abwarten, bevor er ſich entſchließt 
und erflärt. Durch diefe Erklärung erhält er Rechte auf 
Ceſſion, auf Tradition, auf Zahlung, felbjtverftändlich ift 
er zu Gegenleiftungen verpflichtet. Für das Nechtsver- 
hältniß zwifchen ihm und dem Handlungsbevollmächtigten 
find auch die in Artikel 368 und in Artikel 371 Sag 1 
über das Kommifjionsgefhäft ausgefprochenen Rechts⸗ 
jäge maaßgebend, denn e8 kann foweit feinen Unterjchied 
machen, ob die für Rechnung des Handlungsbevollmächt- 
igten gefchlofjenen Geſchäfte mit feinem Willen oder wider 
feinen Willen für Rechnung des Principals gehen. 

III. Ueber die innere Seite im Uebrigen, wenn ber 
Handlungsbevollmächtigte zugleich Handlungegehülfe iſt, 
vgl. unten 8 77. 
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8 59. 
Die Äußere Seite. 

Durch das Gefchäft, mweldes ein Handlungsbevoll- 
mächtigter im Namen des Principal® und gemäß der 
Bollmacht fchließt, wird der Principal und mird nicht 
der Bevollmädhtigte dem Dritten gegenüber berechtigt und 
verpflichtet‘. Das Recht und die Verpflichtung des Prin- 
cipals aus dem nicht von ihm (d. h. urjprünglich nicht 
von ihm) gejchloffenen Gefchäft entfteht unter drei Vor- 
ausfegungen. 1. Ein Handlungsbevollmäcdtigter 
muß es gefchloffen Haben. 2. Das Gefchäft muß im 
Namen des Principals gefchloffen fein. 3. Das 
Geſchäft muß gemäß der Vollmacht geſchloſſen fein. 
Diefe drei Vorausfegungen find nun zu erörtern’, Es 
find die Borausfegungen der inftitorifchen Klage, 


60. 
Erite — Wirklicher Inſtitor. 

Erſte Vorausſetzung der Rechtswirkung des Vertrages 
für den Principal (der inſtitoriſchen Klage). Ein In— 
ftitor (hier Handlungsbevollmäcdhtigter) muß contrahirt 
haben. Denn wer gar nicht Principal ift, wird dadurch 
allein, daß er dafür ausgegeben, irrthümlich oder dolos, 
und gehalten worden ift, nicht verpflichtet. Die Täus 
ſchung, der Betrug, etwa durch falſche Vollmacht, falſche 
Zeugen, wenn auch noch jo glaubliche, iſt dem Dritten 
begegnet, gefpielt; der angebliche und vermeintliche Prin— 
cipal braucht als folcher diefen Zufall nicht zu präftiren ', 

1) HGB Artikel 52. 

2) Fridericus Curtius de contractibus procuratorum. Be- 
rolini 1874. 

4) Dies beweifet au) L.58 10. D.h.t..... fullonem 
non teneri, si quasi procurator fuit relictus, nämlidy wenn 

13* 
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Doch kann er hierzu aus einem andern Grunde ver— 
pflichtet ſein, nämlich weil er dolos oder culpos die 
Täuſchung herbeigeführt hat, dies entjpricht allgemeinen 
Grundfägen. Daß er fie nicht abgewandt hat, obgleich er 
fie kannte, verpflichtet ihn nad allgemeinen Grundfägen 
nicht, denn zu einem pofitiven Thun ift Niemand dem 
Publicum verpflichtet, und daß die befondere Rückſicht 
auf den Gewerbsverfehr Hier einen befondern Rechtsſatz 
hervorgerufen hat, läßt fich nicht beweifen. Der Dritte wird 
daher nachforfchen, ob der, welcher ſich für den Inſtitor 
ansgiebt, dies wirklich fe. Er wird, wenn nicht ſchon 
die Umftände den Inſtitor nachweisen, fi die Vollmacht 
zeigen laſſen und, will er ganz ficher gehen, beim angeb- 
lichen Principal nachfragen. Wo nah dem Particular- 
recht die Anftellung des Inftitor, d. h. hier der Wille 
des Principals durch ihn verpflichtet zu werden, bem 
Publicum befannt gemacht werden joll’, da muß der 
Dritte, will er ficher gehen, diefer Bekanntmachung nach» 
forſchen. 

Der Inſtitor iſt dies entweder durch ſeine Anſtellung 
oder ohne ſolche durch den Willen des Principals. Unter 
der Anſtellung werden hier Umſtände verſtanden, welche 
nach rechtlicher Vorſchrift Jemanden als Iuftitor eines An- 
dern bezeichnen. Dahin gehört der bedeutende Sat des 
römischen Rechts: Jede in einem Handelslocal angeftellte 
Perfon darf von dem Publicum als Inſtitor angefehen 


der discipulus, weldyer contrabirte und dann entfloh, als bloßer 
Berwalter des Geſchäftes im Innern zurüdgelaffen war, im Ges: 
genfab von sin vero quasi institor, teneri eum. Bgl. unten 
& 78. 

2) Qgl. unten $ 66. 


—— — — — — — 
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werden’. Die Anftellung, ohne daß eine weitere Befannt- 
machung erforderlich ift*, genügt, daß der Contract den 
Principal verpflichte, fie gilt wie eine von dieſem gefche- 
bene Anmeldung. Und zwar ift der Angeſtellte dem 
ganzen Publicum gegenüber als Inftitor legitimirt, es 
möchte denn die Vollmacht kundlich“ auf einen Theil des 
Publicums nicht oder nur bezogen fein‘. Der Ange 
ftellte muß abgemeldet werden, wenn er nicht als Inftitor 
gelten fol”. Das HGB Hat den Sag: Wer in einem 


3) Dies folgt daraus, daß es des Verbotes jeglicher Con⸗ 
tractsabſchließung bedarf, wenn eine in einem Handeldlocal ange: 
jtellte Perfon nur bloß als custos gelten fol. L. 11. $ 6. 
D. h. t. Sed si in totum prohibuit cum eo contrahi, prae- 
positi loco non habetur: cum magis hic custodis sit loco, 
quam institoris. L. 47. pr. D. de peculio. (15. 1.) Quotiens 
in taberna ita scriptum fuisset, cum Januario servo meo geri 
negotium veto: hoc ... . consecutum esse dominum constat, 
ne institoria teneatur. 

4) Dies folgt daraus, daß, wenn der angeftellte Inſtitor nicht 
foll contrabiren dürfen, diefes Nein publicirt werden muß. L. 11. 
8 2. D. h. t. De quo palam proscriptum fuerit, ne cum 
eo contrahatur, is praepositi loco non habetur: non enim 
permittendum erit cum institore contrahere: sed, si quig 
nolit contrahi, prohibeat: ceterum, qui praeposuit, tene- 
bitur ipsa praepositione. 

5) So au ROHG Entfheidungen Bd 10. ©. 143. 

6) L.11. 85. D.h. t. sed et si denunciavit cui, ne cum 
eo contraheret, non debet institoria teneri: nam et certam 
personam possumus prohibere contrahere, vel certum genus 
hominum vel negotiatorum: vel certis hominibus permittere. 

7) Abgemeldet dem Einzelnen, daraus dann die exceptio: 
si ille illi non denuntiaverit, ne illi servo crederet L. 17. 84. 
D. h. t, — oder dem Publikum L.11. $2. D. h. t. De quo 
palam proscriptum fuerit, ne cum eo contrahatur, is 
praepositi loco non habetur. 
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Laden oder in einem offenen Magazin ober in einent 
offenen Waarenlager angeftellt ift, gift für bevollmächtigt*. 
Alſo jede in einem folchen Local angeftellte, gleichviel 
zu welchem Zweck angeftellte Perfon darf von dem Pu— 
blicum als Handlungsbevollmächtigter angefehen werden. ° 
Durch diefen Sat des HGB, welcher nur von einigen 
Handelslocalen fpricht, ift der allgemeine von jedem Han— 
delslocal fprechende Rechtsſatz des römischen Rechts (das 
Princip) nicht aufgehoben fondern nur in einer Anwen—⸗ 
dung ausgefprochen worden. Wenn e8 an der Anftellung 
und am Willen (Anftellung in einem andern Sinn) des 
vermeintlichen Principals fehlt, fo ift die inftitorifche 
Klage nicht begründet, entfteht für diefen die von dem 
Dritten gewollte Berpflichtung und Berechtigung nicht”. 


8 61. 
Mehrere Inftitoren deffelben Principals. Subftitution. 


I. Wenn mehrere Imftitoren 1. für eben fo 
viele verschiedene Gefchäftsgebiete angeftellt find, fo ift auf 
jedem Gebiet nur der eine legitimirt‘. 2. Wenn für 


8 HGB Artikel 50. 

9) Gar nicht bevollmächtigt ift der Anfpector einer Feuers 
verfiherungsgefelihaft, infofern er die Schadenserſatzanſprüche 
feitzuftellen bat. Infofern ift er nur Handlungsgehülfe Dal. 
ROHG Entſch. Bd 6. S.85—87. — Genehmigung der Hand: 
Yung eines nicht bevollmädtigten Beamten (durch Verfügung über 
einen ihm zum Discontiren übergebenen Wedhfel): ROHG 
Entſch. Bd 3. S. 229. 230. 

1) L.1. $ 13. D. de exereit. act. „si divisis (officiis), ut 
alter locando, alter exigendo, pro eujusque officio obligabitur 
exereitor.“ L.11. $5. D. de instit. act. „vel cum uno solo“ 
d. b. für diefes Gejchäftsgebiet nur diefer Inſtitor. — Codigo 
commercial. Art. 927. 
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daſſelbe Gefchäftsgebiet, jo contrahirt der Dritte mit 
jedem einzelnen gültig’, wenn nicht die Vollmacht kundlich 
ausfpricht, daß fie nur in der Gefammtheit den Prins 
cipal vertreten’. Beſchränkt die Vollmacht das Recht zu 
contrahiren auf „einige zufammen”, fo ift der Ausges 
Schloffene aus diefem Gefchäftsgebiet als Inſtitor ausges 
wiefen‘, und der Fall gehört alfo theilweife unter den 
erften Fall. Das Vorftehende gilt auch für den Fall, 
daß mehrere Handlungsbevollmächtigte angeftellt find, denn 
foweit enthält das HGB Feine. Beftimmungen. 

II. Subftitution. 1. „Der Handlungsbevoll 
mächtigte kann ohne Einwilligung des Principals feine 
Handlungsvollmacht auf einen Andern nicht übertragen” *, 
Nemlich nicht feine ganze Vollmacht. Das Verbot lautet 
jo allgemein, daß nicht weiter zu unterfcheiden ift, ob 
der Principal auf die Individualität des Handlungsbe- 
vollmächtigten Nücficht genommen Hat oder nicht. Das 
Berbot überhebt den Handlungsbevollmächtigten bei einem 
Nothitand, wo er nicht perfönfich fungiren kann, im 
Zweifel der Ueberlegung, ob es im Intereffe der Prin- 
cipal® gerathener ſei, das Gefchäft ftill ftehen oder durch 
einen andern Handlungsbevollmächtigten fortfegen zu laſſen. 
Dod darf dem wahren Sinn nad) das Berbot auf den 


2) L. 1. 8 13. D. de exereitor. act. Si plures sint ma- 
gistri, non divisis officiis, quodcunque cum uno gestum erit, 
obligabit exercitorem. 

3) L. 1. 8 14. D. de exereitor. act. „si sie praeposuit: 
ne alter sine altero quid gerat“ L. 11.85.D.h. t. 
„vel cum omnibus simul contrahi voluit.“ Der Fall einer 
Eollectivvollma dt. 

4) L. 11.8 2.86.D.h. t. 

5) HGB Art. 53. So aud Cödigo de comercio. Art, 
195. Codigo commercial. Art. 162. 
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Fall nicht bezogen werben, wo der Handlungsbevollmächs 
tigte die eigene Thätigkeit nothwendig einftellen muß und 
die Nichtfubftitution gegen das offenbare ntereffe des 
Prineipals fein würde‘. 2. Durch das Verbot ift die 
Subjtitution Hinfichtlich einzelner Geſchäftsabſchließungen 
nicht berührt. Die letztere unterliegt jedoch ſtets, zumal 
wenn der Principal anweſend ift, zuvor dem Bedenken: 
ob es nicht entfprechender ſei, dem Principal felbit Die 
Wahl des Bevollmächtigten zu überlaffen? Der Hand- 
lungsbevollmächtigte ift dem Principal wegen jeder Nach— 
läffigfeit bei der Mahl des Subftituten verantwortlich”. 
Der gültige Subftitut verpflichtet und berechtigt den Prin- 
cipal einem Dritten gegenüber ebenfo wie der Hand» 
fungsbevollmächtigte felbft’, der Principal mag die Sub- 
ftitution vor dem Contract gefannt haben oder nicht”. 
Der Subftitut Hat, ſoweit die Subftitution als der Boll 


6) Daraus erklärt fi die Gültigkeit der vom Schiffer ver: 
bot3widrig, ja felbjt der wider ein namentliches Verbot, natürlich 
wenn fein anderer Subſtitut zu haben ift, vorgenommenen Gub: 
ftitution L. 1. 8 5. D. de exereit. act. Es ift daher diefe für 
den Schiffer auggeiprodhene Beſtimmung nicht ald eine finguläre 
nur für ihn geltende zu nehmen. — Vgl. Michelſen der Oberhof 
zu Lübeck. No 15. 

7) Daß er, menn ihm die Subftitution nicht ausdrücklich 
erlaubt ift, für den casus hafte, behaupten unrichtig Pöhls 8 34 
und Bender $ 44. 

8) L.1. 85. D. de exereit. act. Magistrum autem acci- 
pimus, non solum quem exercitor praeposuit, sed et eum, 
quem magister. 

9) Der Grund für den nichtwiffenden Principal ift, daß die 
Subftitution ein Factum ift, das er gelten laffen muß; für den 
wiffenden, daß, indem er den Gubftituten fungiren Täßt, nun er 
ſelbſt dieſen Anftitor angeftellt bat. L.1. 85. D. de exereit. 
actione, 
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macht gemäß gelten muß, gegen den Principal die Rechte, 
welche überhaupt einem Contrahenten des Handlungsbe— 
vollmächtigten zuſtehen können“, im Uebrigen iſt nur 
der Handlungsbevollmächtigte ihm verpflichtet. 
8 82. 
Zweite Borausfegung. Im Namen des Principals. 

Zweite Vorausſetzung der Nechtswirfung des Ver— 
trages für den Principal (der inftitorifchen Klage). Das 
Geſchäft muß im Namen des Principals gefchloffen fein‘, 
Das Heißt umter der abgegebenen und angenommenen 
Erflärung, daß der Principal durch das Geſchäft ver- 
pflichtet und berechtigt werden folfe und wolle, folle nad) 
dem Willen des Eontrahenten, wolle nad dem Willen 
des Principals. Gewöhnlich offerirt der Bevollmächtigte 
das Gefchäft im Namen des Principals und fo acceptirt 
e8 der Dritte. Demnach hat die Rechtswirkung des 
Geſchäftes, daß der Principal durch dafjelbe dem 
Dritten gegenüber verpflichtet und berechtigt werde, den 
dreifachen Willen des Bevollmächtigten und des Dritten 
und des Principals für fih. Sie hat auch die dreifache 
Willenserffärung diefer drei Perfonen für ſich; die 
Willenserflärung des Principals ift enthalten in der 
Bollmaht und wird durch den Bevollmächtigten dem 
Dritten überbracht, durch Vorzeigung der Vollmachtsur— 

10) Omnia enim facta magistri debet praestare, qui eum 
praeposuit. L. 1. 8 5. D. de exereit. act. 

1) Der Ausdrud im Namen des Principal3 wird in Art. 52 
erflärt dur „nah dem Willen der Contrahenten für den 
Principal geichloffen” und das für wieder dahin: den Principal 
berecht igend und verpflichtend, Der Artikel fagt hiernach: 
es ift gleichgültig, ob der Mille der Eontrahenten, daß das Geſchäft 
den Principal berechtigen und verpflichten folle, ausgeſprochen ift 
oder aus den Umftänden fich ergiebt. 
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Funde oder durch Hinmeifung auf die Vollmacht d. h. 
durch Erwähnung der fchriftlich oder nur mündlich ers 
theilten Bollmadt. Das im Namen des Principals 
gefchloffene Gefchäft beruht alfo auf einem dreifachen 
Willen und einer dreifachen Willenserklärung, es ift ein 
dreifeitiger Vertrag und weſentlich ein folder. 

Das Eontrahiren im Namen des Principals ift alfo 
ein Kontrahiren mit Hinweifung auf die gemwollte 
Rehtswirfung des Kontractes für den Prin- 
cipal. Die wörtlihe Hinweifung auf den Principal 
geichieht mit den mannichfaltigiten Ausdrüden‘. Und 
demzufolge braucht man im Verkehr, um dieſen wört— 
fihen Abſchluß im Namen des Principals anzubdeuten, 
ſehr verfchiedene Ausdrüde‘. Der Handlungsbevollmäds 
tigte muß im Namen des Principal das Gefchäft ſchließen, 
mithin auch im Namen des Principals zeichnen, damit 
der Principal und nicht er verpflichtet und berechtigt 
werde‘. Die Aeußerung, daß er bei der Zeichnung nicht 
andeute, er fei Procurift, fondern auszudrücken habe, daf 
er nur Bevollmächtigter fer”, iſt Fein Rechtsſatz, fondern 


2) Der Ausdrud „Für Jemand contrahiren“, fei er bei der 
Auftragsertheilung oder bei der Contraetsabſchließung gebraudt, 
kann auf Eontrahiren in fremdem Namen und aud auf Eontrabiren 
in fremdem Intereffe aber in eigenem Namen deuten. Ein Fall 
diefer Art in den Entſcheidungen des ROHG Bd 2. ©. 402—407. 

3) Man fagt: er Hat fidh vorgeftellt, präfentirt, eingeführt 
als Bevollmächtigter, Vertreter, Beauftragter, Commis, Reiſender; 
er bat contrahirt mit Bezugnahme, mit Hinweifung, auf den 
Principal, unter der Angabe, daß er fir Rechnung des Principals 
contrahire, unter Gebrauch des Namens feines Principal, unter 
Gebraud der Firma feines Haufes, er hat den Contract auf den 
Namen des Principals geftellt. 

4) HGB Art. 52. 5) Art. 48. 


— — — 
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ein Wunfh, mithin unerheblih®. Der wörtlihen Hin- 
weifung fteht e8 gleich, wenn die Umftände, unter welchen 
contrahirt wird, deutlich genug auf den Willen, daß die 
Rechtswirkung für den Principal eintreten folle, hinweiſen'. 
Die Umftände können darauf Hinweifen nah Willens» 
auslegung oder Gebrauch oder Rechtsſatz. Hiernach weiß 
der Dritte immer von der Bollmadt. Sein Wiffen 
gründet fi aber auf Erklärung und zwar Willenserflä- 
rung. Diefe Erklärung giebt regelmäßig der Bevollmächs 
tigte dem Dritten ab. Es kommt aber auch vor, daß 
nur der Principal und auch daß beide fie dem Dritten 
abgeben. Die Erklärung ift wie gejagt mwejentlih. Es 
ift nicht ausreichend das Dafein der Vollmacht; auch 
nicht das Wiffen des Dritten von dem Dafein oder gar 
dem Inhalt der Vollmacht; denn der Bevollmächtigte ift 
dem Dritten gegenüber nicht verpflichtet, von der Voll- 
macht Gebrauch zu machen; es ift auch gleichgültig, ob 
er dies unterläßt, um den Dritten, welchem nun der 
Principal nicht verhaftet wird (abgefehen von etwaiger 
Bereicherung) zu benachtheifigen, oder ohne ſolche Abficht 
unterläßt, und auch gleichgültig, ob er die Verwendung 
für den Principal beabfichtigte oder nicht, auch daR der 


6) Es gilt bier das oben $ 56 Note 18 und 21 Bemerfte, 
Ob er auf die Art im Namen de3 Principal3 contrahirt, daß 
er fi für deffen Procuriften oder für deffen Bevollmächtigten 
erklärt, ift gleich, denn immer wendet er, foweit e3 von der Form 
des Abichluffes abhängt, von fi die Verpflichtung ab, und den 
Principal verpflichtet er doch nur, wenn der Inhalt des Geſchäftes 
dem (mwirflihen oder vermuthlicen) Anhalt der Vollmacht ent: 
ſpricht. Wenn ein Handlungsbevollmäcdtigter fi andauernd als - 
Procuriften - bezeichnet und der Principal dies weiß und duldet, 
jo kann darin die Beitellung zum Procuriften liegen, 

7) ROHG Entfcheidungen Bd 1. ©. 56. 
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Bevollmächtigte und auch der Dritte alfo Jeder nur mit 
Niückficht auf das Dafein der Vollmacht contrahirt. hat, 
geniigt nicht, wenn dies zwischen ihnen durchaus in feiner 
Weiſe geäußert worden ift und auch die Umftände diefen 
Mangel nicht erjegen, denn es gemügt nicht, daß die 
Rückſichtnahme auf den Principal eine zwar beiderfeitige 
aber vereinzelte ift, fie muß eine zweifeitige vertragsmä— 
fige fein. Wenn nicht im Namen des Principals 
das Geſchäft gefchloffen ift, fo ift im eigenem Namen 
contrahirt worden *., 


63. 
Dritte — Gemäß der Vollmacht. 

Dritte PVorausfegung der Nechtswirfung des Vers 
trages für den Principal (der inftitorifchen Klage.) Das 
Geſchäft muß gemäß der Vollmacht gefchloffen fein. 
Es wird alfo der Inhalt der Vollmacht bedeutend. 
Es ift h. z. T. zu unterfcheiden die Vollmacht zur Schlie- 
Kung des PVertrages, und die Vollmacht die Erfüllung 
zu fordern und anzunehmen, und die Vollmacht die Ers 
fülfung gar einzuffagen; von diefen Vollmachten ift nicht 
eine fchon im der andern enthalten. Es ift zur beachten, 
ob neben der erjten Vollmacht auch die zweite und auch 
die dritte befteht. Die genauere Feftftellung des Inhaltes 
ift dann unerheblich, wenn der Principal das von bem Ber 
vollmächtigten als ſolchem abgefchloffene Gefchäft fpeciell 
auf feinen Credit genommen hat‘, es liegt darin eine 

8) Hiervon unten 8 72. 

4) Denn dadurch ift die Beziehung diefes Geichäftes auf diefes 
Geſchäftsgebiet anerfannt. L. 19. 8 2. D. h. t. Tabernae 
praepositus a patre fillus, mercium causa mutuam pecuniam 
accepit: pro eo pater fidejussit; etiam institoria ab eco petetur, 
cum acceptae pecunise speciem fidejubendo negotio tabernae 
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Ratihabition. Ein wiederholtes Ratihabiren Hat nicht 
die Verbindlichkeit, auch fernere gleiche Gefchäfte zu ver- 
treten, zur Folge, doch kann es bedeutend fein für die 
Annahme, wieweit der DBevollmächtigte feiner Stellung 
nach gehen durfte, und foweit dem ‘Principal auch für 
die Zufunft präjudicirlich werden”. 


S 64. 
Inhalt der Vollmacht. 


Der Inhalt der Vollmacht kann vom Principal wört— 
lich ausgeſprochen fein und unterliegt dann den allge 
meinen Auslegungsregeln. Er kann aber auc aus der 
ganzen Stellung, welde dem Inſtitor (hier Handlungs- 
bevollmächtigten) gegeben worden ift, beurtheilt werden 
müffen. Das HGB hat über den Inhalt der Vollmacht 
folgende Beftimmungen. 1. Die Vollmacht eines Dispo- 
nenten erſtreckt fi) auf alle Gejchäfte und Rechtshandlun— 
gen, welche der Betrieb eines derartigen Handelsge- 
werbes gewöhnlich mit fich bringt; die Vollmacht an- 
derer Handlungsbevollmächtigten auf alle Geſchäfte und 
Rehtshandlungen, welche die Ausführung derartiger 
Geſchäfte gewöhnlich mit fich bringt‘. 2. Es foll aber 
zu folgenden Handlungen ſtets einer Specialvollmacht 


miscuerit, vielleicht zum Überfluß, vieleicht mit Nuten, um 
factiſchen oder jurijtiihen Schwierigkeiten des Procefjes zu entgehen. 
L.5. 8 13. D. bt. L.7. $ 2. D. de exereit. act. — 
Anders nimmt die L. 19. D. eit. Krig Pand. R. Bd1. 6.335. Bol. 
Cödigo de comercio. Art. 178. Codigo commercial. Art. 146, 

2) L. 8. D. quod cum eo, qui in aliena potest. (14. 5.) 
solebat . . . suscipere debitum, et solvere. DAG zu Lübed., 
1851. (Seuffert Ardiv Bd 6. Nr 32). 

1) HOB Art. 47. 
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bedürfen: Eingehen von Wechjelverbindlichkeiten, Aufnahme 
von Darlchen, Procefführung”’; dagegen foll e8 der in 
den Pandesgefegen vorgefchriebenen anderweitigen Specials 
vollmachten nicht bedürfen, fie werden durch die ſoweit 
ſich erftredende allgemeinere Vollmacht erjegt". 

Das Maafgebende für die Prüfung der Vollmacht 
liegt alfo in den zwei Worten derartig und gewöhn- 
ih. Das Wort derartig gehört aber gar nicht hieher, 
es betrifft die Wirklichkeit der Bollmadt‘. Den Inhalt 
betrifft das Wort gewöhnlidh. Dieſes Wort verweifet 
den Dritten auf allgemeine Umftände. Dadurch ift 
aber nicht ausgefchloffen, daß er in Gemäßheit der ihm 
befannten befondern, eigenthünmlichen, Verhältniffe (der 
Specialität des Gefchäftsbetriebes) des Principals den 
Inhalt der Vollmacht annehmen darf‘. Andrerfeits find 
zum Nachtheil des Dritten die bejonderen Verhältniſſe 
dann maafgebend, wenn er fie weiß‘. Aber aud) dann, 
wenn er fie wiffen mußte; er darf nicht unbeküm— 
mert die fich ihm zur Erwägung aufdrängenden Umftände 
unbeachtet laffen, ihm liegt eine Erfundigungspflicht ob. 
Der Handlungsbevollmächtigte gilt für ermächtigt zu dem, 
was das Gemwöhnliche ift, der Dritte darf vorausjegen 
das Gewöhnliche. Dies ift aber nicht fo aufzufafjen, 


2) HGB Urt. 47. 3) Art. 47. 

4) Die Frage, was bringt der Betrieb eine? Weinhandels: 
gewerbes gewöhnlich mit ſich? ijt müſſig, wenn derjenige, welcher 
fih als den Neifenden einer Weinhandlung vorftellt, Reiſender 
für eine Leinenhandlung oder ohne alle Bollmadt ift. 

5) Beifpiel: ROHG Entid. Bd 6. ©. 154. 155. Der 
Ankauf von Mafchinentheilen gehörte zu der bisherigen Art 
bes Gewerbäbetriebes des Principals. 

6) Art. 55, 
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als ob der Dritte nachzuforfchen habe, was das Gewöhn— 
liche ſei, aljo infofern zu einer pofitiven Thätig- 
feit verpflichtet jei, fondern nur fo, daß er den Behaup- 
tungen des Bevollmächtigten über den Juhalt der Voll: 
macht und über das vom Principal in des Bevollmäd)- 
tigten richtiges Ermeſſen gejette Vertrauen feinerjeits zu 
vertrauen berechtigt ijt, wenn diefe Behauptungen nichts 
Ungewöhnlides enthalten, nichts Auffallendes, Ueber— 
rajchendes, DBerdachterregendes. Und zwar nichts diefer 
Art nach feinem des Dritten Verſtand, mweldyer vielleicht 
ſehr bejchränft ift, aber um fo weniger getäufcht und 
gemißbraucht werden darf. Der Dritte braucht Feine 
Studien zu madhen, um den Handlungsbevollmächtigten 
zu überwachen, er darf in Ermangelung von Berdachts- 
gründen der Wahl des Principals und daher den Be 
hauptungen des Handlungsbevollmächtigten vertrauen. Es 
entfcheidet aljo nicht fchlechtweg das im Allgemeinen Ge- 
möhnliche, jondern es kommt aud) in Betracht das Specielle 
und das Willen und Wilfenmüffen des Dritten von der 
Specialität. Das Princip der Gewöhnlichkeit, 
wie man es im Anſchluß an das Gefegeswort „gewöhnlich“ 
nennen kann, ift alfo ein auf die Umftände des Falles 
verweijender Rechtsſatz, d. 5. auf die Umftände, welche 
der Dritte in dem vorliegenden Fall weiß, willen muß 
und vorausfegen darf. 

Weil geringe Veränderungen des Falles Argmwohn 
erweden und zu weitern Erfundigungen verpflichten Fönnen, 
laffen fi zu allgemein geſtellte Fragen weder bejahen 
no verneinen. Belehrend ift das Sammeln von ges 
richtlich oder gejeglich oder gutachtlich entfchiedenen Fällen, 
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S 65. 
Erkundigungspflicht des Dritten. 

Erfundigungspflicht‘". Die Verpflichtung des Princi- 
pals wird begründet und beftimmt nicht nur durch feinen - 
wirklichen? Willen, fondern auch gegen denjelben durd) 
den aus den Umftänden zu erfchlicehenden vermuthlichen 
Willen. Das Bertrauen des Dritten fol nicht getäufcht 
werden. Der Dritte darf aber nicht fchlechtweg dem 
Inftitor trauen, fondern Hat die Pflicht, fich in gewiſſer 
Maafe darum zu befümmern, ob der Contract dem 
Willen des Principals entſpricht. Er muß nachforſchen, 
wieweit der Inſtitor bevollmächtigt ift und ob bie 
Umftände, unter welden er es ift, vorliegen. Der 
Dritte hat alfo die Pflicht, den Inſtitor zu überwachen; 
er hat fie aber nur bei dem Abjchluß des Contracts, 
nicht ſpäter. 

I. Der Dritte muß zunächſt nachforſchen, wieweit 
der Inftitor bevollmächtigt if. Er muß den Inhalt der 
ihm oder dem Publicum befannten Vollmacht genau be- 
achten, denn nur in Gemäßheit von diefem haftet ihm 
der Principal’, Er muß fid) alfo einmal und zuvörberft 
nach der öffentlichen Vollmacht erkundigen, ob und wie fie 
da ift, und zwar aufs peinlichjte, denn die jchuldlofefte 





1) Das Genauere über die Erfundigungspflicht fehlt im HGB 
und ift daher dem römijhen Recht zu entnehmen. Daber ift in 
diefem $ die Rede vom Inſtitor, welcher alfo bier, wo nur der 
Handlungsbevollmädtigte im Sinn des HGB erörtert wird, in 
der Beihränfung auf diefen zu verftehen iſt. 

2) Über diefen vgl. oben $ 63. 64. 

3) L.19.D.dR.J.L11.85.D.heL.1.8 12. 
D. de exereitoria actione, 
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Unkenntniß in diefer Beziehung präjudicirt ihm‘. Fehlt 
es an einer öffentlichen Vollmacht, fo wird es für ihn bedeu— 
tend, wie die wirkliche nicht öffentliche Vollmacht lautet. 
Im römischen Recht findet fih die Bemerkung, dag Ort 
und Zeit wohl bei einem Inſtitor, aber zuweilen ſchwer 
bei einem Schiffer die Gelegenheit darbieten, ſich nad) 
dem Inhalt der Bollmacht zu erkundigen”, wodurch alfo 
die Pflicht der Erfundigung anerfannt, zugleich aber dar- 
auf beſchränkt ift, daß die Verhältniſſe die letztere geſtat— 
ten. Am ficherjten ift num immer die Erfundigung bei 
dem Principal, aber fie ift in der Regel unthunlich oder 
für den Inftitor beleidigend, und dann nur in dem Fall 
eines gegründeten Verdachtes Pflicht. Liegt ein folcher 
Gall nicht vor, fo genügt die Erfundigung bei dem Ins 
jtitor. Am ficherften ift e8 dann für den Dritten, daß 
er fich die Vollmacht vorzeigen läßt”, und gefchieht dies, 
jo folgt er für die Auffaffung derjelben ficher feinem ver— 
nünftigen guten Glauben’, namentlich der Börfenmeinung‘. 
Uber der Inſtitor hat vielleicht eine ſchriftliche Vollmacht 
nit erhalten oder er verleugnet fie, fo daß der Dritte 
auf die mündliche VBerfiherung des Juſtitor hingewieſen 
ift. Das Princip ift nun: Treu und Glauben beherrfcht 
das ganze Verhältnig, der Principal vertrauet den Ins 


4) Dies wird befonders da bedeutend, wo e3 gejtattet ift, auch 
die Ertheilung einer Handlungsvollmadt in das Handelsregifter 
eintragen zu laſſen. 

5) L. 1. pr. D. de exereitoria actione. 

6) Strube rechtliche Bedenken ed. Spangenberg Bd 2. Nr 424 
©. 226. 227. 

7) L. 11. D. depositi (16. 3.) 

8) L. 3. pr. D. de Scto Macedoniano (14. 6). L. 8. D, 
quod cum eo qui in aliena potestate (14. 5). 

z 5518 Handelerecht. Ir Bd, dte Aufl. 14 
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ftitor und muß daher forgfältig bei der Wahl deffelben 
jein, und vertrauet dem Dritten, daß er den Inftitor 
überwache; jenes Vertrauen it aber das überwiegend ent- 
jcheidende’, denn der Dritte vertrauet und darf ver- 
trauen der Wahl des Principals und daher dem In— 
ſtitor. Darnach ftellt fi) die Erfundigungspflicht folgen- 
dermaagen”. Der Dritte ift nicht zu einem gehäffigen 
läftigen Mißtrauen, welches überhaupt der Handelsverfehr 
nicht duldet, verpflichtet, daher er Unvedlichkeiten nicht 
ohne Berdachtsgründe argmwöhnen foll, andrerfeits foll er 
nicht leihtfinnig dem Suftitor trauen und, wenn die Um— 


9) Das römische Recht hebt es vielfach hervor, wie das Ges 
deihen des Handelsverkehrs überhaupt und aud des Handels des 
einzelnen Principals es fordere, daß unter der Treulofigfeit des 
Snjtitor nicht der unjchuldige Dritte, fondern der immer fchuldige, 
wenn auch nur durd verunglüdte Wahl gleichſam ſchuldige, Prin: 
cipal leide. Es heißt eimerjeit3 vom Principal: imputaturum 
sibi cur talem praeposuerit, die unerwartetſte Untreue fällt dem 
Principal zur Lajt, als hätte er gleich anfangs einen Fehler in 
der Anftellung begangen (L. 1.8 4. L. 1. 8 9. D. de exerci- 
toria actione), und andrerjeits werden den Principal benadhtheiligende 
Beitimmungen auf jenes Gedeihen bafirt. L.1. $5. D. de exer- 
eitoria actione (14. 1): alioquin contrahentes deeipientur — 
admittendum propter utilitatem — eo usque producendam 
utilitatem navigantium. — L. 17. $ 2. D. h. t. propter uti- 
litatem promiscui usus (Cujacii opera I. ©. 1436. In L. 21. 
C. de haereticis (1. 5) heißt es utilitas necessarii usus). Vgl. 
auch L.24. $1. D. de minoribus (4. 4): ne... nemine cum 
bis contrahente, ... . quodammodo commercio eis interdicetur. 
L. 12. 8 1. D. de administratione tutorum (26. 7): nemine 
scilicet emente. YnL.1. 820. D. de exereitoria actione heißt 
e3 vom Seeverfehr: ad summam rempublicam navium exereitio 
pertinet. 

10) QgL au L. 3.8 1. L. 6. L.9. $ 1. D. de juris et 
facti ignorantia (22. 6). 
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ftände dringend zum Verdacht auffordern, die Erkundi- 
gung bei dem Principal vornehmen; unterläßt er jte, two 
er wirklich Argwohn hatte oder haben mußte, jo hat das 
den Anfchein, als mache er mit dem Inftitor gegen den 
Principal böje Sade. Liegen feine Berdachtsgründe 
vor, die den Dritten zur Erfundigung bei dem Principal 
auffordern mußten, jo präjudicirt e8 alfo dem Principal, 
wenn der Inftitor die erhaltene Vollmacht verleugnet oder 
entjtellt "*, Die Angabe des Inſtitor über den Inhalt 
der Vollmacht kann deshalb verdachterregend fein, weil die: 
fer gar zu ungewöhnlich erjcheint. Uebrigens kann zu 
genaues Inquiriren leicht indelicat fein, und die Glaubwür- 
digkeit des Inftitor, z. B. eines Neijenden, im Gefchäft 
ift von feiner fonftigen Glaubwürdigkeit zu unterfcheiden. 

II. Der Dritte muß ferner nachforfchen, ob die Um: 
ftände, welche die Vollmacht vorausfegt, vorliegen. Er 
muß demnach, wenn der Contract nur unter Vorausjek- 
ungen dem Gefchäftsgebiet entjpricht, fich darum etwas " 
befümmern, 1. ob die Borausjegung vorhanden iſt“; 
und 2. 0b auch wirklich dem Contract die befprochene 
Beziehung auf die Vorausfegung nad) den vorhandenen 
Umftänden gegeben werden kann“; und 3. ob der Contract 


11) Das lettere folgt aus dem erfteren, und für diefes fpricht, 
nicht direct aber analogifh, die L. 11.8 4. i. f. D. h. t. Bol. 
unten 8 80. 

12) So auch ROHG Entſch. Bd 10. ©. 142—144. 

13) Et in summa aliquam diligentiam ereditorem 
debere praestare. L. 7. $ 1. D. de exereit. act. 

14) Der Schiffer borgt zu einer Sciffsreparatur auf. So 
muß der ereditor fi darum befümmern, ob das Schiff wirklich 
einer Reparatur bedarf. L. 7. pr. D. de exereit. act. „si illud 
quoque seierit, necessariam refectioni pecuniam esse.“ 

15) Der Schiffer braucht ein Segel, aber ijt denn ein ſolches 

14* 


| ie 





212 Der Handlungsbevollmädtigte. 


dazu in der abgefchloffenen Maafe erforderlich ift, doc 
ift dies nur im Ungefähren zu bemejfen und nad) dem 
in die Augen Springenden“, und der Dritte darf, wenn 
ein Verdacht nicht nahe liegt, der Angabe des Inſtitor 
vertrauen”. Nicht aber darum, ob hinterher auch der 
Inftitor den Contract befprochener Maaßen benugt ”. 
Denn wollte man den Dritten aud mit diefem Beweiſe 
beläftigen, jo Hiefe das am Ende ihn verpflichten, ſelbſt 
den Inftitor zu machen”. Unterläßt der Inſtitor dieje 
Denugung (die Verwendung), jo ſchadet diefer Mißbrauch 


auf diefer Injel zu haben? So L. 7. $ 1. D. de exereit. 
actione. 

16) Iſt denn zu der Sciffsreparatur jo viel Geld erfor: 
derlih ? Das kann natürlich nur im Ungefähren bemeffen werden ; 
daber jagt denn auch die L. 7. pr. D. de exercitoria actione 
(14. 1): si multo tamen major pecunia ceredita fuerit, quam 
ad eam rem esset necessaria, non debere in solidum ad- 
versus dominum navis actionem dari. 

17) Der Schiffer borgt zu einer Sciffäreparatur und giebt 
den Preis der eingefauften Materialien höher an, als er betrug. 
Sp L. 1. $ 10. D. de exereit. act. (14. 1), Sed et si in 
pretiis rerum emptarum fefellit magister, exercitoris erit dam- 
num, non creditoris. 


18) 3. B. nicht das aufgeborgte Geld in eigenen Nutzen ver: 
wendet. Der creditor braudyt nicht zu bemeifen, daß fein hinge— 
liehenes Geld auch wirklich auf die Sciffäreparatur verwandt 
worden iſt. L. 7. pr. D. de exere. actione L, 1.89. D. 
eod. Den Sab belegt auch direct für den Inftitor 1, 7. 8 2. 
D. eod. 

19) So fügt es L. 7. pr. D. de exere. act. (14. 1): non 
oportet ereditorem ad hoc adstringi, ut ipse reficiendae navis 
curam suscipiat, et negotium domini gerat, quod certe futu- 
rum sit, si necesse habeat probare, pecuniam in refectionem 
erogataım esse, 
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lediglich dem Principal, als wäre gleich anfangs ein 
Fehler in der Anftellung begangen”, | 


S 66. 
Kundmachen der Vollmadt. 


Der Principal kann, um ganz ficher zu gehen, nemlich 
um nicht wider Willen haften zu müffen, feinen Willen 
fund machen, nämlich den Inhalt der Vollmacht anmelden. 
Der Inhalt der Vollmacht ift zumächft durch den allges 
meinen Zwed der Anftellung gegeben‘. Soll aber diefer 
durch den Zweck der Anftellung gegebene, allgemeine, ges 
mwöhnliche, Inhalt der Bollmacht befchränft* werden, fo 
bedarf e8 der Anmeldung (Bekanntmachung, Notification), 
denn ohne folche haftet der Principal diefem Inhalt, den 
das Publicum vorausfegen darf, gemäß. So iſt e8 ge- 
meines Recht” und particuläres Recht‘. Die Anmeldung 
aber giebt ihın eine Einrede gegen den Dritten. Die Art 
der Anmeldung anlangend, jo kann der Principal feinen 


20) L. 1.8 9. D. de exereitoria actione (14. 1): impu- 
taturum sibi, eur talem praeposuerit. 

1) Bal. oben 8 64 und unten Note 3. 4. 

2)3.8 L. 11.85.D.h. t. quid enim, si certa lege, 
vel interventu cujusdam personae, vel sub pignore voluit cum 
eo eontrahi, vel ad certam rem? 

3) Diefer Sab, nirgends im römischen Recht abftract ausge: 
fprochen, aber nicht zu bezweifeln, ift es, welcher ausgeführt ift 
in der Schrift von Tittmann von der Statthaftigfeit der inſti— 
toriihen Plage bei Lebertretungen der Gewerbsvorſchrift. Dresden 
1805. Inſofern kann man von dem Sat, daß der Principal in 
Gemäßheit der mwirfliben Procura haftet, eine Ausnahme auf 
die Schuld des Principals, welcher das Publicum täufcht, grüns 
den. So ftellt es Tittmann. 

4) Cödigo de comereio. Art. 175. 178. 181. Codigo com- 
mereial. Art. 143, 146, 149, 
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Willen nur einer einzelnen Perfon? oder nur einzefiten 
Perfonen, 3. B. durch Circulaire“, oder dem Publicum 
fund machen. Ein Mittel, wie das Letztere gefchehen 
kann, ift durch das Handelsregifter da geboten, wo in 
dafjelbe auch die Ertheilung einer Handlungsvollmacht 
(alfo nicht Tebiglich eine Procura) eingetragen werden 
darf. Eine andere Art, wie e8 gejchehen kann, ift der 
Anfchlag vor dem Gefchäftslocal. Das römische Recht 
erwähnt ihn (palam prosceriptum) und verlangt feine 
Beſchaffenheit, damit er wirke, folgendermaagen. Er muß 
palam jein, kundlich. Kundlich ift fo zu verftehen: 
1. mit deutlicher, ohne Auffteigen vollftändig Tesbarer 
Schrift; 2. vor dem Gefchäftslocal und in die Augen 
fallend; 3. im der Sprache des Orts. Der fo dem 
Publicum im Ganzen zugängliche Anſchlag gilt auch als 
zugänglich fir jeden Einzelnen’, daher Unkunde jener 
Sprache oder des Leſens oder Ueberfehen des Anfchlages 
bei dem Einzelnen nicht zu beachten ift“. 4. Der An- 
Schlag wirkt nur unter diefen angegebenen Vorausſetzungen. 
Er wirft daher nicht, wenn er gar nicht oder nicht auf 
die angegebene Weife vorhanden mar, gleichviel aus 
welchen Grunde nicht; mochte er 3. B. zur Zeit der 
Contractsabfchliegung nicht ausgehangen oder unbeleuchtet 
gewefen, oder durch die Zeit oder Regen oder durch eine 
fremde Handlung, ſei e8 auch durch dolus des Injtitor?, 

5) Beiſpiel: ROHG Entſch. Bd 12. S. 277-280. 

6) Der Inhalt von Circulairen, obgleich diefe nur an eins 
zelne Perſonen gefandt werden, kann für ein weiteres Publicum 
bejtimmt fein. 

7) L. 6. L. 9. $1.D. de juris et facti ignorantia (22. 6). 

8) Dies Alles hat genau L. 11.8 3. D. h. t. 

9) Der Grund, daß der dolus de3 Inſtitor dem Principal 
Ichadet, Liegt nicht in dem dolus fondern in der. Wirkung defjelben. 
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abhanden gekommen oder undeutlich geworben fein". Doch 
wirft der Anfchlag dann, wenn der Dritte den Inhalt 
defjelben Fannte oder, auch ohne das, wenn er felbft dolofe 
den Anfchlag entfernte". 5. Der einmal fund gewordene 
Inhalt des Anfchlages darf aber nicht einem fo häufigen 
Wechſel unterworfen werden, daß dies auf eine Prellerei 
des Publicums hinausläuft“. » Nach Particularrechten“, 
von welchen aber die deutjchen dur) das DHGB foweit 
aufgehoben find, foll die Vollmacht, d. h. die Anftellung 
oder aucd mehr, entweder nur des vollen Disponenten 
oder auch eines minderberechtigten Inftitor ſchriftlich vers 
zeichnet und dem Publicum befannt gemacht werden; als 
Art der Kundmachung wird bezeichnet: Anfchlag im Ge- 
richt, Anfchlag im Handelsgericht, Anjchlag auf der Börfe, 
Anzeige der Vollmacht an das Geriht, Eintragung in 
das Gerichtsprotocoll, Niederlegung der Unterfchrift des 
Inftitor auf der Börſe, Protocolfirung bei einem Wech- 
jelnotar, Benachrichtigung der Kaufmannsjchaft eines Drtes 
durch die Gerichte, Benachrichtigung der Kaufmannſchaft 


10) 1.11.84. D. h. t. 

11) 1.11.84 i. f. D. ht Sed si ipse institor deeci- 
piendi mei causa detraxit, dolus ipsius proponenti nocere de- 
bet, nisi particeps doli fuerit, qui contraxit. 

12) So it L. 11. 8 5. i. f. D. h. t. zu faffen: Sed si 
alias cum alio contrahi vetuit, continua variatione, danda est 
omnibus adversus eum actio: neque enim decipi debent con- 
trahentes. 

13) Frankfurter WO von 1739. $ 1. 2. — Oeſterreichiſche 
WO von 1763. 8 8. — Augsburger WO von 1778. Rap. IIL 
$ 13. — PVreußiſches Landrecht S 500. 503—505. 511. — 
Badiſches HR Art. 7 b. — Cödigo de comercio Art. 174, 
190. 191. — Codigo de commercial Art. 142, 157. 158, — 
Ungrifcher XVL Geſetzartikel $ 48. 
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durch ihre Vorfteher, irculaire an die Handelsfreunde, 
auch wohl mit der Handfchrift des Inſtitor. 


S 67. 
Anwendungen. Handlungsreifende. Geſchäftslocal. 


I. Handlungsreifende'. 1. Das Princip der Ges 
wöhnlichkeit findet auc Anwendung auf ſolche Hand: 
lungsbevollmächtigte, welche man Handlungsreifende nennen 
kann, denn e8 ift unter diefem Namen keine Ausnahme 
gemacht, vielmehr eine Beftätigung ausgefprochen. Für 
die Anwendung des Princips ift es mithin gleichgültig, 
welchen Begriff man mit dem Wort Handlungsreifender 
verbinden, welche Art von Handlungsbevollmächtigten es 
einfchliegen und ausfchliegen fol”. Daß der Principal 
des Handlungsbevollmächtigten ein Ausländer ift, ſchließt 
die Anwendbarkeit des HGB nicht aus’. 2. Zwei Fra— 
gen Hinfichtlich des Inhalts der Vollmacht find aber 


1) Ein Beifpiel grober Fabrläffigkeit in der Berichterftattung 
(verzögerte, unvollſtändige, unrichtige) über den Abſchluß: ROHG 
Entih. Bd 11. S. 93—98. 

2) Damit ift der erfte Eat des Artikel 49 erledigt. 

3) Val. meine Einleitung in das deutiche Privatredit 8 78. 
85. Anders das ROHG Entih. Bd 8. S. 150—152, mit 
Berufung auf L. 34. D. de R. J. id sequamur, quod in re- 
gione, in qua actum est, frequentatur, Da in dem Fall actum 
war in zwei regionibus, zwiſchen dem Principal und dem Bevoll: 
mächtigten im Ausland und zwiſchen dem Bevollmächtigten und 
dem Dritten im Inland, fo würde wenn die Stelle zutreffend 
wire folgen, daß für das actum im Inland der usus im Inland 
und nicht der im Ausland beftimmend fei. Die Stelle iſt aber 
nicht zutreffend, denn fie enticheidet die frage, was von den Con— 
trahenten gewollt fei. Die zu enticheidende frage geht aber auf 
den Willen des Geſetzes. Der Wille des HGB in Art. 47 ift 
nicht der, den Inländer dem ausländiſchen Neht Preis zu geben. 


— 
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entſchieden in Betreff desjenigen Handlungsbevollmäch— 
tigten, welchen ſein Principal zum Abſchluß von Verkäufen 
an auswärtigen Orten verwendet und zwar als Hand— 
lungsreiſenden. Sie ſind alſo nicht entſchieden (vielleicht 
aber ebenſo zu beantworten) für den Fall, daß der Ort kein 
auswärtiger iſt (alſo nicht in Betreff des ſ. g. Stadt— 
reiſenden), und nicht in Betreff desjenigen, welcher nicht 
Reiſender iſt, wenn er gleich an auswärtigen Orten 
(nicht nur an einem ſondern an mehreren) zum Abſchluß 
von Verkäufen verwandt wird. Für den weitern Inhalt 
der Vollmacht zu dem Abſchluß von Verkäufen kommt es 
alſo auf den Begriff des Handlungsreiſenden an. Dieſer 
iſt zu ſetzen in den Betrieb im Umherziehen“. Die ent— 
ſchiedenen Fragen ſind folgende. Ein zum Abſchluß von 
Verkäufen an auswärtigen Orten bevollmächtigter Hand— 
lungsreiſender gilt für ermächtigt zur Eincaſſirung und 
zur Creditirung des Kaufpreiſes aus den von ihm abge— 
ſchloſſenen Verkäufen“. Ob auch des Kaufpreiſes aus 
den von feinem Reiſevorgänger oder von dem Principal 
jelber abgefchloffenen Verkäufen, ift durd) das HGB nicht 
entjchieden; die Frage kann nad den Umftänden des 
alles bejahet oder verneint werden müfjen. Uebrigens 
ift derjelbe für Tegitimirt zu Halten an Jedermann zu 
verfaufen und größere Quantitäten zu verkaufen’; auch 


4) Reichs-Gewerbeordnung 8 44. 

5) HGB Art. 49 zweiter Sab. 

6) Mehr fagt das ROHG über die Frage nicht in den 
Entfheidungen Bd 4. S. 301 (ift zu vgl. wegen der Gitate). 
In Bd 6. ©. 403 betrifft die Frage gar nicht das Incaffo. 

7) Troß der (aber vom Dritten nicht gewußten) Beſchränkung 
der Vollmacht, daß er nur an die beitinnmten Perfonen, zu melden 
er werde geſchickt werden, verkaufen folle, und troß der beſchränkten 


218 Der Handlungsbevollmächtigte. 


für legitimirt zu dem Vertrag, daß der Verkauf gehöriger 
als gefchehen erfüllt werden folle; aber nicht zu einem 
unentgeltlichen Verzicht auf Rechte des Principals“, mit 
hin auch nicht zu jenem Vertrag, wenn er nicht8 weiter 
als ein folcher Verzicht ift; auch für legitimirt, einen 
Theil des fchuldigen Kaufpreifes zu erlaffen, um den 
Reſt fofort zu erhalten”. 

II. Gefchäftsfocal. Bon dem Princip der Gewöhn— 
lichkeit enthält folgender Sat des HGB eine Anwendung. 
Wer in einem Paden oder in einem offenen Magazin 
oder Waarenlager angeftellt ift, gilt fir ermächtigt, in 
dem Pocal Verkäufe und Empfangnahmen vorzunehmen, 
welche in einem derartigen Pocal gewöhnlich gefchehen ””. 
Der Sat hat nit den Sinn, daß die Anwendung bes 
Princips auf die genannten Gefchäftslocale befchräntt fein 
folle. Die demnach unbefchränft zu machende Anwendung 
ergiebt folgenden Sat: Wer durch feine Anftellung in 
einem Gefchäftslocal als Handlungsbevollmächtigter gilt, 
gilt für ermächtigt zu ſolchen Gefchäften, welche dem Zweck 
des Gefchäftslocals entfprechen. 

III. Andere Anwendungen des Princips der Ge 
wöhnlichkeit finden fich im römischen Recht", in den Par: 


Vollmacht, daß er Fein Geſchäft über hundert Thaler machen folle, 
ROHG Bd 5. ©. 207—209. 

8) So war e3 in dem Fall des ROHG Entſch. Bd 7. 
S. 115—117. 

9) Ein Fall diefer Art in den Entſcheidungen des ROHG 
Pd 6. S. 400—403. 

10) HGB Art. 50. 

11) 1. Der Inftitor zum Kauf und Verkauf darf die Waare 
auch al3 mutuum aufborgen. L. 5. 8 14, D. h. t. 
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ticularrechten“, in Gutachten und in richterlichen Ent— 
Iheidungen ”., 


2. Ein folder Anftitor darf dem Käufer creditiren, wenn 
nicht die Vollmacht Verkauf gegen Baarzahlung vorſchrieb. L. 5. 
815.D.h. t. 

3. Der Inftitor darf dem Ereditor einen Bürgen beitellen. 
L. 5. 8 16. D. h. t. 

4. Vollmacht zum Deponiren oder Ausleihen enthält Vollmacht 
zum Rückempfang. L. 11. D. depositi (16. 3). L. 35. D. de 
solutionibus (46. 3), 

5. Der zum verzinzlihen Ausleihen von Geldern beitellte 
Snjtitor ift berechtigt, als Delegat in eine Delegation einzutreten, 
wenn nur das Dedungsverhältnig zum Deleganten ein verzinsliches 
Creditverhältniß ift; aber nicht ift er berechtigt, durch Intervention 
eine fremde Schuld zu übernehmen. So L. 19.8 3.D. h. t, 
Das ift Alles in der Ordnung, er foll den Principal zum 
Gläubiger machen, das thut er aber im Ietten Fall nidt, er 
madt ibn zum Schuldner; im erſten Fall madt er ihn zum 
Gläubiger, freilih aud zum Schuldner (nämlich gegen den Des 
Iegatar), allein damit ift weiter nicht? geändert, als daß der 
Auszahlung der Kapitalien das Verfprechen derfelben vorauggeht. 
Died beläftigt den Principal nicht im Mindeften. 

12) Vollmaht zur Empfangnahme ift auch Vollmacht zur 
Prüfung der Empfangbarfeit. Cödigo de comereio. Art, 194. 
Codigo commercial. Art. 161. 

13) 1. Disponent. Seuffert Arhiv Bd 2. Nr 87. Analog 
brauchbar: Bremer Sammlung Bd 2. Hefti. S. 148—151. — 

2. NReifender zum Verkauf. GSeuffert Archiv Bd 1. Nr 339. 
Dd 5. Nr 130. Zu vgl. in anderer Beziehung: Hamburger 
Sammlung Bd 1. S. 683—696. 

3. Vollmacht zum Verkauf enthält auch Vollmacht zur Ent: 
gegennabme der Disſpoſitionsſtellung. ROHG Entfdeidungen 
Bd 5. ©. 105. 106. 

4. Vollmacht zum Verkauf von Werthpapieren enthält nicht 
Vollmacht zur Prolongation des firen Erfüllungstages. ROHG 
Entiheidungen Bd 1. S. 251. 252. 
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8 68. 
Miderruf und Einfhränfung der VBollmadt. Tod. 

1. Tod. Der Tod des Principals hat das Erlö- 
Shen der Handlungsvollmacht nicht zur Folge!. Anders 
ift e8, wenn der Principal das Erlöfchen derfelben durch 
feinen Tod wollte’; dann fteht die Thatſache des Todes 
demjenigen Dritten entgegen, welcher diefe Befchränfung 
und den Tod wußte oder miffen mußte. 2. Widerruf 
und infchränfung. Die Handlungsvollmacht erlischt 
durch Widerruf. Sie ift zu jeder Zeit mwiderruflich. 
Mithin hat eine Beichränfung der Widerruflichkeit dritten 
Perfonen gegenüber feine rechtliche Wirkung. Die Wi- 
derruflichfeit befteht auch nach innen‘. Der Widerruf 
wie die Einfchränfung der Vollmacht kann deutlich genug 
daraus erhelfen, daß die PVerhältniffe aufhören, durch 
welche die Vollmacht überhaupt oder der volle Inhalt 
derfelben bedingt ift, 3. B. daß der Angeftellte aus dem 
Gefchäftslocal entfernt wird. Bleiben aber diefelben Ver- 
hältniffe, unter welchen die Vollmacht gilt, fo fteht die 
Thatſache des Widerrufs oder der Einfchränfung demje- 
nigen Dritten entgegen, welcher diefelbe wußte oder wiſſen 
mußte. 3. Das Wiffen oder Wiffenmüffen kann herbei- 
geführt werden durch Anmeldung der Thatſachen gegen- 
über dem Einzelnen oder dem Publikum’; die Art der 

1) HGB Art. 54. 

2) Dies ift zwar für die Handlungsvollmacht nicht ausge: 
ſprochen, denn Art. 297 fpricht nicht von einer folhen. Es 
verſteht fi aber von ſelbſt und ift nicht gegen den Art. 54, 
welcher weiter nichts jagt, als dak das Erlöfchen der Handlungs: - 
vollmacht nicht neietliche Folge der Thatfache des Todes fei. 

3) HGB Art. 54. 

4) Es gilt hier da3 vom Procuriften $ 56 Nr 6 Bemerkte. 

5) Bol. oben $ 60 Note 7. 
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Anmeldung ift diefelbe wie für eine urjprüngliche Be— 
ſchränkung“. 


869. 
Rechtswirkung der drei Vorausſetzungen. 

Rechtswirkung‘. Da „zwiſchen dem Bevollmächtigten 
und dem Dritten das Gefchäft weder Rechte noch Ber: 
bindlichkeiten erzeugt“ *, fo iſt e8 Har, daß die durd) dafs 
jelbe begründeten Rechte und Berbindfichkeiten nur zwiſchen 
dem Principal und dem Dritten entftehen, mithin zwischen 
diejen beiden Perſonen unmittelbar, urfprünglich, entjtehen 
und zwar gilt dies, da Feine Beſchränkung ausgejprochen 
it, von allen diefen Nechten und Berbindlichkeiten. 
Demnad) ift der Sat des HGB folgender: Alle durd) 
den Bertrag (Willen und Willenserklärung) des Bevolls 
mächtigten begründeten echte und DVerbindlichkeiten find 
urfprünglide Rechte und Verbindlichkeiten 
des Principals. Diejelben entjtehen aber für den 
Prineipal nicht Schon aus jenem Vertrag, fondern vermits 
telft Ddejjelben aus dem gewollten eigenen Vertrag 
des Principals. Diefer Vertrag, welchen der Prin— 
cipal felber mit dem Dritten gefchloffen hat (denn er 
beruht auf feinem Willen und feiner durch den DBevoll- 
mächtigten überbrachten Willenserklärung), ift aber nicht 


6) Val. oben $ 66. 

1) Art. 52. „Durch das Rechtsgeſchäft wird der Principal 
dem Dritten gegenüber berechtigt und verpflichtet. Zwiſchen dem 
Bevollmädtigten und dem Dritten erzeugt das Geſchäft meder 
Rechte noch Berbindlichkeiten.“ 

2) Durch dieſen Rechtsſatz iſt für Handelsgeſchäfte viel von 
dem erledigt, was unter dem Namen unmittelbare Stellvertretung 
behauptet und erörtert worden iſt. Vgl. unten den folgenden 
S 70 unter LI, 
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der alleinige und nicht der urfprüngliche Vertrag, 
welcher die Rechte und Verbindlichkeiten des Principals 
begründet. Diefe werden begründet dur) zwei Bers 
träge mit dem Dritten. Der Bevollmäcdtigte hat einen 
Bertrag mit ihm gejchloffen mit Hinweifung auf den Willen 
und die Willenserflärung (auf die Vollmacht) des Prin- 
cipals, und der Principal einen Vertrag mit ihm fraft 
diefer Hinweifung. Aus des Bevollmädtigten urſprüng— 
lichem Vertrage, welcher für die Perſon des Principals die 
Rechte und Verbindlichkeiten will, entjteht ein urfprünglicher 
Bertrag des Principals, welcher für feine Perfon fie will. 
Der Grundvertrag erzeugt vermittelft der Vollmacht 
den Hauptvertrag, und diefer eigene Vertrag des 
Berechtigten und Berpflichteten begründet für dieſen ur- 
Iprüngliche (nicht abgeleitete) Rechte und Berbindlichkeiten. 
Der Hauptvertrag entfteht nicht gleichzeitig mit dem 
Grundvertrag fondern einen Moment Hinterher, weil 
diefer Vertrag zuvor da fein muß, bevor jener da fein 
kann. Da auf diefen einen Moment für die Zeit der 
Entftehung der Rechte und Berbindlichkeiten nichts ankommt 
fo kann man diefe infofern dem Grundvertrag gleich— 
zeitige nennen. Für andere Fragen ift e8 aber erheb- 
lich, daß der eine Vertrag dem andern nothwendig vor- 
ausgeht, daß der eine der Grund des andern, der andere 
Wirkung if. I. Der Grumdvertrag. 1. Diefer muß 
ein gültiger Vertrag fein; er ift ungültig, wenn der Be— 
vollmächtigte rechtlich willenlos iſt oder im einem die 
Gültigkeit des Vertrages ausfchliegenden Irrthum ift 3. 2. 
einem error in corpore. Ob der gültige Vertrag für 
ihn vollfommen wirkſam fein könnte, ift gleichgültig, eben 
weil er für ihn Feine Wirkungen erzeugen foll; daher ift 
gleichgültig feine Verpflichtungsfähigkeit, Berechtigungs— 
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fähigkeit, befondere Gejchäftsfähigkeit. 2. Einer Form bes 
darf der Vertrag wegen der Perfon des Bevollmächtigten 
nie, denn die für Verträge bejtimmter Berfonen beftimmten 
Formen fegen voraus, daß die Verpflichtung oder Bes 
rechtigung aus dem Vertrag diefe Perfonen trifft. Ob 
der Vertrag wegen der Perſon einer Form und welcher 
bedarf, bejtimmt ſich nad) der Perfon des Principals. 
Die ohne Rüdfiht auf die Perfon wegen des Inhalts 
des Vertrages zur Gültigkeit oder Klagbarkeit oder Be— 
weisbarfeit dejjelben erforderliche Form ift natürlich zu 
beobachten. II. Der Hauptvertrag. Da der Vertrag 
für den Principal Wirkung haben foll, jo kommt feine 
Berpflihtungsfähigkeit und Berechtigungsfähigfeit und be- 
jondere Rechtsgefchäftsfähigkeit in Betracht. Daher ift 
nad) feiner Perſon die Frage zu entjcheiden, ob der Ver— 
trag ein Handelsgefchäft ift; er muß Kaufmann fein, 
damit der Vertrag aus dem Grunde der Kaufmannseis 
genjchaft des Contrahenten ein Handelögejchäft jein könne; 
er ift e8, welcher durch eine Vielheit von Gejchäften 
zum Kaufmann wird. III. Der Vertrag des Bevolf- 
mächtigten macht mit deſſen Perjon infofern ein einheit- 
liches Ganze aus, als defjen einheitlicher Vertragswille 
nicht zerriffen werden Tann, wenn die Frage entfteht 
nad) dem Inhalt des Vertrages. Des Bevollmächtigten 
Wille und Willenserflärung über den Inhalt ift maaß— 
gebend für die Rechte und Verpflichtungen des Principals, 
mithin auch fein Wiſſen und Verſchweigen von maaßge— 
benden Umſtänden'. Diefer volle Inhalt des Vertrages 
des Bevollmächtigten bildet den Inhalt des Bertrages 
des Principals. Demnach ift, von bejondern Umftänden 
abgefehen, der Principal ebenfo, nicht mehr und nicht 

3) So auch ROHG Entiheidungen Bd 6. ©. 403—412, 
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minder, berechtigt und verpflichtet wie der DBevollmächtigte 
e8 wäre, wenn er e8 überhaupt wäre. Befondere Ums 
ftände können aber dahin führen, daß der Principal 
weniger verpflichtet iſt“ als der Bevollmäctigte es fein 
würde, oder mehr verpflichtet” oder weniger  berech- 
tigt” oder mehr berechtigt. Solche befondern Umftände find 
3. B. die verfchiedene Berpflichtungsfähigkeit, Berecht— 
igungsfähigfeit, Gejchäftsfähigkeit der beiden Perſonen; 
das Wilfen des Principals® von maaßgebenden Umftänden, 
welche er dem Bevollmächtigten verſchwieg. Dieſe andere 
Berpflihtung und Berechtigung des Principal® wider: 
ſpricht nicht, fondern entjpricht dem Willen des Dritten, 
welcher ja den Vertrag mit dem Principal fchliegen und 
diefen zum Berpflichteten und Berechtigten haben wollte 
vermittelft eines Vertrages mit dem Bevollmächtigten. 


70. 

Contrahiren in fremdem ie und in fremder Perſon. 

I. Contrahiren in fremdem Namen. Nach römischen 
Necht kann man der Form nad in eigenem Namen und 
in fremdem Namen gültig contrahiren. Das Contra: 
hiren in fremdem Namen hat für den Kontrahenten voll» 
ftändig die Wirkungen des Contrahirens in eigenem Na— 
men, es treten aber noch Wirkungen aus dem Vertrag 
hinzu, indem auch der, im dejjen Namen contrahirt worden 
ift, verpflichtet wird. Was die Wirkungen eines Ber: 

4) Interceffion eines Weibes durd einen Bevollmächtigten. 

5) Intercefion eines Mannes durch eine Bevollmädtigte, 
jogar durd) eine Bevollmäcdtigte, welche Ehefrau des Schuldners ift. 

6) Der Principal läßt eine beftimmte Sade kaufen, deren 
Fehler er, nicht aber der Bevollmädhtigte weiß. 

7) Der Principal ift Kaufmann und hat deshalb andere gejegliche 
echte, als der Bevollmächtigte, welder nicht Kaufmann ift, 
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trages betrifft, jo liegt aljo in dem alieno nomine 
auch ſtets das suo nomine; das alieno nomine iſt 
ein suo nomine mit Erweiterung. Den Wirkungen 
nad) giebt es aljo nicht erftens ein suo nomine und 
zweitens ein alieno nomine, welches nicht ein suo no- 
mine ijt, jondern erjtens ein einfaches suo nomine und 
zweitend ein suo nomine mit Erweiterung auf eine 
andere Perfon, welches erweiterte suo nomine das 
alieno nomine ift. Das Dafein und der Inhalt der 
Vollmacht ift nad römiſchem Recht gänzlich gleichgültig 
in drei Beziehungen, nemlid für das Recht und die 
Berbindlichkeit des Inſtitor und das Recht des Princi- 
pals aus dem vom Inſtitor gejchloffenen Vertrag, und 
erheblich; nur für die Verpflichtung des Principals aus 
dem Bertrag. So das römische Recht. Nach heutigem 
Recht ift Beides erheblich in allen diefen vier Beziehungen, 
indem nunmehr der Bollmadhtwille e8 ift, welcher 
die Rechte zwifchen den drei bei dem Vertrag betheiligten 
Perfonen (Principal, Inftitor, Dritten) beftimmt. Durch 
den feitjtehenden Sag, daß den Vertrag, welchen der 
Eine fchließt aber mit dem Willen und im Namen eines 
Andern, nur diefer Andere verpflichtet ift zu erfüllen, ift 
der Bertrag, was die Erfüllung betrifft, nunmehr in 
der hauptſächlichſten Beziehung (Pflicht zur Erfüllung) 
ein Vertrag nur des DVertretenen geworden, und daher 
entſpricht es dem Intereſſe des DVertretenen und widers 
ſpricht es nicht dem Intereſſe des Vertreters, daß er in 
der andern Beziehung (Recht auf die Erfüllung) auch wie 
ein Bertrag nur des DVertretenen behandelt werde, 

II. Gontrahiven in fremder Perſon“. Wer con: 

1) Diefem unter den Namen: directe Stellvertretung, — 


unmittelbare Stellvertretung, — die freie Stellvertretung im 
Thol'e Handelsrecht. Ir Bd. dte Aufl. 15 
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trahirt, gleichviel ob in eigenem oder in fremden Namen, 
contrahirt ftets im eigener Perfon. Das heit: 
die Perfon, welche durch ihren Vertragswillen zuerft einen 
Vertrag begründet, umd feine andere, ijt der urfprüng- 
lihe Contrahent, der Bertrag entjteht durch ihre Perfon 
und in ihrer Perfon. Ein Gontrahiren in fremder 
Perfon ift unmöglid. Das heigt es ijt unmöglich, 
dag eine andere Perfon, als welche durch ihren Vertrags: 
willen zuerjt einen Vertrag begründet, der urſprüngliche 
Contrahent if. Damit iſt nicht zu verwechſeln, was 
allerdings möglich ift, daß eine andere Perfon und nur 
diefe verpflichtet und berechtigt werde. Um diejes Re— 
fultat zu gewinnen hat man jene Unmöglichkeit als eine 


unbefchränfter Anwendung (Savigny ©. 57), — die unbedingte 
freie Stellvertretung mit volljtändiger und ausſchließlicher Ein— 
wirkung auf den DBertretenen (Savigny S. 68), — die freie 
Stellvertretung ohne jeglihe Schranken (jtatt Stellvertretung ift 
aud; Repräfentation gejagt) behaupteten Nectsinftitut gehören 
folgende Erörterungen an: Ruhſtrat im oldenburger Ardiv 
Bd 1. Hefti. 1843. S. 60 und Rubftrat im Ardiv f. d. civil. 
Praris Bd 30. 1847, ©. 340—355. Budka die Lehre von der 
Stellvertretung 1852. Dernburg in der Eritifchen Zeitichrift 
f. d. gefammte NW Bd 1. 1853. ©. 1—21. Brinz Eritijche 
Dlätter civiliftiichen Inhalt? Nr 2. 1852. von Savigny 
Obligationenreht Bd 2. 1853. 853—60. ©. 16—88. Scheurl 
in der kritiſchen Ueberſchau der deutihen Gy. und RW Bd 1. 
1853. ©. 315—338. Ruhſtrat über Savignys Lehre von 
der GStellvertretung. Oldenburg 1854. Diefer bereit in der 
dritten Auflage (1854) angeführten Literatur ift nunmehr beizu— 
fügen: Laband die Stellvertretung bei dem Abſchluß von Rechts— 
gejchäften nad dem ADHG. In Goldſchmidt Zeitichrift Bd 10. 
(1866) S. 183—241. — Windfheid Lehrbuh des Pan— 
deftenrehts Bd 1. $ 73. Willenserklärung dur Andere. Bd 2. 
8 313. Bertrag dur den Willen eines Anden, — ROHG 
Entjheidungen Bd 6. ©. 403—412, 


- — 
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Möglichkeit behauptet. Dies ift am klarſten und fchärfiten 
von Savigny gejchehen‘. Ein wirklicher Contrahent wird 
von ihm gänzlich weggeleugnet. Cbenfo ift es unmöglich 
(unmöglid hier in dem Sinn von practifch nicht durch» 
führbar), daß eine andere Perfon, als welche durch ihren 
Dertragsmillen zuerft einen Bertrag begründet, als der 
ursprüngliche Contrahent gilt. Nach diefer Anficht wird 
der wirkliche urfprüngliche Contrahent zwar als folcher 
anerfannt, aber rechtlich befeitigt, er foll gänzlid) weg- 
gedacht werden, nemlich ftatt feiner ein anderer als der 
Contrahent gedacht werden. Es ift aber die Beſeitigung 
pradtifch nicht durchführbar”. Die Anficht überficht das 
Dafein von zwei Verträgen, In dem Vertragsabſchluß 
des Bevollmächtigten mit Hinweifung auf eine wirkliche 
und ausreichende Vollmacht liegt, während nur ein Ders 
trag vorzuliegen fcheint, der Abſchluß von zwei Verträgen 
mit dem Dritten. Der Dritte hat zwei Contrahenten. 
Um den einen belangen zu können, muß er fid auf 
feinen Bertrag mit dem andern berufen. Der Vertreter 
hat contrahirt, aber für den Vertretenen, und der Ver— 
tretene hat contrahirt vermittelft des DVertreters. Das 
wirkliche Dafein von zwei Verträgen mit dem Dritten 
wird überjehen, wenn man fagt: e8 gelte fo, als ob der 
Bertretene contrahirt habe‘ (nein, er Hat wirklich con» 
trahirt), des Stellvertreters Wille habe Wirkungen, als 
jet er der Wille des Vertretenen“ (nein, er ift auch 
Wille des Vertretenen)“. 


2) Dal. unten die Anmerkung. 
3) Die Anhänger diefer Anficht führen fie daher auch nicht 
durch. Vgl. unten Note 6. 
4) So auch Windſcheid. Bol. unten Note 6. 
5) So aud Laband S. 226. Derjelbe bemerkt ©. 225, 
415” 


ie 
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„Nach der herrſchenden Meinung beruht die Stellvertretung auf 
der Fiction, daß der Principal als der eigentliche Contrahent 
anzujehen jei.“ 

6) Die praftiichen Schwierigkeiten, melde die Conſtruction 
de3 Recdtsinjtitut3 der |. g. unmittelbaren Gtellvertretung, des 
Eontrabirens in fremder Perfon, bietet, werden von Ruhſtrat 
und von Savigny nicht bemerkt, weil fie es unterlaffen, durch 
Eingehen in das Detail den innern Bau des Nechtöinftitutes zu zeigen. 
Dafjelbe gilt von Scheurl, melder e3 vermeidet „auf die mei: 
tern practiihen Yolgerungen einzugeben“ (S. 337). Budla, 
welder genauer eingeht, kommt zu Widerfprüden, fo daß er die 
directe Repräſentation immer mehr wegraijonnirt und ſachlich 
aufhört, ein Bertheidiger derjelben zu fein. Auch Dernburg, 
der ind Detail eingeht, endigt (S. 17—21) mit Widerſprüchen, 
und Brinz giebt die unmittelbare Stellvertretung, die er für 
das heutige Recht als ftatthaft behauptet (S. 35), am Schluß 
wieder auf (S. 42). Dernburg hat freilih auch einige nad 
dem Sat, daß der Mandant der Contrahent jei (S. 3 u. 19), 
confequente Süße, 3. DB. daß troß des Mandatars error in cor- 
pore der Kaufvertrag gültig ift, wenn nur der Mandant und 
der Verkäufer über das corpus conjentiren (S. 18 lit.b. 6.20 
lit. a). Aber wohin führt diefer conjequente Sa? Der Man: 
dant und der Berfäufer wollen beide den Kauf und Verkauf des 
Grauſchimmels Hercules, der Mandatar hat aber den Apfelſchim— 
mel Hercules verjtanden, und bewilligt al3 Kaufpreis 20 Louis: 
d’or, während er für den Graufhimmel höchſten zwölf bemilligt 
haben würde, So wäre alfo nad Dernburgs Meinung der 
Graufhimmel für zwanzig gültig gefauft! Vgl. noch Schliemann 
Eritiihe Bemerkungen zum Entwurf e. a. d. HGB ©. 15—19, 
wo ich übrigend? S. 19 Zeile 33 mifverftanden bin. (Soweit 
die vorige Auflage.) Labands richtige Nefultate (S. 227) 
wideriprehen zum Theil dem Sab, daß der Principal als der 
Contrahent zu fingiren ſei; er giebt es auf, den DBertrag des 
Bertreterö durchweg als vom Vertretenen gefchloffen zu denken. 
Ebenſo ijt es der Fall bei Windſcheid, welder ebenfalls den 
Sat aufjtellt: e8 gilt jo, als babe der Bertretene ſelbſt 
contrabirt („als habe er die Willengerklärung jelbjt abge: 
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geben“ 8 73 Tert bei Note 16 — „ed werde der Contract des Einen 
al3 Contract des Andern gedacht, vorgeftellt, fingirt“ $ 73 
Note 16). Wenn nun aber nad $ 313 Note 4 „alle Befon: 
derheiten, welche die MWillenserflärung de3 Vertreterd aus dem 
Zuftand feines Inneren empfängt” maaßgebend fein follen, fo ift 
damit jener Sat zurüdgenommen, denn dann gilt ed ja eben 
nicht, als ob der DVertretene felbjt contrahirt habe. 


Anmerkung. ontrahiren in fremder Perfon. (Unmits 
telbare Stellvertretung.) Da nad) diefer Meinung von zwei 
den Vertrag wollenden Perſonen die eine gänzlich im die andere 
aufgehen, einfchmwinden foll, fo möchte der Ausdrud Gontrabiren 
in fremder Berfon ſich empfehlen. Der Kern diefer Mei— 
nung ift: Es ift möglich, daß X einen Vertrag fehließt, melder 
nie umd nimmer fein Vertrag, fondern ftet3 und immer ber 
Vertrag eine Andern iftz es ift möglich, daß der urfprüngliche 
Bertrag des Einen der urfprüngliche Vertrag des Andern ift. 
Es foll eine Perfon ganz und gar in eine andere Perſon ver: 
ſchwinden, in fie aufgehen. Welche Perſon fol einfchwinden ? 
Soll e3 gelten, als fei der Titins der Sempronius, oder als 
fei der Sempronius der Titius? Es fol gelten, darüber find 
die Anhänger der directen Stellvertretung einig, nicht als fei der 
Eontrahent der Mandant, fondern „ald jei der Mandant der 
Contrahent.“ Wenn der Mandant ein Chrift und der mandata: 
rifche Contrahent ein Jude ift, fo ift alfo der Contrahent ein 
Ehrift. Diefe Meinung enthält einen innern Widerfprud. 
Es fol möglich fein, daß dur den urfprünglicen Vertragswil⸗ 
Ien des Einen ftatt diefes Einen ein Anderer der urfprünglide 
Contrahent ift, es fol möglich fein, daß der urfprünglid; eigene 
Vertrag ein urfprüngli fremder, der urfprüglid fremde ein 
urfprünglich eigener iſt; mein Gontrahiren in fremder Berjon 
fol alfo begründen einen fremden Vertrag durd; meinen eiges 
nen Vertrag aber ohne meinen eigenen Vertrag, indem mein 
urjprünglich eigener Vertrag vollftändig und ausſchließlich der ur: 
fprünglich eigene Vertrag eined Andern ift. Diefem Widerſpruch 
entzieht die Meinung fih mit Worten durd die Behauptung, 
dag der Vertrag urjprünglid eben gar nit vom Mandatar, 


Tr 
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fondern vom Mandanten gefchloffen werde, meil der fpeciellere 
Wille dee Mandatar in dem allgemeineren Willen des Mandans 
ten enthalten, und fomit nur ein hingetragener, ein überbrachter 
Wille des Mandanten fei. In Wirklichkeit bleibt aber der 
Widerſpruch, weil bei diefer Behauptung der Unterfchied überfehen 
wird zwiſchen einem allgemeinen für die Entjtehung eines präci— 
jen Vertrages nicht ausreichend vollitändigen Willen und einem 
Dazu ausreichend concreten Willen, alfo einem präcifen Vertrags: 
willen. Der präcife Vertragswille, durch weldyen allein der Ber: 
trag entjtehen kann und entjteht, it urfprünglidh beim Man: 
datar, und erit in Folge des fremden prücifen Vertrags: 
willen entjteht in dem Mandanten ein eigener präcijer Ber: 
tragsmwille. Der innere Wideriprud jener Meinung von der 
Statthaftigkeit de3 Contrahirens in fremder Perfon iſt hiernach 
Har. Denn e3 it unmöglich, daß ein Vertrag, welder ur 
ſprünglich lediglich dur den präcifen Vertragsmils- 
len des Einen entiteht, gar nicht der Vertrag diefes Einen, 
des Contrahenten, desjenigen, ohne deffen Vertragswillen gar 
fein Vertrag entitanden fein würde, tft, fondern der urfprüng- 
liche eigene Bertrag eine3 Andern it. 

Savignys Hauptgrund, neben einigen aber nicht beweifen- 
den Gtellen des römischen Rechts, ift die Bedeutung des Boten, 
des nuntius, indem er behauptet, daß zwiſchen einem Boten und 
einem Stellvertreter, welcher im Namen des Vertretenen auftrete, 
unterhandle und abjchließe, gar Fein Unterſchied fei, und daß auch 
noch Keiner den Begriff des nmuntius genau bejtimmt habe 
(S. 60. 61). Was die erftere Behauptung betrifft, fo begründet 
Savigny fie durh nichts Anderes, als daß er vier Fälle ſchil— 
dert, in melden die Bedeutung des Boten ſich fo fteigert, daß er 
ift 1. unmiffend und willenlos; 2. wiffend aber willenlos; 3, nicht 
völlig willenlos, nemlich wollend in Betreff des Preifes; 4. noch 
weniger willenlos, nemlidy wollend in Betreff des Preifes und 
unter mehreren ihm bezeichneten Sachen (Pferden) wählend; und 
nun e3 für „unbeftreitbar,* für „unbedenklich“ erklärt, daß alle 
dieje verfchiedenen Fälle juriftiich eine ganz gleihe Natur haben 
©. 58. 59; was aber nicht zuzugeben ift. Weiter geht Savigny 
in der Steigerung nicht, fondern bleibt bei diefen allereriten Schrit- 
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ten ftehen umd ſchließt daran zunächſt nur den Sat: Mein auf 
mannichfaltige Entichlüffe gerichteter Wille, zwiſchen welchen der 
Stellvertreter die Wahl haben fol, it ja noch immer mein Wille 
und der Stellvertreter ericheint der andern Partei gegenüber als 
der bloße Träger meines Willens (©. 59); und folgert 
bieraus, einige Zeilen weiter, den ganz allgemeinen Satz: Es ift 
alfo gleichgültig, ob der Stellvertreter in dem Geſchäft mehr oder 
weniger felbitthätig ericheint. Hierbei ift aber überfehen, daß jchon 
in dem Fall, wo der Stellvertreter unter den ſechs ihm von mir 
bezeichneten Pferden wählt, er nicht meinen Vertragswillen Tedigs 
lich mittheilt, fondern durch feinen auf ein beitimmtes Pferd ger 
benden Willen meinen allgemeinen Willen zu einem präcifen Vers 
tragswillen individualifirt, daß er alfo durd feinen Willen mir 
erit diefen beftimmten VBertragswillen macht, daß ich alfo einen 
eigenen präcifen Vertragsmwillen erſt in Folge des 
Vertragswillens meines Bevollmächtigten, alfo erft in Folge 
des fremden Willens erhalte. Durch meinen zu einem Ber: 
trag viel zu allgemeinen Willen entjteht ein für einen Ber: 
trag ausreichend concreter fremder Wille, und erft infolge 
dieſes fremden Vertragswillens entjteht nun bei mir ein eige— 
ner VBertragsmille Der Stellvertreter ift der Erzeuger 
dieie3 meines Willend und nicht der bloße Träger diefes 
meines bei Ertheilung der Vollmacht noch gar nicht vorhandenen 
Willend. Würde der Stellvertreter X dem Pferdeverfäufer feine 
Vollmacht vorzeigen: „Herr X ift von mir beauftragt, von Ihe 
ren ſechs Pferden eins nad; feiner Wahl für meine Rechnung zu 
kaufen,” fo würde der Pferdehändler ſogleich erjehen, daß der X 
nicht einen bei mir fertigen Kaufmwillen Tediglich mittbeilt, fondern 
daß aus feinem Willen der beftimmte Kaufvertrag entitehen fol. 
Dies wird Alles noch klarer werden, wenn man die Bollmadht jo 
allgemein denkt, daß dem Bevollmädtigten jogar die Wahl der 
Perion des Contrabenten und des Preijes und des Gegenjtandes 
und jogar der Art de3 Vertrages überlaffen ift, oder gar einen 
Inſtitor oder gar einen procurator omnium rerum denft. — Die 
von Savigny ‚in der Literatur vermißte Begriffäbeftimmung des 
Boten ift im Gegenia des Procurator fhon in der zweiten Auf: 
Tage des vorliegenden Werkes 8 25 präcife gegeben, und ijt bier 
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der Bote keineswegs „in geringichäßiger Art nur beiläufig er: 
wähnt und abgefertigt.” Der Bote ift ein Menich, der nur einen 
fremden Millen mittheilt, und daber fann ein Rind es fein, der 
Procurator begründet durd feinen Willen die Obligation. Wenn 
der Wille der Mittelöperfon erforderlich ift, fo ift fie nicht Bote, 
fie trägt nicht meinen Willen, fie erzeugt mir einen Willen. 
Es iſt doch ein großer Unterfchied zwiſchen den beiden Fällen: 
Die obligatio wird begründet allein durch meinen Willen und 
meine Willenzerflärung, und auf den Willen der Mittelöperfon 
fommt nicht3 an, fie ift nur das Mittel für meine Willenserklä— 
rung; und: Die obligatio wird begründet allein durd den Wils 
len und die Willenserflärung der Mitteläperfon (danach beſtimmt 
fi) 3. B. warn und wo und ob mündlich oder jchriftlih contra= 
hirt worden ift), und diefer fremde Wille und Willenserklärung 
ift einem von mir allgemeiner gefaßten und erflärten Willen ent: 
fprehend, ich habe aus dem Grunde einer allgemeinen Willens— 
erflärung diefen concreten fremden Willen ald meinen eignen 
eoncreten Willen gelten zu laſſen. 


$ 71. 


Mangel der Vorausſetzung. Griter Fall. Die Vollmacht fehlt 
oder ijt überſchritten. 


I. Der Contrahent ift ohne Bollmadt'‘.. Wer 
ein Handelsgeſchäft als Handlungsbevollmächtigter (mithin 
im Namen eines Andern) fchließt ohne Vollmacht zu 
haben, ift dem Dritten nah Handelsrecht verhaftet und 
fann von dem Dritten nach deſſen Wahl auf Scabens- 
erfag? oder auf Erfüllung belangt werden. Er haftet 
nicht, wenn der Dritte beim Abſchluß des Gefchäftes den 
Mangel einer Vollmacht gefannt Hat. Er iſt nad 
Handelsrecht verhaftet, d. h. er ift ebenfo nad) Handels— 
recht verpflichtet, wie es gewefen wäre der angebliche 
Principal, wenn er wirklich der Principal geweſen märe 


1) HOB Artikel 55. 
2) Beifpiel: ROHG Entſch. Bd 11. S. 355—358. 
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und die erforderliche Handlungsvollmacht ertheilt hätte. 
Die Klage auf Erfüllung des Vertrages ift gegen den 
Contrahenten Lediglich durch den Vertrag nicht begründet, 
wenn er diefen im Namen eines Anvern gefchloffen 
bat. Denn dann hat er erklärt, daß er für fremde und nicht 
für eigene Rechnung contrahire, er hat den Dritten auf 
diefen Andern, den Principal, verwiefen, beffer: die Ver— 
pflichtung zur Erfüllung ift als eine nur vom Principal 
gewollte und gefollte contractlich feftgeftellt worden. Wird 
gegen den Kontrahenten Iediglih aus dem Vertrag auf 
Erfüllung geklagt, fo ift zu feiner Befreiung die Behaup- 
tung und ber Beweis diefer Form der Pertragsabjchliegung 
erforderlich und genügend. Der Gläubiger ift nunmehr 
zunächſt darauf bejchränft, die inftitorifche Klage gegen 
den Principal anzuftellen. Der Contrahent ift nur ver- 
pflichtet dafiir einzuftehen, daß diefe Klage rechtlich 
gegen den Principal begründet ift’, alfo dafür, daß 
dem Bertrag die entfprechende Vollmacht nicht fehlt. 
Die Klage gegen den Kontrahenten auf Schadenserſatz mie 
die auf Erfüllung des von ihm im Namen des angeblichen 
Principals gefchloffenen Vertrages ift erft durch den Umftand 
begründet, daß in einem mit dem angeblichen Principal 
unter Adcitation des Kontrahenten oder Fitisdenunciation 
an den ontrahenten geführten Proceß die inftitorifche 
Klage aus dem Grunde mangelnder Vollmacht abgewiefen 
worden if. Diefer Umftand gehört zum Klagfundament 
und ift daher vom Gläubiger zu behaupten und zu be- 
mweifen‘. Es verfteht fi) übrigens, daß nunmehr der 


3) Nicht auch dafür, daß fie factifch wirkſam fei. Für die 
Solvenz de3 PBrincipals haftet er nur aus bejondern Gründen: 
Verſprechen (Delmedereftehen) dolus. 

4) Auch ohne daß diefer Umftand eingetreten ift, Tann die 
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Contrahent aus dem Pertrag, aus welchen er zur 
Erfüllung verpflichtet ift, auch berechtigt ift auf die 
Erfüllung. MUebrigens Tann der angebliche Principal, 
welcher verpflichtet ift, aus andern Gründen aus dem 
Vertrag nicht verpflichtet fein. Die Verpflichtung Tann 
möglicherweife zum Pollen oder zu einem Theil deſſen, 
was der Contrahent verfprah, auf die Bereiherung 
gegründet merden. Die Möglichkeit und der Inhalt 
diefer Verpflichtung beftimmt ſich danach, ob und wieweit 
dem ontrahenten gegen den angeblichen Principal die 
mandati oder negotiorum gestorum actio zufteht oder 
doch” zuftehen würde“. 

II. Der Fall, daß die Vollmacht überfchritten" 
ift, fteht unter den erörterten Rechtsſätzen“, ruft aber 
eigenthümfiche Fragen hervor. 1. Zmifchen dem Prin- 
cipal und dem Dritten. Der Principal ift nicht ver- 
pflichtet, den Vertrag ganz fo wie er Tautet gelten zu 
lafjen, denn er entfpricht nicht feiner Willenserflärung. Er 


Klage auf Erfüllung gegen den Eontrahenten verfucht werden, in 
der Hoffnung, er mwerde einräumen, daß die Vorausſetzung für 
die lage gegen den Principal, die Bevollmächtigung, nit vor: 
handen fei. 

5) Nämlich wenn er nicht wäre, was er zufällig ift: Haus: 
fohn des Principals. 

6) L. 3. $ 2. D. de in rem verso (15. 3). Dgl. vor 
Allen Rubitrat a. a. O. S. 235—36. 47—54. 59. U M. ift 
Ihering in feinen Jahrbüchern Bd 1. ©. 339—350. 

7) 3. B. größere oder geringere Quantität, andere Qualität, 
anderer Preis, andere Grfüllungszeit, anderer Erfüllungsort, 
andere Zahlungsart. 

8) In dem unter I Bemerften kann ftatt ohne Vollmacht 
und ftatt der angeblihe Principal gelefen werden: Überfchreitung 
der Vollmacht und der wirkliche Principal oder der Principal. 


— 
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ift aber berechtigt, ihn ganz jo geltend zu machen, denn er 
ift in feinem Namen, alfo contemplatione ejus ge 
Schloffen und Tann daher von ihm fo wie er ijt ratihabirt 
werden; der volle Inhalt des Vertrages hat urſprünglich 
den Willen des Dritten und des Bevollmächtigten und 
hinterher auch den Willen und die Willenserflärung des 
Prineipals für fi. Iſt der Principal verpflichtet, ihn 
theilweife gelten zu laſſen oder berechtigt ihn theilmeife 
geltend zu machen? nemlich foweit als er der Vollmacht 
gemäß it? Die Frage fett natürlich voraus, daß eine 
jolhe ZTheilung möglich ift, ohne daß es eines neuen 
Willens bedarf, daß alfo der Grumdvertrag aus mehreren 
Verträgen befteht, von melden der eine (oder mehrere) 
der Vollmacht gemäß, der andere (oder mehrere) ohne Boll 
madt ift. a. Die Verpflichtung ift zu bejahen”, denn 
wenn der Dritte von dem Principal die der Vollmacht 
gemäße Erfüllung unter entfprechender Gegenleiftung ver- 
langt, jo kann den Principal der Umftand nicht befreien, 
daß der Bevollmächtigte überdies ohne Vollmacht gehan- 
delt hat, alfo der Dritte gegen ihn Rechte hat oder haben 
faun”. b. Das Recht ift zu verneinen, weil der Dritte 
fi) die Theilung des einheitlichen Vertrages nicht braucht 
gefallen zu laſſen“. 2. Verhältniß zwifchen dent Bevoll- 
mächtigten und dem Dritten. < Der Bevollmächtigte ift 
zur Erfüllung des ganzen vollmachtswidrigen Vertrages 
dem Dritten verpflichtet, wenn diefer e8 will. Dem 
Dritten fteht nicht die Einrede entgegen, daß der Vertrag 


9) So auch ROHG Entiheidungen Bd 4. ©. 219—227. 

10) In dem Note 9 citirten Fall hatte der Bevollmädtigte 
fämmtlihe als vollmachtswidrig behauptete Verkäufe rüdgängig 
gemacht. 

11) Vgl. unten Nr 2. 
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theilbar und die Theilung nicht wider fein Intereſſe fet, 
denn e8 ift fein Wille und fein Recht, nur einen Schuldner 
und Gläubiger zu Haben. Daher kann er auch nad) 
feiner Wahl Schadenserfag fordern wegen des Umftandes, 
daß der Principal zur Erfüllung des ganzen Vertrages 
nicht verpflichtet und auch nicht gewilligt fe. Der Dritte 
hat ein Recht auf einen einheitlichen dreifeitigen Vertrag, 
denn einen folchen hat er fchliefen wollen, und das ift 
der vollmachtswidrige Vertrag nicht; er braucht fich die 
hinterherige Auftheilung des Grumdvertrages in einen 
Hauptvertrag und einen Reſt Grundvertrag nicht gefallen 
zu laffen. Wenn aber der Dritte den in dem vollmachts- 
widrigen Grundvertrag felbjtändig enthaltenen der Boll- 
macht entfprechenden Hauptvertrag gegen den Principal 
geltend machen will (mas diefer fich gefallen Taffen muß”), 
fo hat der DBevollmächtigte Fein Recht dem zu wider—⸗ 
fprechen, weil er durch feine Handlung ohne Vollmacht 
(vielleicht mur durch Mißverftändniß der Vollmacht veran- 
laßt) Fein Recht gewinnen kann, den der Vollmacht ge- 
mäßen Vertrag auszufechten. Der Dritte kann, was den 
übrig bleibenden ohne Vollmacht gejchloffenen Bertrag 
betrifft, nach feiner Wahl ihn auf Schadenserſatz ober 
Erfüllung belangen ”. 


8 72. 
Zweiter und dritter Fall. Im eigenem Namen. Nuntius, 
Bon den drei Fällen, daß der Inſtitor contrahirt 
im Namen des Principals, daß er contrahirt in eigenem 
Namen, dag er nur den Willen des Principals mittheilt, 
ift der erfte Fall erörtert worden. Der zweite und dritte 


12) Dal. oben Tert bei Note 2. 
13) HGB Art. 55. 
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Tall gehört gar nicht in die Lehre vom Inftitor, weil in 
beiden Fällen der Inftitor gar nicht als Inftitor auftritt, 
denn der Inftitor ſoll contrahiren und als Inſtitor con- 
trahiren‘. Dieje beiden auszufcheidenden Fälle beurtheilen 
fi) nad) allgemeinen Grumdfägen. 1. Der eine aus— 
zufheidende Fall’. Der Inftitor contrahirt in eis 
genem Namen’. Im bdiefem Fall ift nur der Inftitor 
aus dem Contract verpflichtet und berechtigt. Er hat 
den Contract für eigene Rechnung gejchloffen, und daher 
ift fein Contrahent weder verpflichtet, fi an den Prin- 
cipal verweilen zu lajjen, noch berechtigt gegen dieſen. 
Es kann aber auch der Principal verpflichtet fein aus 
dem Grunde der Bereicherung‘. 2. Der andere aus 
zufheidende Ball. Der Inſtitor theilt nur den 
Willen des Principals mit. Im diefem Fall ift der 
Contract zwijchen dem Principal und dem Dritten ge- 


1) Daher wird diejer beiden Fälle fait gar nicht in den Ti: 
teln der de exercitoria actione und de institoria actione gedacht. 
Es wird faft ausnahmslos die Form voraudgejegt, durch welche 
die exereitoria und institoria actio begründet wird. 

2) Diefen Fall behandelt Jhering in feinen Jahrbüchern Bd 1. 
S. 312—350. Der Inftitor tritt bier a3 Commiſſionär 
auf. Dies iſt das feit eingebürgerte Wort für die in eigenem 
Namen contrahivende Mittelöperjon, und fonady bedarf e3 nicht 
des neuen allerdings nicht bezeichnenden (a. a. OD. ©. 312. 350) 
Ausdrucks Erſatzmann oder (a. a. O. Bd 2. ©. 19) des noch 
weniger bezeichnenden: Zwijchenperjon. 

3) Ueber den Ausdrud „für Jemand contrahiren” vgl. oben 
8 62 Note 2. 

4) Es gilt bier dafjelbe, was oben $ 70 von dem Fall be: 
merkt ift, daß der, welcher als Inftitor alfo im Namen des Prin— 
eipal3 contrahirt, gar nicht Inſtitor iſt oder ſoweit nicht bevoll: 
mächtigt ift. 
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Ichlofjen, mithin nur der Principal und gar nicht ber 
Inftitor aus demfelben verpflichtet und berechtigt. Der 
Inftitor als Nuntius fteht Fraft der actio doli für das 
Interefje ein, wenn der Wille des Principals ihm nicht 
jo, wie er ihn mittheilt, mitgetheilt worden ift’. — Ob 
der Inſtitor, welcher mit wörtlicher oder ſonſt erfennbarer 
Pezugnahme auf den Principal aufgetreten ift, contrahirt 
hat oder nur als Nuntius miniftrirt hat, ift zumächit 
nad) den Umftänden zu entjcheiden, welche bald deutlich 
auf das erftere, bald deutlih auf das letztere hinweiſen. 
Im Zweifelsfall, der vorausfegt, daß die Entftehung 
des Gejchäftes des Willens des Inſtitor nicht bedarf, 
fann er nicht als Contrahent gelten, weil fein ihn ver- 
pflihtender Wille eben zweifelhaft ift. 


$ 73. 
Die Handwerksverkäufe. 


Die Handwerfsverfäufe. Auf diejenigen Perfoner, 
welhen Handwerfer zu „den Weiterveräußerungen, 
welche in Ausübung ihres Handwerfsbetriebes vorzunch- 
men find“, beffer zu den Beräußerungen ihrer Hand- 
werfswaaren, Fürzer (indem der Verkauf als Repräfen- 
tant der BVeräugerungsgefchäfte genommen werden darf) 
zu ihren Handwerfsverfäufen Vollmacht ertheilt 
haben, finden die Nechtsfäge de8 HGB feine Anwen: 
dung, weil nad) Artikel 273 diefe Weiterveräußerungen 
nicht als Handelsgefchäfte betrachtet werden follen, mithin 
jene Perfonen als ſolche weder Handlungsbevollmächtigte 
noch Bevollmächtigte zu einem einzelnen Handelsgejchäfte 


5) Vgl. Ihering in Gerber und Ihering Jahrbüchern Bd 1. 
©. 281, Bd 4 © 5. 


— 
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jein Fönnen‘. Der Bevollmädtigte eines Handwerkers 
für deſſen Handwerksverkäufe ift mithin nad) dem übri- 
gen Recht, aljo wo und foweit das römische echt 
gilt, nad) den Rechtsſätzen vom Inftitor”, zu beurthei- 
fen. Es find insbejfondere folgende Puncte, welche 
für Handelsgefchäfte und für den Handlungsbevollmäd- 
tigten außer Streit gefegt oder neu bejtimmt find, in 
Betreff feiner noch in der alten Schwebe oder gar nicht 
geltend. 1. Den Inftitor für Handwerksverkäufe trifft 
nicht das Verbot, Handelsgejchäfte zu machen, da er 
nicht Handlungsbevollmächtigter it”. Wenn er obendrein 
Handlungsgehülfe ift, jo trifft es ihn im dieſer Eigen- 


1) Der Schlachtergeſelle, welcher Hinter dem Haufe den 
Wagen befteigt, um Schweine für feinen Herrn einzukaufen, ift 
ein Handlungsbevollmäcdhtigter nach deutihem HGB, wenn er vorn 
im Laden die Würfte verkauft, fo ift das römische und heutige 
Recht vom Injtitor anzuwenden ! 

2) Im Folgenden ijt der Bevollmädtigte des Handwerkers 
nur nebenbei jo gedacht dag die Vollmacht ſich auf ein einzelnes 
Beräußerungsgefhäft oder auf gezählte einzelne Veräußerungsge— 
ſchäfte beſchränkt; er ijt vorzugöweife dem Handlungsbevollmäch- 
tigten ($ 57) entiprechend als Inftitor gedacht worden. Was 
von beiden Fällen gilt, ift Teicht erkennbar, Man Fann diefen 
Snftitor, indem man den Verkauf ald Nepräfentanten der Ver: 
äußerungsgejchäfte nimmt, nennen Berkaufsinftitor eines 
Handwerfers oder Inſtitor für Handwerksverkäufe. 

3) Val. oben $58 Nr U. Nach Particularrehten darf der 
Anftitor nicht für eigene Rechnung Handel treiben, noch bei einem dem 
Geihäft des Principals gleichen Geſchäft affociirt fein, unter dem 
Präjudiz, dag ihn aller Verluft trifft, der Gewinn dem Principal 
zu Gute kommt (Cödigo de comercio Art. 180). (Preuß ER 
8 523—525 ift aufgehoben) ; oder jonjt noch Handelsgejchäfte für ans 
dere Handelsleute bejorgen (Badiſches HR Art. 7 ce). Als ges 
meines Necht jtellen dies mit Unrecht auf Bender $ 45 und Brinds 
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ſchaft. 2. Das Recht, feine Vollmacht auf einen Andern 
zu übertragen, ift durd ein jcharfes Verbot nicht geres 
gelt, wie e8 beim Handlungsbevollmächtigten gejchehen 
ift‘. 3. Der Sag: der Tod des Principals® hat das 
Erlöfhen der Handlungsvollmacht nicht zur Folge, gilt 
von feiner Vollmacht nicht, da fie Feine Handlungsvollmacht 
im Sinn des HGB ift. Das ihn als Inftitor treffende 
römische Recht Hat über die Wirfung des Todes des 
Principals Folgendes. Der Erbe haftet unzweifelhaft 
demjenigen, welcher mit dem Inftitor a. bei Lebzeiten 
des Erblafjers® oder b. nad; der Erbantretung’ oder c. 
in der Zeit zwifchen dem Tode und der Erbantretung, 
ohne den Tod zu wiſſen, contrahirte”., Ob aber aud) 


mann HR8 13 Notel (Tekterer Tediglih auf die Natur der Sache 
fi) berufend, obgleih er $7 Note 12 fagt, daß diefe Feine Rechts⸗ 
quelle ei); auch die Unterfheidung von Pöhls $ 35, ob er in 
denfelben Handelözweigen wie der Principal Geſchäfte mache 
oder nicht, ift nur politifch zu rechtfertigen. 

4) Vgl. oben $ 61. 

5) Lüneburger Stadt: R. Tit. XXIV. (Pufendorf IV. &. 699.) 
Cödigo de comereio Art. 184. — Codigo commercial Art. 
152. 928. 

6) L. 15. D. h. t. has actiones dari et in heredem. 

7) Der Erbe haftet, weil er denfelben Inftitor braucht, jtatt 
ihn abzurufen. L. 15. 817. L.1782.D.h. t. L.11. pr. D. 
eod. Sed si pupillus heres exstiterit ei, qui praeposuerat, 
aequissimum erit, pupillum teneri, quamdiu praepositus 
manet: removendus enim fuit a tutoribus, si nollent opera ejus 
uti. — Ebenſo der Codigo commercial Art. 928. 

8) L. 5.8 17. D.h.t. Ulpianus. „nee non, si ante adi- 
tam hereditatem cum eo contraetum est, aequum est ignoranti 
dari institoriam actionem.“ L. 41. d.R.C. (12. 1). Africa- 
nus. ,„. . . Placebat, debitores quidem, ei (servo in provincia 
Calendario praeposito) qui solvissent, liberatos esse: si modo 





$ 74. Die drei Borausfeßungen. 241 


demjenigen, welcher den Tod wiſſend in diefer Zwiſchen— 
zeit contrahirte? ? 


8 74. 
Die Handwerköverkäiufe. Die drei Vorausfegungen. 


Die Handwerfsverfäufe. Der Bevollmäcdhtigte eines 
Handwerkers für deſſen Handwerksverfäufe verpflichtet 
und berechtigt diefen feinen Principal zwar nicht in Folge 
des HGB, denn diejes findet anf ihn feine Anwendung, 
aber nach dem fonjt geltenden Recht unter den drei Bor: 
ausfegungen der injtitoriichen Slage, daß er wirklich In— 

J 
ipsi quoque ignorassent dominum decessisse . . .“ Zur Er— 
klärung der ganzen Stelle vgl. Cujacius ad Africanum. Opera IJ. 
©. 1435—1440, 

9) Zu bejahen nad L. 17. $ 3. D. h. t. Paulus. Ejus 
contractus certe nomine, qui ante aditam hereditatem inter- 
cessit, etiamsi furiosus (vgl. Glüf Bd 14. ©. 262, Note 72) 
heres existat, dandam esse actionem etiam Pomponius seripsit: 
non enim imputandum est ei, qui sciens dominum decessisse, 
cum institore exercente mercem contrahat. Sol man mit 
Faber nesciens lejen? da die Yafjung der L. 5. $ 17 und 
L. 41. eit. (Note 8) das argumentum e contrario zu fordern 
fcheint. Allein ale MSS und die Bafilifen find dagegen. Go 
muß man das arg. e contr. nicht urgiren, oder auch fagen: die 
Meinungen waren allerdings verfchieden, Juftinian recipirt aber 
beide, aljo muß Ulpian und African dem Paulus und Pomponius 
nachgeben. Ob die letztere Meinung zu rechtfertigen ift? Vgl. 
Cujacius 1. e. S. 1436; bedeutend find L. 17. $ 2. D.h. t. 
„quemadmodum ubi post mortem tutoris ... .“, L. 46. D. de 
O. et A. (44. 7) „ex re actio venit.“ — DBgl. über die ganze 
Frage Glück XIV. &©.262—265. Gegen deſſen eigene Deduction 
©. 265: um die L. 41. unſchädlich zu machen, die Frage: Fonnte 
denn das contrahirlufiige Publicum in der Provinz den Inhalt 


des in Rom verlejenen Tejtamentes wiſſen? 
Thol's Handelsrecht. Ir Bd. bte Aufl. 16 
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ftitor ift, alfo Vollmacht hat, und im Namen des Prin- 
cipal8 und gemäß der Vollmacht contrahirt. I. Erite 
Borausjegung. Er muß wirklich Vollmacht haben. 
Es gilt Hier das in S 60 Erörterte. Il. Zweite 
Borausfegung. Formelle Beziehung des Geſchäftes 
auf das Gefchäftsgebiet. Der Vertrag muß im Namen 
des Principals gefchloffen fein. Es wird regelmäßig fo 
contrahirt und muß jo contrahirt werden. 1. Der re 
gelmäßige Kal, wie er aud in vielen Stellen des römi— 
ſchen Rechts erfcheint, war offenbar und ift noch jett 
der, daß der Dritte beim Abſchluß um das Inftitoren- 
verhältnig weiß und durch die Erklärung des Inftitor 
darum weiß. Der Inſtitor präfentirt ſich als Inftitor', 
er weifet hin auf feinen Principal, er contrahirt im Na— 
men des Principals. Diefer wörtlidhen Hinweifung 
fteht e8 gleich, wenn die Umftände, unter welchen er 
contrahirt, der Art find, daß fie nach rechtlicher Vorſchrift 
deutlich genug darauf hinweiſen, daß er Inſtitor ift und 
als folcher contrahirt. In diefer wörtlichen oder in den 
Umftänden Tiegenden Hinweifung ift ftillfehweigend die 
Erklärung des Inſtitor enthalten, daß der Principal 
durch das Gefchäft fo verpflichtet werden folle und wolle, 
als Habe er perſönlich es gefchloffen. Der Dritte hat 
alfo beim Abſchluß den Principal, auch diefen oder nur 
diejen, als den DVerpflichteten im Auge. Und diefe Hins 
weilung ift dem Dritten infofern bedeutend, als er jonft 
nicht, den Inſtitor überwachend, nachforfchen und beur- 
theilen kann, ob der Contract zu dent Gewerbe, das der 
Inſtitor ganz oder theilweife verwaltet, in materiellem 
Zufammenhange ſtehe oder ſtehen könne. Denn er muß 


1) Vol. oben $ 62 Note 3, 
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abgeläugnetenfalls beweiſen, daß der Contract dem Ge— 
ſchäftsgebiet des Inſtitor entſpricht', alſo auch, wenn 
dies nur unter Vorausſetzungen der Fall iſt, daß die Vor— 
ausſetzung vorhanden war’, oder doch wenigſtens be 
weifen, daß er glauben durfte‘, jener entjpreche und 
diefe fei vorhanden, Die Hinweifung ift alfo bedeutend, 
dem Inftitor und dem Dritten, damit unzweifelhaft der 
Principal aus dem Contract, alfo zum Vollen verpflichtet 


2) L. 13. pr. D. h. t. Ein servus merei oleariae prae- 
positus hatte Geld geborgt, der ereditor Fonnte nicht bemweifen, 
mercis gratia eum accepisse (was er, ohne Grund zu haben, 
geglaubt hatte), er verlor diefen Proceß. 

3) So war denn aud in der L. 7. pr. D. de exereitoria 
actione der Contract mit Bezugnahme auf diefe Vorausfegung 
geichloffen worden. Der zu einer Schiffsreparatur Geld aufbor: 
gende Schiffer cavit se in refectionem navis eam accepisse (zu 
ſolchem Zweck allerdingd, aber nicht ſchlechtweg ift der Schiffer 
berechtigt, ein Darlehn aufzunehmen), und es heißt von dem Gläus 
biger: creditorem utiliter acturum, si, cum pecunia crederetur, 
navis in ea causa fuisset, ut refici deberet, — — illud exi- 
gendum, ut sciat in hoc se credere, cui rei magister quis 
sit praepositus: quod certe aliter fieri non potest, quam si 
illud quoque scierit, necessarium refectioni pecuniam 
esse. Dem fteht nicht entgegen die L. 1. $ 9 eod., wo derjelbe 
Tall, Aufborgen zu einer Schiffsreparatur, unterliegt, und es doch 
nur heißt: der exereitor haftet dem creditor, si (magister) hac 
lege accepit quasi in navem impensurus, umd haftet nicht, 
si hoc specialiter non expresserit, quod ad navis causam 
aceipit. Denn die allgemeine Faffung der bervorgehobenen Worte 
ift aus der fpecielleren Faffung in der Yrage ad reficiendam 
zu fpecialifiren. Ofilius hatte bloß den Gegenfag zwiſchen ohne 
Bezugnahme und mit Bezugnahme im Auge, und brauchte fo das 
Speciellere der Bezugnahme nicht jo ſcharf hervorzuheben. 

4) Daß mitunter diefer Beweis genügt, ergiebt fi aus $ 66 
und 68 von jelbit. 

16* 
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werde. Fehlt e8 an der Hinweifung auf den Principal 
nicht, jo ift die Form gleichgültig, wie der Inftitor die 
etwaige Urkunde über den Contract unterzeichnet, ob zu— 
nächſt mit feinem und dann (darumter oder rechts) des 
Principals Namen, oder zunächſt mit des Principals und 
dann feinem Namen’. 2. Der erwähnte regelmäßige 
Tall ift eine wefentliche Vorausfegung für die Berpflich- 
tung des Principal® aus dem Contract. Die legtere 
fehlt, wenn der Inftitor ohne ſolche Hinweifung (auf 
eigenen Namen) den Contract ſchließt. Für diefe Ver— 
pflichtung ift das nad dem Willen des Principals 
und des Inſtitor vorhandene wirkliche Verhältniß der 
Vertretung nicht Hinreichend, fondern es iſt nothwendig, 
daß der Dritte um den Principal bei dem Abſchluß ge- 
wußt hat. Doc gemügt auch dies nicht, er mochte nur 
wiſſen, daß der Inftitor Inftitor fei, oder felbft, daß er 
diefes Geſchäft als Inſtitor fliege, fondern es ift noth— 
wendig, daß der Inſtitor (oder ftatt feiner gefetlich der 
Zufammenhang der Umftände*) bei diefem Contract auf 
den Principal hinwies, fi) als Inftitor präfentirte, alfo 
die Rüdfihtnahme auf den Principal nicht bloß eine 
zwar beiderjeitige aber vereinzelte, fondern eine zweifeitige, 
vertragsmäßige war. Hierin ift theils ausgefprochen, 
theils folgt daraus: Der Kontract muß, wenn ber Prin- 
cipal aus dem bloßen Contract haften foll, als hätte er 
perfönlich contrahirt, 1. mit Bezugnahme auf das dem 
Inftitor anvertraute Gefchäftsgebiet abgefchloffen fein, 


5) So find auch die Particularrechte auszulegen, 3. B. die 
augsburger WO. Bol. unten Note 17. Es wird mohl feines 
fi finden, welches auf diefe Form Gewicht Tegt. 

6) Vgl. Cödigo de comereio. Art. 178. — Codigo com- 
mercial. Art. 146. 


— ö— 
r 
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der Dritte muß dies beweifen’; 2. und, wenn der 
Contract von der Art ift, daß er nur unter Voraus— 
jegungen dem Gefchäftsgebiet entfpricht, fo muß auch mit 
Bezugnahme auf diefe Vorausſetzung der Contract abges 
ichloffen fein®, und es gemügt nicht, daß der Inftitor 
den Contract als Inftitor diefes Principals abgefchloffen 
hat, ohne daß der weiteren Beziehungen gedacht worden 
iſt'. — Iſt diefen Bedingungen nicht genügt, fo ift 
die inftitorifche Klage nicht begründet”, gleichviel ob und 
was der Dritte von dem Inftitorenverhältniß glaubte 
oder mußte, wenn anders hier juriftifch ein Wiſſen denf- 
bar wäre, und ob der Inſtitor die Hinweifung auf den 
Principal um den Dritten zu prelfen oder ohne folche 
Abſicht unterließ, und ob er die Verwendung für den 
Principal beabfichtigte oder nicht". Im dem Obigen ift 
die Bedeutung der Worte erörtert: e8 wird regelmäßig 
contrahirt und muß contrahirt werden im Namen des 


7) Daher haftet, wenn nicht einmal eine folhe allgemeine 
Bezugnahme bewiefen werden kann, der Principal aus dem Con— 
tract niht. L. 13. pr. D. h. t. ſ. oben Note 2, 

8) Val. oben Note 3. 

I) Dem fteht nicht entgegen die L. 13. pr. D. h. t., denn 
der Yurift bat nur die Frage im Auge, ob, und entjcheidet fie 
dahin, daß nicht die zweite lage durch die proceifualifhe Con— 
jumtion ausgefhloffen fei (vgl. Keller Litis Gontejtation 8 69. 
Savigny Syſtem Bd 6. ©. 457. 458); wie weit und aus mel: 
chen Gründen fie Erfolg haben werde, entſcheidet er nicht. 

10) Daher ift im Zweifel die inftitorifche Klage nicht bes 
gründet, jondern nur der Inftitor tenent. So auch der Codigo 
commercial. Art. 925. Mit andern Worten: Ein Vertrag gilt 
zunächſt als in eigenem Namen geſchloſſen. So auh OAG zu 
Oldenburg (Seuffert Archiv Bd 1. Nr 193). 

11) Bgl. auch Casaregis II. disc. 78. No 7—16. 


u 





246 Die Handwerksverkäufe. 


Principals. Daß diefe Form der Eontractsabjchliegung 
wefentlich iſt“, ergiebt fi) 1. aus allgemeinen Grund» 
fügen. Das Gefchäft, welches der Inftitor ohne Hinweis 
fung auf den Principal fchließt, erfcheint der äußeren Form 
nach lediglich als ein eigenes Gefchäft des Inftitor. Die 
bloße Hebereinftimmung der Willen des Principals, des 
Inftitors und des Dritten, daß es, meil es materiell 
der Gewerbsverwaltung alfo dem Principal angehört, 
als ein wie vom Principal ſelbſt gefchloffener Vertrag ihn 
verpflichten folle, macht es nicht zu einem folchen, weil 
durch die bloße Uebereinftimmung der Willen ohne hin— 
zukommende Erklärung noch nicht ein Vertrag entjteht ; 
denn das beiberfeitige Wollen ift noch Feine (zweifeitige) 
Einwilligung. Es liegt alfo in Betreff des Principals gar 
fein Vertrag vor. Ein dem Gläubiger nicht ausgefpro- 
chener Wille ift für die Begründung einer Obligation gar 
fein Wille, und daher ift es juriftifch unmöglich, daß 
der Dritte ohne Erklärung den Willen des Principals 
und des Inftitor weiß. Er kann daher den, wenn aud) 
hinterher erdichteten Einwand, daß der Principal oder 
der Inſtitor Gründe gehabt habe, das Gefchäft dem Drit- 
ten gegenüber als ein eigenes Gefchäft des Inſtitor zu 
behandeln, gar nicht befeitigen. Daß die Contractsabſchlie— 
Bung im Namen des Principals wefentlih ift, ergiebt 


12) Anderer Anficht ift mit Unrecht Savigny Obligationen: 
recht Bd 2. ©. 61—66. Diefe Anfiht, melde in dem gerade 
audzufcheidenden Fall (8 72 Nr 1), daß ber Vertreter in eiges 
nem Namen contrahirt, die inftitorifche und quaflinflitorifche Klage 
für begründet hält, während e3 nur die actio de in rem verso 
ift, hat nicht bedacht, daß es nun gänzlid am einer Form des 
Contrahirens fehlt, vermittelft mwelder der Auftraggeber außer 
allem Contractsverhältniß zu dem Dritten bleiben Tann. 
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fich ferner 2. aus fpeciellen Stellen des römischen Rechts ". 


13) Bol. auch Mühlenbruch Ceſſion ed. III. ©. 143 und 
&. 147 Note 296. Bei den Stellen, die vom Wiffen des 
Dritten ſprechen, iſt hinzuzudenken: dur Erklärung (Willenss 
erflärung) wiffend. nticheidender, als die Gründe, welche Gensler 
im Archiv für die civil. PBraris Bd 1. S. 393—395, und 
als die Stellen, melde Cropp Abhandlungen Bd 2. ©. 388 
Note 82 anführt (L. 6. $ 1. L. 31. pr. D. de negot. gestis. 
L. 10. $ 5. D. mandati. L. 13. C. si certum petatur 
(4. 2)), wo auch die weitere Literatur fich findet, ift aber $ 1. 
I. quod cum eo, qui in aliena potestate (4. 7): „fidem do- 
mini sequi videtur,“ vol. mit $ 8. eod. und L. 1. $ 3. 
L. 5. $ 1. D. quod jussu (15. 4) und beſonders die L. 1. 
$ 9. D. de exereitoria actione. Das Factum, welches hier 
Ofilius beurtheilt, ift: der Schiffer borgt zur Sciffsreparatur, 
bat alfo, al3 er contrahirt, den Willen, das Geld zu dem Zweck 
zu verwenden, verwendet es aber, hinterher den Willen ändernd, 
nicht. Die Frage ift alfo: Haftet der Nheder aus dem Eon: 
tract? Es wird nun unterfchieden, wie er contrahirt bat, 
entweder erſtens angebend, daß er für das Schiff contrahire, 
dann haftet der Nheder, oder zweiten nicht angebend, daß 
er für das Schiff contrahire, dann iſt e3 umgekehrt. Es heißt: 
si hac lege accepit, quasi in navem impensurus, und si hoc 
non specialiter expresserit, quod ad navis causam accipit, 
und nicht: si seivit ereditor und si nesciverit creditor. Wie 
läßt fih annehmen, daß der Juriſt fo unjuriftifh auf die Erfläs 
rung oder Nichterflärung feine Enticheidung gründete, wenn es Te: 
diglih auf das Wiffen oder Nichtmiffen ankam? Die Entichei: 
dung, daß im zweiten Fall die Haftung aus dem Contract weg: 
falle, berubt alfo darauf, daß der Schiffer nicht die erforderliche 
Erklärung abgiebt. Diefe Art der Contractsabſchließung ift eben 
feine fraus. gegen den Dritten, den er, ungeachtet er veriven- 
den will, infofern benachtheiligt, al3 er ihm mit dem Beweiſe der 
Verwendung belajtet, beruht alfo nicht auf einer zu der Art der 
Contraetsſchließung noch Hinzufommenden anderweitig zu denfenden 
fraus, Sonſt hätte ja auch Ofilius den dritten Fall, daß diefe 
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Hiermit ſtimmt auch 3. die gemeinrechtliche Praris'* und 
ftimmen 4. auch viele Barticularrechte überein. Die Par- 
ticnlarrechte fprechen entweder im Allgemeinen aus, daß 


fraus fehle, der doch fo nahe lag, gar nicht entichieden, und mie 
fann es für die Haftung des Principals einen Unterfchied machen, 
ob das Factum, welches daffelbe bleibt, nämlih die Art der 
Eontractzjchliefung, noch von befonders böfen Gedanken des Ins 
ftitor begleitet if. Es iſt alfo gar Fein befonderes Gewicht auf 
die Worte ab initio consilium cepit fraudandi creditoris zu 
Tegen, fie find nicht entfcheidend, ſondern nur befchreibend. Es 
erhellt alfo, daß, wenn der Dritte, das Anftitorenverbältnig nicht 
wiffend, contrabirte, der Principal ihm aus dem Contract nit 
haftet, gleichviel ob dieſes Nichtwiffen auf einem argliftigen 
Verſchweigen des Anftitor berubt oder nit. Die Vorausfekung, 
das Wiffen, ift in unbedingt fpredenden Stellen für fubintelligirt 
anzunehmen (val. Cropp 1. e.), als das Regelmäßige und Ned: 
lihe. (So wird in L. 28. pr. D. quibus modis ususfr. (7. 4) 
der überfebene Fall des ungehörigen Verfahrens noch ſchnell nach— 
geholt: sed si locasset suo nomine. Ebenſo in L. 9. $1. 
D. locati (19. 2).) Und überdies ift anzunehmen, daß der 
Dritte durch Erklärung (Willenserklärung) weiß. — Andere Stel: 
len freilich, welche man herbeiziehen möchte, find nicht entfcheidend, 
weil fie nur das eine Requiſit des materiellen Zufammenbanges 
des Geihäfts mit dem Geichäftsgebiet im Auge haben (5. B. 
L. 5.8 11. D. h. t. vgl. mit L. 1. $ 7. D. de exercitoria 
actione), oder nur das andere Mequifit, des Wiſſens, ohne her—⸗ 
vorzuheben, worauf diefes beruhen müffe (z. 8. L. 7. 8 1. D. 
de exereitoria actione. L. 7. pr. eod., in welcher letztern Stelle 
es freilih an der Erklärung nicht fehlte). Dagegen bat L. 7. 
8 2 eod. die beiden Nequifite: seire debere und si in hoc 
erediderit. 

14) So aud, nämlich daß im Namen des Principals contra: 
birt fein muß, DAS zu Lübed (Hamburger Sammlung Bd 1. 
S. 200. 201. (1844). ©. 616. 617. (1846). OAG zu Dres: 
den (Seuffert Ardiv Od 5. Nr 279). OAG zu Oldenburg 
(Seuffert Arhiv Bd 1. Nr 193). 
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ber Prineipal nur dann Hafte, wenn mit Erwähnung 
feiner, wenn in feinem Namen‘ der Inftitor contrahirt 
habe”, oder daß nur der Inftitor hafte, wenn diefer 
ichlechtweg auf feinen Namen contrahirt habe, oder fie 
Iprechen e8 in der Anwendung aus, daß, wenn eine 
Wechjelverpflichtung der Inftitor auf fi und nicht auf 
den Principal ftelle, er nicht mit des Principals Namen 
zeichne“, nicht der Principal (fondern nur er) verpflichtet 
werde”. 


15) Nürnberger Reformation von 1564. Titel XVII. Ges 
fe IT. Es foll „ain beftelter handelsdiener oder Factor in na= 
men und von wegen derjelben Gefellihaft handeln.“ — Val. aud) 
Kent Vol. II. ©. 492. 493. Cesarini Tomo III. S. 51. 57. 

16) So ftellt die Regel das ſpaniſche und das portus 
giefifche Handelsrecht auf das beftimmtefte bin, aber hinterher 
fommt die fie aufhebende Nusnahme: es möchte denn das Ge— 
fhäft für Rechnung des Principal gemadt fein. Cödigo de 
comercio. Art. 176—179. Codigo commercial. Art. 144— 
147. 924, 

17) Der Inftitor, der alfo generellere Vollmacht hat, unter: 
ſchreibt mit P. P.; wer bloß fpecielle Vollmacht für diefes Ge— 
fhäft bat, mit per. Go wird ed an manden Orten beobadhtet. 
Archiv für dag HR Bd 2. ©. 516. Aber keineswegs überall. 
Augsburger WO von 1778. Kap. IT. 8 12. „Wenn ein 
Gemalthaber, es möge die Frau oder ein Bedienter fein, acceptirt, 
fo ſetzt er per Procura N. N. und fchreibet feinen eigenen Namen 
darunter.” Nah dem HGB ift nur von demjenigen Inſtitor 
eines Kaufmanns im Sinn de3 HGB mit dem Ausdrud per pro- 
eura zu zeichnen, welcher Procurift im Sinn des HGB if. Daß 
e3 ordnungsteidrig it, wenn e3 anders geichieht, ift eben nicht 
bedeutend (vol. oben 856; es ift aber von Principal zu beachten, 
daR e3 ibm gefährlich werden kann. Dal. oben $ 62 Note 6. 

18) Leipziger WO von 1682. 8 23. 

Hamburger WO von 1711. Art. 8. 
Braunfhweiger WO von 1715. Art. VID. 
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III. Dritte Borausfegung der inftitorifchen 
Klage. Materieller Zufammenhang des Gefchäftes mit 
bem Gefchäftsgebiet. Der Kontract muß gemäß ber 
Vollmacht gefchloffen fein. Der Principal wird ver- 
pflichtet, wenn der Contract dem Zweck der Anftellung 
entſpricht“, alfo der Vollmacht, welche der Imftitor ent- 
weder ausdrücklich oder ſtillſchweigend, entweder generell 
oder betailirt erhalten hat. Nicht aber wird er ver- 
pflichtet, wen der Contract der Vollmacht mwiderfpridt”". 
Doch Teidet diefer Sat eine Modification dahin, daß 
unter Umftänden das geglaubte Verhältniß einer gewöhn— 
fihen, nicht das mirfliche einer außergewöhnlichen Boll- 
macht, zum Vortheil des Dritten entfcheidet. Alſo immer 


Jeverſche RO von 1725. $ 13. 

Frankfurter WOv.1739.812. (Reform. Tit. 23.89. 10.) 
Mürtemberger WO von 1759. Zweites Kapitel $ 7. 
St. Gallenſche WO von 1784. Titel IL $ 7. 
Augsburger WO von 1778. Drittes Kapitel $ 12. 
Defterreihiihe WO von 1763, Art. XXVIII. 
Baierſche WO von 1785. 8 13. 

Züriher WO von 1805. 8 2. 5. 

Deffauer WO von 1822. $ 14. 

19) 8 2. L quod cum eo (4. 7). „Exereitoria .... insti- 
toria tune habet locum, cum... quid cum eo ejus rei causa, 
eui praepositus erit, contraetum fuerit“ L.5.8 11.D.h. t. 
Non omne ... obligat eum, ... sed ita, si ejus rei gra- 
tia, cui praepositus est, contractum est, i. e. dumtaxat ad 
id, ad quod eum praeposuit.“ So aud L. 2. C. h. t. „ex 
causa cui praepositus fuit“ und L. 3. C. h. t. „ejus negotii 
causa, quod per eum exercebatur.“ 

20) L.5.8 12. D. h. t. L. 1, $ 12. D. de exereitoria 
actione „praepositio certam legem dat contrahentibus, — — 
— modum egressus (magister) non obligavit exereitorem. — 
Codigo commercial. Art. 926. 
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ift für die inftitorifche Klage weſentlich, daß der Con— 
tract entweder dem befondern Zweck der Anftellung diefes 
Inftitor, oder dem allgemeinen (gewöhnlichen) Zweck der 
Anftellung eines derartigen Inſtitor entſpricht. Der 
Contract muß entjprechen, nämlich im materiellen Zu— 
fammenhang zu dem Gefchäftsgebiet des Inſtitor wirklich 
oder möglicherweife ftehen, dahingegen auf des Inftitors 
Benutzung defjelben für das leßtere, die Berwendung, 
kommt e8 nicht weſentlich“, und auf feinen Willen zu 
verwenden gar nicht an. Die Verpflichtung des Princi- 
pal8 wird alfo begründet und beftimmt durch feinen 
wirflihen” und feinen vermuthliden Willen. 
Alfo der wirkliche und der vermuthliche Inhalt der Boll: 
macht ift zu prüfen. Alſo zuvörderſt, ob fie den Abſchluß, 
die Erfüllung, die Einklagung betrifft”. Der Inhalt 
fann vom Principal wörtlich ausgefprochen fein und 
unterliegt dann den allgemeinen Auslegungsregeln. Er 
fann aber aud aus der ganzen Stellung, welche dem 
Inftitor gegeben worden ift, beurtheilt werden müſſen. 
Der Zweck der Anftellung ift, wie fi) von felbft verfteht”, 
entfcheidend. Welche einzelnen Rechtsgefchäfte des Inftitor 
ben Principal verpflichten, ift nach dem Vernünftigen mit 
Berückſichtigung aller vorliegenden Umftände zu beſtimmen. 


21) L. 1.8 8.9, L. 7. pr. D. de exercitoria actione, 

22) Daher bedarf die befondere Erweiterung der durch den 
allgemeinen Zweck der Anftellung eines derartigen Anftitor geges 
benen Vollmacht nicht der Anmeldung, damit die inftitorifche Klage 
begründet fei, weil der Principal immer in Gemäßheit der wirk⸗ 
lichen Vollmacht haftet. 

23) Es gilt hier das in $ 63 Bemerfte. 

24) L. 2. D. de jurisdietione (2. 1, L. 113. L. 147, D, 
de R. J. (50. 17). 


nn 
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Im Allgemeinen läßt fich nichts Erfchöpfendes ſagen, 
jelbft nicht bei dem Berfaufsinftitor. Die Umſtände 
können ausſchließen, was unter andern Umftänden zuge 
ftanden ift. Im römischen Recht ift die Frage, inwiefern 
der Principal ans einem vom Inftitor aufgenommenen 
Darlehn Hafte, in einzelnen Anwendungen” beantwortet. 
Die Frage ift durch den Sat des HGB, daß der Hand» 
Iungsbevollmächtigte zur Aufnahme von Darlehen einer 
Specialvollmacht bedarf”, nicht erledigt, weil der von 
einem Handwerker für feine Handwerfsverfäufe angeftellte 
Inftitor Fein Handlungsbevollmächtigter ift. Jene An— 
wendungen kommen alle auf den allgemeinen Grundſatz“, 
der überhaupt die Statthaftigkeit der inftitorifchen Klage 
beftimmt, hinaus, daß das Gefchäft in nothivendiger Be— 
ziehung zu dem Gefchäftsgebiet ftehen müffe, alfo auch 
das Darlehn. Dabei ift e8 gleih, ob der Darleiher 
unmittelbar der Vollmacht entiprechend darlieh, oder zur 
Abfindung eines folchen Gläubigers, welcher fo darlieh”. 
Wenn diefer Inftitor der Handwerker ohne wörtliche 
Anmeldung dadurch Inftitor für die Veräußerungen ihrer 
Handwerkswaaren ift (der regelmäßige Fall), daß er in 


25) Ueber die einzelnen Stellen vol. Glück XIV. ©. 242— 
246, denfelben fönnen aber noch manche andere, 3.8. L.5.8 14. 
D. h. t. L.1.88. 9. 11. L. 7. pr. $ 1. 2. D. de exereitoria 
actione, beigefügt merden. 

26) Art. 47. 

27) Derfelbe ift denn aud für das Darlehn direct ausge: 
fproden in L, 1. $ 8. de exercitoria actione (14. 1) „si ad 
usum ejus rei, in quam praepositus est, fuerit mutuatus, dan- 





dam actionem,“ 

28) L.1. $11. D. de exereitoria actione „liberavit eum“, 
nämlich der Schiffer hat mit dem zweiten Darlehn einen Gläubi— 
ger des erjten Darleihers bezahlt. 
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dem für diefe Veräußerungen beftimmten Gefchäftslocal 
(meiftens Laden genannt und der Inftitor Yadendieuer) 
angeftellt ift, jo wird der Sat des römifchen Rechts 
bedeutend, daß, wer durch feine Anftellung in einem 
Geſchäftslocal als Inſtitor gilt, für bevollmächtigt zu 
folhen Geſchäften gilt, welche dem Zweck des Geſchäfts— 
local8 entfprehen”. Wenn er zu Beräußerungen der 
Handwerfswaaren im Umherziehen bevollmächtigt ift (3. B. 
als Stadtreifender”), jo kann für den Inhalt feiner 
Vollmacht, wenn er überdies Ladendiener ift, die Vollmacht, 
welche er als folcher Hat, beftimmend werden. Ueber die 
Erfundigungspfliht des Dritten und das Kundmachen 
der Vollmacht gelten in Betreff des Juſtitor für Hand— 
werfsverfäufe die allgemeinen Nechtsfäge, wie fie in $ 65 
und 8 66 erörtert find. 


75. 

Die Handwerköverfäufe. — der drei Vorausſetzungen. 

Die Handwerksverkäufe. Die Rechtswirkung der 
drei Vorausſetzungen betreffend, ſo ſitzt der Handwerker 
mit ſeinem Verkaufs-Inſtitor und dem Dritten trotz des 
HGB in der ganzen Staubwolfe der hier einſchlagenden 
Unterfuhungen und Controverfen. Es kommt hier in 
Betracht die Verpflichtung und das Recht des Principals 
und des Inſtitor Hinfichtlih der Erfüllung gegenüber 
dem Dritten. 

I. Die Verpflihtung des Prineipals zur Erfüllung 
gegenüber dem Dritten. Gegen den Principal ift die 


29) Kris Band. ©. 307. 308. 

30) Der Laufjunge des Bäders, welcher zum Brodverfauf 
ausgeſchickt wird, ijt nicht befugt, gegen Borausbezahlung auf Lie: 
ferung zu verkaufen. L. 5.89. D. h. t. Bol. $ 75 Note 3, 
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Contractsflage als institoria actio begründet. Er haftet, 
als wenn er perfönlich contrahirt hättes“. Deshalb Kann 
er vollfommen verpflichtet fein, wenngleich der Inftitor 
nur unvollkommen verpflichtet iſt', 3. B. weil er als 
Pupill ohne den Tutor contrahirt‘, oder als filius- 
familias die exceptio Scti Macedoniani’, oder als 
minor die in integrum restitutio®, oder ale Weib 
oder gar Chefrau des Principals die Ausflüchte der 
Intercedentin hat”. Der Principal haftet dem Dritten 


4) Diefer Sat ift aber nicht fo zu verftehen: ala wenn nur 
er und gar nicht der Inftitor contrahirt hätte, 

2) L.1. D. h. t. L.5. 8 3. D. de tributoria actione 
(14. 4). Beifpiele: L. 17. pr. L. 5, 8 15. 16. D. h. t. 


3) Wenn der Inftitor gar Feinen Vertrag fehliefen Tan, 
z. B. weil er ein Kind ift, jo kann auch nicht der Principal aus 
dem Contract de3 Inftitor verpflichtet fein, weil ein foldher fehlt. 
Es ift aber möglih, daß gar nicht ein Vertrag eines Inſtitor, 
fondern die Mittheilung eine nuntius vorliegt. &o ift vielleicht 
L. 8. D. h. t. plerique pueros puellasque tabernis praepo- 
nunt zu verftehen; oder es find hier infantes gar nicht gemeint. 
Der in 8 74 erwähnte Laufburfche des Bäders kann auch bloßer 
nuntius fein, der felber willenlo3 Brod abgiebt und Geld ans 
nimmt in Folge der directen Verabredung, welde der Meifter 
mit feinen Runden getroffen hat. 

4) L.7.$ 2.D.h. t. 


5) L.7. $11. D. de Scto Macedoniano (14.6). Ein Ber: 
kaufsinſtitor kann, wenn ihm der Vorrath ausgegangen ift, ſich 
durch Aufborgen von Waaren aushelfen. Nad der L. 5. $ 14. 
D. h. t. darf der Inftitor zum Verkauf die Waare aud als 
mutuum aufborgen. 

6) L. 3. 8 11. L 4. L. 23. D. de minoribus (4, 4). 


7) Bgl. Heife und Cropp Abhandlungen Bd 1. © 2.3, 
L 7T. 8 1. DEE 


J 
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für die ganze Schuld’, und mit feinem ganzen Ders, 
mögen‘. Alſo bejchränft fich die Haftung an fich nicht 
auf die Größe des Handlungsfonds”, Anders freilich 
dann, wenn der Dritte verſprach, mit dem Credit nur 
des Handlungsfonds fi begnügen zu wollen”. Dies 
gefchieht ftillfchweigend, wenn der Dritte fih auf das 
Geſchäft einläßt, indem er weiß oder gilt”, als wiffe 
er, daß der Principal nur diefen Bonds diefen Gläu- 
bigern hat verhaften wollen”. Die im Obigen erwähnten 
Einzelheiten können gerade für die Handwerksverfäufe fehr 
practiſch werden. 

II. Das Recht des Principals auf Erfüllung gegen- 
über dem Dritten. 1. Das römische Recht. Die Klage 
aus dem vom Inftitor gefchloffenen Contract erhält der 
Principal auf verfchiedene Weile. Wenn der Inftitor 


8) 8 2. L quod cum eo (4.7, L. 5. 8 2. Dht 
L. 13. $ 2. D. h. t. „an pro portione mercis, an vero in so, 
lidum? Et...ait... in solidum,“ 

9) Denn dies ijt die bei jedem Schuldner ſich zunächſt von 
ſelbſt verjtehende Haftung. | 

10) Die für diefe Beihränfung angerufene L. 1. $ 20, D, 
de exereit. actione ſpricht von der auf die merx peculiaris eines 
in potestate ftehenden Principals gerichteten tributoria actio, bei 
der die Beſchränkung Folge der befondern Verhältniffe ift. . 

11) Merci magis quam ipso eredidit, L, 5. $ 15. D, de 
tributoria actione (14. 4). 

12) Nämlid wegen unterlaffener Erfundigung unter Umftäne 
den, welche den Willen beſchränkter Haftung wahrſcheinlich machen 
und alio zu jener auffordern. L. 19. D. de R. J. 

13) L. 5. $ 15. 16. D. de tributoria actione (14. 4), 
Die Stelle hat nicht ein Inſtitoren- fondern ein Beculienver: 
hältniß, aber fie trifft wegen des allgemeinen Gedankens, der ihr 
unterliegt. Unſere heutige kaufmänniſche Anficht ift über den 
Satz außer Zweifel, 
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Sclave oder Hausſohn des Principals iſt, jo iſt durch 
dieſes Verhältniß dem letzteren die Klage erworben“. 
Wenn ein unabhängiger Freier oder eines Andern Sclave 
oder Hausjohn, jo hat der Principal gegen den Inftitor 
oder resp. deſſen Gewalthaber die Contractsflage oder 
Duaficontractsflage auf Ceffion der Klage”. Aber aud 
nur durch dieſe Eeffion erhält, nicht ſchon an fich Hat 
der Principal die Klage”. Dies gilt ausnahmslos, wenn 
der Imftitor in eigenem Namen contrahirt hat. Eine 
Ausnahme tritt in einem Wall unter der Vorausjegung 
ein, daß er im Namen des Principals contrahirt hat. 
Im Nothfall, wenn die Ceſſion factiſch oder juriſtiſch 
nicht zu erlangen iſt, wohin der Fall gehört, daß der 
Inſtitor in Coneurs gefallen iſt, ſteht dem Principal ohne 


14) L. 1, D. h. t. „acquisitis sibi actionibus.“ 

15) L.1. D.h.t. „vel mandati, vel negotiorum gestorum.“ 
L. 1. 8 18. D. de exereitoria actione „aut ex locato..... 
aut... mandati“ L. 5. pr. D. eod. über die von Kritz 
Band. R. IL ©. 320 geleugnete Möglichfeit der negotiorum gest. 
actio vgl. L. 7. pr. D. h. t. L. 9. D. de negot. gest. (3. 5). 

16) So ift es deutlich gefagt in L. 49. 8 2. D. de a, vel 
a. poss. (41. 2) .. actio domino ... . invito procuratore non 
datur, sed ... cedere cogitur. L. 1.2,D.h.t.L. 1.8 18. 
D. de exereit. act. L. 45. pr. 5. D. mandati (17. 1). Nicht 
entgegen ift L. 13. $ 25. D. de A. E.V. (19. 1), Vgl. un: 
ten Note 19, Der Satz, daß der Principal das Klagerecht nicht 
ohne erklärten Willen (Ceſſion) des Inftitor hat, entipricht dem 
Intereſſe des Inititor, weldyer nun wegen feines Regrekanipruches 
an den Principal Sicherheit hat, was um fo bedeutender it, da 
ja der Injtitor zur Erfüllung des Eontractes verpflichtet if. Dies 
überfieht, wer den Sab albern heißt, wie Morjtadt HR ©. 90 
Note 112, der überdies eine Einfhränfung nennt, was eine Er: 
weiterung iſt. 
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Weiteres die Klage zu‘, vorausgejegt, wie bemerkt, daß 
der Inftitor im Namen des Principals contrahirt hat”, 
Nach einer andern Meinung foll unter diefer Voraus» 
fegung auch ohne Noth”, nach wieder einer andern aud) 
ohne diefe Borausfegung und auch ohne Noth“ eine 


47) L. 1. 2. D. h. t. „si modo aliter rem suam servare 
non potest.“ L. 5. D. de stipul. praetoriis (46. 5). über 
die Stelle: Mühlenbruh a. a. DO. ©. 140 Note 277. — Lüne⸗ 
burger Stadtredht tit. 24. (Pufendorf obs. IV. ©, 699). 

18) Diez ift die in den Titeln de exereitoria und de insti- 
toria actione durchherrſchende Vorausſetzung. Wenn diefe Vor: 
ausſetzung fehlt, bat der Principal auch felbft im Nothfall nicht 
eine utilis actio, ungeachtet de3 materiellen Zufammenbanges des 
Eontractes mit feinem Willen, weil dann der Inſtitor den Con⸗ 
tract für eigene Rechnung geſchloſſen hat. Der Schuldner kann 
fi dann von der Klage des Inftitor nicht durd die Berufung 
befreien, daß er dem Principal erfüllt habe. Ganz anders, wenn 
jene Vorausſetzung da ift; hier hat der Inftitor erwähnt, daß er 
den Contract für Rechnung des Principals fliege und daß alfo 
die Forderung, wenn aud formell ihm, dem Inftitor, erworben, 
doch dem Principal zu Gute kommen folle. Hier iſt für den 
Fall der Noth die utilis actio gerechtfertigt. 

19) So Pöhls HR H 39 Note 4 wegen L. 13. 8 25. 
D. de A. E. V. (19. 1). Allein diefe Stelle jebt das Requi⸗ 
fit des Notbfalls voraus. Vgl. Mühlenbruch Geffion Aufl, 3. 
©. 140. 145. 146. Heife und Eropp Abhandlungen Bd 2. 
©. 390 Note 34, 

20) Alfo aud dann, wenn der Vertreter suo nomine contra> 
birt bat. So Seuffert Pandektenreht Aufl. 3. 8 338 Note 2 
mit Berufung auf den Sat, daß, wo ein Recht auf die Ceſſion 
beftehe, es der wirklichen Ceſſion nicht bedürfe, jondern eine utilis 
actio zuftehe. Allein diefer von Savigny Obligationenreht Bd 1. 
©. 243—249 behauptete Sat iſt Feinenfal3 in diefer Allge— 
meinheit zugugeben; bei der Aufjtellung defjelben ift das doppelte 
Bedenken nicht erwogen, daß die Sicherheit des Verkehrs unter 


Thol's Handelsrecht. Ir Bd. dte Aufl. 17 


En 
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actio utilis für den Principal begründet fein. Daß uns 
ter diefer Borausjegung der Inftitor gar nicht, ſondern 
nur der Principal berechtigt werde, ift unzweifelhaft nicht 
römisches Reht”. Den Principal treffen, mag er mit 
wirklich cedirter Klage oder utiliter Hagen (deun er Hagt 
auch im letztern Fall aus der Perſon des Inſtitor), alle 
Einreden, die den Inſtitor getroffen Hätten” und die be- 
reits entjtanden waren, bevor er dem Schuldner direct 
gegenüber trat. Dies gilt bei der utilis actio aud un— 
ter der PVorausfegung, daß man bei wirklicher Ceſſion 
als die Zeit, von welcher an der Schuldner den Ceffionar 
und nicht mehr den Cedenten als feinen Gläubiger an- 
zufehen hat, fon den Moment anfieht, wo der Schuld- 
ner die Ceffion nur überhaupt weiß”; denn wohl die 
Wiffenfchaft der Eejfion, nicht aber die der Principaljchaft 
und der andern die actio utilis begründenden Verhältniffe, 
giebt dem Schuldner Gemwißheit, daß der Principal wirk— 
ih Willens fei, mit ihm in ein ummittelbares Verhält— 
niß zu treten. 2. Das heutige Recht. Heutzutage erhält, 
wenn der Inftitor in eigenem Namen contrahirt hat, 
weil dann das römische Recht entjcheidet, der Principal 


demjelben leidet, und aus welchem Grunde denn gerade für die 
Gefjion der Sa beitehen jolle, daß, was man von Rechtswegen 
fordern Fönne, man von Rechtswegen bereit3 habe, indem die zu 
fordernde Erfüllung der Verbindlichkeit als geſchehen fingirt werde ? 
Bol. auch Windſcheid die Actio 1856. ©. 194 fi. Bähr in 
Sherings und Gerber Jahrbühern Bd 1. ©. 400. 

21) So auch Heife und Eropp Abhandlungen Bd 2. ©. 
385. 386. 

22) L. 148. L. 175.81. D. de R. J. 

23) Über die Unzuläffigkeit diefes Moments: Mühlenbruch 
Ceſſion ©. 492 fi. 
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die Klage nur durch Eeffion, und auch im Nothfall ijt es 
nicht anders”. Wenn der Inftitor im Namen des 
Principals contrahirt hat, jo fteht abweichend von rö- 
miſchen Recht ohne Weiteres dem Principal und lediglich) 
ihm die Klage zu”. Diefes allein dem Principal zufte- 
bende Recht auf Erfüllung folgt aus der ihm allein ob- 
liegenden Pflicht der Erfüllung”, für welche ein zweifel- 
Lofer Rechtsſatz beſteht. Aus feiner Pflicht zur Erfüllung 
folgt fein Recht auf die Erfüllung ””. 

III. Die Berpflihtung und das Recht des Inſtitor 
gegenüber dem Dritten. 1. Das römische Recht. Wenn 
gleich die inftitorifche Klage gegen den Principal rechtlich 
begründet ift, fo ift dennoch auch der Inſtitor aus dem 
Contract verpflichtet, nicht anders als ob er ihn in ei— 
genem Namen gefchloffen hätte. Der Dritte Hat die 
Wahl”, ob er den Principal oder den Inftitor belangen 
will”. Wenn er den Inftitor belangt, fo hat diefer alle 


24) Bol. oben Note 18. 

25) Daß die Klage ohne Weitere? dem Principal zuftehe, 
wird von Manden fchlehthin ald Praris behauptet. So Glüd 
Bd 14. S. 198. 266. Mühlenbruch Ceſſion Aufl. 3. S. 147 
und Note 296. 297. Erkenntniß des OAG zu Lübel in Seuf: 
fert Archiv Bd 5. Nr 13. 

26) Dies ift der allein richtige Grund für jenes Recht. Mit 
Unrecht wird, um e3 zu begründen, behauptet, daß dies bereits 
römisches Recht fei (vgl. oben Note 6 und 7); fowie daß nad 
heutigem Recht der Bertretene der urjprünglihe Contrahent 
fei oder als folder gelte, ſ. g. directe Repräſentation (vgl. 
oben 8 70, 

27) Bgl. oben $ 70. 

28) Anders natürlid, wenn die Verbindlichkeit des Principals 
hinterher wieder wegfällt, wie 3. B. wenn der Inftitor die Verbinds 
lichkeit des Principal3 novirend übernimmt. L. 13. 8 1. D. h. t. 

29) L. 1. 817. L. 1. 8 24. L. 5. 8 1. D. de exereit. 

47” 








—8 
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auf ſeine Perſönlichkeit zu gründenden Einreden“, nicht 
mehr und minder als wenn er in eigenem Namen con— 
trahirt hätte. Er kann alſo weder die Klage noch die 
Execution von ſich abwenden und an den Principal ver— 
weiſen“, durch die Berufung, daß die inſtitoriſche Klage 
gegen den Principal rechtlich begründet fjei”, ja auch 
überdies (vorausfichtlih) factiſch wirkſam fein werde. 
Diefe Erfüllungsverbindlichkeit des Inftitor, für welche 
er mit feinem Vermögen haftet, führt von felber dahin, 
daß er unbedingt nicht nur für das Dafein und den 
Inhalt der von ihm angegebenen Vollmacht, fondern 
auch für die Solvenz des Principals einftcht. Won die— 
fer Verbindlichkeit foll zwar der Principal den Inflitor 
befreien”, er kann e8 aber nicht, wenn nicht der Gläu— 
biger will”. Daß der Inftitor nur jo lange ausflagbar 


act. L. 17. $ 1. L. 19. pr. D. de institoria actione. füne: 
burger Stadtreht Tit. 24. (Pufendorf IV. ©. 799.) Preußi— 
ſches Landrecht $ 541. 544. 545 (ift aufgehoben). Cödigo de 
comercio Art. 179. Codigo commercial Art. 147. 
30) 3. B. das Senatusconsultum Macedonianum, das 8. O. 
Vellejanum, die restitutio ob minorem aetatem. DBgl. $ 75. 
31) Rubjtrat im oldenburger Archiv Bd1. 1843. S. 42—46; 
und im Ardyiv f. d. civil. Praris Bd 30. 1847. ©. 341—346. 
32) Nicht entgegen ift L. 20. D.h.t.; cum id (nemlid den 
Schuldſchein) institoris officio ad fidem mensae protestaundam 
scripsisset. Vgl. Nubjtrat im oldenburger Archiv Bd 1. ©. 45. 46. 
33) Denn es liegt im Willen des Mandatsvertrages, daß 
durch den Contract nur der Mandant berechtigt und verpflichtet 
werde, was nicht direct, fondern nur dur Gejfion und Novation 
ermöglicht werden kann. Dem Recht des Principals, daß er Gläu— 
biger werde, entipricht das Recht des Anftitor, daß er aufhöre 
Schuldner zu jein. So L. 45. pr. $ 5. D. mandati (17. 1). 
34) L. 45. $ 2. D. mandati (17. 1) „nolit creditor ... . 
cavere tibi debeo, defensurum te“, 
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fei, als er noch als Inftitor fungirt, im Amte it”, ift 
nicht zugugeben. Übrigens ift, foweit der Inſtitor ges 
zahlt hat, der Principal, foweit der Principal gezahlt 
hat, gleichviel ob im eigenem oder des Inſtitors Namen, 
der Inſtitor Tiberirt. 2. Das Heutige Recht. Wenn 
die inftitorifche Klage gegen den Principal rechtlich be- 
gründet ift, dann ift nicht der Inftitor (fondern nur 
der Principal) zur Erfüllung des Contractes verpflichtet. 
Er kann eben aus dem Grunde, daß gegen den Prin- 
cipal die inftitorifche Klage rechtlich begründet ift, den 
Gläubiger an den Principal verweifen. Über die Art 
diefer Verweiſung“ find die Anfichten verfchteden und 
ift die Praris unſicher. Nach einer Meinung kann er 
die Execution an den Principal verweifen”, er muß zu 


35) Die gewöhnliche Meinung iſt dafür (Glück XIV. ©. 196. 
257. Thibaut II. $ 525) wegen der L. 20.D. h.t.„... 
Lucio Titio (Principal) defuncto sine herede, bonis ejus ven- 
ditis, ... nec aequitatem conveniendi eum (institorem) super- 
esse: cum id institoris officio ad fidem mensae protestandam 
scripsisset; und wegen L. 67. D. de procuratoribus (3. 3). 
Beide Stellen find aber nicht beweifend. 

36) L. 1. $ 24. de exereitoria actione. 

37) Die Schwierigkeit der Frage, wie heutzutage die Haf: 
tung des Principals und des Inftitor im Proceß ſich ausgleicht, 
ob diefe die Klage oder erft die Erecution an den Principal 
verweilen kann oder wie fonft, ift dadurch nicht erledigt, daß 
man, wie Rubftrat im oldenburger Ardiv Bd 1. ©. 59—62, 
den Inftitor als bloßes Inſtrument betrachtet. Denn die Vor: 
ausſetzung für die Frage ift, daß der Inſtitor nicht diefes, was 
er allerdings fein kann, fei, fondern daß er für Rechnung des 
Prineipald Contrahent fei, und es it nicht zuzugeben, daß 
ein Contrahent kann ein bloßes Anftrument jein wollen. 

38) Glück XIV. ©. 196.257 Note 58. Thibaut Band. Bd 2, 
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diefem Zweck nachweifen, daß er als Inftitor und den 
Principal bindend contrahirt habe, bis dahin geht die 
Erecution” gegen ihn. Nach einer andern Meinung 
kann er die Klage von ſich durch ein exceptio doli ab» 
wenden“. Diefe Meinung ift die richtige, aber genauer 
fo zu verftehen. Die Klage auf Erfüllung des Contrac- 
tes ift gegen den Imftitor Tediglich durch den Contract 
deshalb nicht begründet, weil er ihn im Namen des 
Principals gejchloffen hat. Denn dann Hat er erflärt, 
daß er für fremde und nicht für eigene Rechnung con= 
trahire, er hat den Dritten auf den Principal verwieſen, 
befjer: die Verpflichtung zur Erfüllung ift als eine nur 
vom Principal gemwollte und gejollte contractlich feſtge— 
ftellt worden. Zu feiner Befreiung ift die Behauptung 
und der Beweis diejer Yorm der Kontractsabjchliegung 
erforderlih und genügend. Der Gläubiger ift nunmehr 
zunächſt darauf beſchränkt, die inftitorifche Klage gegen 
den Principal anzuftellen. Der Inftitor ift nur für den 
Tal, daß nicht die inftitorifche Klage rechtlich gegen 
den Principal begründet iſt“, verpflichtet; weitere Verpflich- 
tungen hat er nicht. a. Mit Unrecht wird behauptet, 
daß gegen den Inſtitor eine Klage des Gläubigers zu 
dem Zweck begründet fei, damit er ihn „zur Belangung“ 
z 525. Preußiſches LR $ 542 (ift aufgehoben). Cödigo de 
comercio Art. 177. Codigo commercial Art. 145. 

39) Bei einer Wechſelklage der Perfonalarrefi. Eropp Gut 
achten ©. 25. 26. 

40) Mühlenbruch Ceffion ed. II. &.147 Note 297. Vgl. be= 
fonder3 ab Eyben. diss. posterior. cap. IX (sceripta &.304—306). 

41) Nur dafür, daß fie rechilich begründet iſt, fteht er ein, 
niht aud dafür, daß fie factifch wirkffam fei. Für die Golvenz 
de3 Principals haftet er nur aus befondern Gründen: Verſprechen 
(Delcredereftehen), dolus. 
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„zur wirkſamen Belangung” des Principal® in ben 
Stand fege”. Denn der Gläubiger bedarf zur Anftel- 
lung der inftitorifchen Klage gar nicht und zur Durch— 
führung des Proceffes nicht nothwendig der Mitwirkung 
bes Inſtitor; überdies kann die etwa erforderliche nicht 
direct erzwungen werden. Daher fehlt e8 dem Gläubiger 
an der Möglichkeit, die Verpflichtung des Inſtitor auf 
bejtimmte Handlungen zurüdzuführen, mithin an einem 
beftimmten Petitum; einem allgemein gehaltenen Petitum 
gegenüber kann aber der Inftitor ſtets ausweichend fich 
erklären“. Nur infofern und infoweit ift eine Klage 


42) Diefe Anfiht findet fi) in einem Erkenutniß des OAG 
zu Lübed vom Jahr 1844 (Hamburger Sammlung Bd 1. 
Nr 23. ©. 195—206). Wer mandatario nomine contrabire, 
verpflichte ſich ftillichmweigend, den Gläubiger zu einer Klage ge: 
gen den Principal in Stand zu feten (S. 200). Erkannt 
(S. 198): „ſchuldig, diejenigen Thatfachen und Verhältniffe, dur 
melde er feine Bevollmächtigung zur Abſchließung des Eontractes 
begründen zu können glaubt, vollftändig und fpeciell darzulegen, 
aud die ſämmtlichen darüber vorhandenen Beweismittel anzuges 
ben und, infofern folde ihm zu Gebote ftehen, dem Kläger mit: 
zutbeilen, namentlid; die fich Hierauf beziehende Correfpondenz 
(mit dem Mandanten) zu ediren” (S. 198. 199). Die Ent: 
fheidungsgründe find nicht fhlagend. Auch Seuffert Pandel- 
tenreht Bd 2. 8 338 Nr 3 ftelt den Sat auf: der Mans 
datar fei verpflichtet, alle ihm zu Gebote ftehenden zur wirffamen 
Belangung de3 Mandanten dienlichen Behelfe dem Gläubiger an 
Handen zu geben. Diefer Satz ift in feiner einzigen der Note 9 
eitirten Stellen zu finden und dem römifchen Recht, melde den 
Mandatar zur Erfüllung verpflichtet, auch offenbar nicht entſprechend. 
Bol. noch GSeuffert in feinem Ardiv Bd 8. S. 352— 357, 

43) Das Petitum könnte nur ganz allgemein darauf geftellt 
werden, daß der Injtitor Alles dasjenige wörtlich und thatſächlich 
dem Gläubiger mittheile, womit diefer die Verpflichtung des Prin: 
eipal3 aus dem Contract begründen folle. Da aber der, Gläubi— 


J 
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möglich, als der Inſtitor durch ein beſonderes Verſprechen 
zur Auslieferung beſtimmter Beweismittel ſich verbindlich 
gemacht Hat. b. Mit Unrecht wird auch noch eine an— 
dere Berpflictung des Inftitor behauptet. Die Berpflich- 
tung des Inftitor, aus dem Vermögen des Prin— 
cipals zu erfüllen, fol durch den Umftand begründet 
fein, daß er die factifche Möglichkeit hat, aus dem Ber- 
mögen des Principals zu erfüllen‘. Durch diefen Um— 


ger ohne befonderes Verſprechen gar nicht auf etwas Beſtimmtes 
ein Necht hat, fondern ſich mit dem Wenigften begnügen muß, 
was der Inftitor für ausreichend erflärt, fo muß er fi auch mit 
dem, wenn auch erdichteten, Einwand genügen Iaffen, daß nur 
eine mündliche Vollmacht ertbeilt worden fe, oder der Verfiherung, 
daß es nicht einmal feiner Erflärung über die Art der Voll: 
macht3ertheilung (ob ausdrüdlich, ftillfchweigend, mündlich, fchrift: 
ih) und den Anhalt der Vollmacht und die vorhandenen Beweis: 
mittel bedürfe, indem der Principal die ertheilte Vollmacht überall 
nicht oder doch im Proceß nicht, bei welchem er fchon fecundiren 
wolle, in Abrede ftellen werde. Auch Fann er diefer Verfiherung 
mit Necht hinzufügen, z. B. daß er nicht unnützerweiſe feine Voll: 
macht3urfunde zu ediren brauche, deren er zu feiner Legitimation 
bei andern Contrabirluftigen nicht entbehren könne, oder die er ver- 
fandt habe umd nicht ohne Mühe und Koften herbeifchaffen könne. 

44) Diefe Anfiht, nur in anderer Faffung (wenn er Vermö- 
gen de3 Principal in Händen bat, unter feiner Verwaltung hat, 
foweit ihm die Mittel zu Gebote ftehen), hat z. B. Glück Bd 15. 
©. 330. 331, und haben die Entfcheidungsgründe eines Erkennt⸗ 
niffe8 des DA Geriht3 zu Dresden (Seuffert Arhiv Bd 5. 
Nr 279), de DAG zu Jena (Seuffert Ardiv Bd 6. 
Nr 33) und des DAS zu Lübed (Hamburger Sammlung 
Bd 1. ©. 201). Die Worte in den lübecker Entfheidungsgrün: 
den „nad; heutigem Gerichtägebraudy ganz ausgemacht, daß Plage 
darauf, daß erdem andern Contrahenten, infofern ihm die Mittel 
dazu zu Gebote ftehen, Zahlung aus dem Vermögen des Man: 
danten zu verihaffen Habe“ find nah dem Zufammenhang und 
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ftand allein ift fie aber nicht begründet”. Es muß Hins 
zufommen, daß er zu der Erfüllung und deren Ermög- 
lihung in der Weiſe, wie fie als vorhanden vom Gläu- 
biger behauptet wird, vom Principal Auftrag erhalten 
und daß er bdiefen Auftrog angenommen bat. Diefer 


den Gitaten nicht dakin zu verftehen, daß er nach Kräften dafür 
Sorge trage, daß der Mandant zahle, fondern dahin, daß er aus 
dem Vermögen des Mandanten zahle. Thibaut Band. Aufl. 8. 
$ 525 ift im umpräciier Faffung („Befriedigung verihaffe” für 
„befriedige”) offenbar derjelben Anfiht. Göſchen Vorlefungen 
8 534, öfters citirt, äußert gar nicht eine eigene Meinung. 

45) Wenn die Anfiht (vgl. die vorige Note), fo allgemein 
veritanden werden foll, wie fie fi ausfpridt, jo würde der ns 
ftitor verpflichtet fein, gleichviel worin die Erfüllung und worin 
das in den Händen’ des Inftitor befindlihe Vermögen des Prin- 
cipal3 befteht. Soll er aber wirklich, 3. B. um eine Geldichuld 
bezahlen zu können, vom Weinlager des Principal3 à tout prix 
verfaufen und, um den verfprochenen Wein rechtzeitig liefern zu 
tönnen, da der zugefagte neue Vorrath noch nicht bei ihm anges 
langt ift, mit dem für den Principal eincaffirten Gelde, welches 
er. vermittelft eines Wechſels (Rimeſſe) einfenden follte, Wein am 
Pla & tout prix einfaufen? Und zu. einer ſolchen Berfügung 
über das Vermögen bed Principal3 foll er verpflichtet, und der 
Gläubiger, daß fie geſchehe, berechtigt fein, lediglich aus dem 
Grunde, daß er factifch fo verfügen Tann? Die factiſch möge 
liche Verfügung über das Vermögen des Principald darf nicht 
dem Principal gegenüber eine widerrechtliche fein. Es ift 
mithin der Wille de3 Principal erforderlih, alfo fein Auf— 
trag zu diefer Verfügung erforderlich; aber nicht genügend, weil 
der Inſtitor ihm nicht zu gehorhen Hat, mithin ift aud der 
Mille des Inſtitor erforderlih, diefer muß alfo den Auftrag 
angenommen haben. Erft diefer Vertrag zwiſchen dem Prin— 
cipal und Anftitor beflimmt, in welcher Weife der Anftitor über 
das Vermögen des Principals verfügen darf, um die eigene Hands 
lung der Erfüllung vornehmen zu können, beftimmt alſo, ob der 


—— 
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dreifache Umftand gehört zum Klagfundament. Aus die- 
fem zwifchen dem Principal und Inftitor gefchloffenen 
Bertrage fteht dem Gläubiger ein Klagereht zu. Wie 
ferner ein ausdrücliches dem Gläubiger gegebenes Ver— 
ſprechen des Inftitor, daß er erfüllen wolle, nicht 
felten vorkommt, jo enthalten auch die Umftände zumeilen 
deutlich ein ftillfchweigendes derartiges DVerfprechen. Es 
ift dann aber darauf zu achten, ob er nur aus dem 
Vermögen des Principals, oder ob er mit feinem Ver— 
mögen zu erfüllen verfprochen Hat. 


76. 
Die Handwerksverkäufe. — der drei Vorausſetzungen. 

Die Handwerksverkäufe. Mangel der drei Vorauss 
ſetzungen. Erfter Fall. Die Vollmacht fehlt oder ift 
überfchritten. Nach dem römischen Recht ift die Verbind- 
lichkeit des Inftitor Feine andere, als wenn die Vollmacht 
da ift und ausreichend da ift; fie allein ift aber num 
dem Dritten bedeutend, da ihm ober foweit ihm das 
Recht gegen den angeblichen oder wirklichen Principal 
fehlt. Dies möchte man auc als heutiges Recht an« 
nehmen, infofern nicht eine fefte entgegenftehende Praris 
dargethan werden Fan. Zweiter Fall. Es ift in eige- 
nem Namen contrahirt. Dritter Fall. Vermittelſt eines 
Nuntins ift der Vertrag gefchloffen. Für dieſe beiden 
Fälle gilt das oben 8 72 Erörterte, da dies nicht dem 
HGB entnommen, fondern allgemeinen Rechtens ift. 


Inſtitor neben der factifhen Möglichkeit auch die rechtliche 
Möglichkeit der Erfüllung bat. 

46) Diefen Sab darf man als einen Sat der Praxis in den 
viel zu allgemeinen und unpräcifen Sätzen der Schriftfteller und 
Urtheilverfaffer finden. 


8 77. Die Reichsgeiverbeordnung. 267 


Bierte Abtheilung. 
Der Handlungsgehülfe. 
8 77. 
Die Reichsgewerbeordnung. 

Die Reichsgewerbeordnung hat Beltimmungen über 
‚ die Lehrlinge der Kaufleute (über diefe nur we: 
nige) und über die Kabrifarbeiter. Im Übrigen 
hat fie über die Perfonen, welche Handlungsgehülfen im 
Sinn des HGB find, Feine Beltimmungen. Sie hat 
Beftimmungen über die Gemwerbegehülfen ohne Ausschluß 
der Lehrlinge in den SS 105 bis 108; über die Ge- 
werbegehülfen mit Ausſchluß der Lehrlinge in den SS 115 
bis 125. Diele Gehülfen heißen Gefellen, und zu den 
Gehülfen gehören ftet8 auch die Lehrlinge, da gänzlich 
unthätige, nur zufchauende und zuhörende Lehrlinge nicht 
vorkommen und der Lehrling ſtets zu ungezählten Dienften 
verpflichtet if. Jene Beftimmungen gelten von den Ge: 
bülfen und Lehrlingen aller Gemerbetreibenden (verfteht 
fi) abgejehen von denjenigen, welde die RGewO nad 
S 6 überhaupt nicht treffen will); jedoch mit einer das 
Handelsrecht angehenden Ausnahme, welche Hinfichtlich der 
Lehrlinge wieder eine (die Regel theilmweife Herftellende) 
Ausnahme hat. Sie follen nemlid nach 8 126 „Leine 
Anwendung finden auf die Gehülfen und Lehrlinge der 
Apotheker und Kaufleute und auf die Werfmeifter in 
Fabriken“. Da ein folder Werfmeifter Gehülfe eines 
Kaufmanns ift und die Apotheker Kaufleute find, fo fol 
len aljo die Beftimmungen feine Anwendung finden auf 
die Gehülfen der Kaufleute‘ einfchlieflich der 

1) Daß bier unter dem Wort Kaufleute der Kaufmann im 


Sinn des HGB zu verftehen fei, nimmt auch da3 ROHG an. 
Bol. Thöl Praxis ©. 51. 
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Lehrlinge der Kaufleute‘. Folgeweiſe finden fie 
feine Anwendung auf die Handlungsgehülfen, da diefe 
unter den wenn micht identischen jedenfalls weiteren Be— 
griff des Gehülfen eines Kaufmanns fallen, ohne daf 
e8 für diefe Nichtanwendung auf den präcifen Begriff 
de8 Handlungsgehülfen im Sinn des HGB ankommt”. 
Die Ausnahme von der Ausnahme betrifft nur die Pehr- 
linge der Kaufleute, auf welche nad; $ 126 die 88 116 
und 117 und der Abſatz 2 des 8 106 Anwendung fin- 
den fol. Abgeſehen von diefer Ausnahme follen die Ver— 
hältniffe der Gehülfen und Lehrlinge der Kauf 
leute zu diefen ihren Arbeitgebern und Pehrherren „fer- 
nerhin nach den bisherigen Vorfchriften beurtheilt“ werden. 
Jedoch darf dies von den Fabrikarbeitern, troßdem 
daß fie zu den Gehülfen der Kaufleute gehören, nicht 
verftanden werden, weil über die „Verhältniffe der Fa— 


2) ROHGS Enticheidungen Bd 9. ©. 282. 

3) Dies hat das ROHG überfehen. Denn es hat angewandt 
auf den Koch eines Reſtaurateurs und auf den Braumeifter, 
melhem die Leitung einer Brauerei übertragen worden ift, die 
88 109 bis 111 resp. 108 und 111 der RGewO und zwar 
deshalb angewandt, weil diefe Perfonen nicht Handlungsgehülfen 
im Sinn des HGB feien (mas übrigens nicht zuzugeben ift 
Vgl. Thöl Praris S. 41. 50. 51). In einem fpätern Urtheil 
ift die RGewO angewandt auf den Webemeifter in einer Tuchfa⸗ 
brik (Entfheidungen Bd 11. ©. 387), Es war zu erörtem 
nit, daß diefe Perfonen nicht Handlungsgehülfen im Sinn. des 
HGB, fondern daß fie nicht Gehülfen eines Kaufmanns und 
zwar Gehülfen und Kaufmanns im Sinn der RGewoO feien. 
Überdies mar zu erörtern, daß der Braumeifter, und daß der 
Webemeiſter auch nicht Werkmeifter, in einer Fabrik fei; dies um 
fo mehr, da das ROHG den Ausdrud Bierfabrifation gebraudt 
(Thöl Praxis S. 51) und von dem Webemeifter in einer Fabrik 


ſpricht. 
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brifarbeiter” in der RGewO ausführlich beſtimmt worden 
it. Die PVerhältniffe der Lehrlinge der Kaufleute und 
die der Yabrifarbeiter find unten in den SS 81 und 82 
dargeſtellt. 
878. 
Der Handlungsgehülfe. 


Der Handlungsgehülfe. Unter den Handlungsgehülfen 
verſteht das HGB diejenigen Perſonen, welche für die 
factiſche Betreibung des Handelsgewerbes angeſtellt worden 
ſind. Denn von den zwei Möglichkeiten, wie ein Gewerbe 
betrieben werden kann, factiſch und juriſtiſch (vermittelſt 
Arbeit und Rechtsgeſchäfte), verneint es dem Handlungs— 
gehülfen die letztereꝛ. Indem das HGB aber hinzufügt, 
daß, wenn der Handlungsgehülfe von dem Principal zu 
Rechtsgeſchäften beauftragt werde, die Beſtimmungen über 
Handlungsbevollmächtigte (dieſes Wort begreift hier den 
Procuriſten und Handlungsbevollmächtigten und Bevoll— 
mächtigten zu einzelnen Handelsgeſchäften) zur Anwendung 
kommen“, ſpricht es aus, daß die Rechtsſätze der Artikel 
57 bis 65 auch von einem ſolchen Handlungsgehülfen 
des Principals gelten ſollen, welcher zugleich ſein Procu— 
riſt oder ſein Handlungsbevollmächtigter oder ſein Bevoll— 
mächtigter zu einzelnen Handelsgeſchäften iſt. Von dem— 
jenigen, welcher eines von dieſen dreien iſt, nicht aber 
auch obendrein Handlungsgehülfe, gelten ſie aber nicht. 
Die Handlungsgehülfen als ſolche ſind nicht angeſtellt, 
um für den Betrieb Hülfe vermittelſt der Abſchließung 
oder Erfüllung von Rechtsgeſchäften zu leiſten, ihre Dienſte 
beſtehen in Arbeit. Sie bilden das nicht juriſtiſche 
Dienſtperſonal des Kaufmanns. Handlungsgehülfen ſind 


1) SGB Art. 58 Abſatz 1. 2) Art. 58 Abſatz 2, 
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alle diefe Perfonen, denn das HGB hat feine ausges 
nommen. Es ift gegen den Sinn des HGB noch Un- 
terfcheidungen zu machen und diefes factifche, arbeitende, 
unjuriftifche, nicht bevollmächtigte Dienftperfonal, diejes 
AUrbeiterperfonal nod in Claffen zu theilen und bes 
ftimmten Claſſen defjelben die Eigenjchaft des Handlungs- 
gehülfen zu verneinen. So geſchieht e8 vom ROHG. 
Es unterfcheidet unter den dem Kaufmann Hülfe Teis 
ftenden Perfonen diejenigen, welche Faufmännifche Hülfe, 
und diejenigen, welche anderweitige Gewerbshülfe leiften, 
und behauptet, daß nur die erfteren Handlungsgehülfen 
im Sinn des HGB feien. Diefer Unterfcheidung und 
Behauptung fehlt e8 an ausreichenden Gründen”. Wenn 
der Kaufmann ftatt Alles allein zu bejorgen (in welchem 
Tall feine geſammte gewerbliche Thätigkeit durchweg eine 
handelsgewerbliche, kaufmänniſche, und nicht theils eine 
ſolche theils eine nur ſchlechthin gewerbliche ift) andere Per: 

3) Die Anfiht des ROHG iſt dargeftellt und widerlegt in 
Thöl Praris S. 40—49. Den bier angeführten Enticheidungen 
de3 ROHG ift nunmehr beizufügen Bd 11. ©. 387. 388. Auch 
bier werden die Hülfsdienfte bei dem Gewerbe eines Kaufmanns 
noch unterjchieden in faufmännifhe und rein techniſche; erftere 
follen dem Handlungsgehülfen weſentlich fein, fie find, heißt es, 
Hülfsdienfte bei dem Ankauf, bei der Weiterveräußerung, bei dem 
Waarenumſatz. So Seite 387. Damit ift alfo gefagt: bei 
Rechtsgeſchäften. Während alfo nah dem HGB der Hand: 
Iungsgehülfe als folder nicht ermächtigt ift „Rechtsgeſchäfte vor: 
zunehmen“, ift nad) der Anficht des ROH Ger als ſolcher dadurch 
characterifirt, daß er bei Rechtsgeſchäften Dienjte leiſtet. 
Das heißt alſo bei dem Abſchluß oder bei der Erfüllung von ' 
Rechtsgeſchäften. Die Frage iſt nun natürlih, wie ift das bei 
zu verjtehen? Es darf nicht erklärt werden dur für. Denn 
dann ift die Diftinction aufgegeben. Um fo unerläflicher war es, 
da3 maaßgebende Wort bei zu verdeutlichen, 





A = ge — ͤüͤüü ⏑—— = 
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fonen zu Hülfe nimmt, fo leiften diefe ihm, gleichviel 
worin ihre dem Handelsgewerbe angehörende Thätigfeit be- 
ftehen mag, handelsgewerblihe m. a. W. Faufmännifche 
Dienfte. Man kann deren Thätigkeit nicht noch jpalten in 
deren Faufmännifche und deren anderweitige gewerbliche 
Hülfsdienfte. Zu den Handlungsgehülfen gehört das € o mp- 
toirperfonal‘, e8 find diejenigen Perſonen des Hülfs— 
perfonals, für deren Thätigfeit das Hauptlocal das Comp- 
toir iſt. Diefes ift wejentlih Schreibjtube und aud) 
Rechnenftube. Die |. g. Comptoirgefchäfte bejtehen meis 
ftens im Schreiben. Ihnen gehört das Gebiet der Wil- 
Iengerflärung an, infofern dieſe nit auf Willen beruht, 
Sondern infofern für fie eine rein factifche Arbeit, dieſe 
befteht bejonders im Schreiben, nothwendig oder nüglich 
if. Zu dem Comptoirperfonal gehört der Correfpondenz- 
führer (Correfpondent), der Buchhalter und die andern 
Perfonen, melde man Commis oder Comptoirbediente 
nennt, wenn fie nicht Lehrlinge find. Handlungsgehülfen 
find ferner alle übrigen Arbeiter, welche bei einem 
Handelsgewerbe, aljo von einem Kaufmann als folchem 
angeftellt find. Mithin bei folgenden Handelsgewerben 
folgende Perfonen in ihrer Eigenjchaft als bloße Arbeiter 
gedacht, denn fie können auch obendrein Einzelbevollmäch- 
tigte oder Handlungsbevollmächtigte, ſelbſt Procuriften 
fein. Bei dem Handelsgewerbe genannt Yabrif der Werks 
meifter der Yabrif und die Wabrifarbeiter; bei dem 
Handelsgewerbe genannt Handwerk die Handwerksgefellen ; 
ferner find Handlungsgehülfen die Gehülfen folgender 
Kaufleute, bei welchen trotz des gleichartigen Gewerbes 
der Ausdrud Fabrik und Fabrifant, Handwerk und Hand» 


4) Ueber diefes vergleiche Thöl Praris ©. 45. 46, 


Ban. 
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werfer nicht gebräuchlich ift: die Gehülfen (fie werden gar 
nicht oder felten Gejellen genannt) der Bierbrauer, der 
Apotheker, der Conditoren, der Deftillateurs, der Müller ; 
die Gehülfen (Kellner) der Wirthe (Hotel, Wirthehaus, 
Reftauration, Garküche, Kaffehaus, Weinftube, Bierfeller) ; 
bei der Wäfcherei, Spinnerei, Bleicherei, wenn das Ge 
werbe durch den Umfang des Betriebs Handelsgewerbe 
ift, die Wäfcher, Spinner, Bleicher; bei dem Frachtfüh— 
rergewerbe das Eifenbahnperfonal, das Poſtperſonal, die 
Fuhrknechte und Stallfnechte, die Schiffsmannſchaft; bei 
dem Berfonentransport, wenn er Anftalt alfo Handelsge- 
werbe ift, der Omnibusführer und »Eutfcher, der Drofch- 
fenfutfcher, die Beſatzung des Dampfjchiffes; bei dem ei- 
gentlihen Handel, dem Umfag in Natur, find Hand— 
Iungsgehülfen alle die Perfonen, welde in Betreff der 
angejhafften und in Natur zu veräußernden Saden in 
den Lagerräumen und fonftigen Gewerbsräumen eine auf 
die Empfangnahme, Lagerung, Confervirung, Verpackung, 
Abjendung gerichtete und welche eine außerhalb diejer 
Räume erforderliche (3. B. mit den Kunden vermitteltde) 
unendlih marmichfaltige Thätigkeit entwideln. — Nur 
derjenige Arbeiter ift Handlungsgehülfe, welcher ange- 
ſtellt ift. Angeftellt ift nicht, wer nur zu einem ein- 
zelnen Dienft oder zu gezählten einzelnen Dienften ge- 
dungen iſt. Es ergiebt dies der Art. 59 des HGB, denn 
in Betreff eines ſolchen würde das Verbot, ohne Einwilli- 
gung des Dienftberechtigten Handelsgefchäfte zu machen, 
rein widerfinnig fein; e8 ergiebt dies ferner der Ausdrud 
Principal und Handlungsgehülfe, der dem Ausdrud 
Handlung sbevollmädtigter entjpricht, welcher Teßtere den 
zu einem einzelnen Geſchäft oder zu gezählten einzelnen 
Gefchäften Bevollmädtigten (den Einzelbevollmächtigten) 
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nicht begreift. Im Obigen find die Pehrlinge, wo fie 
überhaupt vorkommen, Hinzuzudenfen. — Bon den Hand- 
Iungsgehülfen, welche gewerblihe, kaufmänniſche Dienfte 
leiften, nemlich diejenigen Dienfte, in welchen die Betreibung 
des Handelsgewerbes vermittelft Arbeit liegt, find zu un— 
terfcheiden die Perfonen, welche mit diefer Betreibung zu- 
ſammenhängende Gefindedienfte (alſo gemeine häusliche 
Dienfte) leiſten. Hinfichtlih diefer Perſonen ſoll es bei 
den für das Gefindedienftverhältnig geltenden Beftimmun- 
gen fein Bewenden haben”, 


79. 
Rectöverhältnig — Handlungsgehülfen. 

Die Rechtsſätze des HGB über die Rechte zwiſchen 
dem Handlungsgehülfen und ſeinem Principal ſind fol— 
gende. Sie betreffen 1. die Natur der Dienſte und die 
Anſprüche auf Gehalt und Unterhalt‘. Im Betreff dieſer 
Tragen enthält das HGB Feine Entjcheidung, fondern nur 
eine Verweifung auf die Übereinkunft, den Ortsgebrauch 
und das Ermefjen des Gerichts. In Betreff diefer Fra- 
gen iſt mithin der Begriff des Handlungsgehülfen im 
Sinn des HGB gänzlich gleichgültig; und ift überhaupt 
ber Artikel 57 überflüffig: fie würden wenn er fehlte eben 
fo zu entfcheiden fein, nemlich in Gemäßheit des Artikel 
1 nad) dem bisherigen Recht Hinfichtlih aller Perſonen, 
für welche das örtliche Recht und das fonftige Recht Be- 
ftimmungen über die erwähnten ragen enthält. Der 
Artikel 57 iſt nur für den aus Art. 58 und 59 zu 
vervollftändigenden Begriff des Handlungsgehülfen er 
heblih. 2. Ein Handlungsgehülfe foll nicht ohne Ein- 
willigung des Principal® Handelsgefchäfte machen, weder 


5) HGB Art. 65. 1) Art. 57. 
Höre Handeldredht. Ir Bd. Hte Aufl. 18 
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für eigene Rechnung nod für Rechnung eines Dritten”. 
3. Ein Handlungsgehülfe, welder feine Dienftleiftung 
unterbricht, hat dennoch das Recht auf Gehalt und Uns 
terhalt (aber Längftens für ſechs Wochen), wenn die vor— 
übergehende Verhinderung durch Unglüd ohne feine Schuld 
verurfacht worden iſt'. 


80. 
Dauer und un des Dienftverhältniffes. 

Das HGB Hat ferner Beftimmungen über die Dauer 
der Dienftzeit und über die Aufhebung des Dienftverhält- 
nifjes vor Ablauf der vertragsmäßigen und der gejetlichen 
Dienftzeit wider Willen des einen Theile. I. Die Dauer 
der Dienftzeit kann durch Vertrag beliebig kurz und 
lang beftimmt werden‘. Mit Ablauf der vertragsmäßigen 
Dienftzeit ift das Dienftverhältuig aufgehoben. Die 
Aufhebung vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit durch 
Bertrag ift felbftverftändlich ftatthaft; fie ift unftatthaft 
durh Kündigung d. H. durch willfürliche Willenserflä- 
rung lediglich des einen Theile’; fie ift ftatthaft durch 
Richterſpruch nach richterlichem Ermefjen’; gefetliche Gründe 
der Aufhebung hat das HGB nidt. IL. InErman 
gelung vertragsmäßiger Beſtimmung über bie 
Dauer der Dienftzeit tritt die geſetzliche Beſtimmung 


2) HOB Art. 59. Das Genauere oben $ 58. 

3) Art. 60. 1) Art. 61. 

2) Dies ift der Begriff von Kündigung im Sinn des HGB. 
Ein unpräcifer Sprachgebrauch ſpricht von Kündigung aus wichti— 
gen Gründen (Art. 62 fagt bier „kann verlangt werden“) umd 
von gegenfeitiger Kündigung beider Theile, ftatt zu jagen: Auf: 
bebung durch Vertrag. 

3) Art. 62. 
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über Ddiejelbe in Anwendung. Dieſe geht dahin: das 
Dienftverhältnig dauert fort bis zum Tode des Hands 
lungsgehülfen, wenn e8 nicht vorher durch Vertrag (dies 
iſt ſelbſtverſtändlich) oder durch Kündigung oder durd) 
Richterſpruch nach richterlichem Ermeſſen aufgehoben wird. 
Geſetzliche Gründe der Aufhebung hat das HGB nicht. 
1. Vertrag. Eine vertragsmäßige Aufhebung des 
Dienſtverhältniſſes (oder Anerkennung des Rechts der ein— 
ſeitigen Aufhebung) liegt darin nicht, daß der Handlungs— 
gehülfe dem Verbot des Principals, die Gefchäftsräume 
fernerhin zu betreten, Folge leiftet‘. So lange dieſe 
Willenserflärung vom Principal nicht zurüdgenommen 
ift, liegt e8 an ihm, daß die Dienfte, welche er nicht 
will, nicht geleiftet werden, er ift in mora accipiendi’. 
2. Kündigung. Jeder Theil Hat das Recht der Kündi- 
gung, jeder Theil aber auch das Recht, daß das Dienft- 
verhältniß erft mit dem Ablauf eines Kalendervierteljahrs 
erlöfche und daß die Kündigung dem Ablauf um mins 
deſtens ſechs Wochen vorausgehe. Demnach bewirkt die 
Kündigung das Erlöſchen immer erſt mit dem Ablauf 
des letzten März oder Juni oder September oder De— 
cember, und zwar desjenigen dieſer Tage, zwiſchen welchem 
und dem Tage der Kündigung 41 oder mehr Tage lie— 
gen. Wenn die Kündigung am 19. Mai geſchieht, ſo 
iſt das Dienſtverhältniß ſchon am 1. Juli, wenn am 
20. Mai erſt am 1. October erloſchen. Dieſe geſetzliche 
Kündigungsfriſt fällt weg, wenn durch Vertrag eine kürzere 
oder längere oder gleiche bedungen iſt. 3. Richterſpruch. 
Die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes vor Ablauf der 
durch Vertrag oder Geſetz beſtimmten Zeit kann durch 


4) ROHG Bd 2. ©. 285. 5) ROHG Bd 2. ©. 285, 
18* 





276 ‚Der Handlungsgehülfe. 


Richterſpruch „aus wichtigen Gründen“ ausgejprochen 
werden. Jeder Theil hat das Recht unter Anführung 
von Gründen einen derartigen Ausſpruch zu beantragen. 
„Die Beurtheilung der Wichtigkeit der angeführten Gründe 
bleibt dem Ermefjen des Richters überlaffen.” Dem Er- 
meflen, dem Gewiſſen des Richters ift die Aufhebung 
Preis gegeben, und zwar dem ungezügelten fchranfenlojen 
richterlichen Ermeſſen“, denn von den ſpeciell in Art. 63 
und 64 aufgeführten Fällen ift gejagt, daß er im folchen 
Fällen die Aufhebung aussprechen Tann, nicht aber muß 
er 28’. Daß der Richter in noch andern Fällen als 
den fpeciell aufgeführten die Aufhebung ansjprechen kann, 
ift zweifellos’; das Auffallende des Rechtsſatzes befteht 
ober darin, daR er, trogdem daß einer der aufge 
führten Bälle vorliegt (3. B. thätlihe Mißhandlungen, 
jchwere erhebliche Chrverlegungen, Untreue, längere 


6) Darnach ift der Enticjeidungsgrund des ROHG Entfcheis 
dungen Bd 1. ©. 36 „die Befürdtung, daß Kläger die ibm obs 
liegende geſchäftliche Ausbildung feines Lehrlings auf deſſen res 
Tigiöfe Richtung ausdehnen werde, darf als ein im Ginn des 
Art. 62 des HGB wichtiger Grund zur Aufhebung des Dienft: 
verhältnifjes nicht betrachtet werden” nicht richtig. Dem Sinn 
des Art. 62 entjpricht diefer Aufhebungsgrund wie jeder andere 
vom Richter beliebte vollfommen, weil er dem richterfichen Er: 
meffen die Aufhebung des Dienjtverhältnifjes ſchrankenlos Preis 
gegeben hat. 

7) Da diefe Fälle doch nicht maafgebend find, fo genügt für 
fie die Vermweifung auf das HGB. Es giebt wohl kaum ein 
großartigeres Beifpiel für die Lehre von der Billigfeit (vgl. meine 
Einleitung in d. d. Pr. NR. $ 40) als die Artikel 62. 63, 64 
und 125 des HGB e3 liefern („Tann ausgefproden werden“). 

8) So auch das ROHG Entſcheidungen Bd 2. ©. 286, 
Br A. ©. 402. Bd 6. ©. 214. WB 7. ©. 263, 
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Sreiheitsftrafe), dennoch die Aufhebung verfagen 
fannı®. 

Der Yorderung, wenn fie überhaupt begründet ift, des 
Handlungsgehülfen auf den Gehalt, Lohn, Salair fiir die 
Zeit, binnen welcher er die Dienfte nicht geleiftet Hat, fteht 
die durch die anderweitige Verwerthung feiner frei gewor— 
denen Zeit und Kräfte begründete Yorderung des Princi- 
pals (begründet und zu bemeffen nad) den Grundſätzen der 
negotiorum gestio) gegenüber; jene Forderung Tann 
durch die Compenfation mit diefer theilweife oder gänzlich 
elipirt werden”, 

881. 
Der Handlungslehrling. 

Der Handlungslehrling!“. Die Rechtsſätze, welche das 
HGB über das Verhältniß des Principals zu feinem 
Handlungsgehülfen hat, gelten ſelbſtverſtändlich auch von 
dem Handlungslehrling, da diefer Handlungsgehülfe ift. 
Eine einzige nur den Handlungslehrling betreffende Bes 
ftimmung hat das HGB, nemlich daß die Dauer ber 

9) Ob das ROHG dies bejahet oder verneint, ift aus dem 
Note 8 citirten Entſcheidungen nicht erfihtlih. Die ganze Anſchau⸗ 
ung jtammt ber aus dem Reichdentwurf von 1849, deffen Artikel 51 
dem Artikel 125 des HGB entſpricht und deffen Motive (Seite 121) die 
„auffallende Erſcheinung“ zu motiviren verfuchen, daß der Richter ſelbſt 
dem auf Unreblichkeit des Gefellfchafters gegründeten Antrag anf Auf: 
löſung der Geſellſchaft das Gehör nach feinem Ermeffen verfagen darf. 

10) Zu vgl. die Entih. Bd 2. ©. 286. 287 des ROHG, 
welches fi) aber über das gemeine Recht nicht ausfpricht. 

1) In PB. J. Marperger mohlunterwiefener Kaufmanns 
Yung, Nürnberg 1715 ift das Juriſtiſche des Verhältmiffes fehr 
wenig berührt; S. 67—112 enthält Dienftcontracte; fonft 
viele Allotria. — F. Nobad der Kaufmann als Lehrling, Commis 
und Principal. Erfter Band. Der Handels-Lehrling. — Pöhls 
$ 45. — Bender 8 52—54. 
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Lehrzeit in Ermangelung vertragsmäßiger Beftimmungen 
nad dem örtlichen Recht beurtheilt werden fol”. 

Die Reichsgewerbeordnung hat in Betreff der Lehr: 
linge der Kaufleute einige Beftimmungen. Auf fie folfen 
nah 8 126 Anwendung finden die Beitimmungen der 
SS 116 und 117, daß Gewerbetreibende wegen beſtimmter 
Berbrehen und Vergehen von der Befugniß Lehrlinge zu 
halten ausgefchloffen find, diefes Verbot trifft alfo aud) 
die Kaufleute; und die Beftimmung des 8 106 Abſatz 2, 
dag Ortsftatuten ftatthaft fein follen, melde die Pehr- 
linge unter 18 Jahren zum Beſuch einer Yortbildungs- 
Schule des Ortes und die Lehrherren zur Gewährung der 
für diefen Befuc erforderlichen Zeit verpflichten; folche 
Ortsſtatuten find alfo auch Hinfichtlich der Lehrlinge der 
Kaufleute (micht aber Hinfichtlih der fonftigen Gehülfen 
der Kaufleute) geftattet. 

Der Lehrvertrag, auch wenn ein Pehrgeld nicht bes 
dungen ift, ift 'zweifeitiger Natur d. h. enthält Leiftung 
und Gegenleiftung‘. Der vom Bater oder Vormund 
des Lehrlings gefchehene Abſchluß des Lehrvertrages enthält 
die Einräumung der Ausübung derjenigen Disciplinarbe- 
fugniffe über den Lehrling, welche zu Erreichung des 
Zweckes des Lehrvertrages erforderlich find‘. Soweit dem 
Lehrherrn feine eigenen Disciplinarmittel nicht ausreichen, 
muß er die Hülfe des Gerichts anfprechen (Ausübung 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit), weldhe aber, aud im 
Fall des Einverftändniffes des Vaters oder Vormundes 
mit feinen Anträgen, nicht ohne Weiteres fondern nur 


2) HOB Art. 61. 
3) ROHG Entſch. Bd 9. ©. 279. 280. 
4) ROHG Entf. Bd 9. ©. 280. 281. 
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nach dvorgängigem Gehör des Lehrlinge gewährt werden 
darf®. Gegen das Recht (und die Pflicht) des Vaters oder 
Bormundes, Fraft feiner Batergewalt oder Bormundsge- 
walt den Lehrling (in anderweitiger Sorge für beffen 
Ausbildung und fpäteres Fortlommen) jederzeit dem Lehr- 
herren zu entziehen, kann Feine Einrede auf den Lehrver- 
trag gegründet werden; dieſer begründet für den Lehr- 
herrn nur ein Recht, aber auch ein foldhes, auf Schad— 
loshaltung“. — Ueber Berechnung des Schadens im 
Tall des Contractsbruchs von der einen oder andern 
Seite vgl. die Note 7. | 


8 82. 
Die Yabrikarbeiter. 

Die Fabrikarbeiter. Das Verhältniß des Fabrifar- 
beiter8 zu den Yabrifanten ift in den SS 105 bis 114 
und 127 bis 139 der Reichsgewerbeordnung beſtimmt. 
Diefe Beftimmungen find durchweg handelsrechtliche, denn 
der Fabrifarbeiter ift Handlungsgehülfe; fie betreffen alfo 
das Berhältnig eines Handlungsgehülfen zu feinem Prins 
cipal. Die die Fabrifarbeiter betreffenden Privatrechtsfäge, 
nemlich die Rechtsfäge, deren Anwendung durch Verzicht und 
Bertrag ausgefchloffen werden Tann, betreffen 1. die Kün— 
digung. Jeder Theil Hat das Hecht einer f. g. vierzehn- 
tägigen Kündigung‘. 2. das Recht des Arbeitgebers, je- 
derzeit aus beftimmten Gründen den Arbeiter zu entlaffen, 


5) ROHG Entfd. Bd 2. ©. 134—137. 

6) ROHG Entf. Bd 9. ©. 279-282. 

7) Berehnung des Schadens des Lehrlings: Beifpiel ROHG 
Entih. Bd 7. ©. 377—280; des Lehrherrn: Beijpiel ROHG 
B 1. ©. 22—37. 

1) NEMO 8 110. 
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und das Recht des Arbeiters, jederzeit aus beitimmten 
Gründen die Arbeit zu verlaffen; das eine wie andere 
Recht ift für gefeglich beftimmte Fälle ausgefprochen', 
ift aber auch in andern dieſen gleihartigen Fällen anzus 
erfennen, dem richterlichen Ermeſſen ift e8 nicht Preis 
gegeben‘. Die Privatrechtsfäge betreffen 3. das Recht 
des Arbeiters, beim Abgang ein Zeuguig über die Art 
und Dauer feiner Befchäftigung zu fordern‘. — Bon 
den dem öffentlichen Recht angehörenden Rechtsſätzen find 
die Verbote von vier Verträgen hervorzuheben. 


S 83. 
Verbot von vier Verträgen mit den Fabrilarbeitern. Die Berfonen. 


Den Fabrifanten find vier Verträge mit feinem Fa— 
brifarbeiter verboten. Sie betreffen 1. die Tilgung ber 
Tohnforderung; 2. das f. g. reditiren von Waaren; 
3. da8 Verſprechen an beftimmten Berkaufsftellen zu 
faufen; 4. das Verſprechen einer beftimmten Verwendung 
des DVerdienftes. 

Zuvörberft find die Perfonen zu erörtern, — 
verboten iſt mit den Fabrikarbeitern dieſe Verträge ab— 
zuſchließen. Es iſt dies zunächſt der Fabrikant. 


2) ROmD 8 111. 112. 

3) Wie dies nah dem HGB bei dem Handlungsgehülfen 
der Fall it. Das HGB ift hier nicht anzuwenden, trogdem daß 
es der Gejetesfraft nad das jüngere Reichsgeſetz iſt (KGewO v. 1. 
October 1869 und RHGB v. 1. Januar 1870), weil e3 offenbar 
nit im Sinn der Reichsgeſetzgebung gelegen hat, die fpeciellen 
Rechtsſätze über Yabrifarbeiter (zu ſolchen find aud die allge: 
meinen Rechtsſätze der SS 105 bis 114 durd den $ 127 erklärt 
worden) durd die allgemeinen über Handlungsgehülfen wieder 
aufzuheben. 

4) RGMD 8 113. 


zo - ——— — — EEE 
7 ” - 


$ 83. Verbot von vier Verträgen mit den Fabrifarbeitern. 281 


Das mit dem Namen Fabrifgewerbe bezeichnete Gewerbe 
it Handelsgewerbe; es beiteht in Umfas mit Pro— 
duction‘. Die Fabrifanten gehören zu ber Claffe von 
Kaufleuten, welche bewegliche Sachen anfchaffen und fie 
nach einer Bearbeitung oder Verarbeitung weiter veräu- 
ern; die Producte der Arbeit werden Fabrikate genannt. 
Die Eintheilung in Ganz und Halbfabrikate ift privats 
rechtlich werthlos. Überdies ift Ganzfabrifat, Halbfabri- 
fat, Rohftoff ein ganz relativer Begriff. Die Fabri— 
fanten alfo „treiben Handel mit Yabrikaten, Ganz- ober 
Halbfabrifaten, mit deren Anfertigung Arbeiter für fie 
beichäftigt find”?, richtiger: fie gewinnen aus angefchafften 
Sachen (Rohftoffen) vermittelit Lohnarbeit vermittelft ihrer 
Arbeiter (Fabrikarbeiter) Sachen (Fabrikate), welche fie 
veräußern. Der Fabrikant ift entweder Fabrikinhaber, 
nemlich Inhaber (Eigenthümer oder Befiser) einer Fabrik 
(„Fabrikſtätte“) d. 5. von Räumlichkeiten, in welchen 
feine Arbeiter die Fabrikate anfertigen (Arbeitsräumen); 
oder er hat Feine Arbeitsräume für feine Arbeiter, welche 
vielmehr in den Räumen, welche fie felber (bewohnen oder 
fonft) inne haben, die Fabrikate anfertigen, welche dann 
alfo nicht in einer Fabrik in jenem Sinn gewonnen wer- 
ben fonbern vermittelft fogenannter Hausinduftrie. 
Nenunt man die Räume, in welchen für einen Fabrikanten 
gearbeitet wird, fchon deshalb, wie e8 gefchieht, feine Fa: 
brif, fo Tann ſich die Fabrik eines einzigen Fabrikanten, 
mweil der Ausdrud dann aud die Räume der Hausindu- 
firie umfaßt, auf ein großes Gebiet erftreden, in welchem 
diefe Räume mehr oder weniger zufammenhängend oder 


1) Val. oben 8 26 Nr 2. 
2) ROMD 8 134. 3) $ 136. 
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zerftreuet fich vorfinden. Diefer Sprachgebrauch ift aber 
durchaus zur verwerfen. — Der Fabrikant ift demnach 
entweder Fabrikinhaber oder fonftiger Fabri— 
kant (vermittelft Hausinduftrie). in YFabrifant Tann 
nur der einen oder andern oder beiderlei Art fein, Tann 
alfo Arbeiter nur der einen oder andern Art oder von 
beiden Arten haben; beide Arten darf man aber troß 
der Vermwerflichkeit des eben erwähnten Sprachgebrauchs 
feine Fabrifarbeiter nennen, um, wenn der Yabrifant 
zugleich eigentlicher Kaufmann ift, unter den in ihren eis 
genen Räumen für ihn (zur Ablieferung an ihn) arbei- 
tenden Perfonen feine Yabrifarbeiter von feinen Fabrik— 
handwerfern unterfcheiden zu können. Die RGewO 
fpricht nicht von dem Fabrikanten und diefen beiden Ar- 
ten deffelben, fondern macht die leßtern zu einer Haupt- 
perfon und einer Nebenperfon, indem fie den „Yabrifin- 
haber“ Hinftellt und als „eine demfelben gleichzuftellende 
Perfon” den fonftigen Fabrikanten befchreibt und hin— 
ftelft *, und zwar überdies in Neihe und Glied mit fieben 
ebenfalls dem Wabrifinhaber gleichgeftellten Claffen von 
Perfonen’, die aber ihm, dem fonftigen Fabrikanten, auch 
wieder gleichitehen follen. Statt defjen werden wir das 
eine Wort Fabrifant gebrauchen. Was diefe fieben dem 
Fabrifanten, fei er Yabrifinhaber oder fonftiger Fabrikant, 
gleichgeftellten fieben Claffen von Perfonen betrifft, fo 
wird fich zeigen, daß diefe Gleichſtellung Hinfichtlich des 
die Tilgung der Pohnforberung betreffenden Berbotes ohne 
Bedeutung ift. Sie ift aber bedeutend Hinfichtlich der andern, 
drei Verbote. Gleichgeftellt find dem Fabrikanten feine Fa— 
milienglieder, Gehülfen, Beauftragte, Gefhäftsführer, Auf- 


4) R6wO 8 134. 136. 5) 8 138. 139. 
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jeher, Faktoren und beftimmte Gewerbetreibende’. Die Ver- 
bote haben das gemeinfam, daß die Verträge, gleichviel 
wer fie fchließt, nicht die gewollte Wirkung haben, 


84, 

Die vier verbotenen — mit den Fabrikarbeitern. 

J. Das Gebot der „Auszahlung des Lohns in baarem 
Gelde:; enthält feinem Sinn nad; Verbote von Verträgen, 
bezeichnet nemlich folgende Rechtsſätze. Wenn ein Yabri- 
fant feinem Fabrifarbeiter Geld als Lohn fchuldet, fo 
erlifcht die Schuld nicht anders als durh Zahlung 
in baarem Gelde. Hieraus folgt 1. Jede andere 
Berichtigung der Tohnforderung d. h. jeder andere Vers 
trag, durch welchen der Arbeiter fich Hinfichtlich feiner 
Tohnforderung für befriedigt erklärt, hat nicht die ge- 
wollte Wirkung des Erlöfchens der Schuld und Forde— 
rung. Es gilt nicht der Sat: satisfactio pro solu- 
tione est. Es ift gleichgültig, ob dieſer andere Vertrag 
von dem Schuldner (dem Yabrifanten) oder von fonft 
irgend Jemand gefchloffen it”. Der DBertrag ift 


5) RGMmO $ 135. 1) $ 134. 

2) Da der Gläubiger feine Forderung nur dann verlieren 
fol, wenn er baares Geld erhält, jo ift es ar, daß er fie nicht 
einbüßen darf dur einen Vertrag mit Andern, die ihm auch 
nicht3 Baares geben. Es bat alfo Feine Bedeutung, von einzelnen 
Perfonen hervorzuheben, daß ihre nadten Verträge nichts ver= 
fchlagen. Der $ 135 der NGmD fagt zwar, das Gebot finde 
auch Anwendung auf Familienglieder, Gehülfen, Beauftragte, 
Geihäftzführer, Auffeher, Factoren der Arbeitgeber (d. h. des 
Fabrifinhabers und fonftigen Fabrikanten). Allein damit ift of— 
fenbar nicht die Beſchränkung gemeint, daß andere Perfonen als 
diefe aufgezählten, wenn fie nur nicht beauftragt find, gültig ein 
Surrogat der Baarzahlung bedingen Können. | 
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nichtig was die gemwollte Wirkung betrifft, er begründet 
alfo Feine Einrede gegen die Pohnforberung; er ift aber 
infofern gültig, als das auf Grund beffelben dem Ar- 
beiter Gegebene (an Zahlungsftatt Gegebene) ihn nicht 
von feinen Contrahenten abverlangt werden kann, fons 
dern einer beſtimmten Caffe zufallen fol, deren Schuld» 
ner der Arbeiter fomeit wird als er bereichert ift. Auch 
wen das an Zahlungsftatt Gegebene noch bei ihm vors 
handen ift, ift er doch nur auf fo viel, als um was er 
bereichert ift, der Caſſe verpflichtet”. 2. Die Einrede 
der Kompenfation fteht der Pohnforderung nicht entgegen. 
Es ift aber von dem Gebot der Pohnzahlung in baarem 
Gelde die eine Ausnahme gemacht, daß die Schuld getilgt 
werden kann durch Kompenfation (dur; Anrechnung) mit 
beftimmten Forderungen des Fabrifanten gegen den Ar- 
beiter und zwar mit Willen wie wider Willen des Ar- 
beiters. Diefe Forderungen betreffen die zum Leben und 
zum Gewerbebetrieb unentbehrlichften Gegenftänbe‘. 


3) Die Worte des 8 137 „Das an Zahlungdftatt gegebene 
fällt, fomweit es nod bei dem Empfänger vorhanden oder dieſer 
daraus bereichert ift, der . . . Caſſe zu” find nicht wörtlich zu 
verftehen. Wenn der Arbeiter die an Zahlungsitatt erhaltenen 
Sachen noch bat, aber für die Hälfte der Summe, für melde 
er fie angenommen, gegen Baarzablung verkauft und von diefem 
Kaufpreis die Hälfte verjubelt hat, jo ſchuldet er der Eaffe nur 
diefe reftirende Summe, und nicht die Sachen, welche er vielmehr 
feinem Käufer zu liefern verpflichtet ift. 

4) Es darf nemlic nad 8 134 compenfirt werden mit For: 
derungen wegen verabreichter Wohnung, Teuerungsbedarf, Land: 
nugung, regelmäßiger Beköftigung, Arzneien, ärztliher Hülfe, 
Werkzeugen und Stoffen zu den anzufertigenden Yabrifaten. — 
Bei der gegen die Lohnforderung geftatteten Compenfation mit 
Forderungen wegen verabreidhter (d. h. hier verfaufter) Stoffe 
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II. „Sie dürfen denfelben keine Waaren creditiren“ °, 
Dem Fabrikanten ift verboten, ihren Yabrifarbeitern fir 
ihnen gelieferte Waaren den Kaufpreis oder die fonftige 
Gegenleiftung zu ereditiren. Beſtimmte Waaren find 
ausgenommen: Yeuerungsbedarf, regelmäßige Beköftigung, 
AUrzeneien, Werkzeuge zu den von ihnen anzufertigenden 
Tabrifaten. Sie jollen alfo nicht Gläubiger ihrer Yabrik- 
arbeiter fein dürfen in jener Beichränfung mit diefer 
Ausnahme. Außer dem Yabrifanten find jene Credit: 
verträge beftimmten andern Perſonen verboten, damit 
nicht der Fabrikant entweder auf indirectem Wege ben- 
noch Gläubiger feiner Yabrifarbeiter wird, oder den Ein- 
fluß eines Gläubigers defjelben gewinne vermöge feines 
Einflußes auf deren wirklichen Gläubiger. Unter den 
binfichtlich des Ereditverbots „ihm gleichgeftellten Perſonen“ 
find „Beauftragte” aufgeführt; es ift natürlich ein Auf— 
trag nicht irgend welchen Inhaltes, fondern zu einem 
verbotenen Ereditvertrag gemeint. Dieſer Gleichftellung 
bedurfte e8 kaum; denn es ift ſelbſtverſtändlich, daß einem 
dem Fabrikanten verbotenen Vertrag gleichmäßig die ge- 
wollte Wirkung fehlt, er mag von ihm felber oder in 
feinem Auftrag von einem Andern geſchloſſen fein; je 
nachdem diejer ihn im feinem oder im eigenem Namen 
gefchlofjen, Hat er, der Yabrikant, die Forderung oder das 
Recht auf die Eeffion der Forderung erworben. Außerdem 
find als „gleichgeftellte” Perfonen, welchen alfo ſchlechtweg 
verboten ift, jene Ereditverträge zu fchließen, alfo verboten 
auch felbjt für den ermweislichen Fall, daß fie weder Beauf- 


iſt aljo der all gedadht worden und zu denken, daß diefelbe Per: 
fon Zabrikarbeiter und Fabrikhandwerker iſt. 


5) RGMmO $ 134. 


286 Der Handlungsgehülfe. 


tragte noch negotiorum gestores des Yabrifanten find, 
folgende Perfonen aufgeführt: Familienglieder, Gehülfen, 
Gejchäftsführer, Auffeher, Yactoren der Fabrikanten; und 
alle Gewerbetreibenden, bei deren Gewerbe der Fabrifant 
oder eine von den ihm gleichgeftellten Perſonen unmittelbar 
oder mittelbar betheiligt ift”. Dahin gehört der Fall, 
daß deren Gewerbe theilweife (oder gar gänzlich) für Rech— 
nung des Yabrifanten oder einer ihm gleichgeftellten Berfon 
betrieben wird, bei welchem aljo er oder eine folche Perſon 
als offener Geſellſchafter, Commanbitift, ftiller Gefellfchafter, 
Actionär betheiligt iſt; und eine Menge anderer Fälle, 
3. B. daß ein Gehülfe des Fabrikanten auch bei dem 
Gewerbe eines Andern Gehülfe ift mit Antheil am Ges 
fammt- Gewinn oder mit Provifion in Procenten vom 
Erfolg einzelner Geſchäfte. Das Verbot diefer Eredit- 
verträge unter beftimmten Perfonen bewirkt nicht, daß 
ein folder Vertrag ungültig oder unflagbar iſt', fondern 
hat die Wirkung, daß an die Stelle des durch den Ver— 
trag gewollten aber vom Geſetz nicht gewollten Gläubigers 
fofort eine beftimmte Cafje als Gläubiger tritt‘. Hier— 
aus folgt von felbft, daß nicht durch den Willen des ge- 
jeglich) verbotenen Gläubigers die Forderung von einer 


6) RIMO $ 135. 

7) In 8 138 heißt es zwar: „Verträge, weldye den SS 134 
bi3 136 zumiderlaufen, find nichtig.“ Daß aber diefe Credit: 
verträge nicht nichtig find, fondern gültig und klagbar find, ergiebt 
fi) Har aus $ 139. 

8) Die Eaffe ift die Kranken-, Sterbes, Spar: oder ähnliche 
Hülfskaſſe; die Forderung fällt, wenn mehrere folder Kaſſen vor: 
handen find, allen zu gleichen Theilen, in Ermangelung folder 
Eaffen fällt fie der Ort3:Armenkaffe zu. Und zwar find es die 
Caſſen in der Wohnorts:Gemeinde des Arbeiters. 


—— 





885. Verbot der vier Verträge mit den Fabrikhandwerkern. 287 


andern Perſon (Ceffionar, Delegatar) erworben werden 
kann. 

III. Verboten ſind außerdem zwei Verträge zwiſchen 
dem Fabrikanten oder einer demſelben gleichgeſtellten Perſon 
einerſeits und andrerſeits ſeinem Fabrikarbeiter; die Ver— 
träge find nichtig‘. Nemlich 1. der Vertrag, daß der 
Tabrifarbeiter an bejtimmten DBerfaufsitellen beftimmte 
Saden faufen wolle und folle; und 2. der Vertrag, daß 
der Fabrikarbeiter feinen Verdienſt zu einem beftimmten 
Zwed verwenden wolle und jolle; jedoch ſoll diefes Ver— 
bot fich nicht erftreden auf einen Vertrag, welcher zu 
Gunften von Einrichtungen zur Berbefjerung der Lage 
der Arbeiter oder ihrer Familien ein Verfprechen enthält. 


85. 

Berbot der vier — mit den Fabrikhandwerkern. 

Ein Fabrikant iſt oft auch eigentlicher Kaufmann 
und zwar ſo, daß er ſeinen Fabrikaten gleichartige Sachen 
anſchafft und in Natur veräußert. 

Dies kommt unter Umſtänden vor, daß ſeine Liefe— 
ranten, trotzdem daß ſie „ſelbſtändige“ Gewerbetreibende 
im Sinn der RGewO und daß ſie Kaufleute im Sinn 
des HGB find, dennoch in beſtimmten Beziehungen 
rechtlich den Yabrifarbeitern des Fabrikanten gleichgeftellt 
werden dürfen. Cine ſolche Gleichftellung fpricht die 
RGmDd $S 136 für diejenigen Perfonen aus, welche an 
Fabrikanten den Fabrifaten defjelben gleichartige Sachen 
„abjegen, ohne aus dem Berfauf diefer Waaren an Con— 
fumenten ein Gewerbe zu machen,“ wobei fie aber hin— 
zudenkt, daß diefe Perforien diefe Sachen felber angefer: 
tigt haben. Die RGewo ſpricht alfo die Gleichſtellung 


9) RGewO $ 138. 
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für den Fall aus, daß e8 den Fabrifaten des Yabrikanten 
gleichartige Sachen find, welche feine Lieferanten an ihn 
abſetzen, daß fie diefe Sachen, welche fie abfeten, ſelber 
anfertigen und daß es der Fabrikant ift, welchen fie zum 
alleinigen und wenn nicht dies doch zum erheblichiten 
Abnehmer haben. Sie haben ihn zum Abnehmer, Käufer, 
er hat fie zu Lieferanten, Verkäufern. Die Anfertigung 
der Sachen gejchieht auf Beftellung des Fabrikanten, es 
liegt alfo der Kauf von amzufertigenden Saden vor; 
jelten gejchicht fie einmal Hinfichtlih einzelner Sachen 
vorweg in Erwartung der Beitellung. Die Anfchaffung 
des Rohſtoffes, aus welchem fie die zu Liefernden Sachen 
anfertigen, ift zweifacher Art. Entmweder liefert der Fa— 
brifant ihnen den Rohſtoff, melden fie alfo von ihm 
faufen, um an ihn das aus demfelben angefertigte Pros 
duct zu verkaufen; fie find feine Käufer in Betreff des 
Rohftoffes und er ift ihr Käufer in Betreff der aus 
demfelben anzufertigenden Sachen; beiderlei Kaufverträge 
erfcheinen hier zuweilen als ein Vertrag; oder fie jchaffen 
den Rohſtoff auf andere Art an, insbefondere indem fie 
ihn andern Perfonen abfaufen. Das Borftehende ergiebt, 
daß fie veräußernde Handwerker find‘. Da fie 
Handwerker find, welche aus dem Verkauf der von ihnen 
angefertigten Waaren an einen Yabrifanten ein Gewerbe 
machen, kann man fie pafjend Fabrikhandwerker 
nennen, und da die Sachen, welche fie anfertigen, nicht 
von den Fabrikarbeitern des Fabrikanten angefertigt, 
aber deren Yabrifaten gleichartig find, kann man dieje 
Saden pafjend Handwerfsfabrifate nennen, um 
fie von den durch die Fabrikarbeiter angefertigten Sachen 
zu unterſcheiden. 
1) Dgl. oben $ 26. 
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Diefe Fabrikhandwerker follen nach $ 136 der RGewO 
unter den Arbeitern des 8 134 mitverftanden werden 
und find auch unter den Arbeitern des 8 138 zu ver- 
ftehen, weil der in den SS 134 bis 139 durchweg ge- 
brauchte eine Ausdrud Arbeiter, welcher in $ 136 erläu- 
tert worden ift, nicht verfchieden verftanden werden darf. 
Mithin ift auch auf fie das Verbot der vier erwähnten 
Derträge anzumenden. Die durch diefen Ausdruck ange- 
deuteten Beſtimmungen find durchweg Handelsrechtliche, 
denn fie betreffen das Verhältniß zwifchen einem Kauf: 
mann, einem Yabrifanten, und einem andern Kaufmann, 
einem veräußernden Handwerker. I. Die Anwendung der 
durch den Ausdrud Gebot „der Auszahlung des Pohnes 
in baarem Gelde“ bezeichneten Nechtsjäge auf die Fa— 
brikhandwerker kann nicht wörtlich gejchehen, da fie feinen 
Lohn zu fordern haben. Sie find nicht einem Fabrikanten 
gegenüber defjen Arbeiter, fondern einem eigentlichen Kauf— 
mann gegenüber deſſen Verkäufer. Der Lohnforderung 
des Wabrifarbeiters ift die Yorderung des Fabrikhandwer— 
fers auf den Kaufpreis der von ihm gelieferten Hand— 
werfsfabrifate gleichzuftellen. Im diefem Kaufpreis ftedt 
das, was er für feine Arbeit und für den Nohftoff zu- 
fammen berechnet; eine DBertheilung des einheitlichen 
Kaufpreifes auf jene und auf diefen ift unmöglich, umd 
daher fteht der volle Kaufpreis hier dem Lohn des Fa— 
brifarbeiters gleih. Im dem Fall, daß der Fabrifant 
es ift, welcher ihm den Rohſtoff verkauft hat, wird 
der Rechtsſatz“ bedeutend, daß der Preis für den Roh— 
ftoff ereditirt werden darf und die Forderung auf diefen 
Preis zur Compenfation gegen die Lohnforderung bemust 


2) ROMmD 8 134. 
THöV 8 Handelsrecht. Ir Bd. öte Aufl. 19 
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werden darf, welcher letteren aljo Hier die Forderung 
auf den Kaufpreis der Handwerksfabrifate gleichſteht. Im 
Uebrigen gilt ganz dafjelbe, was oben $ 84 unter I er- 
örtert ift. Es kann dort ftatt Lohn und Lohnforderung 
des Fabrikarbeiters auch gelefen werden Kaufpreis und 
Kaufpreisforderung des Fabrikhandwerkers. II. Bon 
dem DVerbot „Waaren zu crebditiren“ gilt dafjelbe in Be— 
treff der Fabrikhandwerker, was oben 8 84 unter II 
erörtert if. Es kann dort ftatt Yabrifarbeiter gelejen 
werden Fabrikhandwerker. Den Wehren, deren Kaufpreis 
creditirt werden darf, find aber noc die den Fabrikhand— 
werfern verkauften Rohſtoffe beizufügen‘. III. Das 
Berbot des Vertrages, daß der Yabrifarbeiter an be 
ftimmten Berfaufsftellen bejtinmte Sachen faufe, und 
des Vertrages, daß er feinen Berdienft zu einem be- 
ftimmten Zwed verwende, kann wörtlich auf den Fabrik— 
handwerfer angewandt werden. Daß die Anwendung 
aud auf ihn gefchehen foll, ift oben erörtert. 


3) RGewO 8 134 „und Stoffe.“ 


— — — —— —— — — — 
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Sechste Abtheilung. 
Verantwortlichkeit des Principals. 


$ 86. 
Verantwortlichkeit des Principals. 


Was die Verantwortlichkeit des Principals wegen Hand- 
lungen feines Handlungsperfonals ' betrifft”, jo ift zu un— 
terfcheiden die Handlungsweife 1. bei dem Abſchluß, 2. 
bei der Erfüllung des Vertrages, 3. unabhängig von dent 
Bertrag’. 1. Liegt ein VBerfchulden eines Handlungsbevoll- 
mächtigten oder eines Verfaufsinftitors eines Handwerkers 
dahin vor, daß er vollmachtswidrig contrahirt, jo genügt, 
damit der Principal verpflichtet werde, der Umftand, daf 
der Dritte den Vertrag für vollmachtsgemäß halten durfte‘, 
und das Verſchulden (culpa, dolus) als folches kommt 
gar nicht in Betraht‘. 2. Hat das Verſchulden einer 


1) Cödigo de comercio Art, 183. Codigo commercial Art. 151. 

2) Statt aller andern Erörterungen it nun zu vgl. die gründ: 
liche Abhandlung von Goldſchmidt in deſſen Zeitihrift Bd 16. 
S. 287—382, wo aud; die Literatur fi findet. Ferner ROHG 
Entſch. Bd 1. ©. 253—257. Bd 4. ©. 243—247. 

3) Was Nr 2 und 3 betrifft, jo hat das HGB foweit Feine 
Beitimmungen. 

4) Bol. oben $ 64 und $ 74 Nr III ©. 250—253. 

5) Hiernady beweijet die oft angerufene L, 11.8 4. D. i. £. 
h. t. Sed si ipse institor decipiendi mei causa detraxit, dolus 
ipsius proponenti nocere debet . ... nichts für unfere Frage 
im Allgemeinen, denn der Grund der Haftung des Principals 
liegt nicht in des Inftitor dolus, fondern in der Wirkung deffelben, 
daß die Beichränfung der Vollmacht der Dritte nun nicht Fannte, 
Es iſt binfichtlih des Dritten eine cafuelle Unfenntniß, einen 
jolden casus trägt der Principal. Vgl. den ganzen $ 4 eit. — 
Ebenfo in L. 1. $ 10. D. de exercitoria actione würde die 
Entjheidung ganz diejelbe” fein, wenn die übertriebene Angabe 
des benöthigten Geldes auf einem Irrthum des Inſtitor berubte, 

19* 
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zum Handlungsperfonal gehörenden Perfon, welche zur 
Erfüllung eines Vertrages gebraudht wird ,. die Wirfung, 
daß derfelbe gar nicht oder nicht gehörig erfüllt wird, fo 
find die möglicherweise fehr mannichfaltigen Verhältniffe 
nad den Grundjägen? über die Zuzichung von andern 
Perſonen (Hülfsperfonen) zu beftimmen, Wenn die Hülfe- 
perfon zugleich Inftitor des Schuldners ift, fo wirkt diefe 
Eigenschaft nicht ein’, denn ſoweit der Inftitor nicht con- 


Diefe beiden Stellen braucht Unterholzner Schuldverhältniffe Bd 1. 
©. 419. unrichtig für den unrichtigen Sat, daß der Principal für 
Alles verantwortlich fei, was der Inſtitor „bei Gelegenheit 
der von ihm gefchloffenen Rechtsgeſchäfte verſchuldet hat.“ 

6) Diefe Grundfäge, melde über das Handelsgewerbe 
und über das Gewerbe hinausgehen, find e8 eben, welche in der 
oben Note 2 angeführten Abhandlung von Goldihmidt erörtert find. 

7) Aus diefem Gefichtspunft find nun aud die einzelnen 
zu der unbedingten Behauptung, daß der Principal jede Wider: 
rechtlichfeit des Inſtitor zu vertreten habe, unrichtig benußten 
Stellen zu verftehen und zu erklären. 1. L. 5. 8 8. D. h. t. 
„pollinetor mortuum spoliavit.“. — 2. L. 5. $ 3. D. de doli 
mali et metus exceptione (44. 4), „Actoris, qui exigendis 
pecuniis praepositus est, etiam posterior dolus domino nocet.“ 
— 3. L. 1.8 2. D. de exereitoria actione. „exerditor ... 
culpa et dolo carere eos (nautas) curare debet“, zu wverftehen 
in Gemäßbeit der L. 1. p. L. 6. 5 I. LLs 8 L. 7. pr. 
D. nautae, caupones, stabularii (4, 9), aljo aud) vom ma- 
gister navis, aber nicht vom Inſtitor überhaupt. — A. L. 5. 
8 10, D. h. t. „Sed et cum fullo peregre.profieciseens rogasset, 
ut discipulis suis, quibus tabernam instructam tradiderat, im- 
peraret, post cujus profeetionem vestimenta discipulus acce- 
pisset, et fugisset, fullonem non teneri, si quasi procurator 
fuit relictus: sin vero quasi institor, teneri eum: plane si 
adfirmaverit mihi, recte me credere operariis suis, non insti- 
toria, sed ex locato.tenebitur.“ Die Stelle ijt jehr verſchieden 
veritanden worden. Es muß aber quibus zu instructam gezogen 
(L 185. D. de V. 8. (50. 16): -instructam autem. tabernam 
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trahirt, ift er gar nicht in feiner Sphäre als Inftitor”, 
3. Für fchadenbringende Handlungen, welche unabhängig 
von dem Contract und deſſen Erfüllung find, haftet der 
Principal nicht, auch dann nicht, wenn das Inftitoren: 
verhältnig oder das Gehülfenverhältuig zu ihnen die Ge- 
legenheit gab°®. 


sic accipiemus, quae et rebus et hominibus ad nego- 
tiationem paratis constat.), al3 procurator und institor der 
entfliehende discipulus, und daher diseipulis suis für ceteris 
fullonis discipulis genommen, und fullo bei adfirmaverit ge— 
dacht werden. Anders erklärt Kritz L ©. 315—317 und Müh— 
lenbruch Geifion Ite Aufl, ©. 143 Note 287; aber woher aus 
dem Contract des discipulus, wenn ein Anderer Inftitor ift, die 
institoria actio? Puchta Pandekten 8 278 Note s mill jtatt 
imperaret leſen imperarem (wird vertheidigt von Dedekind im 
Archiv f. d. civ. Praris Bd 41. Abh. VIII); e3 bedarf aber 
feiner Emendation. Rudorffs Eitat (Varro) beweifet nur, wie 
imperare verjtanden werden kann, nicht aber, wie es bier muß. 
Die Gloſſe geht kaum ein. Ihering in feinen Jahrbüchern Bd 2 
©. 83 will lefen rogasset ut discipulus servis. Vgl. überhaupt 
feine Erörterung a. a. DO. ©. 78—86. — Zur Berftändigung 
über die Worte sin . .. . institor, teneri eum dienen die Grund: 
fäbe über custodia. Haſſe Culpa ©. 399173, befonders ©. 
432—438, und Braun zu Thibaut 8 251. 

8) Für die Haftung des Inflitor und ſolgeweiſe (institoria 
actione) aud; des Principal3 nad römiſchem Recht ift der Fall 
was unfere Frage betrifft jo zu denken, daß der Inftitor für die 
Erfüllung eine Hülfsperfon gebraudt hat. Dies gegen den An: 
fang der Note 1 in Goldſchmidts Abhandlung ©. 368. 369. 

9) Eine Anwendung dieſes Satzes enthält L. 7. pr. D. 
nautae, caupones, stabularii (4. 9) „si extra navem, licet a 
nautis, non praestabit (im Gegenfaß von damnum datum in 
ipsa nave d, h. bei der Erfüllung des Fracdhtcontracts). Unter 
dem nauta iſt bier auch der. magister navis zu verftehen (L. 1. 
8 2. D. eod.). Das von diefem nach der ratio juris Geltende 
gilt überhaupt vom Inſtitor. 
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Fünfter Abfchnitt. 


Die handelsgewerblihen Societäten und 
der Speculationsverein. 


$ 87. 
Einleitung. 


Eine Gewerbsgefellichaft oder Gewerbsvereinigung, nem- 
lich eine Vereinigung Mehrerer zum Zweck gemeinfchaftlis 
hen Gewinnes durch Betreibung eines Gewerbes mit ges 
meinjchaftlihem Capital (diefes ift Geld oder Geldeswerth, 
als Waaren, Arbeit, Connerionen) fällt unter den Begriff 
der societas des römifchen Nechts, auch wenn das Ge- 
werbe ein Handelsgewerbe ift, gleichviel in welchen 
Sinn diefes Wort genommen wird. Die societas- ift 


Literatur betreffend die Gewerbsgeſellſchaften insbeſondere 
die handelögewerblichen Gejellichaften. 

Marperger Vorrath S. 200-229. Bender $ 145-155. Pöhle 
$ 95—100. Mittermaier $ 554-559. Martens 8 20-27. Fi- 
ſcher $ 87-115. Entwurf eines Handelsgeſetzbuches für Württemberg 
Art, 178-284 md Motive dazu ©. 161—244. von Bunge $ 
127—131. Pardessus IV. ©. 1—228. Cesarini I. S. 129— 
168. I. ©. 1—173. Fremery chap. II—XI. S. 21—71 und 
S. 17. 4. Sciebe die Lehre von den Handelsgefellihaften. Nach fran- 
zöfifchen Quellen ...... bearbeitet. Leipzig 1841. Zweite Ausgabe 
1845. (Dieje |. g. zweite Ausgabe liefert die Eremplare der erften mit 
einem andern Titelblatt. Das Wert ift eine Überiegung des Werkes 
von Malepeyre und Jourdain mit Einfhaltungen und Abkürzungen.) 
®. 8. Treitſchke die Lehre von der umnbefchränften obligatoriichen Ge— 
werbegeiellichaft und von Commanditen. Zweite durchaus umgearbeitete 
und vermehrte Auflage der Schrift „die Lehre ‚von der Erwerbgeſellſchaft.“ 
Leipzig 1844. (Dies Werk behandelt die offene Gejellichaft und die ftille 
Geſellſchaft, nicht die Actiengeſellſchaft). Brindmann Handelsredht 
8 34—66. 


$ 87. Ginleitung. 295 
1. nicht eine f. g. univerfelle Gefellfchaft, d. h. nicht eine 


societas omnium bonorum (totorum bonorum, uni- 
versarum fortunarum), denn dem widerſpricht die be- 
Ichränfte Erwerbsart: Betrieb. Sie kann aber in eine 
folde aufgehen 3. B. bei Ehegatten, oder e8 kann eine 
ſolche unter einigen sociis beftehen. 2. Sie ift nicht eine 
ſ. g. generelle Gefellfchaft, d. 5. nicht eine societas uni- 
versorum, quae ex quaestu veniunt, denm dem wi—⸗ 
derfpricht die befchränfte Ermwerbsart: Gewerbe oder Han- 
delsgewerbe '. 3. Sie ift nicht eine f. g. ſpecielle Gefell- 
ſchaft, d. h. nicht eine societas unius rei, denn dem 
widerspricht der wiederholte Betrieb. 4. Sieift eine f. g. 
particuläre Gefelffchaft, d. h. eine societas negotiationis 
alicujus, eine Gewerbsgeſellſchaft, denn ihr ift gewerblis 
cher Betrieb wejentlich. 5. Sie ift demnach eine |. g. societas 


Ladenburg über Handelögeiellfchaften; in Goldſchmidt Zeit: 
ſchrift Bd 1 (1855) S. 132—14. W. Auerbach das Ge: 
ſellſchaftsweſen in juriftiiher und volkswirthichaftliher Hinficht 
unter befonderer Berüdfichtiaung de8 a. d. HGB. Frankfurt 
a. M. 1861. (Dazu Goldſchmidt Zeitfchrift Bd 5. S. 634—641.) 
W. Auerbach das neue Handelsgeſetz. Erfte Abtheilung 1863, 
S. 89—247. Runge Princip und Syſtem der Handelägefell: 
haften, in Goldſchmidt Zeitichrift Bd 6. (1863) S. 178—245. 
(Diefe Abhandlung ift vornemlich zu vergleihen.) Anſchütz 
Kommentar zum ADHB. Zweiter Band (1868—1870) enthält 
das Gefellihaftsreht. Ladenburg Vereine, Gefellichaften, Ge- 
noffenfchaften im Archiv für WR und HR Bd 13. (1869) ©. 
281—315, Alwin Strey das deutſche Handelsgeſellſchafts⸗ 
recht. Erſte Abtheilung. inleitung und Mllgemeiner Theil. 
1873. — Weitere Literatur bei Runge Princip und Syſtem 
©. 189. 190 Note 11. Vgl. aud unten die einzelnen Ges 
ſellſchaften. 

1) L. 52. $ 5. D. pro socio (17. 2). 
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quaestuaria, Erwerbögefellichaft, alfo eine Art der rö— 
mifchen societas lucri, quaestus, compendii ; dent 
fie bezwedt Gewinn‘. 6. Sie ift an fich eine Gefell- 
Schaft, nicht eine juriftifche Perſon'. 

Das römische Recht‘, überhaupt das bisherige Recht 
über die societas kommt foweit zur Anwendung, als das 
HGB Feine Beftimmungen enthält und aud nicht an 


2) Ein anderer Spradgebraud befaßt unter particulärer 
Geſellſchaft alle Geſellſchaften, die nicht univerfelle find, aljo auch 
eine particuläre im engern Sinn. Über die gebraudten römis 
fhen Namen vol. L. 3. $ 1. L. 73, L. 5. pr. D. pro socio 
(17. 2). pr. I. de societate (3. 26). L. 7. D. pro socio (17. 
2). L. 71. 8 1. D. eod. 

3) Über die Frage, ob Handelsgeſellſchaften, alle oder einige, 
ob Actiengejellichaften, ob Genoſſenſchaften ju riftifche Perſonen find ? 
ift jehr viel geichrieben. Ladenburg im Ardiv für WR und 
HR U 10. (1861) S. 227—257. Goldſch midt in feiner 
Zeitichrift Bd 5. (1862) ©. 636 (dagegen). Goldſchmidt 
Handbuch de3 HN (1864) ©. 334 Note 12. 3. 2. v. u. 
(dagegen). Nanda im Archiv für WR und HRBd 15. (1866) 
©. 1-36. Gotter in der Zeitichrift für Rechtspflege in 
Sadjen Bd 29. (1867) ©. 37—76 (dafür), Anſchütz Kom: 
mentar zum ADHG. Zweiter Band (1868—1870) (dafür). 
Laband in Goldfhmidt Zeitichrift Bd 14. (1870) (über Ans 
ſchütz Kommentar zum ADHG) ©. 639 640. (dagegen). 
Gotter in Buſch Archiv Bd 18. (1870) ©. 341—357 (dafür). 
Stobbe Handbuch des deutichen Privatrechts. Erſter Band 
(1871). ©. 385--39. 405—411 (dafür). Böhlau im 
Archiv f. d. civ. PrarisBd 56. (N. F. Bd 6.) 1873 ©. 351— 
366. Dal. noch für die frage bei der offenen HG unten $ 88 
und, was die Frage bei Uctiengefellichaften betrifft, unten $ 

4) Das römische Recht erwähnt der Gewerbögefellihaften 
befonder8 im Titel pro socio (17. 2) und de exereitoria actione 
(14. 1) und de institorfa actione (14. 3). 
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dere RKechtsfäte der Anmwendung entgegenftehen. Diefe 
Bemerkung ift in Betreff der Handelsgefellichaften bei der 
Bollftändigkeit des HGB Hinfichtlic) derfelben nicht belang- 
reich. Außerdem find die Gewerbsgefellfchaften und mei- 
ftens in der Beichränfung auf das Handelsgewerbe be- 
ftimmt in den Particularrechten‘, namentlich auch in Wech- 
jelordnungen. Die Rechtsfäge in den deutfchen Particu— 


5) Es gehören hieher: 

Nürnberger Reformation von 1564. Tit. XVII. 

Lübiſches Necht von 1586. Lib. III. Tit. IX. 

Hamburger Statuten von 1603. P. II. Tit. 10. 

Hamburger Fallitenordnung von 1753. Art. 64. 65. 

Sranffurter Neformation von 1611. Theil II. Tit. 23. 

Lüneburger Stadtreht von 1679. Tit. 23. 

Preußifches Landrecht $ 614—683 (ift aufgehoben). 

Ruſſiſches Manifeft vom 1. Januar 1807. (ift mir nur dem 
Namen nad) bekannt.) 

Code de Commerce Art. 18—64. 

Rheinisches Handelsgefekbud Art. 18—64. 

Badifches Handeldreht Satz 18—64. 

Oſterreichiſches Geſetzbuch $ 1216. $ 1175—1215. 

Regolamento provvisorio Art, 17—63. 

Cödigo de comercio Art. 264— 358, 

Codigo commereial Art. 526—761. 
Das ausführlichjte Geſetz. Vorausgeſchickt find (Art. 
526—537) allgemeine Säte, welche jede Geſellſchaft, auch 
die nicht Handelsgeſellſchaft iſt, treffen, Von der Eollectiv: 
gefelihaft der äußern Seite nad: Art. 547—556. 591 
— 602. 610—620. 663—761. Bon der Commandit- 
gejellichaft Art. 556. 580. 582. Dazu 577—585. 594. 
600. 637. 652. 

Wetboek van Koophandel. Art. 14—58, 

Ungriſcher XVIII. Gefegartitet $ 1—67 und XV. Gefeb: 
artifel, Theil IL $ 35 —42, 
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larrechten ſind durch das RHGB und andere Reichsge— 
ſetze größtentheils unanwendbar geworden. 

Das HGB handelt im zweiten Bud) von den Handels⸗ 
gefellfchaften und im dritten von der jtillen Geſellſchaft und 
von der Vereinigung zu einzelnen Handelsgejchäften für 
gemeinfchaftliche Rechnung, mit einem Wort von der Spe 
cılationsvereinigung. Der preußische Entwurf hatte den 
Inhalt, aus welchem der Inhalt diefer zwei Bücher er- 
wachfen ift, nur in einem Buch, nemlich dem zweiten 
mit der Ueberfchrift „Bon den Handelsgefellfchaften“, und 
hatte demzufolge vor dem das Seerecht enthaltenden Buch 
drei Bücher mit den Ueberfchriften „Vom Hanbelsitande. 
Bon den Handelsgefellichaften. Bon den Handelsgefchäften“. 
Sp hat e8 aud der nürnberger Entwurf erfter Pefung. 
Diefe drei Bücher werden anfangs in den Protocollen 
genannt die drei erſten Bücher. Bei ber. zweiten 
Lefung find aus dem zweiten Buch zwei Bücher gemacht, 
wie fie num auch das HGB Hat, und feitdem ift in den 
Protocollen von den vier erſten Büchern die Rebe. 
Das Buch vom Seehandel, früher das vierte Buch, ift 
feitdem das fünfte Buch. Die Zertheilung des zweiten 
Buches in ein zweites und drittes ift troß der erfannten 
Ineleganz, daß ein paar Seiten ein Buch heißen, ges 
ſchehen, um aufs fchärfite die Handelsgefellfchaften zu unter: 
fcheiden von der ftilfen Gefellfchaft und der Speculationsver- 
einigung; daher ift e8 ganz ungerechtfertigt, wenn nun 
dennoch diefe beiden Societäten, während das HGB die 
feßtgenannte gefliffentlich nicht einmal Geſellſchaft nennt, 
als umeigentlihe Handelsgefellfchaften, alfo doch immer 
mit dem Namen Handelsgefellfchaften aufgeführt werden“. 


6) So geſchieht es in den Entjcheidungen de3 ROHG Bd 9. 
©. 163. 
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Was die Handelögefellfchaften betrifft, fo hat das HGB 
fie in folgender Reihenfolge: 1. die offene Handelsge- 
jellichaft, 2. die Commanditgefellichaft, 3. die Commanditge- 
ſellſchaften auf Actien, 4. die Actiengeſellſchaft. Darauf 
folgt dann 5. die ſtille Geſellſchaft. 6. die Speculations- 
vereinigung. Erwähnt, aber nicht erörtert ift in Art. 10 
des HGB: 7. die Vereinigung zum Betrieb eines Han- 
delsgewerbes bejtimmter Art von geringem Umfang, mit 
einem Wort die Kleinhandel-Geſellſchaft. Zu erörtern ift 
wegen ihrer Verwandichaft mit den Handelsgefellfchaften 
8. die eingetragene Handelsgenoffenfchaft, melde durch 
das norddeutſche Bundesgefes vom 4. Juli 1868 be- 
ftimmt ift. Diefe acht Societäten find aus folgenden 
Gründen in folgender Reihenfolge zu erörtern. Die of- 
fene Handelsgefellichaft und die Aetiengefellfchaft find zwei 
Extreme: dort haftet jeder Gefellfchafter mit feinem ganzen 
Bermögen, hier jeder Gefellfchafter nur mit feiner Einlage. 
Zwifchen beiden fteht die Commanditgefellfchaft, bei welcher 
der eine Gefellfchafter (oder mehrere) mit feinem ganzen Ber- 
mögen, der andere (oder mehrere) nur mit feiner Einlage 
haftet; und fteht die ftille Gefellfchaft, bei welcher es 
ebenfo iſt und welche unmittelbar an die Commanditge— 
ſellſchaft anzuschließen ift, weil die meisten Rechtsſätze über 
diefe beiden Gefellfchaften gleichen Inhalts find. Einzu— 
jchieben vor die Uctiengefellfchaft ift die Kleinhandelgefell- 
ſchaft, weil fte die offene Handelsgefellfchaft des bisherigen 
Rechts ift und der des HGB am nächften kommt. Sie 
ift aber nicht unmittelbar nach der offenen Handelsgeſell— 
Ichaft des HGB zu erörtern, weil diefer die Commandit— 
geſellſchaft unmittelbar folgen muß, damit die Verſchieden— 
heit und Uebereinftimmung diefer beiden Handelsgefell- 
ſchaften fofort hervortritt. Nach der Actiengefellfchaft iſt 
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die Kommanditgefellfchaft auf Actien aufzuführen, weil fie 
eine modificirte Actiertgefellfchaft ift. Und fodann die ein- 
getragene Handelsgenoffenfchaft, weil fte theils der offenen 
Handelsgefellichaft theils der Actiengeſellſchaft entſpricht. 
Von allen bisher aufgeführten Societäten, welche die 
Betreibung eines Handelsgewerbes bezwecken, unterſcheidet 
ſich die Speculationsvereinigung dadurch, daß ſie nur ein— 
zelne Handelsgeſchäfte, ein einziges oder mehrere, bezweckt. 
Sie iſt zuletzt zu erörtern. Danach iſt folgende Reihen— 
folge gerechtfertigt. 1. Die offene Handelsgeſellſchaft. 
2. Die Commanditgeſellſchaft. 3. Die ſtille Geſellſchaft. 
4. Die Kleinhandelgeſellſchaft. 5. Die Actiengeſellſchaft. 
6. Die Commanditactiengeſellſchaft. 7. Die eingetragene 
Handelsgenoſſenſchaft. 8. Der Speculationsverein. 


Erfte Abtheilung. 
Die offene Handelsgefellfcgaft. 


$ 88. 
Begriff. Errichtung. 


Die offene Handelsgefellfchaft‘. 1. Begriff’. Eine 
Handelsgefellfchaft ift eine offene Gefelffchaft, wenn nach 
dem Gefellfchaftsvertrag jeder Gefellfchafter mit feinem 
ganzen Vermögen für die Gefellfchaftsfchulden den Gläu— 


1) Andere Benennungen diefer Gefellihaft. Die eigentliche 
Handelsgefellichaft. Die Gefellihaft unter einem Collectivnamen. 
Die Collectivgefellfchaft. La societE en nom collectif (Code 
d. e.),. La compania coleetiva (Cödigo de comercio),. A so- 
ciedade ordinaria, audy em nome colectivo, aud) com firma 
(Codigo commercial. De vennootsehap onder eene firma 
(Wetboek v. K.). 

2) Ausländische Handelsgefelihaft: ROHG Entſch. Bd 2. ©. 
36—42 (Hirzeld Ruffiihe Naphta-Gas-Geſellſchaft). 
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bigern Haften will. 2. Errihtung. Der Gefell- 
Ihaftsvertrag ift gültig ohne Form‘. Der Gefelljchafts- 
vertrag, beſtimmte Aenderungen deffelben, das Erlöfchen 
defjelben und das Liquidatorenverhältnig follen in das 
Handelsregijter eingetragen werden, der Ordnung wegen”, 
Auch die Wirkung des Gefeljchaftsvertrages nach außen, 
„die rechtliche Wirkſamkeit der Gefellfehaft im Verhältniß 
zu dritten Perſonen“, ift. unabhängig von einer Form, 
namentlich der Einregiftrirung, es genügt der Beginn der 


3) HOB Art. 85 Sat 1. Das HGB fpricht bei der 
offenen Handelsgeſellſchaft (Art. 85) und der Commanditgefell 
ſchaft (Art. 150) von einer gemeinfhaftliden Firma, nicht 
aber bei der ftillen Geſellſchaft (Art. 250). Eine gemein 
fhaftlihe Firma ift bei jenen beiden Gefellfichaften nicht in dem 
Sinn eines Kennzeihens vorhanden (die Firma ift weder ein Kenn— 
zeichen der einen oder anderen diefer drei Geſellſchaften, noch auch 
dafür, ob oder ob nicht eine Gefellihaft vorhanden ift, denn ein 
Einzelkaufmann kann ohne Änderung feiner bisherigen Firma die 
eine wie andere diefer drei Gejellihaften eingehen und eine Ge: 
ſellſchaftsfirma kann die Firma eines Einzelkaufmanns werden) ; 
auch nicht in dem Sinn, daß bdie-Gefellichafter eine Rechtswirkung 
des Gebrauchs der Firma auf ſich wollen, denn das iſt auch der 
Tall bei der ftillen Gejellihaft. Eine gemeinfchaftlihe Firma tft 
bei jenen beiden Gefellichaften in dem Sinn vorhanden, daß die 
Wirkungen, welde der Gebraud) der Firma dritten Perjonen 
gegenüber zur Folge bat, entweder ſämmtlich oder zum Theil 
gleihmäßig für alle Gefellichafter eintreten und von ihnen 
gewollt werden, während bei der ftillen Geſellſchaft gar fein Rechts— 
verhältnig mit dritten Perſonen dur den Gebraud der Firma für 
den jtillen Gefellichafter eintritt und von ihm gewollt wird. Vgl. 
unten $ 109 Note 4. 

4) Urt. 85 Sab 2, 

5) Art. 86—89. 129. 135. Vgl. hierüber oben $.54 unter 
V. 2 ım 7. ©. 169 und 173, 
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Geſchäfte‘. Jedoch kann aud die bloße Einregiftrirung 
ohne irgend welchen Geſchäftsabſchluß Rechtswirkungen 
haben‘. 3. Die offene Handelsgefellihaft ift an ſich 
eine Gefellfhaft, nicht eine juriftifche Perſon'. 


Erfte Unterabtheilung. 
Rechtsverhältniß der Gefellfchafter unter einander. 


$ 89. 
Vertrag, Recht. Einlage, 


Die innere Seite. Die über das Rechtsverhältniß 
der Geſellſchafter unter einander bejtinmenden Rechts: 
fäge follen ſämmtlich zurüdtreten, foweit eine wider- 
ftreitende Vereinbarung getroffen ift. Sie find mit- 
hin dem Aufmerkſamen ungefährlih. Sie betreffen die 
Betheiligung der Geſellſchafter. Die Gefellfchafter be- 
theiligen fi an dem Betrieb des Gewerbes durch Ber, 
mögensbeiträge und durch Thätigfeit, Arbeit. Die Be 
theiligung, das Einbringen, das Eingebrachte, die Ein- 
lage, ift demnach Vermögenseinlage und Gefchäftsführung 
oder andere Gefchäftsthätigfeit. Die Bermögenseinlage 
ift Geldeinlage oder anderer Art. 


6) Art. 85 Sat 2 und Art. 110. ROHG Entid. Bd 12. 
©. 406—413. 

7) Art. 110. 

8) So aud das ROHG. Durd die Worte in den Ent: 
fheidungen Bd 2. ©. 39: „die unhaltbare Fiction einer jurifti- 
fhen Perfönlichkeit jeder Handelsgeſellſchaft“ ift jedenfalls der 
offenen Handelsgefelihaft der Charakter der juriftiihen Perſon 
verneint worden. Direct ift dies geſchehen in den Entſcheidungen 
DB 9. S. 17 und Br 12. ©. 261, wo aud, ideelle Antheile 
am Geſellſchaftevermögen anerfannt werden, 

1) Art. 90. 
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$ N. 
Die Vermögenseinlagen. 

1. Alleineigenthum oder Miteigenthum an der Einlage. 
Die unter der Einlage begriffenen Sachen und Rechte bleiben 
Alleineigenthum oder werden Miteigenthum. Miteigenthum 
werden Grundftüdenurdann, wenn fiein das Inventar mit der 
Unterschrift ſämmtlicher Gefellfchafter eingetragen find. Geld 
wird Miteigentum. Die übrigen beweglichen Sachen find 
entweder verbrauchbar und vertretbar oder unverbrauchbar 
und unvertretbar oder verbrauchbar aber unvertretbar oder 
unverbrauchbar aber vertretbar. Die Sachen der erjten 
Claſſe werden Miteigentum; die der zweiten werden es 
oder werden es nicht, je nachdem eine Schägung geſchah 
oder nicht; die Sachen der dritten umd fo auch die der 
vierten Claſſe fallen unter beide für die erjte und zweite 
Claſſe gegebenen fich widerftreitenden Beſtimmungen, find 
aljo ohne Beftimmung, fie bleiben mithin Alleineigenthunt. 
Unter Eigenthum find in Art. 91 alle Rechte an Sa— 
hen verftanden. Ueber Forderungen beftimmt das HGB 
nicht. 2. Ausschluß der Verpflichtung zu nicht vereit- 
barten Einlagen. Die Gefellfchafter find einander zu 
feinen weitern Einlagen verpflichtet als den urſprünglich 
oder nachträglich vereinbarten, aud nicht im Wall des 
Berluftes, wo alſo der Gefammtbetrag der Einlagen ſich 
vermindert Hat’. Daraus folgt aber nicht, daß fie 
einander gegenüber die Berlufte nur mit der Einlage 
tragen; diefer Beſchränkung widerspricht die volle Haftung 
der offenen Gefellfhafter nad) außen. 


1) HSOB Art. 91. Die Faffung des Art. 91 ift die unver: 
änderte des Art. 96 des preußiichen Entwurfes. Protocolle ©, 
175—178, 

2) Art, 92, 
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$ 9. 
Das Gejellihaftsvermögen und der Vermögensantheil. 


Das Gejellfchaftsvermögen und der Antheil eines 
Geſellſchafters am Gefellihaftsvermögen, kürzer der Ver- 
mögensantheil. Diefer Antheil ift die eine Beziehung des 
Gefellfhaftsantheils, welcher aufgefaßt werden kann als 
Vermögensantheil und Gewinnantheil und Berluftantheil. 

Das Gefellichaftsvermögen erfcheint in den Handels- 
büchern der Gefellfchaft. Es find darin verzeichnet die einzelnen 
dafjelbe bildenden Bermögensftüde und ferner der Werth 
derfelben in Geldſummen“. Hiernach unterliegen alle 
Beitandtheile des Gefellfhaftsvermögens und mithin alle 
Antheile der Gefellfchafter an demfelben der Möglichkeit 
Zinfen zu tragen, d. h. die gebuchte Werthſumme trägt 
Zinfen. Das Princip ift nun: die gebuchte Capitalfunme, 
welche ein Gefellfchafter vom Gejellfchaftsvermögen zu for- 
dern hat, hat er mit Zinfen und zwar vierprocentigen 
zu fordern? Denn Zinfen, und fo Hohe, find durch 
anderweitige Verwendung des Capitals immer und ficher 
zu erlangen; mithin befteht die Entäußerung nicht bloß 
im ntbehren des Capitals fondern überdies im Ent- 
behren wmindeftens fo Hoher Zinfen. Da dieſe Zins- 
forderung nur aus dem Ueberſchuß über die Eapitalfunme, 
aus dem Gewinn in dieſem Sinn, befriedigt werden kann, 
fo ergiebt fi, daß erſt der Ueberfchuß über die Geſammt— 
ſumme des Capitals und der Zinfen von demjelben einen 
zu vertheilenden Gewinn (Dividende; wo man jenen Ges 
winn Dividende nennt, Superdividende), einen Gewinn 
im eigentlihen Sinn bildet’. Zugleich ergiebt fich, daß, 


1) Art. 29. 2) Art. 106. 
3) Art. 106 letter Satz. „Vor Dedung diefer Zinſen iſt 
fein Gewinn vorhanden.” 


* u en — — 
— . } 
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wenn zu irgend einer Zeit weniger als diefe Geſammt— 
ſumme fi) vorfindet, Verluſt vorhanden iſt; er befteht 
dann wenn nicht in mehr mindeftens in einem Theil des 
Betrages oder in dem ganzen Betrage der bis dahin 
aufgelaufenen Zinfen‘. Der Zeitabfchnitt, welcher maaß— 
gebend ift für die Ausrechnung, ob Gewinn oder Verluft 
fihh ergeben Hat, melche einander in der Zeit öfters ab» 
löfen können, ift ein Jahr, das Gejchäftsjahr. Die Ber 
rechnung ergiebt den Stand am Schluß des letzten Tages 
des Gefchäftsjahres, welcher meiftens der legte December, 
aber auch nicht felten der legte Juni ift. 

Erjtes Gefhäftsjahr. Am erften Tage des 
erſten Geſchäftsjahres befteht das Gefellfchaftsvermögen aus 
den Einlagen der Gefellfchafter. Der .einzelne Gefell- 
Ihafter, welcher eine Einlage gemacht Hat, hat auf Grund 
jeiner Einlage einen Antheil an dem Gefellfchaftsvermögen, 
aber den übrigen Gefellfchaftern gegenüber nur in der 
Geftalt einer Geldforderung ‘. Das Gefellfchaftsverhältnig 
begründet überhaupt nur Geldforderungen unter den Ge- 
ſellſchaftern: Forderungen auf Zinfen, auf etwaigen Ges 
winn und auf den allerlegten Saldo, den aus der Aus— 
einanderjegung. Von der gebuchten Capitalſumme feiner 


4) Art. 106 letzter Sat. „Der Berluft der Geſellſchaft 
wird durch diefelben (die Zinfen) vermehrt oder gebildet.“ „Ge: 
bildet durch dieſelben“ ift zu verjtehen: durch einen Theil des Be: 
trage3 oder durch den ganzen Betrag derjelben gebildet. 

5) Auch dritten Perfonen gegenüber ift fein ideeller Antheil 
an dem Geſellſchaftsvermögen unpractiſch, weil, während die Ge: 
ſellſchaft beſteht, die Verfügung nur den gefchäftsführenden Ge: 
felichaftern, dem einzelnen Gejellichafter aljo nur als ſolchem 
zufteht, und weil nad Auflöfung der Gejelihaft alle Gejell: 
ſchafter (Art. 133) Liquidatoren find und dieſe nur in Gemein— 


haft (Art. 136) handeln können, 
Z Hör o Handelöreht. Ir Bd. bie Aufl. 20 
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Einlage kann der Gefellichafter vierprocentige Zinfen for- 
dern; diefe Yorderung bedeutet erjt dann etwas, wenn 
ein Ueberfchuß, ein Mehrbetrag, über die Einlagen hinaus 
ſich vorfindet, alfo vermittelt des Capitals derfelben der 
Betrag der Zinfen ganz oder theilweife erworben: ift. 
Wenn während des Gefchäftsjahres zu irgend einer Zeit 
ein Mehrbetrag über die Gefammtfumme des Capitals 
der Einlagen und der Zinfen ſich vorfindet, fo ift Gewinn 
vorhanden, derjelbe kann aber wieder durch Verluſte ver- 
mindert oder aufgehoben werden, eine Yorderung bejteht 
daher nur auf den am Schluß des Gejchäftsjahres er— 
mittelten (ausgerechneten) Gewinn. Der Mlinderbetrag 
unter der Gefammtfunme des Capitals der Einlagen und 
der Zinfen derſelben, alfo der Betrag, welcher entweder 
nur entgangen oder überdies verloren ift, ift der Berluft. 
Nur der am Schluß des Gefchäftsjahrs vorhandene Bere 
Iuft kommt in Betradht. Der Gefellfchafter, welcher feine 
Bermögenseinlage gemacht hat, hat nur dann eine For— 
derung, wenn am Schluß des Gefchäftsjahres Gewinn 
fich ergeben hat, hat nemlich dann eine Forderung auf 
feinen Antheil am Gewinn. Bertheilt wird der Gewinn 
wie der Verluft im Zweifel nad Köpfen“. Hieraus er- 
giebt fich, daß am Schluß des erften Geſchäftsjahrs die 
Guthaben der Gefellfchafter folgende find. Das Gut- 
haben (das Credit, der Saldo) desjenigen Gefellfchafters, 
welcher eine Vermögenseinlage gemacht hat, ift der Ge— 
ſammtbetrag des Capitals feiner Einlage und der Zinfen 
(vierprocentige Jahreszinſen) entweder vermehrt durch Ge- 
winn oder vermindert durch Berluft; das Guthaben eines 
folhen Gefellfchafters, welcher feine VBermögenseinlage 


6) Art. 109. Dies gilt nicht von der Commanditgeſellſchaft. 
Art. 162, 


— 


u, 
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gemacht hat, ift der Betrag feines Antheils am Gewinn, 
wenn ein folcher fich herausgeftellt hat. Zahlungen kön— 
nen die Gefellfchafter während des erften Gefchäftsjahres 
nicht verlangen, weder Abfchlagszahlungen auf die Zinfen 
nod auf den vorausfichtlichen oder gar für den Augen- 
blid vorhandenen Gewinn. 

ZweitesGefhäftsjahr. Diefer Saldo am Schluß 
des erften Gefchäftsjahres wird übertragen für das zweite Ge- 
ihäftsjahr. Es ift der f. g. vorgetragene Saldo. Er 
findet fi) eingetragen am erften Tage diefes Jahrs, alſo regel- 
mäßig am 1. Januar oder 1. Juli. Diefer vorgetragene 
Saldo kann eine Berminderung erleiden durch Zahlungen an 
die Gefellfchafter, nemlich durch gänzliche oder theilweife 
Auszahlung des in demfelben enthaltenen Betrages von 
Zinfen und Gewinn. Seder Gefellfchafter ift ſchlechtweg 
berechtigt, jederzeit, alfo auch fofort, alfo ſchon am erjten 
Werktag des neuen Gefhäftsjahrs die Auszahlung des 
ganzen in dem auf feinen Conto vorgetragenen Saldo 
enthaltenen Zinsbetrages (aljo der vorigjährigen Zinfen) 
zu fordern’. Ieder Gefellfchafter ift ferner unter einer 
Borausfegung berechtigt, jederzeit die Auszahlung des in 
dem auf jeinem Conto vorgetragenen Saldo enthaltenen 
Gewinnes („feinen Antheil am Gewinn des Ietverfloffenen 
Jahres“) zu fordern‘. Die Vorausſetzung ift, daß die 
Zahlung des Gewinnes, foweit fie gefordert wird, nicht 
zum offenbaren Nachtheil der Gefellihaft d. h. der Bes 
treibung des Handelsgewerbes gereicht”. Wenn über das 
Dafein der Vorausſetzung geftritten wird, jo bedarf es 
einer richterlihen Entfcheidung”. Der am Schluß des 


7) Art. 108 Sak 2. 8) Art. 108 Sub 2. 

9) Art. 108 Satz 2. 

10) Dieſe Gelder (Zinjen, Gewinn), welde der Gejellihafter 
20* 
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zweiten Gefchäftsjahres fich ergebende und für das dritte 
Gefhäftsjahr vorzutragende Saldo ift aljo ein 
Betrag, welcher das Ergebniß ift der Einlage und deren 
zweijährigen Zinfen und einjährigen Zinfeszinfen, und 
(abgefehen vom Pariftand) entweder der Vermehrung oder 
der Berminderung diefer Summen; Vermehrung durd) 
Gewinn (im beiden verfloffenen Jahren oder nur in einem), 
Berminderung durch Berlufte (in beiden Jahren oder in 
einem) und vielleicht auc Verminderung durch im zweiten 
Jahr gefchehene Auszahlungen von Zinfen und von Ge— 
winn. — Der Saldo am Schluß des dritten und jedes 
folgenden Gefchäftsjahres ift das Ergebniß eben folder 
Beitandtheile (Anfäte). 
8 92. 
Die Geſchäftsführung. Die Geihäftsthätigkeit. 

A. Die Gefhäftsführung und die Geſchäfts— 
thätigfeit. Die Betheiligung, die Einlage, eines Ge: 
jellfhafters kann auch bejtehen in Thätigkeit, Arbeit, 
welche der verjchiedenften Art und viel und wenig fein 
und bei der juriftifchen und factifchen Betreibung des 
Handelsgewerbes vorkommen fan. Das HGB gebraucht 
ohne Unterfcheidung zwifchen diefen beiden Arten der Be— 
treibung die Ausdrüde: in dem Gefchäftsbetrieb, bei dem 
Betrieb der Geſellſchaftsgeſchäfte, in Gefellfchaftsangelegen- 
heiten, in Angelegenheiten der Gefellfchaft und auch den 


bat ausgezahlt erhalten, werden ihm natürlich nicht weiter ver- 
zinfet. Daß er fie der Geſellſchaft nicht zu verzinfen hat, ift eben 
fo Har; der Art. 106 Abſatz 1 letter Sat fagt zwar, daß ihm 
von denfelben Zinfen zur Laſt gejchrieben werden, aber dabei ijt an 
die Art der Buchung gedacht, daß vom ganzen vorgetragenen Credit 
Binfen bis zu Ende des Jahrs gerechnet, mithin auch vom Debet 
Zinſen gerechnet werden, 


—— — — ——— 
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einen kurzen Ausdrud: die Gefchäftsführung‘. Den Aus- 
drud Gefchäftsführung und gefhäftsführender Gefelffchafter 
gebraucht e8 aber in einem eigenthümlichen Sinn; biefer 
Sprachgebrauch ift natürlich beizubehalten und demnach 
zu unterfcheiden die Gefchäftsführung und die Gefchäftsthä- 
tigkeit, und ein gefchäftsführender und ein gejchäftsthätiger 
Geſellſchafter. B. Die Gefhäftsführung Den 
Ausdruck Gefhäftsführung ſchlechtweg gebraucht da8 HGB 
in dem Sinn von Gefhäftsführung in vollem Umfang, 
alfo von unbeſchränkter Thätigkeit zum Zweck des Pe 
triebes (des juriftifchen und factifchen) des Handels- 
gewerbes; den Ausdrud geſchäftsführender Geſellſchafter 
in dem Sinn eines Gefelffchafters, welchem die Gefchäfts- 
führung in vollem Umfang zufteht. Ueber die Gefchäfte- 
führung Tann beftimmt fein durch Vertrag. Der Ver— 
trag ift meil unter Gefellfchaftern gefchloffen ein Gefelf- 
fchaftsvertrag, der urfprüngliche oder ein nachträglicher ”. 
I. Die Perſon. Von Rechtswegen, alfo wenn eine 
wiberftreitende Vereinbarung fehlt, hat jeder Gefelffchafter 


1) Das HGB fagt ohne weitere Unterfheidung: in dem 
Geſchäftsbetrieb der Gefellihaft thätig fein (Art. 105); in Ge: 
fellichaftsangelegenheiten Auslagen machen (Art. 93); in den 
Angelegenheiten der Gefellihait Fleiß anwenden (Art. 94)3 
Bemühungen bei dem Betrieb der Gefellichaftsgefhäfte, welcher 
letztere Ausdruck alfo nicht bloß Rechtsgeſchäfte begreift fondern 
jenlihe Thätigkeit (Art. 93); und hat auch den einen Furzen 
Ausdrud: die Geſchäftsführung (Art. 93. 99. 100. 101. 102), 

2) Der in den Artikeln 99. 101. 102 vorkommende Auss 
drud „in dem (im) Gefellichaftävertrag“ ift ein müßiger Zufak 
und irreführend, weil er um etwas zu bedeuten auf den urfprüng- 
lichen Gefellfchaftävertrag bezogen werden müßte, was eine wider: 
finnige Einſchränkung ergeben würde. Er ift zu verftehen: durch 
Vertrag, und auch dies ift überflüſſig weil ſelbſtverſtändlich. 
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das Recht und die Pflicht der Gefchäftsführung‘, ift m. a. W. 
jeder Gefellichafter gefchäftsführender Gefellfchafter. Durch 
Bertrag kann von der Gefhäftsführung der eine und 
andere Gefellfchafter ausgefchloffen werden‘. Dann ver- 
bleibt nur den übrigen, den nicht ausgefchloffenen, die 
Geſchäftsführung (Recht und Pflicht), alſo als eine ihnen 
gefetlich zuftehende.. Das HGB nennt diefe verbleibende 
Gefhäftsführung eine übertragene, als ob fie durch Willen 
der Gefellfchafter begründet ſei. Diefe Auffaffung ift 
unrichtig und irreführend. Die fogenannte übertragene 
Gefchäftsführung ift die gefetliche, welche eben nicht durch 
Vertrag entzogen ift. Aus der richtigen Auffaffung er- 
giebt ſich, daß die Rechtsſätze über die gefetzlich zuftehende 
Gefchäftsführung auch folche über die f. g. übertragene 
und die über die übertragene, folche über die gefeglich zu- 
ftehende find. Dadurch ift nicht ausgefchloffen, daß bie 
j. g. übertragene überdies als eine vertragsmäßig be- 
feftigte gefegliche Gefchäftsführung aufgefaßt werden kann 
und muß, wenn auf folche Befeftigung und nicht auf 
bloße Ausſchließung der BVertragsmwille geht.” Wenn die 
Gefchäftsführung einem Geſellſchafter übertragen ift oder 
mehreren, mit dem Willen, die übrigen Gefellfchafter von 
der Gefchäftsführung auszufchließen, fo haben diefe übrigen 
Gefellfchafter, ebenfo wie die direct (ohne eine folche 
Wendung) von der Gefchäftsführung ausgefchloffenen, nicht 
ein Recht des Widerfpruchs ; Fürzer: gegenüber der gejchäfts- 


3) Art. 102 Satz 1. 

4) Diefe Ausſchließung ftellt der Art. 99 unrichtig als die 
Folge eine auf Uebertragung der Geſchäftsführung gerichteten 
Willens hin, während fie das direct Gewollte iſt. Die fo: 
genannte übertragene Gefchäftsführung ift die gefeßliche, melde 
nicht durch Vertrag entzogen iſt. 
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führenden Gefelffchaftern haben die nicht gefchäftsführenden 
Geſellſchafter nicht ein Recht des Widerfpruchs gegen 
irgend eine in der Gefchäftsführung begriffene Handlung ‘. 
I. Das Alleinredt. Wenn mehrere gejchäfts- 
führende Gefelffchafter da find, fo darf jeder derjelben 
alfein jede in der Gefchäftsführung begriffene Handlung 
vornehmen‘, m. a. W. fo hat jeder für fich allein voll- 
ftändig die Gefchäftsführung. Seiner Berechtigung aus feinen 
Handlungen fteht der Umstand nicht entgegen, daß er fie ohne ir— 
gend welche Zuziehung eines andern Gefellfchafters befchloffen 
und ausgeführt hat. Ausgenommen ift die Beftellung eines 
Procuriften; fie bedarf, von dem feltenen Fall der Gefahr 
im Berzuge abgefehen, immer der Einwilligung alfer ges 
ihäftsführenden Gefellfchafter”. Das Alleinrecht ſchließt 
die Verpflichtung des gefchäftsführenden Gefellfchafters aus, 
andere Gefellfchafter anzugehen; er ift aber nicht berechtigt 
zu einer Handlung, gegen deren Vornahme Mider- 
ſpruch erhoben ift von einem der gejchäftsführenden Ge: 
jellfchafter, mögen auch alle übrigen der Handlung zus 
fiimmen‘. Das Recht des Widerfpruchs befteht aber 
nicht gegenüber dem Necht des Widerrufs einer Procura”, 
Hieraus folgt, daß abgefehen von dem Widerruf einer 
Procura ein einziger der gefchäftsführenden Gefellfchafter 
alle Handlungen durch feinen Widerfpruch zu unberecht⸗ 
igenden machen, alfo Hindern Tann. III. Die Col— 

5) Art. 99. 

6) Art. 102 Sat 1. Art. 100 Satz 2. 

7) Art. 104. Gefahr im Verzug? Sie ift nur fo denkbar, 
daß der, welchem fogar eine Generalvollmacht angetragen ift, da= 
mit dur die Faffung der Vollmacht keine Zeit verloren gebt, 
darauf befteht, die Ehre des Procuriften zu genießen. 

8) Art. 102 Sat 2, Art. 100 letzter Satz. 

9) Art. 104 Sat 2, 
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lectivgefhäftsführung. Mit diefem Ausdrud kann 
man die Beihräufung bezeichnen, daß von den gejchäfts- 
führenden Gejellfchaftern einer oder mehrere oder jeder 
nur mit dem Willen einer oder mehrerer oder aller foll 
handeln dürfen. Diefe Beſchränkung muß vereinbart fein". 
Wenn die eimer folhen Beſchränkung unterworfenen Ge— 
jellichafter uneinig in Betreff einer Handlung find, fo 
fehlt derfelben der gültige Beſchluß“. Die Beichränfung 
gilt aber nicht rückſichtslos für den Fall, daß Gefahr im 
Berzuge iſt“*; durch folhe Gefahr kann die allein be 
ſchloſſene Handlung gerechtfertigt werden. Die Beſchrän— 
fung gilt gar nicht in Betreff des Widerrufs einer Pro- 
cura; der gefchäftsführende Gefelffchafter macht ſich da 
durch nicht verantwortlich, daß er ohne Zuziehung des 
oder der Andern den Widerruf befchließt und erklärt ®. 
IV. Die Gefhäftsführung begreift alle Hand- 
(ungen, welche der gewöhnliche Betrieb des Handels— 
gewerbes der Gefellfchaft mit ſich bringt'‘. Ste begreift 
nicht ungewöhnliche und fremdartige Gefchäfte". Für 
folhe iſt Stimmeneinhelligkeit“ erforderlih, und zwar 
fämmtlicher auch der nicht gefchäftsführenden Gefellfchafter ” ; 
und hat mithin der gefchäftsführende Gefellfchafter, um 
fiher zu gehen, zuvor die Willenserklärung ſämmtlicher 
Geſellſchafter einzuholen. V. Die Vergütung in 
Betreff der Gefchäftsführung. Die Gefchäftsführung ift 
infofern unentgeltlih, al® der geichäftsführende Gefelf- 
ſchafter feinen Anſpruch hat auf Vergütung für die Be- 


10) Art. 100 Sat 1. 11) Art. 100 Tester Sat. 
12) Art. 100 Sa 1. 13) Art. 104 Satz 2. 
14) Art. 99. 15) Art. 103 Sat 1. 

16) Art. 103 Sat 3. 

17) 102 Sat 1 vgl. mit Sab 2. 
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mühungen d. 5. für den Zeitaufwand und Kraftaufwand, 
welchen die Gefchäftsführung veranlaßt hat“, fo wenig wie ' 
für eine fonftige Einlage. Dahingegen Hat er allerdings 
ein Recht auf vollftändige Schadloshaltung, wenn er ale 
gefchäftsführender Gefellfchafter, alfo den gefellfchaftlichen 
Betrieb anlangend, etwas aus eigenem Vermögen aufs 
gewandt oder etwas in eigenem Namen verjprochen hat”, 
Der Sag ift nicht felbftverftändlich, weil die Gefchäfts- 
führung eine gefegliche Pflicht it”, auch die jogenannte 
übertragene”, welche nicht eine beauftragte fondern eine 
nicht entzogene gefegliche ift. Der Verpflichtung der Ge 
ſellſchaft zur Schadloshaltung entfpricht ihre Verpflichtung 
zur Berzinfung feines Vermögensaufwandes vom Tage 
des Aufwandes“, und zwar mit ſechs Procent””. Dem 
gefchäftsführenden Gefellfchafter ift die Geſellſchaft ferner 
zur vollftändigen Schadloshaltung verpflichtet wegen des 
Schadens, des Vermögensnachtheils („Verluſte“), durch 
einen Umftand, welcher unmittelbare, unzertrennliche, Yolge 
feiner Gefchäftsführung ift“a. VI. Einem gefchäftsführen- 
den Gefellfchafter kann nicht ohne feinen Willen die Gejchäfts- 
führung entzogen werben; ausgenommen aus wichtigen 
Gründen nad dem Ermeffen des Richters”. C. Die 
Gefhäftsthätigfeit. Die Dertheilung einzelner 


18) Art. 93 letzter Sat. ROHG Bd 3. ©. 167. 168. 
172—175 (Anfertigung eines Entwurfes zu neuem heſſiſchen 
Papiergeld). Bd 4. S. 379—381 (Eisfabrik). Bd 3 (sic) ©. 
230—233 (2000 Thlr. jährlich). 

19) Art. 93 Sat 1. 20) Art. 102. 

21) Art. 99. 100. 22) Art. 93 und 289. 290. 

23) Art. 237 Sab 2. 24) Art. 93 Satz 1. 

25) Art. 101. Das richterlihe Ermeffen ijt unbefchräntt, 
wie im Fall des Art. 125, an melden der Art. 101 ausdrücklich 
erinnert. 
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Thätigkeiten (Correfpondenz, Buchführung, Ladengeſchäft) an 
den einen und andern Gefellfchafter berechtigt und verpflichtet 
denfelben zu diefer Art der Betheiligung ; berechtigt, nicht 
bloß verpflichtet ift er auch dann, wenn die Vertheilung 
nachträglich vereinbart ift. 
$ 93. 
Die Diligenz. 

Die anzumendende Diligenz. 1. Der gefhäftsführende 
und gefchäftsthätige Gefellfchafter ift in Angelegenheiten der 
Geſellſchaft nicht mehr Fleif und Sorgfalt anzumenden ver: 
pflichtet, als er in feinen eigenen Angelegenheiten anzumenden 
pflegt‘. Diefer Sat wendet von ihm die fonft eintretende’ 
Berpflichtung ab, die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
anzumenden ’, wenn dieſe gegen feine Natur ift, befreiet ihn 
aber nicht von der Haftung wegen grober Fahrläſſigkeit. 
2. Der Gefelffchafter ift den übrigen Gefellfchaftern zum 
Erſatz des Schadens verpflichtet, welcher ihnen durch fein 
Berfchulden entftanden iſt'. Er kann gegen diefen Scha— 
den nicht den Nuten aufrechnen, welchen er den übrigen 
Gefellfchaftern durch feine Thätigkeit in andern Fällen ver- 
Ichafft hat‘. 3. Die Berufung auf die Eigenart ent: 
Ichuldigt aber nie einen Berzug in Geldzahlungen an die 
Gefeltfchaftscaffe”. Daher ift der Gefellfchafter, welcher 


1) Art. 94 Sat 1. Die Faſſung ift unzutreffend, denn 
verpflichtet diligentiam quam suis anzuwenden ift Jeder, welcher 
zur Diligenz verpflichtet ift, meil er fonft fraude non caret. 
L. 32 D. depositi (16. 3), 

2) Art. 282. 3) Art. 94 Satz 2. 

4) Art. 94 Sab 3. 

5) Art. 95. In diefem Zufammenhang muß der Art. 95 
gedacht werden, um nicht gar zu felbjtverftändlic zu erfcheinen. 
Das entnommene Geld paßt freilich immer ſchlecht in dieſen 
Zufammenhang. 
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Geld in diefelbe einzuzahlen Hat, aber nicht rechtzeitig 
einzahlt (Geldeinlage, eincaffirtes Geld, entnommenes 
Geld), fchlechthin verpflichtet, Zinfen zu entrichten (ſechs 
Procent‘) und auch den durch die Entbehrung des Geldes 
entftandenen größeren Schaden und entgangenen Gewinn ? 
zu erjeßen. 
8 94. 
Das Auffihtsreht. Das Concurrenzverbot. 


Il. Das Auffihtsredht. Jeder Gefellfchafter 
ohne Ausnahme hat ein gleiches Necht, jederzeit in das 
Comptoir und alle andern Gefchäftsräume zu Fommen, 
und Einficht zu nehmen von den Handelsbüchern und 
Papieren und allem Uebrigen, mas das Handelsgewerbe 
betrifft, hat mithin ein unbeſchränktes Recht der Beauf— 
fihtigung des gefammten Betriebes in allen feinen Einzel- 
heiten‘. Eine Vereinbarung, welche die Aufhebung oder 
Beſchränkung diefes Auffichtsrechtes ausbedingt oder zur 
Folge Hat, ift wirkungslos im Fall einer nachzumeifenden 
Unreblichkeit in der Gefchäftsführung’. Jeder offene Ges 
jellfchafter hat auch, wie überhaupt ein Gefellfchafter, ein 
gleiches Recht der vernünftigen Benutzung fämmtlicher 
Saden. Wenn irgend eimer der Gefellfchafter felber zu 
feiner Meberfiht eine Bilanz anfertigen will, fo ift ihm 
auch dies durch die obigen Rechte ermöglicht”. II. Das 
Goncurrenzverbot. 1. Ein Gefellfchafter foll ohne 
Einwilligung der übrigen Gefellfchafter nicht an einer 
andern gleichartigen Handelsgeſellſchaft als offener Gefell- 
Ihafter Theil nehmen. Wenn eine derartige Theilnahme 
bereits bei Eingehung der Gefellfchaft vorhanden ift und 

6) Art. 287. 7) Art. 283. 


1) Art. 105 Sab 1. 2) Art. 105 Satz 2. 
3) Art. 105 Sub 1. 
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ſämmtliche übrige Gefelffchafter dies wiſſen, fo Tiegt eine 
Einwilligung bderfelben fchon in dem Umftand, daß fie 
das Aufgeben der Theilnahme nicht ausdrücklich aus: 
bedungen haben, alfo einen ſolchen Bertrag nicht gewollt 
oder nicht zu Stande gebracht haben. Wenn die Eins 
wilfigung fehlt, alfo das gefetliche oder ein vertrage- 
mäßiges Verbot befteht, und der Gefellfchafter dennoch 
offener Gefellfchafter einer gleichartigen Handelsgeſellſchaft 
wird oder bleibt, fo hat die Gefelffchaft das Recht auf 
Schabenserfat und in Betreff eines jeden auch für feine 
Rechnung gefchloffenen Gefchäfts das Recht zu erklären, 
daß fie daffelbe fomweit auf ihre Rechnung nehmen wolle‘. 
Diefe beiden Rechte erlöfchen nach drei Monaten, gerechnet 
von dem Zeitpunet, in welchem die Gefellfchaft von dem 
Abschluß des einzelnen Gefchäfts Kenntniß erhalten hat. 
2. Ferner foll der Geſellſchafter auch nicht ohne jene 
Einwilligung einzelne Gefchäfte in dem Handelszmeige 
der Gefelffchaft für eigene oder fremde Rechnung machen“, 
fann alſo umfoweniger Procurift oder Handlungsbevoll- 
mächtigter eines Andern fein. . Die Gefellfchaft hat, im 
Tall diefes geſetzliche Verbot übertreten wird, die foeben 
bemerkten Rechte”. 


$ 9. 
Die Aufnahme neuer Gefellichafter. 


Die Aufnahme eines neuen Gefellfchafters in die Ge; 
ſellſchaft bedarf eines einftimmigen Befchluffes aller Ge- 
ſellſchafter“ Wenn ein Gefellfchafter in Betreff feines 
Gefellfchaftsantheiles einen Gefellfchaftsvertrag mit einem 


4) Das Genauere ift das oben $ 58 Geite 194 Bemerfte. 
5) Art. 96 Sat 1. 6) Art. 97. 
1) Art. 98 Satz 1. 
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Dritten (auch einem der bisherigen Gefellfchafter) ſchließt, 
fo wird, wenn nichts Hinzufommt, fein Gejellfchafter nur 
gegen ihn durch den Vertrag berechtigt und verpflichtet”, 
und auch nur foweit berechtigt, als dies mit feinem durch 
das bisherige Gefellfchaftsverhältnig begründeten Bers 
pflichtungen vereinbar ift. Wenn ein Gefellfchafter feinen 
Gefeltfchaftsantheil an einen Dritten abtritt, fo wirkt 
auch diefer Vertrag, wenn nichts Hinzufommt, nur zwischen 
den Eontrahenten‘. Es ift klar, daß ein Gefellfchafter 
allein nicht einem Dritten die Berechtigung verfchaffen 
fann zu einer fo unbeſchränkten Einfiht der Handels- 
bücher und Papiere, wie fie einem Geſellſchafter zufteht‘. 


Zweite Unterabtheilung. 
NRehtsverhältniß der Geſellſchaft zu dritten 
Perjonen, 


$ 96. 
Gebraud und Wirkung der Firma. 


Die äußere Seite. Nämlid) das Rechtsverhält- 
niß der Gefellfchafter zu dritten Perfonen. Die Gefell: 
Ichafter treten zu dritten Perfonen in ein Rechtsverhältniß 
durh Gefhäfte‘. 1. Gebraud der Firma. Die 
Geſchäfte müffen aber im Namen der Gefellfchaft ge- 
fchloffen fein’. Dazu genügt und ift erforderlich der Ge- 
brauch der Yirma. Die Firma der offenen Handels- 
gefellfchaft ift der Name, welcher die Gefellfchafter in ihrer 
Eigenfchaft als Handlungsgeſellſchafter bezeichnen foll. 


2) Art. 98 Sat 2. Ueber da Genauere vgl, L. 19 big 
23. D. pro socio (17. 2.) 

3) Art. 98 Satz 2. 4) Art. 98 Iekter Sub. 

1) Art. 110. — ROHG Entſch. Bd 1. ©. 258—261. 

2) Art. 114 Mi. 2. 
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Die Gefchäfte müffen alfo unter Gebraud der Firma 
gefchloffen fein. Es ift gleichgültig, ob bei dem Gefchäft 
die Firma wörtlich erwähnt ift oder ob die Umftände 
die wörtlihe Hinweifung überflüßig machen’. Vermittelſt 
der unter Gebraud) der Firma gefchloffenen Gefchäfte 
können die Gefellfchafter Gläubiger und Schuldner wer- 
den und dingliche Rechte, auch an Grundftüden, erwerben 
und verlieren‘. Das Recht des Gebrauchs der Firma, 
nämlid) des Gebrauchs der Firma mit der Wirkung, daß 
durch denfelben die Gejellfchafter verpflichtet und berechtigt 
werden (da8 Recht zu firmiren, zu figniren, zu zeichnen, — 
er bat die Firma des Haufes), wird in dem HGB ge 
nannt die Befugniß zur Vertretung der Gefellfchaft. Diefes 
Net, die Bertretungsbefugniß, ift ein gefetliches 
eines jeden Gejellfchafters’. Die Ausfchliegung, urfprüng- 
liche oder nachträgliche, eines Gefellihafters von diefem 
Net fteht nur einem folchen Dritten entgegen, welcher 
fie wußte oder die in das Handelsregifter eingetragene 
und veröffentlichte wilfen mußte”. Die in der Bertre- 
tungsbefugniß, Tiegende Ermächtigung, alfo der Inhalt 
der Vertretungsbefugniß, ift ein gefeglicher, und diefer 
Inhalt ift gänzlih unbeſchänkbar', ift alfo nur 
ein gefeglicher, ein rein geſetzlicher. Diefer Inhalt 
reicht fehr weit. Der rechtmäßige Gebraud der Firma 
beſchränkt ſich nicht auf Handelsgefchäfte und erſtreckt fich 
auch nicht überdies nur auf bejtimmte Arten anderer 
Geſchäfte, fondern erftredt fi auf „alle Arten von Ge 


3) HGB Art. 114 letzter Satz. 4) Art. 111. 
5) Art. 115. 6) rt. 115, Vgl, oben ©. 123—126. 
7) Art. 116, 
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Ihäften und Nechtshandlungen“*, und zwar unter allen 
Umftänden und zu jeder Zeit (fo lange die Firma nicht 
erlofchen ift) und an allen Orten’; und aud auf Er- 
theilung und Aufhebung einer Procura” und auch auf 
Bertretung vor Gericht“. Wer das Necht des Gebrauches 
der Firma hat (f. g. firmirender Gefellfchafter), Hat ftets 
den vollen Gebrauch der Firma; eine Beichränfung darf, 
da der Inhalt unbeſchränkbar ift, der Dritte ignoriren ”, 
Daher ift der Dritte nicht in böfem Glauben, wenn er 
mit einem firmirenden Gefellfchafter unter der Firma einen 
Vertrag jchliekt, von welchem er weiß, daß er der von 
den Gefellfchaftern gemwollten Bertretungsbefugnig nicht 
entjpricht, ja der deutlich felbjt ihm gegenüber ausges 
Iprochenen Bertretungsbefugniß widerftreitet. Diejes bloße 
Wiffen begründet entjchieden noch nicht einen dolus 
des Dritten”. Anders ift es im Fall dolojer Kollufion 
des Dritten mit dem firmirenden Geſellſchafter“. Den 
bierunter zu verftchenden Fall“ ergiebt die Anwendung fol- 
genden Sates: der Dritte kann unmöglich ein Recht auf 
eine Leitung haben, in deren Entgegennahme er feiner- 


8) HGB Art. 114 Abſ. 1: „alle Arten von Gejhäften,“ 
So ijt es ganz ernftlid) gemeint. Mithin auch Schenkungsver: 
ſprechen auf die größten Summen u. |. w. 

9) Art. 116. 10) Art. 118, 11) Art. 117. 

12) Art. 116. 

13) So auch ROHG Entih. Bd 6. S. 131-142. Bd 7. 
©. 403. 404. Bd 9. ©. 429—433. 

14) So auch ROHG. Vgl. die in der vorigen Note citirten 
Entjheidungsgründe. 

15) Das ROHG Entſch. Bd 7. ©. 404 bezeichnet ihn fo: 
Rechtsacte, welche der Gejellichafter unter der Firma „in der Ab: 
fit widerrechtlicher Schädigung der Geſellſchaft und unter Kennt: 
niß und Theilnahme des Dritten an diefer Abficht eingeht.“ 
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jeits eine ftrafbare, alfo vom Gejeg durchaus nicht ge- 
wollte Handlung begeht. 2. Die Verbindlichkeit aus 
einem unter der Firma gefchloffenen Gefchäft ift eine Ver- 
bindlichkeit eines jeden Geſellſchafters, und zwar 
haftet jeder für die ganze Schuld („ſolidariſch“) und mit 
feinem ganzen Vermögen”. Sie ift eine Verbindlichkeit 
auc des jpäter eintretenden Gefellichafters, der neue Ge- 
jellfhafter haftet für die alten Schulden”. Mithin kom: 
men die Gejellfchaftsgläubiger erft dann nicht zur vollen 
Befriedigung, wenn ſämmtliche Gejellfchafter infolvent ge— 
worden find. 3. Die Gefellfchafter können unter bloßem 
Gebrgud; der Firma (ohne daß fie genannt werden) Elas 
gen und verklagt werden”. Ein der Firma zuer- 
fanntes Recht und eine der Yirma zuerfannte Berbind- 
lichkeit ift ein Recht und eine Verbindlichkeit der Gefell- 
Ichafter. Der Nennung der einzelnen Gefellfchafter bedarf 
e8 erft dann, wenn diefelbe practifch wird”. Die ſämmt— 
lichen Gefelljhafter werden in Betreff der unter Gebraud) 
der Firma begründeten Rechte und BVerbindlichkeiten vor 
Gericht gültig vertreten von jedem Gefellfchafter, welchen 
der Gebraud der Firma zuſteht“; die gerichtlichen Ver— 
handlungen eines ſolchen Geſellſchafters find verpflichtend 
und berechtigend für ſämmtliche Gejellfchafter, fo auch die 
an einen folden Gejellfchafter gefchehene Behändigung von 
Borladungen und andern Zuftellungen”, jo auch das auf 

16) Art. 112. Dies war ſchon vor dem HGB allgemein 
Rechtens. ROHG Entſch. Bd 5. ©. 85. Bol. unten $ 116. 
Note. 

17) Art. 113. 18) Art. 111. 

19) Vgl. ROHG Entih. Bd 9. ©. 17. 18. 

20) HSB. Art. 117 Satz 1. 

21) Art. 117 Sa 2. Dazu ROHG Entid. Bd 5 ©. 
324—326. 
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Grund jener Berhandlungen ergangene richterliche Erfennt- 
nig. Ein zugefchobener Eid ift von jedem Gefelffchafter 
auszuſchwören, nicht bloß von den firmirenden, und zwar 
als Wilfenseid, im Fall unmöglihen Wiffens als Glau- 
benseid”. Der ordentliche Gerihtsftand eines firmirenden 
Geſellſchafters für Klagen gegen die Firma ift bei dem 
Gericht, in deffen Bezirk die Handelsniederlaffung der 
Geſellſchafter iſt“. A. Das Gefellfhaftsvermögen 
ift einerfeits Miteigenthum und zwar Gefammteigenthum 
und andrerfeits Sondervermögen der Gefellfchafter. Es 
ift Gefammteigenthum, infofern die ideellen Antheile, 
welche entfchieden” vorhanden find”, unpractifch find. 
Ein Privatgläubiger eines Gefellfchafters kann zu feiner 
Befriedigung oder Sicherftellung nur in Anfpruch nehmen 
das gegenwärtige Guthaben des Gefellfchafters an Zinjen 
und an Gewinn und im Übrigen nur das dereinftige 
Guthaben deffelben bei Auflöfung der Gefellihaft”, kann 
aber zum Zweck der Execution die Auflöſung der Gefell- 
Ihaft verlangen”. Das Gefellfchaftsvermögen ift ein 
Sondervermögen, ein von dem übrigen Vermögen, dem 
Privatvermögen, der Gefellfchafter zu unterfcheidender 
Bermögensinbegriff, es ift ſoweit für fich beſtehend, d. h. 


22) ROHGG Entid. Bd 6. S. 108—111 (Kauf von Ges 
treide nad) Probe), Daß ein auferlegter nothiwendiger Eid de 
ignorantia, wenn ein Gejellichafter geftorben ift, nur von den 
übrigen Geſellſchaftern abzuleiften ift, darüber: ROHG Entſch. Bd 
9. ©. 16—19. 

23) Art. 111 Satz 2, 

24) Das HGB erkennt fie fogar bei der Actiengejellicaft 
ausdrüdli an. Art. 216 Sat 1. 

25) ROH Bd 12. ©. 261. 26) Art. 119. 120. 

27) Art. 126. 

Thol's Handelsrecht. Ir Bd. die Aufl. 21 
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nicht ein rechtlich gleichartiger Theil jenes übrigen Ver— 
mögens. Diefer vermögensrechtlihe Unterfchied wird 
vielfach bedeutend. Im Fall des Concurfes der Gejfell- 
Schaft und eines Gefellfchafters bildet, wenn der Gefell- 
Ichafter dur einen mit ihm unter Gebraucd der Firma 
geichloffenen Bertrag Gläubiger der Gefellfchaft geworden 
ift, feine Porderung ein Aetivum feiner Concursmaffe 
und ein Paffivum der Concursmaffe der Geſellſchaft“; 
wenn er fo Schuldner der Gejellfchaft geworden ift, 
bildet feine Schuld ein Paffivum feiner Concursmaffe 
und ein Activum der oncursmaffe der Gejellichaft. 
Im Tal des Koncurjes fämmtliher Gefellfchafter wird 
den Gejellfchaftsgläubigern bedeutend das Recht auf ab- 
gefonderte Befriedigung aus dem Geſellſchaftsvermögen“, 
und daß ihnen überdies das Privatvermögen der Gejell- 
Ihafter haftet; es haftet aber nicht wegen der ganzen 
Forderung, fondern nur wegen des Reftes”, fo daß fie 
bei Unzulänglichkeit des Gejellfchaftsvermögens nie zur 
vollen Befriedigung gelangen. Im vielen Landesgefegen 
ift in Folge des Vorbehalts“ den Privatglänbigern der 
Gefellfchafter ein Abfonderungsredht in Bezug auf das 
Privatvermögen derjelben zugefprochen worden”. 


$ 97. 
Eompenfation. Verjährung. 
I. Compenfation. Es find drei Fälle. a. Wenn 
diefelbe Perfon Geſellſchaftsſchuldner und Privatgläubiger 


28) ROHGG Entih. Bd 5. S. 205—207. 

29) Art. 122, 30) Art. 122. 31) Art. 122, 

32) Königreihd Sachſen. Hannover. Württemberg. Baden, 
Kurheſſen. Medlenburg: Schwerin. Mecklenburg-Strelitz. Olden— 
burg. Frankfurt. Bremen. Hamburg. Salpius Ergänzungen 
©. 138. 139. 
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eines Geſellſchafters ift, fo ift die Compenfation weder 
ganz noch theilweife ftatthaft. Nur diefen Fall hat das 
HGB ausdrüdiih entfchieden‘. b. Wenn diefelbe Pers 
ſon Geſellſchaftsſchuldner und Gefellfchaftsgläubiger ift, 
jo ift die Compenfation, abgejehen von dem Yall daß ein 
nicht firmirender Gefellfchafer mit der Gefellfhaftsforderung 
compenfiren will, ſtatthaft. c. Wenn Ddiefelbe Perfon 
Gefellfchaftsgläubiger und Privatjchuldner eines Gefell- 
Ihafters ift, fo ift die Compenjation mit der gegen die 
Geſellſchaft zuftehenden Forderung ftatthaft, die Compen- 
fation mit der ‘Privatforderung fteht diefem und nur dies 
ſem Gefelljchafter zu. — Il. Verjährung’. Die Klagen 
der Gejellfchaftsgläubiger gegen einen Geſellſchafter ver- 
jähren, wenn die Geſellſchaft aufgelöfet oder der Geſell— 
ſchafter ausgejchieden oder ausgejchloffen worden ift, in 
fünf Iahren, wenn nicht eine Fürzere DVerjährungsfrift 
hinfichtlich der Forderung gefetlich bejteht. Damit die 
Berjährung beginne, muß die maaßgebende Thatſache (die 
Auflöfung, das Ausfcheiden, die Ausschliegung) in das 
Handelsregifter eingetragen’ und die Forderung fällig fein. 
Der Tag, an welchem beides zuerft vorliegt, ift der erfte 
Tag der Frift‘. Die Verjährung läuft gegen jeden Ge- 
jellfchaftsgläubiger ohne Ausnahme (auch gegen Minder- 
jährige u. dgl.) und ohne Zulaffung der Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand’. Unterbroden wird die Ber: 
jährung der gegen einen Gefellfchafter zuftchenden Klage 
durch Feine andern Rechtshandlungen, als welche gegen 


1) HGB Art. 121. 
2) Ueber Borausfegungen der Verjährung: ROHG Entſch. 
Br 8. ©. 247—249. 
3) Folgen daraus: ROHG Entſch. Bd 5. ©. 81-83, 
4) Art. 146, 5) Art. 149. 
21% 
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ihn vorgenommen find"; jedoch wird durch die gegen 
einen Piguidator vorgenommene Nechtshandlung die 
Verjährung unterbrohen gegen alle der Gefellfchaft 
zur Zeit ihrer Auflöfung angehörenden Gefellfchafter”. 
Die Verjährung von fünf Jahren fteht einem Geſell— 
Ihaftsgläubiger nicht entgegen, foweit er feine Befriedigung 
nur aus noch ungetheiltem Gefellichaftsvermögen fucht *. 


Dritte Anterabtheilung. 
Auflöfung der Gefellfcaft. 
S 98. 

Auflöfung. 


Die Auflöfung der offenen Gefellfchaft ift Folge 
folgender Umftände. 1. BVereinbarung'. 2. Ablauf der 
Zeit, auf deren Dauer die Gefellichaft eingegangen ift, 
wenn diefelbe nicht fortgefegt wird’. 3. Auffündigung von 
Seiten eines Gefellfchafters, wenn der Bertrag auf un— 
beftimmte Dauer gefchloffen ift’; die Auffündigung muß, 
wenn nicht ein Anderes vereinbart ift, mindeſtens ſechs 
Monate vor Ablauf des Gefchäftsjahres erfolgen‘. Als 
anf unbeftinmte Dauer geichloffen gilt der Vertrag im 
Fall der ftillfchweigenden Fortfegung der Gefellichaft 
und gilt der auf Lebenszeit gefchloffene Vertrag“. 4. Ber: 
langen eines Gefellfchafters aus wichtigen Gründen nad) 
den Ermeſſen des Richters’. 5. Verlangen eines Pri- 


6) Art. 148. 

7) Art. 148 Satz 2. 8) Art. 147. 

1) Art. 123 Ziff. 4. 2) Art. 123 Ziff. 5. 

3) Art, 123 Ziff. 6. 4) Art. 124, 

5) Art. 123 Ziff. 5. 6) Art. 123 letzter Satz. 

7) Art, 125. Die Auflöfung kann insbefondere ausge—⸗ 
jprochen werden 1. wenn u. f. w. Es gilt hier das oben $ 80 
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vatgläubigers eines Gefellfchafters zum Zweck der Exe— 
cution nach vorher von ihm gefchehener Auffündigung ‘. 
6. Eröffnung des Koncurfes über das Vermögen eines 
der Geſellſchafter.. — ". 7. Eröffnung des Concurſes 
über die Gefellfchaft "„ — ”. 8. Tod eines der Gefell- 
Ichafter, wenn nicht vereinbart ift, daß die Gefellfchaft mit 
den Erben des PVerftorbenen fortbeftehen fol”. Wenn 
dies vereinbart ift, fo ift der Erbe oder find die Erben 
nunmehr Gefellfchafter; die Dauer der Gefellfchaft bleibt 
die bisherige. 9. Eingetretene rechtliche Unfähigkeit eines 
der Gefellfchafter zur felbftändigen Bermögensverwal- 
tung“. — *. Someit dur die Rechtsfäge über die 
Piguidation und deren Anwendung das bisherige Rechts— 


unter Nr 3 Bemerkte. Unrichtig werden diefe Gründe des Art. 
125 aud von Goldſchmidt (Zeitfhrift Bd 15. ©. 625) „unftreis 
tige” Gründe genannt. 

8) Art. 126. 9) Art. 123 Ziff. 3. 

10) Diefe ſechs Aufhebungsgründe gelten nicht nur für die 
offene Gejellihaft, jondern aud für die Commanditgefellihaft und 
die ſtille Geſellſchaft. 

11) Art. 123 Ziff. 1. Wenn nad dem Landesgeſetz die 
Eröffnung des Concurfes über die Gefellichaft möglich ift, fo iſt 
nad dem HGB die Folge davon die Auflöfung der Geſellſchaft; 
das HGB hat nirgends den Rechtsſatz ausgeſprochen, daß über 
die Geſellſchaft allein ein Concurs eröffnet werden könne. In 
der bloßen Erwähnung eines foldyen Concurſes Tiegt nicht die 
Statuirung eines folchen. 

12) Diefer Aufpebungsgrund gilt für die offene Geſellſchaft 
und aud die Commanditgefellichaft; nicht aber für die ftille Ge- 
ſellſchaft, weil bei diefer ein Concurs über die Geſellſchaft un: 
möglich ift. 

13) Art. 123 Ziff. 2. 14) Art. 123 Ziff. 3. 

15) Diefe beiden unter 8 und 9 angeführten Aufhebungs- 
gründe gelten nur für die offene Geſellſchaft. 





| 


326 Die offene Handelsgeſellſchaft. 


verhältnig der Gefellfchafter zu dritten Perfonen und unter 
einander nicht anders beftimmt und geändert ift, bleibt 
dafjelbe troß der Auflöfung der Gefellfchaft unverändert, 
wie e8 bisher war", 


8 99. 
Die Liquidation. 

Nach Auflöfung der Gefellfchaft außer dem Fall 
des Concurſes erfolgt die Liquidation! und nad Ber 
endigung derfelben die fchliegliche Auseinanderfegung umter 
den Gefellfchaftern‘. Die Liquidation‘. Der Zwed 
der Liquidation, alfo die Aufgabe der Liquidatoren, ift 
die Verwandlung des Gefellichaftsvermögens in Geld zum 
weitern Zweck der Vertheilung defjelben unter die Gefell- 
fchafter. Zur Erreichung jenes Zweckes haben die Piqui- 
datoren das Recht der Vertretung der aufgelöfeten Gefell- 
ſchaft nach augen. 

I. Verwandlung des Gefellfchaftsvermögens in Geld. 
Die Liquidatoren follen, fo ift e8 ihre Pflicht gegen die 
Gefellfchafter, wenn fie nicht anders lautende einftimmig 
getroffene Anordnungen erhalten haben‘, und dürfen, fo 
ift e8 immer ihre Pegitimation gegenüber dritten Perfonen, 
denn dieſer gefegliche Inhalt ihrer DVertretungsbefugniß 
ift nach außen unbefchränfbar”, die Verwandlung in fols 
gender größtentheils felbftverftändlichen Weife herbeiführen. 
Das Gefellihaftsvermögen befteht aus VBerbindlichkeiten, 
Vorderungen und Sachenrechten. Sie follen und dürfen 


16) Art. 144. 

1) Art. 133. 2) Art. 142. 

3) Kenner die Liquidation der offenen Handelsgefellicaft. 
In Goldſchmidt Zeitihrift Bd 10. ©. 327—399. 

4) Urt. 140. 5) Art. 138. 
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nun 1. die Verbindfichkeiten erfüllen, 2. die Forderungen 
einziehen, 3. die Sachenrechte (gewöhnlich genannt Sachen 
und Rechte®) verkaufen („verfilbern“)’. Die beiden erften 
oder alle drei Ihätigkeiten nennt das HGB „die laufen- 
den, die ſchwebenden Gefchäfte beendigen”". Im Gegen- 
jag von den vorgefundenen alten unbeendigten Verträgen, 
welche zu beendigen find (db. 5. zu erfüllen find, 
was vermittelft neuer Verträge gefchieht, welche aber 
fiberatorifche find, durchweg oder theilweife), ſpricht 
das HGB von neuen Gefchäften. Neue Gefchäfte 
follen und dürfen die Piguidatoren nicht eingehen, aus» 
genommen zum Zweck der Beendigung fehwebender Ges 
ihäfte?. Der vernünftige Sinn diefes Sates ift folgen- 
der. Auch andere neue obligatorifche Verträge, als die 
Berfäufe der bereits vorhandenen Saden und Rechte, 
follen und dürfen fie abjchliegen, vorausgefeßt daß folche 
erforderlih find, um die DVerbindlichfeiten erfüllen, die 
Forderungen einziehen oder diefe Verkäufe abjchliegen zu 
können“. Demnad) wird der Dritte, mit welchem unter 
Gebrauch einer Liquidationsfirma ein obligatorifcher Ver— 
trag verhandelt wird, fi) nad) dem Dafein der Vorausſetzung 
erfundigen. Uebrigens find die Liquidatoren in der Ver— 
äußerung unbeweglicher Sachen dahin befchränft, daß eine 
folche nicht anders als vermittelft öffentlicher Verfteigerung 
gefchehen foll, wenn nicht auf diefe einftimmig verzichtet 

6) 3. 3. in Art. 119—120. 

7) Art. 137. 

8) Art. 137. 

9) Art. 137. 

10) Zu den ſchwebenden Geſchäften gehört offenbar nicht eine 
verjährte Forderung; auf das unter dem Namen Anerkennung 
derfelben gegebene Verſprechen des Liquidatord erftredt fid) mithin 
nicht feine Vollmacht ROHG Bd 9. ©. 8487. 
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iſt“. Nach beendigter Liquidation haben die Piguidatoren 
den Geſellſchaftern Rechnung abzulegen ”. 

Il. Die Liquidatoren haben die Vertretung der auf- 
gelöften Geſellſchaft nach außen d. 5. gegenüber britten 
Perfonen. Nicht aber vertreten fie die Gefellfchafter in 
ihrem Rechtsverhältnig zu einander; die actio pro socio 
gehört nicht der Piguidation an. Die Liquidatoren, 
alfo auch die Gefellfchafter als Piquidatoren, haben nur 
Berfügung über das Gefellfchaftsvermögen, zahlen alfo 
nur aus diefem. Die neben der Haftung des Gefell- 
Ichaftsvermögens begründete Haftung jedes Gefellfchafters 
mit feinem Privatvermögen fammt der Ausflagbarkeit 
defjelben und dem weitern Verfahren, wie fie während 
die Geſellſchaft befteht, begründet ift, bleibt unverändert 
diefelbe troß der Liquidation”. Die Liquidatoren haben 
auch die gerichtliche Vertretung der Gefellfchaft und find 
auch Tegitimirt Vergleiche zu fchliefen und Compromiffe 
einzugehen”. Proceßpartei ift der Liquidator, mithin ift 
er es und find es nicht die gewejenen Gefellfchafter ala 
jolche, welcher die deferirten und referirten Eide zu ſchwö— 
ven hat“ und ebenfo die nothiwendigen. Sind mehrere 
Liquidatoren da, fo Haben fie ſämmtlich zu ſchwören "”. 
Da der gegen die Liquidationsfirma geführte Proceß Be 


11) Art. 137 letzter Satz. 

12) ROHG B 12. ©. 41. 42. | 

13) ROHG (Senat IL.) Entſch. Bd 5. ©. 390. 391. 
Dagegen ROHG (ebenfalld Senat II.) Entf. Bd 12.©. 39. 40. 

14) Dies ift genau erörtert vom ROHG Entih. Bd 5. 
S. 392—394. 

15) Art. 137. 

16) ROHG Bd 10. ©. 356—358. 

IT) ROSS Bd 10. ©, 358. 
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friedigung nur aus dem Gefellichaftsvermögen bezwedt, 
fo ift das die Liquidationsfirma verurtheilende Erkenntniß 
nicht ohne Weiteres in das Privatvermögen des einzelnen 
Geſellſchafters vollſtreckbar“. 

III. Die Vertretung der aufgelöſten Geſellſchaft ge— 
ſchieht vermittelſt der Firma als nunmehriger Liquida— 
tionsfirma. Die Liquidationsfirma iſt die bisherige 
Firma mit einem Zufag, welcher die Liquidation verkündet, 
fie al8 Piquidationsfirma bezeichnet”. Der Liquidations- 
firma foll der Piguidator feinen Namen und follen die 
Viquidatoren ihre Namen beifügen”. Dies ift aber nur 
eine Drdnungsvorfchrift”. Die wörtliche Hinweiſung 
auf die Liquidationsfirma kann durch die Umftände er- 
fett werden”, 

IV. Die Liquidatoren”® find entweder gewählte oder 
gefetliche oder richterlihe. Gewählte, nemlich gewollt 
durch den Gefellichaftsvertrag oder durch fpätern ein- 
ftimmigen Beſchluß. Gefetliche Liquidatoren find die 
ſämmtlichen (nicht nur die gefchäftsführenden) bisherigen 
Gefellfchafter oder deren Vertreter; mehrere Erben haben 
einen gemeinjchaftlichen Vertreter zu beftellen. Nichter- 
liche Liquidatoren find vom Nichter ernannt auf Antrag 
eines Gefellfchafters aus wichtigen Gründen. Liquidator 
fann auch ein Schuldner” und auch ein Gläubiger” der 


18) ROHG Bd 6. ©. 416—420. 

19) Art. 139. 3.8. „Stehfeft & Ungewitter in Liquidation“. 

20) Art. 139. 

21) ROHG WB 9. ©. 215. Pal. oben $ 56 Nr 3 umd 
8 62 Note 6. 

22) Art. 52 Sab 2. Art. 114 Satz 2. 23) Art. 133. 

24) ROHG Bd 9. ©. 30—32. 

25) ROHG Bd 9. ©. 215. 
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Geſellſchaft ſein. Mehrere Piguidatoren haben die Ver— 
tretungsbefugniß, wenn e8 nicht anders beftimmt ift, nur 
in Gemeinschaft (Collectivvertretung)”. in Piquidator 
kann abberufen werden durch einftimmigen Beſchluß aller 
Geſellſchafter; auch durch den Richter auf den Antrag 
eines Gefellfchafters aus wichtigen Gründen”. Jeder 
Liquidator, das Austreten eines Piquidators, das Er- 
löfchen der Vollmacht foll in das Handelsregifter ein- 
getragen werden, der Ordnung wegen”, 





8 100. 
Die Auseinanderſetzung. 

Die Auseinanderfegung unter den Gefellfchaftern. 
Während der Liquidation haben die Piquidatoren die 
Pflicht, einen Theil des vorhandenen Geldes unter die 
Geſellſchafter zu vertheilen‘. Sie haben nemlich von 
demfelben jedenfalls fo viel zurüczubehalten, als die fäl- 
figen und nicht fälligen Schulden der Gefellfchaft an 
dritte Perfonen und am einzelne Gefellfchafter betragen, 
und außerdem fo viel als zu andern Ausgaben voraus- 
fichtlich erforderlich ift, bevor neue Einnahmen erfolgen. 
Der Reft, welcher demnach entbehrlich ift, ift vorläufig 
zu vertheilen; vorläufig d. 5. vorweg und unter ber 
Verpflichtung des Empfängers zur Zurüdgabe des etwa 
ohne Rechtsgrund VBertheilten. 

Nach Beendigung der Liquidation erfolgt die ſchließ— 
fihe Auseinanderfegung unter den Gefellfchaftern. 


26) Art. 136. 

27) Art. 134. Beilpiel: NOHS Bd 9. ©. 30—33. 

28) Das Genauere hat Art. 135. Dgl. aud oben $ 54. 
©. 169. 173—176. 

1) Art. 141. 
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Diefelbe herbeizuführen haben die Piquidatoren die Pflicht”, 
nicht aber ein Recht. Sie ift jedoch nur auf gütlichem 
Wege (durch Berechnungen, Vorſchläge, Rathſchläge, Ver— 
theilungsplan) von ihnen zu bewirken, die Entfcheidbung 
im Fall des Streites verbleibt dem Richter’. Wenn bie 
Einlage eines Gefellfchafters in einer Sache beftand und 
fein Alfeineigenthum (oder fonftiges Alleinrecht) Mit- 
eigenthum (Mitrecht) der Gefellfchafter geworden ift, jo 
bat er nach Auflöfung der Gefellfchaft, wenn gleich die 
Sade ſich noch vorfindet, weder ein ihm eigenthümliches 
Recht an der Sache noch eine ihm eigenthimliche Yor- 
derung in Betreff der Sache, 3. B. weder fein früheres 
Alleineigenthum noch ein Vorfaufsreht‘. Wenn für die 
Auseinanderfegung der Werth der Sache maaßgebend 
ift, fo ift e8 der vereinbarte Werth oder der zur Zeit 
der Einbringung geweſene wirkliche Werth ohne Rückſicht 
auf die fpäter eingetretene Wertherhöhung oder Werth- 
verminderung‘. Nach Beendigung der Liquidation follen 


2) Art. 142 Sat 1. 

3) Art. 142 Sab 2. 4) Urt. 143. 

5) Diefer Sat ift in den von dem Werth der Sache ſprechen⸗ 
den Worten des Art. 143 Mar enthalten. — Die Worte, daß 
der Gefellichafter den Werth der Sadje, den vereinbarten oder 
wirfliben, aus dem Gefellichaftsvermögen erftattet erhält, 
wollen entweder etwas GSelbjtverftändliches fagen, nämlich daß 
zum Credit des Gefellichafters der Merth feiner Einlage gehört, 
oder fie müffen den Sinn haben, daß der Gefellichafter, welcher 
eine Sache eingebracht hat, eigenthümlich dahin berechtigt ift, daß 
ihm der Merth der Sache erftattet werde, was im Fall vorban: 
denen Berluftes dahin führen kann, daß er den Verluft gar nicht 
trägt; dies ift der Fall, wenn der Verluft weniger beträgt ala 
der Merth der eingebradhten Sadje. Diefen zweiten Sinn wird 
man in jenen Worten nicht finden dürfen. 
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die Bücher und Papiere der aufgelöfeten Geſellſchaft 
einem Gefellfchafter oder einem Dritten in Verwahrung 
gegeben werben‘, wenn fie gleich für die Auseinanders 
jegung unter den Gefellfchaftern noch unentbehrlich find. 
Die Perfon des Verwahrers foll in Ermangelung güts 
licher Uebereinfunft, d. h. einftimmigen Beſchluſſes ſämmt— 
licher Gefellfchafter, durch das Handelsgericht' beſtimmt 
werden. Das Recht auf Einfiht und Benutzung (alfo 
auch auf Nehmen von Abfchriften) der Bücher und Pa- 
piere und zwar aller und im ganzen Umfang behalten 
die Gefellfchafter, welche es bis dahin hatten”, und er- 
halten deren Nechtsnachfolger” d. h. deren Univerfals 
fuccefforen; e8 haben das Necht aber nicht, wenigſtens 
nicht fo ausgedehnt, die früher ausgefchiedenen oder gar 
ausgefchloffenen Gefellfchafter. 


$ 101. 
Ausscheiden und Ausſchließung eines Gefellihafters. 


In ben Fällen, in welchen ohne befondern Vertrag 
die Auflöfung der Gefellfchaft eingetreten fein würde in 
Folge von Umftänden, welche in der Perfon eines Gefell- 
Ihafters liegen, alfo von Tod, Concurs, Berwaltungs- 
unfähigkeit (123), Aufkündigung (124 und 126 132.), 
manchen wichtigen Gründen (125), kann, wenn die Ge 
jellichaft aus mehr als zwei Perfonen' befteht, durch 


6) Art. 145. 

7) NRücficten dabei: ROH® Entih. Bd 7. ©. 74. 

8) Genaueres hierüber: ROHG Entih. Bd 7. ©. 69—78. 

9) Art. 145 Sat 2. 

1) Bgl. die genaue Erörterung in den Entſch. des ROHG 
Bd 11. S. 160—164, 
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Vertrag die Auflöſung abgewandt und die Fortſetzung? 
der Geſellſchaft unter den übrigen Geſellſchaftern herbei— 
geführt ſein. Es liegt dann der Fall vor, daß ein Ge— 
ſellſchafter ausgeſchieden iſt, ohne oder mit ſeinem Willen, 
oder ausgeſchloſſen worden iſt wider feinen Willen‘. Der 
Bertrag, welcher die Auflöfung abwendet und die Fort— 
fegung unter den übrigen Gejellfchaftern herbeiführt, 
fann der urfprüngliche oder ein fpäterer Gejellichafts- 
vertrag alfer“ Gefellfchafter oder ein fpäterer diefer übrigen ® 
Gefellfchafter fein. In diefem Fall eines ausgefchiedenen 
oder ausgefchloffenen Geſellſchafters erfolgt zwifchen diefem 
Gejellfchafter oder feinem Bertreter (Erbe, Concurs- 
curator u. f. w.) und den übrigen, welche die Gefell- 
Schaft fortjegen, die Auseinanderfegung‘. Der Gefell; 
Schafter hat nur auf Geld eine Forderung, feine Mit: 
rechte erlöfchen zu Gunſten der übrigen Gefellfchafter”. 
Für die Ausrehnung der Geldfumme ift maaßgebend die 
Bermögenslage der Geſellſchaft zur Zeit des Ausſchei— 
dens (d. h. zur Zeit des EintrittS des ohne oder mit Willen 
eintretenden Auflöfungsgrundes) oder der Behändigung 
der Klage auf Ausfchliegung‘. Die vollftändige Aus- 
einanderfegung ift jo lange nicht möglich, als die zu jener 
Zeit laufenden (alſo für Rechnung auch des weggefallenen 
Geſellſchafters geſchloſſenen) Gejchäfte noch nicht erledigt find 
durch die dazu erforderlichen ſpäteren Geſchäfte'. Auf die Art 

2) Hugo Keyßner die Erhaltung der Handelsgefellicaften 
gegen die Auflöfungsgründe de ADHG. Berlin 1870. Ange— 
zeigt in Goldihmidts Zeitihrift Bd 15. ©. 624—626. 

3) Auffündigung und zugleih Antrag auf Ausſchließung: 
ROHGG Entſch. Bd 6. ©. 112. 113. 

4) Art. 127. 5) Art. 128, 

6) Art. 130. 131. 7) Urt. 131. 

8) Art. 130 Sap 1. 9) Art. 130 Sab 2. 
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und Weife der Erledigung (Beendigung) einzuwirken hat der 
weggefallene Geſellſchafter oder deſſen Vertreter Fein Recht, 
jo durchaus nicht, wie wenn er gar nicht Gefellfchafter 
gewejen wäre”. Ihm ſteht inzwifchen d. h. bis zur 
vollftändigen Erledigung nur das Recht zu auf Redhnungs- 
ablage (mit andern Worten Nachweiſung des Standes) 
am Schluß eines jeden Gefchäftsjahres Hinfichtlich der 
Geſchäfte, welche in demfelben noch laufende waren, 
feien fie in demfelben erledigt oder nicht, und auf fo- 
fortige Auszahlung des ihm hiernach gebührenden Be— 
trages“; der ihm gebührende Betrag ift ein Theil des 
Betrages, welcher für die ſämmtlichen Gejellfchafter (ihn 
eingefchlofjen) als Gewinn Fraft diefer ſämmtlichen laufenden 
Geſchäfte ausgerechnet ift. Es find zum Zwed der Aus- 
einanderfegung mit ihm diefe laufenden Gejchäfte bejon- 
ders zu berechnen, aljo vorausfichtlicher Berluft an den 
nicht erledigten von dem wirklichen Gewinn an den er- 
ledigten abzujchreiben. 


Zweite Abtheilung. 
Die Commanditgefellfgaft. 
S 102. 
Begriff. Errichtung. Berfonen. 

Die Commanditgefellfhaft‘. 1. Begriff’. Wenn 
vorliegt ein Vertrag Teines weitern Inhaltes, 
als daß Demand bei einem Handelsgewerbe be- 
theiligt fein wolle und ſolle mit einer VBermögenseinlage 
gegen Antheil an Gewinn und Berluft, aber mit der 


10) Art. 130 Satz 3. 11) Art. 130 Tester Satz. 

1) Eine Vergleihung der Commanditgefelihaft und jtillen 
Gejellihaft hat 8 115. — Ueber die Namen ebendafelbit. 

2) Bgl. oben 5 88 Note 3. 


— NEE 
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beigefügten Erflärung, entweder pofitiv daß die 
Einlage Miteigenthum der Gejellfchafter werden folle, oder 
negativ daß die Einlage nicht Alleineigenthum des an— 
dern Gejellichafters werden folle, dann ift eine Com— 
manditgejellfchaft vorhanden‘. Ohne eine folche 
oder gleichbedeutende Erklärung würde eine ftille Gefell- 
Ihaft vorhanden fein‘. Um diefe Geſellſchaft auszu- 
ſchließen und jene zu begründen, genügt die bloße Ver— 
neinung des AlleineigentHums und bedarf es nicht der 
pofitiven Erklärung des gewollten Miteigenthbums. Das 
Miteigentum („Eigenthum der Gejellfchaft“) tritwegejeß- 
fih° ein, wenn auch nur dur Verneinung der ftillen 
Gefellfchaft die Commanditgeſellſchaft vorhanden iſt. 
2. Die Erridtung. Der Gefellfhaftsvertrag ift _ 
formlos, er bedarf nicht der Schrift”, und auch Feiner 
andern Form, weil eine folche nicht vorgejchrieben  ift. 
Der Geſellſchaftsvertrag, beftimmte Aenderungen defjelben, 
das Erlöfchen defjelben und das Liquidatorenverhältniß 
follen in das Handelsregifter eingetragen werden der Ord— 
nung wegen’. Beröffentlicht foll aber nicht werden 
die Perfon des Commanditiften (Name, Stand, Wohn: 
ort) und der Betrag der Einlage’. Auch die Wirkung 
des Gefellfchaftsvertrages nach außen ift unabhängig von 


3) Art. 150. 4) Bgl. unten $ 109. 

5) Art. 91 und 157. 

6) Art. 150 letzter Satz. Die Auslaffung der in Art. 85 
(offene Geſellſchaft) und 250 (itille Geſellſchaft) beigefügten 
Worte „oder anderer, fonftiger Förmlichkeiten” it nur eine In— 
eleganz der Faſſung. 

7) Art. 151—156. 171. 172. Bgl. hierüber oben 8 54 
unter V. 3 und 7, Seite 170 und 173. 

8) Art. 151 letzter Satz. 
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einer Form, namentlich der Einregiftrirung‘. 3. Die 
Perſon. Commanditift kann fein ein Einzelfaufmann, 
eine offene Handelsgejellichaft, eine Commanditgeſellſchaft, 
eine Actiengejellichaft, eine Commanditgeſellſchaft auf Actien, 
eine Kleinhandel-Geſellſchaft, überhaupt jede Perfon und 
jede Geſellſchaft. 4. Kennzeihen der Commandit- 
geſellſchaft. Die Commanditgefellfchaft ift im Gegenfag 
von der ftillen Gefellfchaft bedingt durch den auf ein 
Gefellfchaftsvermögen gerichteten Willen der Gefellfchafter. 
Diefer Wille muß erklärt fein, er kann pofitiv oder ne= 
gativ erklärt fein. Diefer Wille ift das einzige Kenns 
zeichen der Commanditgeſellſchaft. Die Firma ift Fein 
Kennzeihen”. Wenn das HGB das Alfeineigenthum 
als eine Folge der ftillen Gefellfchaft Hinftellt und das 
Sefellichaftsvermögen als eine Folge der Commandit- 
geſellſchaft, Jo ift das eine ſchiefe Auffaffung, welche durch 
die Beltimmungen des HGB felber widerlegt wird. 
Der auf Alleineigenthum oder auf Gefellfchaftsvermögen 
gerichtete Wille der Gefellfchafter ift das alleinige 
Unterfheidungsmerfmal zwifchen den beiden Ge- 
fellichaften. Es ift unmöglih, daß bei gewollter ftiller 
Gefellichaft Gefellfchaftsvermögen, bei gewollter Com— 
manditgeſellſchaft Alleineigenthum des Complementars ge- 
wollt ift. Es kann aber unter dem Namen einer ftillen 
Geſellſchaft eine Commanditgefellihaft und unter dem 
Namen einer Commanditgejellfchaft eine ftille Gefellfchaft 
gewollt fein. Der Gefellfchaftsvertrag kann eine das 
Miteigenthum oder Alleineigenthum betreffende deutliche 
Erklärung enthalten. Dies wird aber felten der Fall 


9) Art. 150 letzter Sat und Art. 163. 
10) Vgl. oben $ 83 Note 3 und unten $ 109 Nr 4. 
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ſein. Wenn eine ſolche Erklärung fehlt, ſo ſind ver— 
ſchiedene Fälle möglich. Wenn der Geſellſchaftsvertrag 
das Wort Commanditgeſellſchaft und ſtille Geſellſchaft 
vermeidet oder die Geſellſchaft mit beiden Ausdrücken be— 
zeichnet, ſo kann nur aus dem Inhalt entnommen wer— 
den, welche Geſellſchaft gewollt iſt. Wenn die Geſell— 
ſchaft als Commanditgeſellſchaft oder wenn ſie als ſtille 
Geſellſchaft bezeichnet iſt, ſo wird zwar zunächſt anzu— 
nehmen ſein, daß ſie auch als ſolche gemeint ſei; es kann 
aber der Inhalt ergeben, daß der wirkliche Wille unrichtig 
bezeichnet iſt, daß nemlich in jenem Fall eine ſtille Ge— 
ſellſchaft, in dieſem eine Commanditgeſellſchaft gewollt iſt. 
Demnach bedarf es einer genauen Prüfung und 
vorſichtigen Auslegung des Geſellſchaftsvertrages. Hieraus 
ergiebt ſich, daß die Regiſterbehörde ſelten in der Lage 
ſein wird, zur Anmeldung einer Commanditgeſellſchaft 
beim Handelsregiſter aufzufordern. Vielmehr wird gerade 
an der freiwilligen Anmeldung nicht ſelten das Daſein 
einer Commanditgeſellſchaft erkannt werden können. Dies 
ſetzt aber voraus, daß der Geſellſchaftsvertrag dem Zweifel, 
ob die eine oder andere Geſellſchaft gewollt ſei, Raum 
giebt, denn wenn nach demſelben deutlich die ſtille Ge— 
ſellſchaft gewollt ift, fo muß der Antrag auf Eintragung 
in das Handelsregifter abgemiefen werben. 


$ 103. 
Nechtöverhältnig der Gefellihafter unter einander. 


Die innere Seite. Die über das Rechtsverhältniß der 
Geſellſchafter unter einander beſtimmenden Nechtsfäte 
jollen ſämmtlich zurüdtreten, foweit eine widerſtreitende 
Bereinbarung getroffen iſt.. Soweit Feine Vereinbarung 


1) Art. 157 Satz 1. 
hör 8 Handeldret. Ir Bd. bie Aufl. 22 
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getroffen ift, follen für die Kommanditgefellfchaft die für 
das Rechtsverhältnig der offenen Gefellfchafter unter ein- 
ander geltenden Nechtsjäge der Artikel 91 bis 109 gelten, 
jedoch mit den in den Artikeln 158 bis 162 beftimmten 
Abweichungen’. Hieraus ergiebt fich Folgendes. Bei 
der Commanditgeſellſchaft gilt dafjelbe, was bei der offenen 
Geſellſchaft erörtert ift in Betreff der Vermögensbe 
theiligung, nemlich des Alleineigenthums oder Miteigen- 
thums an der Einlage, und des Ausfchlußes der Ber: 
pflichtung zu weitern Einlagen’, und in Betreff des Ge- 
felljchaftsvermögens und des VBermögensantheils, des jährs 
lichen Rechnungsabſchlußes, und des Rechts auf Ver- 
zinfung der Einlage und auf Auszahlung von Zinfen 
und Gewinn‘ und in Betreff der Aufnahme neuer Ge— 
ſellſchafter. Was die Gefhäftsführung betrifft, fo 
ift gefeglich zwar nur der Complementar zu derjelben 
berechtigt und verpflichtet und nicht der Commanditift”; 
wenn aber die Gefchäftsführung als Recht und Pflicht 
(und fo ift zumächit die Vereinbarung zu verftehen) oder 
auch nur als Recht oder nur als Pflicht des Comman— 
ditiften vereinbart ift, gleichviel ob urjprünglich oder nad)- 
träglih, fo ift er nun gefhäftsführender Gefell- 
ſchafter und ebenjo mie ein gejchäftsführender offener 
Gefellfchafter berechtigt und verpflichtet. Es gilt von 


2) Urt. 157 Saß 2. 

3) Art. 91. 92. vgl. mit Art, 157. Es gilt die ganze 
Erörterung des 8 90, 

4) Art 106. 107. 108. vgl. mit Art. 161. Es gilt die 
ganze Erörterung des $ 91. Statt offener Geſellſchafter kann 
dajelbft auch gedacht werden Commanditift, 

5) Art. 98 vgl. mit Art. 157. Es gilt die ganze Erörterung 
des 8 95. 

6) Art. 158 Satz 1 und 2. Vgl. unten $ 104 Nr 4, 





ET u . J 


F 103. Rechtsverhältniß der Geſellſchafter unter einander. 339 


ihm daffelbe, was Hinfichtlich des Tettern erörtert ift in 
Betreff des dem micht gefchäftsführenden” Gefeltfchafter 
mangelnden Widerſpruchs gegen den gejchäftsführenden”; 
ferner in Betreff des Alleinrechts“, der Collectivgefchäfts- 
führung, der Vergütung aus dem Grunde der Gejchäfts- 
führung", der Entziehung der Geſchäftsführung“, der 
Diligenz "*, des Aufſichtsrechts“, des Concurrenzverbotes ", 
Es ergiebt fich diefe Gleichitellung aus  verfchiedenen 
Gründen”. Soweit die Uebereinftimmung der 
Commanditgeſellſchaft mit der offenen Geſellſchaft. 


7) Der perfönlic haftende Geſellſchafter kann nad Art. 157 
durd; Vereinbarung von der ihm nad Art. 158 geſetzlich zu— 
ftehenden Geihäftsführung ausgeichloffen fein. 

8) Dben $ 92 Nr L 

9) Dben $ 92 Nr IL 10) Oben $ 92 Nr II. 

11) Oben $ 92 Nr V. 12) Oben $ 92 Nr VI. 

13) Oben-$ 93. 14) Oben $ 94 Wr l. 

15) Oben $ 94 Wr IL 

16) Der Art. 157 beftimmt die Gleichitellung der Comman— 
ditgefellihaft und der offenen Geſellſchaft hinſichtlich des Rechts— 
verbältniffes der Gefellichafter untereinander dahin, daß die fümmt: 
lihen Art. 91 bis 109 audy bei der Commanditgeſellſchaft zur 
Anwendung kommen follen, jedod; mit den Abweichungen, welche 
die Artikel 158 bis 162 ergeben. Hinſichtlich der Geſchäftsfüh— 
rung fommen von jenen Artikeln nur folgende in Betradt: Art. 
93 bis 97 und 99 bis 102 und 104 und 105; die Abweichungen 
von diefen Artikeln find enthalten nur in den drei Artifeln 158. 
159. 160. Bon diefen drei Artifeln ſchließt 

der Art. 159 (Eoncurrenzerlaubniß) die Anwendung der Art. 
96 und 97 (oncurrenzverbot) auf den Commanbditiften aus 
(aud auf den gefhäftsführenden?); und 

der Art. 160 (Einfiht nur in die Bücher und Papiere und 
auch nur zum Zweck der Prüfung der Bilanz) die Anwendung 
des Art. 105 (Aufſichtsrecht) auf den Commanditiſten aus (aud) 
auf den gefchäftsführenden ?); 

22° 
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8 104, 
Rechtsverhältniß der Geſellſchafter unter einander. Fortießung. 


Die innere Seite. Dahingegen find folgende Rechts— 
fäte der Commanditgefellfchaft eigenthümlid, 


der Art. 158 Sat 1 und 2 (melder bejtimmt, daß der 
Commanditiſt zur Gefchäftsführung weder berechtigt noch ver— 
pflichtet ift) fehließt die Anwendung des Art. 102 Sat 1 (wo⸗ 
nad jeder offene Geſellſchafter geſetzlich zur Geihäftsführung be— 
rechtigt und verpflichtet ift) auf den Commanditiften aus; 

der Art. 158 Sat 3 fteht im Zuſammenhang mit Art. 102 
Sat 2. Während hier dem gejchäftsführenden Geſellſchafter ein 
Widerſpruchsrecht zuerfannt wird, wird dort ein foldyes dem Com: 
manditiften (auch dem geichäftsführenden ?) aberfannt. 

Weitere Artikel werden durch diefe drei Artikel nicht berührt, 
mithin kommen folgende aud für den gejchäftsführenden Com— 
manditiften zur Anwendung: 

Art. 93 (Vergütung aus dem Grunde der Gefhäftsführung) ; 

Art. 94. 95 (die Diligenz); 

Art. 99 (kein Widerſpruchsrecht der nicht gefchäftsführenden 
Geſellſchafter); 

Art. 100 Satz 1 (Collectivgeſchäftsführung); 

Art, 100 Satz 2 (das Alleinrecht); 

Art 101 (Entziehung der Geſchäftsführung); 

Art. 104 (Ertheilung und Widerruf einer Procura). 

E3 erübrigt noch die Beantwortung der Fragen, ob die Ar: 
titel 96. 97 und 105 und 102 Sat 2 auf den gejchäftsführen: 
den Commanditiften Anwendung finden follen? Dieſe Fragen find 
zu bejahen. Das Widerfpruchsredht ift nad dem Art. 102 Sat 
2 und Art. 100 letztem Sat ſelbſtverſtändliche Folge von dem 
Recht und der Pflicht der Geichäftsführung; aus dem Wider: 
ſpruchsrecht folgt das volle Aufſichtsrecht (des Art. 105), ohne 
welches es nicht gehörig geübt werden kann (das Auffichtsrecht 
ift überdies begründet ſchon durdy die Haftung mit dem ganzen 
Vermögen, daher für den offenen Geſellſchafter auch wenn er 
nicht gefhäftsführender ift); mit dem Aufſichtsrecht, weldes den 
Einblit in Alles ermöglicht, fteht in untrennbarer DBerbindung 
das Concurrenzverbot. 
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d.h. im Gegenfat zur offenen Gefellfchaft; fie gelten 
aber gleihmäßig auch für die ftille Gefellfchaft. Sie be 
treffen 1. Die Theilnahme am VBerluft nur mit 
der Einlage. Der Commanditift nimmt an Dem 
Berluft nur mit der Einlage Theil', nemlih nur in der 
Art, daß er feine unter der eingezahlten Einlage und deren 
etwaigen Vermehrung alfo unter feinem Gefellfchafts- 
antheil begriffenen Mitrechte verliert und daß er die etwa 
rücftändige Einlage einzahlt d. h. die verfprochenen aber 
noch nicht übertragenen Rechte überträgt. Er nimmt 
feineswegs „bis zum Betrag” nemlih bis zu der ges 
buchten Summe feiner Einlage Theil”, welche Summe 
von dem wirklichen Werth der Einlage erheblich abweichen 
fann. 2. Die Größe der Gewinn- und Ber: 
Iuftantheile. Der Mangel einer Bereinbarung über 
den Antheil des Commanditiften an Gewinn und 
Berluft macht den Gefellfchaftsvertrag nicht ungültig. 
Der Antheil fol durch Richterfprud nad) billigen Er- 
meffen und „nöthigenfalls“ d. 5. nach Belieben des 
Nichters unter Zuziehung von Sachverſtändigen feftgeftelft 
werben”. Der Nichterfpruch bejtimmt alfo den Antheil 
für das erfte Nechnungsjahr und für alle folgenden. 
Der Gefellfchafter, welchem derfelbe gefällt, wird eine 
Bereinbarung über den Antheil ſtets ablehnen. Der 
Tall daß eine urfprüngliche Bereinbarung fehlt, wird übrigens 
faum vorkommen. 3. Das Recht Zinfen und Ge 
winn zu behalten. Der Commanbitift ift nicht ver- 


1) Art. 161 Sab 2. 

2) So fteht es zwar in Art. 161 Sab 2. Allein diefe 
Worte wollen nicht mehr und überhaupt nicht? Anderes jagen, 
als die Worte „mit der Einlage“ in Art. 165 Sat 1. 

3) Art. 162, 


pflichtet, die Zinfen und den Gewinn, melde er bezogen 
hat, wegen fpäterer Berlufte zurüdzuzahlen; jedod 
wird, folange feine urfprüngliche Einlage durch Berluft 
vermindert ift, der jährliche Gewinn zur Dedung des 
Berluftes verwendet‘. 4. Das Recht zur Geſchäfts— 
führung. Die Gefchäftsführung ift Recht und Pflicht 
nur des Komplementars, und Tediglich fein Wille ift es, 
welcher Alles in Betreff der‘ Gefchäftsführung beſtimmt'. 
Der Commanbditift ift zu berfelben weder berechtigt noch 
verpflichtet. Er hat auch fein Widerfpruchsrecht gegen 
irgend eine Handlung der Gefhäftsführung’. Es kann 
vereinbart fein, daß ihm die Gefchäftsführung zuftehe *; 
auch daß er an der Betreibung des Handelsgemwerbes 
durch; Mitberatfung? Theil nehme. Wenn oder ſoweit 
er folche Rechte nicht ausbedungen hat, hat er fich der 
Nedlichkeit und PVernünftigfeit des Mitgefellfchafters er- 
geben. Diefer haftet ihm nad den Grundfägen der so- 
cietas. 5. Das Recht auf Einfidt in das Ge 
triebe. Der Commanditift hat ein ſehr befchränftes 
Recht auf Einfiht in das Getriebe des Hanbels- 
gewerbes. Er hat das Recht auf eine Abfchrift der jährs 
lichen Bilanz und auf Einfiht der Bücher und Papiere, 
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4) Art. 161 Satz 3. 

5) Art. 158 Sat 1. 6) Art. 158 Satz 2. 

7) Art. 158 Sat 3. 

8) Ueber diefen Fall vgl. den vorigen $ 103. 

9) Von einem Recht der Mitberathung will Gerber d. Pr. 
R. 8 197 Note 5 (auch Gengler d. Pr. R. $ 111 Note 30) 
nichts mwiffen. Denn Jedermann habe das Redt, einen Rath zu 
ertheifen. — Aber auch angehört zu werden? und zur Berathung 
aufgefordert zu werden? und widrigenfallg das Interefje liquidiren 
zu dürfen? 3. B. weil dem Gomplementar num nicht gejagt 
werden konnte, daß der Käufer der Waare infolvent jet. 
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aber nur zum Zweck der Prüfung der Richtigkeit diefer 
Bilanz. Er Hat ferner das Recht, aus wichtigen Gründen 
(nad; Ermeffen des Handelsgerichts) zu jeder Zeit die 
Borlegung, einer Bilanz und der Bücher und Papiere 
und fonftige Aufklärungen zu verlangen. Dieſes Recht 
hat er nur dann und foweit, als es ihm durch das Han- 
delsgericht auf feinen ausreichend Ddetaillirten und mo- 
tivirten Antrag zugefprocdhen worden ift”. Die Beur— 
theilung der Wichtigkeit der Gründe bleibt dem Ermeffen 
des Richters überlaffen". 6. Die Conceurrenzer- 
laubniß. Der Commanbditift ift ungehindert, für eigene 
und für fremde Rechnung Handelsgefchäfte irgend 
welcher Art zu machen und ein Handelsgewerbe irgend 
welcher Art zu betreiben. Denn es fehlt nicht nur an 
einem ihn treffenden Verbot, fondern es ift ihm das 
Recht ausdrücklich zugefprochen ”, 


8 105. 
Rechtsverhältniß zu dritten Perjonen. 


Die äußere Seite. Der Gefellfchaftsvertrag kann 
dritten Perfonen gegenüber erft dann eine Wirkung äußern, 
wenn Gefchäfte gefchloffen werden. Es fragt fich dann 
nach dem Nechtsverhältnig der Gefellfchafter (des Com— 
plementars und des Commanditiften) zu den Kontrahenten 
(den dritten Perfonen), und nad) der Rückwirkung der 
Gefchäfte auf das Gefellfchaftsvermögen. I. Die ver- 
pflichtete und berechtigte Perſon ift lediglich der Com— 


10) Art. 160. 

41) Diefer Sab des Art. 62 und Art. 125 ift in Art. 
160 (und 253) zu fubintelligiren. 

12) Art. 159. 
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plementar'. Die Modificationen, welche dadurch ein- 

treten können, daR die Commanditgeſellſchaft veröffentlicht 

worden it‘, beſtimmen ſich nad) allgemeinen Grundfägen”. 
} Der Commanditiſt haftet nicht perſönlich den Geſell⸗ 
Ichaftsgläubigern"; wenn aber fein Name in ber Firma 
enthalten tft, fer es auch nicht mit feinem Willen, fo Jaftet 
er ihnen wie em offener Gefellfchafter . IL Was das 
haftende Vermögen anlangt, jo haftet für die Handels- 
Ichulden das geſammte Wermögen des Complementars*, 
und haftet nicht das abgeſehen von der Einlage übrig 
bleibende Bermögen des Commanditiſten, indem er nur 
nit der Einlage haftet’. Außerdem haftet das Gefell- 
Ihaftsvermögen. Be der Commanditgeſellſchaft 
wird ebenſo wie bet der offenen Gefellfchaft die Einlage 
des Commanditiſten Miteigenthun und zwar Gefammt- 
eigenthum des Comvlementars und des Commanditiſten', 
fie gehört zum Vermögen beider Gefellfchafter, und eben 
jo it es in Betreff des Später erworbenen Handlungs- 
vermögens“. In diefon Sinn des Mitrechtes, Miteigen- 
thums, Geſammteigenthums, beftcht ein Gefellfchafts- 
vermögen bei der Commanditgefellfehaft. Die dur 
Bertrag nicht auszufchliegenden Folgen find folgende. 1. 


1) Art. 165 Sab 1. 

I) Abgeieben von Der bei der GCommanditgefelihaft gebotenen 
Eintragung in das Handelsregijter und der Veröffentliung durd 
die Regiſterbehörde. 

3) Dies it für die ftille Gefellihaft, bei welcher die Frage 
weit praktischer it, ausdrüdlicd ausgeipreden in Art. 260. 

4) Art. 165. Cab 1. Laband in Goldſchmidt Zeitfchrift 
Bd 14. ©. 644. 645, 

5) Art. 168. 6) Art. 150. 7) Art. 165 Sa 1. 

8) Art, 91 und 157. 9) Art. 164, 
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Das Gefellfchaftsvermögen, welches alfo aus der Einlage 
des Commanditiften und der des Complementars und den 
ſpäter vermittelft des Handelsgewerbes erworbenen Rechten 
bejteht, foll zu Gunften der Handlungsgläubiger als ein 
Sondervermögen nad) Maafgabe der Beitimmungen für 
die offene Gefellihaft gelten”. 2. Die Einlage darf 
nicht mwillfürlich vermindert werden. Daher gehört dem 
Gefellfchaftsvermögen an oder tritt zu demfelben Hinzu 
eine Forderung gegen den Commanditiften auf Zahlung 
derjenigen Summen, a. welche ihm während des Beſtehens 
der Gefellfchaft bezahlt oder erlaſſen worden find als 
Zurüdbezahlung oder Erlaffung, gänzliche oder theilweife, 
feiner Einlage”, und b. welche ihm bezahlt worden find 
al8 Zinfen oder Gewinn, während feine urfprüngliche 
Einlage bereit8 vermindert war oder dadurch vermindert 
ward”. Jedoch ift er frei von der Zurüdzahlung ders 
jenigen Zinfen und bdesjenigen Gewinnes, welche er auf 
Grund einer in gutem Glauben errichteten Bilanz in 
gutem Glauben bezogen hat". 3. Der Commanbditift, 
wenn er im eine beftehende Handelsgefellfchaft eingetreten 
ift, haftet auch für die vor feinem Eintritt bereits be- 
gründeten Handelsfchulden derfelben, und diefe Haftung 
kann felbjt durch Aenderung der Firma nicht abgewandt 
werden”. 4. Der Commanditift haftet ebenfo wie der 
Complementar, alfo perſönlich und mit feinem ganzen 
Bermögen, für jedes nach Abſchluß des Gefellfchaftsver- 
trage aber vor der Eintragung der Gefellfchaft in das 
Handelsregifter gefchloffene Geſchäft; nur der Beweis 
hist ihn, daß feine befchränfte Betheiligung dem Dritten 


10) Art. 169. 
11) Art. 165 Satz 2, 12) Art. 165 Sat 3. 4. 5. 
13) Art, 165 Sat 6. 14) Art. 166. 


’ . e⸗ 
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befannt war”. Durch diefen Satz ift der Commanditiſt 
dem Complementar Preis gegeben, welcher die Eintragung 
verzögern kann, der Sag tit ein Todesjtoß für die Com- 
manditgefellichaft.e. 5. Der Commanditiſt haftet ebenfo 
wie der Complementar, alfo perfönlih und mit feinem 
ganzen Vermögen, für jedes Gefchäft, welches er im Namen 
der Geſellſchaft geichloffen ohne die ausdrüdliche Erklärung, 
daß er nur als Procuriſt oder daß er nur als Bevoll⸗ 
mächtigter es ſchließe“. 


§ 106. 
Auflöſung der Commanditgeſellſchaft. 


Die Auflöſung der Commanditgeſellſchafte iſt Folge 
von neun Umſtändene. Es find folgende: 1. Verein⸗ 
barung'. 2. Ablauf der Zeit, anf deren Daner die 
Geſellſchaft eingegangen ift, wenn diefelbe nicht fortgefett 
wird’. 3. Aufkündigung von Seiten eines Geſellſchafters, 
wenn der Vertrag auf unbeftimmte Dauer gefchloffen 
ft”. Die Auffündigung muß, wenn nicht ein Anderes 


15) Art. 163 Sat 3. 16) Art. 167 Satz 3. 

a) Art. 170—172. 123-132. 

b) Bon diefen neun Umſtänden bewirken die zuerft angeführten 
acht gleichmäßig auch die Auflöfung der jtillen Geſellſchaft, und 
fieben nemlid die zuerit angeführten ſechs und der unter 9 
angeführte gleihmäßig auch die Auflöſung ber offenen Gefelichaft. 
In Betreff diefer fieben Umftände tit für das Genauere der $ 
98 zu vergleichen. 

1) Art. 123 Ziff. 4 (O. G.). Darauf vermeifend Art. 170 
Sat ? (E. ©.). Gfleichlautend Art. 261 Ziff. 4 (St. ©.). 

2) Art. 123 Ziff. 5 (D. ©) Darauf vermeifend Art. 170 
Eat 2 (E. G.). Gleihlantend Art. 261 Ziff. 5 (St. ©.) 

3) Art, 123. Ziff. 6 (O. G.) Darauf verweifend Art. 170 
Satz 2 (C. ©.) Gleichlautend Art. 261 Ziff. 6 (St. ©.) 
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vereinbart ift, mindeftens ſechs Monate vor Ablauf des 
Gefchäftsjahres erfolgen‘. Als auf unbeftimmte Dauer 
gejchloffen gilt der Vertrag im Fall der ſtillſchweigenden 
Fortſetzung der Gefellfchaft?, und gilt der auf Lebenszeit 
gefchloffene Vertrage. 4A. Berlangen eines Gefellfchafters 
aus wichtigen Gründen nach dem Ermeſſen des Richters‘. 
5. Berlangen eines Privatgläubigers des Commanditiſten 
(oder des ftilfen Gefellfchafters) zum Zwed der Erecution®, 
6. Eröffnung des Koncurfes über das Vermögen eines 
der Gefellfchafter (Complementars, Commanbitiften, ftilfen 
Gefellfchafters)‘. 7. Tod des Komplementars, wenn 
nicht der Vertrag beftimmt, daß die Geſellſchaft mit den 
Erben des PVerftorbenen fortbeftehen fol’; nicht aber Tod 
des Kommanditiften (oder des ftillen Gefellfchafters) !. 

ec) Art. 124 (DO. ©.) Darauf vermeifend Art. 170 Sab 2 
(E. ©.) Gleichlautend Art. 251 letzter Sat (St. ©.) 

d) Art. 123 Ziff. 5 (DO. ©.) Darauf verweifend Art. 170 
Sat 2 (E. ©.) Gleichlautend Art. 261 Ziff. 5 (St. ©.) 

e) Art. 123 letzter Abſatz (D. ©) Darauf vermeifend 
Art. 170 Satz 2 (C. ©.). Gleichlautend Art. 261 vor: 
Vetter Abſatz. 

4) Art. 125 (D. ©) Darauf vermweifend Art. 170 Satz 
2 (€. ©.) Gleihlautend Art. 262 (St. G.). Der Abſatz 3 
des Art. 125 ift für die ftille Gefellfchaft nicht ausdrücklich aus: 
geſprochen. 

5) Art. 126 (O. ©.) Darauf verweiſend Art. 170 Satz 2 
(C. ©.) und Art. 263 (St. ©.) 

6) Art. 123 Ziff. 3 (DO. ©.) Darauf verweifend Art. 170 
Sat 2 (E. ©.) und gleichbeftimmend Art. 261 Ziff. 3 (St. ©.). 

7) Art. 123 Ziff. 2 (O. ©.) Darauf, jedoch den Tod des 
Eommanditiften ausnehmend, vermeifend Art. 170 Satz 1 und 
2 (€. ©,). Gleichlautend in Betreff des Todes des Inhabers 
de3 Handelögewerbes Art. 261 Ziff. 1 (St. ©.). 

f) Art. 170 Sa 1 (E. ©). Gleichbeſtimmend Art. 
264 (St. ©.). 
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8. Eingetretene rechtliche Unfähigkeit des Comtplementars 
zur felbjtändigen VBermögensverwaltung”; nicht aber bie 
des Commanditiſten (oder des ftillen Gefelffchafters) a. 
9. Eröffnung des Concurfes über die Geſellſchaft'. 


8 107. 
Liquidation. Nuseinanderfeßung. Verjährung. 

Die Piguidation und die Art der Ausein 
anderjegung, fer die Gefellfchaft aufgelöfet oder der 
Commanditiſt ansgefchieden oder ausgefchloffen, und die 
Verjährung der Klagen gegen die Gefellfchafter fteht 
bei der Commmanditgefellfchaft unter den für die offene 
Geſellſchaft beſtimmenden Rechtsfägen'. Die Commandit- 
gefellfchaft darf ſoweit gedacht werden als fei fie eine 
offene Gefellfchaft, der Commanditiſt als fei er ein offener 
Geſellſchafter. Zur Pignidation ift denmach der Com- 
manditift nicht nun dem Complementar gegenüber berechtigt, 
fondern aud im Gemeinschaft mit ihm” gegenüber den 
Gläubigern und Schuldnern der Gefellfchaft. 


8 108. 
Ausſcheiden und Ausſchließung eines Commanditiften. 


Wenn die Commanditgeſellſchaft aus zwei oder mehr 
Commanditiſten befteht, fo kann fir Fälle, in welchen ohne 


8) Art. 123. Ziff. 3 (D. ©.) Darauf, jedod die Unfähig- 
feit de3 Commanditiſten ausnebmend, verweifend Art. 170 Sag 
1 und 2 (E. ©.) Gleichlautend in Betreff der Unfähigkeit des 
Inhabers des Handelsgewerbes Art. 261 Sap 2 (St. ©.) 

g) Art. 170 Sub 1 (E. ©) Gleichbeſtimmend Art. 
264 (St. ©.). 

9 Art. 123 Ziff. 1 (DO. ©) Darauf vermweifend Art. 170 
Satz 2 (C. ©.). 

1) Art: 172: 2) Art. 136. 172. 
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befondern Bertrag die Auflöfung eintreten würde, durch 
Bertrag diefelbe abgewandt und die Yortjegung der Com— 
manditgefellfchaft unter den übrigen Gefellfchaftern herbeige- 
führt werden. Es gilt infofern dafjelbe, was von der offenen 
Geſellſchaft gilt’, aucd von der Commanditgeſellſchaft. 


Dritte Abtheilung. 
Die ftille Gejellfghaft. 


$ 109. 
Begriff. Errichtung. BPerfonen. Firma, 


Die ftille Gefellfaft'”. 1. Begriff. Wenn 
vorliegt ein Bertrag feines weitern Inhaltes, als daf 
Jemand bei einem Handelsgewerbe betheiligt fein wolle 
und folle mit einer DBermögenseinlage gegen Antheil an 


1) Vgl. oben $ 101. 

2) Die bieher gehörenden für die offene Gefellihaft bejtim- 
menden Art. 123 bis 132 follen aud für die Commanditgejell: 
ihaft gelten, die Art. 123 bis 128 nad Art. 170, der Art. 
129 nad Art. 171, und die Art. 130 bis 131 nad) Art. 172. 

1) Ueber das Handelswiffenihaftlihe vgl. auch Gelpde Zeitz 
ichrift für HR Heft3. S. 198— 200. Unterſchied zwiſchen ftiller 
Gejellichaft und Speculationsverein: ROHG Bd 9. ©. 160—165. 

2) In Folge der Art und Weife, wie das HGB eine Unter: 
ſcheidung macht zwiſchen der Commanditgeſellſchaft (Art. 150—206) 
und der ſtillen Geſellſchaft (Art. 200 —265), wird es, um Ber: 
wirrung zu vermeiden, unumgänglich nothwendig ſein, von nun 
an den Ausdruck Commanditgeſellſchaft nur für die Commandit— 
geſellſchaft im Sinn des HGB zu gebrauchen. In dem vorlie— 
genden Werk ift dies nunmehr durchweg gefchehen und daher an 
die Stelle der in den früheren Ausgaben gebrauchten Ausdrüde 
Eommanditgefelihaft und Commanditift und Commanditengeld 
gejegt worden ftile Geſellſchaft und ftiller Gejellihafter und 
Einlage. Vgl. über die Namen unten $ 115 Note 2, 
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Gewinn und Verluſt, dann ift eine ftille Geſellſchaft 
vorhanden‘. Dann foll als Vertragswille angenommen 
werden der Wille, daß die Einlage des ftillen Gefellfchafters 
Allerneigenthum des Andern („des Inhabers des Handels- 
gewerbes“) werde‘. Dies ift der jtillen Gefellfchaft we— 
fentlih) im Gegenfag der Commtanditgejellfchaft, welcher 
Miteigenthun der Gefellfchafter weſentlich iſt. Es braucht 
aber ein auf Alleineigenthum gerichteter Wille nicht er— 
klärt zu ſein, nicht einmal ein ſolcher zum deutlichen Be— 
wußtſein gekommen zu ſein; das Geſetz ergänzt ihn, wenn 
weiter nichts vorliegt, als ein Vertrag jenes Inhaltes, 
oder zwar ein weiterer Inhalt da iſt, dieſer aber der ge— 
ſetzlichen Ergänzung nicht widerſtreitet durch eine deutliche 
zweifelloſe Erklärung daß nicht Alleineigenthum gewollt 
ſei. Es braucht, wie geſagt, der Geſellſchafter das Allein⸗ 
eigenthum nicht zu wollen, es genügt, daß er es nicht 
nicht will, d. h. daß er nicht ſeinen Widerwillen erklärt 
hat; wenn er dies nicht gethan, ſo duldet oder erduldet 
er den geſetzlichen Willen‘. Er verliert alle feine bis— 
herigen unter der Einlage begriffenen Rechte*. e 


3) Art. 250. 4) Art; 252. 

5) Es ijt derjelbe Gedanke, welden die L.1. 5 8 D. de 
tributoria actione (14. 4) in den Worten ausfpridt: non vo- 
luntatem sed patientiam: non enim velle debet dominus sed 
non nolle; si non protestatur et contradieit tenebitur. 

6) Gegen den Satz, daß die Einlage das Alleineigenthum 
des Complementard werde, iſt Morjtadt HR 8 22. C. No. 6 
mit ftarfen Worten: „grundverkehrt“ , „abſurd“. Er überfieht 
aber, daß ein Gejellihaftsvermögen, ein Gemeingut, welches er 
behauptet und weldyes allerdings für den ftillen Gefellichafter im 
Tall des Concurſes des Gomplementars von der größten Bedeutung 
fein würde, im Verlauf der Geihäfte, die ja alle im Namen 
des Eomplementars gefchloffen werden, gar nicht ohne fort: 
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2. Die Erridtung. Der Gefellfchaftsvertrag ift 
formlos’. Das Handelsregifter ift der ftillen Gefellfchaft 
verfchloffen. 3. Die Perfonen. Der Inhaber des Handels 
gewerbes kann ein Einzelfaufmann, eine offene Handelöge- 
jellfchaft, eine Commanditgefellfchaft, eine Actiengefellfchaft, 
eine Commanditgeſellſchaft auf Actien, eine Kleinhandel- 
Geſellſchaft fein; und ebenfo kann auch ein Einzelfaufmann 
und eine der erwähnten Gefellfehaften, überhaupt jede 
Perfon und jede Gefellfchaft als ſtiller Gefellfchafter ſich 
bei dem Gewerbe eines Einzelfaufmanns fowie einer 
der erwähnten Gefellfchaften betheiligen. 4. Die Firma. 
Auch bei der ftillen Gefellfchaft contrahirt der Comple— 
mentar unter Gebraud) eines Namens, einer Yirma. 
Infofern der Gebraudy der Firma auch die Einlage des 
flillen Gefellfchafters verbindet, ift die Firma eine Yirma 
der Gefellfchaft; infofern der ftille Gefellfchafter direct 
den „äußern Perfonen“" gar nicht weder perfönlich noch 
mit Geld haftet, ift fie eine Firma nur des Complemen⸗ 


währende und ganz unthunlihe Traditionen und Geffionen an 
den ftillen Gejellfchafter würde herausgeftellt werden können. 
Wenn der ftille Gejellihafter nun beim Concurs de3 Comple— 
mentars nicht beffer wie ein anderer Gläubiger deffelben daran 
ift, jo mag er fich hierauf den Umftand anrechnen, daß der Eredit, 
mit welchem gehandelt wird, Tediglih auf dem gejammten Ber: 
mögen de3 Complementard (de3 Inhabers oder der Inhaber des 
Handelsgewerbes) bafirt, und daß aus diefem Grunde nicht von 
dem einfachen Betrag de3 zujammengejchoffenen Capitals jondern 
von einem weit größern, vielleicht dem vierfachen, Gewinn abfällt, 
während für die Verlufte das gefammte Bermögen des Comple— 
mentars und nur der befchränfte Betrag der Einlage einfteht. 

7) HGB Art. 250. „Zur Gültigkeit des Bertrages bedarf 
e3 der jhriftlihen Abfafjung oder fonftiger Förmlichkeiten nicht,“ 

8) Ausdrud der nürnberger Reformation. 
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tars; inſofern die Firma ach den killen Geſellſchafter 
perſönlich verpflichtet, was nad) den HGB der Tall ift, 
wenn fein Name in der Firma enthalten ift, ift fie eine 
Firma des Inhabers des Handelsgewerbes und des ftillen 
Sefellfchafters. Der Unterfchied der offenen Geſellſchaft 
und der Commanditgeſellſchaft von der ſtillen Geſellſchaft 
liegt alſo nicht weſentlich in dem Gebrauch oder Nicht⸗ 
gebrauch einer Firma oder dem Daſein einer gemein⸗ 
ſchaftlichen, geſellſchaftlichen, Firma, ſondern in der Wir— 
kung des Gebrauches der Firma, und auch dieſe Wir— 
fung kann dritten Perſouen gegenüber bei allen drei Ge 
fellfhaften zum Theil diefelbe fein®, 


8 110. 
Rechtsverhältniß der Geſellſchafter unter einander. 

Rechtsverhältniß der Geſellſchafter unter einander, 

J. Die Einlage. Die Rechte, welche die Einlage 
des ſtillen Geſellſchafters bilden, werden Alleinrechte des 
Inhabers des Handelsgewerbes, werden ſein Alleineigen⸗ 
thum“. Sie werden alſo nicht, wie bei ben Handels: 
geſellſchaften, Mitrechte (Miteigenthum, Geſammteigenthum) 
der beiden Geſellſchafter. Der ſtille Geſellſchafter hat 
an Stelle dieſer Rechte nichts weiter als die Forderung 
aus dem Geſellſchaftsvertrag. Die Einlage verwandelt 
ſich in eine actio pro socio. Soweit die Einlage rüd- 
ftändig ift, hat der Inhaber des Dandelsgewerbes eine 
Forderung aus dem Gefellfchaftsvertrag (actio pro socio) 
auf Einzahlung der rüdjländigen Einlage d. h. auf Ein- 


I) Val. audy oben $ S8 Note 3, 
1) Es iſt bejtimmt in den Artikeln 252 bis 255, 
2) Art. 252, 





ur J 
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räumung (Uebertragung oder Conftituirung) der zugefagten 
Rechte. Um die eingezahlte und rücdjtändige Einlage, 
alfo um Rechte möglicherweife der verfchiedenjten Art, 
und um diefe Forderung wird, wenn der Inhaber des 
Handelsgewerbes ein Einzelfaufmann ift, deffen Vermögen, 
zu welchem der Handlungsfonds ‘gehört, wenn er eine 
Handelsgefellichaft ift, das Gejellfchaftsvermögen vermehrt”, 

II. Die Societätsforderung des ftillen 
Gefellfhafters. Der ftille Gefellfchafter hat nur eine 
Forderung auf Erfüllung des Gefelfchaftsvertrages, alfo 
nur eine perjönliche Klage, nur eine actio pro socio. 
Der Gegenftand der Forderung beſtimmt ſich durch den 
Betrag der Einlage, d. 5. durch die Geldfumme, zu 
welcher diefelbe von den Gefellfchaftern vereinbart und 
mithin gebucht worden ift, und durch den Gewinn und 
den Verluſt des Handelsgewerbes. In dem all, daf 
der Handlungsfonds einfchlieglich der eingezahlten Einlage 
zur Dedung der Handlungsichulden nicht ausreicht, fehlt 
jegliche Societätsforderung des ftillen Gefellichafters, fein 
Guthaben ift erlofchen; in diefem Wall, wird, falls ein 
Theil der Einlage rüdftändig ift, die Societätsforderung 
des Complementars auf Nachſchuß bedeutend. In dem 
Tal, daß er dazu ausreicht, hat der ftille Gejellichafter 
(abgefehen vom Pariſtand) eine Societätsforderung, welche 
ebenfo viel oder mehr oder weniger als die Einlage be 
tragen kann. Im Fall des Concurfes des Complementars 
(herbeigeführt durch deifen Privatfchulden) ift der ftille 
Geſellſchafter darauf befchränft (weil er nicht Miteigen— 
thümer ift), diefe Forderung in dem Koncurs anzumelden‘, 


3) Val. unten $ 111. 


4) Art. 258 Sab 1. 
Thol s Handelsrecht. Ir Bd. die Aufl. 23 
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III. Die Societätsforderung des Im 
Habers des Handelegewerbes Wenn die Einlage 
eingezahlt iſt, fehlt eine ſolche, denn zu eimer weitern 
Ginlage als der vereinbarten ift der jtille Geſellſchafter 
nicht verpflichtet". Mithin ift der Verluft der Handlung 
fein Verluſt mie über den Betrag der Einlage hinaus“. 
Soweit die Einlage noch nicht eingezahlt (rüdftändig) ift, 
hat der Inhaber des Handelsgewerbes eime Yorberung 
aus dem Gefellichaftsvertrag (actio pro socio) auf die 
Einzahlung der rüdjtändigen Einlage, felbjt wenn fie nur 
Verluſte tragen wird. Es ſteht danad) neben den Klagen 
anderer Gläubiger des ftillen Geſellſchafters auch die pro 
socio actio des Complementars. Fällt der Complementar 
in Concurs, fo Steht, wenn der Handlungsfonds zur 
Dedung der Handlungsjchulden nit ausreicht, die So— 
cietätsforderung des Complementars auf Nachſchuß nun- 
mehr der Gefammtheit feiner Gläubiger, entweder feiner 
Handlungs und Privatgläubiger oder nur der Handlungs 
gläubiger, zu; der Nachſchuß befchräuft jich dann aber auf 
den Betrag, welcher zur Dedung des Antheil® des ftillen 
Geſellſchafters am Verluſt erforderlich iſt'. 

IV. Im Uebrigen und mit zwei Wiederholungen 
find die über das Rechtsverhältniß der Geſellſchafter unter 
einander geltenden Rechtsſätze Folgende, welche aber zurüds 
treten, foweit eine widerftreitende Vereinbarung getroffen 
iſt'. Für die ſtille Geſellſchaft gelten wörtlich gleichlautend 

5) Art. 252 Sag 2. Ebenſo wenig wie dazu verpflichtet ift 
der offene Geſellſchafter (Art. 92), der Commanditift (Art. 157), 
der Actionär (219). 

6) Art. 255 Satz 2. Wörtlich gleichlautend in Betreff des 
Commanditiſten Art. 161 Satz 2. 

7) Art. 258 Sub 2, 

8) Diez ift zwar nicht ausdrücklich gefagt, wie für die offene 
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die Rechtsſätze, welche für die offene und die Commandit— 
Geſellſchaft beftimmen 1. die Nichtverpflichtung nicht ver- 
einbarte Einlagen zu machen”; 2. die jährliche Berechnung des 
Gewinnes oder Verluftes und des Gewinnantheiles oder 
Berluftantheiles "; und gelten ferner wörtlich gleichlautend 
die Rechtsſätze, welche für die Commanditgefellfchaft be- 
ftimmen: 3. die Theilnahme am Berluft nur mit der 
Einlage"; 4. die Größe der Gewinn- und Verluſtantheile“; 
5. das Recht bezogenen Gewinn zu behalten"; 6. das 
Recht zur Geſchäftsführung,““; 7. das Recht auf Einficht 
in das Getriebe”; und gilt auch 8. das Recht, Gefchäfte 
für eigene oder fremde Rehnung zu machen”. Someit 
dieebereinftimmung ber ftillen Gefellfchaft mit der 
Commanditgeſellſchaft und theilweife auch der offenen 


Gefellſchaft in Art. 90 und die Kommanditgefellihaft in Art. 157, 
ergiebt fi aber in Betreff der für diefe Gefellichaften gleichlau— 
tenden Rechtsſätze ebenfalls aus Art. 90 und 157, und ift im 
Uebrigen felbftverftändlic. 

9) Art. 252 Satz 2. Bol. oben Note 5. 

10) Art. 255 Sat 1 wörtlich wie Art. 107 Sab 1 (effener 
Gejellihafter), welcher nad) Art. 157 aud) für den Commanbditiften gilt. 

411) Art. 255 Sag 2 wörtli wie Art. 161 Sat 2. Bol, 
oben Note 6 und oben $ 104 Nr 1. 

12) Art. 254 wörtlich wie Art. 162, Vgl. oben $104 Nr2. 

13) Art. 255 Satz 3 wörtlich wie Art. 161 Sab 3 (wo 
aber fteht Zinfen und Gewinn). Vgl. oben $ 104 Nr 3, 

14) Art. 251 Sat 1 mörtlid) wie Art. 158. Bol. oben 
8 104 Nr A. 

15) Art. 253 wörtlich wie Art. 160. Vgl. oben 877 Nrd. 

16) Wenn dieſes Recht aud nur bei dem Commanditiften 
erwähnt if (Art. 159), fo gilt e8 doch nicht weniger für den 
ſtillen Geſellſchafter, weil es eines Verbotes bedarf um es 
auszuſchließen. 

23° 
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Geſellſchaft. Dahingegen find folgende Rechtsſätze der 
ſtillen Geſellſchaft eigenthbümlid. 9. Der ftille 
Geſellſchafter hat das Recht, daß der in Folge der Schluß- 
rechnung des Geſchäftsjahres ihm zugefallene Gewinn ihm 
ausbezahlt und zwar fofort ausbezahlt werde”. 10. Wenn 
der jtille Gefellfchafter den ihm zugefallenen Gewinn nicht 
erhebt, fo ijt die Folge nicht, daß nun feine Einlage als 
um den Betrag des Gewinnes vermehrt gilt”, fondern 
er bfeibt, was er war, ein wegen feiner auf Auszahlung 
des Gewinnes begründeten Forderung noc nicht befriedigter 
Gläubiger aus dem bisherigen Geſellſchaftsvertrag. Wenn 
ein Anderes vereinbart iſt“, nemlich daR die Einlage um den 
Betrag des Gewinnes vermehrt gelten folle, fo ift das 
nicht Aufheben der alten Gefellfchaft und Erridhten einer 
neuen mit einer größeren Einlage, fondern Erridten einer 
zweiten Gefellfchaft neben der erften, Abſchluß eines zweiten 
Gejellichaftsvertrages ohne Aufhebung des erften. Dies 
ergeben die Grundjäge der Novation, — Die nad dem 
HGB für die ftille Geſellſchaft offenen Fragen find nad 
dem bisherigen Necht zu entfcheiden”. Jedoch find auf 
den ftillen Gcfellfchafter wenn er Fraft einer Vereinbarung, 


17) Art. 255 Sab 1. Anders Art. 108 Sab 2 (offener 
Geſellſchafter) und Art. 157. 161 Sag 1 (Commanditift). 

18) Art. 255 Satz 4 Anders ift es bei dem offenen 
Gejellihafter (Art. 107 Satz 2) und dem Commanditijten 
(Art. 157. 161). 

19) Daß dies zufäffig iſt, iſt felbjtverftändlih, aber zum 
Ueberfluß gefagt in Art. 255 Sub 4. 

20) Von den die innere Seite der offenen und der Com: 
mandit-Geſellſchaft beftimmenden Artikeln des HGB ift ein Theil 
nicht auf die ftille Gefellichaft durd das HEB bezogen worden. 
Es find dies die Artikel 91. 93. 94. 95. 98. 106. 107 Sa 
2. 108. Unanwendbar find auf die ftille Geſellſchaft geworden 
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welche Gefellfchaftsvertrag ift, die Geſchäftsführung oder 
fonft eine Thätigkeit übernimmt oder mitübernimmt, die 
Artikel 93. 94 und 95 anzuwenden”, 


8 11l. 
Rechtsverhältniß zu dritten Perfonert. 


Die äußere Seite. Der Gefellfchaftsvertrag kann 
dritten Perfonen gegenüber erft dann eine Wirkung äußern, 
wenn Gefchäfte gefchloffen werden. Es fragt fi dann 
nach dem Nechtsverhältnig der Geſellſchafter (des Com— 
plementars und des ftillen Gefellichafters) zu den Con— 
trahenten (den dritten Perfonen). Dritten Perfonen ges 
genüber wird „aus den Gefchäften des Handelsgewerbes 
der Inhaber des Handelsgewerbes allein berechtigt und 
verpflichtet” ". Das Heißt alfo: er wird e8 und nur er 
wird es, alfo nicht der ftille Gefellfchafter. Diefe Säge 


der Urt. 91 durd 252, die Art. 106. 107 Sat 2 und 108 
Sab 1 durd Art. 255 letzten Sab, und der Art. 108 Sab 2 
dur Art. 255 Sat 1. Anwendbar find auf den ftillen Gefell- 
fhafter, wenn er dur Bereinbarung in die betreffende Lage 
fommt, die Art. 93. 94 und 95. (Vgl. die folgende Note.) 
Mas den Art. 98 und zwar zunädft Sat 1 betrifft, fo ift die 
Aufnahme eines Dritten in die ftille Gefellihaft unmöglich; was 
man fo nennen mag, ergiebt zwei ftille Gefellfchaften mit 
dem Inhaber des Hundelögewerbes; Gab 2 von Art. 98 ift fo 
ſelbſtverſtändlich für die ftile Gejellihaft, wie er es für die offene 
und die Commanditgeſellſchaft ift. 

21) Daß diefe auf den ftillen Gefellfchafter anwendbaren 
Artikel mwörtlih auf ihn anzuwenden find, wenn er als Gefell: 
fhafter und nicht als bloßer Mandatar des Inhabers des Han 
delögewerbes die Thätigkeit übernimmt, dafür fpricht die Analogie 
des Commanditiſten. 

1) Art. 256. 


MM Tr 
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find nur richtig unter Vorausfegung der regelmäßigen 

+ Verhältniſſe, von welchen dag HGB ausgeht. Die regel- 

mäßigen Verhäftniffe find, daß der Inhaber bes Handels, 

gewerbes unter feiner Firma contrahirt ?; hieraus 

folgt, daß er berechtigt und verpflichtet wird; und find 

ferner, daß im der Firma nicht der Name des ftilfen 

Geſellſchafters enthalten ift" und auch ſonſt nicht der 

einzelne Vertrag unter Vorausſetzungen (Form und Ville), 

Ei welche eine Rechtswirkung für den ftilfen Geſellſchafter 

haben, geſchloſſen iſt; hieraus folgt, daß nicht der ſtille 
Geſellſchafter berechtigt und verpflichtet wird. 

I. Aus den unter Gebrauch der Firma gefchloffenen 

Sefhäften wird der Inhaber des Dandelsgewerbes 

ben Dritten gegenüber berechtigt und verpflichtet‘. Denn 

dur den Gebrauch der Firma wird in feinem Namen 

contrahirt". Cr wird es ebenfo, als ob bie ſtille Ger 

ſellſchaft gar nicht vorhanden wäre. Cr haftet ben Glän- 

bigern mit feinem ganzen Vermögen. Einen Beſtandtheil 

feines Vermögens bildet die eingezahfte Einlage des ftillen 

ä Geſellſchafters, welche fein Alleinrecht geworden ift*, und 

feine Societätsforderung auf die rückſtändige Einlage und 

bildet aud) das fpäter erworbene Handlungsvermögen 


2) Der Satz des Art. 251 „Der Inhaber des Handelsge- 
werbes betveibt die Geſchäfte unter feiner Firma“ ift fein Rechts: 
faß, weder gebietend noch verbietend noch erinubend, fondern ift 
eine Erzählung, eine VBorausfegung. 

3) Art. 257. 4) Art. 256. 

5) Sehr bezeichnend jagt Casaregis I. disc. 29. No 24. 
©. 165: bei dem Neromandatar jei das „jus formale“ des 
Geſchäftes, die Accomandanten hätten nur ein Intereſſe „per 
participationem pro rata capitalis immissi“, nicht aber „per 
proprietatem in jure formali ipsius negotii.* 


6) Art. 232 Sup 1. 
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d. h. bie fpäter vermittelft des Handelsgewerbes erworbenen 
Rechter. Durd jene Einzahlung und diefe Forderung 
ift das PVermögen des Inhabers des Handelsgewerbes 
vermehrt worden, ein Gefellfchaftsvermögen wird durch 
die ftille Gefellfchaft nicht begründet. Das Vermögen, 
welches vermehrt wird, ift, wenn der Inhaber des Han— 
delsgewerbes ein Einzelfaufmann ift, fein gefammtes 
Bermögen, welches für alle feine Gläubiger ein einheitliches 
ift ohne Unterfcheidung zwifchen Handlungsgläubigern und 
Privatgläubigern, auch den Iettern kommt die ftille Ges 
jelffhaft zu Gute; wenn der Inhaber des Handelsgewerbes 
eine Handelsgefellichaft ift, fo ift es das Gefellfchaftsvermögen, 
welches vermehrt wird; hier wird e8 bedeutend, daß durd) 
die Einlage des ftilfen Gefellfchafters der Handlungsfonds 
vermehrt werben foll, weil bei der Handelsgefellichaft 
diefer ein befonderes Handelsvermögen, ein Gefellichafts- 
vermögen bildet. Hier wird e8 auch bedeutend, daß der 
ftille Gefeklfchafter Handlungsgläubiger ift, daß der Ge— 
jellfchaftsvertrag ein Handelsgefchäft ift. 

II. Aus den vom Inhaber des Handelsgewerbes, 
wenn auch unter Gebrauch der Firma, gefchloffenen Ge- 
ſchäften wird nicht? der ftille Gefellfchafter dem 
Dritten gegenüber berechtigt und verpflichtet”. Denn es 


7) Art. 256. 

8) So auch OAG zu Lübel. (Hamburger Sammlung 
Band 1. Nr 62. ©. 609—626; unvollftändig in Seuffert 
Archiv Bd 2. Nr 287. 288. S. 361—364—366.) 

9) Der einzelne Gläubiger bedarf daher der Ceſſion der 
Klage, welche dem Gomplementar gegen den ftillen Gefellichafter 
auf die noch rüdjtändige Einlage zufteht, und hat im Fall des 
Concurſes des Gomplementars nicht jelbftändig, fondern gemein- 
Ihaftlih mit fämmtlihen Concursgläubigern diefe Klage des 
Complementars. 
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wird gar nicht oder ohne —— im Namen d 
ftillen Gefellfchafters contrahirt. Der Inhaber des Ha 
delsgewerbes contrahirt nicht im Namen des ftillen E 
fellfchafters, wenn er unter der Firma contrahirt, w 
die Firma feine Hinweifung auf den ftillen Geſellſchaf 
enthalten foll; jelbft wenn er daneben das Dafein i 
ftilfen Gefeltfchaft dem Kontrahenten gemeldet oder we 
er es gar allgemein befannt gemacht Hat, ift es mi 
anders”. Wenn er in anderer Weife wirflid) im Nam 
des ſtillen Gefellfchafters contrahirt, jo fehlt e8 für di 
Form des Abſchlußes und deren Nechtswirfung auf & 
ſtillen Gefelffchafter an deffen Vollmachtwillen, wenn ei 
nichts vorliegt als eine ftille Gefellfchaft. Der Dri 
kann dagegen nicht geltend machen, daß er berechtigt q 
mwefen, die Vollmacht vorauszufegen, denn zu einer ſolch 
Borausfegung fehlt es an allem Grunde, wenn eben nid 
weiter vorliegt als eine ftille Geſellſchaft. Denn 
ſpricht durchaus nichts fiir die Abficht des ftillen Gefe 
Ichafters, welcher vermittelft feiner Vermögenseinlage I 
den Gewerbe betheiligt fein will, daß er überdies aı 
perfönlich mit den Gläubigern und Schuldnern zu ſchaff 
haben, ihnen Nede und Antwort ftehen wolle; er w 
augenscheinlich nichts weiter, als Geſellſchafter feines C 
jellfchafters fein. 

IIl. Daraus, daß die Handlungsgläubiger Feiı 





10) Denn die bloße Erwähnung des ſchuldneriſchen Contr 
benten, daß er einen socius habe, verbindet diefen dem Gläubi; 
nit. L. 64. D. de contrahenda emptione (18. 1, & 
Anwendung diefer Negel kann hier um fo weniger wegfallen, 
die einfachſte Erklärung jener Meldung oder Bekanntmachung 
iſt, daß der Credit der Handlung durch dieſe Annonce gehob 
werden ſolle. 
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eigenen Rechte gegen den ſtillen Geſellſchafter haben, 
ſondern nur auf ſie übergegangene Rechte des Comple— 
mentars aus dem Geſellſchaftsvertrag, alſo nicht mehr 
Rechte als dieſer Haben können, ergiebt ſich. 1. Auch den Gläus 
bigern haftet der ftille Gefellfchafter nicht über den Betrag der 
Einlage hinaus”. Die Particularrechte ſprechen dieſen 
Grundfag ſchlechtweg aus". Unrichtig wird die Haftung 
bes ftillen Gefellfchafters mit feinem ganzen Vermögen 
für den Fall’ behauptet, daß das Gefellfchaftsverhältnig 
nemlich die Perfon des ftillen Gefellfchafters und die 
Größe feiner Einlage nicht bekannt gemacht worden ift”, 


11) Daher fagen die Älteren Juriften: er ſei particeps, aber 
nicht socius, denn er hafte nur ad ratam capitalis und könne 
Direct weder Magen nod, belangt werden. Casaregis I. disc. 39. 
No 30—33. S. 250. Daher nennt der Codigo commercial 
ihn comparte im Gegenfab de3 socio (Art. 556. 582). 

12) Privilegium K. Friedrich II. für Nürnberg von 1464. 

(Gengler d. Pr. R. $ 111. ©. 497. 498.) 
Nürnberger Reformation von 1564. Titel XVII, Geſetz 4. 
Frankfurter Reformation von 1611. Art. 12, 
Lüneburger Reformation von 1679. Titel 23. 
Augsburger W O von 1778. Rap. 11. $ 2. 

Baierfhe W O von 1786. $ 4. 
Preußifches Landrecht $ 652. 
Ruffiihes Manifeft v. 1807. Art. 3. (v. Bunge $ 129.) 
Code de Commerce Art. 26. 
Rheiniſches Handelsgefegbuh Art. 26. 
Badifches Handeldreht Art. 26. . 
Defterreihifches Geſetzbuch $ 1204. 
Regolamento provvisorio Art. 25. 
Cödigo de comercio Art. 273. 
Codigo commercial Art. 556. 580. 581. 
Wetboek van Koophandel®Art. 20. 
13) So Pöhls $ 98. Mittermoier dte Aufl. $ 556. No. 
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und für den Fall, daß er zwar ale ftilfer Gefellfchafter 
aber ohne die Größe feiner Einlage genannt iſt“. 

2. Auch den Gläubigern gegemüber ift der ftille Gefelt- 
ſchafter nicht verpflichtet, den bezogenen Gewinn wegen fpäterer 
Berlufte zurüdzuzahlen. Diefer Sat war im früheren 
Recht ftreitig " und iſt im HGB nicht divect ausgefprocdhen. 


V. (anders 6te Aufl. $ 556. No, IV.) Allein warum follen 
die Gläubiger, melde, die Gefellihaft nicht fennend, nur dem 
Credit de3 Complementars trauten, deshalb weil fie mehr vors 
finden als fie vorausfegten, nun noch mehr verlangen dürfen ? 

14) Dean fagt wohl: der ftille Gefellihafter müffe dann mit 
feinen ganzen Vermögen baften, wenn er als Geſellſchafter, aber 
ohne die Größe feiner Einlage genannt ſei. So Büſch Darftel: 
lung Il. ©. 275. 274. Casareris I dise. 29. No, 27. ©, 
168. Allein wenn er als jtiller Geſellſchafter genannt ift, fo ift 
ja eben durch diefe Eigenſchaft feine beſchränkte Haftung ausge⸗ 
ſprochen, und der Dritte bat es ſich felbit zuzufchreiben, daß er 
ih, intereffirte e3 ihn, nach der Größe der Einlage nicht er: 
Fundigt bat. (Morſtadts — HN S 22.C. Note 76 — Einwand 
hiergegen: es fei unehrlich, unbefragt nicht genauer zu belehren, 
it unrichtig, weil bier das gänzliche Schweigen, über das Dafein 
der jtillen Gefellichaft, nicht benachtheiligt, mithin auch nicht diefe 
unvollftändige Mittheitung. Die Berufung auf die Gewähr für 
heimliche Mängel einer Sache ift unzutreffend.) Freili in dem 
ungewöhnlichen Fall, daß er mit feinem Willen ſchlechtweg als 
Sefellihafter genannt und mit auf feinen Namen das Geſchäft 
geſchloſſen iſt, haftet er mit ſeinem ganzen Vermögen (und auch 
direct), weil er bier nach außen hin, das innere Verhältniß ent: 
ftellend, als offener Gefellichafter ſich hat verpflichten Taffen. Diefem 
Fall iſt gleichgetellt der Fall, daß fein Name in der Firma ent: 
halten it; vgl. unten Note 21. 

15) 63 heißt darüber in den früheren Auflagen des borlie: 
genden Werkes fo: Ob der jtille Gejellihafter mit dem ausge⸗ 
zahlt erhaltenen Gewinn hafte? iſt jebr bejtritten. 1. Für die Be: 
jahung: Savary pareres No. 21. Pöhls ©. 222. Eichhorn 
Aufl. 5 und ausführliher Aufl. 6 $ 387, Mittermeier Aufl. 
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Er ergiebt fich aber unabweislich von felber aus dem 
Sag, dag den Handlungsgläubigern allein der Inhaber 
des Handelsgewerbes verpflichtet iſt“, daß fie alfo Rechte 
gegen den ftilfen Gefellfchafter nur aus der Perfon des 


4 $ 502. vgl. Aufl. 5 $ 556 No. VII. Persil des socidtes 
commereiales &. 103—110. Treitfhfe Gewerbegeſellſchaft 
8 49 und $ 102 ©. 265. 266. — 2. Für die Verneinung: 
Büſch Darftelung I. ©. 277. Bender ©. 320. 321. Frei 
in Elvers Themis II. No. 15; bier ift die Frage am weitläuftig: 
ften beiprochen, die eigene Meinung ©. 385. 389—393. Fre- 
mery chap. VII. ©. 51—54. Mittermaier Aufl. 6 $ 556 
No. VIII Morftdtt 5 RS 22 C Nr 7 und Note 84 
©. 70. 71. Pardessus cours IV. S. 125. 126 entfcheidet 
fi über die „delicate* Frage nicht. — 3. Gründe, wie diefe, 
für die Berneinung: der ftille Gefellihafter hafte nur mit 
dem Capital, oder: der audgetheilte Gewinn ‘gehe in das Pri— 
vatvermögen des ftillen Geſellſchafters über, welches für die So: 
cietätäfchulden nicht hafte, oder: der ftille Gefellfchafter wolle nicht 
bloß für feine Erben gewinnen, und wirklich Iucriren, Entgeltung, 
nit eine Scheindividende haben, oder: die Bejahung habe nicht 
eine feitbegründete Anficht für fi, find ebenfo wenig beruhigend 
als wenn man für die Bejahung fagt: lucrum non intelligitur 
nisi deducto aere alieno, oder: das inlagecapital mit dem 
Gewinn bilde ein Ganzes und zufammen das Gocietätövermögen, 
was aus der für unfere Frage zu allgemeinen L. 27. D. pro 
socio (17. 2) nicht entnommen werden kann, oder: es gebe kei— 
nen andern Zeitabfchnitt als felbjtitändigen Berehnungstermin 
als die Aufhebung der Gefellihaft, und alle frühere Austheilung 
de3 Gewinne? könne danach nur als proviforifch gelten. — 
4. Das Richtige fcheint die Berneinung zu fein, alfo feine 
Pflicht wieder einzuſchießen. (So auch Wetboek v. K. Art. 
20. Vgl. auch Codigo commercial Art. 564.) 3 dreht fi 
Alles zulekt um die Frage u. f. wm. Die Fortſetzung fteht in 
der Note 17. 
416) Art. 256. 
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Somplementars haben”. Hieraus ergiebt fi im Ge 
naueren Folgendes. Der ftille Gefellfchafter iſt weder 
verpflichtet, den ganzen Gewinn wieder zum Beſten ber 
Gläubiger zurüctzuzahlen, noch auch einen Theil beffelben, 
mithin auch nicht fo viel, daß die ſeit dem letzten Red) 
nungsabſchluß durch Verluſte gefchmälerte Einlage ergänzi 
würde". Gr ift auch nicht verpflichtet, die eingetreten 


17) Diefer Grund ift auch in den früheren Auflagen dei 
vorliegenden Werkes geltend gemacht. Es heißt dort (vgl. oben 
Note 15 am Schluß): Es dreht fidy Alles zulekt um die Frage: 
ob die von dem Complementar und dem ftillen Gefellichafter au 
bejtimmte Termine geſetzte Abrehnung und Auszahlung, 3. B 
jährlich foll abgerechnet und ausbezahlt werden, von den Gläu— 
bigern de3 Complementard angefochten werden kann. 3 ift diefe 
Liquidation die Bedingung, unter welcher der ftille Gefellfchafter 
fein Capital in die Handlung gegeben hat und melde, foll ei 
darin bleiben, der Complementar einhalten muß. Die Gläubiger 
de3 Iekteren haben nun aber fein Recht darauf, daß der Com: 
plementar folden Bedingungen fi; nicht unterwerfe; jeder Gläu: 
biger muß e3 ſich gefallen Taffen und jest fih dem aus, Ddaf 
fein Schuldner fi) andere Gläubiger quovis titulo conftituire 
und diefe vor ihm befriedige. Auch können die Gläubiger nich 
geltend machen, daß fie wider Treu und Glauben getäufcht jeien 
denn, war ihnen das Gefellichaftsverhältnig gar nicht befannt, fe 
erhalten fie, die nur dem Gredit des Complementard trauten, 
ſchon durch die Haftung des Einlagecapitals mehr als fü 
vorausſetzten; mar ihnen das Gejellichaftäverhältnig bekannt, zu: 
fällig oder gemeldet, aber ohne die bedungenen Liquidationstermine, 
fo müffen fie es fich felbft zufchreiben, daß fie nach den Tebteren 
ſich nicht erfundigten. 

18) Diefe Schmälerung geht auf Gefahr der Gläubiger, ſelbſ 
wenn fie dadurch entftand, daß der Schuldner außer den jeb: 
auftretenden Gläubigern noch andere erwarb und dag er Diele 
Vrühet früher befriedigte als jene. Das muß jeder Gläubiger ſich ge⸗ 
tel nalen . fallen laſſen. 
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Schmälerung, wie fie fi) beim periodifchen Rechnungs: 
abſchluß gezeigt, den künftigen Gläubigern oder allgemein 
zu veröffentlichen und wwidrigenfalls für den früheren 
Totalbetrag zu haften” Er ift auch nicht verpflichtet, 
feine Yorderung auf den ausgerechneten aber ihm noch 
nicht ausgezahlten Gewinn zum Beſten der Gläubiger 
aufzugeben, er behält fie rechtlich fo ungefchmälert wie den 
ausbezahlten Gewinn, leidet aber factifch durch die Con— 
eurrenz der andern Gläubiger; er fteht Hier wie ein Gläu- 
biger des Complementars neben dejjen andern Gläubigern. 
Selbftverfländlich ift im Obigen unter Gewinn ftets wirt 
licher Gewinn verftanden, alfo richtige Berechnung vor- 
ausgeſetzt“. Soweit der Gewinn durch unrichtige Bes 
rechnung Höher, als er wirklich war, angejchlagen und 
alfo zu viel bezahlt oder gutgefchrieben ift, ift der ftilfe 
Gefellfehafter dem Complementar und folgeweife den an 


19) Aud dann ift er nicht dazu verpflichtet, wenn er ſich 
als ftiller Geſellſchafter notificirt hat, mie dies Morſtadt H R 
$ 22 C. Nr 8 meint, gleichviel ob ohne oder felbjt mit Ans 
gabe der Größe feiner Einlage. Nach Morftadt würde der ftille 
Gefellichafter verpflichtet, mithin dem Complementar gegenüber 
berechtigt fein, den ungünftigen Rechnungsabſchluß zu verlautbaren, 
ungeachtet dadurd der Eredit der Handlung untergraben wird 
und ungeachtet die beſte Ausfiht auf einen folgenden günftigeren 
Rechnungsabſchluß vorhanden jein und das nicht in der Handlung 
fteende Bermögen des Complementars das Deficit vielfach deden 
mag. Ein folder widerfinniger Sa müßte geſetzlich ausgeſprochen 
fein. Es ift daher nicht auffallend, daß Morftadt „feinen Sab 
bei feinem Schriftfteller explieite ausgeſprochen findet“. Seine 
drei Franzoſen haben ihn auch nicht implieite. 

20) Es müffen 3. B. die Paffiva gehörig berechnet und von 
dem activen Bermögen in Abzug gebracht, ausftehende Forderungen 
dürfen nicht voreilig al3 fo gut wie bezahlt, ſchwebende Proceffe nicht 
al3 gewonnen, Hoffnungen, nit als vealifirt angenommen werden, 
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feine Stelle tretenden Gläubigern zur Rüderftattung oder 
fonftigen Ausgleihung diefes indebiti verpflichtet. 

IV. Der ftille Gefellfchafter ift zwar nicht fchon 
fraft der ftillen Gefellfchaft dem Dritten gegenüber be- 
rechtigt und verpflichtet, er kann es aber in Folge be 
fonderer Hinzufommender Umftände fein. Solde 
Umftände find folgende. 1. Der ftille Gefellfchafter hat 
beftimmte Gefchäfte in feinem Namen abzuschließen Voll— 
macht dem Inhaber des Handelsgewerbes gegeben, und 
diefer hat dem entjprechend contrahirt. 2. Der Name 
des Stillen Gejellichafters ift in der Firma des Inhabers 
des Handelsgewerbes enthalten. Im diefem Fall haftet 
der ftille Gefellfchafter den Gläubigern, mit welchen unter 
der Firma contrahirt ift, perfönlih und folidarifch”". 
Die Haftung kann durd die Anzeige abgewandt werben, 
daß die in der Firma genannte Perfon ftiller Gefell- 
ſchafter ſei'. 3. Das Dafein der ftillen Geſellſchaft ift 
durch den ftillen Gefellfhafter oder mit feinem Willen 
fund gemadt. Hiervon im folgenden $. 

V. Der ftilfe Geſellſchafter kann an der Betreibung 
des Handelsgewerbes Theil nehmen wie auf andere Weife 


21) Unrichtig ift die reftrictive Auslegung: der ftille Geſell— 
ihafter hafte nur dann fo, wenn mit feinem Willen fein Name 
in der Firma enthalten fei, denn das HGB mill unter dem 
Mißbrauch des Vertrauens den forglofen ftilen Geſellſchafter und 
nit den Dritten leiden laſſen. 

22) Die Beitimmung des Art, 257 Teidet Feine Anwendung 
auf die Kleinfaufleute nad Art. 10 des HGB. In Betreff 
diejer muß man fagen: da aus der Firma felbjt nicht zu erjehen 
ift, wer durd fie und wie weit er verflichtet werden will, jo ers 
giebt fid) der Dritte, welcher fi hiernach nicht erkundigt, dem 
wirklichen Societätsverhältnip. 
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fo aud durch Betreibung der Gejchäfte unter der Firma. 
Der Gebraud der Firma ift ihm durch das HGB nicht 
verboten. Durch denfelben wird an dem Nechtsverhältnif, 
in welchen er als ftilfer Geſellſchafter fteht, nichts ge— 
ändert, namentlich auch nicht eine Haftungspflicht gegen 
ihn begründet. Nach außerdeutjchen Rechten” ift aber 
dem ftillen Gefellfchafter, wenn er nicht zum Rollen 
haften will, alle Theilnahme an der Führung der Ge- 
ihäfte” und mamentlich der Gebrauch der Handlungs- 
firma unterfagt ”, 


8 112. 
Auflöfung der ftillen Geſellſchaft. 

Die Auflöfung der ftillen Geſellſchaft! ift 
Folge von acht Umftänden, welche gleihmäßig auch die 
Auflöfung der Commanditgefellichaft bewirken. Es find 
die in 8 106 unter 1 bis 8 aufgeführten Umftände. Es 
genügt für das Genauere auf diefen $ 106 zu verweifen”, 


23) Code de commerce Art. 27. 28. — Regolamento 
Art. 26. 27. — Cödigo de comercio Art. 270. 272. — 
Codigo commercial Art, 582. — Wetboek v. K. Art. 20, 
21. — Anderd das ruffifche Recht (von Bunge $ 129 Nr 1) 
Bol. auch noch Heife und Cropp Abhandlungen Bd 1. Abh. I. 
Note 6. 

24) Da an und für fi fein Grund da ift, den ftillen Ge: 
jelfchafter von der Führung der Geſchäfte auszuſchließen, fo darf 
diefe Ausſchließung nicht in die Definition der ſtillen Geſellſchaft 
aufgenommen werden, wie es Eichhorn $ 387 thut. 

25) Sehr weiſe. Vgl. Morftadt HR E22, C. Note 77. 78, 

1) Art, 261 —265. 

2) In den Noten zu jenem $ find aud die Artikel des 
HGB angeführt, weldye die ftille Gejellihaft betreffen, 


| u 
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Eigenthümlich iſt aber für die ſtille Geſellſchaft im HGB 


beſtimmt worden über die Vereinbarung'. 

1. Der ftille Gefellfchafter Hat gegen den Inhaber 
des Handelsgewerbes möglicherweife zwei Forderungen; 
beide find Geldforderungen, nemlid eine Forderung auf 
den Geldbetrag der eingezahlten Einlage und eine Forderung 
den Gewinn. Die Auszahlung des Gewinnes kann er, 
fofort nachdem derfelbe am Schluß des Gefchäftsjahres 
ausgerechnet ijt, verlangen eine Vereinbarung auf frühere 
Auszahlung ift nur in Betreff eines möglichen Gewinnes 
denkbar, foweit derfelbe nicht eintritt, ift eine Nichtſchuld 
bezahlt und Hat der Complementar eine Yorderung auf 
Zurüderftattung, welche im Fall von defjen Concurs ben 
Concursgläubigern zufteht; da diefe Forderung dem Com- 
plementar felber nicht fehlt, fo braucht fie feinen Gläus 
bigern nicht gefeglich gegeben zu werden, was auch nicht 
geſchehen ift. 

2. Anders ift e8 mit einer Vereinbarung in Betreff 
der Forderung auf den Geldbetrag der eingezahlten 
Einlage. Derjelbe Tann der urjprüngliche fein oder 
vermindert durch Berluft oder vermehrt Fraft neuer Vers 
einbarung; die Auszahlung Tann der ftille Gefellichafter 
gefetlich nicht früher verlangen als nad) Eintritt der 
Auflöfung der Gefellfchaft, wie er dem Gefellfchaftsvertrag 
entfpriht. ine Vereinbarung dahin, daß die Auszahlung 
de8 Betrages, des ganzen oder eines Theiles, früher 
unter gleichzeitiger Auflöfung der Gefellfhaft oder ohne 
ſolche gefchehen folle, Tann von dem Inhaber des Hans 
delsgewerbes felber nicht angefochten werden und mithin 
auch nicht aus feinem Necht von feinen Gläubigern, welche 
durch die Erfüllung der Vereinbarung, wenn er in Con— 


3) In Artikel 259, 
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curs fällt, immer benachtheiligt werden, weil ihnen fos 
weit ein Defriedigungsobject entzogen if. Das HGB 
giebt Hier den Koncursgläubigern unter einer Voraus: 
jegung eigene urfprüngliche Rechte (und zwar ohne Fiction 
und ohne Präfumtion) dahin, die Vereinbarung für us 
gültig zu erllären und demzufolge die Einzahlung des 
ausgezahlten Betrages in die Concursmaſſe zu verlangen’, 
Durch diefe Ungültigkeitserkflärung der Nechte des ftillen 
Gefellfchafterse aus der die Auszahlung betreffenden Vers 
einbarung wird feine unabhängig von derjelben beftehende 
Forderung auf die Einlage nicht berührt‘; diefe Tann 
ihn möglicherweife berechtigen, den ganzen ihm ausgezahlten 
und von ihm wieder eingezahlten Betrag wieder ausgezahlt 
zu verlangen, aber er hat diefe Forderung als Concurs— 
gläubiger geltend zu machen, erhält alfo nicht volle 
Befriedigung. 

3) Art. 259 Satz 1 und 2. Es kann ihm ebenfo viel oder 
mehr oder weniger, als er wirklid zu fordern hat, bezahlt fein. 
Alles, was ihm als Bolzahlung oder Theilzahlung der Einlage 
bezahft ift und den Betrag derjelben nicht überfteigt, hat er ganz 
oder theilweiſe entweder zu fordern oder nicht zu fordern; ſoweit 
er e3 nicht zu fordern hat, kann es irrthümlich oder wiſſentlich 
gezahlt fein, alſo die condictio indebiti begründet fein oder eine 
donatio (L. 53. D. de R. J.) vorliegen. Nach dem Art. 259 
fann in allen diefen Fällen die Einzahlung in die Concursmaffe 
verlangt werden, da derjelbe ſchlechtweg ohne Unterſcheidung be— 
ftimmt, daß „die ihm zurüdbezahlte Einlage” d. h. das, was 
ibm als Einlage zurüdbezahlt ift, eingezahlt werde, 
Selbſt das, was ihm als Einlage über den Betrag der Einlage 
hinaus bezahlt ift, Tann, fei dies irrthümlich oder wiffentlich ges 
heben, jchlehtweg auf Grund des Art. 259 in die Eoncursmaffe 


eingezahlt verlangt werden. 

4) Art. 259 „unbeſchadet feines Rechts, die in dem Zeitpunft der 
Auflöfung ihm aus dem Gejellihaftsverhältniffe zuftehende Forderung als 
Koncnursgläubiger geltend zu machen.“ 

Thol's Handelöreht. Ir Bd. bte Aufl. 24 
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3. Der Beftimmung in Betreff der eingezahlten Ein— 
lage entfpricht der Sag, daß zu Gunften der Eoncurss 
gläubiger unter derjelben VBorausfegung die Vereinbarung 
unwirkſam ift, daß dem ftillen Geſellſchafter die jchuldige 
Zahlung der rüdjtändigen Einlage erlaffen fein folle. 
Sie müffen verlangen dürfen, daß der ftille Geſellſchafter 
unter allen Umftänden, alfo felbft dann wenn er Gewinn 
zu fordern hat, die rücjtändige Einlage trog des Erlafjes 
in die Koncursmaffe einzahle, ganz ebenfo wie er dazır vers 
pflichtet fein wirde, wenn der Erlaß nicht vereinbart 
wäre, unbejchadet feines Nechts den Betrag der Einlage 
ganz oder theilweife als Concursgläubiger zu fordern, 
Das HGB Sprit die Unwirkfamfeit des Erlaßes für 
ben Fall aus, daß dem ftillen Gefellichafter deſſen Antheil 
an dem entjtandenen Verluſt ganz oder theilweife erlafjen 
worden ift‘. Im der Erwähnung diefes Falles darf nicht 
eine Beichränfung der Unwirkſamkeit des Erlafjes auf 
diefen Wall gefunden werden, weil e8 ohne Sinn und 
Motiv ift, den ſtillen Gefellichafter günftiger Hinfichtlich 
der rückſtändigen Einlage als der eingezahlten zu behandeln”, 


5) Art. 259 Abſatz 3. 

6) Es ift gar zu widerfinnig, zwei gleiche Fälle verfchieden 
zu behandeln. Erft durch Auflöfung der Geſellſchaft entjteht die 
Verpflichtung des Complementars zur Nuszahlung der empfangenen 
Einlage und Hört auf die Verpflichtung der ftillen Geſellſchaft 
zur Einzahlung der rüdjtändigen Einlage. Wenn der jtille Ge: 
ſellſchafter nicht ſoll begünftigt werden dürfen zum Nachtheil der 
Gläubiger durd eine Vereinbarung, melde ihm ein Recht auf 
frühere Auszahlung giebt, indem er troß derfelben das ihm Aus: 
gezahlte in die Concursmaffe einzahlen muß, unbejchadet feines 
Rechts, das mas er zu fordern hat als Concursgläubiger geltend 
zu machen, jo darf er confequenterweile auch nicht begünftigt 
werden durch eine Vereinbarung, weldye ihn von feiner Verpflich— 


-—— — — ——— 
ix 
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4. Die Vorausſetzung dieſer eigenen Rechte der Con— 
cursgläubiger iſt, daß innerhalb eines Jahres vor 
Eröffnung des Concurſes über das Vermögen des In— 
habers des Handelsgewerbes (Einzelkaufmanns oder Ge— 
ſellſchaff) die Vereinbarung getroffen iſt'. Dieſe 
Rechte ſollen aber nicht eintreten, wenn der ſtille Ge— 
ſellſchafter beweiſt, daß der Concurs in Umſtänden ſeinen 
Grund hat, welche erſt nach der Vereinbarung eingetreten 
ſind'. Zukünftige Umſtände können durchaus nicht vor— 
ausgeſehen werden, konnten alſo unmöglich die Verein— 
barung hervorrufen. 


8 113. 
Liquidation. Auseinanderſetzung. 


Durch die Auflöſung der ſtillen Geſellſchaft ändert 


tung die rückſtändige Einlage einzuzahlen befreiet, ſtatt daß er 
ſie einzuzahlen hat unbeſchadet ſeines Rechts, das was er zu 
fordern hat als Concursgläubiger geltend zu machen. Wenn 
man die Fälle verjchieden behandelt, indem man die Unwirk— 
famfeit des Erlaffes auf den einen in Art. 259 Abfab 3 erwähn 
ten Fall beihränft, fo ift das Ergebuiß folgendes, Wenn der 
ftille Geſellſchafter die rüdjtändige Einlage zurüdhält, fo kann 
er fie behalten, ihn ſchützt der vereinbarte Erlaß; wenn er fie 
einzahlt und zurüderhält, jo kann er fie nicht behalten, die Ber: 
einbarung ſchützt ihn nicht. 

7) Art. 259 Sab 1 und 2. In Sab 1 fteht „aufgelöſt“ 
für: die Auflöfung vereinbart, und „Zeitpunkt der Auflöfung“ 
für: Beitpunft der Vereinbarung der Auflöjung. Die Worte 
können ſo verftanden werden und müffen es, das ijt zweifellos, 
An Sat 2 müffen die Worte „in dem bezeichneten Zeitraum die 
Einlage zurüdbezahlt wurde“ verjtanden werden: im dem bezeich— 
neten Zeitraum die Zurücdbezahlung der Einlage vereinbart miirde, 
Nur diefer Sinn entipriht dem Sinn des erften Sabes. 

8) Art. 259 letzter Sab. Die Worte „der Zurückzahlung“ 
müfjen verftanden werden: „der Vereinbarung der Zurüdzahlung.“ 

24* 
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fih nichts an dem Nechtsverhältnig des Inhabers des 
Handelsgewerbes zu feinen Gläubigern und Schuldnern 
und an feinem Necht beliebige Gefchäfte zu fchliegen. 
Zur Liquidation ift demnach nur er berechtigt gegen- 
über ſowohl dem ftillen Gefellfchafter als aud dritten 
Perfonen, gleichviel was man hier unter Liquidation ver- 
ftchen will. Wenn das HGB ausſpricht, daß er bie 
Liquidation der noch ſchwebenden Gefchäfte beforgt', d. 5. 
natürlic) zu beforgen berechtigt und verpflichtet jein ſoll, 
jo kann dies nur dahin verftanden werden, daß unter 
„Liquidation“ die Beendigung der laufenden Geſchäfte“ und 
unter „beforgt“ gemeint ift, daß er dem ftillen Gefellfchafter 
gegenüber berechtigt und verpflichtet ift zu der Beendigung. 
Da diefe Verpflichtung aber kaum etwas bedeutet, weil 
der flille Gefellfchafter fi) da8 vom Complementar be- 
liebte Wie und Wann gefallen laffen muß, fo Tann ber 
Sat, daß er es ift, alfo nicht der ftille Gefellfchafter es 
ift, welcher die Liquidation beforgt, nicht anders verjtanden 
werden, al8 daß auch nach Auflöfung der Gefelljchaft 
dem Complementar fein bisheriges unbejchränftes Vers 
fügungsrecht verbleibt und alſo ber ftille Gefellfchafter 
fi die Art und auch die Zeit der Beendigung der ſchwe— 
benden Geſchäfte gänzlich gefallen laffen muß, jo wichtig 
auch die Beichleunigung derfelben für die fchliegliche Aus- 
einanderfegung ihm fein mag. Was diefe Ausein— 
anderfegung betrifft, fo hat das HGB darüber nur 
den einen Rechtsſatz, daß der ftille Gefellfchafter nur eine 
Geldforderung gegen den Complementar hat‘. 


1) Art. 265 Sat 2. 2) Wie in Art. 137 und Art. 130. 

3) Die ganze Frage nach diefer f. g. Liquidation ift eine der 
Auseinanderjegung angehörende Frage. 

4) Art. 265 Sag 1. Dies ift Folge von dem Alleineigens 
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8144. 
Die kundgemachte ſtille Geſellſchaft. 

Die kundgemachte ſtille Geſellſchaft. Für 
die zu Gunſten dritter Perſonen etwa eintretende Rechts— 
wirkung des Umſtandes, daß das Vorhandenſein der ſtillen 
Geſellſchaft durch den ſtillen Geſellſchafter oder mit deſſen 
Willen kundgemacht iſt, hat das HGB auf allgemeine 
Rechtsgrundſätze verwiefen‘. Diefe ergeben das Folgende. 
Das PVorhandenfein der ftillen Geſellſchaft kann von dem 
ftilen Geſellſchafter oder fonft mit feinem Willen fo 
kundgemacht fein, was den Inhalt betrifft, daß die Perfon 
des ftillen Gefellfchafters und die Summe der Einlage 
oder daß nur die Perfon oder daß nur die Summe funds 
gemacht ift; was die Perfonen betrifft, fo, daß nur beftimmte 
Perfonen benachrichtigt find oder die Benachrichtigung eine 
allgemeine nemlich für Jedermann beftimmte ift. Jenach— 
dem jenes oder dieſes vorliegt, find im Folgenden unter 
den benachrichtigten Gläubigern nur beftimmte Perfonen 
oder alle Handlungsgläubiger zu verfiehen. 

Durd die Benadhrichtigung hat der ftilfe Gefellfchafter 
erklärt, um den Credit der Handlung zu erhöhen, daß 
die Einlage zur Befriedigung der Handlungsgläubiger 
dienen ſolle. Den Sinn biefer Erklärung kann man 
darauf bejchränfen: es folle die Vermehrung des Hands 
lungsfondse nur die Sufficienz des Handlungsfonds er: 
höhen; oder dahin erftreden: fie folle auch bei ausreichenden 
Handlungsfonds für die Solvenz des Complementars 


thum de3 Complementard. Daffelbe gilt aud in Betreff des 
Geſellſchaftsvermögens vom anggefchiedenen und ausgefchloffenen 
offenen (Art. 131) und überhaupt von jedem offenen Geſellſchafter 
(Art. 143) und aud vom Commanditiften (Art. 172). 

1) Art. 260. 
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einftehen, mithin den Handlungsgläubigern auch wegen 
der möglichen Privatſchulden des Complementars größere 
Sicherheit geben. Das Letztere ift das Nichtigere. Das 
nach it der Sinn der Benachrichtigung, daß die vers 
öffentlichte ftille Gefellfchaft unbedingt zur Befriedigung 
der Handlungsgläubiger vermittelft der Einlage führen 
folle. Dieſe Benahrichtigung enthält eine Willenserklärung 
des ftillen Gefellfchafters, eine an beitimmte Perfonen 
oder an Jedermann gerichtete Aufforderung, dem Inhaber 
des Handelsgewerbes mit Rüdficht auf die Einlage zu 
creditiven, enthält alfo einen Greditauftrag, ein mandatum 
de credendo. Es tritt mithin für den ftillen Gefell- 
Ichafter die Rechtswirkung des Greditauftrages ein, aber 
nicht fo daß er mit feinem ganzen Vermögen einfteht, 
fondern in der Beichränfung daß er nur mit den für 
ihn und gegen ihn vermittelt der eingezahlten und ver- 
Iprochenen Einlage begründeten Rechten einfleht. Bedeu— 
tung erhält diefer Ereditauftrag für die Handlungsgläu- 
biger nur in dem Fall, daß der Inhaber des Handlungs- 
gewerbes infolvent wird. Diefer Fall ift die Voraus— 
jegung für das Tolgende. Iſt er eingetveten, fo kommt 
e8 darauf an, ob und wie weit die Einlage des ftillen 
Geſellſchafters eingezahlt ift oder nicht. 

I. Wenn die Einlage eingezahlt ift, fo Hat der ftille 
Gefellfchafter feine Verpflichtung aus dem Geſellſchafts— 
vertrag erfült, er ift nicht Schuldner; mithin ift er 
weder dem Complementar noch den Handlungsgläubigern 
dahin verpflichtet, daß er die Einlage zahle. Im dem 
Tal, daß der Handlungsfonds zur Dedung der Hands 
lungsſchulden nicht ausreicht, ift er auch nicht Gläu— 
biger aus dem Gefellfchaftsvertrag, feine Einlage ift 
gänzlich verhandelt. 
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11. Wenn die Einlage gar nicht oder nur theilweife 
eingezahlt ift, fo befteht in dem Fall daß der Handlungs- 
fonds zur Dedung der Handlungsfhulden ohne Nachſchuß 
der Einlage nicht ausreicht, immer eine Societätsforderung 
des Complementars auf Nachſchuß. Diefelbe fteht aber 
wie überhaupt jede Forderung des Komplementars nun— 
mehr der Geſammtheit feiner Gläubiger (Handlungs und 
Privatgläubiger oder nur Handlungsgläubiger) gleichmäßig ’ 
zu, ohne daß die benadhrichtigten Handlungsgläubiger ein 
bejonderes Recht gegenden ftillen Gefellfchafter haben. 

III. Uebrig bleibt der Fall, daß der Handlungsfonde 
zur Dedung der Handlungsſchulden ausreicht, während 
die Einlage ganz eingezahlt ift oder e8 der rüdjtändigen 
zur Dedung der Handlungsfchulden nicht bedarf. In dies 
ſem Fall ift alfo der Eoncurs des Complementars durch deffen 
Privatfchulden herbeigeführt. Im diefem Ball fehlt jegliche 
Societätsforderung des Complementars gegen den ftillen 
Gefellfchafter. Dahingegen befteht 1. eine Societätsforderung 
des ftillen Gefellichafters gegen den Complementar, welche 
aber den Handlungsgläubigern zu Gute fommt; und 2. fo 
weit die Einlage nicht eingezahlt ift, eine Yorderung der Hand- 
Iungsglänbiger gegen den ftilfen Geſellſchafter. 1. Der ftilfe 
Geſellſchafter ift, wenn nicht genau die Activa nnd Paſſiva 
fich deden, Gläubiger aus dem Gefellfchaftsvertrag, es ift 
dann entweder theilweife oder gar gänzlich der Betrag des 
urfprünglichen Handlungsfonds übrig oder gar überdies 
Gewinn vorhanden‘ Im diefem Fall hat der ftille Ge- 
jellichafter eine Soctetätsforberung gegen den Complementar, 
zu deren Geltendmachung er auf die Anmeldung in deffen 


2) Art. 258 Satz 2. 
3) Bei der Fafjung des Art. 258 Sat 1 find die möglichen 
Fälle nicht ausreihend erwogen. 
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Conecurs beſchränkt it‘. Es fehlt ihm aber aus dem 
Grunde des Ereditauftrages das Recht, fie für fich geltend 
zu machen; vielmehr ift er den benacdhrichtigten, bei all- 
gemeiner Benachrichtigung allen Handlungsgläubigern zur 
Geffion diefer feiner Societäsforderung, der ganzen oder 
eines folchen Theiles, wie er zur vollftändigen Befriedi- 
gung derfelben ausreichend ift, verpflichtet. Auf dieſe 
Ceſſion Haben die Handlungsgläubiger eine directe Klage 
gegen den ftillen Gefellfchafter, nemlich die durch den 
Creditauftrag begründete Mandatsflage. Die cedirte For— 
derung ift wegen der Infolvenz des Complementars freilich 
nicht zum Vollen einbringlih. 2. Auf die Auszahlung 
der Einlage, ſoweit fie noch nicht eingezahlt ift, hat nicht 
die Gläubigerfchaft des Complementars ein Necht, weil 
ein folches dem Komplementar felber fehlt, da der Fall, 
in welchem fie nach dem Societätsvertrag einzuzahlen ift, 
nicht eingetreten ift. Es haben aber die Handlungsgläu- 
biger auf die Zahlung an fie ein Recht, weil e8 ihnen 
für den Fall der Infolvenz des Complementars und aud) 
der nur durch die Privatichulden defjelben herbeigeführten 
zugefagt iſt. Die Klage ift auch hier die aus dem in 
der Benachrichtigung enthaltenen Ereditauftrag ſich ergebende 
Mandatsklage. 


$ 115. 
Bergleihung der Commanditgeſellſchaft und ftillen Geſellſchaft. 


Eine Bergleihung der Commanditgeſell— 
haft und ftillen Gefellfchaft" wird hier nur für 


4) Art. 258 Eat 1. 

1) In Betreff der folgenden in den Geſetzen gebrauchten 
Namen ift zu unterfuhen, ob unter dem einen oder andern die 
dem HGB entipredhende ftille Gefellihaft oder Commanditges 
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die eine Frage angeftellt werden’: Werden die Eapitaliften 
die ftille Gefellfchaft oder die Commanditgeſellſchaft wählen? 
Den Handlungsgläubigern ift die Commanbditgefellfchaft 
vortheilhafter als die ftille Geſellſchaft, weil jene, nicht 


feltfhaft gemeint if. Die Namen find 1. Die Commandit: 
geſellſchaft. Die ftille Geſellſchaft. Die vertraute Geſellſchaft. 
La societdE en commandite (Code de commerce). La societä 
in accomandita (Regolamento), La compaũia en commandita 
(Cödigo de comercio). A sociedade em commandita (Codigo 
commercial). De vennootschap bij wijze van geldschieting, 
anders compagnieschap en commandite genaamd (Wetboek 
v. K.). 2. Der bailleur de fonds heißt in unferer beutfchen 
Rechtsſprache: Commanditiſt (diefer Name ift von Büſch Darftellung 
Bd 2. S. 272 vorgefhlagen und vielfach adoptirt); ftiller Ges 
ſellſchafter (preuß. LR.); vertrauter Gefellihafter (badifches 
HR); Commanditar (badifches HR). 3. Der andere Ge: 
fellfchafter: Complementar ; firmirender Geſellſchafter; benannter 
Geſellſchafter (badifches HR), Die Benennung Commanditair 
(Eichhorn $ 387) ift zu verwerfen, weil commanditaire im 
Code de commerce und GCommanditar im badijchen HR den 
Commanditiften bezeichnet. Gegenwärtig ift für unfere deutfche 
Rechtsſprache natürlich der Sprachgebrauch des RHOB maafgebend. 
Bol. oben 8 109 Note 1. 

2) Eine genaue Vergleihung der beiden Gefellfhaften hinficht- 
Yih fämmtlicher fie betreffenden Rechtsſätze ift in der vorigen 
Auflage diefes Werkes $ 43a S. 258—271 enthalten. Die 
Darftellung ift mehr benußt worden, auch theilweife wörtlih aus: 
gefchrieben, als angeführt. Im derfelben ift außer den bereits 
auf S. 672 angegebenen Berichtigungen Folgendes zu ändern: 
S. 271 Note f Zeile 7 v. u. ift ftatt IT. 2. 3. 4. 5. zu leſen: 
III, 2. 4. 5. Terner ift der Satz auf S. 262 3. 14: „E3 ift 
aber ftatthaft, bei der einen wie anderen Gefellichaft das Gegen: 
theil zu vereinbaren“, welcher in meinem Manufeript zur Prüfung 
ftand und aus Verſehen ftehen geblieben war, unrichtig und war 
daher zu ftreichen, wie ſich ſchon aus der Note d auf Seite 267. 
268, mit welcher er unvereinbar ift, ar ergiebt. 


u 
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aber diefe Geſellſchaft ein Gefellfchaftsvermögen begründet, 
aus einem folhen aber die Handlungsgläubiger abgefondert 
befriedigt werden. Es wird alfo darauf ankommen, ob 
der Capitalift und der Komplementar e8 für nothmwendig 
halten, den Gläubigern diefe Bortheile zu verfchaffen, um 
dadurd) den Credit des Handelsgewerbes zu begründen 
oder zu erhöhen. Diefes Motiv wird, auch bei verhält- 
nißmäßig bedeutenden Einlagen, weit feltener das ent- 
fcheidende fein, als die folgenden Erwägungen des Capi- 
taliften. Dem Capitaliften ift die Commanditgefellfchaft 
nur in einem Fall vortheilhafter als die ftille Gefelffchaft, 
nemlih nur in dem Fall, daß der Complementar in 
Concurs fällt und zwar in Folge nur von Privatfchulden. 
Diefen Bortheil erfauft er aber durch die großen Nach— 
theile, welche für ihn die bei der Commanditgeſellſchaft 
(nicht aber bei der flillen Geſellſchaft) geltenden Sätze 
herbeiführen, daß die Einlage nicht willfürlich vermindert 
werden darf; daß er ebenfo wie der Complementar, aljo 
perfönlich und mit feinem ganzen Vermögen für jedes 
Geſchäft haftet, welches nad) Abſchluß des Gefellichafts- 
vertrages aber vor der Eintragung der Gefellfchaft in 
das Handelsregifter im Namen der Geſellſchaft gefchloffen 
ift, infofern er nicht beweifen kann, daß dem Dritten 
feine befchränfte Betheiligung befannt gewefen ift; und daß 
er ebenfo für jedes Gefchäft haftet, welches er im Namen 
der Gefelffchaft gefchloffen hat ohne die wörtliche Erklärung, 
daß er nur als Procurift oder daß er nur als DBevoll 
mächtigter es ſchließe. Wenn gleich er diefem letztern 
Nachtheil durch Vorſicht ausweichen Tann, fo Tann er 
doch leicht meinen, daß e8 bei den vorhandenen Umftänden 
(3. B. er verfauft im Laden) einer wörtlihen Erflärung 
nicht bedürfe, und feinen Irrthum zu ſpät gewahr werden. 


Ei) id \ — u 
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Dahingegen kann er die voreiligen Geſchäftsabſchlüſſe des 
Eomplementars oder der Bevollmächtigten deffelben und 
feine Haftung aus denfelben nicht abwenden und ift er 
mithin dem Complementar Preis gegeben, welcher die Ein- 
tragung in das Handelsregifter verzögern kann. Hiernach 
wird er, wenn er jenen Fall, daß der Complementar und 
zwar in Folge nur von Privatfchulden in Concurs fallen 
werde, nicht fürchtet, die ſtille Gefelffchaft der Commandit- 
gefellfchaft vorziehen. Wenn er ihm fürchtet, wird er für 
feine etwaige Wahl das Gewicht jenes möglichen Vortheils 
und diefer Nachtheile gegen einander abwägen, er wird 
aber bei folder Furcht Hugerweife gar nicht wählen, 
fondern fich mit dem Complementar überhaupt nicht ein- 
laffen. — Aus dem Obigen ergiebt fih, daß da, wo 
der Unterfchied zwifchen der Commanditgefellfchaft und der 
ftilfen Gefellfchaft gehörig erkannt wird, die Commandit- 
gefellihaft wenig Ausficht hat, daß durch fie die ftille 
Gefellfchaft verdrängt werde. 


Vierte Abtheilung. 
Die Kleinhandel-Gefellfcaft. 


$ 116. 
Das anzumwendende Recht. Errichtung. 


Die Kleinhandel- Gefellfchaft‘. I. Das anzumen- 
dende Recht. Die Vereinigungen zum Betrieb eines 


41) Beifpiel! ROHG Entfheidungen Bd 2. S. 423—425 
(Umſatz von Milh). Hierher Können möglicherweife Magazin: 
vereine (unter weldem Wort Allerlei verftanden werden kann) 
der Handwerker gehören. Sie fünnen auch eingetragene Genoffen= 
haften fein. Das ROHG behandelt in den Entſch. Bd 9. ©. 16 
—19 eine Möbelhalle vereinigter Tifchlermeifter als offene Han 
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Kleinhandelsgewerbes ſollen „nicht als Hanbels-Gefell- 
haften gelten“!. Man kann fie Kleinhandel-Gefelffchaften 
nennen’ Mithin follen die NRechtsfäge des HGB über 
Handelsgefellfchaften auf fie nicht angewandt werden. 
Dadurch ift natürlich die Anwendung von zutreffenden 
Rechtsſätzen wenn auch gleichen Inhaltes, welche auf an— 
deren Rechtsquellen beruhen und von Rechtsſätzen des 
HGB über allgemeinere Verhältnige, unter welche aud) 
jene Bereinigung fällt, nicht ausgefchloffen. Soweit das 
HGB ſolche allgemeineren Beftimmungen nicht enthält, 
fommt nach Art. 1 des HGB das bisherige gemeine und 
particuläre Necht (ſoweit es nicht durch befonderes Gefet 
aufgehoben ift) über die offene Handelsgeſellſchaft und die 
offene Gemwerbsgefellfchaft zur Anwendung. Was bie 
allgemeineren Peftimmungen des HGB betrifft, fo werden 
von diefen Vereinigungen zu einer Bielheit von Handels: 


delsgeſellſchaft. Leider ift das Wort Möbelhalle nicht erläutert. 
Was man darunter verftehen möchte: eine Bereinigung zum Zweck 
des Verkaufes von Tifchlermöbeln, alfo des Berfaufes von Hand: 
werkerwaaren, Kann nicht offene Handelsgefelihaft fein. Dem 
tritt der Art. 10 und der widerwärtige lebte Satz des Art. 
273 entgegen. 

2) Art. 10. 

3) Handel. Handelsgewerbe. Kaufmann. Handelsgeſellſchaft. 
— Kleinhandel. Kleinhandelsgewerbe. Kleinfaufmann. Kleinhandels 
Geſellſchaft. Der Zuſatz Klein und die Weglaſſung des s verneint 
ausreichend das Daſein einer Handelsgeſellſchaft. Der Zuſatz 
„offene“ ift bei Kleinhandel-Geſellſchaft überflüſſig, meil er ſelbſt— 
verftändlich if. Denn die nicht als offene Gejelihaft gemwollte 
Vereinigung zum Betrieb eines Kleinhandelgewerbes iſt entweder 
ungültig (wenn fie ald Commanditgefellihaft gewollt ift) oder 
bat Fraft des Kleinhandels nichts Eigenthümliches, wie im Xert 
bemerkt ift. 
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gejhäften (Betrieb eines Handelsgewerbes) um fo mehr 
beſtimmte Rechtsſätze über die Vereinigung zu einzelnen 
Rechtsgejchäften gelten follen; auch wird bedeutend, daß 
die im Namen der Bereinigung gejchloffenen Gefchäfte 
eben Handelsgefchäfte und überdies Handelsgefchäfte auf 
Seiten der (d. 5. durch die) Geſellſchafter find. Jedoch 
find diefer Art nicht alle jene Gefchäfte, weil auch die 
Bereinigungen zum Betrieb von Handwerken, welde Hans 
delsgewerbe find, hieher gehören, die Handwerksveräuße- 
rungen aber nicht als Handelsgejchäfte zu betrachten find‘. 
Nur die offene Geſellſchaft ift zu erörtern; denn eine 
Commanditgejellfchaft kann für ein Kleinhandelsgewerbe gar 
nicht gültig gewollt werden, da fie durch) das HGB ge- 
ſchaffen ift und diefes fie dem Kleinhandelsgewerbe verfagt ; 
eine bei einem Kleinhandelsgewerbe gewollte ftille Geſellſchaft 
und Actiengefellfchaft und Commanditgeſellſchaft auf Actien 
fällt aber (die beiden legtern nach der Actiennovelle) ganz 
und gar unter das HGB. Die Vorausſetzung bei der 
folgenden Erörterung ift alfo eine offene Geſellſchaſt, d. h. 
daß nach dem Gejellfchaftsvertrag jeder Gefellfchafter mit 
feinem ganzen Vermögen für die Geſellſchaftsſchulden 
haften will. Die Rechtsfüge des HGB über die offene 
Handelsgefellichaft dürfen auf die Kleinhandel-Geſellſchaft 
nie aus dem Grunde, daß fie fo im HGB ftehen, mit: 
hin wie nicht direct jo auch nicht analog, angewandt 
werden. Il. Errihtung. Die Errichtung ift gemeins 
rechtlich nit an eine Form oder Bekanntmachung ge 
bunden’. Wer als Gefellfchafter contrahirt*, überhaupt 


4) Bol. oben $ 34 Note 2. 3. 

5) Vgl. Fremery chap. VII. ©. 44—51. 

6) Ein derartiges Eontrahiren kann liegen in dem Unter: 
zeichnen mit der Firma ohne einen die bloße Vollmacht andeu: 
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fich gerirt’, gilt nad aufen als Gefellfchafter. Parti— 
eularrechte” fordern fchriftlichen Contract und Belannts 
machen defjelben. Als folche wird vorgefchrieben: Anzeige 
dejfelben bei der Obrigkeit, beim Handelsgericht, vor einem 
Wechſelnotar; Protocollirung deffelben, insbefondere Ein- 
tragung in dazu beftimmte Bücher und Regifter, naments 
lich das Raggionbuch; Anfchlag im Gerichtslocal, an der 
Börfe. Der Inhalt der Bekanntmachung ift fehr gleich 
förmig auf Folgendes? feftgeftellt: Namen und fonftige 


tenden Zuſatz. Vgl. Bremer Sammlung Bd 2. Heft 2. ©. 239 
—245 (ungenau in Seuffert Archiv Bd 3. Nr 197). 
7) Bgl. Hamburger Sammlung Bd 1. ©. 621—626 (un- 
genau in Geuffert Archiv Bd 2. Nr 288). 
8) Frankfurter WO von 1739. $ 5. 6 und Erläuterung 
| diefer beiden SS vom Jahr 1741. 
Defterreihifhe WO von 1763. Art. 8 GFiſcher 8 90. 
Nr 1.8 39. 44). 
Ehurfürftlich ſächſiſches Refcript v. 1773 (bei Püttmann 
Grundfäge des Wechſelrechts. Leipzig 1805. Ite Ausg. 
S. 205—208). 
Augsburger WO von 1778. Cap. 11. 8 1. 
Baierfhe WO von 1786. 8 4. 
Preußiſches Landrecht $ 617—626 (ift aufgehoben). 
Ruſſiſches Manifeft v. 1807. Art. 5 (von Bunge $ 131). 
Code de commerce Art. 39. 42—44. 
Nheinifhes HGB Art. 39. 42—44 (ift aufgehoben). 
Badiſches Handelsreht Art. 39—45 (ift aufgehoben). 
Regolamento Art. 41—43. 
Cödigo de comereio Art, 2834—292. 
Codigo commercial Art. 591—600. 
Wetboek v. K. Art. 22—28. 
Ungrifher XVII. Gefegartifel $ 4. 5 und XV. Gefeh- 
artifel Theil IL. $ 35 —42. 
9) Es braucht nämlih nicht der ganze ſchriftliche Contract 
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Bezeichnung der Gejellichafter, die Birma, die zur Fir— 
mirung Berechtigten, Anfang und Ende der Gefellichaft, 
Art und Umfang der Haftungspflict. 


8 117. 
Rechtsverhältniß der Geſellſchafter unter einander. 


Das Verhältniß der Gefellichafter unter einander be- 
ftimmt fi) nad) den Grundſätzen des gemeinen und par= 
ticulären Rechts über die Gefellichaft und nach einigen 
Rechtsfägen des HGB’. Jeder Gefellfchafter darf, wenn 
nicht etwas Anderes vereinbart ift, auch für eigene und 
für fremde Rechnung ein Handelsgewerbe (auch ein gleich— 
artiges) etreiben', denn es fehlt für das Kleinhandels— 
gewerbe ein derartiges Verbot, 


$ 118. 
Nechtöverhältnig zu dritten Berfonen. Abſchluß unter der Firma. 


Das Rechtsverhältniß der Gefellichafter gegenüber 
dritten Perfonen‘. Es ijt bedeutend, wie die Gefell- 


publicirt zu werden. Am deutlichſten unterfcheidet der Cödigo 
de comercio Art, 286. 290 und der Codigo commercial 
Art. 592. 598, 

1) 3. B. nad Art. 267. 268. (287.) 270. 282. Selbſt⸗ 
verftändlich und daher auch für die Kleinhandel-Geſellſchaft zutrefs 
fend iſt die gleichmäßige Beftimmung der Art. 92. 157. 219. 252. 

2) U. M. ift Treitfchfe Gemerbegefellihaft $ 28. 29. 

1) Casaregis I disc. 39. ©. 247—250. Lauter- 
bach (resp. Boehm) de sociorum obligatione, quae oritur ex 
conventione cum extraneis inita, Stuttgart 1668, in Lauter- 
bach dissertationes academicae, volumen III. 'Tubingae 1728, 
disp. 129. &. 727—776. Die Anfiht Brindmanns HN $ 36 
von der Natur der offenen Gejellihaft: „Eollective Perſonen— 
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Ihaft nad) außen Hin auftritt‘, Der regelmäßige Yall 
ift Abſchluß unter der Firma. Das Regelmäßige über- 
haupt bei jeder Gewerbögefellichaft ift, daß die Gefell- 
ſchafter nicht zuſammen auftreten und auch nicht ein 
einzelner derfelben in eigenem Namen oder für feinen 
Geſchäftsantheil contrahirt, fondern daß ein Inftitor (hier 
it er Handlungsbevollmädtigter) der Geſellſchaft, der 
entweder einer der Gefellfchafter oder ein Dritter ift, mit 
Hinweifung auf die Gefellfchaft, nämlid unter Gebraud) 
der Firma contrahirt. 

I. Die Haftungspflidt. Da num ein Inftitor 
die mehreren Principale, welche ihn angeftellt haben, fo 
verbindet, daß jeder derfelben für die ganze Schuld haftet, 
und da der inneren Geite nad) das ganze Vermögen 
einfteht, jo ergiebt ſich jchon aus allgemeinen Grundfägen® 
einheit“ u. ſ. w. aber doch Feine juriftiihe Perfon, bedarf feiner 
befonderen Widerlegung. Die Abhandlung von Diekel im Ardiv 
für deutſches Wechjelreht Band 7, No V. kenne id). 

2) Ohne alle Unterfceidung wird oft gefagt: wenn ein 
socius im Namen der Gefellihaft contrabirt, jo haften die 
Gefellihafter in solidum ohne exc. divisionis. So z. B. Kind 
quaestiones I. cap. 20. S. 132. 133. gl. aber L. 82. D. 
pro socio (17. 2). 

3) Diefe Begründung iſt ſchon alte Anfiht. Marquard 
lib. II. cap. 11. No 14. ©, 301. Gie gebt auch am deut: 
lichſten durch das preußiſche Landrecht und findet fih auch in 
neueren Erfenntniffen: DO. T. zu Stuttgart (Seuffert Archiv 
Bd 3. Nr 195). D. 9. ©. zu Lübel (Seuffert Ardiv Bd 2. 
Nr 179). Diefe Begründung verwirft Bluntſchli deutſches 
Privatr. Bd 2, $ 136 Nr 6, und fubjtituirt ihr doch mahr: 
ih nicht? Anderes als eine allgemeine Berufung auf das, 
was der Eredit verlangt, (welcher gleich hinterher, $ 139 Nr 1, 
widerfprochen wird) verbunden mit der befannten unklaren und 
verwirrenden Unterfcheidung zwiſchen den Geſellſchaftern und der 
Geſellſchaft, der Firma, als einer genoſſenſchaftlichen Perjon, 
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der durch die Particularrechte, welche immer zunächſt den 
regelmäßigen Fall ins Auge faſſen, durchgehende Gedanke: 
daß die ſämmtlichen Gefellfchafter wider Wilfen und 
Willen aus den Gefchäften, die unter rechtmäßigem Ges 
braud) der Firma abgejchloffen werden, verpflichtet werden, 
und zwar fo, daß Jeder zum Vollen haftet‘. Diefen 
zweideutigen Ausdrud abfichtlich, weil die Particularrechte 
fi) darüber oft nicht klar ausſprechen, ob fie Haftung 
mit dem ganzen Vermögen oder auch für die ganze 
Schuld wollen. Wenig mehr als diejes Allgemeine fagen 


4) Nürnberger Reformation von 1564. Tit. 18. Geſetz 4, 
Trankfurter Reformation von 1611. Tit. 23. Art. 9. 
Lüneburger Reformation von 1679. Tit. 23. (Pufen- 
dorf IV. ©. 698.) 

Augsburger WO von 1778. Cap. 11. 8 2. 

Bairifhe WO von 1785. 8 4. 

Preußiſches Landredt. $ 647 (ift aufgehoben). 

Ruſſiſches Manifeft von 1807. Art. 2. (von Bunge $ 128.) 

Code de commerce Art, 22. 

Rheiniſches HGB Art. 22 (ift aufgehoben). 

Badiſches Handelsreht Art. 22 (it aufgehoben). 

Oeſterreichiſches Geſetzbuch $ 1201. 1204. (Fiſcher $ 107.) 

Regolamento Art. 21. 

Cödigo de comercio Art. 267. 

Codigo commercial Art. 549. 664. 

Wetboek v. K. Art. 18. 

Ungrifher XVII. Geſetzartikel $ 17. 19. 34. 
Natürlih auch bei Wechſelſchulden folidarifche Haft. 
Treitſchke Enchklopädie der Wechfelrehte Bd 2. 
S. 513-515. Riceius exereitationes cambiales, 
exere. III.$ 50—54. ©. 38—44. Cine ausführliche 
Anwendung des erwähnten Grundſatzes auf Wed): 
ſelſchulden und andere Verpflichtungen bat der Codigo 
commercial Art. 673—692. 

THör 8 Handeldreht. Ir Bd. bte Aufl. 25 
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fie; höchitens noch, daß der zahlende Gejellfchafter ſich an 
den andern erholen darf" und daß dieje folidarische Haf— 
tung jedes Gefellfchafters ohne die Einrede der Theilung 
befteht. Jeder Gefellfchafter haftet zum Vollen. Das - 
heißt gemeinrechtlih, nemlid) nah dem HGB und, was 
für die Handwerfsveräußerungen bedeutend wird, nad) 
dem römischen Recht: mit feinem ganzen Vermögen und 
für die ganze Schuld. 1. Mit feinem ganzen Ber: 
mögen. Abgeſehen von bejondern Umftänden, jo haftet 
jeder Gefellfchafter, wie überhaupt der Principal und wie 
überhaupt jeder Schuldner, mit feinem ganzen Vermögen. 
Solde Umftände fehlen, wenn aud der innern Geite 
nad) das ganze Bermögen einfteht, wie dies bei der offenen 
Gefellfchaft der Fall ift. Wenn dies aber ausnahmsweife 
in Betreff einzelner Gefchäfte nicht der Fall ift, was bei 
der offenen Kleinhandel-Geſellſchaft vereinbart werden 
darf” und zuweilen vereinbart wird, fo ift durch diefen 
Umſtand allein jene Haftung noch nicht ausgefchloffen. 
Denn jeder Gläubiger ift berechtigt, fein Ereditgeben nad) 
dem ganzen Bermögen de8 Schuldners zu berechnen, 
und fo auch der Kontrahent des Inftitor einer Gefellfchaft 
berechtigt, diefe Haftung der einzelnen Gefellfhafter vor- 
auszujegen. Es entjcheidet aber das innere Berhältnig 
foweit, als der Kontrahent e8 Fannte oder gelten muß, 
als Fannte er es. So gelten muß er aber dann, wenn 
ihm folche Umftände bekannt waren, die ihm den Willen 
der vollen Haftung zweifelhaft machen mußten. Dann 


5) Nürnberger Reformation von 1564, Tit. 18. Geſetz 4. — 
Frankfurter Reformation von 1611. Art. 9—11. — Lüneburger 
Reformation von 1679. Tit. 23. 

6) Anders ift es bei der offenen Handelsgeſellſchaft. HGB 
Art, 112, 
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ift e8 feine Pflicht, fi nad) dem wahren Sachverhältniß 
zu erkundigen’. Die Unterlafjung der Erfundigung geht 
auf feine Gefahr. Denn nun traut er dem inneren Ver— 
hältniß und er darf fich alfo nicht beklagen, wenn nun 
auch Tediglich nad) Maaßgabe der inneren Seite ihn ge- 
haftet wird. 2. Für die ganze Schuld. Dies ift 
in Betreff der Kleinhandel-Gefellfchafter zweifellos, foweit 
fie Schuldner aus Handelsgejchäften find, weil dies immer 
Handelsgefchäfte durch fie (nur oder auch durch fie) find”, 
Dies ift nie der Fall in Betreff der Handwerker Hin» 
fichtlich ihrer Handwerkfsveräußerungen, wenn dieſe auch 
durch das Gewerbe oder die Speculation des andern 
Theiles zu Handelsgefchäften geworden find; in Betreff 
ihrer enthält das HGD Feine hier zutreffende Beftimmung 
und wird alfo das übrige Recht, alfo Folgendes bedeutend. 
Jeder der Gefellfchafter haftet für die ganze Schuld‘, 
Die Einrede der Theilung fällt aljo weg, der Dritte 
braucht alfo nur einen Proceß zu führen”, Es ift für 
diefe Haftung nach außen Hin ganz gleich, ob der innern 


7) L. 19. D. de regulis juris. 

8) HB Art. 280. 281. 

9) L. 13. 8 2. L. 14. D. de institoria actione (14. 3), 
L. 1. $ 25. D. exereitoria actione (14. 1). 

10) L. 2. D. de exercitoria actione (14. 1) „ne in plures 
adversarios destringatur, qui cum uno eontraxerit“. Ebenſo 
L. 27.8 8 D. de peeulio (15. 1, Die L. 4 82 D. de 
exercitoria actione faßt den Grund jo: der Inſtitor handelt 
mit dem ganzen Willen eines jeden Principals. Vgl. auch 
L. 5. 8 1. D. quod jussu (15. 4) „si duo jusserunt, cum 
quovis in solidum...quia similes sunt duobus mandantibus.“ 
Nah Glück Bd 15. 8 970 Note 42 ift denn auch die Praris 
für das MWegfallen der exceptio divisionis. Vgl. auch Glück 
Bd 14. ©. 191 Note 91 und ©. 256 Note 53. So auch 
DAG zu Dresden (Seuffert Archiv Bd 3. Nr 360),  M, 

25* 
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Seite der Gefellfhaft nach alle glei oder verfchieden 
berechtigt find; dies wird nur für den Umfang des Res 
grejjes des Zahlenden an die andern socii, mit der pro 
socio oder communi dividundo actio, bedeutend". 
Die Erben haften als folhe aber nur nad; Maafgabe 
ihrer Erbtheile“; als folche, alfo Hinfichtlich der bereits 
begründeten Verbindlichkeiten im Gegenſatz des Falles, 
daß fie den Inftitor forthandeln laffen, wo nun Jeder 
nah außen Hin felbjt Principal iſt“. 3. Die beiden 
Haftungsarten, welche wefentlich verjchieden find, combiniren 
fih fo. Der Gefellfchafter, welcher mit dem ganzen 
Vermögen haftet, haftet auch für die ganze Schuld, foweit 
das Vermögen reiht. Der Gefellfchafter, welcher nicht 
mit feinem ganzen Vermögen haftet, haftet dennoch für 
die ganze Schuld, nit nur wenn fie geringer als fein 
Antheil ift, fondern auch wenn fie diefen überfteigt; aber 
dann nur joweit als die übrigen Gefellichafter zu der- 
jelben beitragen müfjen und können, mag er aus dem 
bereit8 ganz oder theilweile zufammengefchoffenen Geſell— 
Ichaftsfonds, und diefen muß er zunächſt angehen‘, die 


ift wegen Nov. 99 ec. 1. Windſcheid Pandektenreht Bd 2. 8 293 
Note 10. 8 407 Note 7. 

11) L. 13. $ 2. D. de institoria actione (14. 3) „utrum 
pro dominicis partibus teneantur, an pro aequalibus, an pro 
portione mereis, an vero in solidum? Et...ait.. .in soli- 
dum unumquemque conveniri posse, et quidquid is praesti- 
terit, qui conventus est, societatis judicio, vel communi divi- 
dundo consequetur.‘‘ L. 14. D. eod. L. 2. 3. D. de exerei- 
toria actione (14. 1). L. 27. $ 8. D. de peculio (15. 1). 

12) L. 14. D. de institoria actione (14. 3). 

13) L. 37. D. pro socio (17. 2). 

14) L. 65. $ 14. D. pro socio (17. 2). Bgl. auch L. 63. 
8 5. D. eod. 





Tr ee — 


8 118. Rechtsverhältniß zu dritten PVerfonen. 389 


Zahlung entnehmen können oder die Beiträge erſt, ſelbſt 
gerichtlich, beitreiben müffen. Der Beklagte muß aljo dann 
für die übrigen Gefellfchafter in Vorfchuß gehen. Soweit 
er aber wegen des Vorfchuffes den Negreß an die übrigen 
Geſellſchafter juriftifch oder factiſch“ micht Hat, ift er 
frei * von der Haftung für die ganze Schuld”. — Die 
vorhin dargeftellte Haftungspflicht wird dadurd im We— 
fentlichen nicht geändert, daß als Inftitor einer der Ge- 
jellfhafter beftellt worden ift'* oder daß gar jeder Ges 


15) Glück Bd 15. ©. 467. 468 begründet feine Meinung, 
daß dem beflagten socius die Inſolvenz der übrigen ſchade, 
durch den negativen Grund, daß er die L. 14. D. de institoria 
actione (14. 3) unfhädlih zu machen ſucht. Aber wenn aud) 
diefe Stelle nicht entſcheidet, fo find doc die Stellen der folgen: 
den Note nicht widerlegt. 

16) Die Haftung für die ganze Schuld foll ihm alfo nicht 
Schaden bringen, fondern nur den Gläubiger nicht am mehrere 
Deflagte drängen. Den Tert beweifet L. 27. 8 8. L. 28. D, 
de peculio (15. 1) vgl. mit L. 13. $ 2. de instit. act. (14. 3). 
Et verius esse ait, exemplo exereitorum, et de peculio 
actionis, in solidum unumquemque (sc. eorum, qui ser- 
vum institorem praeposuerunt) conveniri posse. Dal. noch 
L. 51. D. de peculio (15. 1). 

17) Segen diefen Sat und die Begründung deffelben in 
Note 16 erflären ſich Treitſchke in Richters Jahrbüchern 1843. 
©. 706. 707, Treitſchke Gewerbegeſellſchaft ©. 148. 149 und 
von Bangerow Pandekten Bd 3. $ 653 ©. 455. 456, ohne 
jedod auf die Vorausfeßungen, unter welden der Satz behauptet 
wird, einzugehen. Die Stellen in Note 15 und 16 find wegen 
der allgemeineren Site, die ihnen unterliegen, angeführt, find 
alfo durch Hinweifung auf ihren mörtlichen Inhalt nicht wege 
geräumt. 

18) L. 4. $ 1. de exereit. act. (14. 1). „Sed si plures 
exerceant, unum autem de numero suo magistrum fecerint, 
hujus nomine in solidum poterunt conveniri.‘ 
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ſellſchafter Inftitor der Geſellſchaft iſt, mo daun jeder 
Geſellſchafter die Gefellfchaft verbindet ”. 

II. Die Beredtigung. Durd die unter recht: 
mäßigem Gebrauch der Firma abgefchloffenen Gefchäfte 
werden ſämmtliche Gefellfchafter berechtigt. Durch bie 
Handelsgeſchäfte ift jeder Gefellfchafter ſolidariſch den 
Dritten gegenüber berechtigt, weil jeder Theilnehmer es 
iſt“; jeder Gefellfchafter darf alfo die ganze Yorderung 
geltend machen. Diefer Schluß gilt aber nicht in Betreff 
von Handwerfsverfäufen, auch wenn fie Handelsgefchäfte 
find, da fie es daun nur durch die Dritten aber nie durd) 
die Gefellfchafter find, mithin die Vorausfegung für die 
jolidarifche Berechtigung fehlt. Hinfichtlich der Forderungen 
aus Handwerksverfäufen entjcheidet vielmehr das übrige 
gemeine Necht. Diefes ergiebt nach der richtigeren Mei- 
nung dafjelbe Refultat, weil der von mehreren Vollmacht— 
gebern ſchlechtweg alfo ungetheilt ausgefprochene Bollmadht- 
wille von jeden ganz ausgefprochen ift. Nach einer andern 
Meinung” kann jeder Gefellfchafter nur nad) Maafgabe 
feines Gefellfchaftsantheils die Gefellfchaftsforderung geltend 
machen, weil fie ihm den Gefellfchaftern gegenüber nicht 
weiter zuftehe; es kommt aber für das Verhältniß der 
Geſellſchafter nah außen Hin auf den Vollmachtswillen 
und nicht auf das Gefellfchaftsverhältnig ar. 

III. Berhältniß gefellfhaftlider und pris 
vater Schulden und Forderungen zu einander, und des 
Gefellfchaftsvermögens zum Privatvermögen der Gefell- 
Ichafter. Es find zu unterfcheiden Geſellſchaftsſchulden 


19) Auf diefes Verhältnig deutet L. 4. pr. D. de exerei- 
toria actione (14. 1). Dal. $ 119 Note 5. 

20) HOB Art. 269 Satz 2. 

21) Morftadt HR S. 63 Nr 4, beſonders Note 69. 
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und Privatfchulden, und Gefellfchaftsforderungen und Pris 
batforderungen der Gefellfchafter. Geſellſchaftsſchulden und 
Gejellfchaftsforderungen find nad) außen nur die unter 
Gebrauh der Firma contrahirten. 1. Compenjation. 
a. Ein Gefellfchafter ift berechtigt gegen feinen Privat- 
gläubiger (welcher zugleich Societätsfchuldner ift) zur Com— 
penfation mit der gegen dieſen zuftehenden Gefellfchafts- 
forderung, und zwar der ganzen, auch“ der ganzen For— 
derung aus einem Handwerfsverfauf. b. Ein Gefell 
ſchafter ift verpflichtet, von feinem Privatfchuldner (welcher 
zugleich Gefellfchaftsgläubiger ift) fich die Compenfation 
mit der dieſem zuftchenden Gefelffchaftsforderung gefallen 
zu laffen, und zwar zum vollen Betrag, weil fomweit dieſe 
Vorderung gegen ihn begründet if. 2. Concurs. Die 
einzelnen Perfonen, welche Gefelffchafter find, Fan man, 
um fie fämmtlih und im diefer Eigenfchaft zu bezeichnen, 
nennen die Gefellfchaft; es giebt aber Feine Geſellſchaft 
in dem Sinn einer von den einzelnen Gefelffchaftern ver- 
Ichiedenen Perfon und auch Fein Gefellfchaftsvermögen in 
dem Sinn eines von dem Vermögen des einen wie andern 
Gefellfchafter getrennt zu denkenden Vermögens. Das 
f. g. Gefellfchaftsvermögen, mit welchem Ausdrud man 
alferdings die gemeinfchaftlichen Sachenrechte und die Ge- 
ſellſchaftsforderungen und die Gefellfchaftsfchulden (actives 
und paffives Societätsvermögen) zufammen faffen Tann, 
ift weiter nichts als Vermögen des einen umd andern 
Gefeltfchafters, zu deffen Vermögen auch fein Gefellfchafts- 
antheil gehört. Das gefammte Vermögen eines Geſell— 
ſchafters haftet ohne Rückſicht auf feine Beftandtheile für 
die Gefeltffhaftsfchulden nicht mehr und minder als für 
feine Privatfhulden. Sein Antheil am Gefellfchaftsver- 


22) Vgl. oben den Tert vor Note 21. 
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mögen bildet mit feinem übrigen Vermögen eine Maffe, 
ein rechtlich gleichartiges Befriedigungsobject für feine 
Privatgläubiger wie für die Gefellfchaftsgläubiger, fo daf 
mithin weder ausſchließlich noch vorzugsweife berechtigt 
der Gefellfchaftsgläubiger auf das Gefellfchaftsvermögen 
und der Privatgläubiger auf das Privatvermögen iſt. 
Gemeinrechtlich gilt Fein Particularconcurs der Hanbels- 
gläubiger ”. Daher ift die Sufficienz des Geſellſchafts— 
vermögens fo wenig ein Grund für, wie die Infufficienz 
ein Grund gegen die Annahme, daß die Gefellfchafts- 
gläubiger zur vollftändigen Befriedigung gelangen. Die 
Ueberfchuldung eines Gefellfchafters führt wenn gleid) 
dahin, daß feine Privatglänbiger, doch nicht nothwendig 
dahin, daß die Gefellfchaftsgläubiger gar nicht oder 
unvollftändig befriedigt werden. Dies tritt erft dann 
ein, wenn ſämmtliche Gefellfchafter fallit geworden find. 
3. Ein Gefellfchafter kann mit der Gefellfchaft contrahiren 
d. h. mit den übrigen Geſellſchaftern“, fo daß er nicht 
nur aus dem Gefellfchaftsvertrag fondern auch aus ander- 
weitigem Vertrag Vorderungen und Schulden an die 
Geſellſchaft d. h. an die übrigen Gefellfchafter hat. 


23) Wie die Handelsgläubiger ins Privatvermögen übergreifen 
wollen und dürfen, fo aud mit demfelben Recht die Privat: 
gläubiger ind Handeldvermögen. Vgl. oben $ 51 Note 3 und 
Seuffert Ardhiv Bd 5. Nr 91 (DO. T. zu Stuttgart) Bd 6. 
Nr 302 ©. 424 Note 1, wo aud Literatur. A. M. ift 
mit Unrecht Morftadt HR G 20 Note 65 und Brindmann 
HRS 36. 48. 53. 

24) Mit fih felbft kann Niemand contrahiren. Unrichtig 
fagt Morftadt HR ©. 62: Soweit der Gefellichafter dadurd 
(daß er mit der Geſellſchaft contrahirt) mit ſich felber contrabirt, 
tritt freilih Eonfufion ein. Vgl. über jenen Sa Römer in 
Goldſchmidt Zeitihrift Bd 19. ©. 67 ff. 
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IV. Wer hat das Recht die Firma zur gebrauchen ? 
Der rechtmäßige Gebrauch der Firma (das Recht zu fir- 
miren, zu figniren, zu zeichnen, — er hat die Firma 
des Haufes) fteht an und für fich jedem Gefellfchafter 
zu, fo daß Jeder durch denfelben die übrigen Gefellfchafter 
verpflichtet *. Denn e8 ift eine gegenfeitige praepositio 
institoria” anzunehmen”. Der Grundfag ift auch in 
den Barticularrechten anerkannt”. Daraus folgt: wenn 


25) So aud Morftadt HR 8 21 C. ©. 65. Gapigny 
Obligationenreht Bd 1. $ 27 ©. 237. DO. T. zu Stuttgart 
(Seuffert Archiv Bd 7. Nr 86). O. A. G. zu Dresden (Seuf: 
fert Ardiv Bd 3. Nr 360). 

26) So auch das preußifche Landrecht $ 633. 634. 

27) Für dieſe gegenfeitige Bevollmächtigung Täßt ſich wohl 
eine allgemeine kaufmänniſche Anſicht behaupten (U. M. ift ° 
Fremery ©. 40 Note 1), fo daß die auf jene hinweiſenden 
Geſetze und Verträge und Girculare nur ausdrücklich aus: 
Iprehen, mas fi zunächſt von felbjt verfteht. An den Cir— 
eularen wird fie regelmäßig in der Form ausgeſprochen, daß 
gebeten wird, die Hundfchrift der Gefellichafter zu beadhten, und 
daß jeder Gefellihafter dann die Firma unterzeichnet, 3. B. 
„Unfer A wird zeichnen A&B, unfer B wird zeichnen A & B.” 
Wenn überdies bald der eine bald der andere Gejellichafter die 
Firma gebraucht und vertritt, fo ift die genenfeitige Bevollmächtis 
gung um fo Marer. Dal. befonders Elvers Themis Bd 1. Heft 3 
©. 526—528 und die Note 32 auf S. 529. 530. 

28) Nürnberger Reformation von 1564. Tit. 18. Geſetz 3. 
Hamburger Statuten von 1603. Tit. 10. Art. 8. 
Frankfurter Reformation v. 1611. Th. II. Tit. 23. Art. 9. 
Lüneburger Reformation von 1679. Tit. 23. (Pufen- 

dorf IV. ©. 698.) 
Churfürſtlich ſächſiſches Nefeript v. 1773 (vol. $ 116 
Note 8). - 
Preußiſches MR. 8 623. 633—635 (ift aufgehoben). 
Code de commerce Art. 22, 
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ſämmtlichen Gefelffchaftern oder mehreren oder einem durch 
den Gefellfchaftsvertag das Recht zu firmiren abgeſprochen 
oder befchränft ift, fo daß ein Dritter oder nur ein oder 
nur einzelne Gefellfchafter als Inſtitor, als der eigentliche 
Complementar, gelten foll, fo muß dies als eine Abän— 
derung der regelmäßigen in dem Gefellfchaftsverhäftnig 
jelbft Tiegenden Bevollmächtigung dem inzelnen ober 
dem Publicum gehörig gemeldet werden. Widrigenfalls 
haften dem Dritten” fämmtliche Gefellfchafter aus der 
Zeichnung des einen Gefellfchafters; es ift aber diefer 
jenen zum Scadenserfag verpflichtet ”, 


$ 119. 
Rechtsverhältniß zu dritten Perſonen. Abſchluß nicht unter 
der Firma. 


Andere Fälle Außer dem erörterten regelmäßigen 
Tall find folgende Fälle zu erwähnen. 

I. Wenn einer der Gefellfchafter contrahirt, aber 
nicht umter der Firma, fo ift zu umterfcheiden. 1. Er 
contrahirt in eigenem Namen. Dann ift nur er dem 
Dritten gegenüber verpflichtet und berechtigt“. Die Ge 


Rheiniſches HHG Art. 22 (ift aufgehoben). 
Badiſches Handeldredyt Art. 22 (ift aufgehoben). 
Cödigo de comercio Art. 268. 304—307. 

Codigo commercial Art. 555. 611. 613. 619. 665. 
Wetboek v. K. Art. 17. 29. 

29) Vorausgeſetzt, daß diefer den Mangel der Vollmacht bei 
der Gontractsabichliefung nidt wußte. Dem wiffenden Dritten 
haften fie nicht. Dal. Morftadt HRS 21 C. Note 71. 

30) So auch Hamburger Yallitenordnung Art. 64 No 5. 

1) So ift e3 für Theilnehmer ausgefprohen in Art. 269 
Sat 1 des HGB. Im Betreff von Handwerksverkäufen gilt 


|. 2 
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ſellſchaft haftet dem Dritten’ nur fomweit, als fie bereichert 
iſt', und zwar ift jeder Gefellfchafter nur nach Maaß— 
gabe feines Antheils an der Bereicherung verbindlich‘. 
2. Er -contrahirt angebend, daß er als Gefellfchafter aber 
nur für feinen Gefellfchaftsantheil contrahire. Dann ift 
er nur foweit verpflichtet und berechtigt, als fein Antheil 
an dem Gefchäft geht‘. 

Il. Wenn alfe Gefellfchafter zufammen contrahiren, 
dann ift, da die Gefchäfte durch fie Handelsgefchäfte find, 
jeber Gefellfchafter dem Dritten gegenüber folidarifch vers 
pflichtet und berechtigt. Sind jedoch von Handwerkern 
Handwerksverkäufe gefchloffen, mögen diefe auch durch 
den andern Theil Handelsgefchäfte fein, dann haftet jeder 


dafjelbe, nad dent biäherigen Recht: L. 13. C. si certum 
petatur (4. 2). Nürnberger Reformation Tit. 18. Gefeb 3. 
— Frankfurter WO von 1739. $ 7. — Hamburger Fallitens 
ordnung Art. 64. No. 4. — Baierſche WO v. 1785 8 4. — 
Cödigo de comerceio Art. 296. 297. — Casaregis II. disc. 78. 
No 7—16. ©, 146. 147. 

2) Natürlich; vorausgefeht, daß gegen fie die mandati oder 
negotiorum gestorum actio de3 Gefellihafterd befteht. Oben 
$ 72 Note 4 und $ 71 (mit 70). Bol. auch von Vangerom 
Pandekten Bd 3. $ 653 zu Ende, &. 456. 

3) L. 82. D. pro socio (17. 2). Bol. Treitfchle Ge— 
merbegejellihatt $ 61. ©. 160—165, der mir aber mit line 
recht ein verfehrte® argumentum e contrario zufdreibt, deſſen 
Anfiht übrigens von der Vorausfehung der de in rem verso 
actio (a. a. O. 6.164) zu beftreiten ift. Pal. oben F71 NrI. 

4) L. 10.8 4. L. 13. D. de in rem verso (15. 3). 

5) L. 4. pr. D. de exereitoria actione (14. 1), Si tamen 
plures per se navem exerceant, pro portionibus exereitionis 
eonveniuntur: neque enim invicem sui magistri videntur. 


6) HGB Art. 230. 281. Art. 269 Sab 2. 
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Geſellſchafter nur theilweife für die Schuld” und bie 
Forderung gegen den Schuldner ift einem jeden Gefell- 
Ihafter nur theilweife erworben‘. Die Forderung ift 
erworben nah Maafgabe des Gefellfchaftsantheiles *. 
Wird aber nad Kopftheilen oder nad Maafigabe des 
Geſellſchaftsantheiles gehaftet? Es feheint das Letztere“ 
das Richtigere zu fein". Die Art der Haftung ift übrigens, 


7) Denn die folidariiche Haftung mehrerer Contrabenten 
verftebt fi) nur in Ausnahmsfällen, deren bier Feiner vorliegt, 
von ſelbſt. L. 11. 8 2. D. de duob. reis constit. (45. 2). 
Schriftiteller bat Gtüd Bd 15. ©. 465 Note 37. 38. Bol. 
Fremery chap. III. S. 21—30, welder für die folidariiche 
Haftung eine allgemeine Handelsüiance zu beweiſen fucht. 

8) L. 11. $ 1. D de duobus reis constituendis. (45. 2) 

9) So ſcheint e8 nad L. 9. C. si certum petatur (4. 2) 
quod dedisti solum restitui tibi. Nicht entgegen ift L. 11. 
81.D. eit. VBgl. aber aud L. 32. D. de R. C. (12. 1). 

10) L. 4. pr. de exercitoria actione (14. 1) (f. Note 5). 
L. 44. 8 1. D. de aedilitio edieto (21. 1): actio ex empto 
cum singulis pro portione, qua socii fuerunt. Die L. 27. D. 
pro socio (17. 2) trifft nidyt unfere Frage (Glück Bd 15. ©. 564). 
Auch die L. 11. 8 2. D. de duobus reis constituendis (45. 2) 
entfcheidet, obgleich e3 heißt partes viriles, nicht, weil fie unfere 
Frage nicht im Auge bat. So auch nicht, aus demjelben Grunde, 
L. 31. 8 10. D. de aedilitio edieto (21. 1). 

11) Es fommt darauf an: ob der Dritte das innere Ber: 
hältniß erfragen mußte, wenn nicht nad demfelben, oder die 
Geſellſchafter es annonciren mußten, wenn nach demfelben gebaf: 
tet werden follte. Iſt das Lebtere, fo muß man bei den Stellen 
der vorigen Note die geſchehene Anzeige fubintelligiren, ift das 
Eritere, fo bat das römische Recht den Sak: der Gontrabent, 
welcher ſich nad der inneren Seite nicht erfundigt, ergiebt fich 
dieſer. Das Gubintelligiren ift mißlich und überdies ift für 
diefen Sat die L. 19. deR, J. Der Meinung, daß nadı Maaß— 
gabe des Gefellihaftsantheild gehaftet werde, ift auch Mindfcheid 
Pandeltenreht Bd 2. $ 407 Note 7. 
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es mag die Gefellfchaft noch beftehen oder nicht, 
dieſelbe“. | 

III. Wenn ein Dritter, welcher Bollmacht zum 
Gebrauch der Firma hat, nicht unter der Firma contras 
birt, alfo in eigenem oder in anderweitigem fremden Na— 
men, fo entfcheiden fich die Verhältniße nad) allgemeinen 
Grundfägen; die erhaltene aber nicht gebrauchte Vollmacht 
ift ohne Einfluß, der erhaltene Auftrag kann von Ein- 
fluß fein, 3. B. wegen Bereicherung. 


$ 120. 
Aufhebung. 


I. Die Aufhebung" der Kleinhandelgefellfchaft kann in 
gänzlicher Auflöfung der Gefellfchaft beſtehen oder darin, 
daß die Gefellfchaft die Perfonen ändert, indem entweder 
ein Gefellfchafter wegfällt (durch Austritt’, Ausſchluß', Tod) 
oder ein neuer Gefellfchafter eintritt oder ein Gefellfchafter 
wegfällt und ein neuer eintritt. In den drei legten Fällen, 
von denen die beiden legten nur mit Zuftimmung der übrigen 
Geſellſchafter ftattfinden Können‘, ift die alte Geſell— 
fchaft aufgehoben und eine neue entftanden. Wenn im 
Uebrigen die Verhältnifje der alten Gefellfchaft ganz oder 


12) Glück Bd 15. ©, 462—465. 

1) Sehr ausführli: Codigo commercial Art, 693—747 
und ungrifher XVII. Geſetzartikel $ 39—53. Ueber die Be: 
rechnung für die Auseinanderfeßung vgl. die Schrift (von Cleyn— 
mann) Von Handelsgefellfhaften, ihrer Auseinanders 
feßung u. ſ. w. Frankfurt a. M. 1825. 

2) Ueber Austritt: L. 65. 8 3—8. L. 17. 18. D, pro so- 
cio (17. 2). Brindmann HR S 46. 

3) Ueber Ausflug: Brindmann HR $ 47. 

4) L. 19, D. pro socio (17, 2). 
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theilweife bleiben, nennt man die neue Gefellfcaft eine 
fortgeſetzte Geſellſchaft. Diefe ift aber immer eine neue 
Geſellſchaft', auch wenn, was gültig gefchehen kann“, 
gleich anfangs verabredet iſt, daß im all des Wegfallens 
eines der Gefellfchafter die übrigen die Gefellfchaft fort- 
fegen wollen, auch wenn an die Stelle eines verjtorbenen 
Gejellfchafters deſſen Erbe als nunmehriger Gefellfchafter 
aufgenommen wird. Diefe Aufnahme ift freier Wille 
der übrigen Gefellfchafter, denn die Gejellfhaft geht nicht 
auf die Erben über”, auch nicht wenn diefer Uebergang 
durch den Gefellfhaftsvertrag bedungen ift, da eine folche 
Beredung nichtig iſt'. Dies gilt auch in Betreff einer 
Kleinhandelgefellfchaft?. 


5) L. 58. $ 3. D. pro socio (17. 2). 

6) $ 5. L de societate (3. 26). L. 65. $ 9. D. pro so- 
cio (17. 1) Nah dem öfterreihiihen Gib. $ 1207 wird, 
wenn die Gefellihaft aus mehr als zwei Perfonen befteht, beim 
Abfterben der einen „von den übrigen Mitgliedern vermuthet, 
daß fie die Geſellſchaft noch unter ſich fortfegen wollen.“ 

7) L. 37. D. pro socio (17. 2). L. 6.8 6. D. de his 
qui notantur infamia (3. 2). Vgl. Sein Annalen Bd 1. 
S. 27—30. 

8) L. 35. L. 59. pr. D. pro socio (17. 2). Died gilt 
aud noch gegenwärtig. Vgl. Windſcheid Pandeltenreht Bd 2. 
8 408 Note 11. Nady dem öſterreichiſchen Gſb. $ 1208 gilt 
fie in Betreff der Erben, nicht aber der Erbeserben. 

9) Glück Bd 15. ©. 471. 472. Gengler deutſches Privat: 
recht $ 110 Nr 4 ©. 491. 492. Anderer Anfiht Martens 
F 24 Rote b. Wernher observationes forenses P. 1. obs, 
167. ©. 235—239. Brindmann HR $ 50.  Unbegreif: 
ih! As ob für eine Handelsgefellihaft die Individualität, 
die certa persona, nicht entjcheidend ſei. Wie bedeutend fie ge: 
vade bier ijt, darüber vergl. 3. B. Noback Handelswillenihaft 
$ 175. 176. Die Beftimmung (auf welche Windfcheid hindeutet) 
des HGB Art. 123 Nr 2 für die Handelögefelihaft ift für die 
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II. Die Belanntmahung der Aufhebung der Ge— 
jellfchaft oder der Veränderung derfelben, für welche Tettere 
der Gefichtspunct bedeutend wird, daß fie Aufhebung der 
alten und Errichtung einer neuen Gejellfchaft in ſich ſchließt, 
ift in den Particularrechten oft abjolut vorgefchrieben, 
widrigenfalls in Betreff Dritter das alte Verhältniß als 
noch beftehend gilt”. Gemeinrechtlich kommt es, inwiefern 
fie für erforderlicd) zu achten fei, auf die Umftände an, 
wie das Folgende zeigen wird, 

III. Iſt die Gefellfhaft aufgehoben, fo haften die 
Geſellſchafter wegen aller von der Geſellſchaft contrahirten 
Schulden den Gläubigern fortwährend". Es pflegt Häufig 
befannt gemacht zu werden, daß der eine der Gefellfchafter 
(oder die neue Gefelljhaft) die ſämmtlichen Activa und 
(oder) Paſſiva oder daß er die Einziehung und (oder) 
Berichtigung aller Rechnungen übernehme”. Die Wirkung 


Kleinhandel:Gejellihaft ohne alle Bedeutung. Sie ift für jene 
ungefährlich. wegen des Rechts (Art. 125), die Auflöfung jeder- 
zeit aus wichtigen Gründen (nad ſchrankenloſem Ermefjen des 
Richters) zu verlangen. 

10) Frankfurter WO v. 1666 $ 6 und von 1739 8 6. 
— Preußiſches Landredt $ 627. 628. 658—660. 672—678, 
682. 683 (iſt aufgehoben). — Code de commerce Art. 46, 
— Rheiniſches HGB Art. 46 (ift aufgehoben). — Badiſches 
HR Art. 46 (iſt aufgehoben). — Regolamento Art. 45. — 
Cödigo de comercio Art. 289. 292. 328. 331. 335. — Co- 
digo commereial Art. 602. 720. 721. — Wetboek v. K, 
Art. 30. 31, 

11) Bol. Hagemann practifhe Erörterungen Bd 6. ©, 
266—269. 

12) Elverd Themis Bd 1. Heft 3. ©. 517. 521. Fre- 
mery chap. XII. ©. 67—71. Ungriſcher XVIII. Gejeßartifel 
$ 42. 44. 

13) So auch O. T. zu Stuttgart (Seuffert Archiv Bd 7. Nr 21). 
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für die Schuldner und Gläubiger ift aus dem Gefichts- 
punct zu bejtunmen, daß die Cejjion von Forderungen 
gültig ohne und wider Willen des Schuldners gefchieht, daf 
aber einem Gläubiger wider Willen ein anderer Schuldner 
nicht aufgedrungen werden darf; ein folder Wille des 
Gläubigers liegt weder im feinem Schweigen zu jener 
Bekanntmachung”, felbjt nicht wenn die letztere erklärt, 
daß fie das Schweigen als Einwilligung nehmen werde", 
noch allein darin, daß er fich mit dem augewieſenen Li- 
quidator in Verhandlungen eingelaffen hat“. 

IV. Bei der Fortfegung der Gefellfchaft, fer es 
nur oder theilweife durch neue Gefellfchafter, haften 1. die 
alten Gefellfchafter für die von der alten Gefellfchaft 
contrahirten Schulden; und haften 2. die neuen Ge 
ſellſchafter für die von der neuen Geſellſchaft contras 
hirten Schulden. Es bleiben noch zwei Fragen: Haften 3. 
die alten Gejellfchafter für die Schulden der neuen 
Geſellſchaft“? Wenn die Veränderung der Geſellſchaft 
auf eine Dritte verbindende Weife befannt gemacht worden 
ift, dann haften fie nicht. Hieher gehört auch der Fall, 
wenn die Handlung unter einer neuen Yirma fortgejegt 
wird, fowie werm gleich bei ihrer Errichtung die Dauer 
derjelben beftimmt und fie nicht früher aufgehoben worden 
it”. Wenn e8 an einer foldhen Bekanntmachung fehlt, 


14) von Savigny Syſtem des heutigen römiihen Rechts. 
Vd 3. $ 132. ©. 248. 249. 

15) Denn der animus novandi muß ausdrüdlih erklärt 
werden. Mit Unrecht behauptet einen abweichenden Handelsge— 
brauch: Nürmberger Sammlung nürnbergifher HR Gewohn: 
beiten ©. 11. 12. 

16) L. 58. $ 2. 3. D. pro socio (17. 2). 

17) Code de com. Art, 46. — Rheiniſches HGB Art. 
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fo ift zu umnterfcheiden. Dem Gläubiger, welcher die 
Auflöfung der Geſellſchaft wußte, haften fie nicht". Der 
Gläubiger, welcher die Auflöfung nicht wußte, hat ent- 
weder mit einem folchen Geſellſchafter oder Dritten con- 
trahirt, den er für einen Iuftitor der alten Gejellfchaft 
anzufehen berechtigt war, danı haften ihm die alten Ges 
ſellſchafter“ nach den Grundjägen, welche über die Auf- 
hebung des Inftitorenverhältniffes gelten. Oder es 
fiegt der entgegengefegte Fall vor. Dann kann fein Ans 
fpruch gegen die alten Geſellſchafter weder auf ein wirk— 
liches noch auf ein vermeintliches Geſellſchaftsverhältniß 
gegründet werden, fie haften ihm alfo nicht. Dies aud) 
dann nicht, wenn ihre Namen in der Yirma ftchen, weil 
der Gläubiger daraus gemeinvechtlich nichts folgern darf”. 
Wo aber das Particularreht (e8 möchte denn aufgehoben 
fein) vorfchreibt, daß die Firma nur die Namen wirklicher 
Geſellſchafter enthalten foll, da hat das Stehenlaffen des 


46. — Badiſches HR Art. 46. — Cödigo de comercio 
Art. 292. 335. — Codigo commercial Art. 602. — Wet- 
boek v. K. Art. 31. 

18) L.1.81.D. de A.E. V. (19. 1).... neque cer- 
tiorari debuit, qui non ignoravit. Die hamburger Falliten: 
Ordnung Art. 65 iſt firenger: nur dem annoncirten, nicht dem 
wiffenden ereditor präjudicirt die Aufhebung. 

19) Frankfurter WO von 1666 $ 6 und von 1739 $ 6. — 
Hamburger Zalliten » Ordnung von 1753. Art. 65; vol. die 
hamburger Statuten von 1603. Tit. 10. Art. 8. — Augs: 
burger WO von 1778. cap. 11. $ 3. — Baierfhe WO 
von 1786. $ 4. — Preußische: Landredt $ 658—660. 675. 
676 (it aufgehoben). — Wetboek v. K. Art. 30. 31. 

20) Die Beftimmungen des HGB über die Firmen find hier 
gleichgültig, weil fie nad Art. 10 auf Kleinkaufleute Keine An: 


wendung finden. 
THÖVE Handelsregt. Ir Bd. dte Aufl. 96 
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Namens in der Firma die Haftung des Namenträgers, 
als fei er wirklicher Gefeltfchafter, zur Folge. 4. Haften 
die neuen Gefellfchafter für die Schulden der alten 
Gefeltihaft? Die Frage ift gemeinrechtlich“ zu vers 
neinen”. Denn wenn auch die neue Gefellichaft unter 
der alten Firma auftritt, jo ift doch dadurch von den 
neuen Geſellſchaftern nichts Anderes ausgefproden, als 
dat fie von num an dur den Gebrauch der Firma 
verpflichtet werden wollen. Anders ift es, wenn der neue 
Gefellfchafter nach außen Hin erklärt, daß er die alten 
Schulden übernehmen wolle”. Die Anfiht, auf welde 
die Bejahung gejtügt worden ift, daß der bloße Uebergang 
der Firma eine DBermögensjucceffion enthalte, welche die 
Firma für eine juriftifche Perfon erklärt, läßt fich weder 


21) Singulär ift es, wenn nad) der Hamburger Julliten- 
Ordnung von 1753 Art. 64 Nr 1—3 der neue Compagnon 
für die alten Schulden haftet, wenn er nicht drei Monate vor 
der Antretung der neuen Compagnie die Ereditoren der alten 
Sorietät oder Handlung hiervon benadhrichtigt, Damit dieſe ihre 
Schulden einfordern können. 

22) So aud D. T. zu Stuttgart (Seuffert Arhiv Bd 6. 
Nr 242 ©. 344. 345). Bluhme Encyclopädie $ 533 am 
Ende. Gengler deutſches Privatreht $ 110 Nr6 ©. 493. 
494, Anderer Anfiht ift mit Unrecht OAG. zu Lübeck 
(Seuffert Ardiv Bd 2. Nr 178. ©. 235) und Brindmann 
HRS 4. 

23) Eine folhe Erklärung liegt noch nicht 3. B. in der 
öffentlihen Erklärung des 3, daß „W und 3 die Handlung 
für gemeinfchaftlihe Rechnung und Verbindlichkeit unter der bis: 
herigen Firma führen und fortjegen werden.“ Go in dem Fall 
in Seuffert3 Ardiv Bd 2. Nr 178. Darin liegt nicht mehr 
ausgeſprochen, als daß 3 don nun an durd den Gebraud, 
der Firma wolle verpflichtet werden, 
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auf das Wefen der Berhältniffe noch auf allgemeine 
Rechtsgrundſätze noch auf eine Faufmännifche Nechtsüber: 
zeugung zurüdführen ", 


24) Diefe Anfiht it aufgejtellt worden in der Schrift von 
Zabor Beitrag zur Erörterung der BVerbindlichkeiten, welche aus 
dem Eintritt in eine Handlungsfirma entftehen, Frankfurt 1826, 
und in Elverd Themis Bd 1. Heft 3. Nr 3. ©. 59—72. 
Sie ift widerlegt in Elvers Themis Bd 1. Heft 3. Nir 18. 
S. 498—536 und in Gans Beiträgen zur Reviſion der preu— 
ßiſchen Gefetgebung. 1830. Bd 41. Abtheilung 1. Nr V. 
Im Refultat, faft au in der Deduction kommt mit jener Anz 
fit überein ein Aufſatz in Elvers allgemeiner juriftiiher Zeitung, 
dritter Jahrgang 1830. S. 335—340. Bol. aud) Gelpde Zeit: 
fhrift für HN Heft 2, Nr IL © 3—76 „Die Handeläge: 
ſellſchaft als juriftifche Perſon.“ 


26 * 
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Fünfte Abtheilung. 
Die Actiengefellfcaft. 


Einleitung. 


8 121. 
Begriff. 

Die Actiengeſellſchaft ift eine Gefellfhaft‘. Eine 
Geſellſchaft ift eine Actiengefellfchaft, wenn nad) dem Ge- 
jellichaftsvertrag jeder Gefellfchafter nur mit feiner Ein- 
lage betheiligt fein, mithin micht perſönlich d. h. nicht 
mit feinem Vermögen für die Geſellſchaftsſchulden den 
Gläubigern haften will”. Wenn diefer Wille vorliegt, 
jo it eine Actiengefellfchaft gewollt. Damit die gewollte 
AUctiengefellfchaft vorhanden ſei, bejtehe, iſt erforderlich, 
daß fie ins Handelsregifter eingetragen iſt'. Dies gilt 
(leider) von jeder Actiengeſellſchaft, auch der geringfügig- 
ften. Da die Actiengefellfchaft eine Geſellſchaft ift, fo 
fällt fie dem Begriff nad) unter die römische societas, 
und da bei ihr deutjchrechtlihe Abweichungen von den 
römischen Rechtsſätzen über die societas vorkommen, fo 
fällt fie aud) unter den Begriff der Genoſſenſchaft“ und 
ift fie mithin nicht eine juriftifche Perfon, denn eine ju— 
riſtiſche Perfon ift nicht eine Geſellſchaft (die beiden Be— 
griffe fchliegen einander aus), jo wenig wie ein Menſch 


1) Novelle $ 1 Art. 207 Sap 1. 

2) Novelle $ 1 Art. 207 Sat 1. 

3) Novelle $ 1 Art. 211. 

4) Es giebt deutſchrechtliche Atweihungen von den römijchen 
Rechtsſätzen über die societas. In diefem Sinn einer deutich- 
rechtlich modificirten societas giebt e3 eine Genoſſenſchaft, welche 
feine Nebelgejtalt iſt; in diefem Sinn ift die Actiengeſellſchaft 
eine Genoſſenſchaft. 
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mehrere Menfchen ift; was aber nicht eine Geſellſchaft 
ift, kann auch nicht eine Actiengefellihaft fein’. Es giebt 
Actiengefellfchaften, welchen Nechte der juriftifchen Perfon 
durch eine Konceffion beigelegt find; dies ift, wenn auch 
meiftens bedeutungslos, doch begrifflich Fein Widerſpruch. 
Die Actiengefellfchaft läßt fich denfen in großen und Flei- 
nen Verhältniffen, mit großen und mit Heinem Capital. 
Das zur Realifirung des Gefellfchaftszwedes nöthig ers 
achtete Capital wird, auf feinen Geldwerth angejchlagen, 
in beftimmte Theile zerlegt gedacht. Diefe Theile find 
meistens gleich groß und drüden eine runde Summe 
aus. Ueber jeden derfelben wird eine Urkunde ausgefer- 
tigt, welche die Theilnahme an der Gefellichaft für diefen 
Theil ausfpriht. Der Antheil, ſowie auch die Urkunde, 
heißt Actie, der zufolge der leßteren berechtigte Gefell- 
Ichafter Actionär, die Geſellſchaft Aetiengefellfchaft". 
Die Urkunde bezeugt die Theilnahme an der Gefellfchaft 
und enthält meiftens zugleich eine Duitung für die ganz 
oder theilweife eingelieferte Einlage. Sie lautet auf Na- 
men oder auf Inhaber. Wem wird fidirt? Der Credit 
(Vertrauen auf Erfüllung) wird geſchenkt dem Capital 
(Realeredit) und dem Wollen und Können (Perſonalere— 
dit) gefannter oder ungekannter Perfonen, nemlich derjeni- 
gen, von deren Perfönlichfeit der Gläubiger die Erhaltung 
des Grundvermögens erwartet, oder der Actienzeichner oder 
Nehmer von Interimsfcheinen oder Actien die Vertheilung 


5) Das Genauere unten $ 150. 

6) Andere Benennungen. Die namenlofe Gefellihaft. Die 
unbenannte Geſellſchaft (badiſches HN). La socidtE anonyme 
(Code de com.). La societä anonima (Regolamento), La com- 
pañia anönima (Cödigo de comercio. A companhia (Codigo 
commercial). De naamlooze vennootschap (Wetboek v. K.). 
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einer Dividende erwartet. Jene activen (rührigen und 
Mugen) Perfonen kann man die Leiter nennen. Für ver- 
ſchiedene paffive Perfonen find verfchiedene active Perſo— 
nen die Leiter, 


8 122. 
Quellen. 


Der Inhalt der auferdeutfchen Geſetze! und der frü- 
heren deutfchen Landesgefege ift für die Findung des ge 
genmwärtigen deutjchen Rechts gänzlich oder beinahe gleich— 
gültig geworden durch die erfchöpfend oder fat erſchöpf— 
end bejtimmenden und zwar über jede Actiengefellichaft, 
gleichviel welches der Gegenftand des Unternehmens fein 
mag, bejtimmenden beiden Neichsgefege, nemlich das 
RHGB und das zum Neichsgefeg gewordene Bundes: 
gejeg betreffend die Kommanditgefellichaften auf Actien 
und die Actiengefellfchaften vom 11. Juni 1870'. Letz— 
teres iſt die Actiennovelle auch fchlechtiweg die Novelle, 
two dics genügte, genannt worden. Die Novelle hat auf 
das RHGDB formell und fachlich eingewirkt. 

I. Das RHGB in feiner munmehrigen Geftalt. 
Der allein maafgebende Driginaltert des RHGB’ Hat 
durch den S 1 der Novelle eine Mehrzahl von Artikeln 
gänzlich verloren; fie find durch den bisherigen Ziffer 


1) 3. B. Code de commerce Art. 29—46. — Regola- 
mento Art. 28—36. 39. 44. — Côdigo de comercio Art. 276 
— 295. — Codigo commercial Art. 538—546. — Wetboek 
v. K. Art. 36—56. — Ungrifher XVII. Geſetzartikel $ 34— 
57. — Güterbod die englifhen Actiengejellichaftsgejege von 1856 
und 1857. Vollftändig indeutfch er Ueberſetzung. Berlin 1858. — 
Keyßner die Actiengejellihaften S. 35—39. 

2) Bundes: Gejebblatt S. 375—386. 

3) Bgl. oben 8 21. 
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zahlen entfprechende Artikel der Novelle erſetzt worden, 
welche Artikel der Novelle einen Text Haben, der von 
den Text des RHGB dadurch abweicht, daß er entweder 
Weglaffungen oder Zufäge oder Aenderungen enthält. 
Demnad) giebt es gar nicht mehr, formell durchaus nicht 
mehr, fieben und zwanzig Artikel des RHGB.. Ders 
noch werden diefe erlofchenen Artikel des RHGB, melde 
nunmehr mit einem mehr oder weniger neuen Inhalt 
jieben und zwanzig Artifel des 8 1 der Actien Novelle 
geworden find, noch vielerwärts als Artikel des RHGB 
angeführt. Es wird damit auf einen gar nicht vorhan- 
denen Text verwiefen, welcher im Driginaltert des RHGB 
gar nicht zu finden ift, welcher fich aber allerdings in 
nunmehr ſoweit falfchen Abdrüden und Ausgaben des 
RHGB findet. 

II. Die Xetien-Novelle‘. Der neue Tert dieſes 
jüngeren Neichsgefeges gegenüber dem Text des RHGB 
enthält theils neue Nechtsjäge theils nur Wiederholungen 
in neuer Form. Die neuen Redhtsfäte (melde abs 
folute find und, um dies zu bezeichnen, nicht treffend 
Normativbeftimmungen und fogar Normativbedingungen 
genannt find) find folgende. 1. Die ftaatliche Geneh- 
migung ift nicht mehr erforderlih. 2. Die ftaatliche 
Beauffichtigung foll wegfallen. 3. Jede Actiengefellfchaft, 
gleichviel welches der Gegenjtand des Unternehmens jei, 
unterliegt den Rechtsſätzen der beiden Neichsgefege. 4. Ein 
Auffichtsrath ift nicht wie bisher facultativ fondern obli- 


4) Es find die Artikel 5. 173. 174. 175. 176. 178. 198. 
199. 203. 206. 207. 208. 209. 210. 211. 212. 214. 215, 
217. 222. 225. 239. 240. 242. 247. 248. 249, 

5) Neichstags: Verhandlungen 1870. Keyßner die Actienges 
fellihaften ©. 39 ff. 


N 
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gatoriſch. 5. Die Actien follen auf einen bejtimmten 
Betrag lauten. 6. Das Grundkapital ſoll vollftändig 
gezeichnet und ein beflimmter Theil eingezahlt fein, bevor 
die Eintragung in das Handelsregifter gefchehen darf. 
7. Für die Befonderheit, daß das Grundfapital gleich 
anfangs zu einem Theil nicht in baarem Gelde bejtehen 
foll, und daß zu Gunſten eines Acttonärs oder mehrerer 
befondere Vortheile bejtehen follen, foll nicht immer das 
Statut genügen. 8. Die vor der Eintragung in das 
Handelsregifter ansgegebenen Actien follen nichtig fein. 
9. Strafen für die Mitglieder des Auffichtsrathes und 
des Vorftandes. Wiederholungen in neuer Form 
finden fi) im mehreren Artikeln. Uebrigens Hat das 
HGB num zuweilen falfche Citate'. 

III. Im Kraft getreten ijt die Novelle für das 
Gebiet des norddeutfchen Bundes mit dem 9. Juli 1870, 
welcher Tag alfo der erfte Tag der Geltung ift‘. Für 
Baden, Siüdheffen, Württemberg und Bayern ift die No- 
velle fpäter in Kraft getreten. 

IV. Der Schu gegen UÜeberliftung des Publikums 
durch Vorgründerei und Gründung und dur die Vers 
waltung der beftehenden Actiengefellichaften, auf welchen 
gefonnen wird, ift, nachdem er durch die ftaatliche Geneh— 


6) Hierher gehört richtig verftanden S 1 Art. 215 Satz 3. Ferner 
8 1 Art. 217 Sak 2. Ferner $ 1 Art. 239a Ziffer 1. 2. 3. 
7) HOB Art. 221. 227. 243. 

8) Das betreffende Stück des Bundesgefeßblattes, Nr 21, ift 
in Berlin ausgegeben den 25. Juni 1870. Der vierzehnte Tag 
nadı Ablauf dieſes Tages ift der 9. Juli, mit diefem Tage 
beginnt die verbindliche Kraft diefes Geſetzes (Verfaffung Artikel 2. 
B. G. Bl. 1867 Seite 3.), der erfte Tag der Geſetzeskraft, der 
Geltung, ift alfo der neunte Juli 1870, 
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migung und die ftaatliche Beauffichtigung nicht mehr ges 
währt wird, weniger von neuen Gefeten privatrechtlichen 
Inhaltes zu erwarten, als von der Fräftigen Handhabung 
der Strafgeſetze gegen die Tiftigen ihnen verfallenen Vor: 
gründer, Gründer, Vorftandsmitglieder, Auffichtsräthe, 
welchen aber freilich, weil ihre fie gravirenden Ihaten im 
Dunkeln fchleichen uud fo fchwer ans Licht zu zichen find, 
ſchwer beizufommen: ift. 
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Literatur. 

Literatur. Kritz über das Weſen eines Actienvereines in 
deſſen Sammlung von Redtsfällen Bd 3. 1841. Nr XIV. 
S. 311—353. — Treitſchke einige Fragen Actiengeſellſchaften 
betreffend, in der Zeitichrift für deutfches Neht Bd 5. Nr XL 
©. 324—353. — M. Pöhls das Recht der Actiengefellichaften. 
Hamburg 1841. — Bradenhoeft in Weiskes Nechtälerifon 
Bd 5. 1843. ©. 83-95. — F. U Marbach ein Wort über 
den Rechtscharakter der Actiengefellihaft. Leipzig 1844. — X. 
Holly das Recht der Actiengefellicaften (in der Zeitfchrift f. 
d. R. u. d. R. W. Bd 11. 1847. Nr X. ©. 317—449). — 
Reyſcher über das Verhältniß der Aktionäre zu den Gläubigern 
der Actiengeſellſchaft in der Zeitſchrift für deutſches Recht Bd 13. 
S. 382—413. — Gerber Bemerkungen zur Beurtheilung ges 
noſſenſchaftlicher Verhältniſſe in Lindes Zeitſchrift f. C. R. u. Pr. 
Neue Folge Bd12. S. 193—216. — Herrmann der Rechts— 
harakter der Actienvereine Leipzig 1858. — Vogt zur Theorie 
der Handelsgefellihaften, insbeſondere der Actiengeſellſchaften in 
Goldſchmidt Zeitihrift Bd 1. S.477—539. — Unger zur Lehre 
von den juriftiihen Berfonen in der Kritifchen Ueberihau Bd 6. 
©. 147—188. — Goldſch midt der Lucca-Piſtoja-Actien-Streit. 
Frankfurt a. M. 1859. Goldſchmidt Nachtrag. Frankfurt 1861. -- 
Roesler die rechtliche Natur des Vermögens der Handelsgefell: 
haften nad) römiihem Recht in Goldfchmidt Zeitfhriit Bd 4. 
©. 252— 326. — Bekker Zweckvermögen, insbefondere Peculium, 
Handeldvermögen und Actiengefellichaften in Goldihmidt Zeit: 
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Ihrift Bd 4. ©. 499 —567, zuvörderſt S. 565—567. — La: 
denburg Eind Handelsgefellichaften juriftiiche Perfonen ? in Sie: 
benhaar Arhiv für d. WR ımd HN W110. S. 227—257. — 
W. Auerbad das Gefellihaftswefen. Frankfurt a. M. 1861. 
S. 184—407. — Fick über Begriff und Geſchichte der Actien— 
aefelihaften in Goldihmidt Zeitihriftt Bd 5. S. 1—63 — 
W. Auerbach das neue Handelsgeſetz. 1863. ©. 161—215. 
S. 215—232. — Nenaud dag Neht der Vctiengefellichaften. 
Leipzig 1863. — Gierke, das deutiche Genoffenichaftsreht Bd 1. 
S. 990 ff. — Ibering der Lucca : Piftoja « Nctienftreit. (Bes 
fonderer Abdruck aus dem Archiv für praftiiche Rechtswiſſenſchaft.) 
1867. — Geſetz betreffend die Kommanditgeſellſchaften auf At: 
tien und die Aktien: Gefellihaften vom 11. Juni 1870. Mit 
... Erläuterungen... .von Endemann. Berlin 1870. — Bet: 
fer Beiträge zum Nctienreht. In Goldichmidt Zeitihrift Bd 17. 
1872. &. 379—465. — Hugo Keyßner die Actiengeſellſchaften 
und Kommanditgefelihaften auf Actien. Berlin 1873. — En 
demann das Recht der Mctienaefellihaften, der Kommanditgeiell: 
Ihaften auf A. und der Genoffenfchaften. (Als Nachtrag zu deffen 
Darftellung des deutichen Handelsrechts. 2. Aufl. 1868.) Hei: 
delberg 1873. — W. Auerbach da3 Actienweſen. Frankfurt 
a. M. 1873. — Niffen über die Erhöhung des Grundcapitals. 
In Goldſchmidts Zeitichrift Bd 19. 1873. ©. 353—396. — Pa: 
denburg zur Geſchichte der Actiengefellihaft im Archiv für das 
TER und HN N. 3. DB 6. 1874. ©. 344—356. — Die 
Reichstagsverhandlungen vom 4. April 1873 über die Anterpel- 
lation Lasker und Genofien, Handbabung der Geſetze über Ac: 
tienwefen betreffend. Seperat:Abdrud der amtlidhen ftenogr. Be— 
richte. Berlin 1873. — Zur Neform des Nctiengefellichaftsmeiens. 
Drei Gutachten auf Veranlaffung der Eiſenacher Berfammlung zur 
Beiprehung der foctalen Frage abgegeben von H. Wiener, Dr. 
Goldfhmidt, Dr. Behrend. Leipzig 1873. — Verhandlungen 
des elften deutihen Juriftentages. Bd 2 1873. ©. 71—136. 
310—320. Wolffſon. — Strombed ein Votum zur Reform 
der deutfchen Nctiengefeßgebung. Berlin 1874. — Verhandlungen 
des Vereins für Socialpolitit am 12. und 13. October 1873. 
Herausgegeben vom ftändifchen Ausſchuß. Leipzig 1874. Referat 
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des Prof. Wagner S. 51—89. Gorreferat des Juſtizrath 
Wiener S. 90—104. — Das neuefte Werk ift: Molle die 
Lehre von den Uctiengefellichaften und den Commanditgeſellſchaften 
auf Xctien. Berlin 1875. 


8 124. 
Rückwirkung der Novelle auf frühere Nctiengefellichaften. 


Für diejenigen Aetiengefellfchaften, melde vor dem 
erften Tage der Geltung der Novelle! nicht in das Han— 
delsregifter eingetragen und dennoch gültig errichtet find, 
weil fie (feine Handelsgefellfchaften) der Eintragung nicht 
bedurften, gelten Webergangsbeftimmungen’, welche Fol— 
gendes ergeben. Sie find und bleiben fammt ihren Ac- 
tien jo gültig wie bisher‘. (Soweit alfo Feine rückwir— 
fende Kraft der Novelle). Sie follen aber fortan zur 
Eintragung in das Handelsregifter angemeldet werben 
nebjt gehöriger Zeichnung oder Einreihung der Zeichnung 
der Firmen und Unterfchriften‘. Die Eintragung foll 
gejchehen, wenn gleich die reichsgefeglichen Borausfegungen 
für die Eintragung einer gewollten Actiengefellfchaft 
fehlen‘. Die frühzeitige Anmeldung bewirft Vorrechte. 
1. Diejenigen, welche binnen der erften drei Monate 
feit der Geltung der Novelle angemeldet find, haben 
vor den übrigen folgende Vorrechte. Sie dürfen ihre 
bisherige Yirma unverändert beibehaltens. (Someit alfo 
feine rückwirkende Kraft der Novelle.) Die Beſchränkung 


1) Alfo vor dem 9. Juli 1870 im Gebiet des norddeutfchen Bundes, 
2) Novelle $ 4. 
3) ROHG Entih. Bd 8. ©. 58-62. 
4) Novelle $ A Nr 1. 
5) Novelle $ 4 Nr 3. 
6) Es Leiden auf fie nicht Anwendung die Artikel 17. 18. 
20. 21 Abſatz 2 des HGB. So die Novelle $ 4 Nr 2. 
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des Borftandes in der Befugniß die Gefelfichaft zu ver: 
treten bleibt noch fünf Jahre lang gültig’. (Soweit alfo 
feine rückwirkende Kraft der Novelle) 2. Diejenigen 
Actiengefellfchaften, welche binnen jener drei Monate nod) 
nicht angemeldet worden find, follen vermittelft Aufforder- 
ungen unter DOrdnungsftrafen und deren Einforderung 
zur Anmeldung angehalten werden‘. Diefe erfolgt mit: 
hin unausbleiblih. Diefe für die Gewinnung der Bor: 
rechte verjpätet angemeldeten Actiengejellfchaften unterliegen 
den ſämmtlichen Rechtsſätzen der beiden Neichsgefetze über 
die Actiengeſellſchaften. Someit haben diefelben alfo rück 
wirfende Kraft. 


8 13. 
Die nicht eingetragene Actiengeſellſchaft. 

Bor erfolgter Eintragung in das Handelsregifter be 
fteht die Aetiengefellichaft als folche nicht‘. Das heißt: 
eine gewollte Actiengeſellſchaft bedarf der Eintragung in 
da8 Hanbdelsregifter. Demnach giebt e8 ohne Eintragung 
weder eine Actiengefellfichaft im Sinne des HGB, d. h. 
mit allen Eigenthümlichkeiten des HGB, noch auch über: 
haupt eine Actiengefellfchaft, d. h. eine Gefellfchaft, bei 
welcher jeder Gefellfchafter nur mit feiner Einlage bethei- 
ligt ift und alfo nicht mit feinem Vermögen für die Ge- 
jellichaftsschufden haftet. Nicht eingetragene Actien— 
gefellfchaften giebt es demmach Heutzutage (feit der 
Actienmovelle) nicht. Dies erhält feine Beftätigung durd 
den weitern Sat, daß die Actien (die Gefellfchaftsantheile, 


7) Gerechnet vom Tage der Geltung der Novelle. Co die 
Novelle $ 4 Nr 4. 

8) Novelle $ 4 Nr 2. 

1) Novelle $ 1 Art. 211. 


* a. — 
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die Gefellfchaftsbetheiligungen) einer gewollten aber nicht 
eingetragenen Actiengeſellſchaft nichtig find, d. h. ſolche 
rechtlich nicht vorhanden find’, und durch den weitern 
Sat, daß, wer im Namen einer nicht eingetragenen, wenn 
gleich gewollten und im Uebrigen ganz fertigen Actienge— 
jellfchaft eine verpflichtende Handlung vornimmt, nur fic) 
und ſich perfönlich und ſolidariſch verpflichtet, eben weil 
er mit Hinweifung auf eine Geſellſchaft handelt, welche 
rechtlih gar nicht bejteht. Hiernach find von den feit 
der Actiennovelle (feitden jede Actiengeſellſchaft als Han— 
delsgeſellſchaft gilt) factiſch entſtandenen Actiengeſellſchaften 
eine nicht geahnte Menge ungültig und ſind die Vorſtands— 
mitglieder (Directoren, Entrepreneurs, Unternehmer, oder 
wie fie jonft heißen mögen) perſönlich und folidarifch ver- 
haftet, weil e8 an der Eintragung fehlt. Die bereits vor 
der Actiennovelle gültig entjtandenen bleiben gültig, es 
joll aber die Anmeldung zur Eintragung gejchehen und 
durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden’, 


g 126. 
Staatlihe Genehmigung und PVeauffichtigung. 

I. Die Uetiengefellfchaft bedarf nit aus dem 
Grunde, daf fie Actiengefellfchaft ift, der ftaatlihen 
Genehmigung. Der Artikel 208 des HGB, welcher 
die Beltimmung enthält: „Actiengejellfchaften können nur 
mit ftaatlicher Genehmigung errichtet werden“, ift durch 
den Artifel 208 des 8 1 der Novelle erfegt, welcher 
diefe Beftimmung nicht enthält. Sie findet fich reiche- 
gefeglich nunmehr nirgends ausgeſprochen. Die Yandes- 

2) Emtio venditio nulla est heißt nicht: der Kauf ift nichtig, 


fondern: ein Kauf ijt nicht da. 
3) Novelle $ 4 Nr 1. Bol. oben $ 124. 
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gefege, welche fie zur Errichtung von Actiengeſellſchaften 
vorschreiben, find durch den S 2 der Novelle aufgehoben, 
und nac eben diefem $ 2 follen für die bereits beftehen- 
den Actiengeſellſchaften diejenigen Beftimmungen der Ge 
jellichaftsverträge (aljo der Statuten) außer Kraft treten, 
welche die ftaatlihe Genehmigung betreffen. Demnach 
bejteht weder ein reichsgefegliches noch ein landesgefetzliches 
Gebot der ftaatlichen Genehmigung, und ift die Verein 
barung der ftaatlihen Genehmigung, gleichviel welchen 
Zwed fie Habe, ungültig. Demnach ift das Erforderniß 
ftaatlicher Genehmigung reichsgefeglich nicht geboten, und 
ift reichSgefeglich verboten ein landesgejetliches oder verein: 
bartes Erforderniß flaatlicher Genehmigung. Die Actien- 
geſellſchaft als Actiengeſellſchaft joll in allen Beziehungen 
frei fein von ftaatlicher Genehmigung '. 

II. Durd diefen Sag wird felbjtverftändlih, und 
fo it es überdies beftimmt in $ 3 der Novelle, nicht be 
rührt eine ftaatlihe Genehmigung, welche in Beziehung 
fteht zu dem Gegenftand des Unternehmens‘, 
welcher als folcher, oder zu befondern Privilegien, welche 
als jolche der ftaatlichen Genehmigung bedürfen; die Lan- 
desgejege und Beitimmungen der Statuten, welche eine 
folhe ftaatlihe Genehmigung betreffen, bleiben und find 
gültig. Die wegen des Unternehmens erforderliche ftaat- 


1) Demnach iſt die Eintheilung der Actiengeſellſchaften in 
ſolche, welche ftantlich genehmigt find (öffentliche, oetroirte), und 
foldye, weldye es nicht find (private), gegenwärtig nad) deutjchem 
Recht unpractiſch. 

2) Die Motive zur Novelle (Reichstagsverhandlungen 1870. 
Bd 4 S. 650) erinnern an „Eijenbahnbau, Banfnoten-Emiffion, 
Ausgabe von Schuldverfhreibungen au porteur, Auswanderungs: 
Bermittlung, Verſicherungsgeſchäfte.“ 
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liche Prüfung ift ein Staatsverwaltungsact zum Zweck 
der Verwerfung oder Genehmigung, nicht aber zur Er- 
gänzung des Privatwillens”; die Genehmigung begründet 
feine andern Nechte, als welche anderweitig gewollt find. 
Durd die ftaatliche Genehmigung wird das Statut nicht 
Gefep‘, auch nicht wenn es überdies vermittelft der 
Geſetzſammlung publicirt ift’; es ift und bleibt Ber 
tragsinhalt, ift aber nunmehr adminijtrativ bejtätigter 
Inhalt. 

III. Alles vorhin von der ftaatlihen Genehmigung 
Bemerkte gilt gleichmäßig auch von der ſtaatlichen 
DBeauffihtigung, infofern fie die Actiengefellfchaften 
als Wctiengejellichaften treffen fol. Reichsgeſetzlich be: 
fteht eine folche nicht, das RHGB iſt foweit durch die 
Novelle aufgehoben, indem die Artikel des HGB, welde 
ihrer erwähnen, ſämmtlich durch andere Artikel, welche 
ihrer nicht erwähnen, erjegt worden find. Die landesge- 
jeglichen Gebote und die (in den Statuten) vereinbarten 
Beftimmungen find ungültig. Die Uctiengejellfchaft als 
Actiengeſellſchaft ſoll frei jein von ftaatlicher Beaufſichti— 
gung. Durd) diefen Sag wird jelbjtverftändlidh, und fo 
ift es überdies beftimmt in 8 3 der Novelle, nicht ber 
rührt eine ftaatlihe Beaufſichtigung, welche in Beziehung 
fteht zu dem Unternehmen, weldies als folches, oder 
zu befonderen Privilegien, deren Ausübung der ftaatlichen 
Beaufſichtigung unterworfen iſt; die Landesgefege und 
Beftimmungen der Statuten, welche eine jolche ftaatliche 
Beauffichtigung betreffen, bleiben und find gültig. 


3) ROHG Entih. Bd 11. ©. 383 —386. 
4) ROHG Entſch. Bd 4. ©. 58. Bd 13, ©, 123. 
5) ROH® Entid. Bd 7. ©. 270. 
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8 127. 
Veberblid. 


Die einzelnen Handlungen und Perſonen und Ur- 
funden, welde eine beabfichtigte Actiengefellfchaft zur 
Entſtehung bringen, follen bier der Ueberſicht wegen 
mit (inhaltsjchweren) Stichworten angegeben werden. 
I. BVorgründerei. Vorgründer. Entwurf des Statuts. 
II. Das Statut. Ill. Die Gründung. Die Gründer. 
Die Gründungsurfunden. Damit find folgende Hand- 
lungen und Perfonen und Urkunden bezeichnet. 1. Die 
Acttenzeihnung. Die Actienzeichner. Der oder die Zeich- 
nungsbogen. Die Zeihuungsscheine. 2. Die Einzahlung 
eines Theils des Grundcapitals. Die Einzahler. Der 
oder die Empfänger des Eingezahlten. Der oder die 
Berwahrer des Eingezahlten. Die den Einzahlern von 
den Empfängern gegebenen Quitungen. Die den Em: 
pfängern, welde an die Berwahrer abgeliefert haben, von 
diefen gegebenen Quitungen. Die Berpflichtungsjcheine 
der VBerwahrer. 3. Die Ernennung der Mitglieder des 
Borjtandes. Das Protocoll über die Wahl derjelben. 
Oder: die jonftige Urkunde über die fonftige Ernennung 
derfelben. 4. Die Wahl der Mitglieder des Auffichts- 
raths. Das MProtocoll über die Wahl derfelben. 
5. Die wegen bejtimmter Befonderheiten etwa erforderliche 
Generalverfammlung. Das Protocoll über diefe Gene: 
ralverfammlung. 6. Die Anmeldung zum Handelsre— 
gifter. Die Einreihung der Urkunden, welche eingereicht 
(der Anmeldung beigefügt) werden follen. Durch diefe 
beiden Handlungen ift die Thätigkeit der Gründer als 
ſolcher gejchloffen. IV. Die Prüfung des Regifterrid)- 
ters dahin, ob die Anmeldung rechtsbeftändig ift und ob 


ce 
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die eingereichten Urkunden nach Zahl und Beichaffenheit 
genügen. Wenn diefe Prüfung feinen Anftand ergiebt, 
jo erfolgt: V. Die Eintragung der Ackiengeſellſchaft 
in das Handelsregifter. Nun ift die Actiengeſellſchaft 
entflanden, fie befteht. Erſt jetst giebt es Actien und 
Uctionäre. Sodann DBeröffentlihung der entitandenen 
Actiengeſellſchaft durch die Negifterbehörde vermittelt Ver: 
öffentlihung von einem Theil des Inhaltes des Statuts, 


8 128. 
Actienconjortium. 


Der Speculationsverein' in feiner Anwendung auf 
Actiengefellfchaften, bevorftehende oder entjtandene, Tann 
vorkommen und kommt vor in großer Mannichfaltigkeit. 
Die Theilnehmer nennen ihn in diefer Anwendung gern 
Confortium, auch Syndicat, wir werden den kurzen Auss 
druck Actienconjortium gebrauden. Die verjcie: 
denartigften eine Actiengefellichaft betreffenden Handlungen 
fönnen von mehreren Perfonen für gemeinfchaftliche Nech- 
nung vorgenommen werden. So kann vorfommen 1. ein 
Vorgründerverein; memlih vor dem Dafein des (be- 
urfundeten) Statuts. Der Gefellfchaftsvertrag unter den 
Borgründern ift als VBorvertrag eines VBorvertrages zwar 
nichtig; es können aber andere Zufagen, welche für den 
Tal des Zuftandefommens der Actiengefellfchaft gemacht 
worden find, gültig fein. 2. Ein Gründerverein, 
nad) dem Dafein des Statuts. Dahin gehört 3. B. 
gemeinfame Aetienzeichnung und Begebung der Inte— 
rimsfcheine. Es ift zu umnterfcheiden ein Gründerverein 


1) Kierulff Sammlung Bd 1 © 407—437. Sydow über 
Gonfortien oder Syndicate zur Actienbegebung in Goldſchmidt Zeit: 


fhrift Bd 19. ©. 427—463. 
Thol's Handelsrecht. Ir Bd. öte Aufl. 97 
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und die Gründungsgefellfchaft. Das Berhältnig der 
Borgründer oder Gründer unter einander, alfo ala Theils 
nehmer, wird nicht getroffen durch den Art. 211, diefer 
bejtimmt das Verhältnig der Gründer und Borgründer 
und anderer Berjonen zu dritten PBerfonen. 3. Ein Ber- 
ein von Actionären, aljo nachdem die Actiengefeliichaft 
dur Eintragung entjtanden ift; 3. B. zum Zwed ge 
meinfamer Veräußerung von Actien. 

Natürlich find die Fälle gehörig zu unterfcheiden, daß 
Jemand mit mehreren Perfonen in einem einzigen 
Berein, Confortium, iſt; und daß er ebenfo viele 
Confortien eingegangen ift, fo daß feine Theilnchmer 
unter fi) Fein Confortium bilden; und daß (der Fall 
des ſ. g. Unterconfortium) ein Theilnehmer feinen 
Antheil zum Gegenftand eines gemeinfamen (für gemein- 
ſchaftliche Rechnung gehenden) Unternehmens mit Andern 
gemacht hat. 

Die theoretifchen Erörterungen über Actienconfor: 
tien find ſoweit entbehrlich, als fie weiter nichts enthalten, 
denn eine Mittheilung bekannter Rechtsſätze in bloßer 
Anwendung auf einen egenftand, welcher füglich auch 
ein anderer ſein könnte. Was die Praxis betrifft, fo 
find die Entfcheidungen des ROHG verzeichnet in der 
Note? und”. 


2) Betreffend | 
1. DVorgründerverein. ROHG Entidh. Bd 9. S. 135— 
138. (Projectirte Bank in Medlenburg Schwerin.) 
2. Gründerverein. ROHG Entſch. Bd6. ©. 440 -442. 
Bd 13. ©. 306—313. 
3. Verein von Actionären. ROHG Entid. Bd 15. ©. 
249—257. 

3) Die Entjheidung des ROHG in Bd 6. ©. 15. 16 ift 


$ 129. Borgründerei. Statut. Gründung. 419° 


Erfte Unterabtheilung. 
Borgründerei und Gründung. 


8 129. 
Vorgründerei. Statut. Gründung. 


Wer winfcht, daß eine Actiengeſellſchaft entftche und 
dafür thätig ift, den nennen feine Freunde und Yeinde, 
jenachdem fie feiner Fähigkeit und Thätigkeit und Ned- 
lichfeit vertrauen oder mißtrauen und ihm wohlwollen 
oder übelwollen, einerfeits einen Wohlthäter, vielleicht der 
leidenden Menfchheit, einen Helfer, Aufhelfer, etwa der 
nothleidenden Induftrie, andrerfeits einen Projectenmacher, 
Schwindler, Windhändler, Gründer im neuern Sinn der 
Anrüchigkeit, und welche Titel Lob und Tadel fonft noch 
wählen mag‘. Den erften ernften Schritt zur Bil 
dung einer Actiengeſellſchaft bietet erjt der möglicherweife 
aus einer Mehrzahl von fortwährend umgeftalteten, revi— 


unverftändlih. Aus der Bezugnahme auf Art. 211 erbellet, daß 
eine Actiengeſellſchaft noch nicht beftand; mithin lag ein Gründer: 
Confortium oder nur ein Borgründer-Confortium vor. Daß den: 
noch ſchon von Actionär ftatt von Wetienzeichner die Nede ift, 
Kann für ungenau gelten, aber unerklärlich ift die Hinweifung 
auf Art. 219 und 213 und daß vom „Oläubiger der Gefell: 
ſchaft“ die Rede ift. 

1) Der Berfahrungsweije, um zur Betheiligung an einem Ae— 
tienunternehmen (durch Aetienzeihnung, Eintritt in die Zeichnung, 
Nehmen von Actien) zu bewegen, gehört der Lucca-Piſtoja-Actien— 
ftreit an. Die Literatur findet fid) in der Alhandlung von Ihe— 
ring der Lucca-Piſtoja-Actienſtreit. Darmftadt und Leipzig 1867. 
Befonderer Abdrud aus dem Archiv für praftiihe NW. Diefe 
Abhandlung ift befonders durch die Erörterungen über den dolus 
in Anwendung auf vermeintliche harmloſe Aeußerungen und kauf— 
männijche für ganz unverfänglid gehaltene Berfahrungsweife von 
weitreihendem Intereſſe. 

27° 
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dirten, Entwürfen schließlich entjtandene und gerichtlich 
oder notariell beurfundete Inhalt eines Gejellichaftsver- 
trages, das Statut. Das Statut ift nicht der In— 
halt, jondern iſt der gerichtlich oder notariell bes 
urfundete Inhalt eines Gefellfchaftvertrages. Nur 
in dieſem gejeglihen Sinn wird der Ausdrud fortan 
gebraucht werden. An diefem mit Zeit ımd Ort da- 
tirten Inhalt kann nichts geändert werden. Das Statut 
bildet daher die unabänderlihe Grundlage für die 
Actienzeihnung und die weitern Schritte zur Entjtehung 
der Actiengefellfchaft ; erſt die entitandene Actiengejellichaft 
fann an dem Statut ändern. Jenſeits des Statuts bes 
wegt ſich die Entreprife, die Borgrümderei; diefjeits 
deffelben beginnt diejenige Thätigkeit, welche Gründung 
heißt. Die Vorgründerei kann da fein und kann fehlen, 
fie ift eine oft entbehrliche Verſuchsſtation für die Her— 
vorbringung des Statuts. Das Statut ift die wefent- 
fihe Grundlage für das Entjtehen der Actiengefellfchaft ; 
mit demfelben beginnt die Gründung, welche mit letterem 
endigt. Die Vorgründerei ift ein Hin und ber tappendes 
ungeregeltes Borverfahren, die Gründung tft geſetzlich geregelt. 


$ 130. 
Die Vorgründerei. 


Die Vorgründeret'. Die Vorverhandlungen, bevor ein 
Statut gereift ift, Fönnen unter den verhandelnden Perſo— 
nen einen DBertrag, mehrere Verträge, gar feinen Vertrag 


1) Hamburger Sammlung. Bd. 1 Nr 75. ©. 748—764. 
Nr 96. ©. 963 —991. Brinckmann HR 8 61. 62. Auerbach 
Geſellſchaftsweſen. S. 226—259. Beſonders die Schriften über 
den Lucca:Piftoja-Actienftreit. Vgl. oben $ 123. 
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hervorgerufen haben. Es kann der Unternehmer nur erft 
einen Antrag, ihm Anträge zu machen, beftimmten Per— 
fonen oder Jedermann gegenüber ausgefprochen haben, oder 
ſchon einen Antrag, welcher ihn binden und durch Accept— 
ation einen Vertrag begründen fol. Der Inhalt der 
Anträge, welche er macht und welche er hervorruft, und 
der Verträge, welche in Folge davon möglicherweije ent: 
jtehen, jo daß das Statut auf das Dafein bereits vors 
handener Verträge verweilen kann, welche dem beabfich 
tigten vermittelt der Actiengeſellſchaft durchzuführenden 
Unternehmen oder der mit Gleichgültigfeit gegen das Un— 
ternehmen nur beabfichtigten Actiengefellfchaft nothwendig, 
nüglich, angenehm find, kann fehr mannichfaltig fein. 
Die Möglichkeiten find nicht zu erfchöpfen. ine weitere 
Darftellung kann nur eine Sammlung wirflich vorge- 
fommener Fälle fein. Die Projectanten fchreiten vor 
nicht auf dem feften Grund des unabänderlichen Statuts, 
fondern auf einen Entwurf hinweiſend, deffen Inhalt fie 
der meitern Beiprehung und Prüfung nit nur mit 
Andern, fondern auch wieder unter fih, um Andere zu 
gewinnen, und demnach der Abänderung Preis geben. 
Bevor fie den Entfchluß nicht wagen, ein Statut 
zu errichten, begründen alle ihre Vorverhandlungen, welche 
man die VBorgründerei nennen kann, zu welchen oft 
auch ſchon Aetienzeichnungen, die aber ohne Grund und 
Boden find, gehören, Keinen Gefellfchaftsvertrag und Feine 
Gefellichaft, wie e8 bei der Gründung der Fall if. Das 
Statut ift ein Vorvertrag des Actiengefelichaftsvertrages”. 
Einen Borvertrag diefes Vorvertrages erfennt das 
HGB nicht an, es verwirft ihn. Denn e8 fpricht aus» 


2) Bol. unten $ 131. 
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fchließlich derjenigen Erklärung, Actionär werden zu wol 
fen, verpflichtende Wirkung zu, welche auf ein Statut 
Bezug nimmt. Dies ift der Grund und der ausreichende 
Grund’, weshalb Actienzeihnungen auf Grundlage eines 
bloßen Entwurfes, wenn auch als unabänderlich verheiße— 
nen Entwurfes von einem Statut (eines Profpectes, Pro- 
jectes, Planes, Promemorias) unverbindlih find. Es 
find Erklärungen, Gejellichafter fein zu wollen für den 
Tal, daß der Entwurf zum Statut und fodann das 
Statut zum eingetragenen Statut werde, alfo für den 
Tall, daß die entworfene Vereinbarung, der Entwurf des 
Vorvertrages, zum Vorvertrag und jodann diefer zum 
Ichlieglicy gewollten Vertrag werde‘, Solche Erklärungen 
follen nicht verpflichten. 


8 131. 
Das Statut. 


Das Statut““. Das Statut ift der Inhalt 
eines zu ſchließenden Vertrages, nemlich des Actienge- 
jellfchaftsvertrages; aber nicht Tediglich dies, es ift über- 
dies ein gefchloffener (errichteter) Bertrag und 
deifen Inhalt. Das Statut ift der Urgejfell- 


2) Diefer Grund reicht aus, um die Nctienzeichnungen in 
folgenden Fällen für unverbindlih zu erflären (in allen diefen 
Fällen ift nicht Gründung fondern Vorgründerei): ROHG Entſch. 
Br 7. ©. 267—276. Bd 11. ©. 376—386. Bd 10. ©. 326 
—329. Bd 11. ©. 372—375. 

3) Sie find aud häufig zu allgemeinen Inhaltes, um bins 
dend zu fein. 3. B. ROHG Entid. Bd 11. ©. 378 ff. 

1) Novelle $ 1 Art. 209. 

2) Hoder Sammlung der Statuten aller Aktien und Comes 
manditgejellihaften Deutſchlands. Köln 1858. 
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fhaftsvertrag für die Entftehung der Actiengeſellſchaft 
mit einem Inhalt welcher theifweife die Gründungsges 
jellichaft und gänzlich die Actiengefellfchaft betrifft. Es 
it nicht wefentlich fir die Gültigkeit des Statuts, daß 
diejenigen, welche e8 errichten, die Urgründer, Actien— 
zeihner find, daß die urjprüngliche Gründungsgefellfchaft 
unter Wetienzeichnern  fitattfindet. Dede nachfolgende 
findet ftet8 unter folchen Statt. Es ift immer nur eine 
Gründungsgefellfchaft da, weil von mehreren jede nachfol— 
gende die voraufgehende verdrängt, aufhebt. Der Geſell— 
Ichaftsvertrag der Gründungsgejellfchaft ift ein Vorvers 
trag des Actiengefellfchaftsvertrages. Die Erridtung 
und den Inhalt des Gefellfchaftsvertrages’ nennen die 
beiden Reichsgefege Statut, über beides foll eine, 
eine einzige Urkunde aufgenommen werden. 

Das Statut foll folgende im Gefeg unter zwölf 
Nummern aufgeführte Puncte beftimmen : 

1. Die Firma* und den Sik der Gefellichaft. 

2. Den Gegenftand des Unternehmens. 

3. Die Zeitdauer des Unternehmens, im Fall daſſelbe 
auf eine beftimmte Zeit beſchränkt fein fol. Mithin ift 
die Erwähnung der Zeitdauer nicht durchaus nothwendig; 
wenn fie fehlt, ift die Actiengeſellſchaft auf unbeſtimmte 
Zeit errichtet. 

4. Die Höhe des Grundeapitals und feiner Theilun- 
gen, der einzelnen Actien oder Actienantheile. Das 
Grundcapital ift eine Geldfunme. Die Höhe defjelben 
iſt die Größe diefer Summe. Das ftatutenmäßige Grund» 


3) Hinter diefen Worten und nicht hinter dem Wort Inhalt 
jteht im HGB Art. 208 in Klammern das Wort „Statut3“ ; diefe 
Stelle ijt ihm nicht gedankenlos gegeben worden, 

4) Bgl. oben $ 53 Nr IV A, 
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capital, alſo (da es Fein anderes Grundcapital giebt) 
das Grundcapital ift alfo eine beftimmte Geld» 
ſumme. Die Höhe einer einzelnen Actie ift ihr Nomi- 
nalbetrag, derſelbe ift gleichfalls immer eine Geldfumme, 
Wenn das Statut nihts Anderes bemerkt, fo ift 
Folgendes felbftverftändlid. Die Nominalfumme 
der ſämmtlichen Actien foll gleich fein dem Grundcapital®. 
Mithin ift die ftatutenmäßige Zahl der Actien aus dem 
Grundeapital und der Nominalfumme der einzelnen Actie 
ficher und Leicht auszurechnen (durch Dividiren), fie ift 
überdies gewöhnlich befonders angegeben. Hieraus ers 
giebt fi, daß das Grumdcapital der Nominal- 
ſumme der fämmtlihen Actien gleihfteht, und 
daß es im Wirklichkeit nur dann vorhanden jein Tann, 
wenn ſämmtliche Actien zu voll, und niemals volls 
ftändig vorhanden ift, wenn fie unter Bari ausgegeben 
werden. Wenn letteres gültig gefchehen ſoll, jo muß 
das Statut dies jagen und dem entjprechend die fonft 
genügende Zahl der Actien Höher angegeben und muß 
diefe größere Zahl von Actien gezeichnet und ausgegeben 
werden. Wenn e8 nicht fo gefchieht, fo ift wiljentlich, 
abfichtlih, vorfätlich das ganze Grundcapital, welches 
unmachfichtlih da fein ſoll und welchen der Credit von 
Jedermann gegeben wird, nicht herbeigefchafft und das dem 
Dafein defjelben vertrauende Publicum getäufcht. Eine 


5) Es kommt vor, daß nur ein Theil des Grundcapitals ver: 
mittelft Actien berbeigejchafft werden fol, indem der andere Theil 
in einer Sache oder einem andern Sachenrecht oder einer Forde— 
rung (3. B. kraft Schenfung) bereit3 vorhanden ift oder der Er: 
werb deffelben (3. B. durch Schenkung) gehofft wird. Dergleichen 
muß das Statut ausfpreden. Das HGB und die Actien- 
novelle jehen ab von dergleichen Fällen, 
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Entfehuldigung wegen Irrthums ift unmöglich) den Grün— 
dern, weil ihr faljches Rechenexempel unverzeihlich ift. 
Aus dem Statut muß auch erhellen die dahin gehende 
Defonderheit, daß das Grumdcapital zu einem 
Theil und zu welchem nidht in baarem Gelde 
beftehen wird”. 

Es follen 5, die Actien beſtimmt werden. Aus 
dem Statut muß erhellen die Zah! der ſämmtlichen Ac- 
tien; ferner ob fämmtliche Actien auf Inhaber oder 
auf Namen lauten follen; oder ob ein Theil der einen 
und ein Theil der andern Art fein foll, und dann 
muß erhelfen die Zahl der Inhaber» und die der Na- 
mens-Actien; endlih muß erhellen, ob die Umwand— 
lung von Xctien der einen Art in Actien der andern 
Art ftatthaft fein foll und im Betreff welcher Zahl von 
Actien, und welche Perfonen die Umwandlung follen be- 
ftimmen dürfen. 

6. Den Auffichtsrath. Aus dem Statut muß er- 
helfen die gewollte Zahl der Mitglieder des Aurffichts- 
raths, jedoch müſſen mindeſtens drei gewollt fein. Wei- 
teres als die Angabe der Zahl ift nicht erforderlich im 
Statut. Daffelbe kaun in Betreff derfelben noch anders 
weitige Beftimmungen enthalten. Jedoch dürfen diefelben 
nicht widerftreiten der gejeglichen Beſtimmung, daß die 
Mitglieder zu wählen find, daß fie aus der Zahl der 
Aetienzeichner”, zu wählen und in einer Generalverfamm- 
fung der Actienzeichner zu wählen” find. 


6) Val. unten $ 138. 

7) So bejtimmt es $ 1 Art. 209 Nr 6 der Novelle. Das 
dort gebrauchte Wort Actionäre fol bedeuten Actienzeichner. 

8) So heftimmt e3 $ 1 Art. 210a Nr 3 der Novelle. 
Das dort gebrauchte Wort Actionäre fol bedeuten Actienzeichner. 
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7. Das Statut foll beftimmen die Grundfäge, nach 
welchen die Bilanz aufzunehmen ift und der Gewinn 
zu berechnen und anszuzahlen iſt. Durd) welhe Beftim- 
mungen in dem Statut diefer Vorfchrift des Art. 209 
des HGB umd der Novelle genügt ift, ift in diefem Ars 
tifel nicht meiter angegeben. Daß die Nechtsfäte des 
HGB und der Novelle Hinfichtlich diefer Puncte nicht 
brauchen in das Statut aufgenommen zu werden, ift 
felbftverftändfih. Was für Grundfäte follen denn aus- 
gefprochen fein? Die Frage ift bedeutend dem Regiſter— 
richter für feine Prüfung, ob das Statut ansreichend 
volfftändig beftimme. Derfelbe darf dies dann annehmen, 
wenn auch weiter nichts in dem Statut gefagt ift, als 
daß Hinfichtlich jener Puncte auf die gefeglichen Beſtim— 
mungen verwiefen werde. Mithin genügt, da die Ans 
wendung berfelben auch ohne ſolche Verweifung eintritt, 
die bloße Erwähnung, daß hinfichtlich der Aufnahme der 
Bilanz und der Berechnung und Auszahlung des Ge 
winnes nichts befonderes beftimmt werde, genügt alſo eine 
Phrafe Wenn befondere Grundfäge in dem Statut 
aufgeftellt find, fo ift natürlich die Prüfung darauf zu 
richten, ob diefelben nicht abfoluten Nechtsfäten wider: 
ftreiten. Den Gewinn betreffend, fo muß aus dem 
Statut auch erhellen jeder zu Gunften eines Actionärs 
beftimmte befondere Bortheil?, welches Actionärs, 
und welcher Bortheil. Zu prüfen ift das Dafein der 
Borausfegungen für eine folche Beftimmung. Das Statut 
foll ferner beftinmmen „die Art und Weife, wie die Prü— 
fung der Bilanz erfolgt“ d. h. erfolgen fol. Es gilt 
in diefer Beziehung das foeben hinfichtlich der Aufnahme 


9) Dal. unten $ 138. 
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der Bilanz Bemerkte, e8 genügt die Phraſe, daß eben 
nichts Bejonderes darüber beſtimmt werde. 

8. Ueber den PVorftand. Aus dem Statut muß er- 
helfen, weſſen Wille es ift, der die Perfonen be 
ſtimmt, welche Mitglieder des Vorftandes fein follen („Art 
der Beftellung“), die Zahl diefer Mitglieder („Zus 
fammenjegung des Borftandes”), und die Form für ihre 
Legitimation d. h. die andern Perfonen gegenüber 
erforderliche und genügende Nachweifung von Seiten einer 
Perfon, daß fie Mitglied des Vorftandes fei, und ferner 
die Zahl der zur Zeichnung der Firma erforderlichen und 
genügenden Mitglieder des Vorſtandes“, und die Form 
für die Legitimation anderer Bevollmädtigten 
(„Beamten“) der Gefellfchaft. 

9. Die Art und Weife („Form“), auf welche die 
Zufammenberufung der Xctionäre gefchehen foll 
(„geichieht"). 

10. Die Boransfegungen für dag Stimmredt 
(Recht auf Willenserklärung in den Generalverfammlun- 
gen) eines Actionärs, und für die Abgabe der Stimme 
(Erklärung des Willens). 

11. Die Gegenftände, über welche nicht fchon durch 
einfahe Stimmenmehrheit der Stimmenden' foll 
Beſchluß gefaßt werden dürfen. Aus dem Statut muß 


10) Diefe Zahl verfteht unter „Form“ der Art. 229 des HGB. 

11) Die Worte des 8 2 Art. 209 Nr 11 der Novelle 
„der auf Zufammenberufung erfchienenen Acttonäre” find durch aus: 
dehnende Auslegung auf ihren wahren Sinn zu bringen. Zu 
eng ift die Faffung: auf Zufammenberufung erfcieneinen, 
denn die Verfammlung kann ohne Zufanmenberufung gültig vor: 
banden fein; aud die Faſſung: erfhienenen, denn auch eine 
Abftimmung durch Bevollmächtigte und eine jchriftliche kann gültig 
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nicht nur diefe Ungültigfeit erhellen, fondern müſſen überdies 
die Boransfegungen eines gültigen Bechluffes über | 
jene Gegenftände erhellen, alfo wie geeigenfchaftet eine 
Mehrheit fein muß um gemügend zu fein’, oder daR 
Stimmeneinhelligfeit und welcher Zahl von Stim mberech— 
tigten erforderlich fein foll. 

12. Hinſichtlich der von der Gejellfchaft ausgehenden 
Defanntmahungen muß aus dem Statut erhelfen die 
Form derfelben und die für fie beftimmten öffentlichen 
Blätter. Unter der Form, deren Angabe im Statut 
unerläßlich ift, ift die Bezeichnung nur der Perſonen 
zu verftehen, welche Willenserflärungen oder andere That: 
jachen befanntmachen. Ob der Bezeichnung fpäter wird 
entjprochen werden, kann aus dem Statut nicht erhellen. 

Nur ein Statut folhen Inhaltes wie im 
Obigen erörtert ift, und überdies gerichtlich oder nos 
tariell beurfundet, ift die gültige Voraus 
jegung für die Gültigkeit der weiteren Bor- 
ausjegungen für die Entjtehung einer Actienge 
ſellſchaft, alfo zunächſt für die Gültigkeit der 
Actienzeihnung. 

8 132, 
Nachtrag zum Gtatut. 

Ein Nachtrag zum Statut ift rechtlich nicht anders 
möglih als mit Willen ſämmtlicher Aetienzeichner ohne 
alle Ausnahme. Denn das Statut mit dem Nachtrag 
ergiebt ein nenes Statut, ganz offenbar wenn der Nad)- 


fein; zu eng auch Actionäre, denn aud Nichtactionäre Fönnen 
jtimmberechtigt jein. 

12) 3. 8. jo viel flimmende Perfonen, oder (umd) fo viel 
ftimmgebende Actien, oder (und) eine Mehrheit von z. B. zivei 
Drittel, oder (und) mehrmalige Beſchlußfaſſung. 
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trag dem Statut widerftreitende, aber auch dann wenn er 
daffelbe ergänzende Beftimmungen enthält, denn die Neue: 
rung liegt dann darin, daß an Stelle eines gejeglichen 
Inhaltes (naturalia negotii) ein vereinbarter tritt. Es 
bedarf eines neuen Statuts mit dem Inhalt des alten 
und des Nachtrages und mit nunmehrigen einen Zeite 
und Ortsdatum'. Diefe eine Urkunde muß dann von 
Jämmtlichen bisherigen Actienzeichnern als die maaßgebende 
urkundlich anerfannt werden. Dieſe eine Urkunde kann 
nicht erfet werden durch zwei Urkunden; die beiden 
Neichsgefege denfen den Fall immer fo, daß der Gefells 
Ichaftsvertrag von denfelben Perſonen, wenn gleich öfters 
mit immer neuen PBerfonen, doch unter einander nur ein- 
mal gejchloffen wird. Zwei Urkunden würden Unficher- 
heit und Verwirrung ergeben. Wenn Nachträge ftatthaft 
find, jo ift das Statut für ſich allein fein Statut, wenn 
man den Nachtrag hat, und ift Statut, wenn man ihn 
nicht hat; und muß die Berufung und der Beweis ftatt- 
haft fein, daß ein anders lautender Nachtrag, ja mehrere 
da ſeien; bei ſolchem Zuſtand, welcher an die Vorgrün— 
derei mit ihren veränderlichen Proſpecten erinnert, fehlt 
dem Negifterrichter die feſte Grundlage für die vorzuneh- 
mende Prüfung. 


$ 133. 
Die Aetienzeihnung. Gründungsſcheine. 

. I: Das Statut ift die Grundlage für die Uctien- 
zeichnung. Soweit e8 bereits Actienzeihnungen enthält, 
find diefe mit dem Statut gleichzeitig und alfo 
ebenjo wie dieſes, notariell oder gerichtlich, beurfundet. 
Es kann ſämmtliche zur Dedung des Grundcapitals er- 


1) Andere Anficht bei Kenner ©. 132, 133. 134. 149, 


430 Die Actiengefellichaft. 


forderlichen Actienzeichnungen enthalten, dann bedarf es 
feiner weitern. Soweit nicht bereits das Statut die er- 
forderlichen Actienzeichnungen enthält, find weitere, wenn 
es gar Feine enthält, find noch ſämmtliche Actienzeich- 
nungen erforderlich ; fie find ſämmtlich ſpäter als das 
Statut. Sie können auf demfelben Papierbogen fid an 
das Statut anjchliegen oder auf einem oder mehreren fe- 
paraten Bogen, deren Zugehörigfeit zum Statut zweifellos 
(3. B. durch Baden und Siegel oder Abjchrift, auch Aus- 
zug des Statuts) erhellen muß. „Zur Actienzeichnung 
genügt eine fchriftlihe Erklärung“ ', d. h. es bedarf zur 
Gültigkeit fpäterer Actienzeihnungen nicht einer gericht» 
lien oder notariellen Urkunde, 

Il. Das Statut ift, da erſt die entjtandene Actien- 
gejellfchaft an demfelben ändern Faun, die unabänder- 
liche Grundlage für die Actienzeihnung. Hieraus folgt: 
die Uctienzeihnung muß unbedingt fein’ ine bedingte 
ift ungültig und demnad als eine überhaupt nicht gefche- 
bene zu behandeln; eine unbedingte kann durch (mehr 
oder weniger geheime) Verträge von ihrer gefetlichen und 
ftatutenmäßigen Wirkung nichts verlieren‘. 

Ill. Die Actienzeihnung, wenn fie zur Dedung des 
Grundcapitals ausreicht, aljo der gefammte Betrag defjel- 
ben durch Unterjchriften gededt ift, ergiebt, da nur unbe: 
dingte Zeichnungen zuläſſig find, alfo gezählt werden, 
immer Einftimmigfeit der ſämmtlichen Actienzeich— 
ner. Das Statut ift von allen einftimmig gewollt. Danach 
ift immer der gefchlojjene Gefellichaftsvertrag zwifchen den 
fänmtlihen Wetienzeihnern abgeſchloſſen. Dennoch ift 

1) Novelle $ 1 Art. 208 lehter Sub. 

2) So aud ROHG Entih. Bd 7. ©. 160—161. 

3) ROHG Entid. Bd 7. ©. 1538—162, 


8 133. Die Actienzeichnung. Gründungsſcheine. 431 


in der Novelle von einem Geſellſchaftsvertrag die Rede, 
welcher „nicht zwifchen den ſämmtlichen Actionären abge 
Ichloffen iſt““. Unter Actionären find gemeint Actien— 
zeihner”. Wie der Unterfchied zu denken fei, ift nirgends 
gefagt. Es bleibt nichts übrig, als ihn in der Art und 
Weiſe zu finden, wie die zur Dedung des Grundcapitals 
erforderliche Anzahl von Actienzeichnern fich gefunden und 
geeinigt hat. Es find folgende zwei Fälle zu unterscheiden, 

1. Das Statut enthält ſämmtliche zur Dedung 
des Grundeapitals erforderlichen Actienzeihnungen, indem 
es in einer einzigen Berfammlung der erforderlichen Actien- 
zeichner errichtet und beurfundet worden ift; alfo in einer 
Urverfammlung, welche Univerjalverfammlung ift, man 
fann fie Uruniverfalverfammlung nennen. Sämmtliche 
AUctienzeichner find Urgründer. Es ift nur eine Grün- 
dungsgejellichaft da’. 

2. Das Statut enthält gar Feine Actienzeichnung 
oder doch nicht fjämmtlihe". Dann iſt es zwar mög» 


4) So in $ 1 Art. 209a und 209». 

5) Die beiden Neichsgefeße gebrauchen den Ausdrud Aetio: 
näre aud jtatt Aetienzeihner; und gebrauden den Aus: 
drud Geſellſchaftsvertrag in einem dreifaden Sinn: 
nemlic für den Vertrag der Gründungsgejellihaft unter den Ac— 
tienzeichnern und für den Vertrag der Actiengeſellſchaft unter den 
Actionären und für den Anhalt diefer Verträge, 

6) Diefe beiden File verfteht demnadh die Novelle ($ 1 
Art. 2098 und 2095) unter dem Ausdrud, daß und dag nicht 
„der Geſellſchaftsvertrag zwiſchen den ſämmtlichen Actionären (zu 
leſen iſt Actienzeichnern) abgeſchloſſen iſt“. 

7) Bgl. unten $ 134 und $ 135. 

8) Diefe Urgründer erklären vor dem Notar, der dies beur: 
kundet: Wir find übereingelommen unter und und mit denjenigen, 
welche fi durch Zeichnungen von Actien betheiligen werden, eine 
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(ich aber felten, daß die noch erforderlichen ſämmtlichen 
oder weitern Actienzeichnungen zu gleicher Zeit am jelben 
Drt, alfo in einer einzigen Berfammlung der Actienzeich- 
ner erfolgen; der gewöhnliche Fall ift, daß fie zerftreuet, 
zeitlih oder zeitlich und örtlich zerftreuet, erfolgen. 
Die Actienzeichner find je nad) Verſchiedenheit des Yalles 
gar nicht Urgründer oder find theils Urgründer theils 
Gründer theils Feines von beiden. Es find mehrere em: 
ander nachfolgende Gründungsgefellfchaften da”. 

IV. Das Unrecht aus der Actienzeichnung, beur: 
fundet durch die Gründungsſcheine (Interimsfcheine, 
Promeſſen, Aetieninterimsfcheine), ift willfürlich nemlich 
ohne und wider Willen der übrigen Aetienzeihner über: 
tragbar, nicht nur find e8 die reinen VBermögensrechte, 
jondern auch die perfönliche Betheiligung, namentlich 
das Stimmrecht. Nach manchem Statut bedarf die 
Uebertragung der Zuftimmung der fünmtlichen übrigen 
Actienzeichner oder des zuſtimmenden Befchluffes, einftimmi- 
gen oder Mehrheitsbejchluffes, einer Generalverfammlung. 
Die Uebertragung des Anrechts gefchieht, jenachdem der 
Gründungsfchein auf Inhaber oder auf Namen lautet, durch 
bloße Uebergabe des Gründungsfcheines oder vermittelt Bes 
urfundung der Uebertragung des Anrechts mit oder ohne 
Eintragung in das Zeichnungsbuch“. 


8 134, 
Die Urgründer und Gründer. 
Das Statut ift ein zum Zwed der Entjtehung der 


Üctiengefellihaft unter folgenden Bejtimmungen zu errichten: 
— — —. Beifpiele (mit drei, vier, fünf Urgründern) bat Re: 
naud d. R. d. U. Seite 265. 

9) Bol. unten $ 134 und $ 136. 

10) Val. für Weiteres $ 149, es ftimmt das Meijte, 
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Actiengeſellſchaft gefchloffener Gefellfchaftsvertrag'. Da 
einem Vertrag mindeftens zwei Perfonen weſentlich find, 
To beurfundet die Urkunde über die Errichtung des Ge- 
jellfchaftsvertrages mindeſtens zwei Perfonen als Gefell- 
Ichafter. Da diefe den mit einander gejchlofjenen Ge- 
fellichaftsvertrag nur zum Zweck der Erweiterung deffel- 
ben auf andere Perfonen bis ſchließlich die Actiengeſell— 
fchaft entjtanden ift, wollen, fo kann man dieje beiden 
erften Gefellfhafter die zwei Urgründer nennen. Das 
Statut beurfundet nothwendig zwei Urgründer; es 
kann möglicherweife, jenachdem der erfte Gefellfchaftsver- 
trag unter mehr als zwei oder gar unter fo vielen Ge- 
jellfchaftern, als die Dedung des Grundcapitals erfordert, 
gefchloffen ift, mehrere oder viele Gefellicyafter als 
Urgründer oder alle erforderlihen Geſellſchafter als 
Urgründer beurfunden, Danad find erforderlich und ges 
nügend zwei Urgründer, es find mögli mehrere 
oder viele Urgründer und ift möglich, daß alle ers 
forderlichen Gefellfchafter Urgründer find, mit einem Wort 
daß die Urgründer Univerfalgründer find. 

Diefen Urgründern können andere Perjonen als ac- 
tive und paffive Mithelfer zur Entſtehung der Aectienges 
feltfchaft nachfolgen; nur die activen Mithelfer wer: 
den wir ebenfalls Gründer, auch Mitgründer nennen, 
nur diejenigen, welche dafür werfthätig find, daß die 
Actiengeſellſchaft entjtehe, und im eigenem Intereſſe es 
find. Nicht alle der Gründungsgefellichaft angehörenden 
Gefellfchafter find Gründer. Die Actienzeichner als 
jolche find es nicht. Sie geben dur die bloße Ac— 
tienzeichnung, durch die Erklärung Gefellfchafter fein und 


1) Bol. oben 8 131. 
THEY S Handelöredt. Ir Dd. die Aufl. 98 
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werben zu wollen, nur eine Willenserklärung ab, um ſich 
vermittelft einer einzigen Verpflichtung (der Einlage) im 
Mebtigen zu berechtigen. Die Gründer geben Willens: 
erflärungen ab, welche fie verpflichten, und behaupten 
Thatſachen, für deren Dafein fie einzuftchen verpflichtet 
find. Zu den Gründern gehören die vor ber Eintra- 
gung der Geſellſchaft beftellten Mitglieder des Vorſtandes 
und des Auffichtsrathes. Auch diejenigen Aetienzeichner, 
um ein DBeifpiel hervorzuheben, welche wider beſſeres 
Wiffen in der Generalverfammlung” für den Beſchluß 
geftimmt Haben, die für die Negifterbehörde und das 
Publitum erheblihe Thatſache feitzuftellen, daß das 
Grundcapital vollftändig gezeichnet und die erforderliche 
Einzahlung gejchehen fet. 


$ 135. 
Die eine Gründungsgejellihaft auf Grund einer Univerfals 
verjammlung. 

Das Statut kann jänmtliche zur Dedung des Grund- 
capital8 erforderlichen Actienzeihnungen enthalten, e8 hat 
dann eine Urverfammlung fänmtliher Actiens 
zeihner ftattgefunden. Sie find ſämmtlich Urgrüns 
der‘. In diefer einen Berfammlung der einen Grün- 
dungsgefellfhaft kann die Gründung foweit fertig 
werden, daß fofort die Anmeldung zur Eintragung erfol- 
gen Könnte. Im derfelben Tann nemlich die erforderliche 
Einzahlung der zehn (oder zwanzig) Procent des Grund- 
capital8 und die Wahl des VBorftandes und des Auffichte- 
rathes gefchehen und können die Befonderheiten, daß ein 
Theil des Grundcapitals nicht in baarem Gelde beftehen 


2) Novelle 8 1 Art. 2094. 
1) Diefer Fall ift der oben 8133 unter Nr II. 1. erwähnte, 
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und daß ein Actionär (oder mehrere) vor den übrigen 
Bortheile genießen foll, vereinbart werden, Es können 
überdies diefe Urgründer durch anderweitige Vereinbarung 
ſammt Einzahlung von vierzig Procent e8 ermöglichen, 
daß, ohne daß für fie irgend eine vertragsmäßige Ver— 
pflihtung zurücbleibt, die Gründungsgefellichaft aus lau— 
ter andern Perfonen befteht. Weitere Berfammlungen 
General⸗ oder Univerfalverfammlungen) diefer Urgründer 
oder ihrer Nachfolger, der Nehmer der Interimsjcheine, 
find nicht nothwendig erforderlih. Wenn, wer hier die 
mweitern Schritte zu thun habe, weder vereinbart ift noch 
vereinbart wird und fie auch von Niemanden unbeauftragt 
gejchehen, jo bleibt die Sache liegen. Die etwaige Uns 
reblichkeit diefer Urgründer, daß das Grundcapital, insbe- 
fondere in Folge der vereinbarten Befonderheiten, nicht 
vollftändig vorhanden ift, wird ſich kaum früher und ans 
ders entdeden, als vermittelt der erjten Bilanz, wenn 
deren Activa geprüft werden. Die Urgründer find dann 
vielleicht gar nicht zu finden, oder die, welche zu finden 
find, find Perfönlichkeiten, deren Habhaftwerden nichts 
verfchlägt. 


8 136. 
Die einander verdrängenden Gründungsgefellichaften. 


Wenn das Statut gar Feine Actienzeichnung oder 
doch nicht fämmtliche zur Dedung de8 Grundcapitals ers 
forderlichen Aetienzeichnungen enthält", dann Tiegt eine 
Gründungsgejellihaft vor, welche Actienzeichnungen oder 
weitere Actienzeihnungen wünſcht. Im diefem Ball find 
die Actienzeichner, was die Ihätigkeit zum Zweck ber 

4) Diefer Fall ift der oben $ 133 unter Nr IH. 2, er: 
wähnte. 
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Gründung betrifft, verfchiedener Art”. Urgründer find 
entweder zwei da oder mehr als zwei, mehrere oder 
viele. Es find jedenfalls diefe Urgründer, welche die 
lämmtlihen weiteren Schritte, die zur Entjtehung 
der Actiengefellfchaft erforderlich find, zu thun haben. Durd) 
die von ihnen ausgehende Aufforderung zur Actienzeich- 
nung haben fie fid) den Actienzeichnern zu denfelben ver: 
pflichtet. Sie find es mithin, welche dafür zu forgen 
haben, daß der Borftand beftellt werde, daß der Auffichtss 
rat) gewählt werde, daß zu den erforderlichen Einzahlun- 
gen von zehn (oder zwanzig) Procent aufgefordert und 
angehalten werde, daß die erforderlichen Generalverfamms 
lungen berufen werden, insbefondere diejenige, welche zur 
Teftftellung der vollftändigen Zeichnung des Grundcapitals 
und der Einzahlung von zehn (oder zwanzig) Procent” und 
diejenige, welche zur Genehmigung der im Statut etwa 
enthaltenen Bejonderheiten* erforderlich ift. 

Durd die einer Actienzeichnung nachfolgende Actien- 
zeichnung tritt an die Stelle des früheren Gefellichafts- 
vertrages unter weniger Perfonen ein Gefelljchaftsvertrag 
unter mehr Perfonen. So geht e8 von Gejellichafte- 
vertrag zu Gejellichaftsvertrag jo lange fort, bis das 
ganze Grumdcapital gezeichnet worden ift. Die frühere 
Gründungsgefellichaft wird durch die fpätere verdrängt, 
in welche fie aufgeht. Dieſe Gefellfchaftsverträge begrün- 
den die Verpflichtung jedes Gefellfchaftere, auszuharren, 
bis es fich entjcheidet, ob die gewollte Actiengefellichaft 
durd Eintragung entjtehe oder nicht. Wenn fie entjleht, 


2) Bgl. oben $ 133 unter Nr II. 2, am Schluß. 
3) Novelle $ 1 Art. 209a. 
4) Novelle $ 1 Art. 2096, 
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jo ift jeder nunmehr Actionär geworden. Inzwiſchen 
wächft mit der Zahl der Gefellfchafter auch das Gefell- 
Ihaftsvermögen der Gründungsgefellichaft. Wenn die 
Actiengeſellſchaft nicht entfteht, jo erlöfchen die Forderun— 
gen auf Einzahlung von Einlagen; das Eingezahlte be- 
treffend erfolgt zwifchen denjenigen, von welchen e8 her— 
rührt, die Theilung und Auseinanderfegung. 


8 137. 
Verſchwinden der Urgründer. 


Die rafchefte Art, als Urgründer aufzutauchen 
und wieder zu verjchwinden, zugleich die mwohlfeilfte und 
unter Umftänden fehr ergiebig, ift folgende. Es liegt dem 
Verfahren Fein Intereffe an dem Unternehmen zu Grunde, 
fondern nur die Speculation, die erworbenen Gründungss 
Icheine oder Actien theuerer zu veräußern. Wenige Pers 
jonen genügen bei dem größten Grumdcapital. Die mes 
nigen Urgründer vereinbaren folgenden Inhalt des Sta- 
tuts: die Actien follen auf Inhaber lauten, nach erfolg: 
ter Einzahlung von vierzig Procent kann die Generalver- 
ſammlung die fämmtlichen Actienzeichner von der Haftung 
für weitere Einzahlungen befreien und dürfen dann die 
Interimsfcheine auf Inhaber lauten. Im einer einzigen 
Berfammlung diefer Perfonen wird das Statut, welches 
unter andern diefen Inhalt Hat, errichtet; werden ſämmt— 
liche Actien von ihnen gezeichnet; zahlt jede vierzig Pro: 
cent ein, und erflären alle, ſich ſämmtlich von der Ber: 
pflihtung zur weitern Einzahlung befreien zu wollen. 
Eine notarielle oder gerichtliche Urkunde (Protocolf) wird 
über die ganze Vereinbarung aufgenommen. Die Berfanmt- 
lung ift eine Uruniverfalverfammlung. Diefe 
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Urgründer haben nunmehr Feine Verpflichtungen als Ae— 
tienzeichner, fondern nur Rechte als Inhaber der Gründ» 
ungsſcheine. Wenn fie diefe veräußert haben (die Vers 
äußerung über Part bringt einen erlaubten Gründerge— 
winn), fo ift feiner von ihnen mehr in der Gründungs 
gejellichaft; deren weiteres Schickſal ift ihnen gleichgültig, 
fie ift durch fie aber jest ohne fie vorhanden, fie wirb 
jest gebildet durch die Nehmer und Inhaber der Gründ— 
ungsſcheine, welche für alles Weitere zu forgen haben. Zu 
diefem DVerfahren genügen, wenn die Urgrünber die 
Gründungsfcheine veräußern wollen, zwei Perfonen. 

Die Urgründer können ihren Rückzug auch erſt nad 
entftandener Actiengefellfchaft antreten, alfo zuvor Actio— 
näre werden. Sie wählen dann einen Vorftand und einen 
Auffichtsrath und bewirken die Anmeldung zur Eintragung. 
Nachdem diefe erfolgt ift, veräußern fie als Actionäre bie 
Üctien; die Veräußerung über Pari bringt einen erlaub- 
ten Gründergewinn. Nun ift einer der Urgründer mehr 
in der Metiengefellfchaft, deren weiteres Schickſal ift ihnen 
gleichgültig, fie ift durch fie aber jest ohne fie vorhanden. 
Zu diefem Berfahren find erforderlih und genügen 
bier Perfonen: für den Borftand ift eine Perfon und 
für den Auffichtsrath find drei Perfonen erforderlich; es 
iſt ftatthaft, daß diefe vier Perfonen ſämmtliche Actien 
haben, die alleinigen Wctionäre find. Der Veräußerung 
ihrer ſämmtlichen Actien fteht nichts entgegen, denn bie 
Mitglieder des Vorftandes brauchen überhaupt nicht Ae— 
tionäre zu fein, und die Mitglieder des Auffichtsrathes 
müſſen es anfangs aber nicht fortwährend fein. Nachdem 
ſämmtliche Actien veräußert find, find nicht mehr die Ur- 
gründer fondern andere Perfonen die Actionäre. Die 
Urgründer Fünnen aber gleich anfangs als Mitglieder des 
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Borftandes vortheilhafte Verträge abgefchloffen haben oder 
als Bevollmächtigte oder Beamte anderer Art, nicht 
aber als Mitglieder des Auffichtsraths’. Die gefchilder- 
ten beiden möglichen Berfahrungsmweifen werben annähernd 
(vielleicht auc; genau fo) wirffich vorgekommen fein. 
8 138. 
Befonderheiten in dem Statut. 

Hinfichtlich beftimmter Befonderheiten" in dem Gta- 
tut genügt es nicht, daß der ganze Inhalt von ſämmt— 
lichen Aetienzeichnern Kraft ihrer Zeichnung einftimmig ges 
wollt ift, fondern ift unter einer Vorausfegung überdies 
die wiederholte Zuftimmung einer beftimmten Mehrheit 
der Actienzeichner erforderlich. Die Vorausſetzung ift, 
daß der Gefellfchaftsvertrag „nicht zwifchen den ſämmtlichen 
Actionären abgefchloffen ift”, d. 5. daß nicht in einer 
einzigen Urverfammlung fämmtlicher erforderlichen Actien- 
zeichner das Statut vereinbart worden if. Walls eine 
ſolche Univer ſal verſammlung fehlt, alfo die Actienzeich 
nung zerftrenet, örtlich oder zeitlich zerftreuet, ftattge- 
funden bat, bedarf e8 nach gefchloffener Actienzeichnung, 
„nad der Zeichnung des Grundcapitals”, des Beichluffes 
einer Generalverfammlung”. 

I. Die (zwei) Befonderheiten find, daß nad) dem Statut 
ein Theil des Grundcapitals nicht in baarem Gelde befte- 
ben oder ein Actionär (oder mehrere) vor den übrigen 
Bortheile genießen fol. 1. Der Fall, daß ein Theil 
des Grundcapitals nicht in baarem Gelbe beftehen ſoll', 

1) HGB Art. 227 letzter Sat. 

2) HGB Art. 192. Novelle $ 1 Art. 225. 

1) Keyßner die Aetiengefelichaften S. 124—158, 

2) Novelle $ 1 Art. 209b. 

3) Novelle $ 1 Art. 2096. 
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liegt entweder fo vor, daß die Einlage‘ für eine Actie 
nicht in baarem Gelde beftehen foll, ober fo, daß fchon 
jest vor entjtandener (eingetragener) Actiengeſellſchaft 
Derträge über irgend welche andere Bermögensftüde 
z. B. „Anlagen“ " abgefchloffen worden find, deren Erfüllung 
aus den Einlagen erfolgen fol und mithin das Grund: 
vermögen verfürzen Tann‘, Für eine bejtimmte Zahl 
von Actien ift nicht eine Geldeinlage fondern eine Werth: 
einlage" gewährt, für beftimmte Vermögensftüde ift ein 
Preis gewährt. Im diefem Fall beſteht alfo das aus dem 
Betrag der Actien entweder erfichtliche oder auszurechnende 
Grundcapital, welches in den Büchern der Gefellfchaft 
in einer Geldfumme erfcheint, in Wirklichkeit in Geld und 
andern Vermögensftüden. 2. Der zweite Fall ift der, 
daß das Statut zu Gunften eines Actionärs einen befon- 
dern Vortheil, alfo einen Bortheil vor den übrigen Ac— 
tionären®, ausfpricht‘. In Betreff diefes Wortheils ift 
häufig noch zuvor ein befonderer Vertrag mit dem Actien- 
zeichner als Fünftigen Actionär gejchloffen, deſſen Inhalt 
das Statut dann wiederholt. 

II. Wenn das Statut diefe Befonderheiten enthält, 
jo ſollen diefelben nach gefchloffener Actienzeichnung mies 
derholt von dem Aectienzeichnern genehmigt werden. Nicht 

4) Die Novelle jagt: „eine auf das Grundcapital anzured: 
nende Einlage“; e8 wird aber jede Einlage auf das Grundcapital 
angerechnet, fonft wäre fie eben feine Einlage, weil das Grund: 
capital aus dem Betrag der Einlagen bejtebt. 

5) Eine reihe Beifpieldfammlung liefert die Reichsgewerbe— 
ordnung $ 16. 

6) Novelle $ 1 Art. 209b. 

7) 3. B. Fabrik, Bierbrauerei, Mafchinen. 

8) Beiipiele: Nenaud d. R. d. U. S. 697—702. 

9) Novelle 8 1 Art. 209b. 
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von ſämmtlichen, aber durch Beichluß in einer Generals 
verjammlung der Wetienzeichner. Diefe muß ſtatut— 
mäßig zufammenberufen fein” und der das Statut 
genehmigende Beſchluß eine Stimmenmehrheit der Art für 
fi) haben, daß diefe Mehrheit mindeftens ein VBiertheil 
der ſämmtlichen Aetienzeichner (deren Zahl ift aus den 
Zeihnungsliften erfichtlich) begreift und mindeftens ein 
Diertheil des gefammten Grundcapitals darſtellt“. 
Der Aectienzeichner, welcher die Wertheinlage machen ſoll, 
und der, welcher einen Vortheil genießen foll, hat bei 
der Beihlußfaffung kein Stimmrecht”. 

III. Wenn ein die Befonderheiten genehmigender 
Beſchluß zu Stande fommt, fo ift durch das Protocolf 
der Generalverfammlung nur eine Willenserflärung der 
Actienzeichner beurfundet; nicht aber ift das Dafein von 
andern Thatſachen durch deren Anerkennung bewieſen. 
Da es Willenserflärungen find, deren Einficht nad) ent— 
ftandener Actiengefellfchaft in den Acten des Handelsge- 
richt8 einem Jedem geftattet iſt“, fo können dritte Perfonen 
fich nicht befchweren, wenn diefe Befonderheiten fie uners 
warteterweife benachtheiligen. Die Netienzeichner haben 
fie wiederholt direct genehmigt oder gelten fo, indem fie 
durch die Actienzeihnung dem fie genehmigenden Beſchluß 
der Generalverfammlung fich ergeben haben. 

IV. Wenn ein die Befonderheiten genehmigender 
Beſchluß nicht zu Stande fommt, aljo das zu mwollende 
Statut nicht einmal den fchlieklichen Willen der erforder: 
fihen Mehrzahl von Actienzeichnern für fich hat, fo ift 


10) Novelle $ 1 Art. 209e. 

11) Novelle $ 1 Art. 209b Abſatz 3. 
12) Novelle a. a. O. 

13) HGB Art. 12. 


Bun 


das Statut verworfen, alfo die Gründungsgefellfchaft, wie 
ſie ſchließlich unter allen Actienzeichnern da fein muß, nicht 
errichtet. Die Uctienzeichner, welche mit den Befonderheiten 
einverftanden waren, ohne auf die fpätere Prüfung durch 
die Generalverfammlung Gewicht legen zu wollen, find 
durch die Generalverfammlung ſchließlich abvotirt, mög: 
ficherweife eine große Mehrheit durch eine geringe Minder- 
heit, welche vielleicht nur deshalb die Befonderheiten nicht 
genehmigt, weil fie überhaupt die Actienzeichnung gereuet. 
Es bleibt num nichts übrig, als mit einem neuen Statut 
andern Inhaltes wieder von Neuem zu beginnen oder mit 
einem Statut ganz beffelben Inhalts Alles noch einmal 
zu wagen. Im Tettern Ball kann die Frage zweifelhaft 
fein, ob das gebrauchte Statut mit feinem Zeit- umd 
Ortsdatum von Neuem als Grundlage der Actienzeich- 
nungen gebraucht werden darf oder ob diefe Urfunde 
rechtlich verbraucht ift und ein neues Statut mit nunmeh- 
rigem Zeit» und Ortsdatum errichtet werden muß. Dies 
letztere ift das richtige. 

V. Keine Befonderheit in dem Statut, ſondern eivie 
rechtliche Unmöglichkeit in demfelben ift die Beftimmung, 
daß ein wenn auch noch fo geringfügiger Theil der Ein- 
lagen zur Vergütung von geleifteten Dienften, deren Re— 
fultat nicht im fichtlichen Vermögensftüden hervortritt, 
3.3. als Gründerlohn, weggezahlt werden ſolle. Diefer 
fehlende Theil der Einlagen ift nicht erfegt worden durch 
andere Vermögensftüde, das Grundeapital befteht joweit 
in Luft, unverfäuflicher Luft. Die Beftimmung enthält eine 
ftatutmäßige Verringerung des ftatutenmäßigen Grund: 
capital8, ift aber nicht fo, fondern als eine ungültige 
Nebenbeftimmung aufzufaffen. Dienftleiftungen, welche 
fih in VBermögensftüden verkörpert haben, können in die 
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fer Geftalt, welche bereit8 oben erörtert worden ift, einen 
Theil des Grundeapitals barftelfen. 


8 139. 
Ernennung der Mitglieder des Vorftandes. 


Aus dem Statut erhelfet, weſſen Wille e8 ift, der bie 
Perfonen beftimmt, welche Mitglieder des Vorftandes fein 
ſollen, und erhelfet die Zahl diefer Mitglieder. Dem Statut 
entfprechend find nun diefe Perfonen zu beftimmen, entiwes 

der zu wählen oder in anderer Weife zu ernennen. Die 
Sorge dafür, daß diefe Beftimmung gefchieht, Tiegt den 
Actienzeichner ob im ihrem eigenen ntereffe, weil 
ohne den PVorftand die Actiengefellfchaft nicht entitehen 
kann, da die Anmeldung von fämmtlichen Mitgliedern des 
Borftandes gefchehen muß‘. Verpflichtet dafür zu forgen 
find die Urgründer. Meber die Wahl der Mit- 
glieder oder die fonftige Ernennung ift eine notarielle oder 
gerichtliche Urkunde aufzunehmen. 


8 140. 
Mahl der Mitglieder des Aufſichtsraths. 

Ans dem Statut erhellet die gewollte Zahl der Mit- 
glieder des Auffichtsrathes, deren mindeftens drei fein 
folfen. Diefelben find aus der Zahl der Actienzeichner 
in einer Generalverfammlung der Actienzeichner zu wählen'. 
Die Sorge dafür, daß diefe Wahl gefchieht, Tiegt den Ac- 
tienzeihnern ob in ihrem eigenen Intereffe, weil, be 
vor die Wahl gefchehen ift, die Anmeldung nicht erfolgen, 
alfo die Actiengefellfchaft nicht entſtehen kann. Verpflich— 


1) Novelle $ 1 Art. 210a letzter Eat. 

1) Novelle 8 1 Art. 209 Nr 6 und Art. 2102 Nr 3. 
Das in beiden Artikeln gebrauchte Wort Netionäre fol bedeuten 
Actienzeichner. 
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tet dafür zu forgen find die Urgründer. Ueberdies 
follen die Mitglieder des Vorftandes mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten beftraft werben, wenn länger als 
drei Monate durch ihre Schuld die Geſellſchaft ohne Auf- 
fichtsrath oder ohne vollftändig beſetzten Auffichtsrath ge 
blieben ift; im Testen Fall Tiegt gleichmäßig den vorhan- 
denen Mitgliedern des Auffihtsrathes bei derfelben 
Strafe die Sorge für die Ergänzung ob’. Länger ale 
drei Monate, d. h. gerechnet von welder Zeit? Erft 
wenn ſämmtliche Mitglieder des Vorftandes vorhanden 
find, Läuft ihnen die Friſt; dahingegen läuft fie dem be- 
reits vorhandenen Mitglied des Auffichtsraths fofort. 


8 141. 
Ginzahlung eines Theils, 

Die Einzahlung eines beftimmten Theils (10 oder 20 
Procent) des Grundcapitals, welche gefchehen foll und welche 
vor der Anmeldung behufs der Eintragung in das Handels- 
regifter" gejchehen fein muß, weil fonft nicht die gebotene 
Befcheinigung derfelben? der Anmeldung beigefügt werben 
kann, ift natürlich nicht zu verftehen als eine Zahlung ir- 
gendwo von irgendwen und um deren weitern Erfolg ftch 
Niemand zu befümmern Hat. Unter der Einzahlung ift 
nicht eine Komödie, fondern find ernftlihe Handlungen 
von großer rechtlicher Bedeutung zu verftehen. Die Eins 
zahlung foll einen Theil des gemwollten Grundcapitals als 
ein wirkliches zu findendes Capital herausftellen, gleich 
wie fpäter das gewollte ganze Grundcapital ein wirkliches 
und zu findendes fein fol. Mithin müſſen den zahlenden 


2) Novelle $ 1 Art. 249 Nr 2, 
1) Novelle $ 1 Art. 210a. 
2) Novelle $ 1 Art. 210a Nr 2. 
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Perfonen, den Einzahlern, andere Perfonen gegenüber 
treten, welche das Gezahlte in Empfang nehmen und 
welche e8 jelber zu verwahren Haben oder an andere, 
denen dies obliegt, abzuliefern haben. Demnach find 
unter der Einzahlung, was die Perfonen betrifft, verjtan- 
den die Einzahler, die Empfänger und die Vers 
wahrer. Die Einzahler Haben fi) darum zu beküm— 
mern, daß die Eupfänger die zum Empfang berechtigten 
Berfonen find, weil fonft die Einzahlung nicht gefchehen, 
alfo die empfangene Quitung bedeutungslos ift; und die 
Empfänger, wenn fie nicht felber aud) die Berwahrer find, 
darum, daß die Perjonen, welchen fie das Empfangene 
zur Verwahrung abliefern, die zur Verwahrung berufs 
enen Perſonen find, weil ſonſt die Ablieferung nicht 
gejchehen, alſo die ihnen gegebene Quitung bedeu— 
tungslos iſt. Es entſteht nun die Frage, welche Per- 
fonen zum Empfang berechtigt und welche zur Berwah- 
rung berufen find; und ferner welchen Perjonen gegen- 
über die Verwahrer verpflichtet und welchen fie demzu— 
folge ihren Verpflichtungsjchein einzuhändigen Haben. Für 
die Beantwortung diejer Fragen iſt der Umſtand maaß— 
gebend, daß die VWerantwortlichkeit dafür, daß die Ein» 
zahlung gefchehen ift, chließlich die ſämmtlichen Mitglie- 
der des Vorftandes trifft, weil diefe, indem fie der An— 
meldung die Befcheinigung der Einzahlung beifügen’, die 
Angabe machen, daß die Einzahlung gefchehen fei, und 
für die Wahrheit diefer Angabe einzuftehen haben. Sie 
werden mit Gefängnig bis zu drei Monaten bejtraft, wenn 
fie vorfäglich eine falfche Angabe machen‘; fie find aber 


3) Novelle $ 1 Art. 2102 Nr 2. 
4) Novelle $ 1 Art. 249 Nr 1, 
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jedenfalls, weil in der Angabe dritten Perfonen gegen- 
über ein Verſprechen Liegt, diefen zum Schadenserſatz ver- 
pflichtet. 

$ 142. 
Die Anmeldung zum Hanbelsregifter. Prüfung des NRegifterrichters. 

Die Eintragung der behufs der Eintragung angemel- 
deten Actiengefellichaft in das Handelsregifter darf der 
Kegifterrichter nur. dann machen, wenn ihm zuvor das 
Dafein der fämmtlichen die Eintragung bedingenden Thats 
fachen ausreichend dargethan ift. Die Thatſachen und die 
erforderlichen oder genügenden Beweismittel find folgende. 

1. Das Statut. Erforderlich ift eine gerichtliche 
oder notarielle Urkunde‘. 

2. Die gefchehene Zeichnung des ganzen Grund- 
capital8 und 3. die gefchehene Einzahlung des be- 
ftimmten Theiles’. Der Anmeldung foll beigefügt fein 
die „Beſcheinigung“ diefer Thatſachen“. Als Befcheini- 
gung diefer Thatfahen darf der Kegifterrichter gelten 
lafjen den Beweis der Anerkennung diefer Thatſachen 
von Seiten entweder der ſämmtlichen Actienzeichner oder 
einer Generalverfammlung. a. Bon Seiten fiämmtlider 
Acttenzeichner. Dies Tiegt vor im Fall ausreichender 
Aetienzeihnung und Einzahlung unter Anmefenheit fänmt- 
licher Uctienzeichner, alfo in einer Univerſal verſamm— 
lung. Diefe Anerkennung muß erhellen aus einer ge 
richtlichen oder notariellen Urkunde‘. b. Bon Seiten 


1) Novelle $ 1 Art. 208 Satz 2. 

2) Keyßner die Actiengejellichaften S. 113—124; und Werths 
einlage betreffend im Gentral: Organ N. F. 3.9 ©. 133—135. 

3) Novelle $ 1 Art. 210a Nr 1 und 2, 

4) Dies it felbjtverftändlih und ergiebt ſich überdies aus 
der Novelle $ 1 Art. 208. 
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einer Generalverfammlung. In dem Fall zerftreus 
ter, zeitlich oder örtlich zerjtreuter Actienzeichnung und 
Einzahlung ſoll zum Beweis der beiden Thatjachen ge- 
nügen eine gerichtliche oder notarielle Urkunde des In— 
halts, daß durch Beſchluß einer ftatutmäßig * zufammen- 
berufenen Generalverfammlung auf Grund der ihr vor: 
gelegten Befcheinigungen jener beiden Thatfachen diefelben 
„feſtgeſtellt“ d. h. als vorhanden anerkannt feien‘. Dieſe 
Urkunde iſt aljo ein gerichtlid oder notariell aufgenont- 
menes Protocol! über die gehaltene Generalverfammlung, 
über die in derjelben »gegebene Auskunft Hinfichtlich der 
ftatutenmäßigen Zufammenberufung und über die gejches 
bene Beſchlußfaſſung. — In dem einem wie andern 
Tall (a und b) Liegt der Beweis für das Dafein der 
beiden Thatſachen nur in der bewiefenen Anerkennung 
ihres Dafeins von Seiten ſämmtlicher Actienzeichner oder 
der Generalverfammlung, alfo eines Theils derfelben. 
Dies ift offenbar genügend für das Verhältniß der Actien- 
zeichner unter einander, fie dürfen eine unwahre Thatſache 
unter ſich für eine wahre gelten lafjen, e8 liegt für diejes 
Berhältnig eine Willenserklärung vor. Anders ift e8 in 
Detreff dritter Perfonen, welche mit der Actiengefellichaft 
Geſchäfte fchließen wollen, Hinfichtlich ihrer find Die 
Thatſachen erheblich und ift für den Beweis derfelben 
jene Anerkennung, aljo eine Willenserklärung, möglicher 
weile Wind. Der Kegifterrichter ift daher nicht ver- 
pflichtet, diefe Anerkennung als eine ihm genügende Bes 
ſcheinigung gelten zu lafjen. 

4. Die gejchehene Beſtellung des Auffichtsraths, d. h. 


5) Novelle $ 1 Art. 209e. 
6) Novelle $ 1 Art. 209. 
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die geſchehene Wahl (erklärter Wille der Actienzeichner) 
der Mitglieder des Aufſichtsraths'. Die Mitglie— 
find aus der Zahl der „Actionäre”, fol heißen Actien- 
zeichner, zu wählen. Nicht jänmtlicher, dies würde dahin 
führen, daß fie erft nach gefchloffener Actienzeihnung ge- 
wählt werden könnten, was nirgends gejagt ift und aud) 
jehr unzweckmäßig fein würde. Der erforderliche „Nach— 
weis“ iſt erbracht durch Beifügung entweder des Proto- 
colls der Generalverfammlung * oder, was im Gefeg nicht 
erwähnt aber jelbjtverftändlich ift, einer Urverfammlung 
ſämmtlicher Aetienzeichner. Das Protocoll muß eine ge 
richtliche oder notarielle Urkunde fein. 

5. Die gefchehene Beſtellung der Mitglieder des Vor— 
ftandes in der Art und von der Perfon, melde das 
Statut beftimmt. Die Willenserklärung der Beftellen- 
den (Actienzeichner oder ſonſt Demand) bedarf einer ge- 
richtlichen oder notariellen Urkunde, 

6. Falls das Statut die beftimmten Befonderheis 
ten enthält, welche, wenn fie nicht in einer Urverfamme 
lung ſämmtlicher Actienzeichner vereinbart find, der Ger 
nehmigung in einer Generalverfammlung durch Beſchluß 
(einer Mehrheit von mindeftens einen Viertheil) bedürfen, 
dann muß der Anmeldung beigefügt fein die gerichtliche 
oder notarielle Urkunde über den Beſchluß der Generalver: 
ſammlung“', wie in jenem Yall die über die Vereinbarung 
der Univerfalverfammlung. 

7. Falls der Gegenftand des Unternehmens der ftaat- 
fichen Genehmigung bedarf, ift aud die ertheilte Gench- 
migung dem Regifterrichter nachzumeifen. 

7) Keyßner Actiengefelligaften S. 166—176. 

8) Novelle $ 1 Art. 210a Nr 3. 

9) Novelle $ 1 Art. 210a Nr 4, 
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Aus dem Obigen ergiebt jich, daß, wenn eine Urver⸗ 
ſammlung ſämmtlicher erforderlicher Aetienzeichner ftatt- 
gefunden hat, es möglich ift, daß durch eine einzige Ur- 
Funde, nemlich das Protocoll über diefe Univerfalvers 
fammlung, beurfundet ift und mithin nachgewiefen werden 
faun 1. das Statut, 2. die vollftändige Actienzeichnung, 
3. die erforderliche Einzahlung, 4. die Wahl der den 
Borftand und 5. die Wahl der den Auffichtsrath bilden- 
den Perſonen, 6. die endgültige Vereinbarung über Ber 
fonderheiten. 


g 143. 
Eintragung in das Handelsregijter. Wirkung, 

Nach gefchehener ausreichender Anmeldung ift die Re— 
gifterbehörde verpflichtet zur Eintragung des Statuts 
in das Hamdelsregijter und zur Aufbewahrung der 
eingereichten Schriftjtüde. 

I. Einzutragen in das Handelsregifter ift „der Ge- 
fellihaftsvertrag”", das Statut, und zwar der ganze 
Inhalt des Statuts ohne Kürzung. Wer cine Ab- 
Schrift der Eintragung fordert‘, der fordert und muß er- 
halten den unverfürzten Inhalt. 

II. Aufzubewahren find die der Anmeldung beige 
fügten Schriftftüde bei dem Handelsgericht (dev Regiſter— 
behörde) und zwar in Urfchrift oder in beglaubigter Ab— 
ſchrift. 

III. Nach geſchehener Eintragung in das Handels— 
regifter ift die Actiengefellfchaft entftanden, Die einge: 
fragene Actiengeſellſchaft befteht dritten Perſonen 


1) Novelle $ 1 Art. 210. 
2) HOB Urt. 12. 


3) Novelle $ 1 Art. 210 letzter Satz. 
Thöol'e Handelsreht. Ir Bd. bte Aufl. 29 


te 
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gegenüber lediglich Eraft der Eintragung, troß 
des etwaigen Umftandes, daß das Grundcapital in Wirk 
fichkeit nicht volljtändig gezeichnet oder nicht ausreichend eins 
gezahlt ift. Demzufolge befteht die Actiengeſellſchaft aud) 
unter den Actienzeihnern, welde troß jenes Um— 
Standes Actionäre find, alfo nicht berechtigt zum Rücktritt 
und zur Verweigerung weiterer Einzahlungen‘. Ihnen 
kann die Verantwortlichfeit der Gründer, namentlich die 
des Vorftandes und Auffichtsrathes, Schadenserjat bringen. 
Nach allem Erörterten liefert die erfolgte Eintragung der 
Actiengefellfchaft in das Handelsregifter für das Publikum 
nur den Beweis alles deſſen, was Willenserklä- 
rung ift, nicht aber desjenigen, was andermeitige 
Thatfade if. Die Einficht des Handelsregifters ver: 
ſchafft ſicheres Wiffen des Statuts, der Perfonen des 
Borftandes und des Auffichtsrathes, nicht aber auch das 
von, wie viele Actien wirklid gezeichnet find und welcher 
Betrag des Grundcapitals wirklich eingezahlt ift. 

Es ift nunmehr zu .erörtern die entjtandene Uc- 
tiengefellfchaft, aljo die Actiengefellfhaft. 


Zweite Unterabiheilung. 
Die Actiengefellichaft. 


8 144. 
Beröffentlihung. Anmeldepfliht. Aenderung des Statut, 


Durch die gefchehene Eintragung des Statuts in das 
Handelsregifter iſt die Actiengeſellſchaft entftanden. 
Die Folge der entjtandenen Actiengefellfchaft ift: I. Die 


4) Literatur über die Frage haben die Entiheidungen des 
ROHG Bd 3. ©. 303. 304. Das ROHG hatte keine Veran: 
laffung, ſich auszuſprechen. 
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Berpflidtung der Regijterbehörde, einen beſtimmten 
Theil des Eingetragenen zu veröffentliden. Zu vers 
öffentlichen ift ein „Auszug des Gefellichaftsvertrages“ d. h. 
ein Theil von dem Inhalt des Statuts. Der Aus- 
zug ſoll mindeftens Folgendes enthalten: 1. das Datum 
des Statuts; 2. die Firma und den Sig der Gefellichaft; 
3. den Gegenftand und die Dauer des Unternehmens; 4. 
die Höhe des Grundcapitals und der einzelnen Aectien 
oder Actienantheile; (daraus erhellet die Zahl der Uctien;) 
5. die Eigenfchaft der Actien, ob fie auf Inhaber oder 
auf Namen geftellt find; 6. die Form der von der Ge— 
jellfchaft ausgehenden Bekanntmachungen und die für diefe 
beftimmten öffentlichen Blätter. (Unter jener Form ift 
zu verftehen die Bezeichnung der Perfonen, welche zu Be— 
fanntmachungen berufen, d. 5. berechtigt und verpflichtet 
find.) — Endlid) ift zu veröffentlichen auch die etwaige 
Beftimmung des Statuts über die Yorm, in welcher der 
Borftand feine Willenserflärungen kundgiebt und für die 
Geſellſchaft zeichnet. II. Die Berpflihtung zur 
Anmeldung eimer etwaigen Zweigniederlajfung. 
Wenn eine eingetragene Actiengeſellſchaft auch in einem 
andern Regifterbezirt eine Niederlaffung Hat, jo ift die 
Anmeldung auc hier nunmehr Pflicht‘. Die Anmel— 
dung hat dann zur Folge die Verpflichtung der Regi— 
fterbehörde zur Eintragung und zur BVeröffentlichung. 
III. Die Möglichfeit der Abänderung des Sta 
tuts. Eine folche Abänderung bedarf zu ihrer Gültigkeit der 
notariellen oder gerichtlichen Beurkundung und der Ein— 


1) Alles Obige hat die Novelle $ 1 Art. 210 
2) Novelle SA Art. 212. Vgl. oben $ 54 Nr V. 5. 
Eeite 171. 172, | 
29” 
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tragung in das Handelsregifter‘. Wenn die Abänderung 
eingetragen ift, jo joll die NRegifterbehörde einen beftimmten 
Theil derjelben veröffentlichen‘ ; auch ift, wenn die Actienges 
jeltjchaft auch in einem andern Regifterbezirk eine Nieder- 
laffung hat, die Anmeldung der eingetragenen Abänderung 


auch hier nunmehr Pflicht. 


$ 145. 
Die Actien. 


Die Actien. Das Grundcapital, welches eine ge 
wollte Summe ift, wird gedacht als in beftimmte Theile 
zerlegt. Ein folcher Theil Heißt Actie" oder Actienan: 
theil. Weber jeden Theil wird eine Urkunde ausgefertigt, 
welche die Betheiligung an der Gejellfchaft für dieſen 
Theil ausfpriht. Die Urkunde heißt auch Actic. Eine 
Actie ſowie ein Actienantheil in diefem Sinn kann „Lauten“ 
3. B. auf Inhaber oder auf Namen? und fanıı ver 
brennen und befchmutt werden. Die Betheiligung 
an der Gefellfchaft, der Geſellſchaftsantheil, heißt 
ebenfalls Actie. Sie ift verftanden, wenn es heißt, daf 
eine Actie ſowie ein Actienantheil untheilbar fer‘. 

Prioritätsactien. Es kommen Actien vor‘, 


3) Novelle $ 1 Art. 214. 

4) Novelle $ 1 Art. 214 Satz 2. 

5) Novelle $ 1 Art. 212. 214 Sat 2. Bol. oben $ 54 
Nr V. 5. Seite 171. 172. 

1) Novelle $ 1 Art. 207 Sab 2. 

2) Novelle $ 1 Art. 207 Satz 4. 

3) Novelle $ 1 Art. 207 Sub 3. 

4) Goldſchmidt der Lucca:Piftoja:Actien:Streit S. 23— 30. 
Bekker Beiträge zum Aetienrecht. J. Ueber Stammprioritäts— 
Actien. In Goldſchmidts Zeitihr. Bd 16. ©. 32—85, 


5, u 
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welche vor den übrigen Vorrechte genießen? Man nennt 
fie Prioritätsactien® und dann die übrigen Stamm 
actien. Sie beurfunden alle ein Gefellichaftsverhältnig. 
Bon beiden zu unterfcheiden find die Prioritätsobli- 
gationen, melde ein Gläubigerverhältnig beurkunden. 
Die Uctien find zum Unterfchied von Obligationen daran 
zu erfennen, daß fie das Grundcapital und Grundver— 
mögen begründen oder erhöhen, was immer aus dem 
Statut erfihtlih ift, während die Obligationen eine 
aus dem Grundvermögen und fonftigem Gefellfchaftsver: 
mögen zu befriedigende Forderung beurfunden. 


$ 146. 
Die Actienantheile. 


Ein Aetienantheil lautet auf einen geringeren Betrag 
als die Actie. Da auch Actien von größerem und ge 
ringerem Betrage bei derfelben Actiengefellichaft vorfoms 
men fönnen, fo fragt e8 fi, woran man erfennt, ob ein 
Actienantheil vorliegt oder eine Actie von geringerem Ber 
trage. Es ift eine Actie anzunehmen, wenn nicht ein 
Actienantheil deutlich ausgefprochen ift. Uebrigens ift, 
wenn das Statut nicht anders beftimmt, die Trage nicht 
für die Geldbetheiligung erheblich, weil für diefe der No- 
minalbetrag maaßgebend ift, fondern nur für das Stimms 
recht, weil geſetzlich' nur die Actie, nicht der Actienans 
theil ein folches gewährt. 

5) 3. B. das Recht zuvor einen bejtimmten Theil vom Ges 
winn und, nachdem fodann die übrigen Actien einen beftimmten 
Theil erhalten haben, von dem Reſt ebenfall3 einen Theil zu 
erhalten. | 

6) Auch Stammprioritäten, auch Stammprioritätsactien, aud) 


Privritätsftammactien. 
1) HGB Art. 224. 
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8 147. 
Nominalbetrag der Actien und Netienantheile. 


Die Nominalbeträge der Actien (und ebenfo der Ae— 
tienantheile und Gründungsfcheine) haben die Bedeutung 
daß fie unter den Gefellfchaftern die Größe der Gefell- 
ihaftsantheile, die Quote der Berheiligungen, bezeichnen, 
alfo das Verhältniß, in welchem die Gefellfchafter umter 
einander betheiligt find. Sie haben nur diefe Bedeutung, 
ſobald die Einlagen voll eingezahlt find, es beftehen dann 
nur Geldforderungen der Gefellfchafter; von nun an ift 
der Nominalbetrag der Actien gleichgültig, wenn er für 
alle derfelbe iſt. So lange jenes nicht gefchehen ift, be 
ftimmen fie Summen, welche einzuzahlen find, bejtimmen 
fie alfo die Größe von Verpflichtungen, welche auch für 
die Geiellichaftsgläubiger bedeutend werden. Die Beltim- 
mung, daß die Actie d. h. der Gefellfchaftsantheil uns 
theilbar ift, enthält im fich die Beftimmung, daß der 
Nominalbetrag untheilbar ift. Es kommt vor, daß nicht 
ſämmtliche Actien einen gleich großen Nominalbetrag 
haben‘. Davon ift der Fall zu unterfcheiden, daß über 
mehrere Actien 3. B. über vier oder über zehn eine ein- 
zige Urkunde ausgeftellt ift. 

In Betreff des Nominalbetrages der Actien 
und eben fo der Actienantheile und Gründungsfcheine (Ins 
terimsjcheine, Promeffen) gelten folgende Rechtsfäge?, melde 
ſämmtlich abſolute find, deren Anwendung alfo durd) das 
Statut durchaus nicht ausgefchloffen oder bejchränft wer- 

1) 3. B. 800 Xctien von 1000 Thlrn und 400 Actien von 
500 Thlrn. Grumdeapital eine Million Thaler. Kerner 100 
Actien von 5000 Fl. und 250 Actien von 1000 FI. Orundea: 


pital 750000 Fl. Renaud d. N. d. A. ©. 68. 69. 
2) Keyßner Actiengejellihaften S. 90—112. 


Zuge — — — — 
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den kann. Der Nominalbetrag einer Actie foll mindes 
tens fünfzig oder Hundert Thaler fein, jenachdem bie 
Actie auf Namen oder auf Inhaber Tautet, bei Berfiches 
rungsgefellichaften ohne Unterfcheidung mindeftens Hundert 
Thaler‘. Actien von geringerem Nominalbetrag find 
nihtig. Der Ausgeber folher ungültigen Papiere ift 
verpflichtet, mehrere Ausgeber find folidarifch verpflichtet, 
alfen Schaden zu erjegen, welcher durch die Ausgabe 
verurſacht ift‘, alfo welcher durch das Nehmen eines 
ſolchen ungültigen Papieres verurfacht ift; umd zwar bes 
fteht die Verpflichtung gegenüber dem Beſitzer des ungül— 
tigen Papieres d. h. gegenüber derjenigen Perſon, welcher, 
wenn das Papier gültig wäre, die dann Fraft defjelben 
begründeten Rechte zuftehen würden; diefe Perfon ift ver- 
chieden, jenachdem das Papier auf Inhaber oder auf 
Namen lautet. Der zu erfegende Schaden ift nicht der, 
daß die Rechte fehlen, welche fonft betehen würden, ſon— 
dern daß für ein werthlofes Blatt Papier ein Preis ges 
geben und nicht fofort reftitwirt if. Der Nominalbe- 
trag der Actien darf während des Beftehens der Gefell- 
ſchaft weder vermindert noch erhöhet werden’, es foll alfo 
der urſprüngliche Nominalbetrag unabänderlich 
derjelbe bleiben. Die vorftehenden Beftimmungen gelten 
wie bemerkt au) von Actienantheilen‘ und Gründ- 
ungsſcheinen (Interimsfhernen, Promeſſen)'. 


3) Novelle $ 1 Art. 2074 Abſatz 1. 
4) Novelle $ 1 Art. 207a Abſatz 2. 
9) Novelle $ 1 Art. 2072 Abſatz 3. 
6) Novelle $ 1 Art. 2078 Abſatz 1. 2. 3. 
7) Novelle $ 1 Art. 2078 Abſatz 4. 
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8 148. 
Actien auf Inhaber und auf Namen. 


Die Action und Aetientheile können auf Inhaber 
oder auf Namen lauten‘. 1. Auf Inhaber lautende Ac- 
tien und Actienantheile dürfen vor Einzahlung des ganzen 
Nominalbetrages nicht ausgegeben werden, wie auch nicht 
auf Inhaber lautende Gründungsſcheine (Interimsfcheine 
oder Promefjen)’. Das Statut darf aber gültig beſtimmen, 
daß nad erfolgter Einzahlung von vierzig Procent” und 
ftatutmäßig befchloffener Befreiung des  urfprünglichen 
Zeichners nunmehr auf Inhaber lautende Actien und Ac— 
tienantheile ausgegeben werden dürfen, wie auch auf In— 
haber lautende Gründungsfcheine‘. Der Befig der Actie 
überhebt, wie überhaupt bei Inhaberpapieren, der Legi— 
timationsnachweiſung“. 2. Wenn die Actien auf Nas 
men lauten, fo follen fie mit genauer Bezeichnung der 
Perfon des Actionärs (Namen, Wohnort, Stand) 
eingetragen werden in ein Buch (das Actienbuch der 
Geſellſchaft)'; ebenfo der Uebergang auf eine andere 
Perfon’; nur diejenigen Perfonen gelten im Berhältnif 
zu einander als Actionäre, welche als foldhe in dem Ac- 


1) Novelle 8 1 Art 207 Iekter Gab. 

2) Novelle 8 1 Art. 222 Ziff. 1. 

3) Vorbehalt von 25 Procent zu Gunften der Landesgefeke. 
Novelle 8 1 Art. 222 letzter Sab. 

4) Novelle $ 1 Art. 222 Ziff. 3. 

5) Sp aud dem Sinn nad) das ROHG Bd 14. ©. 359. 
360. Die bildlihen Ausdrüde, daß das Papier ift „Träger“ 
und „Repräfentant” der in demfelben ausgedrüdten Nechte, find 
freilih nidyt fördernd. 

6) HGB Art. 182 Abſatz 2. Art. 223 Abſatz 1. 

7) HGB Art. 183 Abſatz 1. Art. 223 Abſatz 1. 


$ 149. Uebertragung der Actien. Actienfpiel. 457 


tienbuch verzeichnet find"; zur Prüfung der Legitimation ift 
die Gefellihaft berechtigt, aber nicht verpflichtet‘. 3. Eine 
Actie auf Namen darf von dem Actionär auf einen Ans 
dern übertragen werden ohne Einwilligung der übrigen 
Acttonäre, wenn nicht das Statut ein Anderes bejtimmt ; 
die Uebertragung kann durdy Indoſſament gefchehen; die 
Form des Indoffaments beftimmt fi) nad) den Artikeln 
11 bis 13 der allgemeinen deutfchen Wechjelordnung ". 


S 149. 
Vebertragung der Actien. Actienſpiel. 


Die Rechte des Actionärs find willkürlich, nemlich 
ohne und wider Willen der iibrigen Actionäre, übertragbar; 
nicht nur find c8 die reinen Vermögensrechte, ſondern 
auch die perfönliche Betheiligung, namentlich das Stimme 
recht. Nach Statuten bedarf die Uebertragung der Zu— 
ftimmung der fänmtlichen übrigen Actionäre oder des 
zuftimmenden Befchluffes, einftimmigen oder Mehrheits- 
bejchluffes, einer Generalverfammlung; dadurch ift aber 
die Ceſſion der reinen Vermögensforderungen nicht gehin— 
dert. Die Uebertragung der Rechte gefchieht, je nachdem 
die Actie auf Inhaber oder auf Namen lautet, durch 
bloße Uebergabe der Actie oder vermittelt Beurkundung 
der MWebertragung mit oder ohne Cintragung in das 
Actienbuch. 

Die Uebertragung einer auf Namen lautenden Actie 
auf eine andere Perſon, ſei es ohne oder gegen einen 
Preis, iſt ein Vertrag des Inhalts, daß der Namens— 
träger ſeinen Geſellſchaftsantheil, ſoweit ſein Wille es be— 


8) HGB Art. 183 Satz 3. Art. 223 Abſatz 1. 
9) HGB Art. 183 Abſatz 3. Art. 223 Abſatz 1. 
10) HGB Art. 182 Abſatz 3. 4. 5. Art. 223 Abſatz 1. 
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wirken könne, anf diefe andere Perfon übertragen wolle, 
er ift möglicherweife Verfauf diefes Antheils. Die Ueber: 
tragung auf die Gefellfchaft felber" ift ein Vertrag des 
Yuhalts, daß der Namensträger aus der Gefellfchaft aus- 
trete; wenn fie gegen einen Preis gefchieht, fo liegt in 
der Zahlung defjelben eine abfichtliche Verminderung des 
Grundvermögens, ein derartiger Auflauf aller Actien 
würde das Grumdvermögen in einen Haufen Papier ver- 
wandeln. Die Frage, ob mit der Actie auch das Recht 
auf die vor der Uebertragung fällig gewordene Dividende 
übertragen worden fei, ift ſowohl im erften als im zweiten 
(Hebertragung auf die Geſellſchaft felber) Fall zu verneinen, 
aber aus verfchiedenen Gründen” Es macht dafür kei— 
nen Unterfchied, ob befondere Dividendenfcheine beftehen 
oder nicht”. Das Steigen und Fallen der Dividende 
ift die Urfache eines fehr mandelbaren Courfes der Acs 
tien; diefer Umftand, zu melchem bei Actien auf In— 
haber die Peichtigfeit der Uebertragung hinzukommt, macht 
die Actien zur Waare d. 5. zum Gegenftand des Han— 


1) Unrichtig wird diefer Vertrag, wenn gegen einen beftimmten 
Preis geichloffen, vom ROHG Entſch. Bd 6. S. 146 den Rechts⸗ 
fäben des Kaufes unterjtellt. 

2) Die von den Rechtsſätzen über den Verkauf bergenom: 
mene Begründung der VBerneinung (fo das ROHG Entih. Bd 6. 
©. 146. 147) ift nicht zuzugeben. Die Frage ift, ob der Wille 
anzunehmen fei, in dem einen Fall, daß mit dem Geſellſchafts— 
antbeil auch die vermittelit deffelben erworbenen und bereits fällig 
gewordenen Gewinnantheile übergehen follen; in dem andern Fall, 
dag nicht bloß das Gejellihaftsverhältnig erlöfhen, fondern auch 
diefer Uebergang erfolgen folle. Für die Annahme eines ſolchen 
Willens fehlt es an Gründen. 

3) In dem Note 1 und 2 erwähnten Fall des ROHG be: 
ftanden ſolche nicht. 


2 2 Sm — — TEE WER 


8150. Die Actiengeſellſchaft iſt nicht eine juriſtiſche Perſon. 459 


dels, und auch Häufig zum Gegenftand des reinen Diffe- 
renzgefchäftes, des fogenannten Actienfpieles ‘. 


8 150. 
Die Actiengellſchaft ift nicht eine juriſtiſche Perfon. 


Die Aectiengefellfchaft ift nicht eine juriftische Perfon 

I. Da die Novelle am Begriff der Actiengejellfchaft 
nicht hat ändern wollen, fo genügt e8 das HGB zu 
erörtern. Das HGB fpriht von einer Gefelffchaft, 
welche Actiengefellfchaft ift’, nennt die Actiengeſellſchaft 
durchweg Geſellſchaft, fpricht von einem Gefellfchaftsver- 
trag, von den Gefelffchaftern, von dem Vermögen der 
Gefellfchaft und von dem Antheil eines jeden Gefell- 
fchafters an dem Bermögen der Gefellfchaft, welcher ein 
verhältnigmäßiger ift, fo daß es mithin gänzlich unter 
die Gefellfchafter vertheilt ift’, da8 Vermögen alfo nad) 
Theilen Vermögen jedes Gefellfchafters und ungetheilt 
Dermögen aller Gejellfchafter if. Es hat nichts Myſti— 


4) Büſch, Darftellung I. S. 265—268. II. S. 336—347. 

1) Die juriftiiche Berfon behauptet auch Renaud d. R. d. A. 
©. 101—163. Weitere Literatur oben $ 87 Note 3. Ue— 
ber juriftifhe Perfonen im Allgemeinen vgl. aub Zitelmann 
Begriff und Wefen der fogenannten juriftifchen Perfonen. Leipzig 
1873. Der Verfaffer hat eine der beiten Erörterungen über die 
juriftifhe Perfon (der aud von Savigny Feine Beachtung ge: 
ſchenkt) unbeachtet gelaffen, nemlich Kierulff Theorie des ge— 
meinen Givilreht3 1839 Seite 129—154. Es mag bier daran 
erinnert werden, daß Puchta (Pandekten $ 9a) der ganzen früs 
beren Literatur die beiden Namen gegenüberftellt: ein Fortichritt 
Kierulff, Epoche Savigny. 

2) HGB Art. 207. 

3) HGB Art. 216. „Jeder Actionär bat einen verhältnig- 
mäßigen Antheil an dem Vermögen der Gefellichaft. 
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Iches, zur Annahme einer myſtiſchen Perſon Zwingendes, 
daß ein unter mehrere Gefelljchafter vertheiltes Necht ober 
Vermögen, als ganzes ungetheiltes gedacht oder ausgeübt, 
ein Recht oder Vermögen der Gefellfhaft genannt wird. 
Mit allem dieſem ift aufs deutlichſte eine Geſellſchaft 
ausgedrüdt; wie foll eine folche noch deutlicher bezeichnet 
werden? Dies Alles muß befeitigt werden, wenn bes 
hauptet wird: das HGB habe trot alter diefer Ausdrücke 
unter der Actiengefellfchaft nicht eine Geſellſchaft und Ger 
jellfchafter, fondern eine juriftifche Perſon, alfo eine einzige 
Perfon, eine ideale Einzelperfon, und unter dem Vermögen 
der Gefellfchaft, alfo der ſämmtlichen Gejellfchafter und 
den Vermögenstheilen der einzelnen Gefellfchafter, ein uns 
getheiltes (auch nicht ideell getheiltes) Vermögen einer 
(einzigen) juristischen Perfon verftanden. Dieſe Befeiti- 
gung ift eine Aufgabe der Auslegung, welche alſo darin 
befteht, nachzuweifen, daß der wirkliche Wille des Geſetzes 
ein anderer al8 der ausgejprochene fei. Dieſe Nachwei- 
jung, wenn fie gelungen ift, hat dann ergeben, daß der 
wirkliche Wille des Gefeges in lauter gänzlich verfehl- 
ten Worten durchgehends ausgefprocden if. Welch 
eine Nedaction wäre das! 

Die Auslegung hat ihre Regeln. Sie ergeben, daß das 
Geſetz nichts enthält, was diefe Vernichtung rechtfertigt. 
Wenn die Nechtsfäge, welche wörtlich von Gefellfchaft, 
Gefelffchaftsvertrag, Gefellfhaftern ſprechen und überdies 
nichts enthalten, was dem Wefen der Gefellfchaft wider: 
ftreitet, von einer juriftifchen Perfon verftanden werden 
folfen, fo muß fich dies aus andern Rechtsſätzen des Geſetzes 
ergeben. Solche andere Nechtsfäge fehlen aber. Diefe Ne 
gative kann nicht anders dargethan werden als durch die 
Erörterung, daß die Beftimmung des HGB, melde die 
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einzige ift, die für das Dafein der juriftifchen Perfon 
geltend gemacht wird, daſſelbe nicht ergiebt. Es ift die 
Beltimmung des Artikel 213 „Die Actiengefellfchaft als 
jolhe hat jelbftändig ihre Nechte und Pflichten”. Wenn 
diefe Beftimmung wirklich etwas dem Weſen der Gefell- 
ſchaft Widerftreitendes enthielte, jo müßte fie ftrict aus- 
gelegt werden, es ift gegen alle Kegeln der Auslegung, 
ihretwegen allen übrigen Rechtsfägen einen gänzlich andern 
Sinn unterzulegen. Sie enthält aber gar nichts Wider- 
ftreitendes. Sie kann in dem ganzen Zufammens 
hang des Gefeges nur dahin verftanden werden, daß 
fie eine befondere, der Beantwortung bedürftige Frage, 
nicht die allgemeine nad) dem Begriff der Actiengefell- 
Schaft beantworten will. Der Sinn ift: die Actienge— 
ſellſchaft kann als Actiengefellfchaft Rechte und Pflichten 
jelbftändig haben, ſelbſtändig d. h. unabhängig von der 
rechtlichen Möglichkeit der einzelnen Geſellſchafter folche 
Rechte und Pflichten zu haben. Und ferner: die Rechte 
und Pflichten, welche die Actiengefellfchaft als Actienge- 
ſellſchaft Hat, die hat fie felbitändig d. h. unabhängig von 
der rechtlichen Möglichkeit der einzelnen Gefellfchafter fie 
zu haben. Unter einen Recht, welches die Actiengefell- 
ſchaft als Aetiengefellfchaft hat‘, ift natürlich nicht 


4) Welche Rechte find e3, die die Actiengeſellſchaft als folde 
bat? Auf diefe Frage ijt die Antwort: nur diejenigen Mechte, 
weldye ihr als derartige Nechte dur bejondere Rechtsſätze zuge: 
ſprochen find. 

Beiſpiel. Bundesgeſetz vom 25. October 1867 (B. Gbl. 
©. 35), jebt Reichsgeſetz. Nah 8 2 find „zur Yührung der 
Reichsflagge die Kauffahrteifchiffe nur dann berechtigt, wenn fie in 
dem ausſchließlichen Eigenthum folder Perſonen ſich befinden, 
welchen das Reichsindigenat zufteht”. (Demnach muß, wenn einer 
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ein Recht zu verftehen, weldes allen Gefellfchaftern zu- 
jammen und von welchem ein verhältnißgmäßiger Theil 
jedem Geſellſchafter zufteht, wenn gleich) auch derartige 
Rechte unter dem zufammenfafjenden Ausdrud Rechte der 
Actiengefellfchaft begriffen werden. Lebteres trifft insbe: 
jondere den Ausdrud „das Bermögen der Actiengefell- 
Ihaft“, er bezeichnet nicht Rechte der Actiengefellfchaft 
als folder. Der Sa, daß die Rechte, welche die Actien- 
geſellſchaft als folche Hat, fie jelbftändig (unabhängig von 
der Rechtsfähigkeit der Geſellſchafter) hat, wird nun (und 
das wird Auslegung genannt, iſt e8 aber nicht) in den 
Satz umgewandelt: die Actiengefellichaft ift eine ſelbſtän— 
dige Perfon, d.h. eine einzige, eine juriſtiſche Perſon; 
das Bermögen, welches Vermögen der Gefellfchaft genannt 
und von welchen jeden Gejellfchafter fein Antheil zuges 
fprochen wird, ift nicht Vermögen der Geſellſchafter, fons 
dern Vermögen einer juriftifchen Perfon; der Bermögens- 
antheil eines jeden Gefellfchafters bezeichnet nicht einen 
Eigenthumstheil des ganzen Eigenthums aller Gefellfchafter 
in ihrer Bereinigung, fondern irgend welche andere Rechte 
des einzelnen Actionärs in Betreff des Vermögens der 
juriftifchen Perfon. Nach diefer Anficht wird die reiche 
Gründungsgefellfchaft durdy die Eintragung unter dem 
Namen Actiengefellfchaft zu einer juriftiihen Perfon, und 
werden die verarmten Gejellfchafter unter dem Namen 


offenen Handelsgejellihaft das Schiff gehört, jedem Geſellſchafter 
das Neichsindigenat zuftehen). „Diefen Perfonen find gleichzus 
achten die im NeichSgebiete errichteten Actiengefellichaften, fofern fie 
innerhalb des Neichögebietes ihren Sit haben“. Demnad hat 
eine derartige Actiengeſellſchaft als ſolche das Recht, die Reichs: 
flagge zu führen, ohne daß auf das Reichsindigenat der Actionärg 
etwas anlommt, 
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Uctionäre zu Angehörigen (Gliedern, Mitgliedern) einer 
juriftifchen Perſon, weldhe von deren, alfo von fremden 
Gut zehren. Die Anficht vergißt aber, daß diefe Fremd— 
linge, wenn ſie ſämmtlich einftimmig find, in allen Bes 
ziehungen die unbejchränfte Gewalt über das ganze Ber: 
mögen und alle Angelegenheiten und ſomit über Leben 
und Tod der juriftifchen Perſon haben, daß ihr einftin- 
miger Wille der Höchjte Wille in diefem Gebiet ift, wos 
nach fie aljo feine Yremdlinge, ſondern die wahren alleis 
nigen Eigenthümer find. Die Annahme der juriftiichen 
Perfon auf Grund des Artikel 213 ohne Beachtung des 
jonftigen Inhalts des Gejeges widerftreitet den Regeln 
der Auslegung”. 


5) Es fommt nicht auf den Sinn an, in welchem die ihn 
beantragende Nedactionscommilftion den Artikel verftand oder die 
für denfelben Stimmenden ihn verjtanden, fondern Tediglich auf 
den Sinn des Geſetzes, nemlich auf den Sinn, für welchen die 
übrigen Redtsfite noh Raum laſſen. — Wenn man das 
Gewicht auf die Meinungen der Mitglieder der Gonferenz legen 
will, fo ergiebt fi die Berneinung der juriftiihen Perjon, Der 
Hergang in der Eonferenz war folgender. Der Artikel 213 des 
HOB ift in erfter Lejung gar nicht bejchloffen worden, der Inhalt 
fommt zuerjt in dem der Berfammlung nach beendigter erfter Leſung 
mitgetheilten Entwurf der Redactionscommiſſion (al3 Art. 190) vor, 
In erfter Leſung wurde bei der Beratbung des Art. 87 des 
preußiihen Entwurfes „Jede Handelsgejelihaft als ſolche hat 
felbftändig ihre Rechte und Pflihten und ihr bejon- 
deres Bermögen, fie fann vor Gericht Hagen und verklagt 
werden; fie kann auf ihren Namen Grundftüde und Forderungen 
erwerben” die Trage von der juriftiihen Perſon Ddebattirt, 
welhe man in den hervorgehobenen Worten ausgeiprocdhen fand 
und welche nad) Seite 47 der Motive zum preußifchen Entwurf 
auch darin ausgeſprochen fein fol. Gegen die juriftiihe Perjon 
ſprach fi) die Mehrheit aus und demnach wurde mit zehn Stim: 
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men gegen vier die Streihung der oben bervorgehobenen Worte 
beihlofjen (Protocolle S. 161). Demnach zehn Stimmen ge: 
gen die juriftiiche Perjon, und nur vier für diefelbe und zwar 
in Betreff jeder Handelsgefellihaft, alfo auch der Actiengeſellſchaft. 
In erſter Lefung ift in Betreff der Nctiengefellichaften Fein anderer 
Beihluß gefaßt. Es iſt aber am Schluß der Debatte über die 
Actiengefellihaften der Redactionscommiſſion anbeim gegeben 
worden, zu erwägen, ob und welche Beitimmungen der Art. 87. 
89 und 90 auch für die Actiengejellihaften anzuführen feien 
(Protocolle Seite 373). In Folge hiervon hat der Entwurf der 
Nedactiongceommiffion, von deren fünf Mitgliedern einige für die 
juriftiihe Perfon waren, den Art. 190 erhalten. In zweiter Le: 
fung ift diefer Artikel zwar angenommen worden, mit neun ge: 
gen ſechs Stimmen (Protocolle ©. 1039. 1040), aber aus den 
Erklärungen bei der Abjtimmung ergiebt fih, daß die Mehrzahl 
der Mitglieder damit nicht die juriftiihe Perjon hat anerkennen 
wollen (Brotocolle ©. 1039. 1040). Es wurde nemlich bean 
tragt, den Art. 190 nad Maafgabe des Art. 110 des Entwurfes 
(ift Art. 111 des HOB) zu redigiren, weil die Faſſung dieſes 
Art. 190 die juriftiihe Perjon enthalte, wogegen „mehrere Mit: 
glieder“ erklärten, daß eine ſolche auch vorhanden fei. Bei der 
Abjtimmung find nun von den 15 Stimmen 6 gegen den Art. 190 
des Entwurfes (alfo ſechs gegen die jurijtiihe Perſon) gewejen, 
von den für denfelben Stimmenden haben aber einige, aljo dody 
mindejtenszwei, erklärt („Noch andere erflärten”), daß fie zwar 
für die Beibehaltung des Entwurfes jein würden, damit aber nicht 
die juriftifche Perjönlichkeit anerkennen wollten. Mithin find 
nad dem Protocol gegen die juriftiiche Perfon von den 15 Stim— 
men mindeftend 8 gegen 7 vielleicht 9 gegen 6 und möglicher— 
weife 10 gegen 5 oder 11 gegen 4 gewejen. Nach meinen in 
der Sitzung gemadten Notizen waren unter den 15 Gtimmenden 
acht entſchiedene Gegner der juriftiihen Perfon, vier haben ſich 
damals für diefelbe erklärt, von den übrigbleibenden drei muß es 
dahingeftellt bleiben, ob fie damals für oder gegen die juriſtiſche 
Perſon waren, 
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hen Perfon geltend gemachten allgemeinen Gründe Fünnen 
gegen die im HGB enthaltene klare Auffaffung der Ac- 
tiengefellichaft als einer Geſellſchaft nichts verfchlagen, 
Ueberdies möchten fie, die Hier im Einzelnen nicht ver- 
folgt werden können, dur folgende Erwägungen ſich 
widerlegen. 

1. Die äußerlihe Aehnfichkeit, ſelbſt Gleichheit der 
Art und Weife der Verwaltung und Veräußerung des 
Vermögens und der Begründung von Rechten und Ber: 
bindfichfeiten bei der juriftiichen Berfon und der Actien— 
geſellſchaft und die Aehnlichkeit und felbft Gleichheit der 
anderweitigen Die beiden Kechtsinftitute  beftimmenden 
Rechtsfätze (des deutjchen Gewohnheitsrechts und des ge- 
jeglichen Rechts) berechtigen nicht zu dem Schluß, daß die 
Actiengeſellſchaft eine juriftiiche Perfon ſei. Sie verfüh- 
ren aber allerdings dazu. Manche Erörterungen fommen 
über dieſe Nebeneinanderftellung und diefen rafchen Schluß 
nicht hinaus, 

2. Die juriftifche Perfon wird durch Conftruction 
gefunden. Dieje darf aber den Willen der Betheiligten 
nicht unbeachtet lafjen. Das Intereffe der Glänbiger ift 
nicht betheiligt. Dem Willen der Gefellfchafter entfpricht 
nicht, ſondern widerſtreitet das Dafein der juriftifchen 
Perfon, immer vorausgejegt, daß practijch mit ihr 
Ernft gemacht, alfo Bermögen ihr zugejproden 
wird. Es widerftreitet entjchieden dem Willen der Ge- 
jeltfchafter, daß das Vermögen, welches fie vermittelt ih- 
rer Einlagen zufammengebracht und weiter erworben haben 
und welches fie als ihr Vermögen behalten und verwerz 
then wollen, ohne fie zu fragen, zum Vermögen einer 
andern Perſon, gleichviel ' ob eines Menfchen oder einer 


juriftifchen Perjon, gemacht und daraus weitere practifche 
ZHöl’E Handelsrecht. Ir Bd. öte Aufl. 30 
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olgerungen gezogen werden. Jede Einbuße, ſchon die 
geringste, ift wider den Willen der Gefellfchafter. 

Ill. Uebrigens jcheint der Annahme der juriftifchen 
Perfon das practifche Intereffe zu fehlen, daß fie neue 
Rechtsſätze herausſtellt. 

1. Sie iſt zum Theil nur ein unter jenem Namen 
geführter Streit der Conſtruction, welche mehr darauf 
ausgeht, vorhandene Rechtsſätze zu erklären und auf ein 
Princip zurückzuführen, als neue zu finden durch Verwerthung 
(Anwendung) des Princips. Soweit iſt ſie dem Vermö— 
gen der Geſellſchafter ungefährlich, weil für die Frage 
nach dem Mein und Dein unfruchtbar. Dies wird ſogar 
unverhohlen ausgeſprochen, wenn dem Sat, daß die Ace 
tiengejellfchaft eine juriftifche Perfon fei, Hinzugefügt wird, 
daß alle practifchen Conſequenzen aus diefem Satz im 
HGB ausgefprochen fein‘. Mitunter ift die Bedeutung 
der juriftiichen Perfon fehr im Unklaren gelaffen. Man 
fragt doch wohl mit Recht, welches denn die ernften Con— 
ſequenzen aus derjelben find? jowohl nach Auflöfung der 
Geſellſchaft, als auch während diefelbe noch befteht. Nichts 
wird damit erreicht, daß man die Actiengejellfchaft eine 
unvollkommene juriftiihe Perſon nennt; eg ift damit 
fein anmwendbarer Rechtsbegriff, jondern nur ein Wort 
gewonnen, welches bejagt, daß Aechnlichkeiten da find. 
Nicht anders ift e8, wenn die Actiengeſellſchaft genannt 


6) Uebrigens ijt die Thatſache, aus welcher die juriſtiſche 
Perfon geichloffen wird (von von Hahn Commentar Aufl. 2. 
©. 613) „da begriffsmäßig nicht die Summe der Cinzelwillen 
der Mitglieder der Actiengeſellſchaft ihren Willen darſtellt“ nicht 
vorhanden, denn die Summe der Einzelwillen vieler Mitglieder 
(Majorität) vermag Vieles und die aller Mitglieder (Einftimmig: 
feit) vermag Alles. 
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wird eine corporative Genojjenfchaft oder eine genoffen- 
Ichaftliche Corporation”. 

2. In der Praxis begegnet man verhältnigmäßig (d. h. 
verglichen mit den Behauptungen der Theoretifer) felten 
der Annahme der juriftifchen Perſon. Und fehr begreiflich. 
Denn von der Rechtsanmwendung ift, da fie ernftliche 
Holgen für die Betheiligten hat, nicht zu befürchten, daß 
fie das von den Gefellfchaftern in ihrem eigenen Interefje 
zufanmengelegte und erworbene Vermögen fchonungslos 
einer andern Perſon zuerfennt und daraus weitere pracz 
tifche Folgerungen zieht. 

IV. Ertheilung des Rechts der juriſtiſchen Perfönlichkeit. 
Es fann eine Actiengefellfchaft wie bemerkt nicht eine ju— 
riftische Perfon fein, denn ein Necht und eben fo ein 
Bermögen (ein Inbegriff von Rechten und Berbindlich- 
feiten) ift ein Necht und ein Vermögen entweder einer 
Perjon (hier einer idealen Cinzelperfon) oder mehrerer 
Perfonen (hier einer Gejellfchaft), es ift unmöglich, daß 
e8 gleichzeitig beides if. Damit ift nicht zu verwech— 


7) &3 ift nicht eine wirkliche Anwendung eines wirklichen 
Rechtsbegriffes genannt corporative Genofjenfhaft, ſondern e3 
wird nur nebenbei diejer Ausdrud eingemijcht, wenn das, was 
fie für die Actiengefellichaft angeblich ergeben fol, aus Voraus: 
jeßungen erjchlojjen wird, welche gleihmäßig dafjelbe auch für andere 
Geſellſchaften 3. B. die offene Handelsgefellichaft oder ſonſtige Er: 
werbsgeſellſchaft ergeben. Dies trifft auch die in Behrend Zeitjchrift für 
Geſetzgebung und Rechtspflege in Preußen Bd 3. S. 393—395 
mitgetheilten Entjheidungsgründe. Was das HGB einfach eine 
„ım Gefellichaftsvertrag beſtimmte“ Leiftung nennt, beißt bier 
zwar „eine aus dem corporativen Verbande hervorgehende jtatus 
tarifche Leiſtung“, aber juchlih wird die ganze Entſcheidung nur 
aus dem Vertragswillen, inzbejondere „der natürlichen Auslegung 
der Worte” abgeleitet, 

30* 


468 Die Actiengeſellſchaft. 


jeln®, daß einer Actiengefellfchaft die Rechte der juriſtiſchen 
Perfönlichfeit durdy eine Concejfion ertheilt werden. Dies 
ift begrifflich Fein Widerſpruch und findet fich ungemein 
häufig. Erheblich ift dies, wenn weiter nichts hinzugefügt 
wird, nicht”. Es ift damit vereinbar und Kommt jo 
vor”, und zwar regelmäßig, daß durchaus feine Verän— 
derung in den vorhandenen thatſächlichen und rechtlichen 
Verhältniffen eintritt, und auch nichts weiter hinzufonmt 
als die Conceffionsurfunde, welche forgfältig aufbewahrt 
und zuweilen bejehen, aber nicht weiter gebraucht wird. 


Dritte Unterabtheilung. 
Nechtsverhältnig der Actionäre unter einander. 


8 151. 
Das Statut. 


Das Rechtsverhältniß der Uctionäre unter einan- 


8) Diefe Verwechſelung der juriftiihen Perfon und der mit 
juriftifher Perfönlichkeit begnadigten Geſellſchaft kommt auch vor 
in den Entid. des ROHG Bd 4. ©. 313, wo von einer „Gefells 
ihaft”, im deren Statut e3 heißt, daß fie „die Eigenſchaften und 
Rechte einer moralifhen Perſon befigt”, gejagt wird, daß „die 
Societätämitglieder demnach das ihnen zuftehende Vermögen auf 
die neu gejchaffene juriftiiche Perfönlichkeit übertragen haben“. 
Allein diefer Wille der Geſellſchaft, daß fie ſich gefliſſentlich habe 
vermögenslo8 machen wollen, ijt aus jenen Worten des Statuts 
nicht zu entnehmen, 

9) Vgl. Treitichfe a. a. O. ©. 335—340, der e3 aber in 
einer Beziehung für bedeutend Hält. Allein daß „der Actienverein 
durch feine ſtatutenmäßig ermwählten Vorſteher ohne Vollmadıten 
der einzelnen Actionäre gültig vertreten wird“, ergiebt ſich ohnehin. 
Durch das HGB ift nunmehr aud diefer Punct zweifellos. 

10) Beifpiel: Der norddeutjche Lloyd in Bremen, weldem 
durch Senatsdecret die juriſtiſche Perfönlichkeit ertheilt worden ift. 
ROHG Entid. Bd 11. ©. 121. 122. 
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der ift, fomweit dafür der Privatwilfe beftimmend ift, be— 
ftimmt dur das Statut, durch das urfprünglide 
und, foweit diejes gültig jpäter geändert ift, durch das 
jpätere. Ein nicht aus dem Statut erhellender Inhalt 
eines Gefellfchaftsvertrages ift ungültig, mithin durchaus 
nicht maaßgebend. 


8 152. 
Einzahlung der Einlage. Befreiung davon. 

I. Einzahlung der Einlage 1. Die Ber: 
pflichtung des einzelnen Actionärs geht und befchränft fich 
auf die Einzahlung der Einlage‘. 2. Die Einlagen 
find ganz oder zum Theil zu einer beftimmten Zeit eins 
zuzahlen. 3. Die Aufforderung zur Einzahlung bat 
feine eigenthünmliche Form', mit Ausnahme eines alles’, 
4. Berzug in der Einzahlung verpflichtet den Actionär 
a. zu Verzugszinfen; auch kann gültig bedungen werben 
b. eine Conventionalftrafe ohne Einfchränfung; auch c. 
Berluft der Rechte des Actionärs‘, jedoch bedarf e8 zu 
diefem Erfolg der Aufforderung zur Einzahlung in einer 
beftimmten Yorın®. II. Befreiung von der Einzahlung 
der Einlage. 1. Der Zeichner einer Actie auf In— 
haber iſt unbedingt und indispenfabel verpflichtet zur 
Einzahlung von vierzig Procent‘. Das Statut darf 
aber gültig beftimmen, daß und unter welchen Maafgas 
ben nad) erfolgter Einzahlung von vierzig Procent der 


1) HOB Art. 207. Novelle $ 1 Art. 219. 

2) HGB Art. 221 Abſatz 1. 

3) HGB Art. 221 Abſatz 2. Vgl. unten Note 5. 

4) HOB Art. 220. 

5) Die Form ijt vorgefchrieben in HGB Art. 221 Abſatz 2. 
6) Novelle $ 1 Art. 222 Nr 2, 
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Zeichner von der Verpflichtung zu weitern Einzahlungen 
befreit werden dürfe’. ine befchloffene Befreiung des 
Zeichners in Betreff der reftirenden fechszig Procent, wenn 
und ſoweit fie einer Beftimmung des Statuts entſpricht, 
ftatutmäßig ift, müſſen alfo die Actienzeichner und die 
Actionäre und die Gefellfchaftsgläubiger gelten lafjen. Es 
fommt alfo auf die Beftimmungen (Maafgaben) des Stas 
tuts an‘, 2. Der Zeichner einer Actie auf Namen 
wird durch die Uebertragung feines Anrechts auf einen 
Andern von der Berbindlichkeit zur Einzahlung der rüd- 
ftändigen Einlage nicht frei. In dem Fall, daß die Ge- 
ſellſchaft befchließt, ftatt feiner den neuen Erwerber als 
Schuldner anzunehmen, ift er no ein Jahr lang, ge 
rechnet vom Tage diefes Befchluffes, verhaftet, jedoh nur 
ſubſidiariſch nnd nur für die bis zu diefem Tage bereits 
begründeten Schulden der entftandenen Actiengefellfchaft *. 
3. Wenn wegen der (ganz oder theilweiſe rücftändigen) 
Einlage Wechſel genommen aber auch Reverſe des 
Inhalts, daß fie nicht follen geltend gemacht werden, 
von einer dazu legitimirten Perſon gegeben find, dann 
fteht der Actiengefellfchaft, wenn fie felber die Wechlelfor- 
derung geltend macht, die Einrede des Erlaffes entgegen, 


7) Novelle $ 1 Art. 222 Nr 2. 

8) Danad) ift die Behauptung des ROHG Entih. Bd 10. 
©. 51, daß der Actiengeſellſchaft wie deren Gläubigern gegenüber 
der Zeichner durch Feinerlei Zufage irgend eines Organes der 
Geſellſchaft von feiner Verpflichtung befreiet werden Fönne, in 
diefer Allgemeinheit nicht richtig. Er wird befreiet, wenn dieſe 
Zuſage diefer Perſon dem Statut entſpricht, nur daß fie die er: 
ften vierzig Procent nidyt ergreift. Daß das Statut nur die Ge: 
neralverfammlunggur Befreiung berechtigen dürfe, ſteht nirgends. 

9) HGB Art. 223 Abſatz 2. 3. 
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welche nicht durch Berufung auf das der Wechſelſchuld 
unterliegende inlagenverhältniß elidirt werden Tann”; 
die Actiengefellfchaft muß eben die Wechjel nicht verfolgen, 
fondern aus dem durd die Zeichnung begründeten Ges 
jellfhaftsvertrag Hagen. Wenn die Verpflichtung 
aus diefem ebenfalls erlaffen ift, fo iſt doch die Gültig: 
feit diefer Befreiung von bejondern Vorausfegungen ab- 


hängig. 


$ 153. 
Das Geſellſchaftsvermögen. 


Das Gefellfchaftsvermögen ift ein wirkliches Vermö- 
gen. Es kann mehr oder weniger als das Grundcapital, 
welches ein gewolltes Vermögen ift, betragen. Das 
Gejellfchaftsvermögen der Gründungsgefellfchaft 
beftcht aus den eingezahlten Einlagen und den Forderuns 
gen auf die Einzahlungen der rüdjtändigen Einlagen. 
Es vermehrt fich fortwährend, wenn die Actienzeichnungen 
jucceffive erfolgen. Es kann durd) allerlei Umftände ſich 
vermindern. Das Gefellfchaftsvermögen der Actienge- 
ſellſchaft befteht aus dem Vermögen der Grün- 
dungsgefellfchaft, wie e8 vorhanden ift im Moment der 
Entftehung der Actiengefellfchaft, alfo der Eintragung in 
das Handelsregifter. Die Actienzeichner oder Rechtsnach— 


10) &3 fommt darauf an, wie der Revers lautet, und ob, 
wer ihn ausgeſtellt hat, Tegitimirt war, Namens der Gefellfchaft auf 
deren MWecdfelforderung zu verzichten. In beiderlei Hinficht 
find die Entſcheidungsgründe des ROHG Entih. Bd 10. ©. 50 
nicht ausreichend ar. Menn der Erlaß der Wechſelſchuld unbe: 
dingt war und der Director Sch. Vorftandsmitglied einer beftes 
benden Nctiengefellihaft war (alfo die Zeichnung eine fpätere 
Serie von Actien betraf) und zwar alleinige oder zur Einzel: 
vertretung befugte3 war, dann war die exceptio doli begründet 
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folger von foldhen find nun Actionäre geworden. Dur - 
Erfüllung jener Forderungen vermitteljt der Einzahlungen 
ändern fich die Beftandtheile des Vermögens. Das Ber: 
mögen der Actiengeſellſchaft befteht ferner aus den unter 
rechtmäßigem Gebraud der Firma erworbenen Rechten, 
Sachenrechten und Forderungen, und eingegangenen Ber: 
bindlichkeiten", e8 befteht alfo aus gemeinjchaftlichen Sa— 
chenrechten und Gejellichaftsforderungen und Geſellſchafts— 
ſchulden (actives und paſſives Gefellichaftsvermögen). 
Das Gefellfchaftsvermögen fteht im Mitrecht, Miteigens 
thum, und zwar Gefammteigenthum, ſämmtlicher Actios 
näre, alfo nad) ideellen Theilen“; es ift aber die Thei- 
lungsklage ausgejchloffen, der einzelne Actionär hat, jo 
lange die Geſellſchaft befteht, nur ein Necht auf Auszah- 
lung feines Antheiles an dem zu vertheilenden Gewinn‘, 
Zu dem Gefellfchaftsvermögen gehören, wie bemerkt, die 
Forderungen auf die Einzahlungen der Einlagen. 


8 154. 
Die Verwaltung. 


Die Gefellfchafter (Actionäre) find e8, deren Wille 
über die Art und Weife, wie der Gefellfchaftszwed, und 


1) Art. 213. 

2) Der Art. 216 Sab 1 lautet: „Jeder Aktionär hat 
einen verbältnigmäßigen Antbeil an dem Bermögen der 
Geſellſchaft“. Diefer Sab bemeifet, daß der durch das Wort 
„ſelbſtändig“ Teicht irre Leitende Sab des Art. 213 „Die Actiens 
gejellichaft als ſolche hat felbftändig ihre Rechte und Pflichten“ 
alfo m. a. W. hat jelbftändig ihr Vermögen, nicht dahin ver: 
ftanden werden fol, daß das Gefellfchaftsvermögen nicht Vermö— 
gen der Gefellichafter, fondern einer andern Perfon, wie etwa 
einer jurifhen Perfon fei. Vgl. oben $ 150. 

3) Art. 216 Satz 2. 
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über die Perfonen, durch welche er erreicht werben fol, 
alfo über die ganze Betreibung (Verwaltung) des Ges 
fchäftes von der allgemeinften Beſchlußnahme bis zu der 
ſpeciellſten Ausführung beflimmt. Soweit nicht darüber 
von ihnen bereits vorweg durch das Statut bejtimmt ift, 
beftinnmen fie unmittelbar oder mittelbar, und im letzteren 
Fall durch mehr oder weniger Mittelsperfonen. 1. Am 
unmittelbarften gefchieht e8 in einer Generalverfammlung 
ſämmtlicher Aetionäre, in einer Univerfalverfammlung. 
2. Mittelbar gefchieht e8 im einer Generalverfammlung 
nicht fämmtlicher Actionäre, und durch Mittelsperfonen, 
welche fämmtlich unter dem Ausdrud Verwalter! zus 
fammengefaßt werden fünnen; manche von ihnen werden 
auch Beamte? genannt. Den PVerwaltern wird ein’ bes 
ſtimmtes Gefchäftsgebiet angemwiefen, der Verwalter ift 
entweder ein Einzelner oder Mehrere zufammen und diefe 
zumeilen ein Ausfhuß der Actionäre. Es find oft für 
verfchiedene Gefchäftsgebiete verfchiedene Verwalter ſelb— 
ftändig neben einander (mehrere Contors, Büreaus, Etab- 
Iiffements) ; es find für daſſelbe Gefchäftsgebiet verfchiedene 
Verwalter unter einander, alſo mit untergeordneten Ge— 
Ihäftsgebieten. Der Uebergeordnete, ſowie der Unterge- 
ordnete iſt ein Einzelner oder find Mehrere. Die Namen 
find fehr verfchieden: 3. B. ein Directorialrath unter ei- 
nem Präfidenten fteht über der Direction, die einen Dis 
rector und einen Subdirector hat, und unter der Bot— 
mäßigfeit der Direction ftehen Agenten, Bevollmächtigte, 


1) Tantiemeberehnung der Verwalter. Hierüber vgl. und 
prüfe ROHG Entih. Bd 6. S. 25—29. 

2) Diefen Ausdrud bat aud das HGB Art. 209 Nr 7 
und die Novelle $ 1 Art. 209 Nr 8 „Legitimation der Mit: 
glieder des Borjtandes und der Beamten der Gejellihaft“. 
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Complementare, welche Buchführer, Correfpondenten, Caf- 
jirer unter fi) haben. Aus dem Statut ift zu entneh— 
men, welche Thätigkeit unter den verschiedenen in demfelben 
gebrauchten Namen gemeint ift. Der Abftufungen find 
mehr oder weniger je nach der Ausdehnung des Gefchäftes ; 
der übergeordnete Berwalter wählt oft den untergeordneten, 
oft ift die Wählbarkfeit für die eine oder andere Verwal— 
tung durch den Beſitz einer Mehrzahl von Actien bedingt. 
3. Yuriftifch diefe Verhältniffe aufgefaßt, jo fteht, wenn 
die Actiengefellfchaft eine Gewerbsgeſellſchaft ift und nur 
die äußere Seite gedacht wird, unter der Generalverfamm- 
lung, als der Principalfchaft, unmittelbar ein oder 
mehrere Inftitoren, und unter derfelben mittelbar nnd 
unmittelbar unter diefen wieder ein oder mehrere In— 
ftitoren, und fo meiter fort, wobei denn die Boll 
macht einem Einzelnen allein oder nur in der Geſammt⸗ 
heit mit mehreren ertheilt ift. Es find dies lauter dem 
römilchen Recht befanute Verhältniffe‘: institor insti- 
toris, — plures institores divisis officiis, — non 
divisis officiis, — ne alter sine altero quid gerat. — 
Wenn die Actiengefellfchaft nicht eine Gewerbsgejellichaft 
it, fo ift es ebenfo, nur daß ftatt Inſtitor zu verftehen 
ift Bevollmächtigter. Die nur im Innern thätigen Per: 
fonen ftehen in einem Mandatss oder einem Miethsvers 
hältniß. 4A. Für das Genauere der Verwaltung find zu 

3) Es kommt vor: Borftand. Auffichtsrath. Präfidium. 
Präfident. Vicepräfident. Directorialrath. Curatorialrath. Ges 
neraldirection. Generaldirector. Director. Vicedirecter. Sub— 
director. Betriebsdirector. Adminiſtration. Adminiftrator. Ber: 
waltungsrath. Verwaltungsausſchuß. Oeneralinfpection. Gene— 
ralinipector. Oberinfpector. Inſpector. Generalagent. Gene: 
valjecretär. Reviſor. Conſulent. Rechtsconſulent u. |. w. 

4) Val. oben $ 61. 
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erörtern der Borftand, der Auffihtsrath und Die 
Bevollmächtigten; über allen Berwaltern fteht im 
Innern die Öeneralverfammlung, welche aber nad) 
augen dem (unbejchränften und unbeſchränkbaren) Willen 
des Vorſtandes Preis gegeben ift. 


8 155. 
Der Vorſtand. 

Der Borftand‘. Jede Actiengeſellſchaft muß einen 
Borjtand Haben? Die Thätigkeit der Mitglieder des 
Borjtandes betrifft die innere und äußere Seite. Innere 
Seite. Die Verpflichtungen des Vorſtandes den Actios 
nären gegenüber beruhen auf dem Statut und Ber 
ihlüffen der Generalverſammlung“ und Gefegen. Zu den 
Berpflichtungen gehört 1. die Sorge daß die erforderlichen 
Bücher geführt werden‘; 2. Recdhnungsablegung’; 3. Be 
rufung von Generalverfammlungen Dazır ift, 
wen nicht das Statut auch andere Perfonen dazu befugt, 
nur legitimirt der Borftand* und außerdem der Auffichtss 
rath”. Berpflichtet zur Berufung einer Generalverfamm- 
fung ift der Vorſtand a. wenn das gejellfchaftliche In: 
tereffe es erfordert; b. wenn e8 verlangt wird von 


1) Verträge unter VBorjtand3mitgliedern, betreffend 
die Perſon ala Vorſtand, wieweit find fie gültig? Beifpiel: Ver: 
trag mit dem Director, daß diefer fein Amt gegen Zahlung einer 
Abſtandsſumme niederlege, geichloffen vom jtellvertretenden Di— 
rector: ROHG Entih. Bd 14. ©. 91.92. — Suspenfion 
eine3 Vorftandsmitgliedes Eraft Statut: ROHG Entih. Bd 14. 
©. 82—87. 


2) HB Art. 227. 3) HGB Art. 231. 
4) Novelle $ 1 Art. 239 Sub 1. 
5) Val. unten $ 162. 6) HGB Art. 236. 


7) Novelle $ 1 Art. 225a. 8) HGB Art. 237 Abſatz 1. 


b 
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einem oder mehreren Actionären, deſſen oder deren Actien 
zufammen den zehnten Theil des Grundcapitals darftellen, 
in einer von ihm oder ihnen unterzeichneten Schrift unter 
Angabe des Zweds und der Gründe des BVerlangens”; 
c. wenn das Gefellfchaftsvermögen nicht mehr beträgt 
als die Hälfte de8 Grundcapitals ”. Die Berufung foll 
immer den Zwed der Generalverſammlung angeben, wi— 
drigenfalls find die Beſchlüſſe der Generalverfammlung 
ungültig, mit Ausnahme des Befchluffes, eine außeror- 
dentliche Generalverfammlung zu berufen”. Im Uebris 
gen ift die Art der Berufung nicht gefetlich beftimmt. 
4. Die Ausführung der Befchlüffe der Generalverſamm— 
fung. Im Fall der Auflöfung der Gefellichaft 5. die Fiquis 
dation“ und 6. die Vertheilung des Vermögens". Bon 
Berantwortlichkeit und Strafbarkeit des Vorftandes unten "., 


8 156. 
Der Auffihtsrath. 


Der Auffichtsrath‘. J. Wahl. Der Auffichtss 
rath darf immer nur auf fünf Jahre gewählt werben, das 
erfte Mal nur auf ein Jahr; fomweit ift die auf längere 
Zeit gefchehene Wahl gültig, fie ift alfo nicht gänzlich 
ungültig”. Eine Wiederwahl ift nicht verboten. II. Ber- 


9) HGB Art. 237 Abſatz 2. 
10) Bol. unten $ 173 Nr U. 
11) HGB Art. 238 Abſatz 2. 3. 
12) Bol. unten $ 176. 

13) Vgl. unten 8 177. 

14) Vgl. unten $ 157. 

1) Hierüber beftimmen die Artifel 191.192. 194. 195. 226 
des HGB umd die Artikel 225. 225a. 225b. 226. 249 des $ 1 
der Novelle, 

2) HGB Art. 191 Sab1 und 2 vgl. mit Novelle $1 Art, 225. 
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gütung. Eine Vergütung für die Aufficht, für die zum 
Zweck derfelben aufgewandte Zeit und Mühe („für die 
Ausübung ihres Berufes“) zu bewilligen und anzunehmen 
ift nicht verboten. Jedoch iſt eine den erjten Mitgliedern 
(welche für ein Jahr oder Fürzere Zeit gewählt fein kön— 
nen) bewilligte Vergütung nur dann gültig, wenn die 
Bewilligung auf einem Beſchluß der Generalverfammlung 
beruht und diefer erſt nach Ablauf des erſten Geſchäfts— 
jahres gefaßt iſt.. Früher oder von andern Perſonen 
bewilligte oder in anderer Art vereinbarte Vergütungen 
für diefe erjte Periode der Aufficht find mithin ungültig‘; 
demnach auch derartige im Statut enthaltene VBergütun- 
gen. III. DieAuffiht („der Beruf“). Der Auffichts- 
rath ijt berufen d. h. verpflichtet und berechtigt zur Ueber— 
wadhung der gefammten Berwaltung ohne alle 
Ausnahme, alfo zur Ueberwachung des juriſtiſchen wie 
bes factifchen Betriebes“. Hieraus ergeben ſich von fel- 


ber folgende Cinzelheiten. Er hat die Pfliht und das 
Recht fi zu unterrihten von Allem, was die 
Gefellihaft angeht; mithin die Pflicht und das 
Recht, der Einfiht, der Prüfung, der Unterfuhung (wie 
man es nennen will) der Bücher und Schriften, der Cafe, 
der Jahresrechnungen, der Bilanzen, der Borjchläge zur 
Gepinnvertheilung‘. Dieſe Einzelheiten find lange nicht 

3) HGB Art. 192 Sag 1. Novelle $ 1 Art. 225. 

4) HGB Art. 192 Sap 2. Novelle $ 1 Art. 225. 

5) Diefen Sat, aus weldem ale übrigen im HGB und 
der Novelle enthaltenen die Aufſicht betreffenden Sätze von felber 
folgen, ijt mit den Worten ausgefprohen „Der Auffichtsrath 
überwacht die Geichäftsführung der Gefellihaft in allen Zweigen 
ihrer Verwattung“. Novelle $ 1 Art. 225a. 

6) Diefe Aufzählung der bedeutenditen Einzelheiten bat die 
Novelle $ 1 Art. 225a. 
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erichöpfend. Die Einfiht in alle Einzelheiten des Bes 
triebes ſteht dem Auffichtsrath ſelbſtverſtändlich jederzeit 
zu‘. IV. Beridterjtattung. Der Auffichtsrath 
ſoll alljährlich einer Generalverfammlung der Actionäre 
Bericht erjtatten. Diefer Bericht muß mindeftens feine 
Prüfung der Jahresrechnungen, der Bilanzen und der Vor: 
Schläge zur Gewinnvertheilung betreffen‘. V. Beru 
fung eimer Generalverfammlung. Der Auffichts- 
rath ſoll eine Generalverfammlung berufen, wenn das gefell- 
Ihaftliche Interefje es erfordert”. VI. Procefführung”. 


8 157. 

Verantwortlichkeit und Strafbarkeit des Vorſtandes und des 

Auffichtsrathes*. 

A. Verantwortlidhfeit. I Die Mitglieder 
des Vorftandes und des Auffichtsrathes find, 
wenn fie durch widerrechtliche Handlungen andern Per: 
ſonen Schaden zugefügt haben, diefen zum Schadenserjfat 
verpflichtet. Dies ift ſelbſtverſtändlich. Dennoch ift e8 


7) Dies ift jo felbftverjtändlich, daß aus der Erwähnung des 
„jederzeit“ nur bei der Einſicht der Bücher und Schriften in 
$ 1 Art. 225a der Novelle nicht auf die Abſicht einer Beſchrän— 
fung gejchloffen werden darf. 

8) Novelle $ 1 Art. 2258. 9) Novelle $ 1 Art. 2258, 

10) Bal. unten $ 158. . 

*) Diejer $ betrifft nicht nur das Verhältnig im Innern 
fondern auch das nad außen. Es laſſen ſich beide Verhältniffe 
nicht immer getrennt darjtellen. 

1) Ueber die Verantwortlichkeit überhaupt der Verwalter: 
Negelsberger Beiträge zur Lehre von der Haftung der Ber 
börden und Beamten der Actiengefellichaften. Ein Rechtsgutachten. 
Biegen 1872. Ueber andere Gutachten über denfelben Gegen: 
ftand ift veferirt von Bekker in Goldihmidt Zeitihrift Bd 17. 
©. 632—646. 


8 157. DVerantwortlichkeit und Strafbarfeit des Voritandes, 479 


in einzelnen Anwendungen gejeglich ausgefprochen. Die 
Berantwortlichfeit darf deshalb nicht auf diefe aufgeführten 
Fälle befchränft werden. Es bleibt noch eine Menge 
anderer Fälle übrig, in welchen die Pflichtwidrigkeit nicht 
minder klar hervortritt. II. In Betreff der Mitglieder 
des Aufſichtsrathes ift’ aufgeführt: wenn mit ihrem 
Wiſſen und ohne ihr Einfchreiten 1. Einlagen an die 
Actionäre zurüdgezahlt find; oder zuwider dem geſetzlichen 
Verbot 2. eigene Actien der Gefellfchaft erworben oder 
amortijirt worden find oder 3. Zinfen oder Dividenden 
gezahlt worden find; oder zuwider den gefeglichen Vor— 
fichtsmaaßregeln 4. die Vertheilung des Gefellfchaftsver- 
mögens oder eine theilweife Zurüdzahlung oder eine 
Herabjegung des Grundeapitals erfolgt if. Es kommt 
dies Alles hinaus auf eine widerrechtliche willfürliche 
Berfürzung des Grundvermögens III. In 
Detreff der Mitglieder des Borftandes find’ aufgeführt 
die Fälle, daß fie 1. außer den Grenzen ihres Auftrages 
handeln, 2. den Vorſchriften „diejes Titels“ d. 5. des 
ganzen Titels von der Actiengefellichaft entgegen han 
deln, 3. den Borfchriften des Statuts entgegen handeln ; 
und dabei find noch insbefondere hervorgehoben die 
beiden Fälle, daß fie 4. Zinfen oder Dividenden zahlen 
dem gejeglichen Verbot zuwider, und daß fie 5. zur einer 
Zeit noch Zahlungen leiften, im welcher ihnen die Zah: 
lungsunfähigfeit der Gejellfchaft hätte befannt fein müffen. 
Es kommt dies Alles hinaus auf widerrechtliche Hand— 
lungen irgend welger Art wider den bejondern Au f- 
trag, das Statut, die Rechtsſätze des Handels: 


2) Sn $ 1 Art. 225b der Novelle, 
3) In Art 241 des HGB. 
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geſetzbuches. Dffenbar ift dies nunmehr zu eng; e8 hat 
auch zu gelten von den Nechtsfägen der Actien-rNovelle. 
IV. Und offenbar ift die bejchränfte Anführung nur 
von Fällen der Berfürzung des Grundvermögens beim 
Auffihtsrath gar eng; es hat die Verantwortlich- 
feit der Mitglieder des Aufſichtsraths gleihmäßig zu 
gelten für widerrechtliche Handlungen derjelben irgend 
welcher Art wider den befondern Auftrag, das Sta 
tut, die Rechtsſätze des HGB und der Uctien Novelle. 

B. Strafbarfeit. Die Strafbeftimmungen * find 
natürlich nicht über die aufgeführten Fälle hinaus zu er— 
weitern. Im Betreff der Mitglieder des Auffichtsra- 
thes und des Vorſtandes ift gleichmäßig beftimmt Ge- 
fängnißjtrafe bis zu drei Monaten 1. wenn fie vorfäglich 
falfhe Angaben über die Zeichnung oder Einzahlung 
des Grundceapitals behufs der Eintragung des Sta- 
tuts in das Handelsregifter machen; 2. wenn durch ihre 
Schuld länger als drei Monate die Gefellfchaft ohne 
Aufſichtsrath geblieben ift oder in dem letern die zur 
Beichlußfähigkeit erforderliche Zahl gefehlt Hat; 3. wenn 
fie wifjentlich den Stand der Berhältniffe der Ge 
ſellſchaft unwahr darjtellen oder verſchleiern in ih— 
ren Darſtellungen, in ihren Ueberfichten über den Vermö— 
gensftand der Gefellichaft oder in den in der Generalvers 
ſammlung gehaltenen Vorträgen‘. Selbftverftändlich find 
die Beſtimmungen des Neichsjtrafgefegbuches durch die 
obigen Nechtsjäge nicht berührt. 


4) Novelle $ 1 Art. 249. 

5) „Wird in den Füllen zu 2 und 3 feftgeftellt, daß mil: 
dernde Umftände vorhanden find, jo ift auf Gelditrafe bis zu 
eintaufend Thalern zu erkennen“. Novelle $ 1 Art. 249 Teck: 
ter Sub. 
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8 158. 

Procekführung gegen den Vorftand und den Auffichtsrath. 

Hinfichtlid der Führung von Procefien gegen die 
Mitglieder des Vorftandes oder des Auffichtsraths follen" 
„die für die Commanditgejellichaft auf Actien gegebenen 
Deltimmungen (Art. 194. 195) zur Anwendung fommen“, 
Diefe Anwendung ergiebt Yolgendes, indem den perfönlich 
baftenden Geſellſchaftern gleichzuftellen find die Mitglieder 
des DVorftandes und die des Aufjichtsrathes. 

I. Broceß gegen die Mitglieder des Vorftandes. 
1. Der Proceß Faun bejchlofjen fein von einer Gene: 
ralverfammlung, welde zum Zweck einer jolchen 
Beſchlußfaſſung orduungsmäßig berufen ift. Bei der Des 
ſchlußfaſſung find die Mitglieder des Vorſtandes nicht 
ftimmiberechtigt, am wenigften vermittelit gelichener oder 
gemietheter Uctien. Zur Führung eines folchen von der 
Generalverfammlung befchloffenen Procefjes, welcher un- 
ter der Firma der Actiengeſellſchaft geführt wird, ift 
ermächtigt (legitimirt) der Auffichtsrath’. An Stelle des 
Auffihtsrathes darf die Generalverfammfung andere Be- 
vollmächtigte zu ihrer Bertretung wählen’ Jeder Ac— 
tionär iſt befugt als Intervenient in den Proceß auf feine 
(alfo nicht auf der Geſellſchaft) Koften einzutreten‘. 
2. Der Proceß kann beſchloſſen fein von einer Mehr- 
heit von einzelnen Actionären im ihrem gemeins 
jamen Intereffe‘. Im diefem Ball haben diefe einzelnen 


1) HOB Art. 226. 2) HGB Art. 194 Satz 1. 

3) Dies ift ſelbſtverſtändlich. 

4) HGB Art. 194 Satz 2. 

5) So ift zu verftehen HGB Art. 195. „Die Commandiz 
tiften feldft in Geſammtheit“ ift zu verftehen von einzelnen 
Commanditiſten im Gegenſatz einer ordnungsmäßig berufenen 

Thor’ 8 Handelöreht. Ir Bd. dte Aufl. 31 
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Actionäre, welche den Proceß wollen, — welder in ih- 
rem Namen und nicht unter der Firma der Gefellfchaft 
geführt wird, und zu deſſen Yührung der Auffichtsrath 
weder legitimirt noch ihnen gegenüber berechtigt und ver- 
pflichtet ift, — die Bevollmächtigten, durd) welche fie 
vertreten fein wollen, aljo die Procegbevollmächtigten, zu 
wählen, in einer Wahlverfammlung* oder wie fie es ans 
ders belieben‘. Die den Proceß Wollenden haben das 
Recht', an Stelle eigener Wahl, fei diefe gehindert oder 
nicht gewollt”, einen Antrag an das Handelsgericht (oder 
gewöhnliche Gericht”) auf Ernennung von Bevollmächtig- 
ten zu ſtellen“, welchem Recht die Pflicht des Gerichts zur 


Generalverfammlung. Denn Art. 194 und 195 bejtimmen nicht 
über einen und denjelben Yal, fondern über zwei verjchiedene 
Fälle. Jene Worte bedeuten demnach: die einzelnen Commandi— 
tiften in Geſammtheit; das heißt aber nicht: die Geſammtheit, 
fondern heißt: eine Geſammtheit, aljo eine Mehrheit von einzel: 
nen Commanditiſten. 

6) Das HGB Art. 195 Sat 1 fagt: „durd Bevollmäch— 
tigte vertreten, welche in der Generalverfammlung gewählt werden.“ 
Das Wort Generalverfammlung it in diefem einen Artikel nicht 
in dem techniihen Sinn mie jonjt gebraudt; die nod übrige 
Annahme, es fei der Fall gedacht, daß die in einer wirklichen 
Generalverfjammlung anweſenden Actionäre ſämmtlich oder zu 
einem Theil die Gelegenheit benugen, um fich zu vereinbaren, ift 
ohne Sinn. 

7) Zu einer Bejhränfung fehlt es an jedem erfinnlichen 
Grunde; mithin ift das Geſetz ausdehnend auszulegen. 

8) So find die Worte „kann das Handelsgericht” in Art. 195 
Satz 2 zu verjtehen. 

9) Der Art. 195 Satz 2 des HGB, welcher nur von „ge: 
hindert“ fpricht, darf nicht jo beſchränkt verftanden werden. 

10) HGB Art 3. 

11) HGB Art. 195 Satz 2, 
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Ernennung entſpricht. Jeder Actionär ift befugt, als 
Intervenient in den Proceß auf feine (aljo nicht auf der 
Uebrigen) Kloften einzutreten ”. 3. Durch das Vorftehende 
ift jedem einzelnen Actionär das Mittel zur Proceßfüh— 
rung für eigene Rechnung geboten, ein zweiter Mitjtreiter 
wird ihm nicht fehlen. 

II. Proceß gegen die Mitglieder des Aufſichts— 
rathes. Es gilt die vorftehende Erörterung ; ftatt Borjtand 
ift zu leſen Auffichtsrath. Jedoch mit folgender Modification. 
Zur Führung des von der Generalverfammlung bejchloj- 
jenen Proceßes gegen die Mitglieder des Auffichtsraths 
ift jelbjtverftändlic) nicht der Aufſichtsrath ermächtigt, 
fondern bedarf es der Wahl von Bevollmächtigten durd) 
die Generalverfammlung. 

III. Proceß des Auffichtsrathes gegen den Vorſtand. 
Der Auffichtsrath Tann, ſoweit e8 fid) um feine eigene 
Berantwortlichkeit handelt, gegen den Borftand Klagen 
ohne und jelbit gegen einen Beſchluß der Generalverfamm: 
lung“. Ihn zu hindern reicht feine fonftige Abhängigkeit 
von dem Willen der Generalverfammlung nicht aus. 

8 159. 
Sonftige Verwalter, 


Die innere Seite ift für die Actiengefellfchaft nicht 
eigenthümlich beftimmt. Eigenthümliche Beftimmungen 
finden fich in Betreff derjenigen Verwalter, welche Bevoll: 
mächtigte find. Vgl. unten 8 171. 


12) HOB Art. 195 letzter Satz. 

13) In Betreff defjelben it anderer Meinung Renaud. Pol. 
überhaupt defjen Abhandlung über die Klage des Actionärs 
u. f. w. in Goldſchmidt Zeitjchrift Bd 12, S. 1—33, zuvörderft 
©. 12—23. 

14) HOB Art. 194 letzter Satz. 

31°. 
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8 160. 


Die Generalverfammlung der Actionäre, 


Die Generalverfammluug'” der Actionäre”. 

I. Die Berufung‘. Sie gefchieht durch den Vor— 
fland oder durch den Auffichtsrath® und zwar vermittelt 
öffentlicher Blätter“ oder Circuläre oder Einladungszettel. 
Die Berufung Hat die Gegenftände, über welche verhan- 
delt werden foll, mitzutheilen‘. Ungültig find die Beſchlüſſe 
der Generalverfammlung über Gegenftände, deren Verhand— 
fung nicht bei der Berufung der Generalverfammlung 


1) Die Berfammlung der Actienzeichner und die der Actionäre 
heißt die Generalverfammlung. Um anzudeuten, daß fie von 
fämmtlichen beſucht worden iſt, kaun man den Ausdrud brauchen, 
daß die Generalverfammlung gewejen fet eine Univerfalverfamms 
lung. Eine joldye fommt nad) entjtandener Actiengeſellſchaft jelten 
vor. Dahingegen ijt es nicht felten, daß fie fo vorfummt, daß ſämmt— 
lihe zur Zeichnung des vollen Grundeapitals3 aufgetretenen Acz 
tienzeichner in einer Urverjammlung vereinigt find. Vgl. oben $ 135. 

2) Die Artifel des HGB oder des $ 1 der Novelle, in 
welchen die Generalverfammlung erwähnt wird, find folgende. 
Eine Verfammlung nur von Actienzeichnern, aljo einer Grüns 
dungsgeſellſchaft, betreffen die Artikel 209a. 209b. 209e. 210a. 
Eine Berfanmlung nur der Actiengefellichaft, alfo nur von Ac— 
tionären, betreffen die Artikel 223. 224. 231. 236. 237. 
238. 240. 244. 248. In Urtifel 222 ift des Statut gedacht, 
dieſes kann den Beichluß der Befreiung von meiterer Einzahlung 
einer Oeneralverfammlung nicht nur der Actionäre fondern aud) 
der Actienzeichner anheimgeben. 

3) Kierulff Sammlung Bd 3. S. 667—678. 

4) HOB Art. 236. 237. 238. 

5) Bol. oben $ 155. 156. 

6) Novelle $ 1 Art. 209 Ziff. 12, 

7) HOB Art. 238 Satz 2, 
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angekündigt worden ift, mit Ausnahme des Befchluffes 
eine außerordentliche Generalverfammlung zu berufen ®. 

II. Das Stimmredt. Es ift das Recht mit- 
zureden, mitzuberathen, mitzubefchliegen, alfo mitzuftinmen 
für die Beſchlußfaſſung. ine Actie gewährt eine Stimme, 
wenn nicht das Statut es anders beftimmt’. Zufolge 
der Statuten werden die Stimmen entweder nad ben 
Perfonen gezählt, fo daß der Beſitz mehrerer Actien nicht 
den perfönlichen Einfluß fondern nur das Geldintereffe 
vermehrt, oder nach den Actien. Es giebt dann aber 
nicht immer eine Actie eine Stimme, noch hat durchweg 
ein Actionär jo viel Stimmen als er Actien hat, fondern 
e8 giebt oft nur der Befis einer beftimmten Anzahl von 
Actien überhaupt ein Stimmrecht, und oft vermehren fich 
die Stimmen nur mit einer bejtimmten Anzahl von Actien, 
und oft ift ein Marimum der Stimmen einer ‘Perfon 
feſtgeſetzt. 

III. Der Mehrheitsbeſchluß. Eine Actienge— 
ſellſchaft beſteht regelmäßig aus fo vielen Geſellſchaftern, 
daß Einſtimmigkeit aller nicht zu erreichen iſt. Es be— 
darf derſelben auch nicht, wenn die Einen ihren Willen 
dem der Andern unterordnen, dieſen für den ihrigen gelten 
laſſen wollen und dies erklären (im Statut) oder wenn 
dies geſetzlich ſo gilt. Der Wille der Anweſenden bindet 
die Abweſenden, die Majorität der Anweſenden bindet 
die Minorität, wenn nicht ausnahmsmeife Einftinnmigfeit 
aller Anmefenden erforderlih if. Alfo: Was Wille 
der Beichlußfaffenden ift, gilt als Wille auch alfer übrigen 
Actionäre. Die Generalverfanmlung vertritt Alle. Ein 


8) HGB Art. 238 Satz 3. 
9) HGB Art. 224 letzter Satz. 
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gültiger Beſchluß einer Generalverfammlung 
fteht, was die Verpflichtung der Actionäre den Inhalt 
anzuerlennen betrifft, rechtlich gleich einem auf Ein» 
ftimmigfeit fämmtlider Actionäre beruhenden. 
Ob diefer nur durch Mehrheit der Stimmen zu Stande 
gekommen oder einftimmig gefaßt ift, ift in der Wirs 
fung gleichgültig. Dies Alles ift ganz in der Ordnung. 
Die Abwefenden haben (perfönlic oder vertreten) nicht 
fommen wollen oder nicht, was hier gleich fteht, kommen 
fönnen, unter den Anwefenden muß den ficgenden Willen 
der befiegte weichen. Jeder anders Wollende hat fic) 
jelber oder fein Mifgefchik zu beflagen. Das Refultat 
ift: Der einzelne Actionär ift preisgegeben dem Beſchluß 
der Generalverfammlung ”. Aberniht ſchrankenlos. 
Für die Gültigkeit ift auch der Inhalt erheblich. 

IV. Einftimmigfeitaller Actionäre bedarf, 
wenn das Statut e8 nicht anders bejtimmt, der Beſchluß 
einer Abänderung des Unternehmens" und der einer Fu— 
fion, wenn fie gegen Gewährung von Actien erfolgen 
fol”. Es ift alfo der einftimmig gefaßte Beichluf 
einer Univerfalverfammlung erforderli und genügt 
nicht ein folcher einer Generalverfammlung. 

V.. Statthafter Inhalt der Beſchlüſſe. Demnach 
kann die Öeneralverfammlung mit Rechtswirkung für alle 
Actionäre ſolche Beſchlüſſe und nur folche fallen, welche 
die Angelegenheiten der Gejelljchaft betreffen. 


10) Daß von der Generalverfammlung durh Stimmen- 
mehrheit beichloffen wird und daß eine folche genügt, hat das 
HGB Art. 215 und die Novelle $ 1 Art. 215 Sat 1 und 2 
anerkannt. 

11) Novelle $ 1 Art. 215 Satz 1. 

12) Novelle $ 1 Art. 215 Satz 2. 


Be 


$ 160. Die Generalverfammlung der Actionäre. 487 


Diefe find theils durch die Eigenthümlichkeit des Gegen: 
ftandes des Unternehmens bedingt, theils allgemeinerer 
Art. Dieſe Beſchlüſſe betreffen gemeinfame Intereffen 
aller Xetionäre, Gefammtinterefjen, fo daß alfo 
die Befchliegenden und mit ihrer Willensmeinung Sie: 
genden zwar für alle übrigen, aber immer auch zugleich 
für fich felber gleihmäßig wollen, das fremde Intereſſe 
alfo immer auch ihr eigenes ift. Die gültigen Befchlüffe 
betreffen alfo die ganze Berwaltung. Das HGB 
hat hiervon Anmendungen in vielen Artikeln, auch in 
Artikel 224, welcher zugleich das Allgemeine enthält 
und es folgendermaaßen theils denkt theils darftellt. Ueber 
die Ausübung der Rechte der Actiengefellfchaft kann 
nur die Generalverfammlung bejchliegen. Alle Rechte, 
welche der Actiengefellfchaft zuftehen, ftehen den Actio- 
nären als ſolchen zu, aber nicht dem einzelnen Ae— 
tionär fondern nur den Actionären in ihrer Gefammts 
heit; die Ausübung diejer Nechte fteht daher auch nur 
den Actionären in ihrer Gefammtheit zu, und zwar ge- 
Schieht die Ausübung, welche ein Willensact if, 
hier alfo ein Willensact der Gefammtheit ift, nur (nicht 
„in“, fondern) vermitteljt der Generalverfammlung d. h. 
vermittelt Beſchluſſes der Generalverfammlung. Es 
ift die Ausübung der Rechte der Actionäre, wenn, Die 
„Führung der Gefchäfte * alfo die ganze Verwaltung be- 
treffend, die Art und Weife derfelben beftimmt, wenn 
über die Prüfung der Bilanz und über die Gemwinnverthei- 
fung (ob, wieviel, wann vertheilt werden foll) beftimmt 
wird. Zu den Rechten der Actionäre in ihrer Geſammt— 
heit, alfo zu der Ausübung vermittelit Befchlußfaffung 
der Generalverfammlung gehört auch die Beftimmung 
ber Berfonen, welchen die Ausübung, mit welcher ja 
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die fehr ausnutzbare Einficht in viele oder gar alle Eins 
zelheiten verbunden fein kann, anvertranet werden foll; 
e8 trifft dies die Wahl von Vorſtand, Bevollmächtigten, 
Auffichtsrath, Beamten, Kechnungsreviforen, Liquidatoren; 
und gehören auch die Inftructionen der Verwalter, die 
Auflöfung der Gefellfchaft, die Abwendung derfelben durch 
den Willen der Fortfegung, die Abänderung des Statut. 
— Selbſtverſtändlich ift der einzelne Actionär nur als 
Geſellſchafter dem Beſchluß der Generalverfammlung 
unterworfen, alfo 3. B. nicht als Inhaber eines felbft- 
ftändigen Zinscoupons oder Dividendenfcheines, und ha- 
ben folche Befchlüffe Feine Rechtswirkung für alle Actio— 
näre, welche dem Statut oder den Geſetzen widerſtreiten; 
das Statut ift zwar abänderlich, aber, fo lange es nicht 
abgeändert ift, maaßgebend. 


8 161. 
Einzelrechte der Actionäre. 


Die Einzelredte‘. Die Rechte, welche den 
Actionären zuftehen, find zweifacher Art. Entweder jteht 
ein folches Necht ihnen nur in der Gefanmtheit zu, und 
kann mithin die Generalverfammlung und nur fie über 
daſſelbe beſtimmen“; oder e8 fteht dem einzelnen Actionär 
als fein Einzelreht, Alleinreht, Sonderredt, 
zu, und kann mithin der einzelne Actionär und nur 
er über dafielbe beftimmen. Mit dem Einzelrecht eines 
Actionärs ift nicht zu verwechſeln ein Recht, welches ihm 
zwar als Gefellfchafter zuftand, ihm aber nicht mehr 


1) ROHS Entid. Bd 11. ©. 121. 125—129. Bd 14. 
©. 356— 353 (nur diefe Seite). 
2) Dal. oben $ 160. 
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als folchem zufteht. So wenn ihm das Recht auf die Divi- 
dende als Inhaber des Dividendenfcheins zufteht. 

I. Das Einzelrecht beftcht auch gegenüber der Ge— 
neralverfammlung. Es kann durch Beſchluß der- 
jelben weder genommen noch befchränft werden. Aus dem 
erörterten” Sat, daß der gültige Beſchluß der General- 
verfammlung alle Aetionäre als wollende oder jo geltende 
bindet, alfo dem einftimmigen Willen Aller rechtlich gleich: 
fteht, fcheint zu folgen, daß e8 der Generalverfammlung 
gegenüber Feine Sonderrechte der einzelnen Actionäre giebt. 
Allein dies gilt eben nur von einem gültigen Beſchluß. 
Die Unterwerfung jedes Actionärs unter den Willen der 
übrigen, der Verzicht auf den eigenen Willen, ift aber 
nicht ſchrankenlos: fie hat eine Grenze durd) das Statut und 
dur) Geſetz und durch offenfichtlichen wenn auch nicht 
ausgefprochenen Willen jedes Aetionärs. Diefe Grenze ift 
mit andern Worten das Einzelreht. Soweit e8 reicht, 
reicht eben nicht der durch Statut oder Geſetz fingirte 
Berziht, fondern bedarf es eines wirklichen fpeciellen 
Berzichtes des einzelnen Actionärs. Das Einzelrecht 
beruht hiernach auf Statut, Geſetz, offenfihtlihem 
Willen. Dem lettern gehören die Nechte an, melde 
für verfchiedene einzelne Actionäre qualitativ verfchieden 
find, alfo nicht gleihmäßig im gemeinfamen Intereſſe be- 
ftehen. Das Statut ift zwar abänderlihh, aber maaf- 
gebend, folange es nicht abgeändert ift; und, wird es gül- 
tig abgeändert, fo hat die befchloffene Abänderung Feine 
rüdwirfende Kraft. Die Generalverfammlung kann nicht 
einen ungültigen Beſchluß hinterher durch neuen Beſchluß 
für gültig erklären und fomit die Rückwirkung bewirken, 


3) Dal. oben $ 160. 
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wenn fe gleich möglicherweife durch einen fpätern das Stas 
tut abändernden Beſchluß für die Zukunft Einzelrechte aus- 
Schließen oder befchränfen kann. Ganz unrichtig wird für 
die Gültigkeit eines ftatutwidrigen Befchluffes geltend ges 
macht, daß im demfelben zugleich felbjtverftändfich eine 
Aenderung des Statuts liege, denn eine folche ift nicht gewollt 
und eine gewollte wäre ungültig befchloffen, ſchon deshalb 
weil? diefer Zweck in der Berufung nicht angegeben ift. 

II. Die beiden bedeutenften Einzelrechte find 1. der 
Antheil an dem Gefellfchaftsvermögen‘. Während die 
Geſellſchaft befteht, ift diefer Vermögensantheil faft un: 
practiſch. 2. Die Forderung auf Auszahlung des zur 
Bertheilung befchloffenen Gewinnes’. Während die Ge- 
ſellſchaft beiteht, ift diefe Forderung das werthvollſte 
Recht des einzelnen Actionärs. Soweit diefe Forderung 
gefetzlich oder ftatutmäßig, ift kann fie durch Beſchluß 
der Generalverfammlung weder entzogen noch gekürzt wer— 
den’, Soweit fie e8 ift. Denn an die Generalverfammlung 
ilt die Borfrage gewiefen, ob eine Vertheilung (Dividende) des 
Gewinnes fofort oder wann und des ganzen oder welchen 
Theiles eintreten folle. Gegen einen folchen ftatutmäßigen 
Specialbefchluß befteht Fein Einzelreht. Auch begründet 
der bloße Beſchluß im Zweifel Fein Einzelredht, das heißt: 
das Statut ift im Zweifel fo zu verftehen‘, daß der Be— 
Ichluß über eine Dividendenvertheilung durd einen neuen 
Beſchluß aufgehoben und geändert werden kann; die dem 


3) HGB Art. 237. 

4) HGB Art. 216 Sab 1. „Jeder Actionär bat einen 
verhältnifmäßigen Antheil an dem Vermögen der Geſellſchaft“. 
ROHG Entih. Bd 14. ©. 357. 

5) HGB Art. 216 Sub 2. 

6) ROHG Entih. Bd 11 ©. 125. 
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Beſchluß nachfolgende Vertheilung, wern auch nur erft 
begonnen, begründet aber Einzelrechte, nicht nur für bie 
Empfänger zum Behalten”, fondern auch für die übrigen 
Actionäre oder deren Rechtsnachfolger zum Fordern, weil 
auf einem auch nur theilmeife ausgeführten Beſchluß die 
Statthaftigfeit der Aufhebung nicht bezogen werden darf. 

III. Andere Einzelrechte find kurz angedeutet fol- 
gende: 3. Das Behalten der in gutem Glauben em— 
pfangenen Dividenden‘. 4. Die PVerpflichtung nur zur 
Einlage”, alfo das Recht die Wahl in den Vorftand, Auf- 
fihtsrath u. f. w. abzulehnen. 5. Das Recht in das 
Actienbuch eingetragen zu werden”. 6. Das Necht zur 
Uebertragung der Actie". 7. Das Stimmredht in der 
Generalverfammlung, alfo das Recht auf Zulaffung zu 
derſelben“. 8. Das Recht als Intervenient in Die 
Proceße gegen Mitglieder des Vorſtandes und des Auf- 
fihtsrathes einzutreten”. 9. Das Recht eine Berufung 
der Generalverfanmlung zu verlangen“. 10. Die Rechte 
aus MWiderrechtlichkeiten des Borftandes und des Auf- 
fichtsrathes”. 11. Die Rechte aus Widerrechtlichfeiten 
der Generalverfammlung, d. h. das Recht einen ungülti- 
gen Beſchluß derfelben anzufechten“, insbejondere ihm 


7) HGB Art. 218. 
8) HGB Art. 218. 

9) HGB Art. 219. 

10) HGB Art. 223. 182. 

11) HGB Art. 222. 223. 182. 

12) HGB Art. 224. 

13) HGB Art. 226. 194. 195. Bgl. oben $ 158. 
14) H6B Art. 237. 

15) HGB Art. 226. 195. Val. oben 8 157. 
16) ROHG Entih, Bd 14 ©. 357. 
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nicht Folge zu leiften und von den Actionären und fon- 
ftigen Perfonen, durch welche derfelbe zu Stande gekom— 
men, diejenigen auf Schadenerfag in Anſpruch nehmen 
zu können, welchen das Widerrechtliche zugerechnet werden 
fann. 

IV. Die bisherigen Einzelrechte, welche durch Rechts: 
ſätze, die feine abjoluten find und welche durch das Statut 
begründet find, fünnen ſämmtlich, mit einer Ausnahme”, 
durch einen die Abänderung des Statuts enthal- 
tenden Mehrheitsbefchluß einer Generalverfammlung 
bejeitigt werden, auch wenn das Statut eine ſolche Ab— 
änderung nicht befonders, weder ausdrücklich noch fill 
ſchweigend, geftattet *. Die Abänderung hat aber Feine 
rüdwirfende Kraft. Die gefeglichen Einzelrechte müſſen 
immer befonders erwähnt und aufgehoben werden; Die 
dur) das Statut begründeten nur dann, wenn diejes 
einen Nachtrag erhält, wicht aber, wenn eim gänzlich 
neues Statut gemacht wird, denn dann find die nicht 
wieder erwähnten eben dadurch nicht vorhanden. 


8 162. 

Bilanz. 
I. Rechnungsablage. Der PVorftand ift den 
Actionären gegenüber verpflichtet zur Vorlegung einer Bi— 
fanz des verfloffenen Gefchäftsjahres, dies ift ein Theil 


7) Des einftimmigen Beichluffes einer Univerfalverfamm: 
lung bedarf die Abänderung des Gegenjtandes der Unternehmung, 
wenn nicht das bisherige Statut eine Statutveränderung aud) 
diefes Inhalts einem Beſchluß durh Stimmenmehrheit Preis 
giebt. Novelle $ 1 Art. 215. 

18) Der Sag iſt aufs deutlichjte enthalten in HGB Art. 214 
und Novelle 8 1 Art. 215 Satz 1. Exceptio firmat regulam. 


8 162. Bilan;. 493 


feiner felbftverftändfichen Verpflichtung zur vollitändigen 
und gehörig erläuterten Rechnungsablegung hinfichtlich des 
verflofjenen Gefchäftsjahres'. Der Gefchäftsbericht (Nechen- 
ſchaftsbericht) ijt zu erftatten ſpäteſtens in den erſten ſechs 
Monaten des folgenden Gejchäftsjahres‘. Zur Prüfung 
dejjelben, bevor er den Actionären vorgelegt wird, iſt der 
Auffichtsrath verpflichtet und berechtigt”. Zur Prüfung 
dejjelben, nachdem er ihnen vorgelegt worden ift, und 
folgeweije zur Entlaftung des Vorftandes find dazu geeig- 
nete Perſonen zu bejtimmen, nemlich von einer General- 
verfammlung zu wählen‘. Man kann diefe PBerfonen 
nennen Reviſoren, Rehnungsrevijoren‘ Nicht 
dazu geeignet find Perfonen, welche auf irgend eine Weije 
an der Gejchäftsführung Theil genommen Haben’. Die 
Wahl ift mithin Feine freie, fie ift beſchränkt Fraft dieſes 
gefeglichen DVerbotes ungeeigneter Perſonen. Das Bers 
bot bezieht fich aber nicht auf „die Berfonen, welchen die 
Aufficht über die Gefchäftsführung zuſteht“'. Mithin ift 
e8 geftattet, von den Mitgliedern des Auffichtsrathes jogar 


1) Novelle $ 1 Art. 239. In Sab 1 heißt es zwar nur; 
eine Bilanz vorlegen, aber in Sab 2 ſteht: Legung der Rechnung. 
Und nah $ 1 Art. 2252 find „die Jahresrehnungen, die Bi: 
langen“ u. f. w. zu prüfen. 

2) Novelle $ 1 Art. 239 Saß 1. 

3) Novelle $ 1 Art. 225a Sab 2. 

4) So iſt das Wort „beitellt“ in $ 1 Art. 239 Saß 2 der 
Novelle zu verjteben. 

5) Dieje Perfonen, auf welche die beiden Reichsgeſetze durch 
dad Wort „bejtellt” deuten, find in denjelben vermißt worden, 
während doch nur der befondere Name es ift, welder in ihnen 
fehlt. 

6) Novelle $ 1 Art. 239 Sab 2. 

7) Novelle $ 1 Art. 239 Ießter Satz. 
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jolche zu wählen, welde an der Gefchäftsführung Theil 
genommen haben. 

II. Beröffentlidung der Bilanz‘. Der 
Borftand foll eine der den Actionären vorgelegten Bilanz 
gleichlautende Bilanz veröffentlichen‘. Und zwar in den- 
jenigen öffentlichen Blättern, welche das Statut für die 
Bekanntmachungen der Gejellichaft beftimmt”. Die 
Beröffentlihung ſoll gejchehen ſpäteſtens in den erften 
ſechs Monaten des folgenden Geſchäftsjahres“. Die mei- 
ften Veröffentlihungen der Bilanzen finden fi in dem 
fünften und fechjten Monat dejjelben und demnach regel- 
mäßig im Mai und Juni, oder im November und De- 
cember, und zwar faſt alle auch im Reichsanzeiger. 

III Inhalt der Bilanz”. Für die Aufftellung 
(Aufmachung) d. 5. den Inhalt der Bilanz, der den 
Actionären vorzulegenden und der zu veröffentlichenden, 
giebt die Novelle maafgebende Vorſchriften“, welche theils 
überflüßig, weil entweder bereits im HGB erwähnt oder 
ſelbſtverſtändlich, theils unrichtig und mithin gar nicht 
oder nicht unbedingt zu befolgen find; nur zwei Beſtim— 
mungen find von Werth. 

1. „Kurshabende Papiere dürfen höchitens zu bem 
Kurswerth, welchen diefelben zur Zeit der Bilanzaufftel- 


8) Keyßner a. a. D. 6. 55—259, 

9) Novelle $ 1 Art. 239 Sab 1. Das Wort „foldye” ift 
zu verjtehen: „eine gleichlautende“. 

10) Novelle $ 1 Art. 239 Sa 1. Die Worte „in der 
Form“ find bier ohne Sinn, da als die bekanntmachende Perjon 
bereit3 der Vorſtand genannt it. Vgl. oben $ 131 Nr 12. 

11) Novelle $ 1 Art. 239 Sa 1. 

12) Keyßner a. a. D. ©. 237—254. 

13) Novelle $ 1 Art. 239a, 


.. — — — 
ai 
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lung Haben, angefegt werden.“ Dies ergiebt fich bereits 
aus Art. 31 des HGB", ift alfo eine überflüßige Wie 
derholung. 

2. „Die Koften der Organijation und Verwaltung 
dürfen nicht unter die Activa aufgeführt werden, müſſen 
vielmehr ihrem vollen Betrage nad) in der Jahresrechnung 
als Ausgabe erſcheinen.“ Daß dieje Koften nicht unter 
die Activa aufzunehmen find, ift eine Einzelheit, welche 
jelbfiverftändlich ift umd daher Feiner befondern Erwäh— 
nung bedurfte, mögen fie gezahlt jein oder gejchuldet wer: 
den. Werthvoll iſt aber die VBorjchrift, daß dieſe Koſten 
erfheinen follen und ihr voller Betrag erjcheinen joll 
in der Bilanz. 

3. „Der Betrag des Grundkapital und des etwa 
im Gejellichaftsvertrage vorgejchriebenen Keferve- oder Ers 
nenerungsfonds ift unter die Paffiva aufzunehmen“. Dies 
ift, wenn es verftanden werden foll: nur unter die Paſ— 
fiva, unrichtig für den Yal, daß der Betrag auch unter 
die Activa aufzunehmen it; und wenn es verjtanden wer— 
den ſoll: auch unter die Paſſiva, unrichtig für den Yall, 
daß der Betrag nur unter die Paſſiva aufzunehmen ift; 
nemlich aufzunehmen ift nad) den Grundjägen einer rich 
tigen Bilanz. ine folhe will entjchieden das Geſetz 
und daher find diejenigen VBorjchriften defjelben, welche 
eine unrichtige Bilanz ergeben, nad) feinem eigenen höhe- 
ren Willen nicht zu befolgen. Die Bilanz ift aufzuma— 
chen zu dem Zwed einer nad Geſetz und Statut richti- 
gen Gewinnvertheilung. Hieraus ergiebt ſich Folgendes. 


14) HGB Art. 31 Sab 1. „Bei der Aufnahme des Inven— 
tars find füämmtliche Vermögensſtücke“, mithin auch die courshabenden 
Papiere „nah dem Werth anzufeßen, welcher ihnen zur Zeit der 
Aufnahme beizulegen iſt“. 
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Der Betrag des Grumdeapitals ift, foweit derfelbe einge- 
zahlt ift, unter die Paſſiva aufzunehmen und, ſoweit das 
Eingezahlte vorhanden ift, in Natur oder in andern Ver— 
mögensftüden, it der Betrag des Vorhandenen unter 
die Activa aufzunehmen. Der Betrag des nicht einge: 
zahlten Grundcapitals, alfo der noch rüdjtändigen Einla- 
gen, ijt unter die Pafliva und, weil er eine Forderung 
der Geſellſchaft gegen die Gefellfchafter bildet, auch unter 
die Activa aufzunehmen. Dieſe doppelte Aufnahme der- 
jelben Summe darf, obgleich fie für die Gewinnberech— 
nung gleichgültig ift, nicht Fehlen, weil die Bilanz ſämmt— 
liche Bermögensjtüde der Gefellfchaft, zu welchen jene For— 
derungen gehören, angeben fol”, was dem Intereſſe der 
Uctionäre und dritter Perfonen entjpriht. In Betreff des 
NKefervefonds und des Ernenerungsfonde ift die 
Vorſchriſt richtig und unrichtig, je nad) der Art des jo- 
genannten Fonds. Der abgejondert vorhandene 3.2. in 
Werthpapieren angelegte Nefervefonds oder Erneuerungs- 
fonds ift als Activum und auch als Paſſivum in der 
Bilanz aufzuführen; die zum Zweck der Reſerve oder der 
Erneuerung erfolgende bloße Abfchreibung ift freilich ſelbſt— 
verftändlich nur unter die Paffiva aufzunehmen. Somit 
ift das Geſetz fo zu verftehen, daß die drei Beträge jeden- 
falls immer, und zivar entweder nur oder auch, unter die 
Paffiva aufzunehmen jeien. 

4. „Der aus der Vergleihung fammtlicher Activa 
und ſämmtlicher Paſſiva ſich ergebende Gewinn oder 
Verluſt muß am Schluß der Bilanz beſonders angegeben 
werden“. Die Vorſchrift iſt ſelbſtverſtändlich und dem— 
nach überflüſſig, wenn das Wort „beſonders“ nicht be— 


15) HGB Art. 29 Satz 1. Art. 31. 29 letzter Satz. 
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achtet oder nicht gewürdigt wird", da der Zwed der Bi- 
lanz die Ausrehnung ift, ob Gewinn oder Verluft und 
welcher Betrag des einen oder andern fich ergiebt. Die 
Vorſchrift ift aber nicht ſelbſtverſtändlich und ift werth- 
voll, wenn das Wort „bejonders” in dem Sinn, welchen 
e8 haben kann, genommen wird, indem es auf das Wort 
„oder“ bezogen wird. Dann iſt der Sinn der Borfchrift 
der, daß der Umftand, ob Gewinn oder ob Verluſt vor- 
handen fei, klar erfichtlich für Jedermann fein fol. Das 
ift er aber nicht, wenn am Schluß der Activa nicht fteht: 
Berluft — fo und foviel, fondern: Gewinn und Ver— 
luft Conto — fo und foviel; bei dieſem legtern Ausdrud 
meint das im Rechnungsweſen unerfahrene Publikum, 
daß die unter den Activis aufgeführte Summe dieſes 
Conto Gewinn fei. Es ift eine Verjchleierung und eine 
ftrafbare, wenn” fie eine wiſſentliche ift. 


g 163. 
Berluft. Gewinn. Coupons. 


Das Ergebniß der Bilanz ift die Antwort auf die 
Trage, ob Gewinn oder Verluſt da if. Der Berluft 
fann den Actionär nur bis zum Belauf feiner Einlage 
treffen, weil er nicht weiter als zur an der 
Einlage verpflichtet ift'. 

I. Den Gewinn betreffend ift zu unterfcheiden der 
Gewinn und der zu vertheilende Gewinn d. h. 
unter die Actionäre zu vertheilende. Nicht zu vermwechjeln 
mit einander find daher die Beträge, welche den Gewinn 
ausschließen oder verkürzen und welche den zu vertheilenden 


16) wie es der Fall ift auch bei Keyßner ©. 254, 
17) Novelle $ 1 Art. 249 Ziffer 3. 


1) HOB Art. 219. 
ZH5TE Handelsrecht. Ir Bd. dte Aufl. 99 


—— 
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Gewinn vermindern. Der erſteren Art ſind die Beträge 
des Erneuerungsfonds und des Delerederefonds. Der 
zweiten Art find die Beträge’ des Reſerveſonds', des 
Amortifationsfonds, der Tantiemen oder andern Summen 
für verfchiedene Perfonen (Gründer, Vorſtand, Auffichte- 
rath u. ſ. w.); der Zahlungen an beftimmte Unterftügungs- 
kaſſen (3. B. für Wittwen, Arme, invalide Arbeiter) 
und andere Beträge‘; alle diefe Beträge find meiftens 
nicht beftimmte Summen fondern find Bruchtheile, Tanz 
tiemen, vom Gewinn; diefe Beträge find vom Gewinn 
vormwegzunehmen, der dann übrigbleibende Gewinn ift 
der (unter die Actionäre) zu vertheilende Gewinn. 
Selten ift der ganze Gewinn zu vertheilen, regelmäßig 
find derartige Beträge ſtatutmäßig und ift alſo der zu 
vertheilende Gewinn ein Theil des Gewinne. Der Ge 
winn wird auc reiner Gewinn genannt, ſelbſt in den 
Gefegen; der Zufag ſoll nicht auf einen Gegenjag deuten. 

Il. Das den Gewinn betreffende Necht des Actio- 
närs ift folgendes. Er Hat ein Recht nur auf den 
„reinen Gewinn“ und aud nur auf den zu ver» 
theilenden reinen Gewinn‘. Dasjenige, was zu ver 
theilen ift, deſſen Bertheilung, Auszahlung, gejchehen darf 
und bedungen werden darf, ift aljo nur reiner Gewinn, 
ift „reiner Ueberſchuß über die volle Einlage““. 


2) Novelle $1 Art. 217 erwähnt nur des einen Falls, des 
Rejervecapitald, ohne die übrigen ausſchließen zu wollen, wie 
HGB Art. 216 ergiebt. 

3) ROHG Entid. Bd 11. S. 125—129. 

4) Dal. überhaupt Renaud d. R. d. A. S. 571—577. 
679—682. 

5) HGB Art. 216 Satz 2. 

6) Novelle $ 1 Art. 217 Sap 1. 
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Mas vertheilt wird, ohne daß es Gewinn, ohne daß es Ueber— 
ſchuß über die volle Einlage, alfo über das Grundca- 
pital ift, ift eine Bertheilung vom Grundvermögen; 
eine folche Bertheilung unter die Actionäre ift gänzlich 
unftatthaft. Aus dem Obigen folgt, daß Zahlung von 
etwas Andern als reinem Gewinn (gleichviel wie benannt) 
zu Gunften der Actionäre weder bedungen werden noch) 
gefchehen darf, daß alfo aud nit Zinfen’ von be 
ftimmter Höhe (ohne Angabe der Höhe würde die Vers 
einbarung, weil zu allgemein, ungültig fein) gültig be 
dungen und verſprochen und dann gültig ausbezahlt wer: 
den können“. Zinscoupons Fönnen demnach jachlich 
nur als Dividendenconpons etwas bedeuten’ und find 
jo aufzufaffen. Sie begründen denmad) foweit, als es 
am zu vertheilenden Gewinn demnächſt gebricht, fein 
Forderungsreht. Die in der Hoffnung, daß Gewinn und 
zu vertheilender eintreten werde, vorweg auf denfelben 
gemachten Abjchlagszahlungen, Zahlungen von Vor— 
wegdividenden (Abjchlagsdividenden), melde 
gewöhnlich unter dem Namen Zinfen gejchehen und im 
fogenannten Zinscoupons verfprocdhen werden, find ge— 
fährlihe Zahlungen”. Denn wenn hinterher die Bilanz 
feinen zu vertheilenden Gewinn oder ihn nicht ausreichend 
ergiebt, fo ftellen fie fi) als Zahlungen vom Grundver- 
mögen heraus und tritt nun die VBerantworlichfeit des 
Vorſtandes“ und des Auffichtsrathes” ein. Uebrigens ift 

7) Ueber Zinfen vgl. Renaud d. R.d. U ©. 597—614. 

8) Novelle $ 1 Art. 217 Satz 1, 

9) Anders ift e3 bei den Bauzinſen. Hier find denn auch 
die Zinscoupons wirkliche Zinscoupons. Bol. unten $ 164. 

10) Renaud d. R.d. A. ©. 577—582. 586—589, 593—597, 


11) Novelle $ 1 Art. 217. HGB Art. 241. 
12) Novelle $ 1 Art. 217. Art, 2256. 


32” 
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in Betreff von vermeintlichem nicht wirklihem Gewinn 
ein ftarfes Recht zum Behalten da. Denn was in gus 
tem Glauben als zu vertheilender Gewinn („Zinfen 
und Dividenden“) empfangen ift, braucht, trogdem 
daß es dies nicht ift, nicht zurüdgezahlt zu werden", 
Dies gilt nicht bloß von einem Actionär, welcher em— 
pfangen hat, fondern auch von dem Empfang kraft eines 
Dividendenjcheins. | 

Ill. In Betreff der zu erwartenden und zu vers 
theilenden Gewinne, der Dividenden, werden im vor— 
aus Hebungsfcheine ausgeftellt, Dividendenfcheine, 
und zwar regelmäßig eine Mehrzahl für eine Neihe von 
Abrechnungszeiten auf einem einzigen Papier (Dividens 
denbogen), von welchem fie ſucceſſive abgejchnitten werden 
fönnen (daher heißen fie aud) Coupons). Bei vorweg 
(in Hoffnung wirklicher Dividende) verfprochenen oder ges 
zahlten Abfchlagsdividenden nennt man diefen Theil die 
Dividende und den übrigen Theil der erwarteten oder 
wirflihen Dividende die Superdividende, auch Er- 
tradividende. Die Dividendenjcheine lauten faft aus— 
nahmlos auf Inhaber. Der Inhaber eines Dividendens 
jcheines als folcher ift nicht Actionär und hat mithin nicht 
die Rechte des Actionärs, namentlich nicht das Recht 
auf Feitftellung einer richtigeren Dividende ". Das Recht 
auf die Dividende erlischt, wenn fie binnen ftatutmäßiger 
Zeit nicht erhoben iſt“. Das Versprechen der Aus- 
händigung weiterer Dividendenfcheine enthält der f. 9. 


13) HOB Art. 218. 

14) Renaud d. R. d. U. ©. 589—593. 

15) ROHG Entih. Bd 9. ©. 273—276. Bd 11. ©. 119. 
Bd 14. ©. 359. 

16) Beifpiele: Renaud d. R. d. U. ©. 584, 
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Talon“. Die Talons lauten ebenfalls fat ausnahmss 
los auf Inhaber. 


8 164. 
Bauzinfen. 


Nur auf Reingewinn, nicht auf mehr Fönnen die Ac- 
tionäre ein Necht haben, weil das Grundvermögen nicht 
vermindert werden darf. Ein bedungenes (ftatutmäßiges) 
Recht auf Zinfen von bejtimmter Höhe ift demnach uns 
gültig, wie auc die Zahlung von folchen Zinfen‘. Je— 
doch können Bauzinſen bedungen und bezahlt werden, 
weil dies feine Verminderung des Grundvermögens ergiebt, 
fondern fi) daraus das wirkliche Grundcapital ergiebt. 
Unter Bauzinfen find ſolche Zinfen von bejtimmter Höhe 
zu verftehen, welche für die Bauzeit d. h. für den 
Zeitraum, welchen die Vorbereitung des Unternehmens 
bis zum Anfang des vollen Betriebes erfordert, bedungen 
(ftatutmäßig) find, vorausgefegt daß diefer Zeitraum 
in dem Statut angegeben it’, alfo die Länge der 
Zeit, für welche die Zinfen vom Grundcapital bezahlt 
werben follen, aus dem Statut erfichtlich iſt'. Hiernach 


17) Renaud d. R. d. A. S. 386—388. 

1) Novelle $ 1 Art. 217 Satz 1. 

2) Novelle $ 1 Art. 217 letter Satz. 

3) Diefer auf eine Kalenderzeit (Jahre, Monate, Tage) 
angegebene Zeitraum der Borbereitung, diefe Vorbereitungszeit, 
diefe ftatutmäßige Verzinfungszeit, beißt die Bauzeit, 
ein in diefem Zufammenbang technifher allgemeiner Ausdruck bei 
jeder Art von Vorbereitung. Die veranfchlagte Bauzeit bei wir: 
lichen Bauten (3. B. Eifenbahnunternefmungen) kann, wenn im 
Statut angegeben, jene Bauzeit bezeichnen follen. Beifpiel: 
ROHG Entf. Bd 13. ©. 129. 130. In einem engern Sinn 
nimmt das Wort Bauzeit das ROHG Entſch. Bd 13. a. a. O. 
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ift für Jedermann aus dem Statut erfihtlid), daß das 
wirflihe Grundcapital nicht das nominelle ift, fondern 
diefes nach Abzug der leicht auszurechnenden Summe der 
Jämmtlichen Bauzinfen. Unrichtig ift die Meinung *, daß 
diefe Zinfen hinterher ſämmtlich wieder zurücdgezahlt wer: 
den müffen, um das wirkliche Grundcapital herbeizufchafs 
fen®. Das Grundcapital ift in Wirklichkeit vorhanden, 
wenn das vorhandene Netto-Capital mit Einrehnung der 
Bauzinfen die Summe des nominellen Grumbdcapitals er- 
reiht. Die Gläubiger dürfen der PVerzinfung der Ein- 
lagen nicht widerfprechen, fie haben aber darauf ein Recht, 
daß diefe Verzinfung zu einer beftimmten Zeit aufhöre. 


8 165. 
Staatlige Garantie, 


Unter der ftaatlichen Garantie bei Actiengefellfchaften 
fönnen fehr verfchiedenartige Zufagen des Staates ver: 
ftanden werden‘. Die Natur der durch diefelben begriin- 
deten Rechtsverhäftniffe wird beftimmt durch den Inhalt 
der Zufagen. Im Allgemeinen läßt fid) nicht mehr fagen. 
Das häufig vorfommende Berfprechen des Staates, be- 
ſtimmte Zinfen oder Dividenden den Actionären zu gas 
rantiren, kann ein Recht der Actiengefellfchaft oder (aud) 
und) ein Recht der einzelnen Actionäre gegenüber dem 


4) 3. B. von Renaud d. R. d. A. ©. 613. 

5) Wäre dies die gefetliche Meinung, fo würde der letzte Satz 
in Art. 217 nicht Tauten dürfen: „Jedoch können für den Zeitraum 
Zinfen bedungen werden,” fondern müßte Tauten: Selbjt für den 
... Zeitraum... können Zinfen nicht bedungen werden. 

1) Renaud d. N. d. AUctiengefellihaften S. 613. 614. 681. 
Es gehört hierher ROHG Entih. Bd 13. S. 120—124 und 
124—126 (Rhein: Nahe» Eifenbahn :G. c. Preufifche Staatsre⸗ 
gierung). 
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Staat begründen. Es kommt auf den meitern Inhalt 
der Verſprechen und der Gegenverfprechen und auf Die 
Borausfegungen für die Rechte und Berpflihtungen an, 
wenn die Natur des Nechtsverhältnifjes im einzelnen 
Fall beftimmt werden fol: Es ijt möglich, daß der 
Staat die Zinfen oder Dividenden fchuldet aus einer 
Darlehnsſchuld oder aus einer Berbürgung (Interceffton) 
oder aus einem Geſellſchaftsverhältniß, welches zwischen 
ihm und ber Actiengeſellſchaft oder den einzelnen Actio— 
nären durch den fogenannten Garantievertrag, welcher 
alfo dann ein Gefellfchaftsvertrag ift, begründet worden ift. 


g 166. 
Veränderung des Grundcapitals. 


Bermehrung und Berminderung, richtiger Erhöhung 
und Herabfegung des Grundcapitals!. 

I. Das Grundcapital vermehrt fich nicht durch 
Gewinn und andere Zufälligfeiten und vermindert fich 
nicht durch Verluſt und andere Zufälligfeiten, denn es ift 
ein gemwolltes Kapital. Die fogenannte Vermehrung 
und Verminderung ift der Wille eines größeren oder 
eines geringeren Capitals. Der richtige Ausdrud iſt dem- 
nad) Erhöhung und Herabfegung des Grundcas 
pitals. Der eine wie der andere Wille ift eine gewollte 
Aenderung des Statuts. Der befchlofjenen Erhöhung des 
Grundcapitals folgt die Vermehrung des Gefell 
Ihaftsvermögens vermittelft nener Einlagen auf Grund 
neuer Uctien; der bejchloffenen Herabfegung die Ver min— 
derung des Gefellfchaftsvermögens vermittelft 
Vertheilung eines Theils defjelben unter die Actionäre, 


1) Zu unterſcheiden ift Grundcapital und Grundvermögen. 
Bol. unten $ 173 Note 1. 
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1. Erhöhung des Grundcapitals’. Cine gewollte 
Erhöhung des Grundcapitals ift eine gewollte Aenderung 
des Statuts. Zu der Erhöhung find demnach zwei Be— 
ſchlüſſe und zwei Generalverfammlungen erforderlich: zuvor 
der Beſchluß (der Statutänderung), daß fie foll gejchehen 
dürfen; und nachdem diefer Beſchluß durch Einregijiri- 
rung gültig geworden ift, alfo die Möglichkeit rechtlicher 
Wirkung erlangt hat’, ſodann auf Grund des geänderten 
Statut8 der weitere in einer fpätern zu dem Zweck“ 
berufenen Generalverfammlung gefaßte Beſchluß, daß die 
Erhöhung geſchehen ſolle. Das Dürfen und Sollen 
kaun nicht vermittelft Eines Beſchluſſes und Einer Gene- 
ralverſammlung bejchloffen werden. Bevor num auch der 
Beſchluß der Erhöhung einregiftrirt ift, befteht nur die frühere 
Üctiengefellfchaft, nicht eine folche mit einem größern 
Grundcapital. Die vor der Einregiftrirung ausgegebenen 
neuen Actien find nichtig und find deren Ausgeber ſchadens— 
erfagpflichtig’. Dur die Zeichnung der neuen Actien 
und zwar auf Grund eines neuen beurfundeten Statuts, 
welches das größere Kapital enthält, entfteht eine Grün- 
dungsgefellfchaft unter der beftehenden Actiengefellichaft 
und den Zeichnern, welche erft, wenn das ganze neue 
Grundeapital gezeichnet und der erforderliche Theil einges 
zahlt iſt, durch Eintragung zu einer neuen Actiengefell- 
Ihaft werden kann. Diefe ift eine neue mit im Uebrigen 


2) Niffen über die Erhöhung des Grundeapital3 einer Actien— 
geſellſchaft. In Goldſchmidt Zeitihrift Bd 19. S. 353—396. 
Hier it ©. 360—366 die Anfiht von Keyßner a. a. O. S. 200 
— 203 widerlegt. 

3) Novelle 8 1 Art. 214. 

4) HGB Art. 238 Satz 2. 

5) Novelle $ 1 Art. 211 Sab 2. 3. 
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alten Beftandtheilen. Es genügt, daß das neue Statut 
ſich für dieſes Uebrige auf das alte bezieht; foweit es 
fonft noch von diefem abweicht, geht e8 diefem vor. 
III. Herabſetzung des Grumdeapitals. Eine 
gewollte Herabfegung des Grundcapitals ift eine gewollte 
Aenderung des Statuts. Zu der Herabfesung find dem: 
nach zwei Beichlüffe und zwei Generalverfammfungen er— 
forderlich: zuvor der Beſchluß (der Statutänderung), daß 
fie ſoll gefchehen Dürfen; und nachdem diefer Beſchluß 
durch Einregiftrirung gültig geworden ift, alfo die Mög- 
lichkeit rechtlicher Wirkung erlangt hat', ſodann auf Grund 
des geänderten Statut8 der weitere in einer fpätern zu 
dem Zweck' berufenen Generalverfammlung gefafte Be 
ſchluß, daß die Herabjegung gefchehen ſolle. Das 
Dürfen und Sollen fann nicht vermittelft Eines Befchluffes 
und Einer Generalverfammlung befchloffen werden. Bes 
vor num auch der Beichluß der Herabjegung einregiftrirt 
it, befteht nur die frühere Aetiengefellfchaft, nicht eine 
Actiengeſellſchaft mit eimem geringeren Grumbdcapital. 
Nachdem fie eingetragen ift, hat der Beſchluß diefe recht- 
he Wirkung‘. Die Ausführung des Beichluffes der 
Herabfegung durch Verminderung des Gefellfchafte- 
vermögens auf den Betrag des nunmehrigen geringeren 
Srundcapitals fällt unter den allgemeineren Begriff 
einer den Betrag des früheren Grundvermögens mins 
dernden Vertheilung des Gefellichaftsvermögens un— 
ter die Actionäre, fie ift „eine theilweife Zurüdzahlung 
des Grumdcapital® an die Actionäre”’, Für die Vor— 


6) Novelle $ 1 Art. 214. 
7) HGB Art. 238 Sat 2. 
8) Novelle $ 1 Art. 214. 
9) Novelle $ 1 Art. 248, 
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ausfegungen der Gültigkeit einer folchen PVertheilung und 
Minderung ift der Grund, weshalb fie gefchieht, welcher 
hier der Befchluß der Herabfegung des Grundcapitals ift, 
gleichgültig; die den Betrag des Grundvermögens mindernde 
Vertheilung fteht, gfeichviel welches ihr Grund fei, unter 
denjelben Vorausfegungen wie die Bertheilung des ganzen 
Gejellfchaftsvermögens ", 


Bierte Unterabtheilung. 
Rechtsverhältnig der Actiengefellfchaft zu dritten Perſonen. 


S 167. 
Das Statut, 


Das Rechtsverhältnig der Aetiengefellfchaft zu dritten 
Perfonen ift, foweit dafür der Privatwille beftimmend 
ift, beftinmmt durch das Statut, durch das urfprüng- 
fiche und, foweit diefes fpäter gültig geändert ift, durch 
das ſpätere. Ein nicht aus dem Statut erhellender 
Inhalt eines Gefellfchaftsvertrages ift (wie unter den 
Geſellſchaftern fo auch) dritten Perfonen gegenüber durch— 
aus nicht maaßgebend. 


S 168. 
Gebrauch der Firma. 


Die Actiengefellfchaft, d. h. die Gefellfchafter und 
das Gefellfhaftsvermögen, tritt zu dritten Perfonen in 
ein Nechtsverhältnig, nämlich in ein Verhältnig der Ver— 
pflichtung und Berechtigung, durch Gefchäfte, aber nur 
unter Bermittelung des Vorftandes (oder anderer Bevolls 
mächtigten) und der Firma’, Die Gefchäfte müffen im 


10) Für das Genauere vgl. unten $ 173. 
1) HGB Art. 227. 229. 
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Namen der Gefelffchaft gefchloffen fein”. Dazu genügt 
und ift erforderlich der Gebraud der Firma’. Es 
ift gleichgültig, ob bei dem Gefchäft die Firma wörtlich 
erwähnt ift oder ob die Umftände die wörtliche Hinwei— 
jung überflüffig machen‘. VBermittelft der unter Gebraud) 
der Firma gefchloffenen Gefchäfte kann die Actiengeſell— 
Ihaft berechtigt und verpflichtet werden‘, namentlich auch 
an Grundſtücken Eigenthum und andere dingliche echte 
erwerben und verlieren. Der rechtmäßige Gebrauch der 
Firma, das Recht die Firma zu gebrauchen, wird in 
dem HGB genannt die Befugnig zur Vertretung der 
Geſellſchaft. 


8 169. 
Der Vorftand. 


Der Borftand. J. Begriff. Jede Actiengeſellſchaft 
muß einen Borftand haben“. Sie wird durch benfelben 
vertreten, anfßergerichtlich und gerichtlich vertreten‘. Der 
Borftand vertritt die Actiengefellfchaft, das heißt er ver- 
pflichtet und berechtigt fie dritten Perſonen gegenüber. 
Und zwar ift feine Legitimation hierzu dem Inhalt nach 
gänzlich unbeſchränkt und unbeſchränkbar, fo daß er die 
Actiengefellichaft vertritt, nicht nur was ihr wirkliches 
Unternehmen, fondern auch was jedes andere mögliche 
Unternehmen betrifft. Er hat die vollfte Verfügung über 
das Gefellfchaftsvermögen, als ob dafjelbe fein Alfeinei- 
genthum, er der Alleineigenthümer fe. Demnach kann 


2) HGB Art. 230. 3) HGB Art. 229. 
4) HOB Art. 230. 5) HGB Art. 230, 
6) HGB Art. 213. 

1) HGB Art. 227 Sap 1. 

2) HGB Art. 227 Sab 2. 
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man fagen: der Vorſtand ift nach außen hin die Ac- 
tiengefellfchaft felber. Er ift noch mehr ein alter ego 
feines Principals, als der Procurift es ift, denn biefer 
vertritt nur den wirklichen und möglichen Kaufmann”. 
Der Procurift fann feinen Principal nur zu einem an- 
dern Kaufmann eigenmächtig umgeftalten. Der Vorftand 
kann das wirkliche Handelsgewerbe der Aetiengejellfchaft 
zu jedem andern Unternehmen ſowie jedes andere Unter- 
nehmen zu einem Handelsgewerbe eigenmädtig umgeftalten. 

II. Die Mitglieder. Den Borftand bildet ent— 
weder ein einziger Menſch (Einzelvorftand) oder bilden 
mehrere Mitglieder (mehrgliedriger Vorſtand); wer den 
Vorſtand bildet oder mitbildet, Tann befoldet oder un— 
befoldet fein und kann Actionär fein oder nit‘. Die 
Beſtellung ift zu jeder Zeit widerruffich, unbefchadet der 
Entfhädigungsanfprüce aus beſtehenden Berträgen ’. 
Der Ausdruck Vorfland in den einzelnen Artikeln deutet 
bald auf alfe bald auf einzelne Mitglieder des Vorftandes*, 

III. Anmeldung. Iedes Mitglied des Vorſtan— 
des muß olsbald zur Eintragung in das Handelsregifter 
angemeldet werden. Beizufügen ift die Legitimation”. 
Es Hat die Zeichnung feiner „Unterfchrift” vor dem 
Kegifterrichter vorzunehmen ober fie beglaubigt einzurei- 
hen‘. Unter der „Unterfchrift” ift hier“ zu verftehen: 


3) Bol. oben 8 56 Nr 2 Eeite 183. 

4) 86B Art. 227 Sub 2. 

5) HGB Art. 227 Tekter Cab. 

6) ROHG Entih. Bd 9. ©. 49. 50. 

7) HGB Art. 223 Abſatz 1. Bar. oben $ 54 Nr V. 5. 
Seite 171. 172. 

8) HGB Art. 227 Abſatz 2. 

9) Anders ala in Art. 229 Tegter Satz. 
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die Firma nebjt der Unterjchrift d. h. dem eigenen Na— 
men”. Nicht minder ift das Wegfallen eines Mitgliedes 
des Borftandes anzumelden bei Ordnungsſtrafe“. 

IV. Die Vertretungsbefugniß. 1. Wenn 
mehrere Mitglieder des Vorſtandes da find, jo haben das 
Net zum Gebraud) der Firma dieſe ſämmtlichen Pers 
fonen nur in ihrer Gefammtheit, fie müfjen ſämmtlich 
die Firma zeichnen”. Alſo Collectivvertretung ſämmtli— 
her Mitglieder. 2. Es Tann aber anders bejtinmt 
ſein“, urfprünglich oder nachträglich. Die übrigen Mög— 
lichkeiten find, daß jeder allein die Firma gebrauchen 
darf oder daß einer allein oder vom einigen jeder allein 
es neben Collectivvertretung der übrigen darf. Alſo 
Einzelvertretung eines Jeden oder Einzelvertretung neben 
Collectivvertretung. Statthaft ift jede diefer Möglichkeiten, 
weil feine verboten iſt“. 3. Die Collectivvertretung bes 
trifft nicht nur die fchriflichen (Zeichnung) ſondern felbft- 
verjtändfich auch die mündlichen Willenserflärungen des 
Borjtandes. Dieje bedürfen mithin derjelben Mehrheit 


10) Daraus folgt aber nicht, daß bei dem Gebrauch der Firma 
diefe immer gejchrieben werden müſſe und nicht auch metallogra= 
phirt oder lithographirt fein könne. 

11) HGB Art. 233. Vol. oben $ 54 Nr V. 5. Geite 
171. 172, 

12) HGB Art. 229 Satz 2. 

13) HOB Art. 229 Satz 2. 

14) Dies ift der Grund. Aus Art. 235 it für die Frage 
nicht? zu entnehmen, denn die Worte „weldyes zu zeichnen oder 
mitzuzeichnen befugt iſt“ jollen bedeuten: wenngleich dafjelbe nur 
mitzuzeichnen befugt ift. Aus den Worten ijt fogar geſchloſſen, 
dag ein Borjtandsmitglied gänzlid von der Vertretungsbefugniß 
ausgejchloffen werden könne; das wäre alſo ein Menſch, welcher 
Borjtandsmitglied ijt ohne e3 zu fein, 
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der Vorftandsmitglieder wie jene", 4. Die nur zur 
Colfectivvertretung berufenen Mitglieder müffen die Wil— 
lenserflärung, da fie zum Zwed derfelben nur in ihrer 
Gefammtheit die Firma gebrauchen dürfen, einftimmig 
beſchloſſen haben, weil der Anderswollende feine Mit- 
unterfchrift oder mündliche Miterflärung weigern wird. 
(Daher ift Hier immer und foll auch fein melior 
conditio prohibentis.) Dies ift fo ſelbſtverſtändlich, 
daß es für Jedermann offenfihtlih ift. Hieraus folgt: 
5. Die Mitglieder de8 Vorſtandes, für welche die geſetz— 
fihe oder eine ftatutmäßige Collectivvertretung befteht, 
dürfen nicht durch Vereinbarung unter einander einem 
Mitglied den alleinigen unbefchränften Gebraud der Firma 
zuerkennen“; e8 wäre das die (unftatthafte) Ummandlung 
des ihnen nur in Gemeinschaft zuftehenden Rechts der 
Bertretung und offenfichtlihd aud der Beſchlußfaſſung 
in ein alleiniges Recht einer einzelnen Berfon. Davon ift 
zu umnterfcheiden die ertheilte Vollmacht zum alleinigen 
Gebraud der Firma für beftimmte Geſchäfte. 6. Es 
beftehe Einzelvertretung oder Collectivvertretung, jo ift 
die Befchränfung, daß der Zeichnung der Firma durch 
den Vorftand noch die Unterfchrift einerandern Perſon 
hinzuzufügen fei, dritten Perfonen gegenüber ungültig" ", 

15) So auch ROHG Entid. Bd 3. ©. 183. 184, 

16) So auch ROHG Entid. Bd 12. ©. 34, 

17) So auch das ROHG Entid. Bd 6. S. 131—142, 
Bd 14. ©. W. 

18) Dafür kann aber nicht geltend gemacht werden der Schluß 
des Art. 231, denn hier tjt gejagt, daß das Erforderniß der Zus 
ftimmung einer andern Perfon für einzelne Geſchäfte feine 
rechtlihe Wirkung gegen dritte Perfonen habe. Es ijt alfo die 
Nede von einer Beihränfung im Inhalt der Bertretungsbefug: 
niß. Hieraus folgt nichts für die Frage, ob die Beitimmung 
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V. Die Form der Zeichnung der Firma ift, daß 
jedes Mitglied des Vorftandes, welches die Firma gebraud)t, 
der Firma feinen Namen beifügt”. VI. Der Inhalt 
der Vertretungsbefugniß ift lediglich ein gefeglicher, er ift 
unbeſchränkt, erftredt jih alfo auf alle Arten von 
Gejchäften, ohne Ausnahme”. Er erftredt ſich auch auf 
die Anftellung von Bevollmächtigten” und Arbeitern. 
Der Inhalt ift auch gänzlih unbefhränfbar”. 
Der Dritte, welcher die gewollte Beſchränkung weiß, weiß 
nur, daß eine ihm gegenüber ungültige Beichränfung gez 


gegen dritte Perfonen rechtliche Wirkung babe, daß in allen 
Fällen eine andere Perſon zuzuftimmen und überdies mit: 
zuzeihnen habe. Diez ift eine Beſchränkung im Allein: 
recht der Vertretung. Dieje Beſchränkung it, wenn damit nicht 
ein neues Borjtandsmitglied und Gollectivvertretung bat eingeführt 
werden follen, was in manden Fällen ganz zweifellos nicht der 
Fall ift, eine ungültige Beihränfung, und zwar nah Art. 227, 
weil nach diefem Artifel der Vorſtand es ift, durd; welchen die 
Actiengeſellſchaft vol vertreten wird, und Lediglich der Vorſtand 
e3 ijt, weil nirgends andern Berjonen dieje volle Vertretung zu: 
geſprochen iſt. 

19) HGB Art. 229 Abſatz 2. 

20) HGB Art. 230. „Die Geſellſchaft wird durch die von dem 
Vorſtande in ihrem Namen gejchlofjenen Rechtsgeſchäfte berechtigt und ver: 
pflichtet.* Das heißt: dur alle Geſchäfte, welche er eben fliegt. 
Die Ermächtigung geht alſo auf alle Geſchäfte, ohne Ausnahme, 
welche er wird jchliegen wollen. 

21) HGB Aıt. 234. Vgl. unten $ 171. 

22) HOB Art. 231. „Gegen dritte Perjonen hat jedoch eine 
Beichränktung der Befugniß des Vorjtandes, die Gejellichaft zu vertreten, 
feine vehtlihe Wirkung. Dies gilt insbejondere für den Fall, daß 
die Vertretung ſich nur auf gewiſſe Geichäfte oder Arten von Geſchäften 
erſtrecken, ober nur unter gewijjen Umjtänden oder für eine gewiſſe Zeit 
oder an einzelnen Orten ftattfinden joll, oder dab die Zuftimmung der 
Generalverfammlung, eines Verwaltungsrathes, eines Auffichtsrathes oder 
eines anderen Organes der Actionäre für einzelne Geſchäfte erfordert ift.“ 
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wollt wird, ift mithin nie im böfem Glauben. Anders 
it e8 im Fall dolofer Kollufion des Dritten mit dem 
Borftand. Den hierunter zu verftehenden Fall ergiebt 
die Anwendung folgenden Sages: der Dritte kann unmög— 
ih ein Recht auf eine Leiftung haben, in deren Entge- 
gennahme er jeinerjeits eine ftrafbare aljo vom Geſetz 
durchaus nicht gewollte Handlung begeht” "". 

VIL Vertragsabſchluß. Ein vom PVorftand 
bejchloffener Vertrag kommt zu Stande, wenn diefer Bes 
ſchluß mit Willen defjelben, alſo von ihm felber oder 
durch einen von ihm dazu Beauftragten (welcher ſoweit 
nur ein Bote ijt) dem Dritten mitgetheilt wird, gleiche 
viel auf welche Weile (duch Telegramm, durch Brief, 
mündlich) mitgetheilt wird, und, wenn der Beichluß nicht 
bereits Annahme eines Antrages des Dritten war, von 
dieſem angenommen ift. Die bloße Mittheilung bedarf 
wie überhaupt jo aud Hier Feiner Form. Zweifellos 
fann der zur Mittheilung der Willenserklärung (diefer mes 
hanifchen Ausführung des Befchluffes) Beauftragte auch 
ein Borftandsmitglied fein und kann ein folches zur Aus: 
führung fänmtlicher Beichlüffe des VBorftandes von diefem 
und für lange Zeit beauftragt fein”. Der fo zu Stande 
gefommene Vertrag ift Fein fchriftlich beurfundeter, dazu 


23) Bgl. oben 8 96 Note 15. 

24) So auch das ROHG. Es gilt hier ganz dafjelbe was 
bei der offenen HÖ gilt. Vgl. oben $ 96 ©. 319. Den 
dort Note 13 citirten Entſcheidungen des ROHG iſt den Vor: 
ftand einer Actiengejellidhaft betreffend noch beizufügen: ROHG 
Entid. Bd 5. S. 294—297 (betrifft auch den Procuriften und 
offenen Handelsgeſellſchafter). 

25) So war es der Director R. in dem Fall der Entjceis 
dungen des ROHG Bd 6. ©. 32— 395. 
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bedarf es ciner Urkunde, welde von fänmtlichen zur 
Colfectivvertretung berufenen Vorftandsmitgliedern unters 


zeichnet ift. 


$ 170. 
Die gerichtliche Vertretung. 


Gerihtlihe Bertretung. „Die Xctiengefell- 
[haft wird durch den Vorſtand gerichtlich vertreten’, fie 
kann vor Gericht Klagen und verklagt werden”’. Dies 
heißt: der Vorftand kann unter der Birma ſowohl Elagen 
als auch verklagt werden; ein auf Grund der Verhand— 
lungen, namentlich auch Eidesleiftung *, des Vorſtandes 
der Firma zuerfanntes Recht und eine ſolche Berbindlid)- 
keit ift ein den ſämmtlichen Geſellſchaftern zuftehendes 
Recht und eine auf dem Gefelljchaftsvermögen, dem ganzen 
oder Vermögensſtücken, Iaftende Verbindlichkeit. Geſetzlich 
haben nur ſämmtliche Vorjtandsmitglieder zufammen die 
gerichtliche Vertretung‘; eine Ausnahme macht die Be— 
händigung von Vorladungen und andere Zuftellungen, 
welche gültig an eine einzige zur gerichtlichen Vertretung 
befugte Perfon gefchieht”. Der ordentliche Gerichtsftand 
der Borftandsmitglieder für Klagen gegen die Firma ift 
bei dem Gericht, in deffen Bezirk die Actiengejellichaft ih: 
ren Sit hat’. Die von der Actiengeſellſchaft als Proceß— 
partei auszufchwörenden Eide’ werden in ihrem Namen 
von dem Vorſtand, alfo nicht von den Actionären, gelei- 


4) Art. 227. 2) Art. 213. 
3) Art. 232. 4) Art. 229. 
5) Art. 235. 6) Art. 213 Abſatz 2. 


7) Wer bat bei Actiengejelligaften einen deferirten Eid zu 
leiften ? Klein merkwürdige Rechtsſprüche. Bd 2. 1797. No 4 


und Ardhiv für das Handelsrecht Bd 2. ©. 488. 489. 
Thol's Handeldreht. Ir Bd. dte Aufl. 33 
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ſtet'; unter welchen Vorausſetzungen von allen Mitgliedern 
defjelben oder von welchen einzelnen, ift nad) dem Landes— 
procefrecht zu entſcheiden“; wenn dieſes ſchweigt, Jo ift 
der Eid von allen Mitgliedern zu leiften”. 


$ 171. 
Bevollmächtigte. 


J. Neben dem Vorſtand, welchen jede Actienge— 
ſellſchaft haben muß und welcher die Actiengeſell— 
ſchaft vertritt und ſie was ihr wirkliches Unterneh— 
men und jedes andere mögliche betrifft, vertritt, kann 
die Vertretung der Actiengeſellſchaft in Betreff ihres 
wirklichen“ Unternehmens auch noch andern Perſo— 
nen zuſtehen kraft des Statuts? oder kraft Beſchluſſes 


8) Mehr ſagt der Art. 232 des HGB nicht. 

9) ROHG Entſch. Bd 9. S. 47—50. Bd 14. ©. 171.172. 

10) ROHG Entih. Bd 14. ©, 171. 172. 

1) Diefe Beihränfung ift aufs deutlichite im HGB enthalten. 
Es heißt: „Die Actiengefellfhaft wird durd den Vorſtand 
vertreten.” Art. 227. — „Die Gefellihaft wird durch die von 
dem Borftande gejhloffenen Rechtsgeſchäfte berechtigt und ver: 
pflichtet“. Art. 230. — „Befugniß des Vorftandes, die Gefell: 
haft zu vertreten.“ Art. 231. — Der Betrieb von Ge: 
ſchäften der Gejellfhaft, fo wie die Vertretung der Ge: 
jellichaft in Bezug auf dieje Geſchäftsführung kann aud 
fonftigen Bevollmächtigten zugewiefen werden.” Art. 234. — Die 
Worte in Art. 230 „durd die“ bedeuten: durch die, melde er 
eben fließt, alfo dur alle. Der Art. 234 ergiebt, daß der 
Borftand nicht alle Rechtsgeſchäfte durch Bevollmächtigte fließen 
kann, daß demnady die Worte in Art. 230 „die von dem Vor: 
ftande” genauer gedacht werden müffen: „alle von dem Vorſtand 
ſelber“ geichlofjenen. 

2) Novelle $ 1 Art. 209. Ziff. 8. 
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der Generalverfammlung’ oder kraft Auftrages und Boll 
macht des Vorſtandes“. Was über das wirkliche Unter: 
nehmen hinausgeht, kann zwar der Vorſtand felber mit 
verpflichtender Wirkung für das Gefellfchaftsvermögen con- 
trahiren, nicht aber vermittelft anderer Perfonen, die er ' 
bevollmädtigt. Der Dritte hat demnach, wenn er ftatt 
mit dem Vorſtand jelber mit einem Bevollmächtigten dej- 
jelben contrahirt, eine Ueberwadhungspflicht * dahin, ob der 
Bertrag dem wirklichen Unternehmen entjpridht und mit- 
hin (nicht gejchloffen ſondern) vermittelft Vollmacht des 
Borftandes gejchlojfen werden durfte. Aber nur wenn 
der Bertrag offenfichtlih dem Unternehmen wibderftreitet, 
wird der Dritte aus demfelben nicht berechtigt. 

II. Das Dafein der Bollmaht (die Legitimation) 
diefer andern Perſonen beruht alfo auf dem Statut oder 
auf der Bollmadıtsertheilung der Generalverfammlung 
oder des Borftandes. Wir werden alle diefe Perfonen 
Bevollmächtigte nennen‘. 1. Im Betreff der Möglichkeit 
der Ertheilung einer Procura (der Beitellung eines 
Procuriften) kann man zwei Meinungen aufftellen. Eine 
Meinung Die Möglichkeit fehlt der Actiengefellichaft, 
auch derjenigen, welche (durch den Betrieb eines Handels- 
gewerbes) eine wirklihe Handelsgeſellſchaft iſt. Dagegen 
ſcheint zu fprechen, daß diejes dem Einzelfaufmann zuftehende 
Net? auch der Handelsgefellfchaft zufteht” und jede Ac- 
tiengefellfhaft als Handelsgeſellſchaft gilt”, Allein eine 


3) HGB Art. 234. 
4) Dal. oben $ 63—67, befonderd 8 65. 
5) Das HOD nenut fie Art. 234: fonftige Bevollmächtigte 
oder Beamte („jonjtige” weil der Vorſtand aud) Bevollmächtigter ijt). 
6) HGB Art. 41. 7) Novelle $ 1 Art. 5. 
8) Novelle $ 1 Art. 208, 
33* 
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Actiengeſellſchaft kann keinen Procuriften haben, weil ein 
ſolcher unbefhränfbar auch den möglichen Kaufmann vers 
tritt”, der Bevollmächtigte einer Actiengeſellſchaft dieſelbe 
aber nur in Betreff des wirklichen Unternehmens vertreten 
darf. Eine andere Meinung Die Möglichkeit 
einen Procuriften zu haben fehlt der Actiengefellichaft nicht 
gänzlih. Eine Procura kann aber nie vom Vorftande 
ertheilt wurden”. Es gilt nur eine Ernennung dur) 
das Statut” und durch die Generalverfammlung. Ob 
durch diefe nur dann, wenn das Statut der Möglichkeit 
einer Procura erwähnt oder auch ohne das? Die rich— 
tige Meinung ift: nur dann. Die Wahl der General- 
verfammlung braucht nicht einjtimmig zu fein, obgleich 
der Procurift die Möglichkeit Hat den Gegenftand des Un- 
ternehmens abzuändern. Denn wenn die Generalverfanm- 
fung, weil das Statut e8 geftattet, einen Procuriſten 
wählen darf, jo ift zwiſchen Mehrheitsbefhlug und ein- 
ftimmigem Beſchluß Fein Unterfchied ” und bedarf es nicht 
des Willens ſämmtlicher Actionäre. 2. Der Vorftand 
kann die Vollmacht fchriftlih ausstellen oder mündlich 
(natürlich dem Dritten gegenüber) aussprechen. Die von 
ihm fchriftlich ertheilte muß, um gültig zu fein, die Uns 
terfchrift ſämmtlicher zur Collectivvertretung berufener 
Borftandsmitglieder Haben”. Die mündliche muß von 
eben diefen PBerfonen ausgejprochen fein. Wenn e8 an 


9) VBgl. oben $ 56 Nr 2. ©. 183. 

10) Diefer Fall ift jedenfalls durch Art. 234 ausgeſchloſſen. 
Es fragt ſich nur, ob der Artikel auf diefen Fall zu beſchränken ift. 

41) welcher alſo eine bejtimmte Perſon als Procurijten be— 
zeichnet. Möglich iſt dies, aber jedenfalls jelten. 

12) Bol. oben $ 160 Nr III. 

13) Anders das ROHG Entid. Bd 12. ©. 35. 
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der Willenserffärung diefer fämmtlichen Perfonen fehlt, 
fo fehlt die gültige Vollmacht. Trotzdem kann aber die 
Haftung der Gefellfchaft aus der Handlung des Beauf- 
tragten begründet fein, wenn er das Mandat im Namen 
der Gefellfchaft zu handeln von allen jenen Perfonen ers 
halten hat. Auch verfteht ſich, daß, wenn ein einzelnes 
Borftandsmitglied eine gültige Vollmacht zu einzelnen 
Gefchäften erhalten hat, es allein nun auf Grund diefer 
weiter bevollmächtigen fan. 3. Die einem Bevollmäd: 
tigten ertheilte und als ausſchließlich ihm ertheilt bezeich- 
nete Vollmacht fteht der Gültigkeit einer andern Perfonen 
ſpäter ertheilten Vollmacht gleichen Inhaltes nicht entgegen, 
fie fol offenbar aufhören ausfchlieglich zu fein‘; fie fteht 
aber einer derartigen früher ertheilten Vollmacht entgegen, 
diefe ift offenbar fortan nicht mehr gewollt, diefer Wille 
fteht demjenigen Dritten entgegen, welcher jene Bollmacht 
wußte oder wiſſen mußte. II. Der Inhalt der 
Vollmacht kann der verfchiedenften Art fein. Er enthält 
dadurch nichts Eigenthümliches, daß e8 eine Actiengeſell— 
ſchaft ift, welche das Unternehmen angeht. Die Procura 
hat ihren beftimmten unabänderlichen gefetlichen Inhalt. 
Dana kann der Procurift die Actiengefellfchaft, welche 
feine wirkliche Handelsgefellfchaft ift, eigenmächtig zu einer 
jolhen umgeftalten. Für jede andere Vollmacht ift aus- 
drüdlich das Princip der Gewöhnlichkeit“ anerfannt: „fie 
erftredft fih im Zweifel auf alle Rechtshandlungen, welche 
die Ausführung derartiger Gefchäfte gewöhnlich mit fich 


14) Einen folhen Fall haben die Entjheidungen des ROHG 
Bd 13. ©. 12—14; gegen den Schluß (S. 14) iſt einzumenden, 
daß bei wirklich fpäterer Vollmacht auf das Wiſſen oder Nicht: 
wiffen des Dritten nicht? ankommen kann. 

15) Vgl. oben $ 64. 
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bringt“, IV. Alle Bevollmächtigten contrahiren unter 
der Firma. Die wörtliche Hinweifung auf die Firma 
ift aber feltener al8 die im den Umftänden liegende, 


8 172. 
Wirkung der Firma. 


III. Die Wirkung der Firma, d. h. der unter 
rechtmäßigem Gebrauch der Firma vom Vorſtand geſchloſ— 
jenen Gefchäfte, ift folgende. Won den Mitgliedern des 
Vorftandes ift Feines mit feinem Vermögen verpflichtet '. 
Bon den Actionären ift feiner für feine Perſon und Feiner 
nit feinem Vermögen verpflichtet”. Jeder Actionär haftet 
nur mit feiner Einlage; mithin gar nicht, wenn er fie 
eingezahlt hat; foweit fie rüdjtändig ift, ift er zur Eins 
zahlung nicht den Gläubigern fondern der Geſellſchaft 
verpflichtet. Das Vermögen anlangend, fo ift es nur 
das Gefellfchaftsvermögen, welches zur Befriedigung der 
Gefelffchaftsgläubiger dient. Die Perfon anlangend, fo 
ift die zur Erfüllung der Verbindlichkeit verpflichtete und 
zur Ausübung der Rechte, namentlich Geltendmachung 
der Forderungen, berechtigte Perfon der Vorftand, d. h. 
die Mitglieder des Borftandes, entweder ſämmtliche zu— 
ſammen', oder, wenn e8 fo beftimmt ift, einige zuſam— 
men, oder jedes einzelne Mitglied. 


8 173. 
Veränderung des Grundvermögens. 


Die Veränderung des Grundvermögens iſt entweder 


16) HGB Art. 234. 1) Art. 241 Abſatz 1. 

2) Art. 207. 3) Art. 229. 

1) Zu unterfcheiden ift Grundcapital und Grundvermö: 
gen. Das Grumdcapital ift eine gewollte Summe Die 
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Bermehrung oder Verminderung. Die Letztere ift durch 
einige abjolute Rechtsjäge bejtimmt. 

Il. Billfürlide Verkürzung des Grundvers 
mögens", 

1. Das volle Grundvermögen foll zur Sicherung der 
Befriedigung jedes Gefellfchaftsgläubigers dienen, mag 
aud die einzelne Forderung noch fo geringfügig fein. 
Daher darf auch nicht ein Theil vom Gefelljchaftsver- 
mögen an die Actionäre in Anrechnung auf ihren Capi— 
talantheil weggegeben werden ; alfo an fie feine Zahlung 
gemacht werden, durch welche das Gefellichaftsvermögen 
unter den Betrag des Grundcapitals herabſinkt. Die 
willfürliche Verfürzung des Grundvermögens kann gefche- 
ben durch Zurüdzahlung von eingezahlten Einlagen und 
durch Erlaß der Einzahlung von rückſtändigen Einlagen”. 

2. Die willfürliche Verkürzung ift entweder unftatt 
haft oder nur unter Beobachtung beftinmter die Gläubi— 
ger fichernden Maafregeln ſtatthaft. Statthaft ift fie 


Gläubiger werden verwiefen auf das Grundvermögen, nicht auf 
das Grundcapital, auf ein vorhandenes, nicht auf ein ge: 
wollte3 Vermögen. Zugeſagt ift nicht das Grundcapital fondern 
ein demfelben d. 5. der Summe entiprechentes Vermögen. Das 
Grundvermögen ift ein wirkliches Vermögen, es ift ein Theil des 
Geſellſchaftsvermögens oder bildet daffelbe. Das Gefellfhaftsver: 
mögen fann größer fein ald das Grundvermögen; wenn e3 nicht 
größer, alfo ebenfo groß oder Heiner ift, jo ift das ganze Gefell: 
Ihaft3vermögen Grundvermögen. Das HGB braudt den Aus: 
druf Grundeapital für Grundcapital und für Grundvermögen. 
Diefe Uncorrectheit darf die Wiffenfhaft nicht nachahmen. 
2) Kierulff Sammlung Bd 1. S. 950— 963. 
- 3) Eine Hindeutung auf diefe beiden Möglichkeiten muß in 
den Worten der Novelle $ 1 Art. 248 „Zurüdzablung“ und 
„Herabſetzung“ des Grundeapitals gefunden werden. 


RE 
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nur dann, wenn fie auf einem Befhluß ber General» 
verfammlung beruht‘, und auch dann nicht anders als 
unter Beobachtung derſelben die Gefellichaftsgläubiger 
fihernden Beftimmungen, welche für die Vertheilung des 
ganzen Gefellfchaftsvermögens unter die Actionäre maaß— 
gebend find‘. Die Mitglieder des Vorſtandes, welche 
ohne Beobachtung jener Beitimmungen die Weggabe vor= 
nehmen, find perfönlih und folidarifch den Gejellichafts- 
gläubigern verhaftet; nicht minder find e8 die Mitglieder 
des Auffichtsrathes, mit deren Wiffen und ohne deren 
Einjchreiten e8 gefchieht”. Wenn die Verkürzung nicht 
auf einem Beſchluß der Generalverfammfung beruht, fo 
ift fie Schon deshalb widerrechtlich und haften daher die 
Mitglieder des Borftandes, welche fie vornehmen, perſön— 
ih und folidarifch jedem, der durch Ddiefelbe Schaden 
leidet; nicht minder die Mitglieder des Auffichts- 
rathes, mit deren Wiffen und ohne deren Einfchreiten es 
geſchieht'. 

3. Die Verkürzung des Grundvermögens kann ge— 
ſchehen durch Rückzahlungen an einen einzigen Actionär, 
und durch Vertheilung eines Theiles des Geſellſchaftsver— 
mögens an einige oder viele oder alle Actionäre; dieſelbe 
Verſchiedenheit der Perſonen iſt bei den Erlaßverträgen 
möglich. Die Verkürzung kann in der Weiſe geſchehen, 
daß die Actiengeſellſchaft ihre eigenen bereits ausgegebenen 


4) Novelle 8 1 Art. 248. Satz 1. 

5) Novelle 8 1 Art. 248. Sab 2. 

6) Novelle $ 1 Art. 248 letzter Gab. 
7) Novelle $ 1 Art. 2256, 

8) HOB Art. 241 Abſatz 2. 

9) Novelle $ 1 Art. 2256. 
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Actien erwirbt‘ oder amortifirt"; und auch fo, daR fie 
die (gezeichneten aber) noch nicht ausgegebenen gar nicht 
ausgiebt, jo daß Feine Einlagen auf Grund derſelben er- 
folgen; nicht aber fo, daß fie den ftatutenmäßigen Nomtis 
nalbetrag der Actien oder Actienantheile vermindert ”. 

4. Die darin liegende Verkürzung des Gefellfchafts- 
vermögens, daß als Gewinn (Zinfen, Dividenden) bezahlt 
worden ift, was in Wirklichkeit nicht ein folcher war, iſt 
unanfechtbar gegen den Actionär oder deffen Nechtsnad)- 
folger, welcher beim Empfang in gutem Glauben war”. 

II. Berluft der Hälfte des Grundvermögen®. 
Im Fall nad) Ausweis der letzten Bilanz das Gefell- 
Ichaftsvermögen nicht mehr beträgt als die Hälfte des 
Grundcapitals, jo muß der Borftand unverzüglich eine 
Generalverfammlung berufen uud diefer davon Anzeige 
machen". Auch der Auffichtsrath ift verpflichtet zu der 
Berufung”. Da in der Berufung der Zwed der Verſamm— 
fung zu erwähnen iſt“, fo ift der Verluſt zn erwähnen, 


10) Freilih fagt die Novelle $ 1 Art. 215 Abſatz 3 „Die 
Hetiengefellichaft darf eigene Metien nicht erwerben”. Dal. aber 
Thöl Praris des Handelsreht3 S. 36—39. 

11) Novelle $ 1 Art. 215 Abſatz 3. Bol. dazu Thöl Praris 
des Handelsrechts. S. 33—36. 

12) Diefe Möglichkeit ift ausgefchloffen durd das Verbot der 
Verminderung des Nominalbetrages in der Novelle $1 Art. 207a 
Abſatz 3. Daraus daß die Novelle $ 1 Art. 248 die Herab: 
feßung des Grundcapital3 gejtattet, folgt nicht, daß fie damit 
jene3 Verbot bat einfchränfen wollen. 

13) HOB Art. 218. 

14) Novelle 8 1 Art. 240 Sab 1. Der bier gebrauchte 
Ausdrud „das Grundeapital ifl vermindert” ift unrichtig. 

15) Novelle $ 1 Art. 2252 letzter Satz. 

16) HGB Art. 238. 
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welcher mithin, bevor er aus der veröffentlichten Bilanz 
erfichtlich ift ", durch diefe Berufung veröffentlicht wird. 
Die Generalverfammlung muß, da nur ein Verluſt, nicht 
Ueberfhuldung vorliegt, die Auflöfung der Gefellfchaft be: 
ſchließen, wenn fie diefelbe will; fie kann auch die Fort: 
jegung befchließen oder diefe, indem fie gar nichts befchlieft, 
eintreten laſſen. 

III. Ueberfhuldung. Im Fall nach Ausweis 
der Testen Bilanz das Gefellfchaftsvermögen nicht mehr 
die Schulden det, müſſen die Mitglieder des Vorſtan— 
des dem Gericht behufs der Eröffnung des Concurfes Ans 
zeige machen“. Widrigenfalls trifft fie Gefängnißftrafe, 
wenn fie nicht beweifen, daß die Anzeige ohne ihr Ver— 
ſchulden unterblieben ift”. Durd Eröffnung des Con— 
curfes wird die Actiengefellfchaft aufgelöft ”. 


Fünfte Unterabtheilung- 
Auflöfung der Actiengefellfchaft. 


8 174. 
Auflöfung der Actiengefellichaft. 


Auflöfung der Gefellfchaft. 

I. Auflöfungsgründe. Perfonalveränderungen 
der Actionäre find als folche ohne Einfluß auf den Beftand 
der Geſellſchaft. Aufgelöfet wird die Gefellfchaft 1. 
durch Ablauf der im Statut‘ beftimmten Zeit‘. Die 
aufgelöfte Geſellſchaft kann nicht ſtillſchweigend fortgefegt 

417) Novelle 8 1 Art. 239a. Ziff. 4. 
18) Novelle 8 1 Art. 240 letzter Gab. 
19) Novelle $ 1 Art. 249a. 

20) Novelle $ 1 Art. 242. 

1) Renaud d. R. d. A. ©. 705—709. 
2) Novelle $ 1 Art. 242 Nr 1. 
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werden, memlich nicht eine neue Actiengeſellſchaft durch 
dazu nicht ausreichende Handlungen entjtehen. Die Auf: 
löſung kann aber abgewandt werden durch einen zuvor 
von der Generalverfammlung gefaßten Beſchluß der 
Fortſetzung der Geſellſchaft. Damit ein folcher nicht 
ungültig fei, weil ftatutwidrig, muß zuvor das Gtatut, 
wenn es ihm nicht geitattet, foweit abgeändert worden 
fein; dann ift er ftatutmäßig. Diefe Aenderung kann 
durch eine Generalverfammlung gültig befchloffen werden’, 
e8 bedarf nicht des einftimmigen Willens aller Actionäre‘, 
Es find demnach, damit die Actiengefellfchaft nicht durch 
Ablauf der Zeit aufgelöfet werde, zwei Beſchlüſſe in 
zwei Generalverfammlungen erforderlich: zuvor der Be— 
Ihluß (der Statutänderung) daß die Fortjegung dürfe 
bejchloffen werden, und, nachdem diefer Beichluß‘ durd) 
Einregiftrirung gültig geworben ift, alfo die Möglichkeit 
rechtlicher Wirkung erlangt Hat’, fodann auf Grund des 
geänderten Statut8 der weitere in einer fpätern zu dem 
Zweck' berufenen Generalverfammlung gefaßte Beſchluß 
daß die Fortſetzung geſchehen ſolle, alſo der Beſchluß 
der Fortſetzung; auch dieſer Beſchluß iſt nicht anders 
und nicht früher gültig, als bis er gehörig beurkundet und 


3) Novelle $ 1 Art. 214. 

4) Bol. oben $ 160. Anderer Meinung ift Renaud zur 
Lehre von der Fortiebung einer Actiengefellihaft in Goldfhmidt 
Zeitihrift Bd 13. S. 141—166. 

5) Diefer voraufgehende Beſchluß fehlte dem von Renaud 
a. a. DO, (vgl. die vorige Note) ©. 142 mitgetheilten Beſchluß 
der Fortfeßung der Magdeburger Privatbank, welcher lettere daher 
mit Unreht vom Obertribunal für gültig gehalten worden ift. 

6) Novelle $ 1 Art. 214. 

7) HGB Art. 238 Sab 2. 
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eintregiftrirt worden ift®. 2. durh Beſchluß der Ae— 
tionäre, wenn er notariell oder gerichtlich beurkundet ift”. 
3. durch Eröffnung des Concurſes“. 4. Andere 
(alfo durch Landesgefeg oder das Statut beftimmte) Aufs 
löfungsgründe follen nicht ausgefchloffen fein und follen 
diefelbe allgemeine Wirkung haben wie die erwähnten 
Auflöfungsgründe". Dahin gehört insbefondere der 
Fall, daß der Zweck erreicht oder ihn zu erreichen nun— 
mehr factifch oder rechtlich (3. B. weil die Conceſſion 
zurücdgenommen worden) unmöglich ift. Nicht aber be 
wirft eine Auflöfung der Fall der Vereinigung ſämmtli— 
cher Actien in einer Hand ". 

Il. Beröffentlihung. Der Vorftand ift (aus 
genommen im Fall des Concurſes“) bei Orbnungsftrafe 
verpflichtet, die Auflöfung, auch die durch Zeitablauf- eins 
tretende, zur Eintragung in das Hanbelsregifter anzumels 
den“ (worauf fie fodann vom Regifterrichter einzutragen 
und in dem von ihm beftimmten öffentlichen Blättern zu 
veröffentlichen iſt“) und überdies fie drei Mal in ben 


8) Nicht nur der Beſchluß, welcher die GStatthaftigfeit ber 
Fortfekung, fondern aud) derjenige, welder die Fortſetzung will, 
ift ein Beſchluß, welcher die Fortfegung „zum Gegenftande hat“. 
Diefer letztere kann nad dem urfprünglihen Statut oder in 
Folge einer Abänderung deffelben gültig fein. Daher find bie 
Worte „oder eine Abänderung“ in Satz 1 des Art. 214 richtig 
und durften nicht lauten „oder eine fonjtige Abänderung. 

9) Novelle 8 1 Art. 242 Nr 2. 

10) Novelle 8 1 Art. 242 Nr 3. Vgl. oben S 173 Ar I. 

41) Novelle $ 1 Art. 242 letzter Satz. 

42) Vol. Renaud d. R. d. A. ©. 745—749. 

13) In diefem Fall find lediglich die das Verfahren ded Con: 
eursgerichts beftimmenden Rechtsſätze maaßgebend. 

14) HGB Art. 243. 15) HGB Art. 13 und 14. 
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durch das Statut” beſtimmten öffentlichen Blättern be— 
fannt zu machen mit beigefügter Aufforderung an die 
Gläubiger, fi zu melden”. 

III. Die Handelsbüder und zwar ſammt“ Han- 
delsbriefen, Imventaren und Bilanzen jollen zehn Jahre 
lang aufbewahrt werden an einem vom Handelsgericht 
zu beftimmenden fihern Ort”. Die Koften trägt jelbft- 
verftändlich die Actiengeſellſchaft. Das Recht der Einficht 
behalten diejenigen Actionäre, welche es bis dahin hatten”, 
Für Actiengefellfchaften, welche nicht wirklih Handelsge- 
jellfchaften find, gilt dies Alles Hinfichtlid der das Unter- 
nehmen betreffenden Bücher und Papiere. 


8 175. 
Fuſion. 


Fuſion. I. Das HGB und nunmehr die Novelle 
beitimmt den Fall „der Auflöjung einer Actiengejellichaft 
durch Bereinigung derjelben mit einer andern Actiengefell- 
ſchaft“, alfo den Fall, daß eine Actiengeſellſchaft dadurch 
aufgelöft wird, daß fie mit einer andern vereinigt wird‘. 
Mas mit diefer andern Actiengeſellſchaft vereinigt wird, 
ift alfo nicht eine Actiengefellfchaft, fondern find die Trüm— 


16) Novelle $1 Art. 209 Ziff. 12 (im HGB ift es Ziff. 11). 
17) HGB Art. 243. 

18) Dies ergiebt Art. 33 Sab 2 des HGB. 

19) HGB Art. 246. Vgl. auch Art. 145. 

20) HGB Art. 145 letzter Sub. 

1) Wäre dies im einzelnen Fall nicht erkennbar, fo würde 
das Gejeß unanwendbar fein. Ein folder Fall kann nicht vor: 
fommen. Die ohne Nachdenken aufgeworfene Frage, welche von 
den beiden Gejellihaften, die vereinigt werden, unter der aufzulö- 
fenden zu verjtehen fei, beantwortet fi von ſelbſt vermittelt Ein: 
fiht des Fufionsvertrages. 
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ner einer ſolchen. An die Stelle von zwei Actiengefell- 
haften tritt eine einzige; richtiger von zwei Actiengeſell— 
Ichaften bleibt, indem die eine aufgelöfet wird, nur die 
andere, aber diefe nunmehr in ihren Beftandtheilen ver- 
ändert und zwar vermehrt durch Aufnahme von Beſtand— 
theilen der andern. Die Aufnahme diefer Beftandtheile 
ijt e8, welche unter der Bereinigung verftanden ift. Zu 
den Beftandtheilen gehören immer Vermögensftüde, daher 
liegt immer der Yall vor, daß aus den zwei Vermögen 
der beiden Actiengefellfchaften ein Bermögen einer einzigen 
Actiengejellfchaft wird. Welche von den beiden Actienge— 
jellfchaften dieje eine ift, deren DBermögen vermehrt wird, 
ift aus dem zwijchen den beiden Gejellfchaften gefchloffenen 
Bertrage, dem ſ. g. Yufionsvertrage, immer erfenubar”. 
Ein bejonderer Fall der Fuſion ift die Auflöfung einer 
Actiengefellfchaft durch Uebertragung (Bereinigung) ihres 
Bermögens einjchlieglihh der Schulden an (mit) eine an- 
dere Wctiengefelfchaft gegen Gewährung von Actien der 
legten; zu einen ſolchen Yufionsvertrag” genügt nicht 
wie font Stimmenmehrheit der denjelben bejchliegenden Ge- 
neralverfammlung, fondern it erforderlich Einftimmigkeit 
aller Actionäre‘. Der Beſchluß des Fufionsvertrages durch 


2) Dies ift der Fall welchen das HGB Art. 247 beftimmte, 
und welchen nunmehr die Novelle SL Art. 247 gleihmäßig, nur 
mit Weglaffung des Erfordernifjes der ftaatlichen Genehmigung, 
bejtimmt. Es ijt der Fall der fogenannten Fuſion zweier Ac— 
tiengefellfichaften. Es kommt auch eine Fuſion von mehr als zwei 
Geſellſchaften vor. 

3) Verjchleierung eine3 derartigen Fuſionsvertrages durd ein 
den Actionären der aufzulöfenden Geſellſchaft zugeftandenes werth: 
loſes Wahlreht: ROHG Entih. Bd 14. S. 361 Zeile 14 bis 5 
v. u. ©. 363 Zeile 4 v. u. bis ©. 369. 

4) Novelle $1 Art. 215 Abfab 2. Bol. oben $ 160 Nr VL 
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die Generalverſammlung derjenigen Geſellſchaft, welche 
aufgelöſet werden ſoll, enthält den Beſchluß der Auflöſung 
der Geſellſchaft für den Fall, daß der Vertrag zu Stande 
komme, und ferner für dieſen Fall den Beſchluß der Er— 
füllung des Vertrages. 

II. Wenn der Fuſionsvertrag zu Stande gekommen 
ift, fo ijt die Gefellfchaft, da deren Auflöfung unter diefer 
Bedingung gewollt ift, ohne Weiteres aufgelöfet. Die 
Auflöfung ift ſodann, nicht minder und nicht anders wie 
jede andere Auflöfung, von dem Borftand zur Eintragung 
in das Handelsregifter bei Ordnungsſtrafe anzumelden’ 
(worauf fie ſodann vom Negifterrichter einzutragen und 
zu veröffentlichen ift) und ferner vom Vorſtand dreimal 
in den durch das Statut beſtimmten öffentlichen Blättern 
befannt zu machen; die fonft beizufügende Aufforderung 
an die Gläubiger fich zu melden’, kann hier aber un— 
terlafjen oder auf einen jpätern Zeitpunkt verfchoben 
werden‘. Die Folge der Auflöfung der Gefellichaft ift, 
daß die Firma derjelben erlojchen ift, fie kann nur noch 
als Liquidationsfirma fortgeführt werden; und ift ferner 
die Liquidation und die Bertheilung des Gefellfchaftsver- 
mögend unter die Actionäre, joweit nicht die eine und 
andere der Erfüllung des Fuſionsvertrages widerftreiten 
würde. 

III. Wenn der Sufionsvertrag entftanden ift, fo 
ijt die weitere Folge die Verpflichtung der beiden Geſell— 
haften ihn zu erfüllen. Zu den Verpflichtungen der 


5) Novelle $ 1 Art. 247 Ziff. A. 

6) Hierauf deutet die Novelle $ 1 Art. 247 Ziff. 5 durd 
Verweiſung auf Artikel 243. Vgl. oben $ 174 Note 16. 

7) HGB Art. 243 Iekter Sab. 

8) Novelle $ 1 Art. 247 Ziff. 5. 
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aufgelöjeten Geſellſchaft gehört die Uebertragung ihres 
Vermögens, des ganzen oder des verfprochenen Theiles, 
auf die andere Gefellihaft. Die dadurch eintretende 
Bereinigung der beiden Vermögen zu einem einzigen 
widerftreitet dem Intereſſe und dem Recht der Gläubiger 
der aufgelöjeten Gefellfchaft, ausjchlieglich aus deren Ver— 
mögen befriedigt zu werden. Im der Wirkung ift e8 
für die Gläubiger glei, ob dieſes Vermögen, ihr aus: 
ſchließliches Befriedungsobject, durch Bertheilung in das 
Bermögen der Uctionäre oder durch Yufionsvertrag in 
das einer andern Actiengejellichaft übergeht und aufgeht, 
das feparate Vermögen ijt als ſolches durch die Verei— 
nigung, Vermiſchung, mit einem fremden verfchwunden. 
Hieraus folgt, daß die Vereinigung zu feinem früheren 
Zeitpunkt erfolgen darf, al8 zu welchem eine Vertheilung 
des Vermögens einer aufgelöfeten Actiengeſellſchaft unter 
die Actionäre erfolgen darf’, alſo Feinenfalls vor Ablauf 
eines Jahres nach der dritten Beröffentlihung der Auf 
löfung” und auc nicht bevor die Befriedigung oder Sir 
cherftellung der Gefellichaftsgläubiger erfolgt iſt“. Bis 
dahin, daß die Vereinigung ftatthaft ift, hat die Verwal— 
tung des Vermögens der aufgelöfeten Geſellſchaft getrennt, 
wie fie e8 bisher war, zu verbleiben ”; und bleibt der 
bisherige Gerichtsftand der Geſellſchaft“. Bis dahın 
fann die Berwaltung einfchließlih der Liquidation von 
dem bisherigen Vorftand und Beamtenperfonal der auf 
gelöfeten Gefellfchaft geführt werden; fie kann auch, noth- 


9) Novelle $ 1 Art. 247 Ziff. 5. 
10) Bgl. unten $ 177 Nr U. 
41) Novelle $ 1 Art. 247 Ziff. 1. Vgl. unten $ 177 NrII. 
12) Novelle $ 1 Art. 247 Ziff. 1 u. 5. 
13) Novelle $ 1 Art. 247 Ziff. 2. 


er 
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wendig ift dies aber nicht, von der andern Gefellfchaft 
geführt werden”. Im legtern Kal bedarf der Borftand 
diefer andern Gefellfchaft, um die Liquidationsfirma der 
aufgelöſeten Geſellſchaft gebrauchen zu dürfen, der Legi— 
timation, welche freilich in dem Fuſionsvertrag enthalten 
fein kann. Dieſer Vorftand, welcher aljo zwei Vermö— 
gen verwaltet, ift perfünlich uud folidarifch den Gläubi- 
gern der aufgelöfeten Gejellichaft dafür verantwortlich), 
dag die Verwaltung des Vermögens der legtern getrennt 
bleibe ”. 


$ 176. 
Die Liquidation, 


Die Liquidation‘. I. Liquidatoren. Zur Piquidation be- 
techtigt und verpflichtet und legitimirt ift der Borftand, wenn 
oder jomweit nicht andere Perfonen dazu durch das Statut 
oder einen Beſchluß der Generalverfammlung berufen find’. 
Jeder Liquidator kann jederzeit abberufen werden” durch 
Beſchluß der Generalverfammlung, eine joldhe iſt auch nad) 
Auflöfung der Geſellſchaft möglih. Die Liquidatoren, ſei 
e8 der Vorftand oder andere Perſonen, find zur Eintra— 
gung in das Handelsregifter ſämmtlich anzumelden und 
zwar durch den Vorſtand“', e8 fei diefer Liquidator oder 
nicht. II. Die Liquidation. Da anzunehmen ift, daß 


14) Nothwendig ift diefer Perfonenwechjel nicht; die Worte der 
Novelle 8 1 Art. 247 Ziff. 2 „dagegen wird die Verwaltung 
von der andern Geſellſchaft geführt“ ſprechen freilich wörtlich ges 
nommen die Nothwendigkeit aus, 

15) Novelle $ 1 Art. 247 Ziff. 3. 

1) Vol. auch Nenaud d. R. d. U. ©. 764—810, 

2) HOB Art. 244 Sup 1. 

3) HGB Art. 244 letzter Satz. 


4) HGB Art. 244 Abſatz 2. 
THhör’s Handelsrecht. Ir Bd. dte Aufl. 34 
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das HGB unter der figuidation, weldegefhieht‘, 
deren Aufgabe auch bei der Actiengefellfchaft die Ver— 
wandlung des Gefellfchaftsvermögens in Geld zum weitern 
Zwed der Bertheilung defjelben unter die Gefellichafter ift, 
dafjelbe versteht, was unter dem Wort bei der offenen 
Geſellſchaft verftanden iſt', und da überdies ausdrücdlich 
gejagt ift, daß aud hier d. h. bei der Actiengeſellſchaft 
die bei der offenen Handelsgejellichaft gegebenen Beſtimm— 
ungen über das Rechtsverhältniß der Liquidato- 
ren zur Anwendung kommen follen (wobei natürlich zu 
ergänzen ift: jowohl den Wctionären als auch dritten 
Perfonen gegenüber), jo find, und zwar nicht analog fon- 
dern direct, in Folge wörtlicer Beftimmung des HGB, 
die ſämmtlichen für die Liquidation bei der offenen 
Handelsgefellfchaft geltenden und auf die Actiengefellichaft 
anmwendbaren Rechtsſätze auch auf diefelbe anzu: 
wenden. Demnach darf für das Einzelne der Liquida- 
tion verwiejen werden auf’ die offene Geſellſchaft'. Na— 
mentlich ift durch die Liquidation nicht befeitigt der Vor: 
ftand, der Auffichtsrath, welcher insbefondere die Verthei- 
lung’ zu überwachen hat, und die Möglichkeit und Noth— 
wendigfeit der Generalverfammlung. Eigenthümlich 
der AUctiengejellfchaft ift aber die Verpflihtung der 
Liguidatoren, ungeachtet die allgemeine Aufforderung der 
Gläubiger fich zu melden gefchehen ift, die befannten 


5) HOB Art. 244 „Die Liquidation geſchieht“ u. ſ. w. 

6) HGB Art. 133 bis 145. 

7) Bol. oben $ 99. 

8) Eine Anwendung hiervon findet fid) in den Entſcheidungen 
de3 ROHG Bd3. S. 336—339. (Naffauifche Rhein- und Ei— 
ſenbahngeſellſchaft in Liquidation.) 

9) Novelle $ 1 Art. 225b, Nr 3. 
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Geſellſchaftsgläubiger (die aus den Büchern der 
Geſellſchaft erſichtlichen oder ſonſt bekannten) durch beſon— 
dere (alſo an die Perſon gerichtete) Erlaſſe aufzufordern, 
ſich zu melden”. 


8 177. 
Die Vertheilung des Vermögens, 


Il. Nah Beendigung der Liquidation, wo 
alſo die Geſellſchaftsſchulden getilgt find" und das noch 
übrige active Vermögen in Geld befteht, find die Liqui- 
datoren verpflichtet zur Vertheilung diefes Geldes 
unter die Uctionäre nad) Berhältnig ihrer Actien und 
AUctienantheile”. II. Die Bertheilung darf aber erft 
nach Ablauf eines Jahres gejchehen; von dem Tage 
an gerechnet, an welchen die Veröffentlichung der Auflö- 
jung der Gefellfhaft von Seiten des BVorftandes zum 
dritten Male volljtändig erfolgt it, nemlid an welchem 
von den öffentlichen Blättern, welche fie zum dritten Mal 
mittheilen, das legte erfchienen ift‘. III. Nah Ablauf 
diefes Jahres darf auch während der Liquidation 
eine Bertheilung unter die Actionäre gefchehen, jedoch nur 
unter Beobachtung bejtimmter Sicherungsmaaßregeln. So 
lange nemlich noch nicht alle bekannten Gläubiger fich ges 
meldet haben und alle unftreitigen aber noch unerfüllten 
(„ſchwebenden“) Berbindlichfeiten erfüllt und alle ftreitigen 
Berbindlichkeiten* erledigt und alle bedingten („ſchweben⸗ 


10) HGB Art. 202 Abjak 2. Art. 245 Abſatz 3. 
1) HGB Art. 245 Satz 1. 
2) HGB Art. 245 Satz 1. 
3) HGB Art. 245 Abſatz 2. 
4) Es ijt fein bejonderer Sinn dahinter zu fudyen, wenn es in 
Art. 202 Tester Abſatz plötzlich heißt „itreitige Forderungen“ 
34* 
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den”) entjchieden find, ift der Betrag der unangemeldeten, 
unerfüllten, ftreitigen, unentfchiedenen Anſprüche zuvor ge— 
richtlich niederzulegen oder den Betherligten eine angemeſ— 
jene Sicherheit zu bejtellen, bevor die Vertheilung gejches 
hen darf”. IV. Berfrühete oder ſonſt wider: 
rechtliche Vertheilungen, Zahlungen, welche von Liqui— 
datoren oder Mitgliedern des Vorftandes, die nicht Liquis 
datoren find, gejchehen, verpflichten ſchlechthin die Zahlen- 
den perfönlich und folidarifch zur Haftung wegen der ges 
zahlten Summen“, d. 5. zur Zahlung an die unbefrie- 
digten Gefellichaftsgläubiger. Die haftenden Zahler kön— 
nen von den Actionären die ihnen gezahlten aber nicht 
gebührenden Summen zurüdfordern. Soweit wegen 
Inſolvenz der haftenden Zahler von ihnen die Gefelfichafts- 
gläubiger nicht Befriedigung erlangen Fönnen, ift das Ge- 
jellfchaftsvermögen dadurch, daß die Actionäre das Em— 
pfangene zurüdzahlen, wieder zu ergänzen. 


Sechſte Unterabtheilung. 
Die Zweigniederlaſſung. 


8 178. 
Die Zmweigniederlaffung. 
Zweigniederlaffung. Die Actiengeſellſchaft Tann eine 
Zweigniederlafjung und mehrere haben. Sie führt ver- 
ſchiedene Namen, die aber aud) gebraucht werden, wo 
feine Zweigniederlaffung vorliegt, fondern eine Geſchäfts— 
führung durch Bevollmädtigte", welche nicht Vorſtand 


ftatt des richtigen Wortes Berbindlichkeiten oder doch des allge— 
meineren Wortes Rechte. 
5) HGB Art. 202 Abſatz 2 und 3 und Art. 245 Abſatz 3. 
6) HGB Art. 245 letzter Satz. 
1) HOB Art. 234. 
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find. Solche Namen find Commandite, Filiale, Comps 
toir, Agentur. Der Smeigniederlaffung ift mejentlich 
der Borftand. Es ift möglich, daß für den Ort ber 
Zmweigniederlaffung und nur für diefen das Unternehmen 
der finatlihen Genehmigung bedarf. 

I. Das Recht eine Zweigniederlaffung zu errichien 
hat der Vorftand nur Fraft des Statuts oder kraft Ber 
Schluffes der Generalverfammlung, weil der Vorſtand als 
ſolcher, alſo kraft eigenen Rechts, nicht das Recht hat 
einen Vorſtand zu ernennen. Durch das Statut oder einen 
Beſchluß der Generalverfammlung Tann ihm aber auch 
die Pflicht auferlegt und können auch andere Perfonen, 
3. DB. der Auffichtsrath, zu der Errichtung berechtigt und 
auch verpflichtet werden. 

Il. Eintragungund Anmeldung. Die Zmeig- 
niederlaffung fol in das Handelsregifter eingetragen und 
fodann veröffentlicht werden der Ordnung wegen’. Bers 
pflichtet zur Anmeldung des Dafeins ber Zmeignieberlaf- 
fung behufs der Eintragung find ſämmtliche Mitglieder 
des Vorftandes, mithin auch die am Drt der Hauptnie- 
derlaffung nicht (ordnungswidrig nicht) einregiftrirten ; 
die Anmeldung foll enthalten die Firma und den Sitz 
der Gefellfchaft und den Gegenftand und die Zeitdauer 
des Unternehmens, falls diefes auf eine beftimmte Zeit be- 
ſchränkt fein fol’. Zur Anmeldung foll durch Ordnungs- 
ftrafen angehalten werden‘. Es darf übrigens auch ein 
weiterer Inhalt des Statut3 und auch der ganze anges 
meldet werden und wird dann auch dies Angemeldete 


2) Novelle $ 1 Art. 212 Sat 1. HGB Art. 12. 13. 
3) Novelle $ 1 Art. 212 Satz 2. 
4) A. a. O. Sab 3. 


ira — 
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wohl eingetragen und auf Wunſch veröffentlicht werden. 
Anzumelden haben ſich ferner ſämmtliche Mitglieder des 
Vorſtandes und haben ſie die Zeichnung der Firma und 
ihrer Unterſchrift vorzunehmen oder beglaubigt einzuſenden, 
fie jollen dazu durch Ordnungsſtrafen angehalten werden; 
es iſt Alles wie bei der Hauptniederlaffung”. Bevor auf 
die Anmeldungen eine Eintragung gefchieht, muß die ges 
Ihehene Eintragung der Hauptniederlaffung nachgewiefen 
ſein“. Die Auflöfung der Geſellſchaft muß auch zum 
Handelsregifter der Zweigniederlaffung angemeldet und 
jodann auch durch diefe Kegifterbehörde eingetragen und 
veröffentlicht werden”. 

III. Der Borftand ift ohne alle Unterjcheidung 
zwifchen Haupt- und Zweigniederlaffung ein und derjelbe 
der Actiengefellfchaft, weil feine Befugniß die Gefellfchaft 
zu vertreten unbejchränfbar, mithin auch an allen Orten 
eine und diefelbe it”. Im Betreff des Inhalts der von 
ihm ertheilten Vollmachten, wieweit er ftatthaft und wie 
zu verjtehen fei, it aber die Beſtimmung der Zmweignieder- 
lafjung, insbefondere für welche Gefchäfte oder Arten von 
Geſchäften fie beftimmt ift oder fein möge, zu berüdfich- 
tigen und zu erwägen®. 


Schfte AbtHeilung. 
Die Commanditgefellfhaft auf Xctien. 


8 179. 
Begriff. 
Eine Commanditgefellfhaft auf Actien ift nad Art. 
173 des HGB eine Commanditgefellfchaft, bei welcher 
5) HGB Art. 228. 233. 6) HGB Art. 21. 


7) H6B Art. 243. 8) HGB Art. 241: 
9) HGB Art. 234. Bol, oben $ 171. 
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das Kommtanditcapital in Actien zerlegt worden iſt. Die 
Actien müffen aber auf Namen lauten. Das HGB 
unterwirft die Commanditgefellihaft auf Actien theils 
den über die Commanditgeſellſchaft, theils den über die 
Actiengeſellſchaft aufgeftellten Rechtsſätzen, theil® Hat es 
für fie eigenthümliche Nechtsfäge, aber nur wenige, aufs 
geſtellt. Die meiften fie betreffenden Rechtsſätze entjpres 
hen, und großentheil® wörtlich, den Rechtsſätzen über 
die Actiengefellfchaft. Es entfteht die Frage, ob die Ges 
jellfchaft als eine Art der Commanditgefellichaft oder 
al8 eine Art der Actiengeſellſchaft oder als cine eigen- 
thümliche der einen und andern dieſer beiden Gejellichaf- 
ten beziehungsweiſe entfprechende Gefellfchaft aufzufaffen 
iſt. Daß das HGB äuferlih die erjtere Auffaffung 
hinſtellt, ift nicht entfcheidend, wenn der Inhalt der auf- 
geftellten Rechtsſätze derfelben wiberftreitet. Wenn die 
Geſellſchaft eine Actiengeſellſchaft ift, fo ift fie es mit 
der Mobdification, daß einer der Gefellfchafter die Wils 
lenserflärung vermittelft des Handelsregiſters veröffent- 
licht, daß er mit feinem ganzen Bermögen und für feine 
Perſon Schuldner der Gefellfihaftsgläubiger werden wolle, 
oder daß mehrere der Geſellſchafter eine folche Erklärung 
auf folche Weife veröffentlihen. Die Unterfuchung Hat die 
Commanditgefellfchaft auf Actien und die Actiengefellfchaft 
in der Art zu beachten, wie fie, abgejehen von modificiren- 
den Beftimmungen des Gefellfhaftsvertrages (des Statuts), 
nad) den Rechtsfägen des HGB ſich herausstellen‘. Das 


1) Die vorige Auflage 847b Hatte Bier noch folgende Worte: 
Es iſt fraglich, ob die Commanditgefellihaft auf Actien da, wo ent: 
Iprehend den Beftimmungen des HGB (Art. 174 und 208) fie 
nit minder wie die Aetiengeſellſchaft der ftaatlichen Genehmigung 
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Ergebnig it: die Commanditgeſellſchaft auf Actien ift 
nicht eine modificirte Actiengeſellſchaft, Sondern ift eine 
Art der Commanditgefellfchaft ſowohl die innere als auch 
die äußere Seite betreffend, weil nach beiden Seiten hin 
im Weſentlichen die Rechtsfäge der Commanditgefell- 
Ihaft, nicht die der Actiengeſellſchaft maaßgebend find; 
hieraus ergiebt fich auch die faſt gänzliche Machtlofigfeit 
der Commanditiften gegenüber dem Complementar im Ges 
genjag der in allen Beziehungen vorhandenen Allgewalt 
der Actionäre. Hiernach ift ein häufiger Spracdgebraud) 
zu berichtigen’. Durch den Inhalt des Statuts kann 
die Commanditgeſellſchaft auf Actien der Wctiengejell- 


bedarf, Verbreitung finden wird. In Deutfchland find Comman— 
ditgefellichaften auf Actien, wie behauptet wird, faft nur in Preu— 
gen vorgefommen, fie werden bier vorausihtlid an Zahl zuneh⸗ 
men, da bier auch fortan die ftaatlihe Genehmigung nicht zur 
Errihtung einer Commanditgefellihaft auf Actien, wohl aber einer 
Actiengejellichaft erforderlich fein fol, mithin bier die Zwecke der 
Actiengeſellſchaft obne ftaatlihe Genehmigung erreicht werden 
fünnen durd die Form der Commanditgefellihaft auf Actien. 
Preußifches Einführungsgefeg Art. 10. „Zur Erridtung einer 
Commanditgeſellſchaft auf Actien ift die ftaatlihe Genehmigung 
nicht erforderlich.“ Die umzureihenden Motive zu diefer Bejtim: 
mung ftehen Seite 271—273 der Berhandlungen über die Entwürfe 
eine allg. d. HGB in beiden Häufern des Landtages im Jahre 
1861. Berlin 1861. 

2) Wenn man, was wenig verichlägt, dad Wort „auf“ fpa> 
ren will, fo muß man fagen: Uctiencommanditgefellfhaft, 
aber niht Commanditactiengefellfchaft, und: Actiencommanditgefell: 
ſchaftsvertrag, nicht Commanditactiengefellichaftsvertrag ; und dem 
entjprehend Actiencommanditiften, nidt Commanditactios 
näre. Nur fo ift angedeutet, daß eine Commanditgefellihaft da 
ift und nebenbei Verhältniffe und Rechtsſätze, melde gleihmäßig 
bei der Nectiengefellihaft vorfommen. 
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Ihaft in mehr Beziehungen, als deren gefetliche find, 
gleichgeftellt werden. Der Annahme der juriſtiſchen 
Perjon bei der Commanditgefellfchaft auf Actien jtehen 
die oben 8 150 erörterten Gründe entgegen; überdies 
fehlt für diefe Gefellfchaft, welcher der Artikel 164 ange- 
hört, der Sat des Artifel 213. 


8 180. 
Quellen. Literatur. 


Quellen. Es gilt das oben in 8 122 Bemerfte 
auch in Betreff der Commanditgefellfchaft auf Actien. 
Jedoch ift ftatt des unter Nr II Bemerkten fo zu leſen: 
Die Commanditgefellichaft auf Actien betreffend hat die 
Novelle feine Wiederholungen. Die neuen Rechtsſätze 
find folgende. 1. Die ftaatliche Genehmigung ijt nicht 
mehr erforderlih'. 2. Die ftaatliche Beaufſichtigung foll 
wegfallen‘. 3. Jede Commanditgefellichaft auf Actien, 
gleichviel welches der Gegenftand des Unternehmens fei, 
unterliegt den Rechtsfäten der beiden Keichsgefege’. 4. 
Die Actien oder ctienantheife follen mindeſtens auf 
funfzig Vereinsthaler lauten‘. 5. Das Austreten eines 
Komplementars ift möglich, ohne daß die Gefellfchaft fich 
auflöfet. 6. Strafen für die Mitglieder des Auffichte- 
rathes und die Komplementare‘. — Literatur”. 


1) Novelle $ 1 Art. 175. 176. 178. 198. 203. 

2) Novelle $ 3. 

3) Novelle 8 1 Art. 174. 

4) Novelle $ 1 Art. 173. 

5) Novelle $ 1 Art. 176. 199. 

6) Novelle $ 1 Art. 206. 

7) Hieher gehört auch die Literatur über die Actiengefell: 
haft, insbefondere die über die Actien-Novelle. (Ueber die letztere 
vgl. noch Behrend in der Zeitichrift für Gg und Rechtspflege 
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& 181. 
Rückwirkung der Novelle. Mangelnde Eintragung. Staatliche 
Einwirkung. Aetienconfortium. 

Daffelbe, was für Aetiengefellfchaften gilt, gilt auch 
für Commanditgefellichaften auf Actien in Betreff 1. 
der Rückwirkung der Novelle auf frühere derartige Ge- 
jellfchaften'; 2. der nicht eingetragenen derartigen Ge- 
jellfchaften’; 3. der ftaatlichen Genehmigung und Beaufs 
fichtigung’; 4. des Speculationsvereing in feiner An— 


wendung auf derartige Gefellfchaften %, nur daß bei diefen 


noch Hinzu kommt der Speculationsverein des Comple— 
mentars. Es genügt die Verweifung auf die Erörterung 
der Actiengefellfchaften. 


in Preußen Bd 5. (1871) ©. 219— 237.) Ferner: Anſchütz über 
Nctiencommanditgefellichaften im Jabrbudy des gen. d. R. Bd 1. 
(1857) ©. 36—343. — M. Mohl ein Beitrag zur Erör: 
terung des deutihen HGB. Stuttgart 1857. Diefe Schrift 
bandelt von der Commanditactiengefellihaft. — Ereizenad die 
Inhaberactie der Commanditgefellihaft nach dem franzöſiſchen Han: 
delsgefeßbudy und vom Standpunft der Geſetzgebung. In Gold: 
ſchmidt Zeitfchrift Bd 2. (1859) ©. 53—72. — Die vorgenannten 
drei Schriften find vornemlich zu beachten. — Leſſe in Buſch 
Archiv Bd 3. (1864) S. 180—1N1. — Kräwel in Buld 
Arhiv Bd 5. (1865) S. 109—122. — Niffen (über fran- 
zöftihes Recht) in Goldfhmidt Zeitihrift Bd 19. (1874) ©. 378 
—396. 

1) Dal. oben 8 124. Der $ 4 der Novelle beftimmt über 
beide Arten von Gefellihaften. 

2) Bgl. oben 8 125. Wörtlich gleichlautend find die Art. 
211 (betreffend AG) und 178 (betreffend C. ©. a. U.) des 81 
der Novelle. 

3) VBgl. oben $ 126. Das von Art. 208 des HEB Ge: 
fagte gilt au) von Art. 174 des HGB, und die 88 2 und 3 
der Novelle fpredhen von beiden Arten von Gejellihaften. 

4) Vol. oben $ 128. 
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Erfte Unterabtheilung. 
Die Gründung. 


8 182. 
Das Statut. 


Den erften ernjten Schritt zur Bildung einer 
Commanditgeſellſchaft auf Actien bietet erft der mögli— 
cherweife aus einer Mehrzahl von fortwährend umge— 
ftalteten, revidirten, Entwürfen jchließlich entftandene und 
gerichtlich oder notariell beurfundete Inhalt eines Gefell- 
Ichaftsvertrages, das Statut‘. ine Vorgründerei 
kann auch hier vorfommen, ebenjo wie bei der Actienges 
jellichaft‘. Die dem Statut nachfolgende Thätigfeit, um 
die Commanditgejellichaft auf Actien zur Entftehung' zu 
bringen, kann man ebenfo wie bei der Actiengejellichaft 
die Gründung nennen. 

Das Statut hat die gleiche Bedeutung bei der Com— 


1) Die Erridtung und den Anhalt des Gefellichafts: 
vertrages nennen die beiden Reichsgeſetze bei der Actiengefellichaft 
Statut. HGB Art. 208. Novelle 81 Art. 208. Es wird 
derjelbe Ausdrud in demfelben Sinn fortan aud bei der 
Actiencommanditgejellichaft gebraucht werden. Das Wort Statut 
haben die Reichsgeſetze bei dieſer Geſellſchaft freilich nicht, aber 
das Rechtsinſtitut ift bei derfelben ganz daffelbe; das Wort aud) 
bier zu gebrauden iſt umfomehr gerechtfertigt, da e3 im Verkehr 
aud bier hergebracht it. Die beiden Reichsgeſetze brauchen bei 
der C. ©. a. U, nur den Ausdrud Gefellfhaftsvertrag, ebenfo 
it es aber auch, abgefehen von der einen Ausnahme, bei der 
AG der Fall, aud hier heit es immer Gefellfhaftsvertrag, der 
Ausdrud Statut fommt nur einmal vor, nemlidy in Art. 208 
(ebenjo 'füglih hätte er auch in Art. 174 ſtehn können) umd 
außerdem fommt das Wort „tatutenmäßig” in Artifel 219 vor, 

2) Es gelten auch für die C. ©. a. A. die obigen SS 129 
und 130. 


= 
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manditgefellichaft auf Actien wie bei der Actiengeſellſchaft'. 
Das Statut ift der Inhalt eines zu fchließenden 
Bertrages, nemlich des Actiencommanditgejellichaftsvertras 
ges; aber nicht lediglich dies, es ift überdics ein ge— 
Ihlofjener (errihteter) Vertrag und deſſen In— 
halt. Das Statut ift der Urgefellfhaftsvertrag 
für die Entftehung der Actiencommanditgefellfchaft mit 
einem Inhalt, welcher theilweife die Gründungsgeſell— 
Ichaft und gänzlich die Actiencommanditgefellichaft betrifft. 
Es ift immer nur eine Gründungsgefellfchaft da, meil 
von mehreren jede nachfolgende die voraufgehende verdrängt, 
aufhebt. Der Gefellfchaftsvertrag der Gründungsgefell- 
Schaft ift ein Borvertrag des Actiencommanbditgejell- 
Ichaftsvertrages. Ueber die Errihtung und den Im 
halt des Gefellfchaftsvertrages, über da8 Statut‘, 
ſoll eine, eine einzige Urkunde aufgenommen werden’. 

Das Statut foll folgende im Gefeg unter acht Nums 
mern aufgeführte Puncte beftimmen: 1. Den Namen, 
Bornamen, Stand und Wohnort jedes perfönlich haften— 
den Gefellfchafters. 

2. Die Firma der Gefellfchaft” und den Ort, wo 
fie ihren Sit hat. 

3. Den Gegenftand des Unternehmens. 

4. Die Zeitdauer des Unternehmens, im Wall das— 
jelbe auf eine beftimmte Zeit befchränft fein fol. Mits 
hin ift die Erwähnung der Zeitdauer nicht durchaus 


3) Dies ergiebt der Umftand, daß die Artikel 174 (für 
(C. ©. a. U.) und 208 (für AG) des $ 1 der Novelle wörtlid 
gleichlautend find. 

4) Dal. oben Note 1. 

5) Novelle 8 1 Art. 174. 

6) Bgl. oben $ 53 Nr IV. 3. 
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nothwendig; wenn fie fehlt, ift die Geſellſchaft auf un— 
bejtimmte Zeit errichtet. 

5. Die Zahl und den Betrag der Uctien oder Ae— 
tienantheile. Beide müfjen auf Geld lauten’. Die aus 
der Zahl und dem Betrag ficher und leicht (durch Mul— 
tipliciren) auszurednende Geldfumme wird in beiden 
Keichsgefegen genannt das „Capital der Commanbditiften” ; 
diefer Ausdrud ift nicht jo treffend‘ wie der Ausdrud 
Commanditcapital, welcher fortan gebraucht werden wird. 
Diefes Kommanditcapital entfpriht dem Grundcapital 
bei der Actiengeſellſchaft. Während aber bei der fetteren 
nur das Grundcapital den Gefellihaftsgläubigern haftet, 
fo haftet bei der Commanditgeſellſchaft auf Actien den— 
jelben auch das Complementarcapital und das im Allein- 
recht des Complementars ftehende Vermögen. Wenn das 
Statut nichts anderes bemerkt, jo ergiebt fi), daR das 
Commanditcapital der Nominaljunme der ſämmtlichen 
Actien und Actienantheile gleichiteht, und daß es in 
Wirklichkeit nur dann vorhanden fein kann, wenn jänmts 
liche Actien zu voll, und niemals vollftändig vorhanden 
ift, wenn fie unter Pari ausgegeben werden. Wenn 
fetteres gültig gejchehen ſoll, jo muß das Statut dies 
fagen und dem entjprechend die fonft genügende Zahl 
der Uctien höher angeben und muß dieje größere Zahl 
von Actien gezeichnet und ausgegeben werden. Wenn es 


nicht jo gejchieht, jo iſt wiſſentlich, abſichtlich, vorjäglich 


7) Novelle $ 1 Art. 172. 

8) Denn dieſes Capital ijt ein gemwolltes; die durch Einzahlung 
deffelben entjtehenden Vermögensſtücke (Rechte, Sachen) find im 
Mitreht aud des Complementars, ebenjo wie die durch Einzah— 
lung des GComplementarcapitals entjtehenden VBermögensjtüde im 
Mitreht auch der Commanditijten find, 
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das ganze Kommanditcapital, welches unnachſichtlich da 
fein fol und welchem der Credit von Jedermann gegeben 
wird, nicht herbeigejchafft und das dem Dafein defjelben 
vertranende Publikum getäufcht. Eine Entjchuldigung 
wegen Irrthums ift unmöglich; dem Complementar, weil 
jein faljches Nechenerempel unverzeihlih if. Aus dem 
Statut muß auch erhellen die dahin gehende Befonders 
heit, daß das Commanditcapital zu einem Theil 
und zu weldem nidht in baarem Gelde bejtehen 
wird”, 

6. Den Auffihtsrath. Aus dem Statut muß er- 
hellen die gewollte Zahl der Mitglieder des Auffichts- 
raths, jedoch müſſen mindeftens drei gewollt fein. Wei— 
tere als die Angabe der Zahl ift nicht erforderlich im 
Statut. Dafjelbe kann in Betreff derjelben noch ander— 
weitige Beſtimmungen enthalten. Jedoch dürfen diefelben 
der gejetlichen Beftimmung nicht widerftreiten, daß die 
Mitglieder zu wählen find, daß fie aus der Zahl der 
Actienzeichner“ zu wählen und in einer Generalverfamm- 
fung der Actienzeichner zu wählen‘ find. 

7. Die Art und Weife („Form“), auf welche die 
Zufammenberufung der Generalverfammlung der 
Commanbitiften gejchehen ſoll („gejchieht”). 

8. Hinſichtlich der von der Gejellfchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen muß aus dem Statut erhellen die 
Form derfelben und die für fie beftimmten öffentlichen 
Blätter. Unter der Form, deren Angabe im Statut 
unerläßlich ift, ift die Bezeihnung nur der Perfonen 
zu verfichen, welche Willenserflärungen oder andere That- 

9) Bol. unten $ 184. 

10) So beftimmt es $ 1 Art. 175 Nr 6 der Novelle, 
41) So bejtimmt es $ 1 Art. 177 Nr 3 der Novelle, 
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jachen bekanntmachen. Ob der Bezeichnung fpäter wird 
entfprochen werden, kann aus dem Statut nicht erhellen. 

Nur ein Statut ſolchen Imhaltes, wie im 
Obigen erörtert ift, umd überdies gerichtlich oder no- 
tariell beurfundet, it die gültige Voraus 
jegung für die Gültigfeit der weiteren Voraus— 
jegungen für die Entftehung einer Actiencommans 
ditgefellfchaft, alſo zunächſt für die Gültigkeit 
der Actienzeihnung”, 


8 183. 
Die Aetienzeihnung. 

Das Statut ift die Grundlage für die Actien- 
zeichnung. Es enthält mindeftens eine Actienzeichnung, 
weil ſonſt nicht ein Commanditgejellfchaftsvertrag da ift. 
Die Aetienzeichnungen, welche e8 bereits enthält, find 
mit dem Statut gleichzeitig und alfo ebenfo wie diejes 
notariell oder gerichtlich beurkundet. 

1. Es fann ſämmtliche zur Dedung des Comman- 
ditcapital8 erforderlichen Actienzeihnungen enthalten, in- 
dem e8 in einer einzigen Verſammlung der erforderlichen 
Uctienzeichner und des Complementars oder der Comple— 
mentare errichtet und beurfundet worden iſt. Es ift dann 
die Urverfammlung eine Univerjalverfammlung gewe— 
fen und ift nur eine Gründungsgefellichaft da. 

2. Soweit nicht bereits das Statut die erforder- 
lihen Actienzeihnungen enthält, find weitere erforder- 
ch, fie find ſämmtlich ſpäter als das Statut. Ihre 
Zugehörigkeit zum Statut muß zweifellos erhellen‘, „Zur 


12) Vom Nachtrag zum Statut gilt au für die C. G. a. A. 
das oben in $ 132 GErörterte. 
1) Vgl. oben Seite 430 3. 6 bis 10, 
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Actienzeichnung gemügt eine jchriftlihe Erklärung“, d. 5. 
es bedarf zur Gültigfeit ſpäterer Actienzeihnungen nicht 
einer gerichtlichen oder notariellen Urkunde. Die Actien- 
zeihnung muß unbedingt fein". Dieſe ſpätern Actien— 
zeichnungen pflegen zerftremet, zeitlich oder zeitlich und 
örtlich zerjtreuet, zu erfolgen; felten erfolgen ſämmtliche 
zu gleicher Zeit am ſelben Ort, aljo in einer einzigen 
Berfammlung der jpätern Wetienzeichner. In dieſem 
jeltenen Fall find zwei, in jenem gewöhnlichen mehrere 
einander nachfolgende und einander verdrängende Grünz 
dungsgefellfchaften da’. 


8 184. 
Befonderheiten. Wahl des Aufſichtsrathes. Cinzahlung. 


Die weitern Fortſchritte in der Gründung betreffen 
die Genehmigung etwaiger Befonderheiten, die Wahl der 
Mitglieder des Auffichtsrathes, und die Einzahlung eines 
Theiles des Commanditcapitals. 

1. Hinfichtlich beftimmmter Befonderheiten in dem 
Statut, nemlich daß die Einlage für eine Actie nicht in 
baarem Gelde beftehen ſoll, oder daß ein Geſellſchafter 
befondere Vortheile genießen joll, genügt nicht die bereits 
in der Actienzeihnung enthaltene Zuftinmung der Com— 
manditiften. Es ift erforderlid), daß von einer zu diejem 
Zweck berufenen Generalverfammlung der Beſchluß der 
Genehmigung gefaßt ift, nachdem zuvor durch Beſchluß 


2) Novelle $ 1 Art. 174 letzter Satz. 

3) Es gilt hier das oben $ 133 unter Nr III Bemerkte. 

4) ROHG Entſch. Bd 4. ©. 415—418. 

5) Es gilt hier das ©. 436 Zeile 18 bis ©. 437 Zeile 7 
Bemerkte, Seite 437 Zeile 4 iſt natürlid zu denfen Comman: 
ditgeſellſchaft auf Actien. 
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einer Öeneralverfammlung Alles angeordnet ift, was die 
Faſſung jenes Beichluffes vorzubereiten geeignet ift, wie 
Abſchätzung und fonftige Prüfung. Im Betreff diefer 
Defonderheiten ift Häufig noch zuvor ein bejonderer Ver— 
trag mit dem Actienzeichner als Fünftigem Actionär ab- 
gejchloffen worden , dejjen Inhalt das Statut dann wies 
derholt. Diefer Vertrag Hat feine rechtliche Wirkung, 
wenn ihm jene nachträgliche Genehmigung fehlt‘. Im 
Uebrigen gilt Hier das Hinfichtlih der Actiengeſellſchaft 
oben 8 138 Nr II. III. IV Bemerfte. 

2. Aus dem Statut erhellet die gewollte Zahl der 
Mitglieder des Auffihtsrathes, deren mindeftens 
drei fein ſollen. Diefelben find aus der Zahl der Com— 
manditiften in einer Öeneralverfammlung bderfelben zu 
wählen’. Berpflichtet zur Berufung der Generalverfamms 
fung ift der Complementar” und find auc die Mitglicder 
des Auffichtsrathes, wenn diefer unvollftändig geworden 
einer Ergänzung bedarf‘. Die Verpflichtung befteht bei 
Gefängnißftrafe bezw. Gelditrafe”. 

3. Die Einzahlung von einem beftimmten Theil 
des Commanditcapitals, nemlid von einem Biertheil des 
von jedem Commanditiſten gezeichneten Betrages, welche 
vor der Anmeldung behufs der Eintragung in das Hans 
delsregifter gejchehen fein muß, weil jonft nicht die gebo- 
tene Befcheinigung derfelben® der Anmeldung beigefügt 
werden kaun, gejchieht an den Complementar, welcher die 


1) HGB Art. 180 Iebter Gab. 

2) Novelle $ 1 Art. 175 Nr 6 und Art. 177 Nr 3, 
3) HGB Art. 187. 

4) Novelle $ 1 Art. 206 Nr 2. 

5) Novelle $ 1 Art. 206 Nr 2. 


6) Novelle $ 1 Art. 177 Nr 2, 
THörs Handelbrecht. Ir Bd. bte Aufl. 35 
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Gefhäftsführung der Gefelffchaft beforgt d. 5. zu derſelben 
berechtigt und verpflichtet ift”. 


8 185. 

Anmeldung zum Handelöregiiter. Prüfung. Cintragung. 

I. Die Eintragung der behufs der Eintragung an— 
gemeldeten Kommanditgejellihaft auf Actien in das Han- 
delsregifter darf der Kegifterrichter nur dann machen, 
wenn ihm zuvor das Daſein der ſämmtlichen die Ein- 
tragung bedingenden Thatſachen ausreichend dargethan ift. 
Die Thatfahen und die erforderlichen Bemeismittel find 
folgende. 

1. Das Statut. Erforderlich ift eine gerichtliche 
oder notariclle Urkunde '. 

2. Die gejchehene Zeihnung des ganzen Com: 
manditcapital® und 3. die gefchehene Einzahlung 
von mindefiens einem Biertheil des von jedem Com- 
manbditiften gezeichneten Betrages. Es genügt, daß ber 
Anmeldung eine „Beſcheinigung“ diefer Thatſachen beige- 
fügt ift”. Die für die Actiengeſellſchaft erforderliche An- 
erfennung diefer Thatſachen von Seiten einer General- 
verfammlung, welche der Regiſterrichter als Beſcheinigung 
diefer Thatſachen gelten laſſen darf’, ift für die Com— 
manditgefellichaft auf Actien nicht vorgefchrieben. 

3. Die gefchehene Wahl der Mitglieder des Au fr 
fihtsrathes. Der erforderlihe „Nachweis“ ift er- 


7) HOB Art. 158. Diefe Beftimmung für die Commans 
ditgefellichaft gilt bei der C. ©. a. U. aud für die Gründungs- 
geſellſchaft. 

1) Novelle $ 1 Art. 174 Satz 2. 

2) Novelle $ 1 Art. 177 Nr 1 und 2, 

3) Bol. oben $ 142 Nr 2 md 3, 


— nz — 
| 
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bracht durch das gerichtlich oder notariell beurfundete Pros 
tocoll der Wahlverfammlung. 

4. Falls das Statut die beftimmten Befonderheiten 
enthält, welche erſt vermittelit zwei Generalverfammlungen 
gültig werden‘, müfjen der Anmeldung die gerichtlichen 
oder notariellen Urkunden über die gefaßten Bejchlüffe 
beigefügt fein. 

5. Falls der Gegenftand des Unternehmens der 
ftaatlichen Genehmigung bedarf, ift auch die ertheilte Ge— 
nehmigung dem Kegifterrichter nachzuweijen. 

Il. Nach gejchehener ausreichender Anmeldung iſt 
die Negifterbehörde verpflichtet zur Eintragung des 
Statuts in das Handelsregifter", ebenfo wie bei der 
Aktiengeſellſchaft“. Die Actiencommanditiften werden nicht 
(wie auch die Actionäre nicht) in das Handelsregifter 
eingetragen mithin, auch nicht in demfelben gelöfht‘. Die 


4) Bgl. oben $ 184 Nr 1. 

5) Novelle $ 1 Art. 176. 

6) VBgl. oben $ 143 Nr l 

7) Unverſtändlich ift mir der Fall in den Entſcheidungen des 
ROHG Bd 2. ©. 168—173. Es ift die Rede von Generals 
verfammlung und Auffichtsrath (Seite 171), alfo von einer Ac— 
tiencommanditgejellihaft, und andrerjeit3 vom Commanditiſten 
(dem Kläger), weldhem „nad Art. 171 des HGB zweifellos 
obliege*, die Anmeldung feines Ausſcheidens aus der Gejell: 
ihaft beim Handelsgeridyt behufs der Eintragung in das Hans 
delsregifter vorzunehmen (Seite 172). Wenn bier nicht der ei= 
genthümliche Fall vorliegt (worüber nichts erhellet), daß der 
Kläger einerfeit3 mit der Actiencommanditgefelichaft andrerſeits 
eine einfahe Commanditgejelihaft eingegangen ift (vgl. unten 
8197 Seite 562), foift die Behauptung der Verpflichtung zu jener 
Anmeldung unrihtig, denn die gemeinten Worte des Art. 171 
„oder wenn ein Commanditift ..... ausſcheidet“ fallen für 
die Actiencommanditgejellichaft weg, wie der für dieſelbe be: 

35 * 
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Kegifterbehörde ift ferner verpflichtet zur Aufbewah— 
rung der eingereichten Schriftftüde*, ebenfo wie bei der 
Actiengeſellſchaft.“. Nach gefchehener Eintragung in das 
Handelsregifter ift die Commanditgefellichaft auf Actien 
entftanden”. Die eingetragene Geſellſchaft befteht ledig— 
lich kraft der Eintragung". Cs ift nunmehr zu 
erörtern die entftandene Commanditgeſellſchaft auf Ace 
tin, alfo die Commanditgefellfhaft auf Actien. 


Zweite Unterabtheilung. 
Die Commanditgefellfchaft auf Xctien. 


$ 186. 
Beröffentlihung. Anmeldepfliht. Aenderung de3 Statut. 


Durch die gefchehene Eintragung des Statuts in das 
Handelsregifter ift die Commanditgefellihaft auf Actien 
entftanden. Die Folge der entftandenen Geſellſchaft 
ift: I. die Berpflihtung der Negilterbehörde, einen 
beftimmten Theil des Cingetragenen zu veröffentli- 
hen. Zu veröffentlichen ift ein „Auszug des Gefell- 
ſchaftsvertrages“ d. h. ein Theil von dem Inhalt des 
Statuts. Der Auszug foll mindeitens Yolgendes ent—⸗ 
halten: 1. das Datum des Statuts; 2. den Namen, 


ftimmende Art. 201 des HGB ergiebt, melden der Art 171 
wiederholt aber mit Weglaffung jener Worte, 

8) HGB Art. 177. 

9) Vgl. oben $ 143 Nr U. 

10) Es gilt hier das oben $ 143 unter Nr III Bemerfte, mit 
fel6ftverftändlichen Nenderungen. Gommanditcapital ftatt Grunde 
capital; Complementar jtatt Vorftand. 

11) Ss au ROHG Entiheidungen Bd 7. ©. 241—243,. 
Nach den Gründen wird dag ROHG denfelben Sa auch für die 
Hctiengejelihaft annehmen. Vgl. oben $ 143 Note 4. 
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Bornamen, Stand und Wohnort jedes perfönlich haften 
den Geſellſchafters; 3. die Firma der Gefellfchaft und den 
Ort, mo fie ihren Sit hat; 4. die Zahl und den Bes 
trag der Actien und Xctienantheile (daraus erhelfet die 
Größe des Commanditfapitals); 5. die Form, in welcher 
die von der Geſellſchaft ausgehenden Bekanntmachungen 
erfolgen, und die für diefe beftimmten öffentlichen Blätter; 
6. die etwaige Beftimmung des Statuts, daß das Auss 
treten eines oder mehrerer perfönlich Haftenden Gefell- 
ſchafter die Auflöfung der Geſellſchaft nicht zur Folge 
babe'. II. Die Berpflihtung zur Anmeldung 
einer etwaigen Zmweigniederlaffung. Wenn die eins 
getragene Gefellichaft auch in einem andern Regiſterbezirk 
eine Niederlaffung Hat, fo ift die Anmeldung aud) hier 
nunmehr Pflicht”. Die Anmeldung hat dann zur Yolge 
die Verpflichtung der Negifterbehörde zur Eintragung 
und zur Veröffentlihung. Es ift ebenfo wie bei der Ae— 
tiengefellfchaft”. III. Die Möglichkeit der Abän- 
derung des Statuts‘. Es ift ebenfo wie bei der 
Actiengeſellſchaft. 
8 187. 
Die Actien und Actienantheile. 


Die Actien und Actienantheile, in melde bei ber 
Sommanditgefellfchaft auf Actien das Commanditcapital 


1) Alles Obige hat die Novelle $ 1 Art. 176. 

2) HGB Art. 152.153.154. Diefe Artikel betreffen die C. ©. 
An Anwendung davon beftimmt daffelbe für die C. G. a. U. der Art. 179. 

3) Novelle $ 1 Art. 212. Beftimmt ebenfo wie die in 
Note 2 citirten Artikel. Bol. oben $ 144 Nr 2. 

4) Novelle $ 1 Art. 198. 

5) Novelle $4 Art. 214. (Beitimmt ebenfo wie Art. 198.) 
Vgl. oben $ 144 Nr UL 
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zerlegt ift, richtiger die Urkunde über die Theile, im 
welche es zerlegt ift, follen auf Namen lauten‘. Die 
Beftimmung verliert dadurd an Werth, daß die Ueber— 
tragung vermittelft Blancoindoffaments ftatthaft ift?. 
Auch die Gründungsicheine (Interimsfcheine, Promeffen) 
follen auf Namen lauten”. Der Nominalbetrag 
diefer Urkunden foll mindeftens fünfzig Vereinsthaler fein, 
jedoch ein geringerer landesgefeglicher ftatthaft fein‘. Im 
Vebrigen gilt auch für die Commanditgefellfchaft auf Ae— 
tien die ganze die Actiengefellfchaft betreffende Erörterung 
der obigen 88 145. 146. 147. 148. 149°, 


Dritte Unterabtheilung. 
Nechtsverhältnig der Gefellfchafter unter einander. 


8 188, 
Sämmtlihe Gefellfhafter unter einander. Statut. Einlagen. 
Gejellihaftsvermögen. 

1. Die ſämmtlichen Gefellfchafter, Complementare 
und Kommanditiften, bilden unter einander eine einzige 
Gefellfchaft vermittelt durch einen einzigen Gefellfchafts- 
vertrag. Es Tann ebenfo wie bei der Actiengefellfchaft 
der Gefellfchaftsvertrag der fette von einander verdrän— 
genden Gefellfchaftsverträgen fein oder auf einen Schlag 
unter allen Gefellfchaftern gefchloffen fein, indem das 
Statut in einer Univerfalverfammlung ſämmtlicher Com- 
plementare und Actienzeichner errichtet if. 2. Das 


1) Novelle $ 1 Art. 173. HGB Art. 182. 183. 

2) HGB Art. 182. 

3) Novelle $ 1 Urt. 173 letzter Satz. 

4) Novelle $ 1 Art. 173 Satz 2. 

5) HGB Art. 182. 183. Auf diefe die C. ©. a. U. be: 
treffenden Artifel vermweifet für die AG der Art. 223. 
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KRechtsverhältnig der Gefellfchafter unter einander iſt, 
jomweit dafür der Privatwille beftimmend ift, beftimmt 
durch da8 Statut, dur das urfprünglide umb, 
ſoweit dieſes gültig fpäter geändert ift, durch das ſpä— 
tere. Ein nicht aus dem Statut erhellender In— 
halt eines Gefellichaftsvertrages ift ungültig mithin 
durchaus nicht maafgebend!. 3. Jeder Geſellſchafter ift 
verpflichtet, die verfprochene Einlage einzuzahlen. Der 
Complementar ift dazu den übrigen Complementaren und 
den Commanditiſten verpflichtet; jeder Commanbitift 
ebenfall® allen übrigen Gefellfchaftern. Der Xetien- 
zeichner Tann von der Verpflichtung zur Einzahlung der 
vollen Einlage nicht durch die Gefellfchaft, alfo gar 
nicht befreiet werden‘. Die bei der Actiengeſellſchaft 
mögliche Befreiung * findet alfo Hier nicht ftatt. 4. Das 
Gefellfhaftsvermögen ift ein wirkliches Vermögen, 
nicht ein nur gemwolltes. Es entjteht aus dem Vermögen 
der Gründungsgefellfchaft und vermittelft des Commans 
ditcapital8 und des Complementarcapital® und kann ſich 
dann vermehren und vermindern‘. Das Recht der Pris 
vatgläubiger eines Gefellfchafters ift bei der Commandit— 
gefellfchaft auf Actien Fein anderes als bei der Commans 
ditgefellihaft”. Das dem Privatgläubiger eines Com— 

1) Ebenfo wie bei der Netiengefellihaft. Bol. oben $ 151. 

2) HGB Art. 184. Der bier gebraudte Ausdrud „ur: 
fprünglicher“ Zeichner bedeutet nicht mehr als Zeichner, weil jeder 
Zeichner ein urfprünglicher ift. 

3) HGB Art. 223 Sat 2. Dal. oben $ 152 Nr IL 2, 

4) Für das Weitere genügt die Verweiſung auf die obigen 
88 105 und 153. 

5) Die das Recht der Privatgläubiger bei der offenen Ge— 
ſellſchaft bejtimmenden Artifel 119. 120. 121. 122 find aud 
für die Commanditgejellihaft dur den Art. 169 ausgeſprochen 
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manditiften zuftehende Recht der Auffündigung ber Ges 
ſellſchaft' fteht aber dem Privatgläubiger eines Actien- 
commanbditiften nicht zu”. 


8 189. 
Die Eomplementare unter einander. 

„Sind mehrere perfönlich haftende Gefellichafter vor- 
handen, fo ift in Anfehung ihrer die Geſellſchaft zugleich 
eine offene Gefellfchaft”". Für das Weitere genügt die 
Berweifung auf die Erörterung der offenen Gefellichaft; 
die Modificationen, welchen diefelbe bei der Commandit— 
gejellihaft unterliegt, ergeben fich leicht. 


8 190. 
Die Complementare gegenüber den Commanditiſten. Complemen: 
tarcapital. 


Das Rechtsverhältniß zwifhen dem Complementar 
und den Actiencommanditiften ift dafjelbe wie bei einer 
Commanditgefellfchaft zwifchen zwei Perfonen das zwilchen 
dem Komplementar und dem einen Commanditiften., Dies 
ift die Negel', von welcher aber Ausnahmen bejtehen. 


und gelten mithin auch für die Commanditgeſellſchaft auf Xctien, 
weil für diefe nirgends anders bejtimmt ijt. 

6) HGB Art. 126 und 200 Iekter Satz. 

7) Dies ift ausdrüdlid ausgefproden in Art. 200 Satz 2. 

1) HGB Art. 150 Sab 2. 

1) Dies ift die Negel. Das HGB vermweifet in Art 186 
für die Nechte der Mctiencommanditiften ausdrüdlic auf die Rechte 
de3 Commanditijten, wie fie „nad den Beitimmungen des vorigen 
Abschnitts" beftehen. Diefer ift überfchrieben: Von der Come 
manditgefelichaft im Allgemeinen. Es vermeifet auf die Rechte 
„in Beziehung auf die Führung der Gefhäfte, die Einfiht und 
Prüfung der Bilanz, die Beftimmung der Gewinnvertheilung, die 
Auflöfung oder Kündigung der Geſellſchaft, und die Befugniß das 
Ausicheiden eines perſönlich haftenden Gefellihafters zu verlangen.“ 
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Die Actiencommanditiften haben demnach von Ausnahmen 
abgefehen feine beifern Rechte, als der einzelne Comman— 
ditift fie bei der einfahen Commanditgefellfchaft Hat. 
Bon dem, was die Anwendung der Regel und die Aus- 
nahmen ergeben, ift Folgendes hervorzuheben. 

1. Der Complementar hat die alleinige Ge- 
ſchäftsführung, hat alfo die Verfügung über alle 
Angelegenheiten der Gefellichaft; die Commanbditiften und 
fo auch die Actiencommanditiften find ihm gegemüber 
machtlos. So ift e8 geſetzlich“. Sie haben gejeglic 
nur eim fehr befchränftes Necht auf Einfiht in das Ge- 
triebe?. Das Verfügungsrecht wird dadurd Fein gerin- 
geres, daß der Complementar verpflichtet ift, den Actien— 
commanditiften und dem Auffichtsrath jährlich eine Bi— 
lanz vorzulegen‘. Das Statut Tann ihnen weitere Rechte 
beftimmt haben. Die Rechte, welche den Actiencomman- 
ditiften zuftehen, werden von der Gefammtheit vermitteljt 
Beichlüffe der Generalverfammlung ausgeübt”, zu deren 
Ausführung gejetlich der Auffichtsrath berechtigt und ver- 
pflichtet und legitimirt ift; das Statut kann die Ausfüh- 
rung andern Perfonen zufprechen‘. Diefe Allgemwalt 


Diefe Rechte find beftimmt in den Artikeln 158. 160. 161. 170 
Sat 2 (zu diefem Satz val. Art. 200 Tekten Sab). 

2) HOB Art. 158 Satz 1.2. 3. 

3) Val. oben $ 104 Nr 5. 

4) HGB Art. 185 „Ipäteftens in den erften ſechs Monaten 
jedes Gejchäftzjahres eine Bilanz des verfloffenen Geichäftsjahres 
vorzulegen“. Hierauf beſchränkt fih die Verpflichtung, welche 
gleichlautend auch Hinfichtlich des Vorſtandes und der Actionäre, 
aber al3 Theil weiterer Verpflichtungen ausgeſprochen ift in No: 
velle $ 1 Art. 239. Bol. oben $ 162. 

5) HGB Art. 186 Sat 1. 

6) HGB Art. 186 Satz 2. 
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des Complementars und Mactlofigfeit der Comman— 
ditiften erfordert bei der Commanditgeſellſchaft auf Actien, 
da bier das zufammengerechnete Vermögen der Comple— 
mentare unbedeutend zu fein pflegt in Vergleich mit der 
Größe des Commanditcapitals, zur Ausgleihung eis 
genthimliche Rechtsſätze; das HGB hat deshalb eigen- 
thümlich über das KComplementarcapital, wie man es nen— 
nen kann, und über die Vereinbarung, daß ein Comple- 
mentar austreten möge, beftimmt, und zwar durch abfo- 
Inte Rechtsfäte. 

2. Das CEomplementarcapital. Im Betreff 
des „gefellichaftlichen Capitalantheiles, welcher auf die 
Einlage des perfönlich haftenden Gefellfchafters fällt oder 
welcher demfelben als befonderer Bortheil ausbedungen 
ift”, mit einem Wort in Betreff des Complementarcapi- 
tals ift die abfolute Untheilbarkfeit und Unvers 
äußerlichkeit bejtimmt worden. Die Untheilbarkeit- 
durch die Beitimmung, daß für daffelbe Feine Actien aus— 
gegeben werden dürfen”. Die trogdem ausgegebenen, 
alfo auf den Namen des omplementars lautenden 
Achten find nichtig, und der Ausgeber (dies iſt der 
Complementar, welcher fie begiebt) ift den Befigern 
Ichadenserfagpflichtig‘. Aus jener Beſtimmung folgt, 
daß die Complementare überhaupt nicht Actien haben, 
alfo nicht zugleih Commanditiften fein Fünnen. Denn 
der tiefere Sinn der Beſtimmung ift ja der, daß der 
Complementar nur mit einem einzigen einheitliden 
Sapitalantheil betheiligt fein foll, wie e8 bei der einfachen 
Sommanditgefellfchaft der Fall ift, bei welcher e8 auch 

7) HGB Artikel 181. 

8) Denn Actien, welche nicht fein follen, find nichtig; über: 
dies folgt e3 aus Novelle $ 1 Art. 173. 
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nicht anders fein kann, meil fein Eintritt in die Rechte 
des Commanditiſten Aufhebung derfelben fein würde. Der 
mögliche Erwerb von Actien würde ihm Zutritt zur Ges 
neralverfammlung verschaffen, alfo die Machtlofigfeit der 
Commanbitiften ihm gegenüber dadurch, daß er felber mit 
ihnen befchließt, fteigern. Die Unveräußerlichfeit ift di— 
rect ausgefprochen? ine Veräußerung würde nichtig 
fein, nemlich ohne Einfluß auf feine Gefellichaftsbetheili- 
gung. Die Untheilbarfeit und Unveränßerlichfeit hat den 
Zweck und die Wirkung, daß der Complementar Intereffe 
und fortwährend dafjelbe Intereffje an dem Unterneh— 
men hat, deſſen Schickſal fein alleiniger Wille beitimmt. 
3. Zur Ausgleihung der Alfgewalt des Complementars 
und der Machtlofigfeit der Kommanbitiften hat das HGB 
die abfolute Unmöglichkeit des Complementars, aus 
der Geſellſchaft aunszutreten ohne fie aufzulöfen, be- 
ftimmt”. Die Beftimmung hat den Zweck und bie 
Wirkung, daß der Complementar fortdanerndes Intereſſe 
an dem Unternehmen hat. Die Unmöglichkeit ift durch 
die Novelle" befeitigt und damit die im ihr Tiegenbe 
Ausgleihung ”. 


$ 191. 
Die Commanditiften unter einander. Die Generalverfjammlung, 


Die Rechte, welche dem Complementar gegenüber 
bei der Commanditgefellichaft dem einzelnen Kommandis 
tiften zuftehen, ftehen bei der Commanditgeſellſchaft auf 
Actien nicht dem einzelnen Commanditiften fondern nur den 


9) HGB Artikel 181. 
10) HGB Artikel 199. 
41) Novelle $ 1 Art. 199. 
12) Bol. unten $ 201. 
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Kommanditiften in ihrer Gefammtheit zu; die Aus: 
übung derjelben gejchieht von ihnen nur (nicht „in“ fons 
dern) vermittelft der Generalverfammlung' d. 5. Be- 
Ichluffes der Generalverfammlung® Zur Auss 
führung der Beſchlüſſe ift gefetlich berufen der Auf— 
jihtsrath; das Statut kann andere Perfonen berufen”. 
1. Die Berufung der Generalverfammlung gefchieht 
durch die Complementare oder den Aufſichtsrath; nad 
dem Statut fünnen andere Perfonen dazu berufen fein‘. 
Sm Vebrigen gilt daffelbe, was bei der Actiengeſellſchaft 
gilt”. So aud, daß und unter welchen Vorausjegungen 
die Berufung von einem Theil der Commanditiſten ver- 
langt werden fann‘. 2. Das Stimmrecht ift wie 
bei der Actiengefellfchaft". 3. Der Mehrheitsbefhluß 
ift direct al8 genügend anerfannt und zwar genügt einfache 
Stimmenmehrheit‘. 4. Den ftatthaften Inhalt betref- 
fend fo haben nur folche Beichlüffe der Generalverfamme 
lung Rechtswirfung für alle Commanditiften, welche die 
Angelegenheiten der Gejellfchaft betreffen”. 


1) Die Generalverfammlung ift beftimmt in den Artikeln 
186. 187. 188. 189. 190 de3 HOB. 

2) HGB Art. 186. Theilmeife wörtlich gleichlautend für 
die Nctiengefellihaft HGB Art. 224. 

3) HGB Art. 186 Tebter Sat. 4) HGB Art. 187. 

5) HGB Art. 189. Wörtlid) gleichlautend für die Actien— 
geiellihaft HGB Art. 238. Bol. oben $ 160 Nr I. 

6) HGB Art. 188 Abſatz 2. Wörtlich gleichlautend dem 
Art. 237 Abſatz 2. Bol. oben 8 155 Nr 3.b. 

7) HGB Art. 190 letzter Sat. Wörtlich gleichlautend für 
die Nctiengefelihaft HGB Art. 224 letzter Sat. Bol. oben 
8 160 Nr I. 

8) HGB Art. 190. Val. oben $ 190 Nr IL. 

9) E3 ift ebenfo wie bei der Actiengefellihaft. Vgl. oben $ 160. 
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$ 192. 
Der Aufjichtsrath. 


Bom Auffihtsrath" bei der Commanditgeſellſchaft auf 
Actien gilt dafjelbe, was vom Auffichtsrath bei der Ucz 
tiengefellfchaft gilt’, und zwar in allen Beziehungen alfo 
betreffend 1. die Wahl’; 2. die Vergütung‘; 3. die Auf: 
ſicht'; 4. die Berichterftattung”; 5. die Berufung einer 
Generalverfammlung’; 6. die Procefführung”. 


8 193. 
Berantwortlichkeit und Strafbarkeit der Complementare und der 
Mitglieder des Aufſichtsrathes. Procekführung gegen diefelben. 


I. Berantmwortlidfeit. Die Verpflichtung der 
Complementare und der Mitglieder des Auffichtsrathes 
zum Schadenserfag wegen widerredhtlicher Handlungen, 
wie fie fi) aus allgemeinen Grundfägen ergiebt, ift durch 
die beiden Neichsgefete nicht beichränft worden. Speciell 


1) Ueber denjelben beftimmen die Artifel 187. 188. 191. 
192. 193. 194. 195. 

2) Demnach genügt für das Genauere die Bermweifung auf $ 156. 

3) Wahl. HGB Art. 191. Wörtlich gleichgeltend für die 
Actien G. nah Novelle $ 1 Art. 225. 

4) Vergütung. HGB Art. 192. Wörtlich gleichgeltend für 
die Actien G. nad) Novelle $ 1 Art. 225. 

5) Aufiht. HGB Art. 193. Wörtlich gleichlautend für 
die Actien ©. ift Novelle $ 1 Art. 225a Satz 1 ımd 2. 

6) Berichterftattung. HGB Art. 193 Satz 2. Wörtlid 
gleichlautend für die Actien ©. ijt Novelle $ 1 Art. 225a Satz 2. 

7) Berufung einer Generalverjammlung. HGB Art. 187. 
188 Satz 1. Ebenfo für die Actien G. Novelle $1. Art. 2258 
letzter Satz. 

8) Proceßführung. Vgl. unten 8 193. 
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aufgeführt find bejtimmte Zahlungen, zu deren Erftattung 
die Complementare und die Mitglieder des Auffichtsrathes 
verpflichtet fein follen, und zwar jeder folidarifch, wenn 
diefelben mit ihrem Wiffen und ohne ihr Einfchreiten ge— 
feiftet find, was am zweifellofeften bei den von ihnen fel- 
ber geleifteten Zahlungen zutrifft. Die beftinunten Zah: 
lungen find folgende: daß 1. Einlagen an die Comman— 
ditiften zurüdgezahlt find; 2. Zinfen oder Dividenden 
gezahlt find, welde nur angeblih aber wicht wirklich) 
Gewinn find; 3. die Vertheilung des Geſellſchaftsvermö— 
gens oder eine theilweife Zurüdzahlung des Commandit— 
capitals in gefegwidriger Weife gejchehen ift'. Es kommt 
dies Alles Hinaus auf eine willkürliche Verkürzung 
de8 Commanditcapitale Diefe Aufführung nur 
von derartigen Fällen foll natürlich Feine Beſchränkung 
der Berantwortlichfeit bedeuten. Die Verantwortlichkeit 
der Complementare und der Mitglieder des Auffichtsraths 
erſtreckt ſich auf alle widerrechtlihen Handlungen irgend 
welcher Art, welche wider den befondern Auftrag, das 
Statut, die Rechtsſätze des HGB und der Novelle 
und fonftige Rechtsfäge find”, 

11. Strafbarfeit. Die Strafbejtimmungen für 
die Complementare und für die Mitglieder des Auffichts: 
rathes find bei der Commanditgeſellſchaft auf Actien' 
wörtlich gleichlautend den Strafbeftimmungen für die Mit- 
glieder des Vorſtandes und für die Mitglieder des Auf 


1) HGB Art. 204. 

2) Ebenfo wie es bei der Actiengejellihaft in Betreff der 
Mitglieder des Vorftandes und des Auffichtsrathes der Fall ift. 
Bol. oben $ 157 unter A. 

3) Novelle $ 1 Art, 206. 
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fichtsrathes bei der Actiengeſellſchaft“. Es genügt daher 
die Berweifung auf den obigen $ 157 unter B. 

Ill. Hinfihtlih der Führung von Procef- 
jen gegen die Komplementare und gegen die Mitglieder 
des Auffichtsrathes beftimmen die Artikel 194 und 195 
de8 HGB. Es genügt die Berweilung auf den $ 155, 
wo der Sinn diefer Artikel erörtert iſt'. 


8 194. 
Verluſt. Gewinn. Bauzinfen. Staatlihe Garantie. 


Berluft und Gewinn betreffend gilt für die Com— 
manditgefellfchaft auf Actien’ das über die Actiengejell- 
Ihaft oben $ 163 Bemerkte'; Bauzinfen betreffend 
das in 8 164 Bemerkte’; ftaatlihe Garantie be 
treffend das in $ 165 Bemerkte. 


4) Novelle 8 1 Art. 249. 

5) Es gilt wörtlich der $ 158; nur daß zu leſen iſt ftatt Mitglie— 
der de3 Borftandes und ftatt Borjtand: Complementare („perjönlich 
haftende Geſellſchafter“) und ftatt Netionäre: Commanditiſten. 

1) Ueber die C. ©. a. X. beftimmt der Art. 197 Abjas 2 
des HGB, melder ſich wörtlich aud für die AG findet in No: 
velle 8 1 Art. 217 nur mit Zugabe der felbjtverftändlichen 
Worte: „über die volle Einlage“. Der letzte Sat des Art. 197 
des HGB („fie find jedoch nicht verpflidhtet, die in gutem Glau— 
ben bezogenen Dividenden zurückzuzahlen“) entſpricht dem Artikel 
218 des HGB; daß die Worte „Zinfen und“ in Art.197 fehlen, 
giebt feinen verſchiedenen Sinn der Artikel. 

2) In $ 163 ift Alles richtig auch für die C. G. a A, 
wenn gelefen wird Actiencommanditift ftatt Actionär, Comple— 
mentar ftatt Vorjtand. 

3) Es gilt nad allgemeinen Grundfägen. Die Anwendung 
derjelben ijt dadurch nicht ausgeichloffen, daß der ſ. g. Bauzinſen 
nur bei der Actiengejellichaft (Novelle SL Art. 217 Iegter Sat) 
gedacht iſt. 
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8 195. 
Veränderung des Commanditcapitals. 

In Betreff der Veränderung des Commandit- 
capitals gilt ganz dafjelbe, was für die Actiengeſell— 
haft in Betreff des Grundcapitals oben $ 166 erörtert 
worden it. Man kann dort Iefen Actiencommanditiften 
ftatt Actionäre'. 


Bierte Unterabtheilung. 
Rechtsverhältniß der Geſellſchaft zu dritten Perfonen. 


S 196. 
Das Statut. 


Das Rechtsverhältniß der Commanditgeſellſchaft auf 
Actien zu dritten Perfonen ift, joweit dafür der Privats 
wilfe beftimmend ift, beftimmt durch das Statut, durd 
das urfprüngliche und, ſoweit diefes ſpäter gültig ge- 
ändert ift, durch das ſpätere. Gin nit aus dem 
Statut erhellender Inhalt eines Gefellfchaftsvertrages ift 
(wie unter den Gejellfchaftern jo auch) dritten Perfonen 
gegenüber durchaus nicht maaßgebend. 


$ 197. 
Gebraud und Wirkung der Firma. 


Die Commanditgefellfchaft auf Actien, d. 5. die Ge- 
jellfchafter und das Geſellſchaftsvermögen, tritt zu dritten 
Perfonen in ein Nechtsverhältnig, nemlich in ein Berhält- 


1) Den in den Noten des $ 166 für die AG angeführten 
Artikeln entſprechen andere für die C. ©. a. U. Nemlih Note 
3) 6) 8) Nov. $1 Art. 214. entſpricht Novelle $ 1 Art. 198, 

4) 7) HGB ALL. 238 Sah?. „ HGB Art. 189 Satz 2. 
5) Nov.$1 Art. 211 Sab2.3. Nov. $1 Art. 178 Satz 2.3. 
9) Novelle $ 1 Art. 248. „ Novelle $ 1 Art. 203, 
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nig der Verpflichtung und Berechtigung, durch Geſchäfte 
und ziwar unter Gebrauch der Firma gefchloffene Gefchäfte. 

J. Das Recht des Gebrauds der Firma be 
treffend iſt e8 umerheblih, daß die Commanditgejellichaft 
eine Actiencommtanditgejelljchaft iſt; das Recht jteht den 
perfönfich haftenden Gefellfchaftern zu. Sie find es, durd) 
welche die Gefellfchaft vertreten‘, d. 5. berechtigt und ver- 
pflichtet, auch vor Gericht vertreten wird’. Der Inhalt 
der Bertretungsbefugnig ift unbefhränft und unbe: 
Ihränfbar, ebenfo wie bei der offenen Geſellſchaft'. 
Dies gilt auch von der Befugniß Vollmachten zu ertheis 
fen‘ und einen Procuriften® zu ernennen, welchen die 
Actiencommanditgejellfchaft unbedenklich) haben kaun“. 

1. Die Rüdwirfung der unter Gebrauch der 
Firma gefchloffenen Geſchäfte auf die Perſon der Ge 
jellfchafter und auf das Gefellfhaftsvpermögen 


1) HGB Art. 153 „die Gejellicyaft vertreten“. 

2) Dem für die EG beftimmenden Artikel 167 Satz 1 und 
2 de3 HGB entſpricht wörtlich gleichlautend für die C. ©. a. U. 
der Artikel 196 Sat 1 und 2, 

3) Dies ergiebt fih aud aus Art, 150 Abſatz 2. Ueber 
die offene Geſellſchaft vgl. $ 96 Nr 1. 

4) Denn eine dem Art. 234 (meldyer diefe Befugnif bei der 
AS beihräntt, vol. oben 8 171) entſprechende bejchränfende 
Beftimmung findet fid) weder für die CG noch für die C. G. a. X. 
ausgeſprochen. 

5) So auch ROHG Entſcheidungen Bd 7. ©, 413—418, 
(Unrichtig ift aber S. 416 Zeile 1—4; denn die Geſellſchaft vers 
pflichtet der Commanditift, welcher Procurift ift, immer, aber in 
dem Fall des Art. 167 Satz 3 verpflichtet er fi) obendrein.) 

6) Die bei der Actiengefellihaft eintretenden Bedenken (vgl. 
oben $ 171 Nr II) treffen die Actiencommanditgefelichaft nicht, 


Vgl. oben Note 4. 
Thöl’8 Handeldreht. Ir Bd. bte Aufl. 36 
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betreffend, fo ift e8 unerheblih, daß die Commanditger 
jellfchaft eine Commanditgefellihaft auf Actien it. Es 
fommen die Rechtsſätze über die Commanditgejellichaft in 
Anwendung, wie fie oben $ 105 erörtert find. Jedoch 
mit folgenden Ausnahmen. 1. Der Satz bei Note 15 
gilt nicht vom Actiencommanditiften. Bei ihm genügt 
der Bezug in gutem Glauben und ijt nicht erforderlich), 
daß überdies die Bilanz in gutem Glauben errichtet iſt'. 
2. Der Sat unter Nr4 gilt nicht vom Actiencommtanditi- 
ſten“. 3. Der Sat unter Ar 5 gilt nicht vom Actiencom- 
manditiften‘. Soweit die Ausnahmen. Der Sat unter 
er 4 trifft auch den Actiencommanditiften, aber nicht als 
ſolchen, und auch die Commanditgefellihaft auf Actien, 
aber nicht als foldhe; er bietet nichts Eigenthümliches für 
den einen Aectiencommanditiften, welcher als Commanbditift 
in eine beftehende Handelsgefellfchaft eintritt, und aud) 
nichts Eigenthümliches für den (möglichen aber wohl fel- 
tenen) Fall, daß in eine bejtehende Commanditgeſellſchaft 
auf Actien Jemand als Commanditiſt eintritt, nemlich 
nicht als Actiencommanditiſt kraft urſprünglichen oder 
abgeleiteten Rechts, ſondern als Commanditiſt kraft ſeines 
beſondern Vertrages, ſo daß zwiſchen der Commanditge— 
ſellſchaft auf Actien einerſeits und andrerſeits ihm eine 
Commanditgeſellſchaft beſteht. 


8 198. 
Veränderung des Commanditvermögens. 


Das Commanditcapital iſt ein gewolltes 


7) 96B Art. 197 letzter Satz. 

8) Dieſer Anwendung ſteht entgegen Novelle $ 1 Art. 178 
letter Sub. 

9) Diefer Anwendung fteht entgegen HGB Art. 196 letzter Sub. 


— 
* 
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Vermögen. Auf ein der Summe deſſelben entſprechendes 
wirkliches, in Wirklichkeit vorhandenes, Vermögen 
werden die Geſellſchaftsgläubiger verwieſen, dieſes wirkliche 
Vermögen kann man das Commanditvermögen 
nennen. Das Commanditvermögen iſt ein Theil des 
Geſellſchaftsvermögens oder bildet daſſelbe. Außerdem 
ſind die Geſellſchaftsgläubiger auf das ganze Vermögen 
des Complementars verwieſen; zu demſelben gehört auch 
das Complementarcapital in ſeiner Verwirklichung gedacht, 
in welcher es ſich als ideeller Antheil am Gefellfchafts- 
vermögen herausjtellt, zu welchem es gehört. Die Gefell- 
Ihaftsgläubiger können allerdings ihre Befriedigung aus 
dem ganzen vorhandenen Gejellichaftsvermögen verlangen 
und Haben das Recht abgejondert aus diefem befriedigt 
zu werden; fie haben aber nur dahin ein Recht, daß das 
Gejellfchaftsvermögen der Größe des Commanditcapitalg 
entjpricht, nur dahin, daß das Commanditvermögen dag 
Gefellfchaftsvermögen ſei. Die Gefellfchaftsgläubiger find 
bei der Commtanditgefellfchaft auf Actien auf das Com— 
manditvermögen obendrein ebenjo verwieſen, wie fie bei 
der Actiengefellfchaft auf das Grundvermögen ausſchließlich 
verwieſen find. 

Dem entfprechend ift eine willfürlihe Berfürzung 
des Commanditvermögens unftatthaft oder nur unter 
Beobachtung beſtimmter die Gläubiger fihernden Maafre- 
geln ftatthaft. Es gilt das oben $173 Nr. II Erörterte‘, 


1) Es ift dort zu leſen Commanditvermögen ſtatt Grundver— 
mögen, Actiencommanditijten jtatt Uctionäre; Commanditcapital 
ftatt Grundcapital; Complementare jtatt Mitglieder des Vorſtan— 
des. Den dort für die AG citirten Art. 248 und 225b ent: 
ſprechen für die C. ©. a. U. die Artikel 203 und 206 des SA 
der Novelle, 

36 * 
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Für den Fall, daß nad) Ausweis der legten Bilanz 
das Gefellfchaftsvermögen nicht mehr beträgt als die 
Hälfte des Kommanditcapitals, oder nicht mehr die 
Schulden dedt, fehlt bei der Commanditgeſellſchaft auf 
Actien eine der Anzeigepflicht” des Vorftandes einer Ae— 
tiengejellfchaft entiprechende Verpflichtung; dies entjpricht 
für den erjten Fall der einfachen Commanditgejellichaft, 
und erflärt fi für den zweiten Yall aus der Haftung 
jedes Complementars mit feinem ganzen Vermögen für 
die Geſellſchaftsſchulden. 


Fünfte Unterabtheilung. 
Auflöfung der Gefellichaft. 


Ss 199. 
Auflöfung. 

Anflöfung der Geſellſchaft. J. Auflöfungss 
gründe‘ Die Auflöfung der Geſellſchaft iſt nicht 
Tolge des Umftandes, daß ein Commanditiſt ftirbt oder 
in Concurs fällt oder zur Verwaltung feines Vermögens 
rechtlich unfähig wird’. Auch Fann fie nicht verlangt 
werden von einem Privatgläubiger eines Commanditiſten 
zum Zwed der Execution‘. Im Uebrigen find die Auf- 
löfungsgründe der Kommanditgefellfchaft auf Actien und 
die der Commanditgefellichaft diefelben‘, und genügt da- 
her die Berweifung auf die Erörterung der letztern“. Zu 


2) Dal. oben 8 173 Nr U und III. 

1) Hierüber beftimmt HGB Art. 200. 

2) HOB Art. 200 Sat 1. 3) HGB Art. 200 Sub 2. 

4) HGB Art. 200 Iekter Satz (E. ©. a. A.) und Art. 
170 Tester Sat (CO). Beide Site verweifen im Uebrigen auf 
die Artikel 123 bis 128, 

5) Bol. oben $ 106. 
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beachten ift aber, daß das bei der Kommanditgefellichaft 
dem einzelnen Commanbitiften zuftehende Recht der Auf- 
fündigung und des Berlangens der Auflöfung aus wich— 
tigen Gründen” bei der Actiencommanditgefellfchaft den 
Commanbitiften nur in ihrer Gefammtheit zufteht, alfo aus: 
zuüben ift vermittelft Beichluffes der Generalverfammlung ”. 
Il. GEinregiftrirung. Die Auflöfung foll (ausge 
nommen im Wall des Koncurfes) in das Handelsregifter 
eingetragen werden; auch dan, wenn fie durch Ablauf 
der ftatutenmäßigen Zeit erfolgt ift". 


g 200. 
Liquidation. Bertheilung. 

I. Die Liquidation foll erfolgen, fofern das Statut 
nicht ein Anderes beftimmt, durch ſämmtliche Complemen- 
tare und eine oder mehrere von einer Generalverfammlung 
der Commanbditiften gewählte Perfonen‘. Es entipricht 
dies der Beſtimmung, daß bei der Commtanditgefellichaft 
ſämmtliche Complementare und Commanditiſten zur Li— 
quidation berechtigt und verpflichtet und Tegitimirt find”, 
II. Die Bertheilung des Gefellfchaftsvermögens betreffend 
gelten, mit einer Ausnahme, gleiche Rechtsſätze in Betreff 
der Commanditgejellichaft auf Actien und der Actiengefell- 
haft”. Es genügt daher die Verweifung auf S 177 
Nr II und III. Jene Ausnahme betrifft den Tag, 


6) Val. oben $ 106 Nr 3 und 4. 

7) HGB, Art. 186 „in Beziehung auf. . . die Auflöfung 
oder Kündigung der Gefellichaft“. 

8) HGB Art. 201. 171. 129. 

1) HGB Art. 205. 

2) HGB Art. 172. Bal. oben $ 107. 

3) HGB Art. 202 verglichen mit Art. 245 Abfab 2 und 3 
und HGB Art. 204 Nr 3 verglichen mit Art. 245 letztem Satz. 
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von welchem an das Jahr gerechnet wird, nach defjen 
Ablauf erſt die Vertheilung gejchehen darf‘, 


s 201. 
Vereinbartes NAustreten eines Complementars. 


Das Austreten eines Complementars'” kann nicht 
einfeitig erfolgen; es ift erforderlich eine „Uebereinkunft“ 
und „Zuftimmung einer Generalverfammlung der Com: 
manbditiften zu derfelben”, alſo ein von der Generalvers 
jammlung befchlofjener Bertrag mit dem Comple— 
mentar des Inhaltes, daß er austrete. Dieſen DVertrag 
müffen auch die übrigen Complementare wollen‘. Dem— 


4) Bei der €. ©. a. U. wird das Jahr gerechnet von dem 
Tage an, am welchem die „Auflöfung der Gefellichaft in das Han: 
delöregifter eingetragen” ift (HGB Art. 202 Sat 1), bei der 
AG von dem Tage an, an welchem die „Bekanntmachung in den 
hierzu beftimmten öffentlichen Blättern zum dritten Mal erfolgt” 
iſt (GGB Art. 245). 

1) Andere Anfihten das HGB betreffend: Eſſer II jun. in 
Löhr Gentral Organ f. d. d. H. R. Bd 4. ©. 161—164. 
Wolff ebendaſelbſt Bd 5. S. 478 -487; die Novelle betreffend: 
Keyßner die Actiengefellihaften S. 277—300. 

2) Hierüber beftimmt das HGB Art. 199 und fodann ab: 
weichend davon die Novelle S 1 Art. 199. Die Abweichung ift 
nicht weiter anzunehmen, als fie Mar ift, daher ift aus dem Um— 
jtand, daß die Verweifung auf Art. 123 Ziff. 4, melde ſich im 
HGB Hinter dem Wort Uebereinfunft findet, in der Novelle fehlt, 
fein befonderer Rechtsſatz zu entwideln. 

3) Nur eine ſolche Uebereinkunft kann das Austreten rechtlich 
möglich machen, wenn überhaupt dies vereinbart werden kann, 
welche eine „gegenfeitige Uebereinkunft“ ift, d. 5. eine Ueberein— 
funft aller Gefellichafter, alfo ſämmtlicher Complementare (wor: 
auf die Berweifung des HGB auf Art. 123 Ziff. 4 zum Ueber: 
fluß deutet) und der Actiencommanditiften, welche immer vermit: 
telſt Beichluffes der Generalverfammlung fi, erflären. 
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nad) ift erforderlich, daß eine unter Angabe des Zweds « 
berufene Generalverfammlung das Austreten beſchloſſen 
und fodann der Auffichtsrath’ in Ausführung diefes Be— 
ſchluſſes im Namen der Commanbditiften und die nod) 
übrig bleibenden Complementare den Vertrag über das Aus- 
treten mit demjenigen Complementar, welcher austreten will, 
abgefchloffen haben. Der Beſchluß der Generalverfanms 
lung ohne diefe Ausführung defjelben genügt nicht, wenn 
gleich derfelbe dem Willen dieſes Complementars und 
der übrigen Complementare entfpricht, weil die bloßen 
Beichlüffe der Generalverfammlung feine Verträge fchlie- 
gen können. 

I. Die gefeglihe Wirkung des das bloße Aus- 
treten wollenden Vertrages ift die Auflöfung der Ge 
ſellſchaft“. Diefe Wirkung kann weder durch gleichzei- 
tigen oder nachfolgenden Beſchluß der Generalverfamm- 
fung noch durd) den Inhalt des Austretungsvertrages ab- 
gewandt werden. Dieſe Auflöfung ift in das Handels: 
regifter einzutragen der Ordnung wegen”. 

II. Diefe geſetzliche Wirfung, die Auflöfung, tritt 
nicht ein, wenn das Statut fie abwendet durch die 
Beitimmung, daß ein das bloße Austreten wmollender 
Bertrag die Auflöfung nicht zur Folge haben folle”; e8 

4) HGB Art. 189 Satz 2. 

5) HGB Art. 186 Abſatz 2. 

6) Novelle $ 1 Art. 199. 

7) Novelle $ 1 Art. 199 letter Sat, wo für das Genauere 
auf den Artikel 129, welcher die Auflöfung der offenen Gefell: 
ihaft betrifft, vermwiefen wird. 

8) Novelle $ 1 Art. 199. Diefer Rechtsſatz ift ein neuer 
der Novelle gegenüber dem Art. 199 des HGB, nad welchem 
der die Auflöjung bejtimmende Rechtsſatz ein abjoluter if, 
deffen Anwendung alſo durch das Statut nicht ausgeſchloſſen 
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tritt dann Tediglich die gewollte Wirkung des Vertrages 
ein. Diefe muß aber möglich fein, was nicht der Yall 
ift, wenn der einzige Complementar oder wenn die meh— 
reren ſämutlich austreten wollen, dann kann der Wille 
des Austretens nicht ausgeführt werden; es hat dann 
der Bertrag die gefeglihe Wirkung der Auflöfung. 
Es iſt gleich, ob die Beftimmung im urfprünglichen Sta- 
tut enthalten ift oder erft in einem Nachtrag zu dem- 
ſelben“. Es muß aber diefer Nachtrag in einer früheren 
Generalverfammlung (als derjenigen , welche den Vertrag 
befchlieht) , welche unter Angabe des Zweds berufen ift, 
befchloffen und durch inregiftrirung gültig geworden 
fein”, weil nur ein bereits vorhandenes Statut die 
gejeglihe Wirkung abmwendet. 

III. Wenn kraft der Beitimmung des Statuts der 
das Austreten wollende Vertrag diefe gemwollte Wirfung 
haben kann, fo ift num, foweit es vom Inhalt abhängt, 
gültig eine Abänderung des Statuts für die beftehenblei- 
bende Gefellichaft unter den Gefellfchaftern vereinbart 
worden. Das Statut darf, mas es foll, nunmehr 
den einen anstretenden Complementar nidt 
mehr enthalten. Diefe Abänderung des Statuts be- 
darf zu ihrer Gültigkeit zuvörderſt der notariellen oder 


werden kann. Der neue Nedtsfab iſt zu Frommen weder der 
Commanditiften noch der Gefellichaftsgläubiger. 

9) Novelle $ 1 Art. 199. Correct ijt die Faſſung nicht, 
welche diefen Nachtrag „einen den Gejellichaftsvertrag abäne 
dernden Vertrag“ nennt. Bol. auch Thöl Praris de3 Hans 
delsrechts ©. 35. Es erinnert dies an den Irrthum, welcher den 
gefetlichen Inhalt eines DVertrages für einen ſtillſchweigend ver: 
einbarten hält. 

10) Novelle 8 1 Art. 198, 
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gerichtlichen Beurkundung". Die Abänderung ift enthalten 
in dem abändernden Bertrag, welcher alfo diefer Beur- 
fundung bedarf. Der abändernde Vertrag bedarf fodann 
der Eintragung in das Handelsregifter; bevor diefe erfolgt 
ift, Hat derfelbe Feine rechtliche Wirkung”, ift mithin der 
Complementar noch nicht ausgetreten. Vom Augenblid 
an, wo fie erfolgt ift, tritt die rechtliche Wirkung des 
Vertrages ein. Die Negifterbehörde ift verpflichtet den 
eingetragenen Vertrag zu veröffentlichen '. 

IV. Der Complementar haftet für die Geſellſchafts— 
ſchulden, welche in dem Augenblik, wo die Eintragung 
des Austritts erfolgt ift, bereits beftanden, folange, bis 
die Gläubiger befriedigt find oder die Verjährung einge- 
treten ift. Die finfjährige Verjährung der dann bereits 
fälligen Forderungen beginnt mit dem Tage der Eintragung ". 

V. NRüdwirfende Kraft. Den Beftimmungen des 
Artikel 199 der Novelle ift durch den S 5 der Novelle 
. rüdmwirfende Kraft beigelegt: fie follen auch auf frü- 
here Actiencommanditgefellfchaften Anwendung finden. Eine 
ſolche Ausnahmsbeſtimmung darf nicht über den Wort- 
laut hinaus verftanden werben, zumal dann nicht wenn 
wie hier durch diefelbe Nechte aufgehoben werden, welche 
bisher beftanden. 

1. Die Xctienzeichner und die fpätern Nehmer der 
Gründungsscheine und Actien und die Gefellfchaftsgläubiger 
haben der Perfönlichfeit jedes Complementars (dem Ber: 
mögen und weit mehr der Bedeutung des ganzen Merz 
chen) ein feltenes Bertrauen geſchenkt, ihnen allein tie 


11) Novelle $ 1 Art. 198 Sap 1. 

12) Novelle $ 1 Art. 198 Sat 2 und 3. 

- 13) Novelle $ 1 Art. 198 Sab 2. 

14) HGB Art. 172. 146 bis 149. Vgl. oben $ 97. 


Du 
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man e8 nennt den Credit gegeben, und haben das gethan 
mit Rückſicht auf die durch das Geſetz zur Aus- 
gleihung der Allgewalt der Komplementare und der 
Machtlofigkeit der Commanditiften zugeficherten redt- 
fihen Unmöglichkeit der Compfementare fi) den Un— 
ternehmen, dem fie eben zur Sicherung aller übrigen 
Retheiligten dauernd angehören follen, zu entziehen, was 
fie fonft einer nach dem andern würden können, nachdem 
fie vielleicht ihre Allgewalt in ihrem alleinigen Intereffe 
zum Nachtheil des Unternehmens und der Commanditiften 
und Gläubiger gemißbraucht haben. Nicht anders ift es, 
wenn das Statut oder ein Nachtrag zu demfelben die 
Anstrittsclanfel, wie man fie nennen kann, (nem— 
fi) eine die Vereinbarung des Austritts geftattende Des 
ftimmung) enthält, weil das Gefet durch den abjoluten 
Rechtsſatz die Ungültigkeit diefer Claufel zugefichert hat. 
Hiernach haben bei den vor der Novelle errichteten Ge— 
ſellſchaften alle Betheiligten durch das Geſetz ein Necht 
darauf erworben, daß das Austreten in Folge gegenfeiti- 
ger Webereinfunft unftatthaft if. Durd die Beftimmung 
der Rückwirkung ift diefes Recht für beftimmte frühere 
Geſellſchaften aufgehoben. 

2. Der demnach ftreng einzuhaltende Wortlaut des 
S 5 ergiebt Folgendes. Der reichsgefeglichen Beſtimmung 
der Gültigkeit der Austrittsclauſel ift nicht” für alle 
früheren Aetiencommanditgefellfchaften , nemlich welche bes 


15) Anderer Anficht ift vielleicht da8 ROHG Entſch. Bd 7. 
©. 342 3. 100. u. 63 bezieht die PVeftimmung des $ 5 der 
Novelle ohne zu untericheiden auf „die ältern“, alfo auf alle 
ältern Commanditgeiellichaften auf Actien. Es war aber die ge: 
nauere Faſſung nicht durdaus nothwendig, da die Geſellſchaft 
erit 1869 errichtet worden ift. 


— — — — — —— — — — — — — — 
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reit8 vorhanden waren, als die Novelle in Kraft trat, 
rückwirkende Kraft beigelegt worden. Bon den früheren 
Geſellſchaften iſt nur eine Claſſe hervorgehoben, nem- 
lich nur die „zur Zeit der Geltung des Art. 199 
in der früheren Faſſung errichteten” Gefellichaften. 
Diefe Geltung ift gleichzeitig mit der des ganzen HGB 
eingetreten, die Zeit der Geltung des Art. 199 des 
HGB beginnt denmad in den verfchiedenen Staaten zu 
verfchiedenen Zeiten”. Nur für die zu diefer Zeit 
errichteten Gefellfchaften ift die rüchwirfende Kraft 
ausgefprochen " Der Sinn ift Harer ausgedrüdt: mur 
für die unter der Herrfchaft des HGB errichteten Ge- 
ſellſchaften. Aber auch von diefen Gefellfchaften foll nur 
„diejenigen“ die rüdwirkende Kraft treffen, bei mel 
chen in dem Statut oder einem Nachtrag zu demfelben 
die Nichtauflöfung „beſtimmt iſt“, alfo die Austritts- 
clauſel fich bereits (zur Zeit wo die Novelle in Kraft tritt) 
vorfindet. Die Claufel kann alfo auch für diefe Gefells 
Tchaften nicht hinterher gültig ausgefprocdhen werden. 
Für die andere Elaffe der früheren Gefellfchaften, 
alfo für die nicht zur Zeit fondern dor der Zeit der 
Geltung des HGB errichteten, ift die rückwirkende Kraft 
nicht ausgefprochen. Bei ihnen verbleibt e8 alfo bei dem 
früheren Necht, alfo bei dem Art. 199 de8 HGB. Die 
bei ihnen vorkommende Austrittschaufel ift mithin ungültig. 

16) Val. oben $ 19. ©. 67. 68. 

17) Diefe Zeit beginnt für Preußen mit dem 1. März 1362. 
Für Preußen find demnach die drei Glaffen von Nctiencomman: 
ditgefellfchaften folgende: 1. die vor dem 1. März 1862, 2. die 
nad; dem 28. Februar 1862, 3. die nach dem 8. Juli 1870 
errichteten. Für die dritte Claſſe gilt der Art. 199 der Novelle; 
für die zweite gilt er ebenfalls, aber kraft des SD der Novelle, 
nemlich rückwirkend; für die erfte gilt er gar nicht. 
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Siebente Abtheilung. 
Die eingetragene Handelsgenoſſenſchaft. 


8 202. 
Die eingetragene Handelsgenoſſenſchaft. 


Zu den Genoffenfchaften", nicht zu dem juriftifchen 
Perfonen, gehören auch die Erwerbs- und Wirthichafte- 
genoffenschaften, welche durch das norddeutſche Bundesges 
fe vom 4. Juli 1868 betreffend die privatrechtliche Stel— 
fung der Erwerbs» und Wirthfchafts - Genofienfchaften" 
beftimmt find”. Das Gefeg ift nunmehr Reichsgeſetz!. 
Eine Gefellfhaft der im $ 1 des Geſetzes? angegebenen 


1) Val. oben $ 121 Note 4. 

2) 3.8.81. ©. 415. 

3) Die Genoſſenſchaftsgeſetzgebung in Deutſchland. Kom 
mentar zu dem Reichsgeſetz u. f. mw. Yon Hermann von Sicherer. 
Erlangen 1872. 

4) Für Bayern find die 88 70—73 durch andere Artikel 
erſetzt. Vgl. von Sicherer die Genoſſenſchaftsgeſetzgebung ©. 319 
— 324. 

5) Der $ 1 lautet: | 

„Geſellſchaften von nicht geichloffener Mitgliederzabl, melde 
die Förderung des Kredits, des Erwerber oder der Wirthſchaft 
ihrer Mitglieder mittelft gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes be= 
zwecken (Genoſſenſchaften), namentlich: 

1) Vorihuß: und Kreditvereine, 

MRohſtoff- und Magazinvereine, 

3) Vereine zur Anfertigung von Gegenftänden und zum Ver— 
fauf der gefertigten Gegenftände auf gemeinfchaftlihe Rech⸗ 
nung (Produktivgenoffenihaften), 

4) Vereine zum gemeinfchaftlichen Ginfauf von Lebensbedürf: 
niffen im Großen und Ablaß in Eleineren Partien an ihre 
Mitglieder (Konfumvereine), 

5) Vereine zur Herftellung von Wohnungen für ihre Mitglieder, 
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Art kann eine „eingetragene Genoſſenſchaft“ 
werden, und dann hat fie bejtimmte, eben durch das Ge- 
fe beftinmte Rechte. Die angeführten Gefellichaften, 
Bereine, find, was ihr Verhältniß zum HGB betrifft, 
dreifacher Art: 1. die Conſumvereine und die Vereine 
zur Herftellung von Wohnungen fallen nicht unter das 
HGB; 2. die Vorfhuß- und Kreditvereine und die Roh: 
ftoff- und Magazinvereine fönnen darunter fallen, es kommt 
darauf an, was unter diefen Worten verftanden wird; 3. die 
Productivgenofjenfchaften fallen gänzlicd darunter, da der 
unter diefem Wort begriffene Berein eine Gejellfchaft zum 
Umfag mit Production ift, aljo zur Betreibung eines 
Handelsgewerbes". Die eingetragene Productivgenoffen- 
ichaft ift aljo eine eingetragene Handelsgeno]- 
ſenſchaft. Diefe Hat als Handelsgenoffenfchaft nichts 
Eigenthümliches. Zur Vergleihung der eingetragenen 
Genofienjchaft mit den übrigen in diefem Werf dargeftell- 
ten Geſellſchaften genügt die folgende Erörterung, deren 
Eintheilung den ſechs Abjchnitten des Geſetzes entſpricht. 
Es ergiebt fih, daß die meilten der die eingetragene 
Genofjenjchaft bejtimmenden Rechtsſätze theils den Rechts— 
fägen über die Actiengeſellſchaft teils den über die offene 
Handelsgejellfchaft entſprechen. 

erwerben die im gegenwärtigen Geſetze bezeichneten Nechte einer 
„eingetragenen Genoſſenſchaft“ unter den nachjtehend angegebenen 
Bedingungen”. 

Uebrigens „verlieren die in $ 1 bezeichneten Geiellichaften den 
Character von Genofjenihaften im Sinn de3 Geſetzes dadurch 
nicht, daß ihnen die Ausdehnung ihres Geſchäftsbetriebes auf Per: 
fonen, welche nicht zu ihren Mitgliedern gehören, im Statut ges 
ftattet wird”. So das Gejeh vom 19. Mai 1871. (8. ©. Bl. 
©. 101.) 

6) Vgl. oben $ 26 Nr 2, 
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Il. Erridtung. Die eingetragene Genoſſenſchaft 
entjtcht wie die Actiengeſellſchaft durch Eintragung des 
Gefelljhaftsvertrages („Statuts“) und des Mitglie- 
Derverzeichnifjes in das Genoſſenſchaftsregi— 
ter. Das Statut bedarf nicht der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung, es genügt die fchriftliche Ab- 
jaffung; es muß einen bejtimmten Inhalt haben, ins- 
befondere die Bedingungen des Ein- und Austritts der 
Genoſſenſchafter und die Beſtimmung enthalten, daß alle 
Genofienfchafter für die VBerbindlichkeiten der Genoſſen— 
ſchaft jolidarifch und mit ihrem ganzen Vermögen haften. 
Das Statut ift im Auszug zu veröffentlichen. Das 
Berzeihniß der Genoſſenſchafter ift vierteljährlich zu bes 
richtigen". Dede Abänderung des Statuts ift ebenfalls 
einzutragen”. 

Il. Innere und äußere Seite. 

1. Rechtsverhältniffe der Genofjenfchafter unter eins 
ander. Zunächſt ift der Bertrag, das Statut, bejtim- 


7)®682. 

8) Die Errichtung der Genoſſenſchaft betreffend entſprechen 
einander mit mehr gleichen als abweichenden Bejtimmungen, be: 
treffend 1. Form de3 Statut? und Beitrittserflärung; 2. Firma; 
3. Anhalt des Statuts; 4. Eintragung und Veröffentlichung ; 
5. Wirkung der Gintragung; 6. Abänderung des Statuts; 
7. Zweigniederlaffung; 8. Oeffentlichkeit des Regiſters. 

1. G.G. 8 2. Abſatz 1. 4. Novelle $ 1 Art. 208 Sab 2.3. 


2: 2. Abſatz 2. 3. HGB Art. 18. 20, 

3. 3. Novelle $ 1 Art. 209. 

4. 4 210, 

5. 5 wörtlich 211 Satz 1. 
6. 6 214 Satz 2.3. 
2 7. wörtlich 212. 

8. 8. HGB Art. 12. 13. 14. 
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mend. Gewinn und Berluft wird vertheilt nad) Maaf- 
gabe der Einlagen; der nad) Erſchöpfung des Genofjen- 
Ichaftsvermögens noch verbleibende Berluft wird nad) 
Köpfen vertheilt”. Die den Genofjenfchaftern gemeinfa- 
men Rechte werden vermittelft Beihlußfaffung der Ge 
neralverfanmlung ausgeübt”. 

2. Nechtsverhältniffe der Genofjenfchafter und der 
Genofjenfchaft gegen Dritte. a. Berechtigung und 
Verpflichtung vermittelt der Firma erfolgt wie bei der 
offenen Handelsgeſellſchaft“. — b. Genofjenfchafter gel- 
ten als Kaufleute”. — ec. Den Genofjenfchaftsgläubis 
gern haften alle Genofjenjchafter ſolidariſch und mit 
ihrem ganzen Bermögen und ohne die Einrede der Theil— 
ung, alfo ſoweit ebenfo wie die offenen Geſellſchafter“, 
aber nur infofern und infoweit, als das Genofjenjcafts- 
vermögen zu ihrer Befriedigung nicht ausreicht, fie haften 
alfo nur für die Ausfälle”. Der Gläubiger, welcher 
die Solidarhaft gegen einen Genofjenfchafter geltend ma- 
hen will, muß alfo nachweifen, daß das Genofjenjchafts- 
vermögen nicht ausreicht. Im Fall des Koncurjes uns 
terliegt diefe Geltendmachung noch bejondern Boraus: 
ſetzungen“. Diefe find, daß das Koncursverfahren (Falli— 
ment) beendigt ift, und daß die Forderung bei demſelben 
angemeldet und verificirt iſt“; der Forderung ftehen übri- 

9) 8.6. $ 9. 

10) 8.6. $ 10. Wörtlich wie HGB Art. 224. 

11) 8.6. $ 11 Satz 1.2. Wörtlich wie HGB Art. 111 
Sub 1. 2. 

12) 6.6. 8 11 Sat 3. 

13) HOB Art. 112, 281. 

14) G.G. $ 12. 

15) $ 12. 51. 

16) $ 51. 
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gens Einwendungen nur damı entgegen, wenn gegen dies 
jelbe vor der Berification vom Borftande oder den Yiqui- 
datoren MWiderfpruch erhoben worden it”. — d. Wer 
in eine Genofjenfchaft eintritt haftet wie der in eine offene 
Handelsgefellichaft eintretende“. — e. Genofjenfchafter- 
innen entbehren der Nechtswohlthaten der Frauen”, — 
f. Die Privatgläubiger eines Genofjenfchafters haben 
diefelben Rechte wie die eines offenen Gefellichafters ". 
III. Porftand. Aufſichtsrath.  Generalverfammt 
lung. 1. Der Borftand. Einen jolden md zwar 
aus der Zahl der Genofjenfchafter gewählten foll die Ge- 
noffenfchaft haben. Im Uebrigen gilt dafjelbe was von 
dem PVorftande der Actiengefellichaft gilt”. 2. Ueber 
die Bevollmädtigten ift ebenfo beftimmt wie bei 


17) $ 51 letzter Sat. 

18) $ 12 Satz 3.4. Wörtli wie HGB Art. 113 Saß1.2. 

19) $ 12 Iegter Sat. ntipriht dem HGB Art. 6. Satz 2. 

20) $ 13. 14. 15. 16. Wörtlich wie HGB Art. 119. 120. 
121; 128, 

21) Den Borftand betreffend entiprechen einander (m — wörtlid): 


8.6. $ 17. faſt w, HGB Art. 227. 
18. faft w. 228. 
19. w. 229. 
20 Abſatz 1. w. 230. 
2Abſatz 2. liegt in 230. 
21, w. 231. 
22, w. 232. 
23. theilweiſe w. 233. 
24. w. 285. 
25. neu. 

26. theilweiſe w. 239. 
N ESatz 1. w. 241. 


27 Satz 2. neu. Geldbuße bis zu 200 Thalern. 
67 neu. Geldbuße bis zu 20 Rthlr. 
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der Uctiengefellichaft”. 3. Eigenthümlich ift, daß nicht 
neben dem Vorſtand ein Auffihtsrath nothwendig 
ift. Iſt ein folder aber gewählt, fo gilt von ihm daſ— 
jelbe wie bei der Actiengefellfchaft”. 4. Ueber die Ge- 
neralverfammlung ift ebenfo bejtimmt wie bei der 
Actiengeſellſchaft, ausgenommen daß der zehnte Theil 
der Genofjenfchafter, alſo der Perfonen, es ift, welcher 
die Berufung einer folchen verlangen darf”. Eigenthüm— 
Lich ift das Protocollbuch über die Beichlüffe der Gene- 
ralverfammlung, deſſen Einſicht jedem Genoſſenſchafter 
und der Staatsbehörde geſtattet werden muß ”. 

IV. Die Auflöfung der Genoffenfhaft und das 


22) G.G. $ 30. Wörtlid) wie HGB Art. 234. Vgl. oben 
8 171. 
23) Den Auffihtsrath betreffend entjprehen einander: 


G.G. 8 28 Saß 1. neu. HOB 

Satz 2. 3. w. Art. 225 Sup 1. 3. 
Satz 4. neu. 

Satz 5. iv. 225 Sab 2. 

Sub 6, w. 225 Satz 3. 

29 Satz 1 erſte Hälfte m. 194 Sat 1. 226. 

Sab 1 zweite Hälfte 186 letter Satz. 
Satz 2. neu. 


Satz 3. 4. neu. 
24) Die Generalverjammlung betreffend entſprechen einander: 


6.8. $ 10. w. HGB Art. 224. 
31 Satz 1. w. 236. 
Satz 2. w. 237 Satz 1. 
Satz 3. w. 237 Abſatz 2, 
ausgen. „zehnte Theil der Genoſſenſchafter“. 
32. w. 238, aber 
Zuſatz im $ 32 „über Leitung der Verſammlung“. 
33 Satz 1 nur andere Faffung 241 Sub 2, 


25) 6.6. $ 33 Sa 2. 
Thörs Handelöreht. Ir Bd. dte Aufl. 37 


z ” \ 
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Ausscheiden einzelner Genofjenfchafter. Auflöfung. 

Gründe: 1. Zeitablauf. 2. Beſchluß. 3. Concurs“. 

4. Gerichtliches Erkenntniß auf Betreiben der höheren 
Berwaltungsbehörde wegen das Gemeinwohl gefährdenden ( 
Berfahrens oder andern als des gejeglich genofjenfchaft- 
lichen Gejchäftsbetriebes”. Die Auflöfung ift durch den 
Vorſtand zur Einregiftrirung anzumelden und drei Mal 
zu veröffentlichen”. Ausſcheiden. Jeder Genofjen- 
Ichafter hat das Recht auszutreten auch wider Vertrag, 
aber nur mit dem Schluß des Gefc;äftsjahres und nach viers 
wöchentlicher Kündigung”. Werner erlifcht die Mitglicd- 
ſchaft durch Tod und durch Ausfchliegung wegen Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte“. Die ausgetretenen, die aus— 
gefchloffenen, und die Erben der verftorbenen Genofjen- 
ichafter bleiben den Gläubigern verhaftet bis zur Verjäh— 
rung, und haben nur ein Recht auf Auszahlung in Geld 
ihres Geſchäftsantheiles“. 

V. Die Liquidation der Genoſſenſchaft. Es gilt 
dafjelbe, was für die Actiengefellfchaft gilt; für welche 
wieder das gilt, was für die offene Handelsgejellichaft 
gilt”. Werner ift eine Bervollftändigung da, fie betrifft 


26) $ 34. 27) $ 35. 

28) $ 36. Wörtlih fo LOB Art. 243 bei der Actienge— 
ſellſchaft. Die bier ftehenden dort fehlenden Worte „bei Ord— 
nungaftrafe” ergänzt dort der $ 66. 

29) $ 38. 30) 8 38. 31) $ 39. 

32) Die „Liquidation der Genofjenfhaft” betreffend entſprechen 
einander wörtlich oder fait wörtlich: 

8.8. 8 40. HGB Art. 244 Satz 1. 3. 


4. w. 135 Sab 1.2 (244 Sa 2). 
42. w. 135 Iegter Abſatz (244 Satz 2). 
42 letzter Sab w. 136 (244 Sub 2). 

43. faft wm. 137 (244 Gab 2). 


Zi — 
ie = 
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die Verwendung der Gelder, welche bei Auflöfung der 
Genoſſenſchaft vorhanden find und während der Liquidation 
eingehen ””, und betrifft ferner den Concurs der Genoffen- 
Ihaft” und das Verfahren bei Inſufficienz ohne Eröff- 
nung des Concurfes” und den Erfag des unfähigen oder 
unthätigen Vorſtandes durch Piquidatoren 

VI. Die Verjährung der Klagen gegen die Genoffen- 
ſchafter. Hier ift das aufgenommen, was für die offene 
Gejellfchaft gilt, mit menigen Abweichungen. Nemlich 
ftatt 5 Jahre find 2 Jahre gefegt, ferner beginnt die 
Verjährung wenn das Ausjcheiden oder die Ausfchliegung 
dem Handelsgericht angezeigt ift (bei der offenen HG 
erft mit der Eintragung in das Handelsregifter) ”. 


44. w. 138 (244 Satz 2). 
45, w. 139 (244 Satz 2). 
46. faft w. 140 (244 Sub 2). 
49, w. 144. 


50. mw. 145. 
33) G.G. 8 47. 34) ©.6.$ 48.51.52 — 58. 60—62. 
35) 6.6. $ 59. 36) G.G. $ 60. 61. 
37) „Die Verjährung der Klagen gegen die Genoſſenſchafter“ 
resp. „die Geſellſchafter“ (bei der offenen Handelsgeſellſchaft) be: 
treffend entſprechen einander wörtlich: 


6.6. 8 63. HGB Art. 146. 147. 
64. 148. 
65. 149. 


jedod) mit den im Tert angegebenen Abweihungen. Außerdem 
bat $ 63 den Satz: Bei Fündbaren Forderungen tritt die Kün— 
digungsfrift der Berjährungsfriit Hinzu. Und bat $ 64 die 
Worte „beziehungsmeife gegen die Concursmaſſe“, welche im 
HGB fehlen. 


37* 
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Achte Abtheilung. 
Der Speculationsverein. 
g 203. 

Der Speculationsverein'. Beiſpiele“. Die Bereint- 
gung zu einem oder mehreren einzelnen Handelsgejchäften 
für gemeinfchaftlihe Rechnung’ kann man kurz und tref- 
fend nennen einen Speculationsverein oder eine 
Speculationsvereinigung‘; die Gefellfchafter muß man 


1) HGB Art. 266— 270. — Code de commerce Art. 47 
—50. — Regolamento Art. 46—49. — Cödigo de comereio 
Art. 354—358. — Codigo commercial Art. 571—576. — 
Wetboek v. K. Art. 57. 58. — Wolff die Gelegenheitsgeſell— 
haft in Bush Ardiv Bd 18. (1870) S. 257—283, 

2) Beijpiele: ROHG Bd 4. ©. 335— 341 (Farbeivaaren 
nad Yokohama). — Bd 5. ©. 77—81 (eine Parthie Mäntel: 
ftoffe). — Bd 8. ©. 46—51 (Lombardiſche Eijenbahnactien). — 
Bd 9. S. 232—284 (165 Gänſe). — Bd 9. ©. 160—165. 
(Vermahlung von Mablgut und Verkauf von Mehl und Kleie.) 
Bejonderd zu vgl. wegen der Erörterung des Unterſchiedes zwi— 
hen diefer Vereinigung und der ftillen Gefellihaft. — Bd. 10. 
©. 260— 263 (Holzumja). — Wolff in G. 3. 388 S. 391 - 400. 
(Eonfortium zwifhen der mitteldeutichen Creditbant in Meiningen 
und Banfhäufern und Gapitaliften in Frankfurt und Alerandrien 
zur Negociirung von zwei Anleihen der aegyptiſchen Negierung.) — 
Goldſchmidt in feiner Zeitihrift Bd 15. ©. 299—325 (Lieferungs: 
vertrag von 307000 Zollcentner Schienen). — Ueber Actienconfor: 
tium vgl. oben $ 128. 

3) Art. 266. 

4) Der Ausdrud Speculationdverein, Speculationsvereinigung, 
empfiehlt fi dadurh, daß er das Wort Gefellihaft nicht hat, 
welches das HGB hier abfichtlidh vermeidet, und daß das Wort 
Speculation auf den Inhalt des „gemeinfamen Unternehmens” 
(Art. 267) deutet. Er ift daher dem Ausdrud Gelegenheits: 
gejellihaft (melden da3 ROHG Entiheidungen Bd 8. ©. 47.49. 
Bd 9. S. 162 gebraucht) und welcher das Wort Gelegenbeits: 
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aber Theilnehmer (an der Vereinigung) nennen’, weil 
dies der technische und ein guter Ausdrud des HGB für fie 
it. Das HGB hat über den Speculationsverein nach der 
innern und äußern Sinn hin beftimmt. Soweit e8 feine 
Beftimmungen enthält, kommt das gemeine und particuläre 
Net über Gefellfchaften zur Anwendung. Uebrigens 
ftimmen die Rechtsfäte des HGB faft durchweg mit dem 
bisherigen Necht überein‘, fo daß für den Speculations- 


gefellihafter hervorgerufen hat (a. a. DO. Bd 8. ©. 48), vorzu⸗ 
ziehen. Der Zuſatz „jogenannte” verführt zu der Meinung, daß 
Gelegenbeitägefellihaft ein eingebürgertes Wort fei, was nicht der 
Fall ift. Der von Ginigen gebraudte Ausdrud Gefellihaft a 
eonto meta ijt nicht characteriftiih für den Speculationsverein, 
weil auch bei einem Handeldgemwerbe die Geſchäfte für gemein 
ſchaftliche Rechnung gehen. (Ein freilich nicht präcifer Sprach— 
gebrauch fagt allerdings Gefellihaft ftatt Geſchäft, a conto 
meta, und braucht meta für proporzionale; dies gegen Brindmann 
HR 8 34 Note 10 und Morftadt HR $23 C. Note 95). In 
den Geſetzen fommen folgende Namen vor: 
Les associations commerciales en participation (Code de 
com.). Berbindungen zu einzelnen Handeldunternehmungen 
(badifches HR). Le associazioni commerciali in parteci- 
pazione (Regolamento). La sociedad accidental, aud 
cuenta en participation (Cödigo de comercio). A associa- 
cao (auch sociedade) em conta de participacao, auch socie- 
dade momentanea, auch sociedade anonyma (Codigo com- 
mercial). Handelingen voor gemeene rekening (Wetboek). 
Das preußifche und das öfterreichiiche Recht haben für den Verein 
feinen Namen. — Der Spefulationdverein nennt fidh felber zus 
weilen Confortium, auch Syndieat. 

5) Nicht aber follte man fie abwechjelnd auch Theilhaber 
nennen; noch weniger ift e3 gerechtfertigt, den Ausdruck Theilhaber 
fogar für den offenen Handelsgefellfhafter zu gebrauchen, den 
da3 HGB immer nur Gefellfchafter nennt. 

6) Die Ausnahmen betreffen das Recht auf Verzinſung der 
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verein wenig Befonderes gilt. Das Gefchäft muß ein 
Handelsgefchäft durch die Theilnehmer oder einen der 
Theilnehmer fein. Der Speculationsverein Tann unter 
Kaufleuten und unter Nichtkaufleuten und unter Kaufmann 
und Nichtkaufmann vorkommen. Unter Perfonen, welche 
feine Kaufleute find, muß das Gefchäft ein abſolutes 
Handelsgefchäft fein, unter Kaufleuten oder unter Kaufe 
mann und Nichtfaufmann darf e8 im Handelsgefchäft ir- 
gend einer Art alſo aud ein Hülfsgefchäft zweier Kauf— 
leute oder auch nur eines Kaufmanns, welcher es mit ei- 
nem Nichtlaufmann fchlickt, fein", 

I. Innere Seite‘. 1. Der PVereinsvertrag ift 
formlos”. 2. Die Theilnehmer find im Zweifel ver 
pflichtet, in gleichem Verhältniß zur Erreichung der Zwecke 
beizutragen" durch Arbeit, Geldeinlage u.f.w. 3. Die 
Antheile an Gewinn und Berluft find im Zweifel Kopf 
theile”. 4A. Jeder Theilnehmer hat ein Recht auf Vers 
zinfung feiner eingezahlten, nicht feiner rückſtändigen wenn 
gleich noch nicht fälligen, Einlage und zwar mit ſechs 
Procent”. 5. Derjenige, welchem (als Complementar) 
die Ausführung der Vereinbarung übertragen worden ift, 
fei er ein ZTheilnehmer oder ein Dritter, ift verpflichtet 


Einlage (Note 13) und die Solidarität, wenn alle Theilnehmer 
gemeinſchaftlich contrahiren. 

7) Dies ſcheint auch die Anficht des ROHG Entſch. Bd 10. 
©. 262 3.6. u. ff. zu fein. 

8) 3. B. eine bemweglihe Dampfmafchine mird gemiethet zus 
jammen von zwei Fabrifanten oder von einem Fabrikanten und 
einem Gutsbeſitzer, welcher nicht Kaufmann ift. 

9) Hamburger Sammlung Bd 2. Nr 68. ©. 575—585. 

10) Art. 266, 11) Art. 267. 
12) Art. 267. 268. 13) Art. 268. 287. 
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zur Kechnungsablage' und ift, wenn er Theilnehmer ift, 
verpflichtet und berechtigt zur Liquidation”, wenn er ein 
Dritter ift, verpflichtet zur Liquidation. 

I. Aeußere Seite. Auftreten des Specula- 
tionsvereins nah außen Hin. Der Verein d. h. die 
Theilnehmer kommen oder kommen nicht nad) außen Hin 
zur Erfheinung”. 1. Wenn ein Theilnehmer oder ein 
Dritter ein vereinbartes Gefchäft (oder mehrere oder alle) 
in eigenem Namen abjchließt (gleichviel ob dazu beauftragt 
oder ſich aufdrängend) oder im Namen der Theilnehmer 
aber ohne zu diefer Form des Abfchluffes Auftrag zu 
haben (alfo ohne Vollmacht zu haben) und ohne daß dieſe 
den derartigen Abſchluß fpäter genehmigen”, fo ift er, der 
Contrahent, dem Dritten gegenüber allein berechtigt und 
verpflichtet ”. Das PVereinsverhältnig ift dem Dritten 
gegenüber ohne Wirkung, d. h. abgefehen von etwaiger 
Bereicherung der Theilnehmer durch das Geſchäft. Die 
Theilnehmer bebürfen um gegen den Dritten, und er be- 


14) Art. 270 Abſatz 1. 

15) Art. 270 Abſatz 2. 

16) Sehr umfichtig ift die Faffung des Cödigo de comer- 
cio Art. 356. 357, weniger die de3 Codigo commercial Art. 
571, 576; aber unvorfichtig die des Wetboek v. K. Art. 58 
zu Ende. Nur diefe Geſetzbücher erwähnen der Haftung nad 
außen hin. 

17) Es ift ganz unrichtig, den Verein dahin zu dharacterifiren, 
daß er als Verein dem contrabirenden Publikum nicht erfcheine. 
Morftadts (HNE 23 C. Note 92) „Critik“ dieſes Satzes be— 
deutet nichts, weil fie in den Anſchauungen franzöfiicher Juriſten 
wurzelt. 

18) Dies find die Vorausſetzungen des erften Sabes des Art. 
269, wie aus Sat 2 erhellt. 

19) Art. 269 Satz 1. 
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darf um gegen fie Hagen zu können, der Klagenceffion. 
Der Dritte braucht fi) nicht an die Theilnehmer verwei- 
jen zu laſſen vermittelft aufgedrungener Ceffion der fei- 
nem Kontrahenten gegen fie zuftehenden Klage. 2. Wenn 
ein Theilmehmer oder ein Dritter ein vereinbartes Ge— 
Ihäft (oder mehrere oder alle) im Namen der Theilneh— 
mer (und zwar aller, nicht blos der übrigen”) und zwar 
in diefer Form kraft Auftrages, alfo mit einem Wort 
wenn er e8 in Vollmacht der Theilnehmer abjchließt, fo 
it jeder Theilnehmer dem Dritten gegenüber folidarifch 
berechtigt und verpflichtet. Eben diefe Wirkung foll ein- 
treten, wenn alle Theilnehmer gemeinfchaftlich („jeder mit 
offenem Bifir“) ein Geſchäft gefchloffen haben”. 


20) Die Yaffung des Art. 267 Sat 2 ift ungenau. Der 
auftretende Theilnehmer bedarf des Auftrages der übrigen, aber 
er tritt auf im Namen aller, fich felber eingejchloffen, nemlich 
mit der (gleichviel wie ausgedrüdten) Erflärung, daß alle er 
eingefchloffen berechtigt und verpflichtet werden wollen. 

21) Art. 269 Abfaß 2. 





Anhang. 


Zu $ 1. 

1) &3 genügt die Vergleichung folgender Particularredhte: 

Leipziger Handelögericht3ordnung von 1682. Art. II. 

Das preußiſche Landrecht II. 8.7. 8A75—2464 giebt Feine 
Bezeihnung von Handelsfachen, die allg. Gericht3ordnung Tit. 30 
8 2 vermweifet für die Competenz der Handelgerichte auf deren 
befondere Reglements. 

Nürnberger Handelsgerichtsordnung von 1804. 8 8. (Nürm— 
berger Sammlung von Beiträgen zur Erläuterung der nürnberger 
HGO. Nürnberg 1846). 

Baieriihe Verordnung vom 5. März 1804 und 31. Januar 
1806. (Meißner Eoder der Wechſel-Rechte. Bd 1. S. 197.198), 

Code de commerce Art. 631 —638 

Rheiniſches Hab. Art. 631—638. 

Badifches Handelsrecht. Art. I. la. 1b. 

Hamburger Handelsgericht3ordnung vom 15. December 1815. 
(in Anderfon Sammlung Bd 2. ©. 207 ff.) Art. 9—13. 

Bremer HGO. Art. 18. 

Regolamento provvisorio Art. 601—608. 

Der Cödigo de comereio Art. 1199—1203 bezeichnet für 
die Gompetenz der Handelsgerichte, Handelsfahen u. ſ. mw. durd: 
über welde in diefem oder verfügt iſt, bezeichnet aber in Art. 
359. 360 noch befonders die Faufmännifhen Käufe und Ber: 
käufe. 

Eben fo der Codigo commercial Art. 1029. Art. 11. 34. 35. 
92. 95. 504. 

Wetboek v. K. Art. 2-5. 

Die Teipziger HGO. v. 1682. Art. II. fagt: alle Sachen, 
. . . die von Merfanz, Handlung und Wechſel berfommen, dies 
jelbe angehen, iMmd.davon dependiren . . . in Summa alle Sachen, 
die in Kaufmanns: Handel und Wandel beitehen, und davon her: 
rühren. — Val. auch Cesarini Bd 10. ©. 53--72. 

2) Goldfhmidt Handbuch Aufl. 1. S. 318—322 insbefondere 
au die Noten 13—17. 

3) Vgl. die Note Sin Goldihmidt Handbuch Aufl. 1. ©. 303. 
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Zu 8 2. 

1) Es nebört hierher von neueren Werfen insbefondere 

1. Handbud für Kaufleute, oder Überſicht der wichtig: 
ften Gegenftände de3 Handels und Manufakturweſens, der Schiff: 
fahrt und Panfaeihäfte, mit fteter Beziehung auf National:Öfo: 
nomie und Finanzen. Nach dem Engliſchen des Dictionary, prac- 
tical, theoretical and historical, of Commerce and commereial 
Navigation, by J. R. Mac Culloch, in alphabetiicher Ord— 
nung frei bearbeitet und mit den nöthigen Anmerkungen und Zus 
fäben verfichen von C. F. E Nidter. Zwei Bände. Stutt— 
gart und Tübingen 1834. Dazu ein Supplementbant, be: 
arbeitet nad der zweiten Auflage des Dictionary u. f. m. von 
L. R. Schmidt Stuttgart und Tübingen 1837. 

2. A. Schiebe, Univerfallerifon der Handelswiffenichaften, 
enthaltend die Münze, Maaß- und Gewichtskunde, das Mechiel:, 
Staatöpapier:, Banf: und Börſenweſen, das Michtigfte der höhern 
Arithmetik, der Contorwiſſenſchaft, Waarenfunde und Technologie, 
der Handelsgeſchichte, Handelsgeograpbie und Statiftif, des See— 
weeſens, der Staatswirthſchaft und Finanzwiſſenſchaft, des Han- 
belsrecht3 u. f. wm. Herausgegeben im Verein mit Dr. Bender 
u.f.w. u.f.w. Drei Bände. Leipzig 1837-1839. 

3. Mit dem Nebentitel: Bibliothek der gefammten 
Handel3mwiffenihaften. Bon Andree, Ajcher, Bleibtreu, Bo: 
rel, Bos, Brafh, Bruter, Buono, Pub, v. Mangoldt, Schmidt, 
Schwarzkopf, Seubert, Sommerville, Wächter. Stuttgart. Verlag 
von Engelborn. find erſchienen oder follen erjcheinen verfchiedene 
Werke, welche der Handeläwiffenfchaft im weiteren Sinne angehören. 
(1. Geographie des Welthandels. 2. Waarenkunde. 3. Rolls: 
wirtbichaftslehre. 4. Seerecht. 5. Handelsrecht. 6. Medhfellehre, 
7. Handelscorreipondenz. 8. Raufmännifche Phrafeologie. 9. Arith: 
metit des Verkehrslebens. 10. Comptoirwiſſenſchaft. 11. Münz-, 
Maaß- und Gewichtskunde). Bilden dieſe verſchiedenen Werke 
nur dadurch ein Ganzes, daß einem jeden Werke noch jener Ne— 
bentitel beigegeben iſt? 

Andere hieher gehörende Werke ſind angeführt bei Goldſchmidt 
Handbuch 8 2 Note 1 und 857 ©. 31. 

Die vollftändigfte Literatur der Handelswiffenfhaft im wei— 
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tern Sinn jedoch auf die letzten hundert Jahre und auf Deutichland 
beſchränkt, findet fi in folgendem durch das Mtaterienregifter be: 
fonder3 brauchbaren Merf: Bibliothek der Handlungds 
wiſſenſchaft, oder Verzeihnik der vom Jahre 1750 bis zu 
Anfang des Nabres 1845 in Deutichland erfchienenen Bücher über 
alle Theile der Handlungskunde und deren Hülfswiffenfchaften, des 
Buchhaltens, der Correipondenz, des Geldweſens, Rechnens, Hand: 
lungs- und Wechſelrechts. Zuerſt herausgegeben von Enslin. 
Zweite Auflage von W. Engelmann. Mit einem Materienregiſter. 
Leipzig 1846. 

Am bedeutendſten iſt, auch für die ältere und die außer— 
deutſche Piteratur, der Katalog der Commerz-Biblio— 
thek in Hamburg. Hamburg 1841. in groß 4. Dieſe Quart— 
ausgabe iſt durch den hamburger Brand ſehr ſelten geworden. 
Erſte Fortſetzung 1844. Zweite Fortſetzung 1847. Dritte Fort: 
ſetzung 1850. Vierte Fortſetzung 1853. ine Ausgabe in 
groß 8. ift erfchienen Hamburg 1864. Erſte Fortſetzung 1868. 
Aweite Fortſetzung 1873. 

2) Wenn man fagt: „die Waarenkunde beftehe aus einer 
Verbindung von Lehren der Naturgeſchichte, Phyſik, Chemie, 
Landwirthfchaftslehre, und Technologie”, fo find dabei nicht nur 
diejenigen Waaren überfehen worden, deren Beurtheilung (nad 
Güte und Brauchbarkeit) Kenntniß der Firmen oder des Staats: 
credit3 und juriftifche Kenntniffe verlangt: die Greditpapiere, 
fondern auch noch mande andere, wie Bücher, Gemälde, Kupfer: 
ftihe, Alterthümer, Raritäten. Die Literatur der Waarenkunde 
ift natürlich unüberfehlih. Einige Werke führt an Goldfchmidt 
Handbuh $ 2 Note 2. Beizufügen it: Johann Bedmann 
(Profeffor in Göttingen) Vorbereitung zur Waarenfunde. Theil. 
1794. Bd 2 erſtes Stüd 1796. von Keeß Darftellung des 
Fabriks- und Gewerbsweſens. Zwei Theile in drei ſtarken Bänden 
(etwa 2700 Seiten). Wien 1824. Erdmann-König Grundriß 
der allgemeinen Waarenfunde. Achte Auflage 1873. Die Waa— 
renfunde ift, joweit die Maarenfenntniß eine juriftiiche Kenntniß 
ift, im DVerfolg diefes Werkes zu finden. Vgl. die Erörterung 
der Ereditpapiere. 

3) 8. H. Rau Grundfäte der Volkswirthſchaftspolitik. Zte 
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Ausg. 8 249 -268. Ate Aug. 8 III— 254. F. Nobad Lehr: 
buch der Handelawiffenihaft. 1851. 8 20—54. von Saviany 
das Oblinationenreht. Pd 1. 1851. 840—48. ©. 403—506. 

4) Ad 3.4.5. Zwei Hauptwerke find: 1. Vollftändiges Tafchen: 
buch der Münz-, Maaß- und Gewichtsverhältniſſe, der Staatspapiere, 
des Mechiel: und Bankweſens und der Ufanzen aller Länder und 
Handelspläte. Nah den Pedürfniffen der Gegenwart bearbeitet 
von Chriſtian Nobad und Friedrih Nobad. Leipzig 
1850. 1851. Zwei ftarfe Bände, mit durdlaufenden Seitenzahlen; 
S. 1—1907. Zweite Auflane 1859. 1860. 2. A. Saling 
die Börfenpapiere. Zweiter Theil. Amer Hälften. 1871. 1872. 
Gine neue Auflage ift erfchienen. Andere Werke nennt Gold 
Ihmidt Handbuch Aufl. 2. 82 Note 3. 

5) Die Literatur niebt Bender engeres Handelsrecht S. 1—6, 
und W. Roſcher Grundriß zu Vorlefungen über die Staatswirthe 
Ihaft. Göttingen 1843. 8 41. ©. 90—93 und Goldfchmidt 
Handbuch Aufl. 2. S 2 Note 12 and 83 Note 11 und S5.6. 
(in3befondere Seite 24—27) und 87. Hervorzuheben ift ©. F. 
Sartorius urkundliche Gefchichte des Urfprungs der deutichen 
Hanfe. Herausgegeben von X. M. Rappenbera. Zwei Bände. 
Hambura 1830. von Gülich geſchichtliche Darftelung des 
Handels, der Gewerbe und des Aderbaues. 5 Bände mit Tabellen. 
Nena 1830—1845. Hirſch Danzigs Handels- und Gewerbs— 
geſchichte unter der Herrſchaft des deutſchen Ordens. Leipzig 1858. 
Falke die Geſchichte des deutſchen Handels. Zwei Theile. Leipzig 
1859. 1860. 

6) Es gehört hierher 1. der zweite Band von Beawes lex 
mercatoria or a complete code of commercial law. ed. VI. by 
Chitty. London 1813. — 2. A. Soetbeer über Hamkurgs 
Handel. Hamburg 1840. Die Fortfeßungen find erſchienen ı. 
d. T. Statiftif des hamburgifhen Handels. — 3. Das unten 
Note 8 angeführte Merf von v. Neden. — 4 Das unten 
8 10 unter Nr 5 angeführte feit 1847 erfcheinende Handels— 
Archiv. 

7) Hierher gehört das bibliopoliſche Jahrbuch, welches feit 
1336 zu Leipzig erſchienen ift. 

8) Das Hauptwerf it: W. F. von Neden allgemeine 
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vergleichende Handel: und Gewerb3: Geographie und Statiſtik. 
Berlin 1843. 

9) Biel über fie geben, von Werfen über nur einzelne Fragen 
abgejehen, die Motive zu den Handelsgejegentwürfen, die Dis: 
cuffionen der Geſetzgebungscommiſſionen, und die Werke über 
Staatswirtbihaft und über Polizeiwiffenfchaft. Wegen der viel: 
fachen Benugung im Folgenden mache ich bier nambaft: 8. 9. 
Rau Grundjäße der Volkswirthſchaftslehre. Heidelberg. Ste 
Ausg. 1847. 6te Ausg. 1855. Neuer Abdruf 1860. 8te 
Ausg. 1868. 1869. 9. H. Rau Grundfäge der Volkswirth— 
ſchaftspflege. Heidelberg 1828. 2te Ausg. unter dem Titel: 
Grundjäge der Volkswirthſchaftspolitik. Heidelberg 1839. Ste 
Ausg. 1844. Ate Ausg. Erſte Abtheilung 1854. Zweite 
Abtheilung 1858. 5te Ausg. 1862. 1803. K. H. Rau Grund: 
füge der Finanzwiſſenſchaft. Heidelberg. 8te Ausg. Erſte Abth. 
1850. Zweite Abth. 1851. Ate Ausg. Erjte Abth. 1859. Zweite 
Abth. 1860. 6te Ausg. 1571. Die drei Werke auch unter dem 
Titel: Lehrbuch der politiihen Okonomie Bd I. IL IH. Für eine 
Überfiht vgl. Rau Bwpolitit $ 229 —316, und defjen Artikel 
Handelspolitil, in der allgemeinen Encyelopädie von Erſch und 
Gruber S. 121—126. Es gehört hierher auch Büſch Darjtellung 
der Handlung Bd 1. Buch 5. Bd 2. Zuſätze 85—92, fo wie theils 
weile 8. Murbard Theorie und Politik des Handels. 2 Bde, 
Göttingen 1831. und H. 3. Dfiander über den Handelöverkehr 
der Völker. 2 Bde. Stuttgart 1840. 2te Aufl. 1842, und 
Mohl die Polizeimiffenihaft. 2 Bde. 1832. 1833. 2te Aufl. 
1845. und W. Roſcher Grundriß zu PVorlefungen über die 
Staatöwirthichaft. Göttingen 1843. Ältere Schriften find vers 
zeichnet bei Pardessus cours de droit commercial ed. III. Bd 1. 
Paris 1825. ©. 32—34. Wr 165—193., neuere bei Rojcher 
Grundrig $ 56—60. ©. 144—150. Was die Motive zu den 
Handelögefegentwürfen und die Discuffionen der Geſetzgebungs— 
commijfionen betrifft, fo find bervorzubeben die Protocolle der 
Eommijfion zur Berathung eines allgemeinen deutjchen Hans 
delsgeſetzbuches. Vgl. auh Goldſchmidt Handbuch Aufl. 2, 
52 Note 10, 
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Zu $ 3. 

1) A Schiebe die Contorwiſſenſchaft. 2 Theile. 1830. 
Aufl. 7. 1871. 

3) Die bedeutendjten deutihen Werke find von Ludoviei, 
zuerft 1756; May, zuerjt 1763; Jung, zuerit 1785; Bed: 
mann 1789; Büfch, zuerft 17925; Leuchs, zuerjt 18045 Buſe 
1807; Erüger, zuerſt 1816; Bleibtreu 1830. As ein 
Ganzes hat die Handelswiffenfchaft wohl zuerjt bearbeitet Jaques 
Savary le parfait negociant, zuerſt Genève 1675, dann öfter 
und an verfchiedenen Orten edirt, 1713 die Tte Ausgabe; im 
Folgenden ijt die genfer Ansgabe von 1752 in fol. benubt. Gie 
ift der Öte und Gte Band des dietionnaire universel de commerce 
von dem Sohn Philemon Louis Savary und defjen Bruder 
Jaques Savary. Außer diefem Werk iſt befonders zu beachten 
der erjte Band von Beawes lex mercatoria or a complete 
code of commercial law. ed. VI. by Chitty. London 1813, 
Büſch Darjtellung der Handlung. Dritte Ausgabe von Normann. 
2 Binde. Hamburg 1808. Bleibtreu Lehrbudy der Handels: 
wiſſenſchaft. Carlsruhe 1830. Friedrich Nobad ſyſtematiſches 
Lehrbuch der Handels-Wiſſenſchaft. Leipzig 1851. Rothſchild's 
Taſchenbuch für Kaufleute. Enthaltend das Ganze der Handels: 
wiffenshaft in gedrängter Darjtelung. 14. Auflage. 1872, 
W. Nöhrig Abrif der Handelöwiffenihaft. 1861. 

4) Als derartige „jelbjtändige Verſuche“ nennt Goldſchmidt 
Handbuch $ 2 Note 9 vier Werke (Zichweigert, Lindwurn, Cour- 
celle-Senueil, Emminghaus). Das Werk von Lindwurm (die 
drei andern Fenne ich nicht) iſt aber nicht eine ſolche feparate 
Darftellung. 

5) Viel enthält davon Marperger getreuer Handelsdiener. 
Nürnberg und Leipzig 1715, 3. B. ©. 4485474, und Mars 
perger wohl unterwiejener Kaufmanns Jung. Nürnberg 1715. 

Zu 8 4. 

1) Was die Gedichte des Handels rechts betrifft, fo find 
die literarischen Hülfsmittel (Quellen und Literatur) für die Aus: 
arbeitung der äußern und innern Geſchichte des Handelsrechts und 
der Geſchichte der Darjtellung deſſelben nirgends jo vollſtändig 
zufammengeftellt als in Goldſchmidt Handbuh $ 3. Note 6.7, 


—— — — 
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ud ©. 12—57. Dieſer Darſtellung geht eine kurze Skizze des 
Ganges der Entwickelung (S. 11. 12) voraus (mit dieſer Skizze 
ift zu vergl. unfer $ 7.), und in die Darftellung verweben ſich 
Andeutungen (S. VIII) über denjelben (S. 15. 23—30. 33. 39. 
40. 44. 45. 48—52. 55—57). 

Zu 88. 

1) Ein Verzeichnig folder Sammlungen enthält vorige Auflage 
$ 6 Note a. Ein volljtindigeres enthält Goldihmidt3 Handbuch 
S. 201. 202. Es betrifft 1. Hamburg. (In der Schrift von 
Soetbeer über Hanıburgs Handel. Erſte Fortfegung. Hamburg 
1842. ©. 169—172 find eine Anzahl von hamburger Üfancen, 
den Getraidehandel betreffend zufammengeftellt, um die Gefeßgebung 
anzuregen.) 2. Bremen. 3. Lübeck. 4. Preußen. Insbeſondere 
Berlin. Königsberg. Danzig. Frankfurt a. M. Halle, Rheins 
land. 5. Bayern. 6. Sadjjen, nemlich Leipzig. 7. Württemberg. 
8. Defterreih. Nemlihd Wien. Prag. Brünn. 9. Frankreich). 
10. Amfterdam. — Beizufügen ift noch Züri: Goldihmidt 
Zeitihrift Bd 2. ©. 620—640; und zu Frankfurt a. M. 
noch Malß ausgewählte Gutachten der Handelsfammer zu Frankfurt 
aM. Frankfurt 1854 und Malß 22 Gutachten der Handels: 
fammer zu Frankfurt a. M. aus den Jahren 1852 bis 1860. 
in Goldſchmidt Zeitihrift Bd 4 ©. 116—175. 

Uebrigens iſt in den verzeichneten Mittheilungen nicht durch— 
weg ein wirkliches Gewohnheitsrecht (Handelsüfance in diefem 
Sinn), fondern zuweilen nur ein ufuelles Verfahren (Handelsüjance 
in diefem Sinn), zuweilen ein conjtruirtes wiſſenſchaftliches Recht 
mitgetheilt. 

4) Auf diefen Theil des Landrechts haben eingewirft Gieve: 
fing, Moller, Gädert und Büſch. Büſch Darftellung der Handlung 
Il. ©. 605—607. — Über den Stand der Handelögefeßgebung 
in Preußen vgl. Gelpde Zeitjchrift für Handelsreht. Heft 3. 
©. 205—210. 

5) Hierher gehört: Das Handelögejegbuh der Königlich 
Preußiſchen Rheinprovinzen, überjegt und erläutert von C. A. 
Broider und F. F. Grimm. Köln am Rhein 1835. — 
Der Tert des Buches hätte, da er nur eine Ueberſetzung des 
Code de commerce ift, im dolgenden gern uncitirt bleiben können, 
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er ijt aber wegen der Erläuterungen, die fi in den Noten an 
denjelben anjchliegen, glei nad) den Code de commerce citirt 
worden, unter dem Titel: Rheiniſches Handelsgeſetzbuch. 

6) Das franzöſiſche Civilgeſetzbuch und Handelsrecht, erläutert 
aus Urtheilen der franzöſiſchen Gerichtshöfe, Geſetzen und andern 
Quellen. Nach Code eivil (et de commerce) annotés des dis- 
positions interpretatives, modificatives et applicatives, par 
J. B. Sirey et L. M. de Villeneuve, und bis auf die 
neuejte Zeit fortgefeßt. Für das Großberzogtfum Baden mit 
fteter Nüdfiht auf Geſetze, Verordnungen und Entſcheidungen 
der Gerichtshöfe diefes Landes, bearbeitet von Wilhelm Thilo. 
Karlörube, Erjter Band. 1838. Bon Art. 1—892. Zweiter 
Band, 1839. Bon Art. 8393 — 2281, Dritter Band, enthaltend 
das erläuterte Handelsreht und Ergänzungen des erläuterten 
Civilgeſetzbuches. 1841. — Andere Werke (von Müller, Mayer, 
Kah) führt an Goldſchmidt Handbud Aufl. 2 ©. 172 Note 22. 


Zu $ 9. 

3) Liechtenſtein. Vgl. unten Bd. 2 $ 148. Erläuterungen 
Nr 29 und Goldihmidt Handbuh ©. 196 Note 31. 32. — Es 
ift auch beſonders publicirt durch Gejeß vom 16. September 1865 
mit Geſetzeskraft vom 1. Januar 1866. (Goldſchmidt Handbuch 
&. 196 Note 33.) 

5) Die im Tert angeführten Gejeßesartifel handeln von folz 
genden Materien. XV. Wechſelrecht. I. Theil. Materielles 
Wechſelrecht. U. Theil. Das Hechtöverfahren in Wechſelſachen. 
XVI. Von den Handelsleuten. Kapitel 1. Bon dem Entjtehen 
der Handlungen. Kap. 2. Bon den Handlungsbücdern. Kap. 3. 
Bon den mwechjeljeitigen Nechtöverhältniffen während des Beſtehens 
der Handlungen (hier kommt vor: Handelsperjonal. Kauf. Com: 
mijfion. Spedition.) Kap. 4. Bon dem Erlöjchen des Hand: 
lungsrechts. XVII. Bon den Nechtsverhältniffen der Fabriken, 
XVIH. Bon den Rechtsverhältniſſen der zu gemeinſchaftlichem 
Erwerbe eingegangenen Geſellſchaften. XIX. Von den Handels: 
Gremien und Senfalen. XX. Von den Fradtfahrern. XXI 
Bon der Intabulation der Schuldforderungen zur Erlangung 
der Priorität. XXII. Don dem Eoncurfe, XIX. Bon den 





Anhang. 993 


Juden. — Die Gejekartikel betreffen aljo, abgeiehen vom Seerecht, 
die meiſten Materien des Handelsrechts. 

16) Deutihe Überfegungen: Franzöſiſches Handels: Ge: 
ſetzbuch. Nach der officiellen Ausgabe des Code de Commerce 
überfegt. Mit zur Seite ftehendem Driginal: Tert, den wich— 
tigften darin berührten Gejepftellen, und einer nad den Reden 
der Staats:Räthe über diefen Gegenftand bearbeiteten Cinleitung 
verjehen, Hamburg 1808, — Napoleons I. Kaijers der Franzoſen, 
Königs von Italien und Protector des Rheinbundes Handels: 
gefeßbuh. Nach der Franzöſiſchen Originalausgabe verdeutjcht 
mit einer Einleitung und einigen erflärenden Anmerkungen aud) 
einem vollftändigen Sucregifter herausgegeben von D. Chrijtian 
Daniel Erhard. Deffau und Leipzig 1808. Eine andere 
Überfegung ift von Broiher und Grimm 1835 (vgl. Seite 591). 
Eine andere: Cramer die fünf franzöf. Geſetzbücher. 

16a) Eine Auswahl der franzöſiſchen Handelsgeſetze feit der 
Mitte des 17. 3. H. enthält von Martens Gefete und Verord— 
nungen. Theil 1. — Die beiden ordonnances find dort abges 
drudt S. 49—68 und ©. 68—163. — Ein Regifter nad) 
den einzelnen Artikeln des Code, welches die älteren Geſetze, an 
die derfelbe ſich angeſchloſſen, nachweiſet, hat Pardessus cours 
de droit commercial V. ©. 343—358. 

21) Ich kenne drei Ausgaben. Die eine hat den Titel: 
Cödigo de Comercio, decretado, sancionado y promulgado en 
30 de Mayo 1829. KEdicion oficial. De Real örden. Madrid, 
Oficina de D. E. Aguado, Impresor de la Real Casa. Sie 
ift in Duodez, hält 515 Seiten und ein Blatt Drudfehler, und 
bat einen Stempel, der die Worte enthält; edition oficial del 
Codigo de Comercio. Die andere weicht ab durch Codigo 
(nicht 6) und durch die Worte: Madrid oficina de D. L. Ama- 
rita 1839. Sie ijt ferner in Hein Octav, hält 366 Seiten und 
hat jenen Stempel nicht. Beide Ausgaben haben ftellenweije eine 
verjchiedene Interpunction und Orthographie. Die dritte hat 
genau den Titel der erjtgenannten, ausgenommen daß e3 nad) 
Madrid heißt: En la ofieina de D. Leon Amarita 1829. und 
bat einen gleihen Stempel. Sie ift aber in groß Octav und 
bält 330 Geiten, 

Thol's Handelöreht. Ir Bd, die Aufl. 38 
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27a) Ein Entwurf eines Handelsgeſetzbuches für das Königs 
reich der Niederlande war bereit3 im Jahr 1826 erfcdhienen, nach 
der Vorrede zu der gleich zu nennenden Überfegung in der Haager 
Staatözeitung, und unter den Titel: Wetboek van Koophandel 
voor het Koningrijk der Nederlanden. Er ift auf das ältere 
niederländiiche Recht, welches beſonders auf Gewohnheitsrecht und 
Gerichtsgebrauch ſich ſtützt, und auf den Code de commerce 
gebauet. Eine deutſche Überjegung deſſelben: Handelsgeſetzbuch 
für das Königreich der Niederlande nad der amtlihen Bekannt: 
madhung in der Haager Staatszeitung von 1826, überfegt von 
Fr. Chr. Shumader Mit einer Vorrede von P. D. W. 
Tonnied. Altona 1827. Nah der Trennung Belgiens von 
Holland im Jahr 1330 ward er für Holland neu revidirt. 
Dieje Revifion ift in dem Staatsblad van het Koningrijk der 
Nederlanden mitgetheilt, und zwar die des erften Buches als 
Wet van den 23. December 1834, houdende veranderingen 
in het eerste boek van het wetboek van Koophandel, in dem 
Staatsblad von 1834. Nr. 41—44. 46—48. (Nicht weiter, 
und nicht ganz fomweit geht die Darftelung de Dr. Aſſer, 
Advocaten zu Amjterdam: Das neue niederländiide Handels: 
gejegbuh von 1835, in der Zeitihriit für R. W. und Gg. des 
Auslandes Bd 8. 1836. Nr XVO. ©. 343—358, und Bd 
9. 1837. Wr U. ©. 40u—77.), und die des zweiten Buches 
alö Wet van den 25. April 1835, houdende veranderingen 
en witzigingen in het tweede boek van het Wetboek van 
Koophandel in dem Staatsblad von 1835. Nr. 11—13. 15— 
17. Soweit das zweite Buch Titel 4. incl. Die weiteren 
Nummern des Staatsblattes find mir nicht zu Geſichte gefommen, 

39) Der Inhalt des Handelsgefegbudyes für Nufland 
ift nad) der Überfegung der Ausgabe von 1842 folgender: 
Bud) 1. Recht zum Handel. Bud 2. Wechſelordnung. Snjtitor, 
Handelsgeſellſchaft. Bud 3. Seeredt. Schiff. Rheder. Schiffer. 
Schiffsvolk. Vefrachtung. Schuß (Convoi u. ſ. w.). Bodmerei. 
Haverei. Seeafjecuranz. Bud 4. Handelögerichte und Handels: 
proceß. Goncurd. Bud 5. Conſulate. LVörfen. Petersburger 
Stadtambaren (d. i. Niederlagen). Wrafe (Prüfen und Sor⸗ 
tiven). Innungen. Handelsbüder. Makler und Notare, Dig: 
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pacheure. Maaße und Gewichte. Märkte — Warum fchreibt 
der Überfeger auf dem Titel: Handelsgeſetzbuch und im Werke 
jelber ftet3 Handel3ordnung ? 

Zu $ 11. 

2) Büfh über Handlungsüfancen in Büſch und Ebeling 
Handlungsbibliothet Bd I. S. 241— 271. 660-681. Motive 
& 295 zu dem Entwurf eines Handelsgefebbuches für das Kö— 
nigreih Württemberg. Stuttgart 1840. Die oft für Handels: 
üfancen angeführte Schrift von Mantzel (Quistorp) de jure ex 
usu vulgo von der Usance. Rostochii 1744 nimmt auf das 
Handelsrecht gar nicht befondere Nüdfiht. Vgl. auch Rechtsfälle 
Th. 3. Heft2. No. V. 

Zu 8 13. 

3) Wir Unterfhriebene erflären biedurh, daß ein Wedhfel: 
Brief, mwelder den 16. Febr. 1732 auf 8 Moden nad; dato 
ausgeftellet ift, und den 12, April fällig geivorden, den 23. darauf, 
weil diefer der Iette Discretions- Tag gewefen, bat protestiret 
werden müffen, dieweil die in biefiger Wechfel:Ordnung und deren 
47 Articulo benennte zwölf Diseretions-Tage, innerhalb welchen 
zu protestieren ift, alfo genommen, und nad Biefiger Praxi 
gerechnet werden, daß der Verfalltag und die folgenden eilf Tage 
die zwölf folgende Discretions-Tage ausmachen, innerhalb welchen 
protestiret werden müſſe. Daß diefes alfo die biefige Usance 
feie, folches haben wir mit eigenbändiger Unterfchrift zu bezeugen 
ohnermangeln wollen. Hamburg den 28. Mai 1732. Nun folgen 
die Firmen von 19 Handlungshäufern, und fodann: In testimo- 
nium subscribo et subsigno requisitus Hamburgi d. 30. Maji 
1732. (L. 8.) Maximilian. Preus. Not. Publ. Caesareus. — 
Entnommen aus L'Eſtocq's Erläuterung des allgemeinen und 
preußifhen Wechſelrechts 1762. ©. 166. 

Zu $ 102. 

Vielleicht hat die Commanditgeſellſchaft aus einem Anftitoren: 
verbältniß fich heraus gebildet. Sehr deutlich ift dies von Ca- 
saregis gedadyt. Er faht die Accomandita, d. h. die societas 
per viam accomanditae, als eine Ummandlung der alten ac- 
commenda auf, und fhildert die Sache fo: Bei der accommenda 
bat der Inſtitor, accommendatarius, Antheil am Gewinn der 
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Handlung des Principals, des accommendator, bei der implieita 
erhält der Auftitor, implicitarius, eine Proviſion. Mehrere eins 
zelne Principale können denfelben Accommendatar oder Implicitar 
haben, wo dann ebenfo viele einzelne Accommenden oder Im— 
pliciten find, fie können aber auch unter fi in einer Societät 
jtehen, wo dann nur eine Accommenda oder Amplicita if. So 
wird dann häufig eine Gocietät per viam accommenditae ein« 
gegangen, indem mehrere Kaufleute ſich zu einer wahren Gefell: 
ihaft vereinigen und diefen nefellihaftlihen Handel dur einen 
in dem Gefellfchaftscontract genannten Accommendatar verwalten 
laffen. Sodann heißt es in der additio zu No 19: die Acco- 
mandita oder societas per viam accomanditae, in Florenz 
jehr gewöhnlich, ift ein nemeinfchaftliher Handelsbetrieb zwiſchen 
den Accomandanten und dem Nccomandator, jene ſchießen Eapitale 
ein, bei der Betreibung des Handel3 fommt nur der Name Des 
Accomandatarz vor, nur auf feinen Credit ſehen die Dritten, er 
baftet ihnen in solidum, die Accomandanten haften nur bis zum 
Belauf ihres angefebten Capitals. Casaregis I. disc. 29. ©, 
165—169. beſonders No. 4. 6. 7. 19. 24—28, Nimmt man 
das in der additio Gefagte nicht ala eine Verbefferung des Ter: 
te3, fondern als eine Fortſetzung, fo hätte dann alfo die Stellung 
des Accomandatars fi gänzlih umgekehrt, indem er nun nicht 
in fremdem Namen fondern in eigenem auftritt, und daher nicht 
die Accomandanten fondern er der eigentlihe Herr der Hand: 
lung, und der eigentlihe Berechtigte und Verpflichtete ift; es 
wäre aus dem Complementar einer eigentlihen Handelsgeſellſchaft 
der Complementar einer Commanditgefellichaft geworden. Dieje 
Umwandlung, diefer Uebergang ift allerdings fo einfach und Yeicht, 
daß man in ihr wohl die Entftehung der Commanditgeſellſchaft 
finden dürfte, 





Rachweifung 
der Stellen, an meldyen Urtheile des Reichsoberhandelsgerichts 
angeführt worden find. 


Ginigen Anfichten bes ROHG iſt entgegengetreten; die betreffenden Stellen 
find mit einem Stern bezeichnet. 


Seite. 8. Note. @eite. 4 Mote. 
Erfter Band. 336 — 339, 176 8. 
22—37. 81 7. 350. 17 1. 
36. «80 6. 405—409. 30 8. 
150, 257 8. 409—414. 53 4. 
193— 197. 58 6. Vierter Band. 
251. 252, 67 13. 50—54. 40 2. 
252. *57 2. 58. 126 4. 
253—-257. 86 2. 219— 227. 71 9.10. 
258—261. 96 1. 243— 247. 86 2. 
Zweiter Band. 253— 261. 53 24. 
27. . 17:2 301. 67 6. 
36—42. 88 2. 313. «150 8. 
39. 88 8. 335 — 341, 203 2. 
43, 35 4. 379—381. 92 18, 
45. 40 8. 402, 80 8. 
134—137. 81 5. Fünfter Band. 

168—173. 185 7. 77—831. 2038 2, 
270. 17 1. 81— 83. 97 8. 
285 —2837. 80 4.5.8. 85. 96 16. 
285—287. 80 9.10 105. 106. 67 13. 
297. 17.2, 108, 855 4. 
402—407, 62 2. 132. 133. 21 8. 
423—425. 116 1. 205—207. 96 28. 
Dritter Band. 207—209. 67 7. 
42. 17 1. 263—272. 56 21. 
167. 168 92 18. 294 — 297. 169 24. 
172—175. 92 18. 324—326. 96 21. 
183. 184. 169 15. 349. 350, 56 31. 
229. 230. 60 9. 367. 40 8. 
230—233, 92 18. 390. 391. 99 18. 


303. 304. 143 4. 392—394, 99 14. 


Nachweiſung der Stellen, 


598 
Seite. 9. 
Sechſter Band. 
15. 16, "128 
25—29. 58 
25—29, 154 
42. 43, 50 
80, 17 
85—87. 60 
108—111, 96 
112. 113. 101 
131— 142. 56 
131—142. 96 
131—142, 169 
141. 54 
146, 147. 149 
154. 155. 64 
214. 80 
246—250. 53 
257. 28 
392—895. 169 
400— 403. 67 
403. 67 
403—412. 69 
416—420, 97 
Siebenter Band. 

3. 17 
16, 17 
69 — 78. 100 
74. 100 
115—117. 67 
146. 17 
158— 162. 133 
237 —240. 26 
241— 2493. 185 
263. 80 
267— 276, 130 
270. 126 
277—280. 81 


Note. 


3. 
6. 
1, 
1. 
1. 
9. 


22. 


3. 


10, 


13,14, 


17, 
63. 


1—3. 


5. 
8. 


24. 


3. 


25. 


1 


11. 


9. 
6. 
8. 
8. 


1 
1 
8 
7 
8 
1 
2 
4 
1 
8 
2 
5 
7 


.3, 


Seite. 8. Note. 
342. 201 15. 
403, 404, 96 13. 14 
403. 404. 96 15. 
404. 169 24. 
413—418. 197 5, 
416. -197 8, 
418—423, 58 8 
440—442 128 2. 
Achter Band. 
10. 17 1. 
46—51. 203 2. 
47—49. 203 4. 
58—62. 124 38, 
150. 17 1. 
150—152. "07 8. 
247—249. 97 2. 
337—339, 54 62. 
337—341. 56 4.5. 
Neunter Band, 
16—19. 96 22. 
16—19. *116 3; 
17. 88 8 
17. 18, 96 19. 
30—33. 99 24. 27. 
47—50. 170 9, 
49. 50. 169 6. 
69—71. 56 7. 
84—87. 99 10. 
104—106. a or A Me 3 
135—138. 128 2. 
160—165. 109 1. 
160—165., 2038 2, 
163. 87 6, 
172—174, 42 10. 
173. 40 8, 
192, 26 7. 
215. 99 21. 25. 


an welchen Urtheile des ROHG angeführt worden find. 599 


Seite. 9. Note, Seite. $. Note. 
273—276. 163 15. 387. 17: 8. 
279— 282. 81. 3.4.6. 387. 388. 78 3. 
282. 77 2. 408—410. 22 3. 
282— 284. 203. 2. 411. 53 4. 
328. 329. "53 8. 413. 17 1. 
370. 17 1 Zwölfter Band, 
387. 388. "18.8 34. 169 16. 
429 —433. 96 13.14. 35. 171 13. 
Zehnter Band. 39. 40, "99 13. 
50. "152 10. 41. 42. 99 12. 
51, "152 8. 55. 17 1. 
56. 57. 56 21. 133—135. 56 21. 
142—144. 65 12. 145. 14: 4 
143. 60 5. 261. 88 8. 
226. 17 1 261. 96 25. 
260—263. 203 2. 277—280. 66 5. 
262. 203 7. 283. 17 1. 
291. 53 21. 311—314. 30 9. 
297—300. *77 3. 406—413. 88 6. 
326—329. 130 2, 414. 17 1. 
356— 858. 99 16. 17 Dreizehnter Band. 
428—431. DB. 9, 12—14. *171 14, 
Elfter Band, 120—126. 165 1. 
22. 17 4, 123. 126 4. 
78. 17. 1. 129. 130. 164 3. 
93—98. 67 1. 306—313. 128 2, 
119. 163 15, Vierzehnter Band, 
121. 125—129. 161 1. 82—87. 155 1. 
121. 122. 150 10. 9%. 169 17. 
125. 161 6. 91. 92. 155 1. 
125—129, 163 3. 171. 172. 170 9 
160—164. 101 1. 171. 172. 170 10! 
263. 264. 26 6. 356—358. 161 1. 
329. 35 2. 357. 161 4. 
355—358. 71 2. 357. 161 16. 
372—386. 130 2.3. 359. 163 15, 
385 — 386. 126 3. 359. 360. 148 5, 





600 Berihtigungen und Zufäße, 

361—365. 175 3. ar 13 Hr des => 5 
=. zieht fih 853 Note 22, ie feh— 
Fünfzehnter Band. len im der obigen Nachweiſung und 

249—257. 128 2. find angefühth in Thöl Praxis ©. 1. 

Berichtigungen. 
Seite 39 8 12 Ueberfchrift lies: aus ftatt durch. \ 


713.11 v. o. lies: RHGEB ftatt ADHGB. 
74 Note 6 lies: $ 18 flatt $ 11. 

108 3. 3 v. u. ſtreiche das Fragezeichen. 
113 Note 6 lies: $ 26 Note 2. 

115 Note 5 lies: $ 26 Note 1. 


118 Note 1 lies: 8 25 ftatt 8 24. = 
123 Note 2 3. 3 lies: vielfach ftatt einfach. % 
128 3.5 v. u. lies: Art, 272 Nr 5. J 


135 Note 1 füge ein: HGB Art. 10. R 
145 3. 8 lies: in Betreff. L 
160 3. 14 lies: befonderes. J 
185 Note 24 lies: 8 71 ſtatt 8 70. 

187 3. 5 lies: $ 79 und 80 ftatt $ 73. * 
190 Note 14 lies: $ 81 ſtatt 8 73. N 


234 3. 4 gehören die Worte „aus dem Bertrag nicht ce das 
Wort „welder”. 


236 3. 20 lies: anzufechten flatt auszufechten, 

238 Bor $ 73 ift einzufügen: t 
Dritte Abtheilung. Der Berlaufsinftitor des Handwerfers, 

279 3. 15 lies: dem ftatt den. 

287 3.5 v. u. lies: berfelben ftatt deffelben. 

300 3. 2 ift zu leſen: weil fie theils der Commanditgefellicjaft theils 
der Actiengeſellſchaft entipricht. 


Zufäge. 

81 Laband die handelsrechtlide Literatur in Deutſchland feit Erlaß 
des ADHG in der Vierteljahrsſchrift für Gg und NW Bd. 12 1870. 
226 Note 1 von Canſtein Stellvertretung mit beſonderer Rückſicht 
auf das Haudelsrecht, in Buſch Archiv Bd. 21. S. 226—298. 

410 3. I Kunke über Renauds Werk in der kritiſchen PVierteljahre- 
fhrift für Gg und RW Bd. 6. S. 55—106. — Witte Erörterun- 
gen in Goldfhmidt Zeitihrift Bd. 8 S. 1-27. — ©. Reuling 
zum Geſellſchaftsrecht in Goldfhmidt Zeitichrift Bd 13. S. 167-178. 
— Ladenburg ebendafelbft S. 179— 166. — Bon Renauds Wert 
ift eine neue Auflage 1875 erſchienen. Bgl. oben die Vorrede, 


Göttingen, 


Drud der Dieterichſchen Univ.» Buchdruderei. 
W. Fr. Köftner. 


Das 


Handelsrecht. 


Von 


Dr. Heinrich Thöl, 


Geh. Juftizrath und Profeſſor der Rechte zu Göttingen. 


Grfter Band, zweite Abiheilung. 
Enthaltend : 


Die Waare. Die Handelsgefchäfte. 


Fünfte umgenrbeitete Auflage. 


——— — — — — — ———————— — — 


Leipzig 1876. 
Fues's Verlag (R. Reisland). 


Vorrede. 


Die vorliegende zweite (und letzte) Abtheilung des erſten 
Bandes, von welchem die erſte Abtheilung in zwei Hälf— 
ten im vorigen Jahr erſchienen iſt, iſt eine Umarbeitung der 
SS 51 bis 140 der vierten Auflage, in welchem die 
Waare und die Handelsgefchäfte erörtert find. Aus den 
früheren 22 Bogen find nun 33 geworben. 

Gänzlich neu find die SS 204—214. 216. 217. 
219. 220. 221. 223. 233. 235. 238. 240. 245, 
246. 261. 262. 276. 297. 303. 304. 305. 306. 
309. 310. 311. 312. 313. 315. 317 Nr 1. 332, 

Sehr ungeftaltet ift die frühere Darftellung in den 
SS 234 und 314 und in den dem einfachen Kauf an- 
gehörenden SS (jett 250 bis 285), wenn aud die frü- 
here Grundlage geblieben ift. Bon den übrigen SS der 
früheren Auflage haben die meiften Zufäge erhalten, welche 
die Sache, die Literatur, die Entfcheidungen des ROHG 
betreffen. Am wenigiten verändert find die früheren SS 
128 — 140 (jegt 333 — 345), nicht weil fie die letzten 
find, fondern weil e8 an Beranlaffung zur Aenderung 
fehlte. 


* 





IV Vorrede. 


Das den Entſcheidungen des ROHG zuweilen bei- 
gefügte Stichwort wird denjenigen, welche den Fall kennen, 
willkommen ſein. Die angeführten Entſcheidungen ſind 
auf Seite xıu—xvi verzeichnet. 

Am Schluß des Buches findet fi) die Nachweifung 
der Stellen, an welchen die Artikel des HGB und ber 
Üctiennovelle angeführt find, und das Regiſter für beide 
Abtheilungen des erften Bandes. 

Göttingen im November 1876. 

H. T. 





Meberfiht des Inhaltes des eriten Bandes, 


Einleitung. 





Erfter Theil. Der Handel, 
Zweiter Theil. Der Kaufmann. 


Erfter Abſchniti. 


Der Kaufmann. 


Zweiter Abſchnitt. Das Recht Handel zu treiben. 
Dritter Abſchnitt. Das Etabliffement. 
Vierter Abſchnitt. Das Handlungsperjonal. 


Abtheilung 1. 


u 


6, 


Der Procurift. 

Der Handlungsbevollmädtigte. 

Der Berkaufsinftitor de Handwerker. 
Der Handlungsgehülfe. 

Der Fabrikhandwerker. 
Derantwortlichfeit des Principal, 


Fünfter Abſchnitt. Die handelsgewerblihen Sorietäten und 
der Speculationsperein. 


Abtbeilung 1. 


a —— 


Die offene Handelsgeſellſchaft. 

Die Commanditgeſellſchaft. 

Die ſtille Geſellſchaft. 

Die Kleinhandel-Geſellſchaft. 

Die Actiengeſellſchaft. 

Die Commanditgeſellſchaft auf Actien. 
Die eingetragene Handelsgenoſſenſchaft. 
Der Speculationsverein. 


Dritter Theil. Die Waare. 


vi Ueberfiht des Inhaltes des eriten Bandes, 


Vierter Theil. Die Handelögefchäfte. 


Im Allgemeinen. 
Abſchließung. 
Inhalt. 
Verſchiedenes. 
Erſter Abſchnitt. Der Kauf und Verkauf. 
Abtheilung 1. Der einfache Kauf und Verkauf. 
2. Das einfadye Prämiengeſchäft. 
3. Die zufammengefhäften Prämiengeſchäfte. 
Zweiter Abſchnitt. Einzelne Creditgeſchäfte. 
Dritter Abſchnitt. Die Zahlung. 
Abtheilung 1. Die directe Zahlung. 
Das Zahlungsmandat. 
Das Eincaffirungsmandat, 
Die Eeffion. 
Die Anmeifung. 
Die Delegation. 
Weitere Begebung. 
Die Scontration. 
Die Dedung. 


u En 


8 204. 
$ 205. 


8 206. 


8 207. 


8 208. 


$ 209. 
8 210. 
8 211. 


8 212. 


8 213, 
g 214. 
g 215, 
g 216, 
8 217. 
8 218. 
g 219. 


8.220. 


g 221. 
8 222. 
8 223, 
g 2%, 


8 225. 
8 226. 


8 227. 
8 228. 


Inhalt. 


Dritter Theil. 
Die Waare. 

Die Waare. 
Der Waarenhandel. Sachen außer Verkehr. 
Verlagswaaren. Urheberrecht. 
Verlagswaaren. Verlagsrecht. 
Erfindungspatente. Urheberrecht. Verlagsrecht. 
Der Markenſchutz. 
Der Geldhandel. Geld. 
Der Papierhandel. Die Papiere. 
Summenverſprechen. 
Der kaufmãnniſche Verpflichtungeſchein. 
Die negociabeln Papiere. 
Staatspapiere. 
Reichspapiere. 
Rectapapiere. 
Ordrepapiere. 
Die Indoſſabilität. 
Die Indoſſabilität. Fortſetzung. 
Perfection der Verträge bei Ordrepapieren. 
Papiere auf Inhaber. Literatur. 
Papiere auf Inhaber nad dem HGB. 
Papiere auf Inhaber. Arten. Form. Ausſtellungs⸗ 
recht. Begebung. 
Papiere auf Inhaber. Rechtliche Natur. 
Papiere auf Inhaber. Eigenthum. Gläubigerſchaft. 
Papiere auf Inhaber. Guter und böſer Glaube. 
Papiere auf Inhaber. Vermuthung. Gegenbeweis. 


8 229. 


8 230. 
g 231. 
g 232. 
8 233, 
8 234, 


8 235, 
8 236, 
8 237. 
g 238, 


8 239. 
8 240. 


8 241. 


g 242. 


g 243. 


g 244. 
g 245. 


S 246. 


8 47. 


8 249. 


Inhalt. 


Papiere auf Inhaber. Der Befiber dem Schuldner ge: 


genüber. 

Papiere auf Inhaber. Webertragung der Forderung. 
Papiere auf Inhaber. Vindication. 

Papiere auf Inhaber. Amortifation. 
Retentionsrecht. 

Erlöſchen dinglicher Rechte an Waaren. 


Vierter Theil. 
Die Handelsgeſchäfte. 


Im Allgemeinen. 
Erſte Abtheilung. 
Abſchließung der Handelsgeſchäfte. 


Einleitung zu einem Vertrag. 
Kaufmänniſche Empfehlung. 
Antrag und Annahme. 


Abſchließung eines Handelsgeſchäftes unter Gegenwärtigen. 


Abſchließung eines Handelsgeſchäftes unter Abweſenden. 
Formloſigkeit bei Handelsgeſchäften. 


Schrift. Geſetzlich. Insbeſondere die Gültigkeit be— 


dingend. 

Schrift. Geſetzlich. Die Klagbarkeit bedingend. 
Schrift. Verabredet. 

Erforderniſſe der Schrift. 

Verſteigerung. 

Vorvertrag. 

Punctation. 


Zweite Abtheilung. 
Inhalt der Handelsgeſchäfte. 


Gewollter und geſetzlicher Inhalt eines Handelsgeſchäftes. 


Dritte Abtheilung. 


Verſchiedene Beſtimmungen über Handelsgeſchäfte. 


Rechtsſatze des HGB über Handelsgeſchäfte. 


8 250. 


8 251. 
8 252. 
8 253. 
8 254. 
8 255, 
g 256. 
8 257. 
8 258, 
8 259. 
$ 260. 
g 261. 
g 262. 
g 263. 
8 264. 
g 265. 
8 266. 
g 267. 
g 268. 
g 269. 
8 270. 
g 2rı. 
g 272. 
g 273, 
g 274. 
8 275. 
g 276. 


8 277. 


8 278. 


Inhalt. IX 


Erfter Abſchnitt. 
Der Kauf und Verkauf. 


Handelsgeſetzbuch und bisheriges Ned. 


Erfte Abtheilung. 

Der einfahe Kauf und Verkauf. 
Waare. 
Kaufpreis. 
Kaufpreis. (Berechnung. Verzinſung.) 
Kaufpreis. (Aufgeld und Abgeld.) 
Conſens. 
Baarkauf. Creditkauf. Pränumerationskauf. 
Fortſetzung. Insbeſondere den Eigenthumsübergang betr. 
Tagskauf. Lieferungskauf. 
Handel auf Probe. 
Kauf nach Probe. 
Uebergang der Gefahr nach dem HGB. 
Nach gemeinem römiſchen Recht. (Die Frage. Die Theorien.) 
(Perfection, die Waare anlangend.) 
(Gehörige Ausſcheidung.) 
(Perfection, den Kaufpreis anlangend.) 
(Bedingter Kauf. Ausnahmen.) 
Das Waarenzeichen. 
Bereithaften und Verwahren. 
Uebergabe. Lieferung und Empfang. 
Uebergabe vermittelt Rectaconnoſſements. 
Uebergabe vermittelft Drdreconnoffement2. 
Abnahme. 
Empfangbarkeit. Gemährleiftung des Verkäufers. 
Die Elaufel „wie zu bejehen“ und gleichbedeutende Glaufeln. 
Nihtempfangbarkeit. Rechte des Käufers, 
Verjährung der Klagen und Einreden wegen Nicht: 
empfangbarfeit. 
Zurüdweifung und Gmpfangnahme. Feſtſtellung der 
Beichaffenheit. 
Unterfuhung der Waare und Anzeige der Nichtempfang- 
barfeit. 


8 279. 
8 280. 
g 281. 
8 282. 
g 283. 
g 284. 
g 285. 


8 286. 
8 287. 
g 288. 


8 289. 
8 290. 
8 291. 
8 292. 
8 293. 
8 294. 


8 295. 
8 296. 
g 297. 
8 298. 
g 299, 
8 300. 
8 301. 
8 302. 
8 303. 
8 304. 
8 305. 
8 306. 
8 307. 


Inhalt. 


Beweislaſt im Fall beſtrittener Empfangbarkeit. 
Billigung der Waare. Mercantiliſcher Empfang. 
Verzug des Verkäufers, des Käufers. Firgeſchäft. 
Verzug des Verkäufers, des Käufers. Mahnungsgeſchäft. 
Speculationsgeſchäft und Realiſirungsgeſchäft. 
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Die Waare. 


Das Wort Waare wird in einem mehrfachen Sinn 
genommen’. Keine Sade ift an fich eine Waare. In 
dem Wolgenden wird darunter eine Sache verftanden, in- 
fofern fie Gegenftand eines Handelsgefhäftes ift, 
gleichviel ob nur eines einzelnen Handelsgejchäftes oder 
eines, und gleichviel welches, Handelsgewerbes. Dieſe 
Saden find entweder Werthpapiere oder andere bes 
mwegliche Sachen, welche andern im Gegenfag zu den 
Werthpapieren Waaren in einem engern Sinn des 
Wortes genannt werden; und dem entfprecdhend wird der 
Handel, welcher, wenn man das Wort Waare im mei- 
tern Sinn nimmt, immer Waarenhandel ift, unterfchieden 
in Papierhandel und Waarenhandel, — Eine 
Sade muß Waare geworden fein, alſo Gegenftand 
eines Handelsgejchäftes; diefer Sat hat einen verfchiedenen 
Sinn: e8 Tann für eine beftimmte Yolge genügen ein 
einfeitiges oder erforderlich fein ein beiderfeitiges Han- 
delsgefchäft, und kann genügen ein bloßes Speculations- 

Die Waare. Marquard ©. 168—190. Straccha 
S. 374—379. 392. 393. Die Waarenkenntniß gehört foweit 
und nur foweit hierher, als fie eine Rechtskenntniß ift. 

Goldſchmidt Handbuch. Erfter Band, zweite Abteilung. 
Enthaltend die Lehre von der Waare. 1868, 


1) Bgl. oben 8 31. 
THEL’S Sandelsrecht. te Aufl. 1. Bd 2, Abth. 1 
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gefchäft oder erforderlich fein ein Gewerbsgeſchäft. Der 
Umftand, daß eine Sache Waare geworden ift, alfo in 
eine beftimmte rechtliche Beziehung getreten ift, hat mans 
cherlei eigenthümliche Rechtswirkungen. 


8 205. 
Der Waarenhandel. Sachen außer Verkehr. 


Unmöglihe Waaren. Mande Sachen find außer 
Umfag in Natur, m. a. W. können nicht Waaren fein, 
nicht Gegenftand eines einzelnen Handelsgefchäftes, mithin 
auch nicht eines eigentlichen Handelsgewerbes‘. Unbe- 
weglihe Sachen können nicht Waaren fein‘. Dies 
ift bereit8 genauer erörtert’. Ferner können nicht Waa- 
ren fein die Sahen außer Verkehr“. Diefe Sa- 
hen find entweder außer allem oder außer beftimmten 
Berfehr, d. 5. Rechtsverkehr, d.h. Rechtsgeſchäften. 
Der Rechtsverkehr ift die Gefammtheit aller oder be- 
ſtimmter Rechtsgefchäfte in Betreff beftimmter Zeiten, 
Drte, Menfhen, Saden. Es ift entweder nur ber 
Rechtsverkehr ausgefchloffen, alfo alle oder beftimmte 
Rechtsgeſchäfte, oder es find fogar alle oder beftimmte 
Rechte ausgejchloffen und fomit denn auch als nothwen— 


1) Eine andere Frage ift: melde Sachen können nicht ohne 
Einwilligung einer beftimmten Perfon angefertigt werden? Ant: 
wort: die Verlagswaaren, Sachen mit Urheberrecht. Vgl. un: 
ten $ 206. 207. 

2) HOB Art. 275 „Berträge über unbewegliche Sachen find 
feine Handelsgeſchäfte“. 

3) Bgl. oben $ 35. 

4) Das heißt hier immer rechtlich außer Verkehr. Es if 
zu unterfheiden rechtlih und factifch außer Verkehr. Von dem 
letztern, alfo 3. B. den fogenannten Ladenhütern, ift bier nicht 
die Rede, 
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dige Yolge aller oder ein beflimmter Nechtsverfehr. Hier 
ift die Rede nur vom Rechtsverkehr in Betreff beftimmter 
Saden. 

J. Saden außer Berfehr oder mit befhränk- 
tem oder erfhwertem Verkehr. 1. Ausge- 
Ihloffener Waarenverkehr. Wenn alle Privatperfonen 
von Rechtsgeſchäften, allen oder beftimmten, mit bes 
ftimmten Sachen ausgejchloffen find, jo find diefe Sachen 
allem Verkehr oder einem beſtimmten Verkehr entzogen, 
nicht aber überhaupt dem Privatreht. Hierher, nemlich 
den Handel betreffend®, gehören insbeſondere die be- 
ftimmte Sachen treffenden Berfaufsverbote, alfo Verbote 
des Verkaufens und Kaufens‘, und die Verbote des Um- 


5) Hierher gehören alfo nicht die Verbote von Rechtsgeſchäften, 
welche unbeweglihe Sachen betreffen, 3. B. das Grundeigen der 
todten Hand, Stammgüter, Erbgüter, Lehngüter, Bauergüter, 
und aud nicht die Verbote von Nechtsgefhäften, melde feine 
Grundhandelsgeſchäfte fein können, z. B. das die Leihbibliothefen 
treffende Berbot des Vermiethens mander Bücher. 

6) So des Verkaufes von „verfälichten oder verdorbenen 
Getränken oder Eßwaaren, insbeſondere trichinenhaltigem Fleiſch“. 
Reichsſtrafgeſetzbuch $ 367 Nr 7. Mit Geldſtrafe bis zu 150- 
Mark oder mit Haft wird beſtraft — — 7. wer „— —“ 
feilhält oder verfäuft; 

des Verkaufes von Vieh, welches mit beftimmten Krankheiten 
wirflih oder vermuthlid behaftet ift. Dies ift nur ein Theil 
von allgemeineren Maaßregeln gegen Anſteckung. Vgl. unten 
Note 23; 

des Verkaufes von Nahdrud und verbotenen Nacbildungen; 
vgl. unten $ 206. 207; 

des Verkaufes fonftiger (verbotener) Druckſchriften. Reichs—⸗ 
gefeß über die Preffe vom 7. Mai 1874 8 14—17 (NROBL. 
©. 65); es kam vor fogar in Betreff des gefammten Berla= 
ges eines Buchhändlers. (Ueber das Verbot ganzer Verlags: 

1* 
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laufes (daß fie im Zahlung weder gegeben noch ges 
nommen werden dürfen) fremder Münzen! und be- 
ftinnmter Werthpapiere‘. 2. Beſchränkter Waa— 
renverfehr. Hierher gehören die Sachen, deren Berfauf 
nur an beftimmten Orten’ oder nur zu beftimmten 


firmen. Bon H. B. Oppenheim. Karlsruhe 1846). Gegenwär: 
tig ift die Entziehung der Befugniß zur Herausgabe und zum 
Vertriebe von Drudihriften unmöglich, Geſetz über die Preffe $4; 

des Verkaufes beftimmter Bibeln, Gejangbüder, Erbauungss 
bücher, nemlich der von beftimmten Bibelgeſellſchaften amsgege- 
benen und mit deren Stempel verjebenen, oder der den Armen 
zugetheilten und beſonders bezeichneten; Steinader Privatrecht 
des Herzogthums Braunjchweig $ 176; 

de3 Verfaufes von Kreuzpartikeln und Reliquien, die aber ver— 
erbt, verjchenkt, vermacht werden dürfen, nur nicht an Akatholiken; 
Defterr. Hofdecret von 1826. Unger öfterr. Priv. Bd 1. 
Aufl. 3. ©. 366; 

des Verkaufes beftimmter Ordensmedaillen, melde aber in 
der Familie vererbt werden dürfen; Sachſe Handbud des groß: 
berzoglid, ſächſiſchen Privatrehts $ 253; 

des Begebens von Inhaberpapieren mit Prämien. RGbl. 
1871. ©. 210. 255. 

7) Münzgefeg vom 9. Juli 1873 Art. 13 „Der Bundes: 
vath ift befugt... . . den Umlauf fremder Münzen gänzlich zu 
unterfagen.“ RGbl. ©. 233. Bol. dazu die Bekanntmachungen 
des Reichäfanzlerd im RGEbl. 1874 ©. 12. ©. 111. ©. 126. 
©. 152. 1875 ©. 134. 

8) Münzgefeß Art. 18: die nicht auf Reichswährung und die auf 
Reichswährung aber unter Hundert Mark lautenden Noten der Ban: 
fen; die von Korporationen ausgegebenen Scheine; das von den 
einzelnen Bundesjtaaten ausgegebene Papiergeld. RGbl. ©. 233. 

9) Beifpiel: Das Feilhalten und der Verkauf beftimmter Zus 
bereitungen als Heilmittel und beftimmter Droguen und chemi— 
Shen Präparate ift nur in Apotheken geftattet. Ausgenommen 
ift der Großhandel mit Arzneimitteln. RG. 1875 S. 5. Es 
find zwei Verzeichniſſe derartiger Saden S. 6—10, 


$ 205. Der Waarenhandel. Sachen außer Verkehr. 5 


Zeiten” oder nicht an beftimmten Orten" ober nicht zu 
beftinmmten Zeiten” oder nur von beftimmten Perſonen“ 
oder nur mit einem beftimmten Inhalt des Verfaufvertra- 
ges, den Preis‘ oder den Preis und die Menge" betreffend, 
oder nicht im Umherziehen“ gefchehen darf. 3. Er- 
Ihwerter Waarenverfehr. Hieher gehören die Nechts- 
fäge, nach welchen und zwar lediglich wegen der Sache 
ein Vertrag der Zuftimmung dritter Perfonen bedarf”. 

I. Saden außer Privatrecht, außer allem 
oder fait allem Privatreht. Daß Privatperfonen von 
der Möglichkeit von Rechten an Sachen ausgefchloffen 
find, gehört foweit nicht ins Handelsrecht, als es unbe- 


10) 3.8. nur außerhalb der Schonzeit des Wildes oder der 
Fiſche. Vgl. unten Note 12. 

41) Gegenftände des Wochenmarkt: Verkehrs find nicht geis 
ftige Getränfe. RGewO 8 66. 

12) Schonzeit des Wildes. Preußifches Gefeb über Die 
Sconzeiten de3 Wildes, Vom 26. Febr. 1870. 8 7 Geſ.S. 
1870 ©. 120). Konfiscation des Wildes und Geldftrafe bis 30 
Thaler. — Schonzeit der Fiſche. Fiſchereigeſetz für den preußi= 
hen Staat. Vom 30. Mai 1874. $ 22. 26. 51. 52. (Geſ.S. 
1874 ©. 197). 

13) 3.8. der Verkauf von geftempelten Spielfarten (u. ſ. w.) 
ausfchlielich durch die Zoll: und Steuerämter und die damit beſonders 
beauftragten Stempelvertheiler. Preuß. Gef. wegen der Stempel: 
fteuer vom 7. März 1822. Geſ.S. 1822 ©. 57. 

14) Taren. Bol. oben $ 46 unter IV. 

15) Verkauf der Früchte auf dem Halm. 

16) RGewerbed $ 56. Bol. oben $ 48 Note 1. 

17) „Wer Gaftwirtbihaft, Schankwirthſchaft oder Kleinhandel 
mit Branntwein oder Spiritus betreiben will, bedarf dazu der Er: 
laubniß“. RGemDd $ 33. „Die Landesgejete können vorfchreiben, 
dag zum Handel mit Giften befondere Genehmigung erforderlich 
iſt“. NGMD 8 34. 
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mwegliche Sachen find”. Nur von beweglichen ift fortan 
die Rede. Wenn alle Privatperfonen von allen Rechten 
(d. 5. von der Möglichkeit fie zu Haben) an beftimmten 
Sachen ausgejchloffen find, dann find die Sachen gänzlich) 
dem Privatrecht entzogen und mithin auch gänzlich außer 
Berkehr. Wie weit kommt das aber wirklich vor? nem- 
lich die gänzliche Rechtlofigkeit einer Sache, an welcher 
Rechte möglich find. 1. Zunächſt verfteht fich von jelbft, 
daß in Betreff der Sachen, welche der menfchlichen Herr— 
ſchaft factifch fich entziehen, ſoweit dies der Fall iſt, die 
rechtliche Unterwerfung unpractifh ift”. Die factifche 


18) Zu den theilmweife dem Privatrecht entzogenen unbeweg- 
lihen Sachen gehören diejenigen, welche zum allgemeinen (ge: 
meinen, Öffentlichen) Gebraudy zu dienen beftimmt find, quae in 
publico usu habentur. So insbeſondere die öffentlihen Straßen 
(öffentlichen Wege), auch Wafferftraßen (Flüffe, Kanäle, Seen, 
Häfen), alfo der zur Kommumnication für Jedermann beftimmte 
Erdboden, und die Deihe. An diefen Saden find diejenigen 
Rechte oder ift die Ausübung derjenigen Rechte ausgeſchloſſen, 
deren Ausübung der Beitimmung diefer Sachen miderftreiten 
würde. Andere Rechte find nicht ausgeichloffen. Daher nicht 
da Eigentfum von Privatperfonen an dem Grund und Boden, 
und 3. DB. das Bepflanzen (fraft des Eigenthums) des Weges 
und des Deiches mit Obſtbäumen. Aud die Uebertragung diefer 
andern Rechte (Veräußerung) oder der Ausübung derfelben (3.8. 
Verpachtung) ift nicht ausgefchloffen. Der Verkauf des Obftes auf 
den Bäumen kann Handelsgefhäft fein. Vgl. oben $ 35 Note 5. 

19) Solche Sachen find infofern res omnium communes, 
al3 an ihnen alle Menſchen felbftverftändlih (jure naturali) 
gleich viel Recht haben. Zu diefen Sachen gehört die atmojphä- 
rifche Luft, die fließende alſo entjchlüpfende Wafferwelle (aqua 
profluens), da8 Meer, das Meeresufer (welches ab und zu Meer 
ift. L. 96. L. 112. de V. 8. (50. 16) daher mare et per 
hoc litora maris), und Alles mas das Meer birgt und das 
innere der Erde. 
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Unterwerfung eines Theiles diefer Sachen (Decupation in 
diefem Sinn) hat oft zur Folge die rechtliche Unterwers 
fung (das Eigenthum), ift eime rechtliche Decupation 
(Decupation in diefem Sinn). Oft, nicht immer, denn 
es beftehen auch ausschließliche Nechte der Occupation”, 
Ein folcher Theil wird dann auch Waare und oft Ger 
genftand eines lebhaften Handels, wie namentlich dasje- 
nige, was dem Meer und dem Innern der Erde ent— 
ftammt. Die atmofphärifche Luft kann nicht Waare fein, 
aber als eine Hauptwaare kommt Tünftlich bereitetes Gas 
vor und als Waare auch möglicherweife künſtlich er- 
wärmte Luft. 2. Der Körper eines lebenden Menſchen“ 
und beffen ungetrennte Glieder ift rechtlich gar nicht 
Sache und ift deshalb weder im Eigenthum noch im 
Verkehr*. ine Klage auf Trennung (Verſtümmelung) 
ift abzumeifen. in Handel kommt aber vor mit getrenn- 
ten Theilen, ein lebhafter mit Haaren, weniger lebhaft 
mit Zähnen, und kommt vor mit Skeletten und Theilen 
von folden. 3. Mande Sachen follen nach dem Zweck 
der beftimmenden NRechtsfäge durchaus nicht, ausnahms— 
los nicht, dafein und follen daher nöthigenfalls ver- 
nichtet oder verfcharret werben, und unterliegen daher aud) 
der Einziehung, der Eonfiscation”. Daraus folgt aber 


20) 3.B. Bernfteinregal, vgl. ALR. Theil II Tit.15 $ 80. 

21) Und zwar nad) unferm Recht jedes Menſchen. Zu vgl. 
auch preußifhe V. vom 8. Juli 1844 megen Beftrafung des 
Handeld mit Negerflaven (Gef.S. 1844. ©. 399). Bes 
ſchluß der deutſchen Bundesverfammlung vom 19. Juni 1845 
(Zeitfhrift für deutſches Recht Bd 10. ©. 351). 

22) L. 13 pr. ad legem Aquiliam 9. 2. Dominus mem- 
brorum suorum nemo videtur. L. 6 pr. de contrah. empt. 
18.1. 1.8385 de V. O. 4.1. 

23) Sehr belehrend ift das Geſetz, Maaßregeln gegen die 
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nicht nothwendig die gänzliche Rechtlofigkeit diefer Sa— 
hen. Es ift daher genau zu prüfen, welches der Inhalt 
der Rechtsfäge if. Die Saden find alſo keineswegs 
nothwendig gänzlich, aber allerdings faft gänzlich außer 
Privatrecht und folgeweife Verkehr. Die rechtzeitige Ver- 
nichtung der Sache Tann zuweilen durch Ummandlung 
in eine andere nicht werthlofe gefchehen, und wird daher 
diefelbe nicht jelten zu diefenm Zwed veräußert. 4. Man- 
he Sachen follen nad) den beftimmenden Rechtsſätzen nicht 
im Recht von Privatperfonen fein und werden daher, wo 
fie fich vorfinden, confiscirt”; manche jedoch follen aus- 
nahmsweiſe bie und da geduldet, alfo nicht rückſichtslos 
confiscirt werden”. Die Saden find gänzlich oder faft 
gänzlich außer Privatrecht und folgeweife Verkehr. 

II Saden mit abgemindertem Privatredt. 
Mit den erwähnten Rechtsfägen, nach welchen in Betreff 
bejtimmter Sachen der Waarenverfehr ausgefchloffen oder 
bejchränft oder erfchwert ift oder beftimmte Sachen gänz- 
lich oder faft gänzlich außer Privatrecht und demzufolge 
außer Verkehr find, find andere Rechtsſätze nicht zu vers 


Ninderpeft betreffend, vom 7. April 1869 (BGbl. S. 105) 
und die Inftruction zu demfelben BGEbl. 1869 ©. 149 und Re: 
vidirte Inftruction RGbl. 1873 ©. 147. (Tödtung felbit gefunder 
Thiere, Vernichtung von giftfangenden Sachen, nöthigenfalls, wenn 
Desinfection nicht ausreicht, von Transportmitteln, Geräthſchaften 
u, dgl.) Man denke ferner an tridindfes Fleiſch, tolle Hunde, 

24) 3. B. ungeftempelte Spielfarten. (Preußifches Geſetz 
vom 23. Dechr. 1867 betreffend die Stempelfteuer von Spiel: 
farten 8 12. Geſ.S. 1867. S. 1921). Ferner Paßkartenformulare. 
(Hannoverfhe Geſ.S. 1851. Abth. 1 Nr 1. ©. 3. 8 12.) 

25) 3. B. verbotene Bücher und andere verbotene Sachen, 
3. B. vergiftete Waffen, dürfen in beftimmten Bibliothefen und 
Mufeen fein. 
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mwechjeln, welche nur die Möglichkeit einzelner Privat 
rechte in Betreff beftimmter Sachen ausfchliegen, aber 
oft ähnlihe Wirkungen Haben. Die Einwirkung 
auf den Verkehr ift eine indirecte Folge von diefen Rechts— 
fägen, welche nicht die rechtliche Möglichkeit deffelben aus- 
Ichliegen, aber factifch ihn hindern oder befchränfen oder 
erjhweren. Hierher gehören die Verbote des Feilhaltens * 
beftimmter Sachen, die Verbote der Einfuhr”, der Aus- 
fuhr ”*, des Transportes“, des Befiges”, des Mitſichführens“ 
bejtimmter Sachen. Durch alle diefe Verbote ift der gültige 
Abſchluß von Verträgen über die Sachen gar nicht ge 
hindert und find auch nur beftimmte Arten der Erfül- 
fung unmöglich geworden. Sie treten aber dem Abſchluß 
entgegen, wenn diefe Art der Erfüllung gewollt wird, 
und hindern den Anreiz zum Abſchluß und die That: 


26) 3. B. Waffen beftimmter Art, wie Windbüchſen, Stod- 
degen. Das Reichsſtrafgeſetzbuch $ 367 Nr 9 verbietet nicht, 
aber ftraft, wenn verboten. Es heißt: „Mit Gelditrafe bis zu 
150 Markt oder mit Haft mird beftraft 9. wer einem ges’ 
jeglihen Verbot zumider Stoß, Hieb- oder Schußwaffen, welche 
in Stöden oder Röhren oder in ähnlicher Weife verborgen find, 
feilhält oder mit ſich führt“. 

27) Beifpiele. Verbot der Einfuhr von Neben zum Ber: 
pflanzen (Wurzel: und Blindreben, Fechfer u. f. mw.) über fämmt: 
lihe Grenzen des Zollgebietes (REGEL. 1873 ©. 43), der Ein: 
fuhr von Kartoffeln aus Amerika (RGEbl. 1875 ©. 135). 

28) Beifpiel. Verbot der Ausfuhr von Pferden vom 4. 
März 1875. RGbl. ©. 159. Außer Kraft getreten Februar 
1876. RGbl. ©. 16. 

29) Geſetz Maafregeln gegen die Rinderpeft betreffend. Vom 
7. April 1869. (BGbl. ©. 105.) 

30) Unger öfterr. Privatreht Bd 1. Aufl. 3. 846. ©. 370. 
Note 36. 

31) Bol. oben Note 26. 
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ſachen, welche den Entſchluß bedingen. Sie hemmen 
alfo nur den Verkehr. 

IV. Im Obigen ift immer vorausgefegt, daß alle 
Privatperfonen ausgefchloffen find, es ift immer ſchon 
allein die Sache, welche der Grund der Ausfchliegung 
it. Diefem Fall fteht der Fall gegenüber, daß beftimmte 
Saden außer Verkehr” oder gar außer beftimmten Recht ” 
nur beftimmter Perfonen find, wo alfo der Grund 
der Ausjchliegung in der Sache und der Perfon Tiegt. 
In diefem Fall kann aber die Sache Waare fein, fie 
kann e8 nur nicht in Betreff beftimmter Perfonen fein ; 
diefer Fall gehört alfo nicht in die Erörterung der Waare 
jondern in die der Perfönlichkeit. 

V. Die im Eigenthum des Reichs” oder eines 
Bundesftantes ftehenden Sachen (e8 find hier ſtets be- 
megliche zu denken) find aus dem Grunde der Perfon des 
Eigenthiimers nicht außer Verkehr. 


8 206. 
Verlagswaaren. Urheberrecht. 
Kraft des Urheberrechts bewilligte Waaren, Berlags- 


> 


32) Beifpiel: „Der Handel mit gebrauchten Kleidern ...... 
ann demjenigen unterfagt werden, welcher wegen aus Gewinnfucht 
begangener Vergehen oder Verbrechen gegen das Eigentum be: 
ftraft worden ift“. RGewO 8 35. Val. oben 8 47 LA. 

33) Beifpiel: „Gewerbtreibende, bei denen zum Gebraude 
in ihrem Gewerbe geeignete, mit dem geſetzlichen Eichungsſtempel 
nicht verfehene oder unrichtige Maße, Gewichte oder Waagen 
vorgefunden werden“, werden mit Geldftrafe bis zu einhundert 
Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen beſtraft. NReichzitraf: 
gefekbuh $ 369 Nr 2. 

34) Bol. 3. B. das Geſetz über die Nechtöverhältniffe der 
zum dienftlihen Gebrauche einer Reichsverwaltung beftimmten Ge: 
genftände. Vom 25. Mai 1873 (RGbl. ©. 113). 
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waaren'. Es giebt, die Literatur, Kunft, Induftrie be— 
treffend, ein fogenanntes geiftiges Eigenthum (ein Titeras 
riſches, Fünftlerifches, induftrielles), ein Urheberrecht. Dem- 
nad) giebt e8 Sachen, deren „mechanische Vervielfältigung“ 
nicht ohne Willen ihrer geiftigen Urheber ober deren 
Rechtsnachfolger rechtlich möglich if. Die bedeutendſte 
Wirkung davon ift, daß die gewerbliche unter Benutzung 
derfelben "erfolgende Anfertigung gleicher oder gleichzuad;- 
tender Sachen ohne jenen Willen als Nahdrud oder 
unbefugte Nahbildung ftrafbar ift und zur Ent» 
Ihädigung verpflichtet, und mit jenem Willen ein eigen- 
thümliches Handelsgewerbe, das VBerlagsgemwerbe, 
hervorruft. 

Das Urheberrecht bei beftimmten Geiftesprobuecten 
und der Schug (durch Strafe und Entfehädigung), wel— 
chen e8 genießt, ift troß der Einwirkung auf den Handel 
dennoch im Handelsrecht nicht (fondern an einem andern 
Drt im deutfchen Privatrecht) erfchöpfend zu erörtern, 


1) Es fommen bier folgende Reichsgeſetze in Betracht. 

I. Geſetz, betreffend das Urheberrecht an Schriftwerfen, Ab: 
bildungen, mufifalifhen Kompofitionen und dramatiſchen Werfen. 
Bom 11. Juni 1870. In Kraft getreten mit dem 1. Januar 
1871. (BGbl. ©. 339). 

I. Geſetz, betreffend das Urheberreht an Werken der bil: 
denden Künfle. Vom 9. Januar 1876. In Kraft getreten mit 
dem 1. Juli 1876. (RGbl. ©. 4.) 

III. Geſetz, betreffend den Schuß der Photographien gegen 
unbefugte Nachbildung. Vom 10. Januar 1876. In Kraft 
getreten mit dem 1. Juli 1876. (RGbl. ©. 8.) 

IV. Geſetz, betreffend da8 Urheberrecht an Muftern und 
Modellen. Vom 11. Januar 1876. In Kraft getreten mit 
dem 1. April 1876. (ROH. ©. 11.) — Diefe Gefete mer: 
den in diefem und dem folgenden 8 angeführt werben als Geſetz 
— EV, 
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weil diefe Einwirfung nur eine mögliche wenn gleich re 
gelmäßige if. Das Urheberrecht hat feine volle Bedeu— 
tung nicht felten unabhängig vom Handel. Nur Einiges 
ift hier zu bemerken. 

I. Folgende Sachen find es, welche für dem geiftigen 
Urheber, d. h. denjenigen deffen Gedanke vermittelft der 
Sache Ausdrud gefunden hat, das Urheberrecht begründen 
können; nicht alle Sachen. diefer Art begründen e8 aber 
wirflih. 1. Schriftiwerfe. Geographifche, topographifche, 
naturwiffenfchaftliche, architektonische, techniſche und ähn— 
liche Abbildungen. Muſikaliſche Compoſitionen. 2. Werke 
der bildenden Künſte (nemlich der zeichnenden und ma— 
lenden Kunſt und der plaſtiſchen Kunſt). 3. Photogra— 
phien. 4. Gewerbliche Muſter und gewerbliche Modelle, 
wenn neu und eigenthümlich. 

II. Die Urheber. Perſonen der verſchiedenſten Art? 


2) Urheber find folgende Perjonen und noch manche andere. 

1. Bei Schriftwerken: der Schriftfteller, Verfaffer, Herausgeber, 
Ueberfeter, Sammler; derjenige, von welchem der Inhalt des 
zum Zwed der Erbauung, Belehrung, Unterhaltung gehaltenen 
Vortrages herrührt (3. B. Prediger, akademiſcher Lehrer, Dichter 
de3 Trauer: Schau: Luftfpiel3, Dichter des gefungenen Couplets). — 
Bei den angeführten Abbildungen: der Geograph, Topograph, 
Naturforfher, Architekt, Techniker. — Bei mufifalifhen Compo— 
fitionen der Componiſt. 

2. Bei Werfen der bildenden Künfte: der Zeichner (Kupfer: 
ftih, Stahlftih, Lithographie, Holzihnitt); der Maler; der Bild: 
bauer und fonftige Urheber in plaftifcher Kunft (in Stein, Holz, 
Metall z. B. Eifen, Elfenbein, Bernftein, meihen Maffen). 

3. Bei Photographien der Photograph; jedody geht bei Bild: 
niffen (Portraits) das Urheberrecht auch ohne Vertrag von felbjt 
auf den Befteller über. 

4. Bei gewerbliden Muftern und Modellen: der Deffinateur 
und Modelleur; nemlich der „Zeichner, Maler, Bildhauer” (Gef. 


— ——— 
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find e8 hiernach, deren Bewilligung e8 bedarf, damit den 
angeführten Sachen gleiche oder gleichzuachtende Sachen 
Waaren werden, und welche alſo, wenn fie nicht felber 
zugleich Kaufleute werden, die Kontrahenten der Kaufleute 
(Commiffionäre, Verleger) find. 

Il. Das Urheberrecht. Im Betreff aller dieſer 
Gegenftände ift ein Urheberrecht anerkannt worden‘. Daf- 
jelbe ift das ausschließliche Recht des Urhebers auf be- 
ftimmte Handlungen. Es ift vererblicd) und übertragbar‘. 
Dieſelbe Handlung, welche mit Willen des Berechtigten, 
aljo von ihm vorgenommen oder bewilligt, Ausübung des 
Urheberrechts ift, ift, wenn fie ohne feinen Willen von 
einer andern Perfon vorgenommen wird, Verletzung deſ— 
jelben. Eine Handlung, welche ohne Willen des Berech— 
tigten nicht NRechtsverlegung fein würde, ift mit feinem 
Willen nicht Ausübung des ausfchlieglihen Rechts. Die 
Handlung ift in den Gefegen bezeichnet mit den Aus— 
drüden einestheils Vervielfältigung auf mechanifchen Wege, 
mechanische Vervielfältigung, Abdruck, und anderntheils 
Nachbildung und auch Vervielfältigung‘ und, um fie als 
rechtsverlegende Handlung zu bezeichnen, mit den Ausdrüden 


IV $ 2), Former, Schniger, Modenfchneider u. f. w.; in einem 
befondern Falle „gilt” der Eigenthümer der gewerblihen Anftalt 
ald der Urheber der Mufter oder Modelle, nemlih wenn fie 
von den in derjelben bejchäftigten Zeichnern u. |. w. auf feinen 
Auftrag oder für jeine Rechnung angefertigt wurden. Gef. IV 82, 


3) Auch bei den Photographien, der Name kommt in dem 
diefe betreffenden Geſetz freilich nicht vor, e3 beißt nicht der Ur: 
beber jondern der DVerfertiger der photographiihen Aufnahme. 

4) Geſetz I $ 3. Gef. IS 2. Gef. THIS 7. Gef. IV 83, 


5) Einestheil3 Geje I $ 1. 4. 5; anderntheils Geſetz II 
8 1.5. 6. 5 (sie). Ge. IT 81.3.9, Ge. IV SA. 5, 14, 
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einestheil® Nachdruck und anderntheils verbotene Nachbil- 
dung”. 

IV. Die Bervielfältigung. Den Nahdrud be 
treffend, fo wird vervielfältigt, nemlich abgedrudt, der In— 
halt der Sache (des Schriftwerfes, der Abbildung, des 
Notenblattes) durch Anfertigung von gleichen ober 
gleichzuachtenden Sachen, nemlich infofern diefer Art, als 
in ihnen im Weſentlichen derfelbe Inhalt (wenn auch 
im Unmefentlihen ein mehr oder weniger verjchiedener) 
wiederum erfcheint. Nur die Identität des Inhalts ift 
für das Dafein eines Nahdruds erheblich, fie kann eine 
gänzliche oder theilweife fein. Die unbefugte Nad- 
bildung betreffend, jo wird vervielfältigt, nemlich nach— 
gebildet, entweder die Sache (das Werf der Kunft, das 
dur) Photographie Hergeftellte Wert, das gewerbliche 
Mufter oder Modell) oder der Inhalt der Sade durd) 
Anfertigung von gleichen oder gleichzuachtenden Sachen, 
nemlich infofern diefer Art, als in ihnen im Wefent- 
lichen diefelbe Sache oder derfelbe Inhalt (wenn aud) 
im Unmefentlichen mit mehr oder weniger Berfchiedenheit) 
wiederum erſcheint. Zufammengefaßt: unter Bers 
vielfältigung ift zu verftehen: die vermittelt Abdruck 
des Inhaltes der Sade oder Nahbildung der 
Sache oder ihres Inhaltes bewirkte Anfertigung von 
gleichen oder gleihzuadtenden Saden. Die Frage 
ob Gleichheit im Wefentlichen vorliege, ift in den erheb- 
lichften Anwendungen in den vier Geſetzen bejahet und 
verneint”. Keine mechanifche Arbeit ift die Benutzung 


6) Einestheils Geſetz IS 4. 44. 45; anderntheils Geſetz II 
8 5. Gef. IT $ A. Geſ. IV 5. 
7) Das Genauere wird hier übergangen, 
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zur Hervorbringung eines neuen Werkes“ d. h. Hervorbrin- 
gung eines andern Werkes vermittelſt ſchöpferiſcher Thätigkeit. 


8207. 
Verlagswaaren. Verlagsrecht. 

Einwirkung des Urheberrechts auf den Handel. 

1. Es iſt rechtlich möglich, daß ohne Willen des 
Urhebers eine dem Original gleiche oder gleichzuachtende 
Sache in einem oder wenigen oder vielen Exemplaren 
vorhanden iſt, weil die Anfertigung Jedermann erlaubt 
iſt, wenn ſie ohne Abſicht der Verbreitung geſchieht, und 
von mehreren und vielen Perſonen jede unabhängig von 
der andern eine ſolche Anfertigung vornehmen kann'; es 
ift auch vechtlich möglich, daß diefe vielen, Exemplare von 
einer einzigen Perfon zu einem Sacenvorrath angefammelt 
werden können. Es iſt aber rechtlich nicht möglich), weil 
die Anfertigung „in der Abſicht“ der Verbreitung und die 
Berbreitung („gewerbemäßig feilhält, verkauft oder in 
fonftiger Weife verbreitet“) verboten iſt'“, dag ohne Willen 
des Urhebers eine gewerbliche Anfertigung und Ver— 
äußerung ftattfindet, aljo ein Productions handelsge- 

8) Dies ift in Gefeß I nicht ausgeſprochen, aber jelbjtver: 
ftändlih. In Gefeß II S 4 und Gefeß III 8 2 Heißt es: „ALS 
Nachbildung ift nicht anzufehen die freie Benutzung des Werkes 
zur Hervorbringung eines neuen Werkes“. In Gejeß IV SA 
beißt es: „Die freie Benugung einzelner Motive eine? Mufters 
oder Modelld zur Herftellung eines neuen Mufterd oder Modells 
ift al3 Nachbildung nicht anzuſehen“. 

1) Ein Hauptfall ift das Abjchreiben von Noten. 

2) Gefeg IS 4 letzter Sat. $ 13. $ 25. Gef. I 8 5. 
6. 16. Gef. IT 8 3. 9. Gef. IV. 8 6. 14. 

3) Vgl. über den Begriff Verbreitung die Erörterung des 
ROHGG Entih. Bd 15. ©. 309-313 (Singftimmen für Ge- 
fangvereine lithographirt). 
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werbe (Umfag mit Production) in Betreff folcher gleichen 
oder gleichzuachtenden Sachen entjteht, ſolche Sachen alfo 
Waaren werden. Der Waarenvorrath unterliegt der 
Einziehung‘. Auch können die erlaubterweife vorhandenen 
Sachen nicht Gegenftand eines eigentlichen Handelss 
gewerbes (Umfag in Natur) aljo auch nicht im diefer 
Beziehung Waaren werden, weil, wie die Anfertigung 
zum Zweck der Berbreitung und die Verbreitung verboten 
iſt', Jo auch die fonflige Anfchaffung zum Zweck der Ver- 
breitung und die ihr entfprechende Berbreitung für verboten 
zu erachten if. Der Sacenvorrath ift auch hier Waa— 
renvorrath und unterliegt der Einziehung‘. 

2. Was ohne Willen des Urhebers nicht rechtlich 
möglich ift, ift e8 aber mit feinem Willen. 

a. Der Urheber felber kann für eigene Rechnung den 
Abdruck oder die Nachbildung bewirken, alfo die Anferti- 
gung von dem Original gleichen oder gleichzuachtenden 
Saden in beliebiger Anzahl, alfo aud) die gewerbliche, ver- 
anftalten und die Eremplare veräußern. Er betreibt dann 
ein Productionsgewerbe, welches Handelsgewerbe ift. 
Man nennt dies wohl Selbſtverlag. E8 kann in feinem 
eigenen Namen betrieben werden, dann ift er Kaufmann, 
er ift zugleich Urheber und Kaufmann, unus homo duae 
personae, beide Eigenfchaften find auseinander zu halten. 
Das Gewerbe kann auch zwar für feine Rechnung aber nicht 
in feinem Namen fondern im Namen einer andern Perfon 
betrieben werden, dann ift diefe der Kaufmann, fie ift 
Commiſſionär; der Urheber (Committent) ift dann nicht 
heimlicher Kaufmann, fondern ift gar nicht Kaufmann'. 

4) Gejeß I $21. Gef. U 816. Gef. IT 89. Gej.IV 814. 

5) Vgl. oben Note 2. 6) Vgl. oben Note 4, 

7) Bgl. oben $ 38 Nr V. 
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b. Der Urheber kann auch das Urheberrecht auf eine 
andere Perſon übertragen (mit der Veräußerung oder 
jonftiger Hingabe des Driginals), damit diefe für ihre 
Rechnung gewerblid die mechanifche Bervielfältigung 
veranftalte und die Eremplare veräußere. Dieſe Tann 
die Beräußerung in eigenem Namen oder vermittelft eines 
Commiffionärs vornehmen. Das übertragene Urheberrecht 
heißt das Berlagsreht‘. Der Vertrag, deſſen Ins 
halt die Webertragung des Urheberrechts bildet, iſt der 
Berlagsvertrag, das Verlagsgeſchäft; diejes ift, wenn 
gewerbemäßig betrieben, Handelsgefhäft, das Gewerbe, 
das Berlagsgewerbe, die Berlagshandlung, ift alfo 
ein Handelsgewerbe’. Der Verleger ift aljo Kaufmann. 
Berleger ift der allgemeine Ausdrud für denjenigen Ge- 
werbsmann, VBerlagsgewerbe der allgemeine Ausdrud für 
dasjenige Gewerbe, defjen Zwed ift, das erworbene Urhe— 
berrecht auszunugen, alfo eine Sade, für welche e8 be- 
gründet ift, auf mechanifchen Wege zu vervielfältigen und 
die angefertigten Eremplare zu veräußern. Dieſe Erem- 
plare find alſo Waaren, man kann fie Berlagsmwaaren 
nennen, fie werden Berlagsartifel, aud der Verlag 
genannt. Der Borrath des Berlegers ift Waarenvorrath. 
Man kann alle Waaren, in Betreff mwelder ein Ver— 
lagsvertrag gefchloffen ift, auch wenn diefer nur einen 
Theil der Waare betrifft, Berlagsmwaaren nennen, 
Wem diefer .Spracgebraud zu kühn erfcheint, der Tann 
Iprehen: Berlagswaaren und fonftige bewil— 
ligte Waaren“. 


8) Geſetz IS 28. In Gef.II $5 und Gef. II g 5 kommt 
der Ausdrud Berleger vor, 
9) HGB Art. 272 Nr 5. 


10) So kann fid) der ausdrüden, weldyer Anjtand nimmt, für 
THöL?’s Handelsrecht. die Aufl. Bd 1 Abth. 2. 2 
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g 208. 
Erfindungspatente. Urheberrecht. Verlagsrecht. 


Erfindungspatente‘. Eine Erfindung auf dem Ger 
biete der Induſtrie kann begründen ein induftrielles Ei- 
genthum, in einem ähnlichen Sinn wie e8 ein literarisches 
und Fünftlerifches Eigenthum giebt. Sie begründet ein 
folhes in Folge eines allgemeinen Rechtsſatzes 
aber nur in der Beichränfung auf Mufter und Mo— 
delle’, im Uebrigen bedarf das induftrielle Eigenthunt 
zu feiner Entftehung eines Brivilegium, eines Er- 
findungspatentes. Maaßgebend ift die Ueberein— 
funft wegen Ertheilung von Erfindungspatenten und 
Privilegien vom 21. September 1842, welche unter den 
Zollvereinsftaaten an dieſem Tage abgefchloffen ift‘, 
und ferner der Artifel 21 des Zollvereinigungsvertrages 


alle Fälle der Uebertragung eines Urheberrechts den Ausdrud 
Berlag und die entiprehenden Ausdrüde zu gebrauden. Es fteht 
aber nicht3 entgegen, den durchg reifenden juriftiichen Sprach— 
gebrauch zu empfehlen und alle Eraft des Urheberrechts bewil« 
ligten Waaren Verlagswaaren oder Berlagsartifel zu 
nennen, wenn aud nur eine Berlagspartifel in der Sache vor: 
banden ift, z. B. in dem Schriftwerk nur eine Abhandlung, ein 
Gedicht, in dem Teppich nur ein Thierſtück kraft fremden Urheber: 
recht. Denn immer berubt doch das rechtliche Dafein der ganzen 
Sade jo, wie fie vorliegt, auf dem Verlagsvertrag, melder in 
Betreff eines Theils derjelben abgeſchloſſen ift. 

1) Kloftermann die Patentgefebgebung aller Länder. Berlin 
1869. (X. u. d. T. Das geijtige Eigenthum an Schriften, 
Kunſtwerken und Erfindungen. Zweiter Band). Zweite Aufl. 1876. 

2) Einen folden allgemeinen Rechtsſatz enthält das Reichs: 
gejeb vom 11. Januar 1876 (RO. ©. 10). 

3) Der Tert fteht 3. B. in der Preußiſchen Geſ.S. 1843. 
©. 265. 
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vom 8. Yuli 1867, in welchem die Beachtung der mit 
jener Webereinfunft  feitgeftellten Grundfäge verfprochen 
wird‘, und endlich der Artikel 40 der Berfafjung des 
Deutſchen Keichs*, Eraft deffen der Inhalt jener Leber- 
einkunft nunmehr ein Theil der Reichsverfaſſung geworden 
ift und demmach auch innerhalb des Gebietes von Elfaß- 
Lothringen maaßgebend ift”. 

I. Der Inhalt der Uebereinkunft ift folgender: die Ver- 
einsftaaten wollen folgende Grundfäge über das Patent- 
wejen zur Ausführung bringen. 

1. Sie wollen ein Batent ertheilen nur für einen 
wirflih neuen und eigenthümlichen Gegenftand, 
aber ebenfowohl für eine Haupterfindung wie für die 
Berbefferung einer (befannten oder patentirten) Erfindung 
(Erfindungspatent, Berbefferungspatent). Eine patentirte 
Berbefferung eines patentirten Gegenftandes Tann durch 
die Rechte aus diefem früheren Patent fehr bedeutungs- 
108 werden. Neu ift der Gegenftand nicht, wenn er im 
Bereinsgebiet auf irgend eine Weife befannt if. Das 


4) Vertrag zwiſchen dem Norddeutihen Bunde, Bayern, 
Württemberg, Baden und Heffen, die Fortdauer de Zoll- und 
Handelsvereins betreffend. Bom 8. Juli 1867 (BGBl. ©. 81), 
In Art. 21 beißt es: „Die vertragenden Theile werden Erfin: 
dungspatente und Privilegien nur unter Beachtung der im der 
Uebereinkunft vom 21. September 1842, feitgeftellten Grundfäge 
ertheilen“. 

5) „Die Beitimmungen in dem Zollvereinigungsvertrage vom 
8. Juli 1867. bleiben in Kraft, ſoweit fie nicht durch die Vor: 
fhriften diefer Verfaffung abgeändert find und fo lange fie nicht 
auf dem im Artikel 7., beziehungsweiſe 78. bezeichneten Wege ab: 
geändert werden“. RGbl. 1871 ©. 74. 

6) Geſetz, betreffend die Einführung der Verfaffung des Deutſchen 
Reichs in Elſaß⸗Lothringen. Vom 25. Juni 1873. (XGbl. ©. 161). 

2* 
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ertheilte Patent wird zurüdgenommen, fobald nachgewiefen 
ift (von irgend Jemand), daß die Eigenthümlichkeit oder 
die Neuheit fehlte; ift aber der patentirte Gegenftand nur 
einzelnen Perſonen befannt gewefen, von diefen jedoch ge 
heim gehalten, jo wird das Patent nicht zurüdgenommen, 
ift aber gegen dieſe Perfonen ohne Wirkung. 

2. Das Patent fol nur ein Productionspa- 
tent fein, nemlid nur die „Anfertigung des Gegenftan- 
des”, d. h. hier der Sache, oder die „Ausführung des 
Gegenftandes“, d. 5. hier der Erfindung, monopolifiren. 
Diefer Regel entjpricht ein Patent auf eine neue Fa— 
bricationsmethode, fo daß zu deren Anwendung 
ohne Einwilligung des Patentinhabers Niemand berechtigt 
ft. Nicht aber foll das Patent aud) ein Berbietungs- 
recht begründen in Betreff a. der Einfuhr oder b. des 
Verkaufes oder Abjages oder c. des Gebraudes und 
Berbrauches ſolcher Sachen, welche den patentirten gleichen. 
Alfo Fein Patent mit Zugabe einer Einfuhrbefchrän- 
fung oder Verk aufs beſchränkung oder Conſumtions— 
beſchränkung. 

3. Jedoch mit einer Ausnahme, was das Ver— 
bietungsrecht in Betreff von Gebraud) und Verbrauch be 
trifft. Dede Regierung fol ungebunden fein in dem Recht, 
ein Patent dahin zu ertheilen oder zu erweitern, daß der 
Patentinhaber das ausfchliegliche Recht Hat, über die An- 
wendung (den Gebraud) und Verbrauch) von neuen Mas 
Ihinen oder Werkzeugen für die Yabrifation und den 
Gewerbebetrieb zu beftinmen, fo daß aljo ohne feine Ein- 
willigung Niemand zu diefer Anwendung berechtigt ift. 

4. Jeder Bereinsftant will die Unterthanen der 
übrigen Bereinsftaaten den eigenen Unterthanen gleid 
behandeln, ſowohl in Betreff der Verleihung von Par 


Egger — 
7 
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tenten als auch des Schutzes der Rechte aus einem ver— 
liehenen Patent. Gleich, alſo weder ſchlechter noch beſſer. 
Dem entſprechen conſequent die beiden ausdrücklich feſtge— 
ſtellten Sätze. a. Außer dem von einem Vereinsſtaat 
patentirten Erfinder oder deſſen Rechtsnachfolger foll Nie- 
mandem von einem andern Bereinsftaat ein Patent glei- 
chen Inhalts ertheilt werden. b. Die von einem Ders 
einsftant erfolgte Patentertheilung ſoll unpraejudicirlic) 
fein dem Necht jedes andern Vereinsftaates, ein Patent 
gleichen Inhalts (dem Patentinhaber) auf Grund feiner 
Erwägungen zu verfagen. 

5. Die Verleihung eines Patents an den Unterthan 
eines andern Vereinsftaates gibt diefem nicht das Recht 
zur felbftändigen Niederlaffung und Ausübung des Ge- 
werbes , in welches der patentirte Gegenftand einfchlägt”. 

6. Die Ertheilung des Patents foll fogleich in den 
zu amtlichen Mittheilungen beftimmten Blättern veröf- 
fentlicht werden, mit Bezeichnung des Gegenftandes, des 
Namens und Wohnorts des Patentinhabers und der 
Dauer des Patentes. Im gleicher Art foll veröffentlicht 
werden die Prolongation und die Zurüdnahme vor Ab- 
lauf der urfprünglich beftimmten Zeit. 

I. Der im Obigen dargeftellte Inhalt der erwähnten 
Uebereinkunft ift alfo nunmehr Theil der Reichsverfaffung 
geworden. Die die Erfindungspatente betreffenden Tan- 
desgefeglichen Beftimmungen, welche, ſoweit fie widerftrei- 
tende find, ungültig find, werden nicht dargeftellt werden, 


7) Der binzugefügte Sa: „vielmehr ift die Befugniß hierzu 
nah Maafgabe der Berfaffung jedes Staates beſonders zu er: 
werben” ift bedeutungslos geworden durch den Art. 3 der Reichs: 
verfaffung und mehrere Reichsgeſetze, inäbefondere auch das Geſetz 
über die Freizügigkeit und die RGewO. 
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da ein das Patentwefen einheitlich regulirendes Reichsge— 
ſetz bevorſteht. Es ſtehen fi überhaupt drei Syſteme 
gegenüber: das Syftem der Borprüfung, das Anmeldungs- 
fyftem und das allen gefetlichen Patentſchutz verſagende Sy- 
ſtem; danad zerfallen die Gefeggebungen in drei Claſſen. 

III. Das ertheilte Erfindungspatent begründet ein 
Urheberrecht, nemlich ein ausſchließliches Recht für 
den Urheber, dem es ertheilt ift, und deſſen im Pas 
tent beftimmte Nechtsnachfolger. Der Inhalt des Urs 
heberrechts reicht ſoweit als dies im Patent beftimmt ift. 
Die Einwirkung des Urheberrechts auf den Handel 
bejtimmt fi” nad dem Inhalt deffelben, es ift danach 
möglich, daß fie diefelbe ift wie die im dem vorigen 8 
dargeftellte Einwirkung. Das Patent führt nicht minder 
wie ein durch allgemeinen Rechtsſatz begründetes Urheber- 
recht zu einem Berlagsrecht kraft Berlagsvertrag und 
zu einem Berlagsgewerbe des DVerlegers und zu VBerlags- 
waaren oder anders ausgedrüdt Verlagswaaren und fonfti- 
gen bewilligten Waaren. 
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Der Markenſchutz. 


Der Markenſchutz. Das Reichsgeſetz!. Literatur”. 


1) Geſetz über Markenſchutz. Vom 30. November 1874. 
(RGbl. ©. 143). Durch den 8 14 und 20 und 18 dieſes 
Geſetzes ift der 8 287 des RStrafGB, welder einen beſchränkten 
Schub gab („Wer Waaren oder deren Berpadung fälſchlich mit 
dem Namen oder der Firma .... bezeichnet ..... ), überflüffig 
geworden und ift daher derjelbe in dem neuen Tert des RStrafGB 
meggelaffen Kraft des Art. V des Gefetes, betreffend die Abänder: 
ung von Beitimmungen des StrafGB (RGbl. 1876 ©. 25). 

2) Homeyer die Haus: und Hofmarfen. Mit 44 Tafeln. 
Berlin 1870. „Nachzügler der Hausmarken“ in dem Monatöbe: 
richt der K. Akademie d. Wiff. zu Berlin vom 1. Auguft 1872. 
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J. Das Waarenzeichen, die Waarenmarke, ift ein auf 
eine Sache oder deren Verpackung (Umhüllungen, Behäl- 
ter, 3 B. Faß, Hlafche) zu dem Zweck angebrachtes 
Zeihen, um die Perfon zu Fennzeichnen, deren Gewerbe 
die Sache angehört. Die Marke ift eine Gewerbemarke, fie 
joll auf das Gewerbe einer beftimmten Perfon hinweiſen, fie 
ift alfo ein Urſprungszeichen (Urfprungsfirma), fie ift ent« 
weder Fabrikmarke (Umfag mit Production) oder Han— 
delsmarfe (Umfat in Natur, alfo Marke eines eigentlis 
hen Kaufmannes). Sie kann zu einer eingetragenen 
Marke merden durch Eintragung in das Handelsre- 
gifter. Nur eine eingetragene Marke wird fortan 
verftanden unter dem Ausdrud Marfe und Waaren- 
marke. Die eingetragene Marke hat den’ Markenſchutz, 
fie begründet das Recht des Marfenfhuges. Der 
Markenſchutz ſchließt fih immer an eine eingetragene 
Firma an, das Recht des Markenſchutzes an das Recht 
auf die eingetragene Firma. Inſofern find alle einge: 
tragenen Marken Yirmenmarfen und zwar Marken 
eingetragener Firmen. Der Markenſchutz beſteht 
darin, daß die Eintragung ein ausſchließliches Recht 
auf den Gebrauch der Marke begründet und überdies" 


Das Reichsgeſetz betreffend. Landgraf deutfches Reichsgeſetz 
betreffend den Markenſchutz. Stuttgart 1875. — Endemann der 
Markenſchutz nad) dem Neichdgefe vom 30. November 1874, 
An Buſch Arhiv Bd 32. S. 1—98. Iſt auch befonderd er- 
ſchienen mit einem Anhang enthaltend den Tert des Geſetzes in 
deutſcher, engliicher und franzöſiſcher Sprade. Berlin 1875. — 
Meves das Reichsgeſetz über Markenſchutz vom 30. November 
1874. In Bezold die Gefebgebung des deutſchen Reichs mit 
Erläuterungen. Dritter Theil. Bd II Heft 2. Iſt auch fes 
parat erfchienen Erlangen 1875. 

3) 8 13. 
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auf den Gebrauch der Firma und des Namens des Firmen⸗ 
inhabers® als Marke. Demnad find mit den einge- 
tragenen Marken überdies auch die eingetragenen Firmen 
und die Namen der Inhaber der eingetragenen Firmen 
als Marken eingetragen’ Die Marke ift demnad) 
entweder eine figürliche Marke (Figur im weiteften Sinn), 
ein „eigentliches Waarenzeichen““, oder die Yirma oder 
der Name”. 

1. Die Marken. Ausgeſchloſſen von der Ein- 
tragung (uneintragbar, unregiftrirbar, nicht monopolifirbar) 
find ſolche Zeichen, welche ausſchließlich in Zahlen, 


Buchſtaben, Worten beftehen, und folche, welche öffentliche _ 


Wappen” enthalten, umd folche, welche Aergerniß erregende 
Darftellungen enthalten? Auf folhe Zeichen Tann fein 


4) Daher heißt e3 im Folgenden immer „Firma und Namen“ 
und nicht wie immer im Gefeh „Namen und Firma”. 

5) Unrichtig ift die von Endemann ©. 58—65 aufgeftellte 
Meinung, daß aud die uneingetragenen Firmen und PBerfonen: 
namen, wenn fie zur Bezeichnung der Waaren gebraucht werden, 
das Recht des Markenſchutzes genießen. 

6) Dieſen Ausdrud gebrauchen die Motive: „die eigentlichen Waa⸗ 
renzeichen, welche in willfürlich gewählten Figuren beſtehen“. Sehr 
häufig wird auch der Ausdrud gebraucht: figürlices Waarenzeichen. 

7) Das Wort Etikette wird zumeilen in dem Sinn von 
Marke gebraucht, zumeilen in einem andern Sinn. Ebenſo die 
Wörter Stempel, Schild, Emblem, Devife, Zettel. 

8) VBgl. auch RStrafGB. 8 360 Nr 7. Uebrigens ift aus: 
drüdlih allen deutſchen Fabrifanten der Gebraud und die Ab: 
bildung des Raiferliden Adlers in der durch Erlaß vom 
3. Auguft 1871 (RGbl. ©. 318) feftgefehten Form zur Ber 
zeichnung ihrer Waaren oder Etiketten geftattet dur Erlaß vom 
16. März 1872 (RGbl. S. 90), jedoeh unter Ausflug der 
Form eines Wappenſchildes (RGEbl. 1872 ©. 93). 

9)83. 


BEREIT 
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Recht erworben werden” und find fie, wenn fie (unge— 
hörigermweife) eingetragen find, von Amtswegen zu löſchen“. 
Ale übrigen Arten von Zeichen können eingetragen 
werden. Es fann aber nicht ein Recht auf diejenis 
gen ertoorben werden, welche bisher im freien Gebraud) 
alfer oder gewiffer Klaffen von Gewerbetreibenden' fich 
befunden haben”. Iſt ein folches eingetragen, fo ift auf 
Verlangen eines Betheiligten die Löſchung vom Firmen— 
inhaber zur beantragen”. Dur die Buchſtaben oder 
Worte, welche eine angemeldete Marke enthält, find 
andere Gewerbetreibende nicht gehindert, ihre gleichlauten- 
den wenn auch nur in abgefürzter Yorm gleichlautenden 
Firmen oder Namen als Marken zur gebrauchen‘; fie 
find an diefem Markengebrauch aber dann gehindert, wenn 
die Firmen oder Namen der anmeldenden Firmeninhaber 
gleichlautend find”. — Privilegirte Marken in Betreff 
des Nechts der Eintragung giebt es nicht. Es gab folche 
bis zum letzten September 1875. Bis dahin waren 
reichsgefeglich privilegirt diejenigen Waarenzeichen, welche 
fandesgefeglich geſchützt waren, und diejenigen, welche bie 





10) $ 10 Abſatz 2. 

11) 8 5 Nr A. 

12) $ 10. Bgl. den Aufſatz im Reichs-Anzeiger vom 8. Juni 
1876 Nr 133. Zweite Beilage. Ueber die Bedeutung von 
Freizeichen. 

13) $ 11. 14) $ 10. 

15) Der Schuß, melden die Firma des Anmeldenden als 
Marke hat, geht meiter als der, melden die eingetragene Firma 
bat (HGB Art. 20), durch welden nur „an demfelben Ort oder 
in derfelben Gemeinde” gleichlautende Firmen ausgeichloffen find. 
Der Name eines Gemwerbtreibenden, weldyer nicht Firma ift, hat 
als Name eined Gemwerbtreibenden feinen eigenthümlichen Schuß, 
nur ald Marke hat er einen folchen. 
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zum Beginn des Iahres 1875 im Verkehr allgemein als 
Kennzeichen der Waaren eines beftinnmten Gewerbetrei- 
benden gegolten haben”. Die Inhaber diefer privilegirten 
Waarenzeichen hatten ein ausſchließliches Necht der An— 
meldung vor dem 1. Dctober 1875”. Mit dem Ber 
ginn dieſes Tages ift das reichsgefegliche Privilegium ers 
lofchen. Kraft des Iettern finden fich unter den einge- 
tragenen Marken ſolche, deren Art feit diefem Tage uns 
eintragbar iſt“. 

II. Eingetragene Marken können nur Gewerbe 
treibende Haben und auch nur foldhe, deren Firma 
im Handelsregifter eingetragen ift”. Die Eintragung 
geichieht in das Handelsregifter des Drtes der Haupt- 
niederlaffung”. Das Genofienfchaftsregifter ift ein Theil 
des Handelsregifters”". Im dem Handelsregifter ift eine 
befondere Abtheilung angelegt, melde den Namen „Zeis 
chenregifter” führt”. Die Eintragung erfolgt unter der 
Firma des Anmeldenden und mit Angabe der Zeit (Tag 
und Stunde) der Anmeldung” und der Waarengattun- 
gen, für ‘welche das Zeichen beftimmt ift, und mit einer 
Darftellung der Marke”. Im Fall wiederholter Ein- 


16) $ 3 Abſatz 1. 17) 89. 
18) Aufdiefe Möglichkeit deuten die Worte „Im Uebrigen” in$ 3. 
19) 8 1. 20) 8 1. 
21) Geſetz betreffend die... . . Genoffenihaften vom 4. Juli 


1868 $ 4. (BGbl. ©. 415.) 

22) Die genauere Einrichtung erhellt aus der Bekanntmachung 
de3 Reichskanzlers vom 8. Februar 1875 im Central: Blatt für 
das Deutfche Reih. Dritter Jahrgang 1875. ©. 123. 

23) Die Stunde ift aber nicht der kleinſte Zeittheil, wenn 
zu entfcheiden ift, für melde Firma „zuerft“ eine Anmeldung 
bewirkt ift (8 8). 

24) 54 und 82. 
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tragung aus Anlaß der Verlegung der Hauptniederlaffung 
ift immer auch die Zeit der erften Anmeldung anzugeben”. 
Die erfte Eintragung wird im Deutjchen Reichs-Anzeiger 
befannt gemacht”. Das Recht des Markenſchutzes, das 
Recht der gefhüsten Marke, entfteht ſchon durch 
die Anmeldung, nicht erft durch die Eintragung”. Es 
ift ein Recht nicht aus der eingetragenen fondern aus der 
angemeldeten Marke. Es fchließt ſich demzufolge im 
Fall mehrerer Anmeldungen derfelben Marke für mehrere 
Firmen an diejenige Firma an, für melche zuerft anges 
meldet ift”. 

IV. Den Inhalt anlangend fo ift e8 das ausſchließ— 
liche Recht des Firmeninhabers, den angemeldeten Waa- 
rengattungen entjprechende Waaren und deren Berpadung 
mit der Marke zu verfehen und fie fo gekennzeichnet in 
Verkehr zu bringen”. Diefelbe Handlung, melde von 
ihm felber oder mit feinem Willen von einer andern 
Perfon vorgenommen Ausübung des ausfchlieglichen 
Rechtes ift, ift ohne feinen Willen vorgenommen re cht$- 
verlegende Handlung; eine ſolche begeht mithin bder- 
jenige, welcher Waaren oder deren Berpadfung mit ber 
Marke oder der Firma oder dem Namen widerrechtlich 
bezeichnet oder widerrechtlich bezeichnete Waaren feilhält 
oder in Verkehr bringt”. Es ift gleichgültig, ob die 
Marken, Firmen, Namen ganz genau oder mit Abänder- 
ungen wiedergegeben werden, welche nur durch Anmwenz 
dung befonderer Aufmerkfankeit wahrgenommen werden 


25) 84. 26) 8 6. 

27) Daber ift immer nur von der Anmeldung die Nede in 
den 88 8. 9. 10. 12, 

28) 8 8. 29) $ 8. 

30) $ 13. 14. 
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fönnen”. Die Ausſchließlichkeit des echtes bes 
gründet ein Verbietungsrecht, ein Recht auf Entfchädigung, 
ein Recht des Antrages auf Strafverfolgung und ftatt 
der Entfhädigung auf eine Buße, und em Recht auf 
Bernichtung der widerrechtlichen Bezeichnungen, nöthigen- 
falls der mit ihnen verfehenen Verpadungen und Waaren. 
Die betreffenden Civilfahen gelten im Sinn der Reiche: 
gefege und Landesgeſetze ala Handelsfachen ”. 

V. Der PVerlegende kann unwiſſentlich oder wiſſent— 
lich widerrechtlih Handeln. 1. Gegen den Berlegenden 
iſt in jedem diefer Fälle ein Verbietungsredht des 
Firmeninhabers begründet und dem entfprechend die Pflicht 
des Richters, auf Grund deffelben ein richterlihes Ver: 
bot auszufprehen. Das BVerbieten des Firmeninhaberg 
ift die (dem Handelnden gegenüber abgegebene) Erklärung 
deffelben, daß die Handlung feinem Necht widerftreite und 
er fie nicht dulden wolle; das richterliche Verbot die Er- 
Härung, daß die Handlung unterbleiben folle. Dieſes Ver— 
bot ift ausgefprochen in den dahin lautenden Worten eines 
Klagantrages und eines Erfenntnifjes, daß der Verflagte 
„für nicht berechtigt erklärt werde” die verlegende Hand- 
lung vorzunehmen”; denn weder wollen die Worte erlau- 
ben noch bedeutungslos fein. ine bloße Feſtſtellung 
der Wibderrechtlichfeit ohne anderweitigen Willen darf in 


31) $ 18. Beiſpiel: Pommerfhe Portland : Cementfabrif 
Stettin-Quiftorp. — Pommerſche Portland:Cementfabrif. Stettin. 
Nach einem Erkenntniß des Obertribunal3 vom 3. Juli 1871 
find e3 zwei verfchiedene Marken. Dal. Meves ©. 47. 

32) $ 19. 

33) $ 13: „für nicht berechtigt erklärt merde, dieſe Bezeich— 
nung zu gebrauden ..... fo bezeichnete Waaren in Verkehr zu 
bringen oder feil zu halten“. 
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den Worten nicht gefunden werden. Eine foldhe und 
nicht mehr ſoll aber nad) einer andern Meinung” in den 
Worten liegen. Wenn dies richtig ift, fo ift die in dem 
Erfenntniß enthaltene Erklärung gänzlich oder fat werth- 
108”. Eben deswegen darf die Auslegung die Worte des 
Geſetzes nicht dahin verftehen, daß ein richterliches Verbot 
und civilrechtlihe Erecution ausgefchloffen fein jolle”. 


34) Es wird behauptet: die Klage ift eine Yeftitellungsflage, 
Negatorienklage, Präjudicialflage, Vorklage, „eine wirkſame Ere: 
cution ift nicht denkbar“ (Endemann ©. 73—79); „das rechts⸗ 
Fräftig gewordene verurtheilende Erkenntniß bedarf feiner Boll 
ftredung, kann auch eine folde nicht finden“ (Meves S. 51 
Nr 28). Nach diefer Meinung fehlt ein wirkſames Recht den— 
jenigen, welche ein Strafverfahren nicht beantragen wollen und ei= 
nen Entihädigungsanfpruh nicht geltend machen können oder 
wollen. 

35) Dem Erfenntnig wird aud nur der einzige Werth bei: 
gelegt, daß der Verklagte nun wiſſe, daß er nicht berechtigt ei. 
Meves ©. 51 Nr 28. Alfo ein befonderer Proceß lediglih um 
fein Wiffen zu begründen. Welden Werth bat dieſes Erfenntniß 
für das Strafverfahren und für das Recht auf Entihädigung ? 
Der Berklagte kann in dem DVorverfahren behauptet haben, daß 
ibm der Gebraud der Marke vom Kläger zugeftanden fei und 
diefer kann den deshalb zugeſchobenen Eid abgeleiftet haben. Ohne 
allen Werth iſt offenbar die Feititellung, wenn wegen jpäterer 
Handlungen das Recht des Markenſchutzes geltend gemacht wird. 
Es ift nicht zu überfehen, daß die Berechtigung einer Perſon die 
Marke zu brauden nicht Tediglih auf abjoluten Rechtsſätzen 
berubet. 

36) Die Abfiht bei dem im Reichstage angenommenen An— 
trag (Stenographifhe Berichte 2. Legislaturz Periode. IL. Seffion 
1874/75 ©. 131 md ©. 100—103. Vgl. auch Endemann 
©. 74. 77) ging allerdings dahin „den Weg der civilrechtlichen 
Erecution auszuſchließen“. Dieſe Abfiht ift aber für die Aus— 
legung des Geſetzes nicht entjheidend, da der Wille im Geſetz 


— 
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2. Gegen denjenigen Verletzenden, welcher wiſſentlich mi- 
derrechtlich gehandelt Hat, bejteht für den Verlegten ein 
Recht auf Entfhädigung” und zwar nad freiem 
richterlichen Ermeffen”. 3. Derjenige Verlegende, welcher 
wiſſentlich widerrechtlich gehandelt hat, wird bejtraft, mit 
Geldftrafe von einhundertfunfzig bis dreitaufend Mark 
oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten. Die Straf- 
verfolgung tritt nur auf Antrag” und zwar nur des 
Berlegten” ein. Neben der Strafe kann auf Verlangen 
des Beichädigten ftatt der Entjchädigung auf eine an ihn 
zu erlegende Buße“ bis zum Betrage von fünftaufend 
Mark erkannt. werden”, und zwar nad) freiem richterlichen 
Ermeffen”. Im dem Urtheil ift von Amtswegen dem 
Berlegten die Befugnig zuzufprechen, die Verurtheilung 
auf Kofter des Berurtheilten öffentlih und in welcher 
Art und binnen welcher Frift befannt zu machen“. 4. Wenn 
derjenige Berlegende, welcher wiffentlich widerrechtlich 
gehandelt Hat, deshalb verurtheilt wird, fei e8 zu 
Strafe mit oder ohne Buße oder zu Entfchädigung “, fo 


nicht den entjprechenden Ausdrud gefunden hat. Bevor die beab- 
ſichtigte allgemeine Feſtſtellungsklage des Entwurfes einer Civil: 
proceßordnung eine gejeßlihe geworden ift, muß deutlicher dem 
Richter die Befugniß abgeſprochen werden, ein Berbot auszuſprechen 
und ihm durch Strafandrohung Nahdrud zu geben. 

37) $ 14. 

38) $ 16. Unrichtig bezieht Meves ©. 71. 72 Nr 1 den 
8 16 nur auf die Buße. 

39) $ 14. 

40) Meves S. 56—58. Vgl. unten Note 47. 

41) Ueber die Buße Genaueres bei Meves S. 61—71. 

42) 8 15. 43) 8 16. 44) $ 17 Abſatz 2, 

45) Ganz unrihtig verſteht Meves ©. 74 den $ 17 Ab: 
ſatz 1 nur vom Strafverfahren. 
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ift auf Antrag des Berlegten in Betreff der im Befit 
des Berurtheilten befindlichen Waaren auch zu erfennen 
auf Vernichtung der Zeichen auf der Berpadung und 
auf den Waaren und nöthigenfalls auf Vernichtung der 
Berpadung oder (und) der Waaren felbft”. Unter dem 
Verletzten und Beſchädigten ift immer nur dieje- 
nige Perfon zu verftehen, welcher das Recht auf den 
Markenſchutz alſo das ausfchliegliche Recht zufteht, alfo 
nit der Conſument“. 

VI. Löſchung. Das Recht auf den Markenſchutz 
erlijcht nicht erft durd) die Löſchung der Marke, fondern 
1. fhon mit dem Antrag des Yirmeninhabers auf Lö— 
ſchung. Zu einem foldhen Antrag ift derjelbe verpflichtet, 
wenn er von einer foldhen Perfon verlangt wird, welche 
dem Gebrauch oder dem Hecht des ausschließlichen Ge- 
brauches widerfprechen darf”. Werner erliiht e8 2. 
mit dem Eintritt einer der folgenden Fälle, in welchen 
die Löfhung von Amtswegen erfolgen fol”. a. Lö— 
[hung der Firma; b. Aenderung der Firma (ſei die 
Aenderung noch jo gering), ohne daß für die neue Firma 
da8 Zeichen angemeldet ift; c. Ablauf von zehn Jahren 
feit der Eintragung (nicht jchon feit der Anmeldung) des 
Zeichens, ohne inzwifchen erfolgte Anmeldung der weitern 
Beibehaltung, und feit einer foldhen Anmeldung ohne in- 
zwifchen erfolgte Wiederholung der Beibehaltungsannıel- 
dung. Die Löſchung wird im Deutfchen Reichs-Anzeiger 
befannt gemacht“. 

VD. Niederlaffungen im Inland oder im Ausland 
ergeben inländifche oder ausländische Producenten oder 

46) 8 17. 


47) Meves ©. 56—58 Nr 9. ©. 62. 63 Nr 3, 
48) $ 11. 49) 85. 50) $ 6, 
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Handeltreibende”". Die inländischen können im Webrigen 
Ausländer, die ausländischen im Uebrigen Inländer fein. 
Das Recht auf Eintragung und Schug ihrer Marken 
haben alle Gewerbetreibenden, gleichviel ob Inländer oder 
Ausländer, deren Firma in einem Handelsregifter des In- 
landes eingetragen ift, was vorausfegt daß fie im Inlande 
eine Handelsniederlaffung Haben” oder eine als folche gel» 
tende Gewerbsniederlaſſung“. Gewerbetreibende, melde 
nicht im Inlande eine Handelsniederlaffung haben, gleichviel 
ob Inländer oder Ausländer, können für ihre Marken und 
ihre Firmen und Namen als Marken den Schuß gewinnen, 
wenn in dem Staat, wo ihre Niederlaffung ift, „nach einer 
in dem Reich8-Gefegblatt enthaltenen Bekanntmachung “ 


51) $ 13. 20. 52) 81 und 8 13. 

53) Dies trifft die ein Gewerbe treibenden Actiengeſellſchaften, 
Actiencommanditgefellihaften, eingetragenen Genoſſenſchaften. 

54) DVermittelft des RGbl. befannt gemacht find Verträge, 
welche (in den beigefügten Jahren) gejchloffen find zwiſchen dem 
Deutihen Reich und 

1. den DBereinigten Staaten von Amerifa 1871. (RGbl. 
1872 ©. 95.) 

. Bortugal 1872. (RGbl. ©. 254.) 

. Schweden und Norwegen 1872. (RGbl. ©. 293.) 

. Rußland 1873. (RGbl. ©. 337.) 

. Franfreih 1873. (RGbl. S. 365.) 

. Großbritannien 1875. (RGbl. S. 199.) 

. Oefterreih:Ungarn 1875. (RGbl. ©. 259. Faſt ebenfo 
ſchon zwiſchen dem Zollverein und Defterreid 1868 BSH. ©. 
246 Art. 19.) 

8. Belgien 1375. (RGbl. ©. 301.) 

9. Luremburg 1876. (RGbl. 169.) 

Ferner ift dur das RGbl. befannt gemacht 

10. Der Handelövertrag zwifchen dem Zollverein (und allen 
Staaten des Norddeutihen Bundes, vgl. BGbl. von 1867 


100» ww 
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deutſche Waarenzeichen, Namen und Firmen einen Schub 
genießen“. Diefe Bekanntmachung foll alfo fir die Re— 
gijterbehörde erforderlich und genügend fein. Der einzelne 
Anmeldende gewinnt den Schutz infofern und auf fo 
lange, als er in diefem fremden Staat den Schub ge 
wonnen bat, vorausgeſetzt daß er fid für lagen auf 
Grund des Geſetzes über Markenſchutz der Gerichtsbarkeit 
des Handelsgerichtes in Leipzig unterwirft“; bei diefem 
Handelsgericht gefchieht die Anmeldung und Eintragung *. 


8 210. 
Der Geldhandel. Geld. 


I. Das Geld kommt nit nur als Werthmeffer, 
als Preis (hier in dem Sinn des in Geld ausgedrückten 
MWerthes von irgend etwas) vor, fondern auch als Waare, 
als Gegenftand von Handelsgefchäften, ſowohl von ver- 
einzelten al8 auch, und dies am meiften, von gemwerb- 
lichen. Das Gewerbe des Geldhandels treiben die Bant- 
iers (Bankhäufer) und die Banken. Die Geldkunde ift, 
infofern das Geld als Werthmeſſer in Betracht kommt, 
nicht Waarenkunde, fie gehört infofern garnicht ins Hans 
delsreht. Ins Handelsrecht gehört nur dasjenige, was 


S. 326) und Italien von 1865 (RGEbl. 1875 ©. 200). Die 
bloße Kündigung des Handelsvertrages (Reichs » Anzeiger vom 7. 
Juli 1875 Nr 157 ©. 1) ift für den Markenſchutz unerheblich; 
ebenfjo die Bekanntmachung derfelben ſeitens des Reichskanz— 
ler: Amt3 im Gentral:Blatt f. d. D. R. (1876 ©. 339.) — 

In dem BGbl. des norddeutſchen Bundes, aber noch nicht im 
RGbl. ift bekannt gemadjt 

141. der Vertrag zwiſchen dem norddeutichen Bunde und den 
zu diefem Bunde nicht gehörenden Mitgliedern des Zollvereing 
einerfeit3 und andrerjeitS der Schweiz von 1869 (BGbl. ©. 603). 


55) 8 2. 56) 8 20 Ziff. 1. 
Thol's Handeldrecht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 3 
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den Handel mit Geld betrifft. Es find mur die dem 
Geldhandel im Unterfchied vom übrigen Waarenhandel 
eigenthümlichen Rechtsſätze darzuftellen. Deren find nad) 
dem HGB fehr wenige‘. Bet dem einen derfelben tritt die 
Frage ein, ob unter Geld auch das Reichspapiergeld zu 


1) Es find folgende. 

1. HGB Art. 325. Bei Geldfhulden ift der Schuldner 
verpflichtet, auf feine Gefahr und Koften das Geld an den Ort 
de3 Gläubigerd (Handelsniederlaffung oder Wohnort) zu über: 
maden. Andere Waaren bat der Schuldner an feinem Ort zu 
liefern. Modificationen enthält übrigens Art. 325. 342. 

2. HGB Art. 395. Für Geld (und Koftbarkeiten und Werth: 
papiere), weldyes Gegenftand eines Frachtvertrages ift, haftet 
der Frachtführer nur dann, wenn ihm dieſe Beichaffenheit oder 
der Werth des Guts angezeigt iſt; nicht fo bei anderm Frachtgut. 
Ebenfo ift die Haftung des Verfrachterd beim Geetrangport. 
Art. 608 (Frachtgüter) und 674 (Neijeeffecten). 

3. Diefen Beitimmungen entſprechen die die große Havarei 
betreffenden Beitimmungen der Urt. 710. 725. 

4. Eigenthümlich ift auch, daß für entbehrtes Geld Zinjen 
gefordert werden können, wo für andere Entbehrungen eine ähn— 
liche Vergütung nicht gefordert werden fann. HGB Art. 93. 
95. 157. 

5. Den Umſatz von Geld betreffend ift ein Widerſpruch 
zwifchen dem Art. 271 Ziff. 1 und 2 einerjeit3 und andrerfeits 
dem Art. 272 Ziff. 2 des HGB. Nach Art. 271 ift, da Geld 
eine bewegliche Sache ilt, die Anſchaffung von Geld und die Ue— 
bernahme einer Lieferung von Geld unter denjelben Vorausſetzungen 
wie die einer andern beweglichen Sache ein abjolutes Handeläge: 
geichäft. Beide Umfaggefhäfte, auf Geld bezogen, ergeben aber 
einen Geldwechſel, ein Geldwechſelgeſchäft. Nach Art. 272 find 
aber Geldwechſelgeſchäfte („Geldwechslergeſchäfte“ bedeutet Dies 
oder enthält auch dies) mur, wenn fie gewerbemäßig betrieben wer: 
den, Handelsgeſchäfte. Der Widerſpruch ift durch Auslegung 
dahin zu löſen, daß Art. 271 wörtlich bleibt, aljo nicht eine 
Ausnahme in Betreff von Geld hinein interpretirt wird, und daß 





$ 210. Der Geldbandel. Geld. 35 


begreifen ift’. Uebrigens ift das Geben von Geld gegen 
Geld, das fogenannte Geldeinwechfeln und Geldauswech— 
jeln, dann Kauf, wenn das Geld des Einen als Preis 
für das Geld des Andern als Waare gewollt ift. Die: 
jer Wille und welches Geld als Preis gewollt ift, ift 
Thatfrage, jo auch bei den Bankiers, da fie Geld kau— 
fen und verfaufen. Das Geld als Waare hat feinen 
Preis und an beftimmten Orten und zu beftimmten 
Zeiten feinen Marktpreis; dieſer heißt Cours. — Man 
unterfcheidet Metallgeld und Papiergeld. 

II. Bapiergeld ift ein Earer Begriff, wenn man 
darunter Geld von Papier, alfo Geld verfteht, es giebt 
dann in demfelben Sinn Geld von Papier wie Geld von 
Metall (Gold, Silber, Nidel, Kupfer). Wie ein Stüd 
Metall ein Geldftüd ift, ebenfo ift ein Stüd Papier ein 
Geldftüd. Wem Papiergeld vernichtet wird, der ift in 


in Art. 272 nur das als befonders hervorgehoben gefunden wird, 
was fih für das Gewerbe freilih aus Art. 273 ohnehin er- 
giebt, daß aud) die Realifirungsveräußerung und die Realifirungss 
anihaffung Handelsgeihäft ift. 

2) Nemlich bei dem in der vorigen Note unter 1 erwähnten 
Sat des Art. 325. Die Trage kann einmal entjtehen, wenn 
der Gläubiger, weil er das Reich oder ein Bundesftaat ift, zur 
Annahme von Reichskaſſenſcheinen verpflichtet ift und wenn er 
fi die Zahlung mit ſolchen gefallen laſſen will. Soviel ift klar, 
daß der Schuldner feine Verpflihtung zur Uebermachung des 
Geldes dadurch nicht einfeitig ausſchließen kann, daß er mit Reichs— 
Faffenfcheinen zahlen will. In dem Fall, daß auf die Zahlung 
mit Reichskaſſenſcheinen der Gläubiger ein Recht hat (er hat ſich die— 
jelbe bedungen oder er bat 3. DB. ſolche Scheine ald Darlehn ges 
geben), beſteht für den Schuldner die Verpflichtung zur Ueber: 
machung nit, weil diefe eine Geldzahlung vorausfegt, nun aber 
Reichskaſſenſcheine nicht Geld find, troß des ihnen beigelegten 
Namens des Neichpapiergeldes, 

3* 
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derfelben Weife ärmer geworden, wie wenn es Metallgeld 
wäre; ihm ift Geld verloren gegangen. Das Wort Pa- 
piergeld kömmt in diefem Haren Begriff vor, e8 gab und 
giebt Papiergeld in diefem Sinn. Im Deutfchen Reich 
giebt es ein folches Papiergeld nicht. 

IL. Das Wort Papiergeld wird aber aud in ei- 
nem andern Sinn gebraucht, nemlich für Geldpapiere, 
welche Aehnlichkeit mit dem Gelde haben und zwar mehr. 
oder weniger Achnlichkeit. Der Spracgebraud iſt ein 
willfürlicher und bezeichnet daher nicht eine einzige Claffe 
von Geldpapieren fondern mehrere Claſſen. Demnach ift 
man, wenn das Wort Papiergeld, einfach oder in Zu- 
fammenfegungen (Reichspapiergeld,  Staatspapiergeld, 
Communalpapiergeld, Privatpapiergeld), gebraucht wird 
in Gefegen, von Schriftftellern, im Verfehr, der einge- 
henden Unterfuhung nicht überhoben, was unter dem 
Wort verftanden ſei. 1. Nach einem gänzlich verwerf— 
lichen Sprachgebrauch werden unter Papiergeld verftanden 
folche Geldpapiere, welche, trogdem daß fie nur eine Geld- 
zahlung verfprechen oder anmeifen (alfo nur in Ausficht 
ftelfen), freiwillig und unbedenklich ftatt Geldes (vorläufig 
oder fogar definitiv) genommen werden, weil die Zahlung 
nicht bezweifelt wird; trogdem daß nicht die Art des 
Papieres fondern die bei dem einzelnen Papier hinzufom- 
menden Umſtände dem einzelnen Papier den Credit ver- 
ſchaffen, find dennoch ganze Gattungen folder Papiere 
als Papiergeld bezeichnet worden‘. Ein folder Sprad;- 


3) In diefer unjuriftiihen Auffaffung ift fogar der Wechſel 
Papiergeld genannt worden, nemlich Papiergeld der Kaufleute, 
in der Meinung, daß damit etwas juriftifch Erhebliches gejagt fei. 
Dagegen vgl. mein Wechſelrecht Aufl. 3. $ 232 Nr22 ©. 
340—343, 
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gebrauch Teiftet der unklaren Yurisprudenz Vorſchub. 
2. Reichspapiergeld. Dieſer Ausdrud kommt unerläu- 
tert vor in dem Münzgeſetz““. Unter demfelben find of- 
fenbar begriffen die Reichskaſſenſcheine“. 

3. Staatspapiergeld. Diefer in Reichsgejegen”’ ne- 
ben dem Ausdrud „von den einzelnen Bunbdesjtaaten 
ausgegebenes Papiergeld“ und gleichbedeutend vorkom— 
mende Ausdrud muß dahin verftanden werden, daß er 
ein gleiches Geldpapier des Staates bezeichnen foll, wie 
der Neichsfaffenfchein ein Geldpapier des Reiches ift. 
Staatspapiergeld foll vom 1, Januar 1876 an nicht 
mehr courfiren®.  Mithin giebt es gegenmärtig nicht 
mehr Staatspapiergeld in dem Sinn eines von einem 
Bundesſtaat ausgegebenen Geldpapieres mit Annahme- 
zwang und Einlöfungszwang und Erneuerungszwang für 
den Staat und umfoweniger in dem Sinn eines Geld— 
papieres mit allgemeinem Zwangscours (Annahmezwang im 


4) Münzgeſetz vom 9. Juli 1873 (RGEbl. S. 233) Art. 18. 
„Das von den einzelnen Bundesjtanten ausgegebene Papiergeld 
it... biß zum 1. Januar 1876 einzuziehen.... Dagegen wird 
nad Maafgabe eines zu erlaffenden Reichsgefehes eine Ausgabe 
von Reich3papiergeld ftattfinden”. Nur das Negative ergiebt der 
Art. 18 über den Begriff, daß er Banknoten nicht unter Papier: 
geld begreift. 

5) Auch bei Soetbeer deutſche Münzverfafiung (Separat: 
abdrud aus der „Geſetzgebung des deutjchen Reichs mit Erläu— 
terungen berausgeg. von Bezold) S. 116—122 findet ſich Feine 
Erläuterung. 

6) Dies fteht zwar nicht ausdrücklich in dem Geſetz betreffend 
die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen vom 30. April 1874 (RGbl. 
S. 40), allein es ergiebt fi) aus der Art, wie des „Staat3papiers 
geldes“ erwähnt ift. 

7) Insbefondere aud) in dem Münzgeſetz. Vgl. oben Note 4. 

8) Münzgefeg Art. 18. Bol. oben Note 4. 
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Privatverfehr) oder gar in dem Sinn eines wirklichen 
Papiergeldes. In Zukunft kann Staatspapiergeld nur 
auf Grund eines Reichsgeſetzes entftehen ®. 

4. SKommunalpapiergeld. Ein ſolches in dem Sinn 
von Gemeindekaffenfcheinen mit gewollter gleicher Rechts— 
wirfung für die Gemeinde, wie fie bei den Reichskaſſen— 
ſcheinen für das Reich eintritt, ift weder ausdrücklich verbos 
ten worden, noch ift ein Verbot defjelben in dem Verbot 
de8 Staatspapiergeldes enthalten. in foldhes darf aljo 
vorfommen. Es beftehen aber in Betreff defjelben reichs— 
gejetliche Beitimmungen ". 

III. Privatgeld. Es kommt vor, daß eine an fi 
gänzlich oder faſt werthlofe Sache durd) Bertrag einen Werth 
unter den Contrahenten erhält, deſſen Geldwerth auf der 
Sache jelber bezeichnet iſt. Ein foldhes Geldzeichen wird 
nicht felten Privatgeld genannt. Der Vertrag ift entweder 
des Inhaltes, dag die Sache ebenſo in Zahlung folle 
gegeben werden dürfen (genommen werden müffen), als 
fei fie ein beftimmtes Geldftüd, oder des Inhaltes, daf 


9) 8 8 des Geſetzes betreffend die Ausgabe von Reichskaffen: 
ſcheinen vom 30. April 1874 (RGEbl. ©. 40). 

10) Bankgejeb vom 14. März 1875 $ 54. (RXGbl. ©. 177.) 
Hiernady follen auf daffelbe Anwendung leiden die 88 2 bis ein— 
ihließlih 6, und $ 43 und $ 47 Abjat 1. Danach ift, mas 
den Verkehr befonder3 intereffirt, diefes fogenannte von „Korpo: 
rationen” auögegebene „Papiergeld“, unter welchem „auf den In: 
baber ausgeftellte unverzinslihe Schuldverjchreibungen“ verftanden 
find, folgendermaaßen beftimmt: 1. Minimalbetrag 100, 200, 
500, 1000, X x 1000 Marf. ($ 3.) 2. Einlöfungszwang 
(„fofort“) und Annahmezwang und (wenn befhädigt) Umtauſchungs⸗ 
zwang, nicht aber (wenn vernichtet oder verloren) Erneuerungs: 
zwang. (S 4.) 3. Zahlungsmittel nur innerhalb des Staates 


($ 43). 
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gegen die Sache -(d. 5. Vorzeigung oder Borzeigung und 
Einhändigung derfelben) eine beftummte Leiftung gefordert 
werden kann. Bei manchen Sachen bedarf e8 einer jehr 
genauen Kenntnig und Würdigung der maafgebenden 
Verhältniße, um herauszuftellen, ob die Sadje (da8 Geld- 
zeichen) einem Vertrag der erjteren oder der legtern Art 
angehört ", 


8 211. 
Der Bapierbandel. Die Papiere. 


MWerthpapiere. reditpapiere. Hanbdelspapiere'. Zu 
den Waaren, die ihrer Natur nach rechtliche Verhältniffe 
erzeugen, gehören die Creditpapiere.. Der Handel 
mit ihnen ift der Papierhandel. Das Gewerbe des Pa- 
pierhandels treiben die Bankiers (Banfhäufer) und die 
Banken. Ein Wertpapier ift eine Urkunde mit 
einem vermögensrechtlichen Inhalt. Ein Werthpapier ift 
ein Ereditpapier, wenn die dem Inhalt deifelben 
entfprechende Erfüllung ganz oder theilweife noch nicht 
gefchehen ift. Ein Werthpapier Heift Handelspapier, 
infofern es Gegenftand eines Handelsgefchäftes, alſo 
Waare, ift. Statt Waare fagt man hier auch Handels- 
papier”. Im tiefen Sinn verfteht aber der kauf— 


11) Roftwertbzeihen (Briefmarken, Telegraphenmarfen). — 
Geldmarfen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern, gegeben jtatt 
Lohnes und genommen ftatt Kaufpreifes. (Vgl. übrigens oben 
S 84. 85.) — Biermarfen. — Speijemarfen. 

1) Runge Princip und Syſtem der Handelöpapiere. In 
Goldſchmidt Zeitfchrift Bd 6. S. 1—40. — Hoffmann die Han: 
del3papiere des ADHG. Im Arhiv für WR und HR Bd 15. 
©. 173—189. 

2) Der Ausdrud Handelspapier wird noch in einem ver: 
Ihiedenen andern Sinn gebraudt. Er bezeichnet 1. ſolche Werth- 
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männifche und juriftifche Sprachgebrauch unter „Papier“ 
die Worderung, die e8 beweifet oder begründet’, Cs 
giebt Werthpapiere, welche nicht Waare, nicht Handels- 
papiere in diefem Sinn, fein dürfen. Die Werthpapiere 
find verfchieden nad) dem Inhalt, nach der Perjon des 
Schuldners, nad) der Perfon des Gläubigers. | 

A. Nach dem Inhalt. Das Folgende enthält nicht 
eine erfchöpfende Eintheilung. Es ift auch nur von fols 
hen Papieren die Rede, welche obligatorifche Rechte, fei 
e8 auf fremde oder eigene Handlungen, nicht folche, 
welche Sachenrechte (diefe geben übrigens immer nur ein 
Recht auf eine eigene Handlung) beurfunden oder begründen. 

1. Es kommen folgende Werthpapiere vor. 1. Ur: 
Funden , welche da8 Berfprechen einer (eigenen) Handlung 
(des Ausftellers) enthalten, alfo eine Forderung beurfun- 
den oder begründen. 2. Urkunden, welche den Auftrag 
zu einer (fremden) Handlung (zu der Handlung einer 
andern Perſon als des Ausftellers) enthalten: Anmeifuns 
gen. 3. Urkunden, welche die Anzeige, daß eine Rechts- 
handlung zu erwarten fei, enthalten‘, 4A. Urkunden, 
welche lediglich ein Zeugnig über einen Vertrag oder eine 
fonftige Thatfache enthalten‘. — Mande Papiere haben 
einen mehrfachen Inhalt®. 
papiere, welche „für den Handelöverfehr bejtimmt find“ (Art. 
271); 2. folde, mwelde zu einem regen Verkehr (Umſatz) ge: 
eignet find; 3. ſolche, welche wirklih in einem regen Berfehr 
(Umfat) ſich befinden. 

3) L.44. 85.6. D. de legatis I. L. 59. D. de legatis II. 
L. 8. 8 1. 2. D. de liberatione legata (34. 3). 

4) 3. B. der Frachtbrief. 

5) 3. B. die Maflernotiz. 

6) Dahin gehört der traffirte Wechfel, welcher einen Zahlungs: 
auftrag und ein Verſprechen (Megreßverfprechen) enthält oder 


— —— — — 
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I. Es kommen ferner folgende Werthpapiere vor. 

1. Zweifeitige Werthpapiere auf Grund eines zwei— 
feitigen Vertrages unter zwei oder mehr als zwei Per- 
fonen, 3.8. eines Gejellfchaftsvertrages. Bon den Con» 
trahenten ift jeder zugleich Gläubiger und auch Schuldner, 
jede Forderung ift mit einer Schuldnerſchaft verbunden. 

2. Einfeitige Werthpapiere auf Grund eines zweiſei— 
tigen Bertrages. Wenn bei einem zweifeitigen Vertrag 
die eine Schuld erfüllt (3. B. die Waare geliefert oder 
der Kaufpreis bezahlt) ift, dann tritt ſoweit eine einfeitige 
Dbligation hervor; e8 liegt, wenn dies aus dem Papier 
erhellt, ein einfeitiges Werthpapier vor. Ein Werthpapier 
zweifeitigen Inhalts Tann durch Hinterheriges oder ur- 
Iprüngliches Auffegen des Erfüllungsvermerfes ein einfei- 
tiges Werthpapier hinterher werden oder urfprünglich fein. 

3. Einfeitige Werthpapiere auf Grund eines einfeitigen 
Bertrages mit Angabe der causa (des Berpflichtungs- 
grundes) in dem Papier’. Hier fteht einem einzigen 
Schuldner ein einziger Gläubiger gegenüber. 

4. Einfeitige Werthpapiere, welche ein DVerfprechen 
ohne causa enthalten. — Bei den einfeitigen Werthpa- 
pieren kommt e8 vor, daß einem einzigen Schuldner ein 
einziger Gläubiger gegenüber fteht oder daß zu dem— 
jelben mehrere Schuldner verpflichtet oder (und) mehrere 
Gläubiger berechtigt find. 

5. Werthpapiere mit Bedingung. Bei den einfeitigen 
MWerthpapieren fteht zwar der Forderung nicht eine For⸗ 
derung gegenüber, aber die Forderung kann eine bedingte 


zwei Verfpredhen enthält, wenn er acceptirt iſt. Dahin gehört 
ferner die acceptirte Anweiſung. Einen mehrfachen Inhalt hat 
zumeilen der Frachtbrief. 

7) 3. B. Darlehnsſchuldſcheine. 


® a te a > di 


42 Die Waare, 


fein. Die Bedingung kann von Jedermann erfüllbar 
fein oder nicht. Bei den zweifeitigen Werthpapieren fteht 
jeder Forderung eine Forderung gegenüber, ift alfo jede 
Forderung mit einer Verpflichtung verbunden; bei Dr: 
drepapieren und Inhaberpapieren nimmt aber die Bers 
pflichtung des Inhabers die Natur der Bedingung an, 
weil, wenn er diejelbe nicht erfüllt, die Folge nur die ift 
und fein kann, daß die Forderung erlifht. Die Ver: 
pflichtung (Bedingung) Tann von Jedermann erfüllbar 
fein“ oder nicht”. 

II. Die Werthpapiere find entweder Perfonenpas 
piere” oder Sahenpapiere. Das Sadenpapier ber 
urfundet oder begründet ein Net auf eine mit einer 
Sadje vorzunehmende Handlung. Es ift je nad) der 
Art der Sache entweder Waarenpapier oder Geld— 
papier, und je nach der Art der mit der Sache vorzuneh- 
menden Handlung Iransportpapier, Lagerpapier, Umfag- 
papier, Lieferungspapier. Wenn die Handlung eine bes 
ftimmte Sache, wohin auch Geld als beftimmte Sache 
gehört, oder eine Quantität von vertretbaren Sachen je- 
doch nicht Geld betrifft, fo nennt man das Papier ein 
Maarenpapier; mern die Handlung die Zahlung einer 
Geldſumme ift, fo nennt man das Papier ein Geldpapier. 
Zu den Waarenpapieren gehören immer, weil nur 
eine beftimmte Sache und nidt eine Summe (nur eine 
species, nicht ein genus) transportirt und gelagert werden 


8) 3. B. reftirende Einzahlung auf Actien. 

9) 3. B. Ausgabe neuer Actien an die Inhaber der bereits 
ausgegebenen. 

10) Man denke an Xctien, Gründungsiceine, Patente, Ber: 
fonentransport (zur See, durd Eijenbahn, Omnibus, Droſchke, 
Flußſchiff u. f. w), Theaterbillet, Goncertbillt. 
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fann, die Transportpapiere (melden das Connoſſe— 
ment, der Frachtbrief, der Padefchein angehört) und die 
Lagerpapiere. Dahingegen die Umfagpapiere, 
nemlich die eine Anjchaffung oder eine Veräußerung bes 
treffenden, Fönnen Waarenpapiere oder Geldpapiere fein 
(fo die Darlehnsſcheine); den Umfapapieren gehört an der 
Kaufbrief, die Factur, die Schlufnote. Die Geldpas 
piere gehen entweder auf eine beftimmte Summe‘ oder 
auf eine unbeftimmte Summe (unbeftinımt ob etwas und 
wieviel werde gefchuldet werden)”. Bon den Geldpapieren 
ift zu unterfcheiden das Papiergeld; einige derfelben wer— 
den aber Papiergeld genannt ". 

B. Je nach der Perfon des Schuldners find bie 
Werthpapiere 1. Staatspapiere. 2. Neichspapiere. 3. 
Communalpapiere. 4. Privatpapiere. 

C. Ye nah der Berfon des Gläubigers (oder des— 
jenigen, welchem, ohne daß er dies ift, geleiftet werden 
foll) find die Werthpapiere dreifadher Art. Der Gläubi- 
ger ift entweder mit Namen bezeichnet, ober es ift die 
Gläubigerſchaft auf den Beſitz des Papieres geftellt; danad) 
find die Papiere Papiere auf Namen ober Papiere auf 
Inhaber. Die Papiere auf Namen enthalten den Namen 
des Gläubigers entweder mit oder ohne den Zuſatz an 
Drdre, danad find fie Drdrepapiere oder Rectapapiere. 

g 212. 
Summenverjprecden. 
Berfprechen ohne causa find nur ausnahmsweiſe gül- 


11) 3. B. Wechſel, Anmeifungen, Pfandbriefe, Rentenbriefe, 
Darlehnsſcheine, Zinscoupons. 

12) Z. B. Dividendenſcheine, Lotterielooſe, Bodmereibriefe, 
Verſicherungspolizen. 

13) Vgl. oben $ 210. 
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tig. Die Gültigkeit eines folchen Verfprechens bedarf 
eines bejondern Rechtsſatzes. Das Verſprechen der Pie- 
ferung einer Summe, d. h. einer Geldfumme oder einer 
Duantität anderer vertretbarer Sachen, kann man, jenach- 
dem es eine causa enthält oder nicht, unterfcheiden als 
Schuldverfprehen und? Summenverfpreden Fol— 
gende Summenverfprechen find gültige (und klagbare) 
Versprechen: 1. Das Wechjelverfprechen'. 2. Das Ae— 
cept, wenn ein Kaufmann eine auf ihn ausgejtellte An- 
weifung acceptirt hat’. Es ift aber erforderlich ein Sum: 
menverfprechen‘. 3. Das Accept einer von einem Kauf- 
mann ausgeftellten Anmweifung‘, gleichviel ob diefe an 
Ordre lautet oder nicht”. A. Der von einem Kaufmann 
ausgeftellte Verpflichtungsschein‘, gleichviel ob er an Or⸗ 
dre lautet oder nicht”. Weitere Summenverfprechen hat 
weder die WO noch das HGB’. Aus dem Obigen 
ergiebt fich, daß die bei einer Menge von Werthpapieren 
vorkommenden Summenverfprechen gültig find. 


8 213. 
Der kaufmänniſche Verpflichtungsſchein. 


Gültig iſt der kaufmänniſche Verpflichtungsſchein, das 
heißt ein ſchriftliches einſeitiges Summenverſprechen eines 


1) Vol. mein Wechſelrecht $ 157. 193—199. 

2) HOB Art. 300. 

3) Obgleich das nicht ausdrüdlih in Art. 300 ſteht. Bol. 
unten $ Anweifung. 

4) HGB Art. 300. 

5) Dies ift ausgeführt unten 8 Anmeifung. 

6) Art. 301. 7) Bol. unten 8 213. 

8) Wohl aber andere Geſetze. Hierher die Grundſchuld 
(Grundſchuldbrief) des Preuß. Geſetzes über den Cigenthumger: 
werb u. f. w. vom 5. Mai 1872 (Gef. ©. 433). 
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Kaufmanns‘. Es ift nicht erforderlih, daß der Kauf- 
mann auf dem Schein als Kaufmann bezeichnet ift. Der 
Berpflihtungsfchein ift, wenn er an Ordre lautet und 
ein Blancoindoffament enthält, ein Inhaberpapier. Er 
ift aber nit nur dann gültig, wenn er an Ordre lautet, 
fondern auch dann, wenn er auf Inhaber oder auf Na- 
men ohne den Zufag an Ordre lautet. Dies ergiebt 
fih aus der ausdrüdlich hervorgehobenen Gültigkeit des 
Blancoindoffaments?’. Der kaufmännische Berpflichtungs- 


1) Art, 301 „Verpflichtungsfcheine, welche von Kaufleuten 
über Leiftungen von Geld oder einer Quantität vertretbarer Sachen 
oder Wertbpapiere ausgeftellt find, ohne daß darin die Verpflich- 
tung zur Leiftung von einer Gegenleiftung abhängig gemacht 
iſt“ . ... „Zur Gültigkeit der Urkunde ... ift nicht erforderlic,, 
daß fie die Angabe des Verpflitungsgrundes oder das Ems 
pfangsbefenntniß der Valuta enthalten”. 

2) Durch die DVermweifung des Art. 305 auf den Art. 12 
der WO ift das Blancoindoffament bei den Drdrepapieren aus: 
drüdlih anerkannt. DBermittelft defjelben wird das Drdrepapier 
dem Inhaberpapier hinterher gänzlich gleichgeſtellt. Es ift nicht 
abzufehen, warum e3 num nit auch urſprünglich ſoll an Inhaber 
geftellt werden dürfen. Wenn dies aber ftatthaft ift, fo ift wie: 
derum nicht abzufehen, warum eine Verpflichtung, welche gültig 
dem Inhaber des Papiered gegenüber übernommen wird, nicht 
auch einer beftimmten Perfon und nur diejer gegenüber ſoll über: 
nommen werden können. Ebenſowenig ift abzujehen, warum eine 
Derpflihtung, welche einer bejtimmten Perſon und durdy das Wort 
Drdre obendrein noch andern Perjonen gegenüber gültig über: 
nommen wird, nicht auch lediglich einer bejtimmten Perſon gegen= 
über foll übernommen werden Fünnen, warum man nicht Tedig- 
lih einer Berjon foll verſprechen dürfen, was man mehreren (hier 
correis) verjpredhen darf. Der Grund der Gültigkeit des Sum: 
menverjprechens kann doch nur in der Eigenſchaft des Schuldners, 
in feiner Kaufmannseigenſchaft, gefunden werden und nicht in der 
möglichen Mehrheit von Gläubigern, welche bloße Möglichkeit gar 
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ſchein fann in den Verkehr tiefer eingreifen, als bisher 
erfannt if. Es ift insbefondere auch der Umftand bes 
deutend, daß bier der Begriff des Kaufmanns ohne Ein- 
Ichränfung maßgebend, mithin zwiſchen Bollfaufleuten 
und Kleinkaufleuten Fein Unterfchied ift. 

I. Der Verpflichtungsſchein zeigt fich in folgenden 
Anwendungen. 1. Er kann dazu benußt werden, um 
einen zweifeitigen Vertrag in zwei einfeitige Verträge zu 
verwandeln, welche aljo beide von der causa abgetrennt 
find. Ein Hauptfall ift der Genuskauf: die Verpflichtung 
des Verkäufers hat einen auf Lieferung‘ eines Quantum 
Korn, Wein u. f. w. lautenden, die des Käufers einen 
auf Zahlung einer Geldfumme lautenden Berpflichtungs- 
fchein hervorgerufen, beide Scheine können Inhaberpapiere 
fein. 2. Der Verpflichtungsſchein kann eben fowie das Wech— 
jelverfprechen und überhaupt jedes gültige Summenver- 
Iprechen dazu benugt werden, um ein Verfprechen, wel- 


nicht8 bedeutet, wenn der urſprünglich genannte Gläubiger das 
DOrdrepapier nicht indoffirt, wo alfo das Drdrepapier als jolches 
nicht3 bedeutet, fondern ganz die Natur eines einfah auf Na— 
men Tautenden Papieres hat. 

3) Daß er auch dann gültig ift, wenn er ein Rectapapier 
ift, aljo wenn er auf Namen lautet ohne den Zuſatz an Ordre, 
ift auch vom ROHG angenommen morden und genau erörtert. 
Entjheidungen Bd 7. ©. 204—208. Bd 8. ©. 431—433. Es 
kann der Erörterung nod der aus der Gültigkeit des an Inhaber 
Yautenden Verpflihtungsjheines hergenommene Grund (oben Note 
2) Hinzugefügt werden‘, da wörtlich genommen der Artifel 301 durch— 
weg nur von an Drdre lautenden Verpflichtungsſcheinen handelt, 
was freilid dag ROHG Entih. Bd 7 ©. 204. 205 beftreitet. 

4) Lieferungsfceine. Diefe kommen vor auf beträdtliche 
Quantitäten; und auch, oft unter dem Namen Marken, auf ge: 
ringfügige, 3. B. Biermarken, Speiſemarken, Kohlenmarken, Holz: 
marken. 
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ches als Schuldverfprechen ungültig, vielleicht überdies 
ftrafbar wäre, zu einem gültigen nnd Eagbaren Berfpres - 
chen zu machen. 

IM. Der Berpflihtungsfhein als Geldfummenfcein. 
Ein fchriftliches einfeitiges Verfprechen einer Geldſumme 
ift, wenn von einem Kaufmann gegeben, gültig. Ein fol 
cher Schein, oft Bon genannt („Gut für” fo und fo 
viel), ift, da unter den Arten der Kaufleute hier nicht 
unterfchieden ift, auch dann gültig, wenn er von einem 
veräußernden® Handwerker oder fonft einem Kleinkauf— 
mann (Höfer, Trödler, Haufirer u. f. mw.) ausgeftellt 
ift, gleichviel ob die Summe groß oder Hein fei. Nicht 
minder und nicht mehr gültig find die von einem Staats- 
fiscus® als Kaufmann und die von dem Keichsfiscus 
als Kaufmann ausgegebenen Geldfummenfceine. ine 
Ausnahme bejteht in Betreff derjenigen Kaufleute, welche 
Banken oder Bankiers (Bankhäufer)’ find; diefe dürfen 
nicht, was jeder andere Kaufmann darf; fie find ausge 
nommen von dem Recht des Kaufmanns, Berpflichtungs- 
ſcheine auf Geld, welche bei ihnen Banknoten heißen, aus- 
zugeben. Die Befugnig zur Ausgabe von Banknoten 
muß, fofern und fomweit fie nicht bereit befteht, durch ein 
Reichsgefeg erworben werden”; fie beruht mithin gegen» 
wärtig für den berechtigten Kaufmann oder die berechtigte 
Handelsgefellfchaft entweder noch auf altem Recht (Staats- 


5) Die Lohnhandwerker find gar nicht Kaufleute, Bol. 
oben $ 26 a. E. 

6) Das Verbot des Staatöpapiergeldes trifft die von einem 
Bundesftaat in feiner Eigenfhaft als Kaufmann ausgegebenen 
Geldſummenſcheine nidt. 

7) Diefe Ausdrüde bezeichnen feinen ſachlichen Unterſchied. 

8) Bankgejeg vom 14. März 1875 8 1. (XGbl. ©. 177.) 
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privilegium) oder auf einem Neichsprivilegium. Die Ber 
fugnig ift übrigens mit Entziehung anderer kaufmänni— 
cher Rechte verbunden”. 

III. Der Berpflichtungsjchein als Quantitätenfchein. 
Ein fchriftliches einfeitiges Verſprechen einer Quantität 
von vertretbare Sachen oder vertretbaren Werthpapieren 
ift, wenn von einem Kaufmann gegeben, gültig. Solde 
Scheine können von Kleinkaufleuten nicht minder wie von 
Bollfaufleuten ausgegeben werden. Sie können benutzt 
werden, ohne daß das ein Handeln in fraudem legis" 
ift, um unliebfamen Rechtsſätzen auszuweichen. Ein 
Handwerker fann dem Rechtsſatz, daß Handwerksver⸗ 
fäufe nicht" als Handelsgefchäfte gelten follen, bei einem 
Genusfauf dadurch ausweichen, daß er über die Quanti— 
tät einen Verpflichtungsſchein ausftellt, ein folcher, da von 
einem Kaufmann ausgeftellt, gilt dann als ausgeftellt 
über ein Handelsgefchäft und zwar unanfechtbar, da nicht 
aus dem Schein, was erforderlich ift””, das Gegentheil 
fi ergiebt. Eine Bank kann die ihr fehlende Befug— 
niß, überhaupt oder über einen beftimmten Gefammtbe- 
trag hinaus Banknoten auszugeben, dadurch erjegen, daß 
fie Berpflichtungsfcheine über Lieferung einer Quantität 
von vorhandenen Banknoten ausgiebt. Der Credit, den 
fie genießt, Tann diefen Scheinen den Rang der Bank— 
noten im Verkehr verfchaffen. Die Gültigfeit eines fol- 
hen Scheines ift nicht gegen das Bankgeſetz, wenn gleich 


9) 3. B. $ 42 des Bankgeſetzes. 
10) Bgl. meine Einleitung in d. d. Priv.R. $ 65. 
11) Art. 273 letzter Sab. 


12) Art. 274 Sab 2. Bol. ROHG Entſch. Bd 7. ©. 209 
Zeile 23—28. 
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das Ausgeben von ſolchen in Maſſe den Abfichten def- 
jelben widerſtreitet“. 


8 214. 
Die negociabeln Papiere, 

Der Ausdrud Handelspapiere wird auch gebraucht 
in dem Sinn von folhen Werthpapieren, welche vorzugs- 
weife geeignet find, Handelspapiere in dem Sinn von 
Gegenftand eines Handelsgewerbes oder einer Speculation 
zu fein. Wir werden die fo geeigenfchafteten Werthpapiere 
negociable Papiere nennen, das foll alfo nicht heißen 
umſetzbare, fondern vorzugsweife umfegbare. Bedeutend 
werden verfchiedene die Gläubigerfchaft und den Inhalt 
betreffende und andere Umftände, 

| J. Je weniger Schwierigkeiten der Umſtand Hat, 
daß an die Stelle des Gläubigers oder fonft Berechtigten 
ein Anderer als Berechtigter tritt umd ausreichend zum 

N Fordern oder zur Empfangnahme legitimirt iſt, deſto ge— 
eigneter iſt das Papier Gegenſtand vielfacher Anſchaffun— 
gen und Veräußerungen, alſo eines vielfachen (regen, le— 
bendigen) Umſatzes und einer ſolchen Nachfrage zu ſein. 
Demnach gehören zu den negociabeln Papieren die indoſ— 
ſabeln Papiere (die Wechſel und die Ordrepapiere) und 
die Inhaberpapiere. 

I. Was den Inhalt betrifft, jo kommt in Be— 
| trat 1. ob das Papier .ein zweifeitiges oder einfeitiges 
ift; 2. ob mit der Forderung eine Gegenleiftung oder 
/ Bedingung verbunden ift und ob diefe erfüllbar von Je— 
dermann ift oder nicht; 3. ob das Papier eine causa 
| angiebt oder nicht; 4. welde Einreden auf Grund der 


13) Wenn e3 einmal in belangreiher Maffe erfolgt fein wird, 


wird ein Reichsgeſetz ein Verbot jolher Scheine ausſprechen. 
Thöl’s Handelöreht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 4 
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causa oder fonft möglich und zu erwarten find; 5. ob 
nur die aus dem Papier erfichtlichen Einreden zuläffig 
find; 6. welche Einreden aus dem Papier erfichtlich find 
und ob ihnen ſchwer oder leicht zu begegnen ift. — Am 
alferleichteften umjegbar ift ein Papier, wenn e8 an Ins 
haber lautet und ein einfeitiges Werthpapier und ohne 
causa und unbedingt ift. 

Ol. Noch andere Umftände find zu würdigen, 
3. B. die Möglichkeit der Amortifation. 

IV. Der Umftand, daß e8 zur Erreihung bejtimmter 
Zwede einer Einfhreibung der Perfon bedarf (ins 
Grundbuch, Hypothefenbuch, Actienbuch), fteht der Nego- 
ciabilität der Papiere, welche das Recht auf die Einfchrei- 
bung geben, nicht entgegen. Es findet fi z. B. auf 
ſolchen Papieren eine Reihe gedrudter Blancoindoffamente, 
oder es liegt eine Blancoceffionsurfunde vor‘. 


$ 215. 
Staat3papiere. 


Nur ſolche Staatspapiere find hier gemeint, welche 
Geldpapiere find und bei welchen der Staat Schuldner ift'. 


1) Ueber die Blancoceffion vgl. Sohm in Goldfhmidt Zeit 
fhrift Bd 17. ©. 70. 71. 

4) Literatur über Staatspapiere und Staatöpapierhandel. 
1. Die Waarenfenntniß, foweit fie juriftifch ift, beſon— 
derö bei Bender der Verkehr mit Staatspapieren im In- und 
Auslande. Zweite Ausgabe. Göttingen 1830; und bei von Gön— 
ner über Staatsſchulden, deren Zilgungsanftalten, und vom 
Handel mit Staatspapieren. Minden 1826. — 2. Der Ber: 
fehr iſt feiner Handelswiffenfhaftligen Seite nad) darge 
jtellt bei Bender a.a.D.; bei Nebenius der öffentliche Credit. 
Zweite Auflage. Erjter allgemeiner Theil. Karlsruhe und Baden 
1829; bei Böhmer über das Stellgefhäft, im Ardiv für die civili: 
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J. Es find zu unterfcheiden 1. Die Schuldfcheine, 
welche der Staat in feiner Eigenfchaft als Kaufmann 
ausgeftellt hat. Dahin gehören 3. B. die Banknoten 
einer Staatsbanf. 2. Andere Schuldfcheine des Staats 
(Staatsobligationen, Staatseffecten). Dahin gehören ins» 
befondere ſolche Schuldfcheine, welche der Staat über ein 
Gelddarlehen ausgeftellt Hat’. Der Staat giebt bei feinen 
Anleihen feinem Gläubiger Theilſchuldſcheine (Partialobli- 
gationen) oder das Recht ſolche zu verfertigen‘. Der 
Gläubiger macht fich meiftens fofort durch den Verkauf 
derjelben bezahlt. Den verzinslichen Staatspapieren wer: 


ſtiſche Praxis Bd 9; und vollftändiger bei Thöl der Verkehr mit 
Staatspapieren aus dem Gefihtspunft der kaufmänniſchen Specu— 
lation mit Berüdfihtigung feiner juriftiichen Natur. Göttingen 
1835. (Lie8 ©. 32. 3. 1. Speculationzfauf; ©. 90. 3. 9. 
Steigend; ©. 113. 3. 4. Prämiennehmer). — 3. Die Specu: 
lationsſeite ift mit einiger Ausführlichfeit und Umficht allein 
in dem letztern Werk bearbeitet; denn die Werfe von Jacques 
Bresson des fonds publics francais et &trangers et des 
op@rations de la bourse de Paris. &d. VI. Paris 1830, oder 
was glei ift ed. VII. Paris 1834. ©. 167—237 und von 
Bizet Precis des diverses manieres de speculer sur les fonds 
publics en usage & la bourse de Paris. ed. IV, Paris 1821. 
©. 65—130 haben nur den Verkehr auf der parifer Börfe im 
Auge und begnügen fih mit einer bloßen Caſuiſtik. — 4. Die 
juriftifche Seite des Verkehrs ift am volljtändigften bei Ben 
der abgehandelt; in meinem Bud, werden von ©. 181—272 
einige der bedeutenditen Rechtsfragen beſprochen. Mandes findet 
fih in einzelnen Abhandlungen, die zerjtreut, namentlich in Zeit: 
jchriften, erfchienen find. Literatur in meinem Verkehr S. 3—9, 
Beizufügen ift Fremery chap. XLV. S. 423—522. 

2) Noback Handeläwiffenihaft $ 97—109. 169, 

3) Audy von Privatperjonen gefchieht dies. Vgl. Richters 
Jahrbücher 1846. ©. 160. 161. 

4* 
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den Zinsfcheine beigegeben (Coupons), welche regelmäßig 
auf Inhaber lauten. 

OD. Der Umftand, daß der Schuldner der Staat 
ift, bringt, abgejehen von Ausnahmen des pofitiven Rechts, 
feine befonderen vrechtlihen Eigenthümlichkeiten hervor. 
Nah den allgemeinen Regeln ijt daher zu beurtheilen 
und mithin mit Berüdfihtigung, ob das Papier Rectas 
oder Ordre⸗ oder Inhaberpapier* ift, 1. die Uebertragung 
der Forderung; doch ift zuweilen zur Wirkſamkeit der 
Mebertragung die Einzeihnung des neuen Gläubigers in 
das Staatsſchuldbuch und eine bejtimmte Form erfor- 
derlih ’; 2. die Anwendbarkeit des anaftafischen Ge- 
fees; 3. die Vindication abhanden gefommener Staat$- 
papiere; 4. die Haftung des die Forderung Uebertragen- 
den, des Vormannes, gegen den Nachmann; 5. bie 
Amortifation vernichteter oder abhanden gefommener 
Staatspapiere. 

Ol. Bon dem Recht, Staatspapiere zu faufen und 
zu verfaufen, ift zu unterjcheiden das Recht mit denjelben 
Handel (Kauf und Berfauf als Gewerbe) zu treiben. 
Soweit der Handel überhaupt Jemandem verboten ift, ift 
diefer natürlich auch von dem Handel mit Staatspapieren 
ausgefchloffen. Die Particularrechte Haben aber mitunter 
Berbote, die Tediglih den Handel mit Staatspapieren, 
auch wohl den bloßen Kauf und Verkauf von Staatspa- 
pieren (und auch andern Papieren) betreffen und ihn 
entweder gänzlich verbieten oder an bejtimmte Formen 
(Zuziehung eines Maklers u. ſ. mw.) binden”, 


4) Runge zur Geſchichte der Staatspapiere auf Inhaber. 
In Goldſchmidts Zeitfhrift Bd 5. S. 198—203. 

5) Bgl. Bender Verkehr mit Stantspapieren $ 63 und 39. 

6) Bender im Ardiv für die civiliftiihe Praris Bd 13, 
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IV. Die Staatspapiere waren und find in dem 
lebhafteften Verkehr begriffen, und mande Arten von 
Verträgen haben vorzugsmeife Staatspapiere zum Ges 
genftand gehabt. Diefe bloß factifche Verbindung ein- 
zelner Arten von Verträgen gerade mit diefem Gegenftand 
giebt juriftifch Feinen Grund, diefe Verbindung befonders 
zu beachten; daher find die Verträge, welche auf jede Art 
von Gegenjtänden bezogen werden können, ohne DBezug- 
nahme auf einen befonderen Gegenftand fpäter abzuhandeln. 

V. Mit den Geldpapieren eines Staates ift nicht 
zu verwechjeln das Papiergeld eines Staates. Dennoch 
werden manche derjelben genannt Staatspapiergeld. Bei 
den Geldpapieren ift der Staat Schuldner, fie enthalten 
ein Verſprechen des Staats, ein Zahlungsverfprecden, 
Einlöfungsverfprehen, Geldverfprechen; das Papiergeld 
aber ift Geld, wirkliches Geld. Zu unterfcheiden ift 
alfo ein Papierſtück, welches Geld verfpricht, und ein Pa- 
pierftüc, ‚welches ein Geldftüd if. Ein Geldverfprechen 
ift nicht Geld. Wer ein Recht auf Geld Hat, kann ſich 
mit papiernem Geld begnügen müffen, hat möglicherweife 
fein Recht auf Metallgeld, aber ſtets darf er ein Gelb- 
verfpechen zurückweiſen. ine Claſſe von Geldpapieren 
der deutfchen Bundesftaaten ift unter dem Namen Staats- 
papiergeld verboten worden'. 

8 216. 
Reichspapiere. 

Nur ſolche Reichspapiere ſind gemeint, welche Geld— 
papiere ſind und bei welchen das Reich der Schuldner 
Nr 6 oder Bender Verkehr 8 45. Volkmar die Verbote gegen 
den Handel in Werthpapieren und Actien. Berlin 1857. Dazu 


vol. Goldſchmidt Zeitſchrift Bd 1. ©. 202. 
7) Qgl. oben $ 210. 
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iſt. Es find zu unterfcheiden 1. Die Schuldfcheine, welche 
der Reichsfiscus in feiner Eigenfhaft als Kaufmann! 
ausgeftellt Hat. Dahin gehören die Reichsbanknoten und 
die fonftigen Schuldfcheine der Neichsbanf, und Die 
Schuldfcheine der Neichspoft, zu welchen auch’ Briefmar- 
fen und Poftanmweifungen und Poftmandate gehören, 
2. Andere Schuldfcheine des Reichsfiscus. Dahin ge: 
hören die Neichskaffenscheine, Dies find Geldpapiere 
(und zwar Summenverfprechen ohne Zinsverfprechen) mit 
Annahmezwang für das Reich und jeden Bundesſtaat 
und für das Reich mit Einlöfungszwang‘ und Umtaufche 
ungszwang und der Billigfeit” preisgegebenem Erneuerungs— 
zwang‘. Einen allgemeinen Jwangscours haben fie nicht‘. 
Diefe Reichscaffenfcheine begreift der reichsgejegliche Aus: 


1) Beifpiel: vgl. oben $ 30 a. €. 

2) Verfteht ſich unter Vorausfegungen. 

3) Geſetz, betreffend die Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen. 
Bom 30. April 1874 (NS. S. 40). 

4) $ 5 und 6 de3 angeführten Geſetzes. „Die Reichskaſſen— 
fcheine werden bei allen Kaffen des Reichs und ſämmtlicher Bun: 
desitaaten nach ihrem Nennwerthe in Zahlung angenommen und 
von der Reichs-Hauptkaſſe für Rechnung des Reichs jederzeit auf 
Erfordern gegen baares Geld eingelöft”. 

5) Ein intereffantes Beifpiel zu $ 40 (Die Billigfeit) mei: 
ner Einleitung in das deutſche Privatrecht. 

6) $ 6 des angeführten Geſetzes. „Erſatz“ (alfo Umtauſch 
oder Einlöfung) „Für befchädigte oder unbraudbar gewordene Erem: 
plare..., wenn das vorgelegte Stüd.... mehr als die Hälfte.... 
beträgt”. „Ob in andern Fällen ausnahmsweiſe ein Erfah ges 
leiftet werden kann, bleibt ihrem (der Reichsihulden = Verwaltung 
d. i. die Preußifhe Haupt-Verwaltung der Staatsſchulden) pflicht- 
mäßigen Ermeſſen überlaffen“, 

7) „Im BPrivatverfehr findet ein Zwang zu ihrer Annahme 
nicht ſtatt“. 8 5 des angeführten Gefetes. 
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drud Keichspapiergeld, bei welchen alfo das Wort Pas 
piergeld für Geldſchuld gebraucht wird und zwar troßdem 
daß ein allgemeiner Zwangscours (Annahmezwang im 
Privatverkehr) nicht befteht. 


8 217. 
Rectapapiere. 


Die Rectapapiere enthalten den Namen des Gläubi- 
gers oder (wenn es Anmeifungen find) den Namen des 
Affignatars ohne den Zufag an Ordre. Der Aſſignatar 
wird Gläubiger durch das in dem Accept Liegende Ver— 
iprechen. Wenn das Papier eine Perfon nennt und 
feine andere andeutet, an welche gezahlt werden folle, fo 
ift fein Grund zu der Annahme vorhanden, daß das 
Berfprechen nicht lediglich der genannten Perfon fondern 
überdies noch andern Perfonen folle gegeben fein. 

1. Bei diefen Papieren ift e8 immer zumächit die 
Forderung, welche bei einem das Papier betreffenden 
Rechtsgefchäft gemeint ift', e8 mag die Yorderung durch 
das Papier nur bewiefen oder begründet werden. 

2. Die Uebertragung der Forderung auf eine andere 
Perfon begründet nicht eine urjpüngliche Yorderung die- 
fer andern Perfon; diefe erhält die Yorderung des urs 
Iprünglichen Gläubiger vermittelft einer Ceffion. 

3. Eine Delegation ift möglich, aber fie bedarf des 
befondern DVerfprechens des Schuldners gegenüber jedem 
vom urfprünglichen (oder einem meitern) Gläubiger ge- 
wollten Delegatar, da e8 hier an dem allgemeinen Ver— 
Iprechen (Vertragsofferte) fehlt, welches vorliegt, wenn das 
Berfprehen an Drdre lautet. 

4. Das Rectapapier Tann durch Indoffament über- 


1) ROHG Entf. Bd 7. ©, 127. 
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tragen werden. Das heißt hier: es kann vom urfprüng- 
lichen Gläubiger einer andern Perfon übergeben werden 
auf Grund feiner auf den Rüden des Papiers gefchriebenen 
Willenserklärung, alfo eines Indoffaments in dem Sinn, 
daß der Name nur auf den Pla deutet. Dem Inhalt 
nach kann dieſes Indoſſament (diefe Willenserklärung) 
eine Geffion fein oder eine Anmeifung (Zahlungsauftrag) 
oder ein Auftrag zu verfprechen (Delegationsauftrag) ; den 
Schuldner verpflichtend ift nur die Ceffion nicht ein Auf- 
trag. Don weiteren Indoffamenten gilt daffelbe. 

5. Das Uccept einer mehrmals indoffirten Recta— 
anmweifung enthält nur das Accept der urfprünglichen Ans 
weifung, alfo nur ein dem erſten Affignatar gegebenes 
Verſprechen; nicht auch ein Accept der in den Indoſſa— 
menten liegenden Anmeifungen, alſo nicht aud ein den 
Indofjataren gegebenes Verſprechen, gleichviel zu welcher 
Zeit und auf weſſen Präfentation der Anmweifung das 
Accept auf derfelben ausgeftellt ift?. 


2) Man könnte behaupten, daß der Acceptant einer Anwei— 
fung die in den zur Zeit des cceptes bereit? vorhandenen In— 
doffamenten enthaltenen weitern Anweiſungen ebenfalld acceptirt 
babe, wenn auch nicht bereit3 im Voraus alle fpätern. Allein 
dagegen tritt ſchon aus der Form ein Bedenken hervor, daß er 
nämlich; das Accept nur auf der Vorderfeite der Anmeifung aus: 
jtellt, wonach es zweifelhaft und eben daher nicht anzunehmen ift, 
daß er auch die auf der Nückjeite in der Form des Indoſſaments 
ftehenden meitern Anmeifungen habe acceptiren wollen. Der Sadıe 
nad; fteht entgegen, daß der Affignat, welcher acceptirt, durch fein 
Hccept, welches ein bloßes Ja ift, die Zahlung fo, wie fie ihm 
in der Anweifung aufgetragen worden ift, und nicht? Weiteres 
verspricht. Das Indoffament einer Rectatratte bedarf der be— 
fondern Acceptation nicht minder, wie eine neue feparate Anwei⸗ 
fung der Acceptation bedürfte. 
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6. Die Amortiſation, Mortification, abhanden ges 
fommener Papiere, d. 5. die Erklärung daß das Papier 
erlofchen fei, vertritt die dem Gläubiger unmögliche Zu- 
rüdgabe des Schuldfcheines an den Schuldner. Sie 
genügt bei Papieren auf Namen in der Form eines Pri- 
vatamortifationsfcheines; will der Schuldner öffentliche 
Amortifation, fei fie aufßergerichtlich oder gerichtlich, To 
mag er fie auf feine Koften herbeiführen”. 

7. Es giebt Namenspapiere, bei welchen die Legiti- 
mationsnachweifung volljtändig gefchehen muß, wenn der 
Schuldner fie verlangt, der Schuldner aber, wenn er will, 
der Vegitimationsprüfung überhoben ift und gültig (mit 
der Wirkung der Befreiung) dem Inhaber (Präfentanten) 
des Papiers erfüllt‘. Man kann folde Papiere Hinfende 
Namenspapiere oder hinkende Inhaberpapiere nennen”. 


8 218. 
Drdrepapiere. 
Ueber den Ordrewechfel hat die Wechfelordunung" und 
über andere Drdrepapiere das Handelsgeſetzbuch' in meh— 


3) Bol. Shumm die Amortifation verlorener Schuldurfun- 
den. 1830. Beilageheft zum Ardhiv für die civil. Praxis Bd 13, 
8 1-8. 

4) So kommen insbefondere Sparcaffenbüder vor und auch 
Lebensverfiherungspolicen. Bol. ROHG Entſch. Bd 2. ©. 310. 
Bd 3. ©. 341. 342. Bd 9. ©. 242, 

5) Bezeichnend ift weder der Name Legitimationspapiere (fo 
ROHG Entih. Bd 2. ©. 310), noch der Name qualificirte 
Inbaberpapiere (jo Kuntze. Vgl. Goldſchmidt Zeitichrift Bd 6. 
©. 34). 

1) Vgl. mein Wechfelveht $ 257. Ladenburg die Anweiſung 
und der gezogene Wechſel. 1858. $ 13. 

2) In den Artitein 301—305. 309—312. 414. 417. 646. 
685. 687. 896. 904. 905. 
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reren Artikeln beftimmt. Die Wechfelordnung behandelt 
den Wechfel an fich als einen an Ordre lautenden Wed) 
ſel und hat für den Wechfel die nur dem Ordrewechſel 
gebührenden Rechtsfäge und die dem bloßen Wechfel ge- 
bührenden für einen folchen Wechſel, welcher durch die 
Worte „nicht an Ordre“ oder gleichbedentende die 
Erklärung enthält, daß er nicht fiir einen Ordrewech— 
fel gelten wolle. Der Wechſel ift demnad an ſich Or- 
drewechſel. Andere Greditpapiere find nur dann Ordre— 
papiere, wenn fie an Ordre lauten. Die Wirkung des 
Wortes Ordre, alfo das Eigenthiimliche des Drdrepapieres 
(im Gegenfag des Nectapapieres), ift die Indoffabi- 
lität, daß es indoffabel ift; das heißt aber nicht, daß 
e8 „durch Indoffament übertragen werden kann“, fondern 
daß das Indoſſament eigenthiimliche Wirkungen Hat’. 
Folgende Papiere find, wenn fie an Ordre lauten, 
für indoffabel erklärt worden: 1. die von einem Kauf— 
mann ansgeftellte auf eine Summe lautende Anweifung, 
wenn nicht darin die Verpflichtung zur Leitung von ei- 
ner Gegenleiftung abhängig gemacht ift‘; 2. der von eis 
nem Kaufmann ausgeftellte auf eine Summe Tautende 
Berpflichtungsichein, wenn nicht darin die Verpflichtung 
zur Peiftung von einer Gegenleiftung abhängig gemacht 
it’; 3. das Connoſſement des Seeſchiffers“; 4. der La— 
dejchein des Frachtführers'; 5. der Auslieferungsfchein 


3) Die Morte de3 Art. 301 und anderer Artikel „Können 
durch Indoffament übertragen werden” find im Zuſammenhang 
mit den übrigen einfchlagenden Artifeln dahin zu verftehen: kön— 
nen durch Indoffament mit folgenden eigenthümlichen Wirkungen 
übertragen werden. 

4) Art. 301. 5) Art. 301. 6) Art. 302, 646. 

7) Art, 302. 414. 417. 
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(Lagerfchein, warrant) über eine in Aufbewahrung genom— 
mene bewegliche Sache, wenn er von einer zur Aufbewah— 
rung ftaatlich ermächtigten Anftalt ausgeftellt worden tft’; 
6. der Bodmereibrief”; 7. die Seeverfiherungspolice ”. 
Durch diefe Aufzählung will das HGB nur das Mi- 
nimum von indofjabeln Papieren bezeichnen, denn e8 an— 
erfennt ausdrüdlich die Indoffabilität aller nach dem bis- 
herigen Recht indofjabeln Papiere’. Nach dem bisherigen 
Necht fteht aber dem Willen des Schuldners und Gläubi- 
gers, das Ereditpapier an Drdre lauten und die Yolgen 
daraus über ſich ergehen zu laffen, Kein Rechtsſatz entge- 
gen. Demnach find alle Ereditpaviere rechtlich indofjabel, 
welche e8 factifch fein Fönnen, d. h. alle, deren Inhalt 
e8 zuläßt, daß die Forderung auf eine andere Perſon 
übergeht und die etwaige Gegenleiftung von einer andern 
Perfon geleitet werden kann. 


g 219. 
Die AIndoffabilität. 

Die Indoffabilität, alfo die Wirfung des Wortes 
Drdre, ift durch das HGB beftimmt theils für die fieben 
durd das HGB für indoffabel erklärten Ordrepapiere', 
teils für alle gleichviel ob nad dem HGB oder nad) 
dem bisherigen Recht indoffabelen Papiere’. 

J. Die Indofjabilität it für jene fieben Ordre— 
papiere dahin beftimmt’. 1. Durch das Indoſſament 
gehen alle Rechte aus dem indoflirten Papier auf den Ins 
doffatar über‘. 2. Der Schuldner kann ſich nur folcher 


8) Art. 302. 9) Art. 302. 685. 687. 
10) Art. 302. 896. 904. 905. 11) Art. 304. 

1) Art. 303. 2) Art. 305. 3) Art. 303. 

4). Gleichlautend Art. 10 der DWO. 
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Einreden bedienen, welche ihm nad) Maafgabe der Ur- 
funde felbft oder unmittelbar gegen den jedesmaligen 
Kläger zuftehen‘. 3. Der Schuldner ift nur gegen 
Aushändigung des quitirten Papieres zu erfüllen ver- 
pflichtet. Es gelten diefe drei Süße aber auch von 
allen übrigen Ordrepapieren, weil fie aus dem We- 
jen diefer Papiere fi ergeben. Dies ift num zu erörtern’, 
Wer einer beftimmten Berfon mit dem Znuſatz „oder deren 
Ordre“ verfpricht, der erklärt, daß er fein Verfprechen nicht 
nur der einen genannten Perfon, fondern auch deren Or⸗ 
dre d. 5. auch den von ihr gewollten Perfonen geben 
wolle. Es bedarf, damit fein Verfprehen wirklich andern 
Perfonen gegeben ift, noch der Willenserffärungen jener 
Perfon und diefer Perfonen. Die Erklärung jener ge 
ſchieht vermittelft des Imdoffaments, die Erklärungen 
diefer liegen in dem Nehmen des indoffirten Ordrepapie— 
res. Hieraus ergiebt fi, daß der Geber des ihn ver- 
pflichtenden Drdrepapieres jedem Nehmer beffelben, 
dem urfprünglichen und den Indoſſataren, verpflichtet: ift. 
Und zwar hat jeder Nehmer ein eigenes Recht, fein 
Recht, fein urfprünglihes Recht, nicht das Recht 
feines Vormannes. Der Indoſſatar (ebenfo wie ber 
Delegatar) maht aus feinem Recht gegen feinen 

5) Gleichlautend theilweife Art. 82 der DWO. 

6) Uebereinftimmend Art. 39 der DWO. 

7) Die folgende Erörterung findet ſich in der Beſchränkung 
auf Ordrewechſel fhon in meinem Wechſelrecht $ 257 der 
Aufl. 2 und 3 (aud ſchon Aufl. 1 8 239). Derfelben Anficht 
ift Sohm (Vertragsſchluß unter Abweſenden und mit einer per- 
sona incerta) in Goldihmidt3 Zeitihrift Bd 17. ©. 72—79. 
Meine Ausführung (es war und ift zu vol. $ 257 und 8 261 
und 8 250 des Wechſelrechts) ift aber mehr als eine bloß „an: 
gedeutete" (Sohm ©. 73 Note 51) Auffaffung. 
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Schuldner feinen Anfpruch geltend’. Dur das Ins 
doffament gehen die Rechte „aus dem imdofjirten Pa— 
pier” (alfo nicht die Rechte des Vormannes) auf den 
Indoſſatar über. Hieraus folgt von felber die Statt- 
baftigkeit von nur zwei Clafjen von Einreden’ und daß 
der Schuldner nur gegen Aushändigung des Papieres zu 
erfüllen verpflichtet ift., Es ift möglih, daß jeder 
Geber eines Drdrepapieres jedem Nehmer befielben 
verpflichtet if. Wenn 3. DB. ein Papier lauter Ordre- 
wechſel trägt, z. B. eine Ordretratte einfach acceptirt und 
durch lauter Drdreindojjamente weiter begeben ift, jo ift 
jeder Wechſelgeber jedem Wecfelnehmer (nur 
nicht ein Nachmann einem Bormann) verpflichtet. 
Berdeutlichung des Borftehenden. 1. Der Accep— 
tant einer Ordretratte oder Ordreanweiſung. Der in 
der Ordretratte oder Ordreanweifung enthaltene Zahlungss 
auftrag lautet dahin: an die genannte Perfon oder de 
ren Ordre zu zahlen. Alfo an den erften Nehmer der 
Tratte oder Anmweifung oder nad deſſen Drdre (Anord- 
nung, Verordnung, Anmeifung) an einen Andern. Die 
jer Andere heißt auch die Ordre. Da der Inhalt des 
AUcceptes, foweit das Accept ihn nicht beſtimmt, durch 
den Inhalt der Tratte oder Anweifung beftimmt ift, fo 


8) Es ift wie bei der Delegation. Vermittelſt des Indoffa= 
ments vollendet ſich eine offerirte Delegation, vermittelt des 
Indoſſaments einer Tratte eine weitere Delegation, der Nemit: 
tent mie der Indoſſatar ift Delegatar. Vgl. unten bei De— 
Tegation und das Wechſelrecht $ 250 Note 8 und Tert dazu. 

9) Das Genauere in meinem Wechielreht $ 317 und den 
darauf folgenden Paragraphen. Dazu auch ROHG Entſch. Bd 7. 
S. 209—211. 

10) Demnach gelten die nur für fieben Ordrepapiere aus— 
geſprochenen Süße des Artikel 303 für alle Drdrepapiere, 


ift das einfache Accept einer Ordretratte oder Orbreans 
weifung ein Ordreaccept; es enthält das Verſprechen, 
an den erjten Nehmer der Tratte oder Anweifung oder 
nad) dejjen Drdre an einen Andern zu zahlen. Wenn 
der erfte Nehmer die Ordre ertheilt (durch fein Indoſſa— 
ment), indem er einen Andern (feinen Indoſſatar) nennt 
und zwar, um dies vorläufig anzunehmen, mit dem Zus 
fat „oder dejjen Drdre”, und wenn diejer (in feinem In- 
doffament) wieder einen Andern mit diefem Zufag nennt 
und fo durd weitere Ordreindoſſamente die Tratte oder 
Anweiſung weiter begeben ift, demnach vom Traſſanten 
Yan B, von Ban, vorn Can D,von Dan, 
von E an % durch lauter Drdreindofjamente gelangt ift, 
jo find alle Indoffatare die Ordre des erften Nehmers 
der Tratte oder Anweifung. Es find überdies alle nad)- 
folgenden Indoſſatare die Drdre aller voraufgehenden 
Indoffanten. Denkt man, nachdem alle diefe Ordres 
ertheilt find, alfo der Zufa „oder an Ordre“ ſich in 
beftimmten Namen verwirklicht hat, die Tratte 
oder Anweifung demgemäß ausgefüllt, fo lautet der in 
derfelben enthaltene Zahlungsauftrag dahin: Zahlen Sie 
an den B oder den E oder den D oder den E oder 
den F. — Bon den in den Indoffamenten enthaltenen 
Tratten oder Anweiſungen lautet die des erften Indoſ— 
fanten B dahin: Zahlen fie an den E oder den D oder 
den E oder den F, — und die des zweiten Iudoffanten C 
dahin: Zahlen Sie an den D oder den E oder den. 
Und fo weiter. Der Traffat oder Ajfignat, welcher acceptirt, 
verspricht, wie bemerkt, durch fein Accept die Zahlung fo, 
wie fie ihm in der Tratte oder Anweiſung aufgetragen iſt“. 
Das Verſprechen des Acceptanten geht demnach dahin, 

11) Daher ift es gleichgültig, zu welcher Zeit und auf weſſen 
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daß er zahlen wolle dem B oder dem E oder deu D 
oder dem E oder dem F. Mithin hat jeder Nehmer 
der Tratte oder Anweifung (der erſte und jeder Indofjatar) 
ein urjprünglic eigenes Recht aus dem Accept. Denn 
in dem Accept einer Ordretratte oder Ordreanweiſung liegt 
das Accept auch der an die Tratte oder Anweiſung fich an— 
Ichliegenden weiteren Tratten oder Anweiſungen“. — 2. Der 
Drdretrafjant und DOrdreafjignant. Der Tra)- 
jant und der Aſſignant, wenn diefer überhaupt verpflichtet 
ift, ift denfelben Perſonen verpflichtet, an welche die Tratte 
oder Anweifung zahlbar lautet. Daher ift das Verſpre— 
hen aufzufafjen als gegeben dem erſten Nehmer der Tratte 
oder Anmweifung oder dejjen Ordre. Wenn der lettere 
Zufag in beſtimmten Namen verwirklicht ift, jo geht dent- 
nah) das DBerfprechen des Zrafjanten oder Affignanten 
dahin, daß er zahlen wolle dem B oder dem E oder 
dem D oder dem E oder dem %. — 3. Der Ordre— 
indoffant. Der Indoſſant ift denfelben Perfonen vers 
pflichtet, an welche die in feinem Indoffament enthaltene 
Tratte oder Anmeifung zahlbar lautet. Das Berfpre- 
hen des Drdreindofjanten B geht demnach dahin, daf 
er feinem Indoſſatar oder deſſen Drdre (alſo verwirk 
fiht: dem E oder dem D oder dem E oder dem F) 
zahlen wolle; das des Ordreindofjanten E dahin,. daf 
Präjentation der Tratte oder Anweilung das Accept auf derjelben 
ausgejtellt wird. 

12) Es ift im Obigen davon ausgegangen, daß alle Indoffamente 
Drdreindoffamente find, Wenn dies aber aud) nicht der Fall ift, ſon— 
dern jelbjt das erfte oder gar alle Indofjamente Rectaindoffamente 
find, fo find dennoch alle Indoffatare als die Ordre des erften Neh— 
mers der Tratte oder Anweifung zu betrachten. Denn der Umftand, 
daß das Indoſſament ein Rectaindoffament ift, kannnichts weiter ala 
eine Beſchränkung des Verſprechens dieſes Nectaindofjanten bewirken, 
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er feinem Indoffatar oder deffen Drdre (alfo verwirklicht: 
dem D oder dem E oder dem %) zahlen wolle. Und fo 
fort. — 4. Der Geber eines eigenen Ordrewechſels oder 
fonftigen eigenen Drdrepapieres”, alfo der Geber eines 
eigenen Ördrepapieres, verfpricht dem genannten 
(urfprünglichen) Gläubiger oder deſſen Ordre (aljo vers 
wirklicht: dem A oder dem B oder dem E oder dem 
D oder dem) zu erfüllen. — 5. Das Indoffament 
einer Drdretratte enthält genau genommen eine dop- 
pelte Tratte, nemlih außer der auf den Traffaten 
gezogenen auch eine auf den Traſſanten gezogene Tratte 
des Imdoffanten, Diefe legtere ift einer im Voraus ges 
machten und acceptirten Rücktratte zu vergleihen. Daf- 
jelbe gilt von dem an ein Ordreindofjamentfih an— 
ſchließenden Indoſſament“. Es find nicht eigene 
Wechſel zwifchen den mittelbaren Vormännern und Nach— 
männern, fondern eventuelle acceptirte Rüdtrats 
ten”. Ebenſo verhält e8 fi) mit dem Indoffament 
einer den Affignanten (ausnahmsweiſe“) verpflichtenden 


13) Den Ausdrud eigenes Drdrepapier werden wir entipres 
hend dem Wort eigener Wechfel gebrauchen um diejenigen Ordre— 
papiere zu bezeichnen, welche weder Tratten noch Anweifungen find, 

14) Bei diefer Auffaffung wird für den Sat, daß der Or: 
dretraffant (fo auch ein Drdreindoffant) die ihm gegen den In— 
doffanten zuftehenden Einreden dem Indoſſatar nicht entgegenitel= 
len kann, ein neuer Grund gefunden. Die Einreden ftellen ſich 
deutlich als die Einrede mangelnder Dedung heraus. 

15) Sp hat e3, wenig beadtet, wörtlich ſchon in 
der erftien Auflage meines Wechſelrechtes geftanden. 
Eben die von Jolly im Archiv PWR Bd 4. ©. 391 3.12 v. u. 
vermißte Anmeifung des Indoffanten an die Vormänner ift 
in dem Indoffament enthalten. 

16) Vgl. unten bei Anmweifung. 
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DOrdreanmweifung und mit dem an ein den Indoffanten 
(ausnahmsweiſe“) verpflichtendes Drdreindoffament 
einer Anmweifung (nicht bloß Ordreanweiſung) ſich an- 
ſchließenden Indoffament. Es liegen zwifchen den mittel 
baren Bormännern und Nachmännern eventuelle ac- 
ceptirte Rüdanweifungen vor. 


8 220. 
Die Indoffabilität. Fortjegung. 


Für alle, gleichviel ob nad dem HGB oder nad) 
dem bisherigen Recht, indofjabeln Papiere jollen gelten’ 
in Betreff 1. der Yorn des Indoſſaments, 2. der Legi— 
timation des Inhabers, 3. der Prüfung diefer Legitima—⸗ 
tion, 4. der Verpflichtung des Beſitzers zur Herausgabe 
diejenigen Beftimmungen, welche die Artikel 11. 12. 13. 
36. 74 der DWO in Betreff des Wechfels enthalten. 
Auch ift 5. über die Amortifation beftimmt. Demnach 
ift Folgendes für alle indofjabeln Papiere Kechtens. 
1. Form des Indoffaments. Das Indoffament muß auf 
dem Papier oder einer Kopie, darf aber auch auf einer 
Alonge ſtehen“. Statthaft ift auch das Blankoindofja- 
ment”. Der Inhaber eines Drdrepapieres darf die auf 
demfelben befindlichen Blankoindofjamente ausfüllen und 
das Papier auch ohne foldhe Ausfüllung weiter indofjiren ‘, 
Zur Gültigkeit des Indoſſaments ift nicht erforderlich, 

17) Zgl. unten bei Anmeifung. 

1) HOB Art. 305. 

2) DWO Art. 11. Das Genauere in meinem Wechſel⸗ 
reht $ 251. 

3) DWO Art. 12. Das Genauere in meinem Wechſelrecht 
8 251 Nr II. 8. $ 263. $ 264 Nr V, 


4) DWO Art. 13. Das Genauere in meinem Wechſelrecht 


8 263 Nr 3. ec. d. 
Thöol'é Handelsrecht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 5 
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daß es die Angabe des BVerpflichtungsgrundes oder das 
Empfangsbefenntnig der Baluta enthält‘... 2. Die Legis 
timation des Inhabers beftimmt fi nur durch die Er- 
fichtlichkeit aus dent Papier, nemlich nur durch den Zus 
fammenhang der Namen der Geber und Nehmer‘. 3. Die 
Prüfung der Legitimation, zu welcher der Zahlende vers 
pflichtet ift, erfiredt fi) (demnach) nicht auf die Echtheit 
der Indoffamente”. 4. Die Verpflichtung des Beſitzers 
(welcher nad; Ausweis des Papieres legitimirt ift) zur 
Herausgabe des Papieres befteht nur im Fall der Er- 
werbung in böfem Glauben oder vermittelft grober Fahr: 
läſſigkeit“. 5. Ueber die Amortifation abhanden gekom— 
mener Ordrepapiere gelten nicht gleiche Rechtsſätze. Cs 
ift zu unterfcheiden a. in Betreff derjenigen Ordreanmei- 
fung und desjenigen Verpflichtungsfcheines, welche durch 
das HGB (Art. 301) für indofjabel erflärt find, gelten 
die in Art. 73 der DWO enthaltenen Beftimmungen°; 
b. in Betreff der übrigen fünf durch das HGB für in- 
doffabel erflärten Drbrepapiere gilt das bisherige Recht"; 
c. in Betreff aller übrigen indofjabeln Papiere gilt eben— 
falls das bisherige Recht". — Die Beftimmungen, welche 


5) HGB Art. 301 Abſatz 2, 
6) DWO Art. 36. Das Genauere in meinem Wedhjel: 
recht $ 266. 

7) DWo Art. 36 letzter Sab. Das Genauere in meinem 
Wechſelrecht $ 266 Nr II. 4. 

8) DWO Art. 74. Das Genauere in meinem Wechſel⸗ 
recht 8 312. 

9) So beftimmt e3 Art. 305 Abſatz 2, Das Genauere in 
meinem Wechſelrecht $ 313. 

10) So bejtimmt e3 Art. 305 Iebter Sat. 

11) In Folge des Urt. 1, weil fomweit das HGB Feine Be: 
ſtimmung enthält. 


ee 
i 
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das HGB in Betreff eines Fauftpfandes an indofjas 
bein Papieren Hat”, find nicht auf ſolche Papiere be— 
Ihränkt, fondern gelten aud von beweglichen Saden und 
Papieren auf Inhaber ". 


g 221. 
Perfection der Verträge bei Ordrepapieren. 


Die Frage, wann bei Ordrepapieren die einzelnen 
Berträge perfect (vorhanden) find‘, beantwortet ſich da> 
Bin: dann, wann der Wechjel oder das fonftige Ordre— 
papier zwijchen ben verfchiedenen Perfonen gegeben nnd 
genommen ift. Der Geber eines ihn verpflichtenden Or— 
drepapiers ift allen Nehmern defjelben verpflichtet; er hat 
jo viele Berträge gefchloffen, als Nehmer des Papieres da 
find. 

J. DBegebungsverträge des Traſſanten und 
Afignanten und Indoffanten. Die Berträge de8 Or- 
dretraffanten und Ordreaſſignanten entjtehen 
zu verfchiedenen Zeiten; fobald die Ordretratte oder Or 





3 ar. * 
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dreanweiſung dem erſten Nehmer gegeben iſt, iſt mit die— * 
ſem der Vertrag da; ſobald die Tratte oder Anweiſung 
durch ein Indoſſament weiter begeben iſt, iſt der Vertrag a 
zwiſchen dem Traſſanten oder Aſſignanten und dieſem 
Indoſſatar da; und ſo fort. Von den Verträgen des 
Ordreindoſſanten gilt ganz daſſelbe. Sobald das 


erſte Ordreindoſſament dem erſten Indoſſatar gegeben iſt, 
iſt der Vertrag zwiſchen dem erſten Indoſſanten und er— 


12) Art. 309—312. 
13) Bon diefen Beitimmungen daher unten $ Fauftpfand. 

1) Der Inhalt diefes $ findet ſich in der Beſchränkung auf 
Wechſel verträge ſchon in meinem Wechſelrecht, und zivar gleich— 
lautend in Aufl. 18 243. Aufl. 2 8 261. Aufl. 3 $ 261. 

. 5* 
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ften Indoffatar da; fobald es durch weiteres Indofjam ent 
weiter begeben ift, ift der Bertrag zwiſchen dem erften 
Indoffanten und dem zmeiten und dritten und weitern 
Yndoffatar da. Ebenſo ift c8 mit den Verträgen zwi—⸗ 
chen dem zweiten Indofjfanten und dritten und vierten 
und weitern Indofjfatar. Die den einen Geber des Pa- 
pieres (Traffanten, Affignanten, Indoffanten) verpflichten: 
den Berträge (mit den Nachmännern) entftehen zu vers 
Schiedenen Zeiten, die den einen Nehmer (Indofjatar) bes 
rechtigenden Verträge (mit den VBormännern) entftehen 
gleichzeitig... Der Bormann weiß nur zufällig, ob das 
Papier weiter begeben ift, aljo ob und feit wann er in 
mehreren Verträgen ftehe, fein Nichtwiffen fteht der Per— 
fection der Verträge nicht entgegen; der Nachmann weiß 
immer, mit wie vielen VBormännern und feit wann er 
mit ihnen in einem Vertrag fteht, er erficht e8 aus dem 
ihm gegebenen Papier. Der Vertrag zwifchen einem 
Bormann (Traffant, Affignant, Imdoffant) und einem 
mittelbaren Nachmann wird vermittelt durch den Zwifchen- 
mann oder die Zwifchenmännner; er wird aber nicht 
durch fie gefchlofjen, fo daß die Regreßklage' gegen einen 
mittelbaren Vormann eine institoria oder quasi insti- 
toria actio wäre, fondern er wird direct zwiſchen dem 


2) Wenn eine folde überhaupt befteht. Es ift an den Satz 
zu erinnern, daß ein Regreßrecht aus der Anweifung 
nicht befteht (Vgl. unten bei Anweifung), und ebenjowenig 
aus dem Indoffament einer Anweiſung. Die Regreßflage aus 
der Anweiſung feßt voraus ein auf der Anweifung ftehendes 
Derfprehen des Aſſignanten, die aus dem Andoffament einer Anz 
weifung ſetzt voraus ein auf dem Indoffament ftehendes Ver: 
ſprechen des Indoffanten. Solde Anmweifungen und Indoffamente 
find felten. j 


Pr 
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Bormann und jedem mittelbaren Nahmann gefchloffen, 
der Zwifhenmann überbringt nur die auf dem Papier 
ftehende Willenserklärung des VBormannes an den Nach— 
mann, wie ein Bote, ein Brief; für den ihn felber ver- 
pflichtenden durch fein Indoſſament begründeten Vertrag 
ift natürlich fein Wille unentbehrlich, der durch fein In— 
doffament begründete Vertrag feines Indoſſatars mit ei 
nen Vormännern ift von feinem Willen gänzlich unab- 
hängig. 

ID. Acceptationsverträge. Die Verträge des 
Acceptanten einer Ordretratte oder Ordreanweiſung 
mit den verſchiedenen Nehmern der Tratte oder Anwei— 
ſung können zu verſchiedenen Zeiten, aber auch gleichzeitig 
entſtehen. Für alle die Nehmer, an welche die Tratte 
oder Anweiſung bereits begeben war als das Accept ge— 
geben ward, entſtehen gleichzeitig in dieſem Augenblick die 
Acceptationsverträge; für jeden, dem die bereits acceptirte 
Tratte oder Anweiſung begeben wird, entſteht der Accep- 
tationsvertrag zu der Zeit, wo ihm die Tratte oder Ars 
weifung begeben (alfo das Accept gegeben) wird. Durch 
den Gebrauch der Duplicate oder Copien kann es eintres 
ten, daß ber Acceptant nicht weiß, ob die Tratte oder 
Anweifung überhaupt begeben ift, und der Nehmer der 
Tratte oder Anweifung (Remittent, Affignatar, Indoffas 
tar) nicht weiß, ob fie acceptirt ift; dem Dafein des Ae— 
ceptationsvertrages fteht ſelbſt das beiderjeitige Nichtwiſſen 
von demfelben nicht entgegen. Es genügt, daß die Nas 
men auf dem Papier fich begegnen, und felbft dies ift 
nicht erforderlich, wenn in dem Beſitz des Wechſels oder 
der Anmweifung die Legitimation liegt. Der Acceptations- 
vertrag wird direct zwijchen dem Acceptanten und jedem 
Nehmer der Tratte oder Anmeifung gefchloffen; die Ver— 
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mittler (nad) Umftänden ein Nehmer oder Geber des Wedh- 
jel8 oder der Anweiſung oder ein Dritter) find bloße 
Inſtrumente, wie ein Bote, ein Brief‘, 

OL Die übrigen Berträge. Die Wechfelver- 
träge des Ausftellers eines eigenen Ordrewechſels 
und die Verträge des Ausftellers eines andern’ ihn 
verpflitenden Ordrepapiers“ entftchen zu verfchie- 
denen Zeiten. Der Vertrag des Ausftellers mit dem er- 
ften Nehmer entfteht durch das erjte Geben und Nehmen 
des Papieres; von feinen weitern Verträgen mit den In- 
doffataren entfteht jeder in dem Augenblid, wo an den 
Indofjfatar das Papier begeben wird. Sein Vertrag wird 
mit jedem Indoſſatar direct gefchloffen, der Zmwifchenin- 
doffant ift für diefen Vertrag bloße Inftrument wie 
ein Bote, ein Brief. 


8 222. 
Papiere auf Inhaber. 
(Literatur.) 


Wetboek v. K. Art. 221—229. — Entwurf für Würt: 
temberg Art. 781—797 und Motive ©. 659—671. — Maus 
renbreder Lehrbud des heutigen gemeinen bdeutfchen Rechts 
Bd 2. Bonn 1834. $ 323—326. — Dunder über Papiere 
auf den Inhaber in der Zeitichr. für deutſches Recht Bd 5. 
©. 30-52. — Savigny Obligationenreht Bd 2. ©. 18 und 
$ 61— 70. &.88—186. — Renaud Beitrag zur Theorie der 
Obligationen auf den Inhaber, in der Zeitichr. f. d. R. Bd 14. 
No IX, ©. 315—366. — Unger die redtlihe Natur der 


4) Bgl. oben Nr L 

5) welches nicht Tratte oder Anweiſung ift. 

6) Ausfieller eines an Ordre Iautenden Verpflichtungsſcheines, 
Konnofjements, Ladefcheines, Lagericheines, VBodmereibriefes, See: 
affecuranzpolice u. ſ. w. 
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Inhaberpapiere. Leipzig 1857. — Kuntze die Lehre von ben 
Anbaberpapieren. Leipzig 1857. — Bekker die Geldpapiere 
im Jahrbuch de3 gemeinen deutihen Rechts. Band 1. 1857. 
©. 266—325. 361—426. — Hoffmann über die Natur 
des Bapiergeldes u. ſ. w. im Archiv für das MWechfelreht Bd 5. 
S. 257—266. — Bluntihli Werthpapiere in der Fritifchen 
Ueberfhau Bd 5. S. 394—396. — Nenaud zur Theorie der 
Obligationen auf Inhaber in der Fritiihen Ueberſchau Bd 5. 
©. 397 —421. — Eigenbrod ein Beitrag zu der Lehre von den 
Inhaberpapieren in den Jahrbüchern für die Dogmatif Bd 2. 
S. 181—247. — Renaud zur Literatur der Inhaberpapiere 
in Goldſchmidts Zeitfhrift Bd 1. S. 461—476. — Euler 
zur Geſchichte der Inhaberpapiere in Goldſchmidts Zeitihrift Bd 1. 
©. 63—65. — Platner ein Beitrag zu der Lehre von den 
Inhaberpapieren im Archiv f. d. civ. Praris Bd 42, S. 111— 
145. 189—246. — Runge Bemerkungen zur Geſchichte der 
Anhaberpapiere in Goldſchmidts Zeitihrift Bd 2. S. 570—616. — 
Goldſchmidt der Lucca-Biftoja-Actien-Streit. 1859; und Nach— 
trag 1861. — Ueber Inhaberpapiere und Wechieleinrede, 
Heidelberg 1860. — Goldfhmidt in feiner Zeitfhrift Bd 3. 
S. 274—276. — Better in Goldfchmidt3 Zeitfchrift Bd 4. 
S. 562—565. — Gröning die Inhaberpapiere im Ardiv f. 
d. civ. Praris Bd 44. S. 363—390. Bd 45. ©. 66—9. — 
Stobbe zur Gefhichte der Uebertragung von Forderungsredhten 
und der Inhaberpapiere in Goldſchmidts Zeitihrift Bd 11. (1868) 
S. 397—429. — Stein Skizze einer Theorie der Inhabers 
und Ordrepapiere. 1871. Angezeigt von Laband in Goldfhmidts 
Zeitihrift Bd 17. ©. 341--343. — Rößler rechtliche Natur 
der Inhaberpapiere in Goldſchmidts Zeitihrift Bd 5. ©. 327— 
330. — Runge zur Geſchichte der Staatöpapiere auf Inhaber 
in Goldihmidts Zeitihrift Bd 5. S. 198—203. — Binding 
der Vertrag als alleinige Grundlage der Jnhaberpapiere in Gold: 
ſchmidts Zeitihrift Bd 10. S. 400—426. — Hedt ein Bei: 
trag zur Geſchichte der Inhaberpapiere in den Niederlanden. Er: 
langen 1869. (Dazu Laband in Goldſchmidts Zeitfchrift Bd 14. 
©. 648—651.) — von Pofdinger die Lehre von der Befug— 
niß zur Ausftelung von Inhaberpapieren 1870, (Angezeigt in 
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Goldſchmidts Zeitſchrift Bd 16. S. 689.) — Sohm in Goldſchmidts 
Zeitſchrift Bd 17. S. 80. 81. — Förſter Theorie und Praxis 
des preußifchen Privatredhts Bd 1. Aufl. 3. $ 64. ©. 355— 
367. — von Bofhinger Beitrag zur Geſchichte der Inhaber: 
papiere in Deutfchland. Erlangen 1875. 


8 223. 
Papiere auf Inhaber nad) dem Handelsgeſetzbuch. 


Die Beftimmungen, welche das Handelsgeſetzbuch über 
Papiere auf Inhaber hat, lauten wörtlich folgender: 
maafen‘. 1. Wenn Papiere auf Inhaber veräußert und 
übergeben worden find, fo erlangt der redliche Erwerber 
das Eigenthum, auch wenn der Veräußerer nicht Eigen» 
thümer war. Das früher begründete Eigenthum erlifcht. 
Jedes früher begründete Pfandrecht oder fonftige ding» 
liche Recht erlifcht, wenn daſſelbe dem Erwerber bei der 
Beräußerung unbefannt war. 2. Sind Papiere auf In- 
haber verpfändet und übergeben worden, fo kann ein frü- 
her begründetes Eigentum, Pfandrecht oder fonftiges 
dingliches Recht an den Papieren zum Nachtheil des red» 
lichen Pfandnehmers oder deſſen Rechtsnachfolgers nicht 
geltend gemacht werden. 3. Das gefesliche Pfand— 
recht des Commiffionärs, Spediteurs und Yrachtführers 
fteht einem durch Vertrag erworbenen Pfandrecht gleich. 
4. Durch die vorftehenden Beltimmungen werden bie 
Landesgefege nicht berührt, welche für den Befiter noch) 
günftigere Beftimmungen enthalten’. — So, wie bemerkt, 


1) Es find zuvörderft die Beftimmungen des Art 306 mit 
MWeglaffung derjenigen Worte, welche nad Art. 307 für Papiere 
auf Inhaber zu ftreihen find; jodann ift e8 die Beitimmung des 
Art. 308. 

2) Die obigen Beftimmungen find enthalten in den Artikeln 
306. 307. 308. Außerdem bat das HGB in Betreff der Pa: 
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wörtlich das HGB. — Ueber den Inhalt diefer Beftim- 
mungen kann man zwei Anfichten aufftellen. 

Die eine Anfiht. Durch diefelben ift nur über das 
Berhältniß der einander folgenden Inhaber des Papieres 
zu einander beftimmt und zwar fo, daß diefes Tediglich 
dem Sachenrecht angehört. Daß das Papier eine For— 
derung bemweifet oder begründet, ift für diefes Verhältniß 
gleichgültig; ftatt Eigenthum an dem Papier ift nicht 
die Forderung zu verftehen; die Uebergabe des Papieres 
- enthält nicht eine Mebertragung der Forderung; es gehen 
nicht die Rechte aus dem Papier auf den Erwerber bes 
Papieres über, wie e8 bei indoffirten Ordrepapieren der 
Tall ift; es folgt nicht, wenn der Beſitz des Papieres 
wechfelt, dem früheren Gläubiger ein fpäterer Gläubiger, 
fondern (anders ift es num nicht möglich) e8 entfteht ein 
Recht aus dem Papier erft, wenn unter Berufung auf 
den Inhalt defjelben der Befiger dem Schuldner gegen- 
über tritt; der erfte und alleinige Gläubiger ift derjenige 
Befiger, welcher als Präfentant des Papieres dem Schuld- 
ner gegenübertritt. Diefe Anficht jo ausgeführt muß von 
denjenigen unterfchrieben werben, wenn fie confequent fein 
wollen, welche behaupten, daß diefe eine Seite bei den 
Papieren auf Inhaber, nemlich das Verhältniß der ein- 
piere auf Inhaber Beitimmungen in den Artikeln 309—312. 
Diefe Artikel bejtimmen über das Fauftpfand unter Kaufleuten 
für eine Forderung aus einem beiderfeitigen Handelägefhäft, und 
zwar über die Beftellung und das zur Befriedigung des Pfand» 
gläubigers dienende VBerfaufsverfahren, aber nicht nur in 
Betreff von Papieren auf Inhaber, fondern gleihmäßig auch von 
indoffabeln Papieren und beweglichen Saden; von diefen Artikeln 
wird unten beim Fauſtpfand die Rede fein. Im Uebrigen enthält 
da8 HGB über Papiere auf Inhaber Feine Beftim: 
mungen; namentlid aud nicht über die Amortifation. 
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ander folgenden Befiger zu einander, ganz und gar 
dem Sachenrecht angehört. Sie müffen das Saden- 
recht mit allen Confequenzen jo anwenden, daß die For— 
derung gar nicht einwirkt. Wenn diefe Anficht richtig 
ift, fo hat das HGB über die Rechte des Inhabers ger 
genüber dem Schuldner gar keine Beftimmungen. 

Die andere Anfiht. Die Beftimmungen des HGB 
find im Zufammenhang mit dem bisherigen Recht zu 
verſtehen. Mithin nicht, wie fie allerdings wörtlich lau— 
ten, von dem Eigenthum an dem Papier als einer 
bloßen Sache, abgefehen von der darauf gefchriebenen 
Willenserflärung, als ob e8 ein weißes Blatt wäre, jons 
dern fie find zu verftehen von der Forderung, indem das 
HGB von der BVorausfegung ausgeht, daß mit der 
Mebertragung des Eigenthums an dem Papier die Ueber: 
tragung der Forderung gewollt wird’. Unter dem Ers 
langen und Erlöſchen des Eigentfums meint das HGB 
das der Forderung. Somit ift der Sinn der Beſtim— 
mungen fein anderer als der folgende: 1. Durch den- 
jenigen redlich erworbenen Befis, welchem der Wille 
die Worderung zu erwerben unterliegt, wird dem Be— 
figer die Forderung erworben, wenn gleich fein Auctor 
nicht berechtigt zur Webertragung der Forderung war“. 
2. Die Forderung geht durch den Erwerb von Seiten 
eines andern folgeweife dem wahren Gläubiger verloren, 
welcher nun aufhört Gläubiger zu fein‘. 3. Durd) 
den Erwerb der Forderung von Seiten eines Andern 
erlöfchen folgemweife auch diejenigen Nechte, welche dem 
von dem vreblichen Erwerber vorausgefegen Inhalt der 

3) Vgl. unten 8 226 Nr I. 


4) Bol. unten $ 226 Tert bei Note 10. 
5) Bol. unten $ 226 Note 12. 
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Forderung wiberftreiten. 4. Durch denjenigen reblich 
erworbenen Beſitz, welchem der Wille ein Pfandrecht an 
der Forderung zu erwerben unterliegt, wird dem Befiter 
das Pfandrecht erworben, wenn gleich fein Auctor nicht 
berechtigt zur Beftellung des Pfandrechts war. 5. Durd) 
den Erwerb des Pfandrechts ift die Geltendmachung aller 
derjenigen früher begründeten Rechte ausgefchloffen, welche 
das Pfandrecht beeinträchtigen. 6. Das bisherige Recht, 
wenn es dem Beſitzer günftiger ift, bleibt gültig, gänzlich 
gültig, nicht Lediglich ſoweit als es günftiger ift. 

Die letztere Anſicht ift die richtige. Dies wird fich 
aus der Durchführung derfelben im den folgenden Para» 
graphen ergeben. Borläufig nur dies, Der Ausdrud 
Eigenthum, welcher das vollfte Recht an der Sache bes 
zeichnet, foll offenbar, da die Sache Iediglich um der Yors 
derung willen vorhanden und von Werth ift und abgefe- 
ben von berfelben werthlos ift, die Yorderung bezeichnen. 
Es ift daher das Gläubigerfein nicht zu fpalten. Wer 
in Wirklichkeit Gläubiger ift, der ift dem Schuldner 
gegenüber der Gläubiger und ift au Jedermann ge 
genüber Gläubiger; ihm muß vom Schuldner erfüllt wer- 
den, ihm kann von Niemand mit Erfolg beftritten werden, 
daß ihm die Forderung zuftehe, er und Niemand fonft 
kann die orderung übertragen. Wem ein Anderer das 
Papier abverlangen darf, damit er, diefer Andere, die 
Vorderung gegen den Schuldner geltend machen, alfo den 
Genuß der Forderung haben könne, wer alfo einem An- 
dern gegenüber im Wirklichkeit nicht wahrer Gläubiger 
ift, der ift auch nicht dem Schuldner gegenüber in Wirk— 
lichkeit der wahre Gläubiger. Daher ift in Wirklichkeit 
nur derjenige Beſitzer, welcher reblicher Erwerber ift und 
welchem daher von Niemand das Papier abverlangt wer: 
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den kann, auch dem Schuldner gegenüber der Gläubiger. 
Der wirkliche Zuftand ift aber bei dem Inhaberpa— 
pier gleichgültig, wenn der Befiger redlicher Erwerber 
ift, weil zu feiner Legitimation der Beſitz ausreicht; und 
ift nur erheblich gegenüber einem Beſitzer, welcher nicht 
redlicher Erwerber ift, ift dann aber nur entfcheidend in 
Folge eines geführten Gegenbeweifes, weil der Befis für 
den Befiger die Bermuthung der Legitimation zur 
Geltendmahung und zur MWebertragung der Forderung 
begründet. Der Gegenbeweis ift ftatthaft; es ift nur 
eine Bermuthung und nicht eine Fiction, welche der 
Befig begründet. Denn wenn die Wirkung des Befiges 
nicht foll dem Befiger kraft Gegenbeweiſes entzogen wer- 
den dürfen, fo ift die Beitimmung, daß der „rebliche” 
Erwerber das Eigenthum erlangt, ohne Sinn. Aus diefer 
Beftimmung ergiebt ſich die Möglichkeit von Beſitz des 
Papieres ohne Eigentum und von Eigenthum ohne Beſitz 
des Papieres, fachlicher ausgebrüdt: die Möglichkeit, daß 
der Beſitzer des Papieres nicht der wahre Gläubiger ift 
und daß der wahre Gläubiger nicht der Beſitzer ift, daß 
alfo der Beſitz des Papieres und die Gläubigerfchaft ver- 
Ichiedenen Perfonen zuftehen kann. 


g 224. 
Papiere auf Inhaber. 
(Arten. Form. Ausftellungsreht. Begebung.) 


Papiere auf Inhaber. 1. Arten. Es giebt 
weit mehr Arten diefer Papiere, als aufgeführt, alfo 
wohl auch gedacht werden‘. 2. Form. Die Form dies 


1) Die Erörterung der Fragen über die Papiere auf Inha— 
ber würde jehr gewinnen, wenn man fi als ſolche Papiere nicht 
lediglich dächte: Staatsobligationen und deren Zinscoupons, Pfand: 
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fer Papiere ift dreifah. Das Papier (die Urkunde) bes 
zeichnet entweder die berechtigte ‘PBerfon, und zwar als 
folhe den Befiter des Papieres, mit dem Ausdrud Be— 
fiter, Inhaber, Ueberbringer, Borzeiger, Einlieferer oder 
einem gleichbedeutenden; oder e8 deutet die berechtigte Per- 
fon durch einen offenen (unausgefültten) Pla an, welcher 
da ift, wo fie dem Zufammenhang nach angegeben fein 
müßte’; oder es fehlt alle Bezeichnung und Andeutung 


briefe, Schuldbriefe induftrieller Eorporationen,, Actien, Seeverfi- 
herungspolicen (warum nicht aud 3. B. Lebensverfiherungspolis 
cn?) und Wechſel. Nur diefe werden aufgeführt von Savigny 
a. a. D. ©, 104—115 und von Renaud in der Zeitihrift f. d. 
R. Bd 14. ©. 322. 323, der freilich das Handelsbillet hinzu: 
fügt, nun aber aud; meint, daß die wirklichen Fälle erichöpft jeien, 
denn er fügt hinzu: es fei denkbar, daß aud über ein anderes 
obligatorifhes Verhältnig ein Schuldihein auf den Inhaber aus: 
geftellt werde. Man follte bedenken und immer gegenwärtig vor 
Augen haben, daß zu den Papieren auf Inhaber mit ebenfo 
viel Recht, mweil die rechtliche Beurtheilung ganz diejelbe ift, auch 
gehören Fönnen und regelmäßig gehören, eben meil fie regelmäßig 
Snhaberpapiere find, außer den Bankzetteln unfere Lotterieloofe, 
Eiſenbahnbillets, Theaterbillet3, Concertbillets, Einlaßfarten zu 
andern Ähnlichen Borftellungen, Eßkarten, Trinkkarten, Badebil: 
let3 u. ſ. w. — und aud Papiergeld, vorausgeſetzt daß es mit 
Hingendem Gelde eingelöjet werden muß und nicht juriftifh rein 
ald Sache, gar nicht als Forderung, gilt. Offenbar wird an die 
bei Weiten größere Anzahl von Inhaberpapieren gar nicht ges 
dacht bei fo vielen Behauptungen, welche man allgemein von den 
Papieren auf Inhaber hört, 3. B. fogar daß fie — aljo aud 
die Einlaßkarten zu einem Liebhabertheater, zu einem Privatcons 
cert, die Babdebillet3? — nicht anders auf den Inhaber Tauten 
dürfen, ald nad, Tandesherrliher Genehmigung in Form eines 
Geſetzes. 

2) Ueber Kuntzes unrichtige Unterſcheidung zwiſchen Blanco⸗ 
papier und Inhaberpapier beim Indoſſament (Kuntze in Gold: 
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der berechtigten Perfon. Im den beiden legtern Fällen 
gilt al8 die berechtigte Perfon der Beſitzer des Papieres”. 
3. Recht der Ausftellung. Das Recht, ein Ereditpapier 
auf den Inhaber zu ftellen, fteht gemeinrechtlich jedem 
Schuldner zu, fei er der Staat oder eine Privatperfon “*, 
Particularrehtlih ift das Recht beichräntt‘., Die Be— 
fugniß zur Ausgabe von „Inhaberpapieren mit Prämien“ 


ſchmidts Zeitichr. Bd 6. ©. 36.37) vgl. mein Wechſelrecht Aufl. 3. 
8 263 Note 14. 

3) Dies folgt daraus, daß, wenn eine Urkunde vollftändig 
ift, was natürlich vorausgefeßt wird, und Feine beftimmte Per: 
fon angiebt, welcher verfprodhen wird, das DVerfprechen derjenigen 
Berfon erfüllt werden muß, welche die Urkunde hat und mithin 
fie vorzeigen und erforderlihenfalld einliefern Fan. Dies ift 
um fo klarer, wenn das Papier z. B. lautet: Gegen diefen Schein 
wird gezahlt. Gegen diefen Schein heißt aber: gegen Vorzeigung, 
oder: gegen Vorzeigung und Einlieferung dieſes Scheines. Und 
jede vollftändige Urkunde ohne Angabe einer beftimmten berechtig- 
ten Perſon ift zu denken, als laute fie: Gegen dieje Urkunde 
wird erfüllt. Wenn das Papier kommt, fo wird das Ver: 
fprehen erfüllt. Oft fieht der Schuldner nur des Beſitzers aus⸗ 
geftredte Hand, welche das Papier präfentirt. 

4) Dunder a. a. DO. ©. 50—52. A M. ift mit Unrecht 
Savigny a. a. D. 8 65. Dal. dagegen oben Note 1 zu Ende. 
Es gehört hierher das in $ 222 citirte Werl von Poſchinger. 

5) So auch ROHG Entih. Bd 17. ©. 151—152, 

6) Preußifches Gefeh vom 17. Juni 1833 (ausgedehnt auf 
die 1866 mit dem preußiſchen Staat vereinigten Landestheile) 
8 1. „Papiere, wodurd die Zahlung einer beftimmten Geldſumme 
an jeden Inhaber verfprohen wird, dürfen von Niemand aus: 
geftellt und in Umlauf geſetzt werden, der dazu nicht Unſere Ges 
nebmigung erhalten hat”. 8 2. „landesherrlidhes Privilegium“. 
$ 5. Strafe: fünfte Theil des Betrages, jedody mindeftens hun: 
dert Thaler. Vgl. ROHG Entſch. Bd 12. ©. 302, 303, 
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bedarf eines Privilegium durch Reichsgeſetz.. 4. Bege 
bung. Der Ausfteller eines Inhaberpapieres wird 
Schuldner aus demfelben durch die Begebung (Geben und F 
Nehmen); aber auch wenn dafjelbe nicht von ihm begeben A 
(emittirt), fondern wider feinen Willen (durch Zufall, A 
Diebitahl, Veruntreuung) an einen Dritten gelangt ift”, & 


7) Geſetz, betreffend die Inhaberpapiere mit Prämien. Vom 
8. Juni 1871 (ROLL. ©. 210). 

8) So ROHG Entid. Bd 17. ©. 152—155. Die Bes 
gründung anlangend heißt es: der Gefichtspunft des Verſchul— 
dena jei nicht zutreffend, ein ſolches würde die Verpflichtung zur 
Diligenz dem gefammten Publikum gegenüber vorausfeten, fondern 
der Ausfteller trage die Gefahr, und zwar nad der Natur der 
Sache deshalb, weil er fie nicht nur hervorgerufen, fondern 
auch zugleih übernommen, indem er eine dem Inhaber 
gegenüber zu erfüllende Verpflichtung eingegangen und bedingungs- 
los eingegangen. Die weitere Erörterung ©. 154 Zeile 6 von 
unten bis ©. 155 Zeile 15 (mo e3 heißt: „Natur der Sache 
und Sicherheit des Verkehrs“ alfo doch wohl aud Anſicht im 
Berlehr) kann dafür geltend gemacht werden, daß das ROHG 
von „dem tiefern Grunde, nemlih dem Glauben, dem Gefühl, 
der Ueberzeugung ausgeht, daß es fo und nicht anders billig oder 
was gleich ijt recht, daß es allein jo recht und billig jei. Der 
Ueberzeugung, daß ein Sat ein Rechtsſatz fei, fehlt es nit an 
Gründen, e3 find nur feine Nechtögründe oder feine ausreichenden, 
fie ift al3 Ueberzeugung des Rechtes unmittelbar, e3 liegt hier ein 
Juriſtenrecht als ein Volksrecht durd Vertretung vor“. So meine 
Einleitung in d.d. Pr. R. 851. Das Gewohnheitsrecht. Seite 
131. — Man wird bald feinen Anftand nehmen, den Sab als 
ein Faufmännifches und daher allgemeines Gewohnheitörecht zu be— 
zeichnen und dafür das ROHG zu citiren. Gegen den Grund, 
dag er die Gefahr übernommen habe, indem er eine bedin- 
gungsloſe Verpflihtung eingegangen, ift einzumenden, daß er fie 
nur gejchrieben, aber ohne eine jeinerfeit3 gejchehene Begebung, 
alfo ohne Emijfion, Niemand gegenüber übernommen hat, 
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8 225. 
Papiere auf Inhaber. 
(Rechtliche Natur.) 


Rehtlihe Natur. IL Die Papiere auf Inhaber 
find an fich (lediglich als folche) nicht Geld, alfo aud 
nicht Papiergeld, weil fie an fich feinen Zwangscours 
haben’; mit der Bezeichnung, fie feien conventionelles 
Papiergeld, oder fie feien circulivendes Geld, oder fie feien 
eine Waare, ift juriftifch nichts gewonnen, weil damit die 
innere Natur derjelben nicht bezeichnet iſt. Dieſe ift aud) 
nicht getroffen durch den Sat: der Wille, die Obligation, 
bat fein anderes Dafein als in der Willenserklärung 
auf diefem Papier’; denn dies kann auch bei Namens- 
papieren vorkommen und kommt nicht bei allen fondern 


1) Daß ein Papier auf Inhaber nicht Tediglich ſchon deshalb, 
weil e3 auf Inhaber Tautet, Papiergeld ift, man mag unter diefem 
Ausdrud verftehen was man wolle, ift far. Ob es feines Ins 
haltes wegen oder aus andern Gründen 3. B. wegen der Perfon 
des Schuldnerd Papiergeld fei, dafür kommt es auf den Begriff 
des Bapiergeldes an, welcher, wenn man ihn nicht in den Zwangs⸗ 
cours (Annahmezwang im Privatverkehr) ſetzt, ein ganz mwillfür: 
liher if. Da es fih dann gar nicht mehr Iediglih um das 
Eigenthümliche des Papiere als Inhaberpapieres handelt, aud 
wenn man den Ausdrud Papiergeld auf Inhaberpapiere befhränfen 
will, jo gehört die Frage, welche Papiere man Papiergeld nennt, 
nennen will, nennen darf, gar nicht hieher. Die Note 1 des 
8 545 der vorigen Auflage ift daher in der gegenwärtigen weg— 
gelaffen. 

2) Diefen Sat ftellt Gerber Syſtem $ 161 wiederholt auf: 
Die ſchriftliche Form erhält eine befonders gefteigerte Wirkſamkeit; 
die Schrift ift zum alleinigen Träger des verpflichtenden Willens 
erhoben; die Schuldurfunde ift der verkörperte Wille des Schuld: 
nerd, der ſonſt nirgend3, der nur in ihr vorhanden ift; an 
das Dafein des Papieres Inüpft ſich demnach das Dafein der Obli- 


— 
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nur bei einigen Inhaberpapieren, bei welchen es auf be— 


gation ſelbſt an. Uebrigens widerſpricht Gerber ſich, wenn er 
einerſeits den Satz und andrerſeits ein demſelben widerſtreitendes 
Gewohnheitsrecht behauptet, denn es iſt ja vom wirklichen Recht 
die Rede. Wenn der verpflichtende Wille kein anderes Daſein 
hat, ſo folgt nothwendig, daß durch die Vernichtung des Pa— 
pieres die Forderung erliſcht. Dieſe Conſequenz hatte 
Gerber auch in früheren Auflagen ausgeſprochen. In den neue: 
ften Auflagen wird aber ein gemeines Gewohnheitsrecht behauptet, 
durch welches das Erlöfhen der Forderung wegen Unterganges 
des Papieres ausgeſchloſſen ſei. Wenn ein ſolches Gemohnheitz: 
recht für Inhaberpapiere wirklid vorhanden ijt, fo folgt daraus, 
daß das Characteriftiihe derjelben nah dem wirklichen Recht 
eben nicht darin beiteht, daß das Dajein der Obligation durd) 
das Dafein des Papiere bedingt ift. Hiergegen wird Gerber 
einwenden: durch dieſes Gewohnheitsrecht fei nur „eine der aus 
dem Satz hervorgehenden Conſequenzen ausgeihloffen“. (So 
$ 161 Tert zu Note 11.) Allein diefe fogenannte Gonfequenz 
it ja der Sat felber. — Wenn als eine weitere Confequenz aus 
dem Sat angegeben wird, daß „die juriftiichen Vorgänge, melde 
den Verkehr mit jolhen Forderungen betreffen, einen ſachenrecht— 
lihen Character annehmen”, fo iſt diefe Conſequenz zu bejtreiten; 
denn wenn dies aus jenem Satz folgt, fo müßte es ebenfo bei 
Namenspapieren mit der Claufel, daß mit dem Untergang des 
Papiered die Forderung erlöſchen folle, fein, was aber entſchieden 
nicht der Fall ift. 

3) Der Sab findet fi auch anderwärts. Bluntſchli 
Priv.R. Aufl. 1. 8 117 Nr 2 ftelt den Sat auf: Die Forder- 
ung bat außer der Beweisurkunde fein jelbitändiges Daſein, 
fondern ift gleihfam mit der Beweisurkunde verwadfen, an 
fie gebunden. Es wird das aber, und mit vollem Recht, in feiner 
Weiſe durchgeführt. — Was Renaud a. a. O. 6.330. 331 als das 
Princip befchreibt, ift gar nichts Eigenthümliches des Inhaberpapiereg, 
weil das Alles auch bei Papieren auf Namen vorfommen Tann 
und vorkommt, mit der einen Ausnahme, daß, um die Uebertragung 


der Forderung zu beweifen, die Uebergabe des Papieres genügt, 
ZHöL’s Handelsregt. die Aufl. Bd 1. Abth. 2. 6 
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fonderem Vertrag oder Gefet beruhet, vor. Die Papiere 
auf Inhaber find Beweisurfunden‘, aud Tann bie 
Schrift überdies Form fein. Und zwar find fie Be— 
weisurfunden, welche einerjeitS die Yorderung bemeijen 
jollen, Hierin liegt nichts Eigenthümliches im Gegenjat 
ber Papiere auf Namen, und andrerjeits die Leichtigkeit 
der Pegitimationsnachweifung bezweden, hierin liegt ihre 
Eigenthümlichkeit. Das Verſprechen des Schuldners kann 
ein Schuldverfprehen (mit causa) fein oder ein abjtrac- 
tes Verſprechen (ohne causa), alfo insbejondere ein ab- 
ftractes Summenverfpreden. Daß immer ein abjtractes 
Berfprechen vorliegt, ift unrichtig‘. Der Inhalt eines 
Inhaberpapieres ift zuweilen offenfichtlich unmwahr, aber dieje 
Unwahrheit ift abfichtlih und daher nicht bedeutungslos". 

I. Die redhtlihe Natur der Inhaberpapiere ift be- 
ftimmt durch ihren Zweck. Sie bezweden die Leichtig— 
feit der Yegitimationsnahmweijung. Hierin Liegt 
ihre Eigenthümlichkeit.. Es ift zu unterfcheiden die Legi— 
timation und die Legitimationsnahmweifung und die Legis 
timationsprüfung’. Die Legitimation wird bedeutend nad) 


4) So auch OAG zu Lübel (Seuffert Archiv Bd 10. ©. 
277. 278). Mit diefem vieljagenden Sat meint Renaud in der 
Zeitihr. f. d. R. Bd 14. ©, 327 fei wenig gewonnen. 

5) Diefer fehr verbreitete Irrthum findet ſich fogar in den 
Entſcheidungen des ROHG Bd 17. ©. 155. 156. 

6) Die Worte in vielen Darlehnzfhuldiceinen: der Inhaber 
babe das Eapital dargeliehen, follen natürlich bedeuten, daß es fo 
gelten ſolle. So au ROHG Entſch. Bd 17. ©. 155. 

7) &3 führt zu Verwirrungen, wenn man die Legitimation 
und die Legitimationsnachweiſung nicht gehörig unterfcheidet, alfo 
nicht unterjcheidet das Recht und den Beweis des Rechts. Wenn 
man zugiebt, daß gegen den Befiter ein Gegenbeweis zuläffig ift, 
fo ift damit zugegeben, daß der Befit nicht Tegitimirt, d. h. nicht 
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zwei Seiten hin: fie ift das Recht zur Geltendmas 
Hung der Forderung und das Recht zur Uebertra- 
gung der Yorderung, fie wird aljo bedeutend dem Schuld- 
ner gegenüber und Jedermann gegenüber. Bei den Pa- 
pieren auf Namen ift die Legitimation, das eine wie 
andere Recht, nachzumeifen durch Angabe und Beweis be- 
ftimmter Perfonen (Namensnennung und Identitätsbeweis) 
und Angabe und Beweis individueller Berhältnifje (ur- 
ſprüngliche Gläubigerfchaft, Erbgang, Eeffion, Vollmacht); 
die Nachweiſung wird um fo fchwerfälliger, je zahlreicher 
dieje Berhältniffe bei einer und derfelben Yorderung vor- 
liegen. Bei den Papieren auf Inhaber foll an die 
Stelle diefer fchmwerfälligen Legitimationsnadhweifung der 
Beſitz des Papieres treten, er foll den Beweis jeglichen 
Legitimationsverhältnifjes vertreten und erfegen. Mithin 
ſoll jeder mögliche und wirklicheLegitimations— 
grund, was den Beweis betrifft, in den Befit auf- 
gehen. Zu welchem Zwei?" Der Schuldner will der 
Weitläuftigkeiten und Schwierigkeiten und der Gefahr 
der Legitimationsprüfung überhoben fein. Der Gläubi- 
ger will der Weitläuftigfeiten und Schwierigkeiten der 
Legitimationsnachweifung überhoben fein und auch den 
mit derjelben verbundenen Aufwand von Zeit und Mühe 
und Koften fparen. Nämlich der Prüfung und Nachwei- 
berechtigt, fondern daß er nur die Legitimation, die Berechtigung, 
Gegenbeweis vorbehältlich beweifet, alfo nur eine Vermuthung 
der Beredhtigung begründet. Der Befiter ift alfo entweder le— 
gitimirt oder nit Tegitimirt, aber ftet3 ift er als legiti— 
mirt Gegenbeweis vorbehältlih nachgewieſen; m. a. W. ftetö wird 
er al3 legitimirt vermutbet. 

8) Diefen Zweck, die Intereffen der betheiligten Perfonen, 
giebt viel zu eng und auch unridtig an Savigny a. a. D. 
6, 134—136. 

6* 
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fung (der Legitimation), wie fie erforderlih wäre, wenn 
das Papier auf Namen lautete. Mithin will der Schuld- 
ner und will der Gläubiger, daß der Gläubiger nicht als 
diefe beſtimmte Perfon, fein Erbe nicht als fein Erbe, 
fein Mandatar nicht als fein Mandatar, fein Ceffionar 
nicht als fein Ceffionar fi) ausweifen, fondern jede dies 
fer möglichen Berfonen lediglich durch den Beſitz des Pa- 
pieres als legitimirt, d. h. berechtigt, zur Geltendmachung 
und zur Uebertragung der Forderung nachgewieſen fein 
fol. Nur als Befiger foll auftreten der urfprüngliche 
Gläubiger und deffen unmittelbarer und mittelbarer Ceſ— 
fionar und deren Erbe und deren Mandatar (3. B. zum 
Incaffo, zum Verkauf), fei diefer Makler oder des Voll- 
machtgebers Freund, Bedienter, Magd. Dies kann aber, 
wenn es ſich nicht felber wieder aufheben fol, nur fo 
verstanden werden, daß jeder Befiger für jede dieſer mög- 
lichen Perſonen foll gelten Fönnen. Alles dies will der 
Schuldner und will der Gläubiger, und nicht nur der 
ursprüngliche Gläubiger, der erfte Nehmer des Papieres, 
jondern auch jeder fpätere, denn es beruht darauf, nicht 
daß man zuerft, fondern daß man überhaupt ein Papier 
auf Inhaber nimmt. Nach allem Vorigen kann man 
die rechtliche Natur der Papiere auf Inhaber aussprechen 
durch den Sag: Der Beſitz ift genügend zur Nach— 
weifung der Legitimation, mithin des Gläubis 
gers wie des Mandatars des Gläubigers. Oder 
präcifer, da ein Gegenbeweis zuläffig ift, durch den Sa: 
Der Befit begründet für den Befiger die Vermu— 
thung der Legitimation, mithin des Gläubigers 
wie des Mandatars des Gläubigers. Da ber 
Befiger nur Fraft einer Vermuthung legitimirt ift, fo ift 
er alfo in Wirklichkeit entweder Tegitimirt oder nicht 
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legitimirt’. Die bebdeutendfte nothwendige Folge 


9) Was Gerber Syſtem $ 161 Note 5 gegen diefe meine 
Meinung, daß der Befit nur eine Vermuthung begründe, ermwiedert, 
darf ih mohl nicht ohne Antwort laffen, man könnte e3 fonft 
für richtig halten. 41. Gewiß führt die Anficht dahin, daß ein 
Nichtbefiger der Gläubiger jein kann und der Befiter nit. Die 
Frage ift, ob gegen den Beſitzer ein Gegenbeweis zuläffig fein 
fol. Wenn ja, fo ftreitet zu feinen Gunften eine VBermuthung 
und nicht eine Fiction. Ich bejahe, Gerber verneint; nad ihm 
ift jegliches Gefindel, wenn e3 nur bejigt, dem Schuldner gegen- 
über der wahre unanfechtbare Gläubiger („gleichgültig ob der 
Befig auf gutem oder böfem Glauben beruht“, a. a. O. Note 4). 
Iſt dafür ein Bedürfniß im Verkehr und der Wille im Verkehr? 
Gewiß führt die Anficht ferner dahin, daß mit der Webergabe 
de3 Papieres die Gläubigerfhaft nicht notwendig zufammenfällt. 
Dies wird ja aber auch von Gerber Note 10 behauptet, wo es 
beißt, daß der Depofitar nicht? weiter ald die Sache deponirt 
erhält. — 2. Der Sat, daß der Befig nur eine Vermuthung 
der Legitimation begründet, beeinträchtigt nicht im geringiten die 
Negociabilität („Einfluß bei dem Verkehr”) und den maffenhaften 
ehrlichen Verkehr, meil jeder Erwerber weiß, ob er jelber ein un: 
rebliher Erwerber ift und die Unredlichfeit anderer Perſonen für 
fein Recht gleichgültig if. 3. Meine beiden Sätze, welche a.a. O. 
mit „Und doch“ „und doch“ eingeleitet werden, follen fid) aus meinen 
eigenen Prämiffen nimmermehr entwideln laſſen. Und doch wird 
bemerkt, daß fie aus einer von mir willfürlid dem Beſitz beige: 
legten zweiten Function gewonnen worden. ft denn diefe Func— 
tion, wenn auch willfürlich beigelegt, nicht immer doch meine ei: 
gene Prämiffe? Jene beiden Säte jind dargethan in meinen 
SS dAf (jebt 229) und 54c (jebt 226). — Uebrigens habe ich 
nie den mir a. a. D. untergelegten mwiderfinnigen Saß geäußert, daß 
der Befiter als „Gläubiger“ vermuthet werde (eine ſolche Vermu: 
thung würde wenig verichlagen, weil fie offenfichtlich bei unendlich 
vielen Berjonen, welche für andere eincaffiren, widerlegt ift), ſon— 
dern immer nur gejagt, daß der Befiger als „legitimirt” ver: 
muthet werde. 
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diefes Willens der Legitimationsnachweifung Lediglich durch 
den Befig ift 1. ein anderer Begriff de8 wahren 
Gläubigers als bei Papieren auf Namen; und 2. die 
Möglichkeit des Berluftes der Yorderung wider Wils 
len des Gläubigers; und 3. der Ausſchluß von Ein- 
reden, welche bei Papieren auf Namen ftatthaft find. 


8 226. 
Papiere auf Inhaber. 
(Eigentum. Gläubigerſchaft.) 

Das Eigentum am Papier und die Gläus- 
bigerfhaft. L Berbindung beider. Das Ei- 
genthbumam Papier. 1. Das Papier (in diefer Form, 
mit diefem Inhalt, alfo die Beweisurfunde) ift lediglich 
um der Forderung willen vorhanden, nicht die Forderung 
um des Papieres willen. Daraus folgt, daß die Gläu- 
bigerfchaft nicht bejtimmt wird durch das Eigentum am 
Papier‘. Nicht aber folgt daraus, daß das Eigenthum 
am Papier nothwendig beftimmt wird durch die Gläubi- 
gerichaft; dies würde nur dann folgen, wenn die Gläu- 
bigerfchaft und das Eigenthum untrennbar nur derfelben 
Perfon zuftehen könnten, was aber nicht der Fall ift. 
2. Die Verbindung des Eigentums mit der Gläubiger: 
haft ift rechtlich nicht nothwendig. Möglich ift das ge— 
fonderte (von der Gläubigerfchaft gefonderte) Eigenthum. 
3. Die Verbindung des Eigenthums mit der Gläubiger 
ſchaft ift aber factifch die Regel, und zwar faft ausnahms— 
108. Denn in der Regel ift das Papier lediglich um der 
Forderung willen von Werth, und ift abgefehen von 
der Forderung das Papier und mithin das Eigenthum an 
demfelben werthlos. Walt ausnahmslos pflegt daher der 


1) Hiervon genauer unten unter Nr II. 
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Streit nur über die Gläubigerfhaft und gar nicht unab- 
hängig davon über das Eigenthum am Papier zu fein, 
und letzteres für ſich allein der Perfon, melde als Glän- 
biger anerfannt werden muß, von Niemandem, auch nicht 
vom Beſitzer des Papieres beftritten zu werden. 4. Nur 
felten ift das ‘Papier abgefehen von der Yorderung nicht 
werthlos, und kommt e8 vor, daß das Eigenthum an dem— 
jelben dem Gläubiger von einem Andern beftritten wird 
und einem Andern als dem Gläubiger zufteht. Abge— 
fehen von dieſem feltenen Fall eines von der Gläubiger- 
Schaft gefonderten Eigenthums ift alfo der Gläubiger auch 
der Eigenthümer des Papieres. 5. Weil das Papier in 
der Regel nur als Beweisurkunde, alfo nur für den 
Gläubiger von Werth, im Uebrigen aber werthlos ift, fo 
ift immer zunächft anzunehmen, daß außer der Yorderung 
auch das Eigenthum am Papier hat übertragen und er- 
worben werben follen und wollen”. in Vorbehalt des 
Eigenthums trog der Webertragung der Forderung bedarf 
einer deutlichen Erklärung. 6. Fehlt ein folcher Vorbe- 
halt, fo it der wahre Gläubiger auch der wahre Eigen- 
thümer und der vermuthete Gläubiger auch der vermu— 
thete Eigenthümer. Der Befiser ift aber nicht vermuthe- 
ter Eigenthümer, weil er nicht vermutheter Gläubiger ift 
jondern nur im Allgemeinen als legitimirt vermuthet wird; 
nur dann wird er als Eigenthümer vermuthet, wenn er 
Gläubiger zu fein behauptet, weil er nun als Gläubiger 
vermuthet wird. II. Die Gläubigerfhaft. Wer ift 
Gläubiger? Nicht der Eigenthümer des Papieres ’- 


2) Und umgekehrt ift in der Uebertragung des Eigenthums 
auch die der Forderung als gewollt zu finden. Vgl. unten 
8 230 Note 3. 

3) Dies behauptet Savigny a. a. O. ©. 135: „Als wahrer 
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Die Gläubigerfchaft wird nicht beftimmt durch das Eigen» 
thum‘. Daher verfchlägt auch nichts der behauptete Sag, 


Gläubiger ift der Eigenthümer des Papiers zu betrachten.“ So—⸗ 
nad) werden denn, um den wahren Gläubiger zu beftimmen, die 
Grundfäße über die rei vindicatio, die Publiciana in rem actio 
und die Erfikung angewandt. Wichtiger hieße e3 umgekehrt: Der 
wahre Gläubiger ift als Eigenthümer des Papiere zu betrachten. 
Bol. oben den Tert unter RrIl. Durd jene Behauptung wird alfo 
die Frage nad der Gläubigerfhaft ganz in das Sachenrecht 
verwiefen. Als ob die Forderung ebenſo nebenbei mit dem Pas 
pier, dem Material, verbunden und fo untrennbar von dem Ei: 
genthum an dem Material fei, wie etwa mit und von einem 
Grundftüd das Servitutenredht oder ein fonftiges Realrecht. Als 
ob das Material in diefer Form der Beweisurfunde auch abge 
fehen von diejer Eigenſchaft der Beweisurkunde feinen recht eigent: 
lihen Werth babe, der nur um etwas vermehrt wird durd die an 
das Eigentum der Sache angeichloffene Forderung. Savigny bes 
merkt felber (a. a. O. ©. 117.119. 179), daß das Papier nur 
eine Bemweisurfunde fei, und beftimmt fomit die Gläubigerſchaft 
nad dem Eigenthum an der Beweisurfunde. Wenn man die eine 
(nicht erwähnte) Ausnahme, daß der erſte Eigenthümer der Beweis: 
urfunde, nämlid der Schuldner, nicht der erfte wahre Gläubiger 
fei, natürlich zugeben wird, fo ift ſchon durch die Gründe, aus 
melden dies gejhehen muß (der Grund, daß Niemand fein eiges 
ner Gläubiger fein kann, reicht nicht aus), bewiefen, daß e3 nicht 
das Eigenthum ift, welches den Gläubiger beftimmt. Daß die 
Frage nad der Gläubigerihaft niht dem Sachenrecht ange: 
hört, wird fi) aus der folgenden Note 4 und dem ganzen Text 
des gegenwärtigen $ 226 ergeben. 

4) Nur ein zweifache ift möglid. Entweder die Gläus 
bigerfchaft und das Eigentum am Papier ift untrennbar, fo daß 
beide nur einer und derjelben Perjon zuftehen fann; oder bei: 
des ift trennbar, jo daß die Gläubigerichaft der einen und das 
Eigenthum am Papier der andern Perſon zuftehen Fan. Nimmt 
man das Erfte an, fo ift nothwendig diejenige Perſon Eigen- 
thümer des Papiere, melde Gläubiger ift, das Eigenthum folgt 
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daß für dem Befiger die Bermuthung des Eigen- 
thums ftreite‘. Gläubiger ift auch nicht jeglider 
Beſitzer des Papieres, ohne Unterfchied wie der Befit 
erworben fein möge‘. Dies Alles ift unrichtig, wie Fol— 


der Gläubigerfchaft und nicht umgefehrt, weil das Papier (die 
Beweisurfunde) um der Forderung willen vorhanden und von 
Werth ift und nicht umgekehrt die Forderung um des Papieres 
willen. Nimmt man das Zweite an, fo fehlt es offenbar an 
allem Grunde für die Behauptung, daß der Eigenthümer des Pa: 
piere3 nothwendig immer der Gläubiger jei (ſowie auch an als 
lem Grunde für die Behauptung, daß der Gläubiger nothwendig 
immer der Eigenthümer de3 Papieres fei); vielmehr bejtimmt 
fi) dann nady eigenthümlichen Gründer, aus dem Obligationen: 
recht hergenommen, die Gläubigerfhaft, und nad) andern eigen: 
thümlichen Gründen, aus dem Sachenrecht hergenommen, das Eis 
genthbum an dem Papier. Mithin ift jedenfalls der Sa zu 
veriverfen, daß als wahrer Gläubiger der Eigenthümer des Bapies 
res zu betrachten jei. 

5) So Savigny a. a. D. ©. 135. „Mit dem thatjählichen 
Beſitz ijt ftet3 die VBermuthung des Eigentbums verbunden.“ In— 
jofern die Vermuthung des Eigenthums nur um der Gläubiger: 
ſchaft willen aufgeftellt wird, fällt fie als bedeutungslos weg, weil 
diefe durch jenes nicht beftimmt wird. Es ijt aber überhaupt zu 
leugnen, daß der Befiger als Eigenthümer vermuthet werde. Dal. 
oben den Tert Nr I. 6. 

6) Der Befiger ift der Gläubiger. Diefer Sat findet ſich 
bei Vielen, 3. B. auch bei Bluntſchli und bei Gerber, wird aber 
meiſtens hinterher dahin limitirt, daß er dem Schuldner gegen: 
über Gläubiger fei, er dagegen einer Vindication entweder nur 
als unredliher (Bluntſchli deutſches Privatreht Bd 2. 8 117 
Nr 3. 4. 8 118 Nr 1) oder fogar auch al3 redlidher Beſitzer 
(Gerber Syſtem $ 161) unterliege.e Damit ift aber der 
Sat, daß der Beflter Gläubiger fei, aufgegeben. Iſt der Vin: 
dicant der Gläubiger, und das wird er doch fein follen, fo ift 
der Befiger eben nicht Gläubiger. Die Behauptung, dag er doch 
Gläubiger dem Schuldner gegenüber fei, beruht auf einer Ver: 
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gendes zeigt. Aus dem Willen, daß der Beſitz ſoll ge- 
nügen zur Nachweifung der Legitimation, mithin auch des 
Gläubigers, folgt noch keineswegs der Wille, daß jeglicher 
Erwerb des Befiges auch foll genügen zum Erwerb ber 
Forderung, daß Jeder, welcher Befiger geworden ift, da- 
mit auch Gläubiger foll geworden fein. Die Forderung 
ſoll zwar Tedigfich durch den Befig für den Befiger be- 
wiejen, aber nicht lediglich vermittelt des Beſitzes erwor- 
ben werden. Auf eimas Anderes geht der Wille wohl 
der Diebe, aber nicht der allgemeine Wille im Verkehr. 
Bielmehr ift e8 möglich, daß der durch den Beſitz nad 
gemwiefene Gläubiger nit der wahre Gläubiger 
it. Denn es ift weder 1. der Rechtsſatz nothwendig und 
vorhanden, daß durch den unredlih erworbenen 
Defig die Forderung dem Befiter erworben werde’; 
mithin beftcht fein Rechtsſatz, daß eine Perfon vermittglft 
einfeitigen Befigerwerbes, wenn gleich mit dem Wil- 
len Gläubiger zu werben, die Forderung erwerben könne, 
denn dieſer Wille ift nothwendig unreblich, ift rechtlich 
unmöglich‘. Noch ift 2. der Rechtsſatz nothwendig und 


wechſelung. Weil der Schuldner dur Zahlung an einen Be: 
fiter, welcher nicht Gläubiger ift, Tiberirt werden kann (vol. uns 
ten $ 229 Nr I), fo wird diefer Nichtgläubiger für den Gläu— 
biger gehalten. 

7) Wer da3 Papier geftohlen oder geraubt hat, ift deshalb 
nicht Gläubiger, weil er e3 lediglich durch diefen widerrechtlichen 
Befib nicht werden fann. Daß der Dieb durd; den Diebitahl 
Gläubiger werde, ſich alfo einfeitig zum Gläubiger machen könne, 
dafür ift weder der Wille im Verkehr noch ein Bedürfniß des 
Verkehrs. 

8) Nicht zu verwechſeln mit einer einſeitigen Beſitzergreifung 
mit dem Willen, zu Gunſten eines Andern deſſen Forderung aus: 
zuüben oder zu übertragen; 3. ®. als negotiorum gestor, weil 
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vorhanden, daß durch denjenigen redlich erworbe- 
nen Beſitz, welhen gar nicht der Wille die Forde— 
rung zu erwerben unterliegt, alfo vermittelit einer fol 
hen Befigübertragung, welche nicht auch eine Uebers 
tragung der Forderung fein fol, die Forderung dem 
Befiter erworben werde’. Wohl aber ift 3. der Rechts— 
fat nothwendig und vorhanden, daß durch denjenigen 
redlich erworbenen Befig, welchem der Wille die 
Forderung zu erwerben unterliegt, dem Beſitzer die For— 


derung erworben werde, wenn gleich fein Auctor nit 


berechtigt zur Webertragung der Forderung war”. Als 
ein redlicher ift diefer Gläubigerwille und Gläubiger: 
befig" nur denkbar unter der doppelten Vorausjegung: 
einer Befigübertragung mit dem Willen der Ueber- 
tragung der Forderung und des guten Glaubens bes 
Erwerbers. Im diefem Fall des redlich erworbenen Gläu- 
bigerbefites ift die Forderung felber erworben. Und zwar 
nit nur dem Schuldner gegenüber, fondern auch dem 
frühern wahren Gläubiger gegenüber, welcher nunmehr 
die Forderung verloren Hat”. Somit ift der Sat bes 


fonft die Forderung (3. B. aus dem Zinscoupon) verjähren oder 
das Theaterbillet unbenußt liegen bleiben würde. 

9) Der Depofitar, Commodatar, Pfandgläubiger, Berfaufss 
commiffionär ift deshalb nicht Gläubiger, weil er es durch dies 
fen Befib gar nicht werden will. Wird dem Befiter diefe Ei« 
genſchaft des Depofitars u. ſ. w. beiwiefen, fo ift ihm damit bewies 
fen, daß er die Forderung durch diefen Beſitz nicht erworben hat. 

10) Denn war fein Auctor dazu bereditigt, fo iſt guter 
Glaube des Erwerbers nicht erforderlih. Vgl. den folgenden $ 227. 

11) Den Willen, Gläubiger zu werden, wollen mir den 
Gläubigermwillen, und den mit diefem Willen erworbenen 
Beitt den Gläubinerbefib nennen. 

12) Die Forderung ift durch den Erwerb von Seiten eines 
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hauptet, daß derjenige der wahre Gläubiger ift, 
welcher zulegt in gutem Glauben das Papier mit 
dem Gläubigerwillen erworben hat. Ihm Tann 
die Gläubigerfchaft weder vom Schuldner noch von irgend 
einem früheren Gläubiger beftritten und abgeftritten wer— 


den”. Die Umftände, welche bei einem ‘Papier auf Na- 


men die wahre Gläubigerfchaft begründen, find bei ei— 
nem Papier auf Inhaber gänzlich unerheblich : fie find entwe- 
der nicht erforderlich oder nicht gemügend '“. 


Andern folgeweife dem mahren Gläubiger verloren gegangen, wel: 
her num aufgehört hat Gläubiger zu fein. Die Gläubigerſchaft 
fol eigenthümlich (nämlich durd den Befit) nachgewieſen wer— 
den, daher wird fie auch eigenthümlid erworben und daher 
auch eigenthümlich verloren, indem fie wider Willen des Gläu— 
bigerö von einem Andern erworben werden fann. 

13) Der Beweis dieſes Sabes liegt in dem Willen des wah— 
ren Gläubigers, daß der Beſitzer als berechtigt zur Uebertragung 
der Forderung Iediglih durch den Beſitz nachgewieſen fein joll. 
Daß er hieraus nothwendig folgt, wird aus der Erörterung der 
Unftatthaftigkeit der Vindication fi) ergeben. Vgl. unten $ 231 
Nr II. 

14) Mahrer Gläubiger ift bei den Papieren auf Inhaber 
nicht immer derjenige Befiber, welcher, ohne feine Forderung 
übertragen zu haben, der erfte Nehmer des Papieres ijt, oder 
welcher durch Tauter ununterbrochen echte Uebertragungen mit dem 
eriten Nehmer zufammenhängt; mie e3 bei einem Papier auf 
Namen immer der Fall if. Er Fann der wahre Gläubiger 
fein, weil ihm die Forderung auch wider feinen Willen nicht 
verloren gegangen ift. Wenn er es ift, fo genügt zur Nachweis 
fung feiner Gläubigerfhaft der Befis und jene wahre Gläubi- 
gerihaft hat nur die negative Vedeutung, daß gegen die durch 
den Beſitz begründete Vermuthung ein Gegenbeweis unmöglich 
it. Wenn er den Befiß verloren bat, ohne feine Forderung 
folgemweife verloren zu haben, fo ift zur Nachweifung feiner wahs 
ren Gläubigerſchaft feinenfall® mehr erforderlich ala der Beweis 





2 — \ 





8227. Bapiere auf Inhaber. (Guter und böjer Glaube.) 93 


$ 227. 
Papiere auf Inhaber. 
(Guter und böjer Glaube.) 


Guter und böfer Glaube. Der Glaube des 
Erwerbers in Betreff des Rechtes (Gläubigerfchaft oder 
Ermächtigung) des Veräußerers wird nur für den Fall 
bedeutend, daß diefer weder der wahre Gläubiger noch 
auch vom wahren Gläubiger ausreichend ermächtigt war. 
In diefem Ball ift der gute Glaube des Erwerbers erfor- 
derlich und genügend, damit er die Forderung erwerbe 
und der wahre Gläubiger fie verliere. Was guter Glaube 
fei, ergiebt die folgende Darftellung des böjen Glaubens. 
In der durch den Befik begründeten Vermuthung der 
Legitimation ift die befondere Vermuthung des guten 
Glaubens enthalten. Dies wird erft dann bedeutend, 
wenn jene Bermuthung im Uebrigen durch Gegenbeweis 
gebrochen ift'. Aber auch für den Nichtbefiger * ift im 
Zweifel durch feinen Erwerbstitel die Vermuthung des 
guten Glaubens begründet”. Der böfe Glaube des Er- 
werbers Tiegt nicht fchon darin, daß er weiß, daß das 
Bapier ein geftohlenes oder fonft wider Willen abhanden 
gefommenes fei. Der Erwerber ift dann in böfem Glau- 


feine3 gutgläubigen Erwerbes. Er kann aber auch wider Willen 
aufgehört haben Gläubiger zu fein, indem ein Anderer durch feis 
nen Erwerb in gutem Glauben es wirflid geworden ift, dann 
verſchlägt es nichts, daß er, wenn das Papier auf Namen lautete, 
allein der wahre Gläubiger fein würde. Aus allem diefen ergiebt 
fi) der im Text aufgejtellte Sat. 

1) Bgl. unten $ 228. 

2) Bol. unten $ 231 Nr IH, 2 zu Ende, 

3) Savigny a. a. D. ©, 149—153, Vol. aud die fol: 
gende Note 4, 
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ben, 1. wenn er wußte, daß der Veräußerer nicht der 
wahre Gläubiger und aud nicht vom wahren Gläubiger 
zur Veräußerung ermächtigt war. Dem Wiffen fteht 
2. der Umftand gleich, daß ihm die Gläubigerfchaft wie 
auch die Ermächtigung wegen Verdacht erregender Um— 
ftände zweifelhaft war. Er darf feinen begründeten Zimeis 
fel nicht jelber willkürlich befeitigen. Er kann den Er- 
werb wagen, aber er wagt ihn auf feine Gefahr. Gleich 
fteht au) 3. der Umftand, daß ihm die Gläubigerfchaft 
wie auch die Ermächtigung wegen Verdacht erregender 
Umftände zweifelhaft fein mußte‘. Das.heißt: es kommt 
nicht auf feine individuelle Würdigung der Verdacht erregen- 
gen Umftände an, durch welche er für fich den Verdacht 
befeitigt, fondern es ift ein allgemeiner Maaßſtab zum 
Grunde zu legen. Dieſer ift aber fein ftrenger, e8 muß 
ihm eine culpa lata dolo proxima vorgeworfen werden 
können“. Hingegen 4. der bloße Umſtand, daß der Er- 
werber fi, ohne durch die Umſtände dazu aufgefordert 
zu werden, um die das ihm angebotene ‘Papier betreffen- 
den Berhältniffe nicht befümmert hat und ihm diefe daher 
unbekannt geblieben find (3. B. öffentlihe Bekanntma— 
hung des Diebftahle, Warnung vor Ankauf, Edictallas 
dung), begründet feinen böfen Glauben. 


4) So au OAG zu Kübel (Seuffert Ardhiv Bd 10. 
©. 278). 

5) Man darf hier anwenden, was von der bona fides beim 
Sachenerwerb gilt (Savigny Obligationenreht Bd 2. S. 149 — 
153), nur noch Ihrer, denn es ift ein Unterjchied zwifchen der 
Veräußerung einer Sache und eines Papiere auf Inhaber, weil 
diefeg, was von andern Sachen nit gilt, die Beftimmung bat, 
daß durdy den Befiß die Legitimation nachgewiefen werde. Man 
darf alfo hier mehr als dort dem Befiger trauen. 
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8 228. 
Papiere auf Inhaber. 
(Bermuthung. Gegenbeweis.) 


Bermuthung und Gegenbeweis. Da der Bes 
fig zur Nachweiſung der Legitimation (der Gläubigerſchaft 
wie der Ermächtigung) genügt, nicht aber diejelbe be- 
gründet, jo ergiebt ji, daß der Befig nur eine Vermu— 
thung begründet, welche durch Gegenbeweis gebrochen 
werden kann. — DieBermuthung für den Befiser ift 
nicht die des guten Glaubens, oder des redlichen Befites, 
oder des rechtmäßigen Befiges, oder des Gläubigermil- 
lens, oder des redlichen Erwerbes der Forderung, oder 
des rechtmäßigen Erwerbes der Forderung, oder der wah— 
ren Gläubigerfchaft, oder der gejchehenen Uebertragung 
des Rechtes‘. Denn hiermit wird theil8 weniger theils 
mehr, als erforderlich ift, behauptet. Um den Inhalt der 
Bermuthung zu beftimmen, ift zu erwägen, daß dem Be— 
fig von allen möglichen Legitimationsgründen (Verhält— 
niffen, welche zur Geltendmachung und zur Vebertragung 
der Worderung berechtigen) der eine, oder andere unter- 
liegen Tann. Welcher ihm wirklih unterliegt, ift aus 
dem Beſitz nicht zu erfehen. Aus dem DBefis erhellt nicht 
nur nicht, aus welchem Grunde der Beſitzer Gläubiger 
ift, wenn er es ift, (ob als urjprünglicher Contrahent 
oder ob als Ceſſionar und ob als erfter oder zweiter 
oder weiterer Geffionar, oder ob als Erbe und als weſ— 
jen Erbe) fondern nicht einmal, ob der Beſitzer Gläubi- 
ger oder nur Mandatar des Gläubigers if. Die PVer- 
muthung muß fich nothwendig auf alle möglichen Legiti- 


1) Es ift möglih, aber unnöthig, für alle diefe Meinungen 
Schriftſteller anzuführen. 


96 Die Waare. 


mationsgründe erftreden. Denn für eine Beſchränkung 
derjelben auf einzelne beftimmte fehlt e8 an allem Grunde. 
Daraus folgt. Wenn der Befiger einen beftimmten 
Legitimationsgrund behauptet (unflugerweife), fo ftreitet 
eben für diefen die Bermuthung. Mithin wird vermu— 
thet, daß er Gläubiger ift oder daß er Mandatar des 
Gläubigers ift, je nachdem er jenes oder diefes zu fein 
behauptet. Er ift aber nicht verpflichtet, irgend eines der 
möglichen Berhältniffe als das wirkliche zu behaupten 
und auf eine Frage nad) dem wirklichen Verhältniß, welche 
außer dem Proceß eine unberechtigte Neugierde ift, Rede 
und Antwort zu ftchen. Daraus folgt ferner. Wenn 
der Befiger feinen beftimmten Legitimationsgrund behaup- 
tet, fondern dariiber fchweigen will, was er darf, fo geht 
die Bermuthung im Allgemeinen dahin, daß dem Beſitz 
irgend eines der möglichen zur Geltendmachung und Ueber 
tragung der Forderung berechtigenden Verhältniſſe unter- 
liege. — Gegenbeweis’. Diefe weitreichende Vermu— 
thung ift e8, welche durch einen Gegenbeweis gebrochen 
werden muß, wenn dem Befiser die Legitimation mit Er- 
folg bejtritten werden foll und er nicht gutwillig dem 
Gegner (dem Schuldner oder Bindicanten) durch pofitive 
Behauptungen, welche er aufftellt, den Gegenbeweis ers 
leichtern will. Im Proceß, wenn gegen ihn geflagt oder 
excipirt wird, ift er allerdings verpflichtet über feine Le— 
gitimation fich zu erklären, aber nicht mit pofitiven Be— 
hauptungen fondern nur mit Ia und Nein auf die Be- 
hauptungen des Gegners, die er alfo nur zu leugnen 
braucht, um den Beweis zu erwarten. Zum Gegenbes 


2) Gegenbeweis von Geiten des Schuldners: unten $ 229; 
von Seiten eines Vindicanten: unten $ 231. 


— — 


8229. Papiere auf Inhaber. (Der Beſitzer d. Schuldner gegenüber.) 97 


weis genügt aber nicht z. B. der Umſtand, daß das Pa— 
pier einmal geſtohlen worden oder daß ein Anderer ein— 
mal wahrer Gläubiger geweſen iſt, ſondern es muß ge— 
gen ihn das vollſtändige Factum behauptet und bewieſen 
werden, aus welchem ſich ergiebt, daß er, der Beſitzer, in 
keiner Weiſe legitimirt iſt. Dieſer Beweis iſt nicht an— 
ders zu führen, als durch die Nachweiſung, wie der Be— 
ſitzer zum Beſitz gelangt und daß er auf eine ſolche Weiſe 
dazu gelangt iſt, daß er nicht legitimirt iſt'. Nun iſt 
freilich möglich, daß hinterher Umſtände eingetreten ſind, 
welche die Legitimation begründen; dieſe ſind allerdings 
vom Beſitzer zu behaupten und zu beweiſen, weil die Ab—⸗ 
wefenheit aller möglichen Hinterherigen Umftände gar nicht 
bewiefen werden kann und aljo, wollte man diejen Beweis 
verlangen, ein Gegenbeweis gar nicht möglich fein würde, 


8 229. 
Papiere auf Inhaber. 
(Der Befiger dem Schuldner gegenüber.) 


L Regitimation und Legitimationsnad- 
weifung dem Schuldner gegenüber‘. Der bloße 
Beſitz bemeifet die Legitimation des Inhabers zur Gel- 
tendmadhung der Forderung, 3. B. zur Erhebung der 
Schuldfunme‘ Er Hat das Papier. Für diefe Legiti- 


3) Alfo 3. B. daß er Dieb oder Depofitar oder, wenn gleich 
Käufer, doch Käufer eines unberechtigten Verfäuferd und zugleich 
(denn wird ihm meiter nicht3 bewiefen, fo wird doch immer noch 
vermutbet, daß er in gutem Glauben gewejen fei) in böfem 
Glauben war. 

1) Vgl. ROHG Entih. Bd 17. S. 154—156. 158—164. 

2) Anders ift es, wenn das Papier nicht auf jeden Inhaber, 
auch nicht ſchlechtweg auf den Inhaber Tautet, noch audy als fo 
Iautend gilt, jondern auf jeden getreuen Inhaber lautet. Mit 

THöL?’s Handelsrecht. dte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 7 
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mationsnachmweifung macht e8 Teinen Unterfchied, ob er es 
in gutem ober böfem Glauben genommen hat, da ber 
Befig genügt. Der Schuldner, welcher dem Befiger zahlt, 
überhaupt erfüllt, wird daher liberirt, wenn gleich diejer 
nicht der wahre Gläubiger noch auch defjen Beauftragter 
ift, weil er derjenigen Perſon erfüllt hat, welche als be- 
rechtigt ausreichend’ nachgewiefen war. Dies gilt aber 
nicht unbedingt‘. Denn auch dem Schuldner ge 
genüber Hat der Befig nur die Bedeutung, daß er die 
Legitimation beweifet Gegenbeweis vorbehältlid, nicht aber 
daß er fie begründet; und ift alſo von der Legitimations- 
nachweiſung die Legitimation zu unterfcheiden; und ift, 
was bie letztere betrifft, Feine andere Perfon der wahre 
Gläubiger, als welche e8 überhaupt * ift; und ift ſonach der 


diefer Claufel ift nicht zu vermechfeln die Claufel: an Herrn & 
oder jeden getreuen Inhaber. Hier liegt gar nicht ein Papier 
auf Inhaber vor; der Zuſatz ijt übrigens bier überflüfjig. Vgl. 
Treitſchle Enchklopädie der Wechſelgeſetze Bd 1. ©. 239. 240. 
Savigny a. a. D. ©. 102. 103. Blume Syſtem des Privat: 
rechts Ausg. 2. 8 311. 

3) Hierin liegt ein Unterfchied von den Papieren auf Namen. 
Denn bei diefen ift fein anderer Beweis der Legitimation aus: 
reihend, um den Schuldner zu liberiren, als weldyer der wirt: 
lichen Legitimation entfpriht. Der wahre Gläubiger verliert feine 
Forderung gegen den Schuldner nie, wenn fie ohne feinen Willen 
einem Andern erfüllt worden ift. 

4) Mit Unreht behauptet Savigny ©. 136, daß der Schuld: 
ner ein unbedingtes Recht habe, jedem thatſächlichen Beſitzer 
zu zahlen, daß er ſchlechthin Jiberirt werde und niemals 
von einem Andern in Anfpruch genommen werden könne. Durd 
diefe Behauptung erhebt er die dur den Beſitz begründete Ver: 
muthung dem Schuldner gegenüber zu einer Fiction. 

5) Daß heißt: es ift immer diefelbe Perfon der wahre Gläu— 
biger, welchem allein in Wirklichfeit die Forderung zufteht und 


Ben 
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Beſitzer nicht immer legitimirt, fondern entweder legitimirt 
oder nicht Iegitimirt. Dem legitimirten Beſitzer zu er- 
füllen ift der Schuldner verpflichtet und berechtigt, und 
wird, wenn er ihm erfüllt, liberirt. Dies ift zweifellos. 
Die Frage‘, ob er dem nicht legitimirten Befiger zu er- 
füllen verpflichtet ift oder ob er, ihm nicht zu erfüllen, 
berechtigt oder gar verpflichtet ift kommt, da er fich der 
Erfüllung nur vermittelft eines Gegenbeweifes entziehen 
fann, auf die Frage hinaus, ob er zur Führung des 
Gegenbeweifes berechtigt oder fogar verpflichtet ift, alfo 
berechtigt oder jogar verpflichtet, durc Weigerung der 
Erfüllung und Gegenbeweis das Intereſſe des wahren 
Gläubiger zu wahren? Für die Antwort ift der Um— 
ftand bedeutend, daß für den Schuldner die wahre Gläu- 
bigerfchaft ftets eine fremde Angelegenheit ift, die er faft 
nie mit voller Sicherheit wiſſen kann, mithin es fait im— 
mer ein Wagniß für ihn ift, die Erfüllung dem Befiger 
zu meigern, weil, wenn diefer trog aller Unmwahrjchein- 
lichkeit dennoch der wahre Gläubiger ift, er eine Wider- 
rechtlichfeit begangen Hat und wegen der Yolgen verant- 
wortlih if. Hieraus folgt. Berechtigt ift der 
Schuldner ftets, fich der Rechte des wahren Gläubigers 
anzunehmen und jene Gefahr des Miflingens des Ge- 
genbeweifes und folgemweife der Widerrechtlichkeit und Vers 
antwortlichfeit zu laufen’. Dieſe Berechtigung zu bes 


welcher allein zur Geltendmadhung der Forderung gegen den 
Schuldner und zur Uebertragung der Forderung an Jedermann 
wirklich berechtigt ift. 

6) Savigny a. a. D. ©. 136 umgeht nicht die Frage, aber 
die Antwort. 

7) Er wird in eclatanten Fällen aus menſchlichem Erbarmen 
die Beftreitung der Legitimation wagen mögen. Aber ein Wag: 

7° 
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ſtreiten, hat nur der Beſitzer ein Intereſſe, aber er hat 
dazu kein Recht. Wenn gleich der Schuldner ſich ver— 
pflichtet hat, ohne Legitimationsprüfung zu zahlen, ſo 
hat das doch nicht den Sinn, daß er zum Gegenbeweis 
nicht einmal berechtigt ſein wolle und ſolle; denn wäre 
dies, ſo würde die Vermuthung der Gläubigerſchaft ihm 
gegenüber eine Fiction und zwar zu ſeinem Nachtheil 
fein ſollen, welches anzunehmen es an allem Grunde 
fehlt. Es folgt ferner. Der Schuldner iſt nicht 
verpflichtet, das Intereſſe des wahren Gläubigers zu 
wahren, vorausgeſetzt daß er auf ſeine Gefahr die 
Legitimation beſtreiten ſoll, denn gerade der Schwierigkei— 
ten und der Gefahr der Legitimationsprüfung will und 
ſoll er überhoben ſein. Er iſt nicht verpflichtet, ſich einer 
möglichen Gefahr zu unterziehen, wenn gleich dieſe den 
Umſtänden nad) jo unwahrſcheinlich ſein mag, daß man 
ſie faſt unmöglich nennen kann. Er iſt aber dann ver— 
pflichtet, dem Beſitzer die Legitimation zu beſtreiten und 


niß iſt es ſtets. Was er auch ſagen mag, der Beſitzer hat ſtets 
die Möglichkeit eines Einwandes, den er aber gar nicht einmal 
zu äußern verpflichtet iſt. Beiſpiele. Ein Bettler präſentirt eine 
Obligation von bedeutendem Werth. Aber der Bettler kann ein 
ehrlicher Mann und Mandatar des wahren Gläubigers ſein. 
Oder: Du biſt ein Dieb vor meinen Augen. Antwort: Nein, 
es war Schutz im Beſitz, er war mein Dieb. (Dies gegen Sa— 
vigny a. a. O. S. 133.) Oder: Du biſt ein Räuber des er— 
ſten Erwerbers. Antwort: Nein, nur das Papier habe ich weg: 
genommen, die Forderung hat er mir ſchon im Boraus übertra= 
gen gehabt; das Wegnehmen nur des Papiers kümmert Did) 
aber nicht. — Wer das Papier beimlih oder gewaltfam meg: 
nimmt, wird zwar nicht durch diefen Umftand Gläubiger, aber er 
kann es jchon vorher gewejen fein oder aus andern Gründen 
nachher geworden fein. 
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die Erfüllung zu weigern, wenn ein Anderer dies von 
ihm verlangt unter dem Erbieten, die Gefahr und Ver⸗ 
antwortlichkeit auf fi nehmen zu wollen, und unter ges 
nügender Sicherftellung wegen Erfüllung dieſes Berfpre- 
hens. Würde er dann, wo fein Intereffe an der Er» 
füllung befeitigt ift, dennoch dem Beſitzer erfüllen, fo würde 
er die mögliche Widerrechtlichfeit begünftigen, mithin von 
feiner Schuld gegen den wahren Gläubiger nicht liberirt 
jein?. Außerdem ift er von feiner Schuld gegen den wahr 


8) Ganz anders ift e3 natürlih, wenn die Meinung richtig 
it, daß es dem Schuldner gegenüber gleidgültig ift, ob 
der Befit auf gutem oder böfem Glauben berußt, daß aljo 
ihm gegenüber der ertappte, der überführte Dieb und Räuber, 
wenn er nur befist, diefelben Rechte hat wie der redlihe Er— 
werber, wenn diefer beſitzt. Wenn der Beftoblene ober 3.8. der, 
welcher einem Andern die Papiere in Verwahrung gegeben hat, 
den Schuldner unter dem im Tert angegebenen Erbieten gänzli- 
her Sicherſtellung gegen alle Folgen bittet, dem Beſitzer wenn er 
fomme die Zahlung zu meigern, fo kann nad jener Meinung 
der Schuldner, der vielleicht mit dem Befiter unter einer Dede ftedt, 
mit vollem Recht erwiedern: ich zahle meinem Gläubiger, 
und mein Gläubiger, mein wahrer Gläubiger, ift der Beſitzer, 
gleihviel wie er zu dem Befib gefommen fein mag, aud wenn 
durch Diebftahl, Raub, Vertrauensbruch, und aud; wenn dies 
offenfundig, unbeftreitbar, ja unbeftritten von dem freien Befiter 
vorliegen möge, ich erfülle meine Pflicht und genüge feinem Recht. 
Die Meinung fcheint einen ſolchen Rechtszuſtand für feinen troft: 
Iofen zu halten. Statt fi in die Frage zu vertiefen, warum ein 
Papier auf den Inhaber geftellt wird und was dadurd; erreicht 
werden fol, natürlich für den ehrlichen Verkehr (dies ift erörtert 
oben $ 225 und $ 226), und ob um das gewollte Gute zu er: 
reichen es nothwendig fei, ſolche Schlechtigfeiten in den Kauf zu 
nehmen, bat die Meinung an Gründen nichts weiter als den 
Buchſtaben, daß nemlich das Papier von dem Befiger fprede ohne 
Unterſcheidung. 
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ren Gläubiger nicht liberirt, wenn er wirklich wiſſent— 
Lich dem nicht legitimirten Befiger erfüllt, was aber wohl 
faum anders denkbar ift als im Fall der Collufton (des 
Einverftändniffes) mit diefem Beſitzer. IL Einreden 
des Schuldners. Weil der Inhaber Tediglich im fei- 
ner Eigenschaft als Beſitzer des Papieres die Forderung 
geltend macht, fo fällt nothwendig jede Einrede weg, 
welche ein beftimmtes Legitimationsverhältnig vorausfegt. 
Eine ſolche Einrede fann gar nicht mit Erfolg vorges 
fchüßt werden, weil der Inhaber weder verpflichtet ift, ein 
beftimmtes Pegitimmationsverhältnig anzugeben, no, wenn 
ein folches gegen ihn behauptet wird, fich auf die Bes 
hauptung einzulaffen?. Dies ift der Grund, warum die 
Berufung auf das anaftafifche Geſetz“ und aud 
die Einrede der Compenſation“ mwegfällt. 


9) Denn follte er dazu, alfo folgeweife zu einem Streit über 
den wirklichen Legitimationdgrund verpflichtet fein, fo würde es 
ja auf eine anderweitige Legitimationsnachmeifung als Tediglich 
durch den Beſitz und auf eine eindringlide Legitimationsprüfung 
binausfommen. Hiermit jteht e3 nicht in Widerſpruch, daß der 
Inhaber fih dann erklären muß, mern gegen ibn in der oben 
$ 228 angegebenen Art behauptet wird, daß er in feiner Weiſe 
legitimirt jet. 

10) Sie fett überdied voraus, daß der Inhaber Eeffionar ift, 
was aber bei dem Inhaberpapier nicht der Fall if. Es ift nicht 
ganz richtig, wenn man den Grund fo ftelt: Der Schuldner habe, 
indem er die Schuldurfunde auf den Inhaber geftellt, erklärt, 
daß er den DVorzeiger als feinen wahren Gläubiger (richtiger: als 
legitimirt) anfehen und auf etwa zwifchenliegende Geffionsverhält: 
niffe (richtiger: Uebertragungsverhältniffe) nicht Rückſicht nehmen 
wolle, er verzichte alfo auf jene Berufung; dieſer Verzicht gehe 
auch aus dem Zweck der Ausftellung einer folhen Urkunde ber: 
vor, daß fie wie baare Münze curfiren folle. So Spangenberg 
in Gans Zeitjhrift für die Civil- und Criminalrechtspflege in 
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8 230. 
Papiere auf Inhaber. 
(Uebertragung der Forderung.) 


Uebertragung der Forderung. Bei der Bers 
äußerung eines Papieres auf Inhaber geht der Wille re: 


Hannover Bd 1. 1826. Heft 1. Abhandlung VI. S. 65—68. 
Mit diefer Deduction ift einverftanden Linde in Lindes Zeitfchrift 
Bd 3. 1830. Heft 1. Abhandlung II $ 2, wo aud die De: 
duction von Gönner $ 62 und von Pfeiffer practifhe Ausfüh: 
rungen Bd 1. 1825. No VI, melde beide im Reſultat derfel: 
ben Meinung find, widerlegt ift. Im Refultat ift auch einver- 
ftanden Bender Verkehr 8 65; doch darf man von feinen Grün: 
den höchſtens den dritten gelten laſſen, welcher der Spangenberg: 
fhe ift, die beiden andern (daß die Staatöpapiere eine Waare 
find, über deren Preis die Intereffenten beliebig einig werden 
dürfen, und daß fie ald Waare einen mwandelbaren Tagespreid 
haben) find, jelbft wenn der Inhaber Gejjionar wäre, was er aber 
nicht ift, nicht beweifend. Denn gegen die beliebige Feſtſetzung 
des Kaufpreiſes zwijchen dem Cedenten und dem Geffionar ift 
nichts zu erinnern, aber der debitor cessus darf ſich auf die 
Größe deffelben berufen; die Möglichkeit der Werthveränderung 
der cedirten Forderung ift aber nirgends gefeglih für einen Grund 
erklärt worden, daß der Ceſſionar mehr vom debitor cessus for: 
dern dürfe, als er ſelbſt für die Forderung gegeben hat. Dal. 
auch Bülow und Hagemann Erörterungen ed. Spangenberg Bd 8. 
Abth. 2. S. 56—65. 

11) Denn fie ſetzt voraus, daß der Inhaber Gläubiger iſt, er 
fann aber Mandatar des Gläubigerd fein. Die Einrede ift mit 
Recht verworfen in einem Urtbeil des DAG zu Eaffel (Seuf: 
fert Archiv Bd 3. Nr 194). Wer fie fürdhtet, braucht übrigens 
nur, um ihr fidher zu entgehen, einen Andern mit dem Papier 
zu ſchicken. Selbſt wenn der Inhaber Gläubiger zu fein bes 
bauptet oder einräumt, fo ift er doch immer Tediglich ala Inhaber 
des Papieres der Gläubiger, er ift aber Shuldner des Schuld: 
nerd nicht in feiner Eigenſchaft als Inhaber des Papieres 
fondern als ein beftimmtes Individuum, 
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gelmäßig" auf eine Uebertragung der Forderung’, und in 
diefem Sinn ift fie auch zunächſt zu verſtehen“. Die 
Uebertragung der Forderung ift regelmäßig begleitet von 
der Uebergabe des Papieres‘. Die Uebergabe des Papies 
res ift, da fie den Erwerber der Forderung zum Be— 
fiter des Papieres macht, ftatt jeglichen Beweifes genü— 
gend, damit er die Forderung geltend machen und weiter 
übertragen kann, und ift erforberlih, damit er biefer 
leichten Legitimationsnachweifung Lediglich durch den Ber 
fit nicht entbehrtt. Da aber bie Forderung unabhängig 
von der Beweisurkunde ift, fo ift zur Webertragung ber 
Forderung diefer Wille genügend und die Uebergabe des 
Papieres, welche zumeilen fogar unmöglich ift, nicht noth— 


1) Es ift ein feltener aber nicht unerhörter Fall, daß nur 
das Eigenthum am Papier veräußert, nicht aber die Forderung 
übertragen wird. Vgl. oben 8226 NrI. Diefer befhränfte Wille 
muß deutlich erklärt werden. 

2) Und zugleich des Eigenthums am Papier. Es ift ein fel: 
tener aber nicht unerbörter Sal, daß nur die Forderung übertra= 
gen, nicht aber da3 Eigentbum am Papier veräußert wird. Bol. 
oben 8 226 Nr I. Diefer beſchränkte Wille muß deutlich er: 
klärt werden. 


3) Bgl. oben 8 211 Note 3. 


4) Es ift zu unterſcheiden: 1. die Veräußerung des Papieres 
d. 5. der Sache, des Eigenthums am Material; und 2. die 
Uebertragung der Forderung; und 3. die Uebergabe des Papieres. 
Mit der erſten iſt nicht nothwendig aber regelmäßig verbunden 
die zweite; mit der zweiten ift nicht nothwendig aber regelmäßig 
verbunden die erfte und die dritte; mit der dritten ift nicht noth— 
wendig weder die erfte noch die zweite verbunden, denn der Ueber: 
gabe des Papiered können andere Verhältniffe (Mandat, Depofi: 
tum, Pfand, Commodat) unterliegen und liegen häufig wenn 
auch nicht regelmäßig unter. 
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wendig‘. Der Berfäufer eines Papieres auf Inhaber, 
das heißt der durch ein folches bewiefenen Yorderung, 
haftet für die Eriftenz diefer Yorderung (esse nomen), 
alfo für die Echtheit des Papieres®, nicht aber für die 
Güte der Forderung (locupletem esse debitorem)'. Lies 
fert der Verkäufer ein geftohlenes Papier auf Inhaber, 
fo hat der Käufer feinen Anfpruc gegen ihn. Denn bie 
Legitimation des Käufers gegen den Schuldner, alfo der 
Genuß der Forderung (habere licere), ift dadurch nicht 
gehindert und der Bindication eines Dritten Tann der 
Käufer nur dann unterliegen, wenn er in böſem Glauben 
das Papier genommen Hat, ein Umftand, welcher aber 
auch feinem Regreß gegen feinen Verkäufer entgegenfteht. 


g 231. 
Papiere auf Inhaber. (Vindication.) 


Bindication der Papiere auf Inhaber. 
l Die Statthaftigkeit der Vindication von Papieren 
auf Inhaber wird vielfach durch die Berufung auf bie 
nun einmal recipirten Säte des römiſchen Rechtes, welche 
ih auf die VBindication aller Förperlichen Bermögensob- 
jecte fogar auch von Geld" bezögen, vertheidigt. Dabei 


5) Mit Unreht wird behauptet, 3. B. von Bluntſchli deut: 
ſches Priv.R. Bd 2. 8 117, ohne Uebergabe des Papieres könne 
die Forderung nicht übertragen werden. 

6) Denn an der Pflicht des Verkäufers einer Forderung, zu 
präftiren: esse nomen, kann der Umjtand, daß die Legitimationz- 
nachweiſung dem Schuldner und Jedermann, alfo aud dem Käu— 
fer gegenüber, erleichtert ift, nichts ändern. 

7) Mit Unrecht behauptet die8 von jedem UWebertragenden 
Gerber Syſtem $ 161 und Renaud a. a. D. ©. 345 Note 74. 
Vgl. unten $ Die Ceſſſon Note 21. 

1) Daß Geld vindieirt werden darf, hat Leinen Zweifel; 
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wird denn aber die Frage, ob nicht durch die eigenthüm— 
liche Natur diefer Papiere die Bindication ausgefchloffen 
werde, entweder ganz übergangen ober ohne weitere ober 
wenigſtens ohne die gehörige Würdigung der Frage ver- 
neint”. IL. Die Unftatthaftigfeit vertheidigt Gön- 
ner auf folgende Art: das Necht der Forderung ift hier 
Gegenftand der Bindication, die Urkunde fliegt mit dem 
Forderungsrecht in Eins zufammen, ift nichts davon Ver— 
Ihiedenes, die Urkunde ift das Recht felbft, weil das In— 
nehaben berfelben das einzige Merkmal ift, an welchem 
man den Eigenthümer der Forderung erfennen kann, bie 
Bindication einer Forderung gegen den Gläubiger ift aber 
undenkbar”. Allein es fehlt an allem Grunde, dem 
Papier auf Inhaber die Eigenſchaft einer bloßen Beweis- 
urfunde abzufprechen, zumal da aus diefer Anficht, daß 





L. 78. L. 94. 8 2. D. de solutionibus (46. 3). L. $ 11. 2. 
L. 14. L. 31.8 1. D. de R. C. (12. 1). 

2) Die Statthaftigkeit wird behauptet namentlich in: Kind 
quaestiones forenses Bd 3. No 26. Geiger und Glüd merk: 
würdige Rechtsfälle Bd 3. Abh. 38. Mittermaier Aufl. 5 
und 6. $ 274 No III, vol. auch $ 352°No VII. So aud 
von Savigny a. a. DO. 8 66—68, rein aus dem Gefichtäpunct 
des Sachenrechts. Bol. dagegen oben $ 226 und die im Text 
unter Nr III folgende Erörterung. Da die Frage nad) der ſoge— 
nannten Vindication gar nicht ind Sachenrecht gehört, jo ijt es 
auch ganz gleichgültig, ob in Betreff der Berfolgung beweglicher 
Saden das römifhe Recht oder der Satz Hand wahre Hand 
gilt, worauf aber natürlib Savigny a. a. DO. ©. 154. 155 Ge— 
wicht Iegt. 

3) Bgl. Gönner S. 234. 238. 239 und hiermit feinen ganz 
zen $ 70. Mit diefer Deduction ift einverftanden Nebenius öf— 
fentliher Credit ©. 542 und Schumm die Amortifation verlo: 
rener oder ſonſt abhanden gefommener Schuldurfunden S. 62— 
65. (vgl. oben $ 217 Note 3). 
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ber Beſitz der Urkunde das einzige Kennzeichen der Gläu- 
bigerfchaft fei, folgt, daß der Verluſt des Papieres auch 
den Berluft des Forderungsrechts nach fich zieht. Dies 
darf man aber ohne ausdrückliche Erklärung des Intereſ— 
jenten nicht annehmen. Auch wibderfpricht ſich diefe Theo» 
rie Gönners in fich felbft, da fie die Vindication nur ges 
gen den redlichen Beſitzer ausfchließt* und gegen den; 
jenigen, welcher nicht dritter Beſitzer ift, 3. B. gegen den 
Depofitar, Commodatar, Pfandgläubiger, die Contracts— 
Hage zuläßt', während doch ausdrücklich bemerkt ift*, daß 
von einer bloßen Vermuthung für den Inhaber nicht die 
Rede fei. Bft die Yorderung von dem Papier untrenn- 
bar, fo fchlage ich die actio depositi u. f. w. durch die 
fofort liquide Einrede meiner Gläubigerfchaft und meines 
Eigenthums am Schuldfchein zurüd”. II. Das Rid- 
tige ift Folgendes““,“. Die Bindication ift unftatt- 


4) Gönner S. 236. 237 Nr 3. 

5) Gönner S. 236 Nr 2. Diefen Widerſpruch beftreitet 
Treitfchfe in Richters Jahrbüchern 1843 ©. 708 aus einem 
Mifverftändniß der Anfiht Gönners. 

6) Gönner ©. 241 lit. e. 

7) L. 45. D. de R. J. Neque pignus, neque depositum, 
neque precarium, neque emptio, neque locatio rei suae con- 
sistere potest. 

8) Den Gründen Benderd Verkehr 8 67 für die Unftatts 
baftigfeit fteht Folgendes entgegen: der Grund, daß der Eriwer- 
ber den Papieren auf Inhaber nicht anfehen könne, ob der Ber: 
äußerer fie rechtmäßig befite, bemeilt zu viel, denn daraus würde 
das Wegfallen der Bindication faft bei allen Sachen folgen; außerdem 
überfieht Bender, daß eine Vermuthung durch einen Gegenbeweis 
aufgehoben werden kann und daß die Schwierigkeit, einen Beweis 
zu erbringen, fein Grund ift, den Beweis für unftatthaft zu er: 
klären. 

9) Mittermair Aufl. 6. 8 274 Note 39 und 40. giebt zu, 
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haft gegen den gutgläubigen Erwerber. Der 
Ausdruck Bindication ift irreführend", weil er dem Gas 


daß die Unftatthaftigkfeit der Vindication daraus folgt, daß der 
Ausfteller eines folhen Papieres die Sachlegitimation (richtiger 
die Nachweiſung derfelben) an die einzige Bedingung des Befikes 
nüpft und der Nehmer des Papieres diefes genehmigt (fo war 
der Grund für die Unftatthaftigfeit der Vindication in der erften 
Auflage dieſes Werkes gefaßt), findet es aber bedenklich, für diefe 
Borausfegungen zu vermuthen. Allein diefe Vorausſetzungen find 
nad der Natur de3 Papiered auf Inhaber immer da, einer Vers 
mutbung bedarf es nur für den guten Glauben des Befiters, 

10) Savigny a. a. DO. ©. 138—141 bat für die Statthaf: 
tigfeit der Vindication Keinen andern Grund, ala daß fie bei jeder 
Sade dem Eigenthümer zuftehe. Bol. biergegen oben Note 2. 
Mas für die Ausſchließung der Vindication gefagt worden ift und 
werden kann, ift nicht widerlegt worden, indem als der dafür gel: 
tend gemachte Grund nicht3 weiter angeführt wird, ala: es fei 
ftet3 die ftillfchweigende Uebereinkunft aller Theile anzunehnten, daß 
feine ftrenge Bindication gelten folle, alfo ein ſtillſchweigender Ver: 
zicht auf die Vindication. Gegen den fo formulirten Grund wird 
fodann zmeierlei eingewandt: die Annahme diefed Berzichtes fei 
willfürlich und gewagt, was fidh ergebe, wenn man die einzelnen 
Gläubiger frage (vgl. biergegen unten Note 19), und felbft ein 
ausdrüdlicher Verzicht auf die Vindication, alfo eine Modification 
des Eigenthums, würde nur eine obligatorische Wirfung unter den 
Contrahenten und ihren Rechtsnachfolgern, aber Feine Ddingliche 
Wirkung "gegen dritte Perfonen haben können. Diefer Einwand 
ift nicht zutreffend, weil die Frage nad der fälſchlich fo ge: 
nannten Vindication gar nicht dem Sachenrecht angehört. Dal. 
den Tert bei Note 11 und diefe Note 11 und oben $ 226 
Note 3 und 4, 

11) Man kann der Kürze wegen den einmal üblichen Aus— 
druck Vindication und DVindicant beibehalten, follte aber darunter 
zunächft und vorwiegend nicht eine DVindication des Papieres, fon: 
dern eine Vindication der Forderung verftehen. Diefer Ausdrud 
für Abftreitung der Forderung verleitet menigftend nicht 
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henrecht angehört und es ſich hier um die Beſtimmung 
der Gläubigerfchaft bei einer Forderung handelt. Iſt der 
wahre Gläubiger herausgeftellt, jo ift damit die Frage 
beantwortet. Wenn der gutgläubige Erwerber des Pa- 
piere8 nunmehr der wahre Gläubiger ift, fo fann ihm 
die Yorderung nicht abgeftritten werden und mithin aud) 
nicht, mit dem Vorgeben daß ein Anderer der wahre 
Gläubiger fei, das Papier”. Iſt die Bindication ftatt- 
haft, fo ift es unmöglich, die Forderung mit Sicherheit zu 
erwerben‘. Der tiefere Grund für die Unftatthaftigfeit. 
ift aber folgender. Die Bindication ift ein Widerſpruch 
im Willen des Vindicanten“, freilich nicht in feinem rein 
egoiftiichen Willen, aber in feinem auf das Intereffe des 
Verkehrs gerichteten Willen; deutliher: nad) dem al 
gemeinen Willen im Verkehr ift e8 ein Wiber- 
ſpruch, wenn der frühere Nehmer eines Papieres auf In— 
baber einem jpäteren gutgläubigen Nehmer dejjelben die 


die Frage ind Sachenrecht zu ziehen, woran offenbar der jchlecht 
gewählte Ausdrud Vindication und Vindication des Papiere nicht 
geringe Schuld trägt. 

12) Es wird hier der ſeltene Fall ganz weggedacht, daß les 
digli auf das Material Eigenthumsanſprüche erhoben werden, 

13) Vgl. unten Note 19. 

14) Diefer innere Widerfprud ijt ſchon in der erſten Auflage 
bervorgehoben, aber bejtritten morden, 3. B. von Treitichfe in 
Richters Jahrbühern 1843 ©. 708 mit der Frage: was geht 
e3 den Vindicanten an, daß der Befiger gegen den Schuldner ad 
causam legitimirt iſt? Mit Unreht meint Gerber Syſtem 
$ 161 Note 12 (auch Gengler d. Pr. R. ©. 173. 174) den 
erläuternden Tert der zweiten Auflage durch denjelben Einwand 
(„die Gründe bezögen ſich blos auf das Verhältniß des Befigers 
zum Schuldner”) und dur Behauptung einer petitio principũ 
bejeitigen zu können, 
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wahre Gläubigerfchaft beftreiten will, er kann nicht ums 
hin zuzugeben, daß er die Forderung verloren und der 
Andere fie erworben hat”. So, wie e8 diejem allgemei- 
nen Willen’ entjprechend ift, wird jeder einzelne wahre 
Gläubiger behandelt; will er dies nicht, fo hätte er das 
Papier auf Inhaber in ein Papier auf Namen vers 
wandeln oder, wenn dies nicht möglich war, e8 gar nicht 
nehmen müſſen. Bei dem meiften und bedeutendften die- 
fer Papiere liegt der gegenwärtige Werth nicht in der 
Geltendmachung der Forderung dem Schuldner gegenüber, 
Sondern in der Möglichkeit und Wirklichkeit der Uebertra— 
gung; die Yorderung wird wiederholt übertragen, bevor 
fie, was nur einmal möglich ift, geltend gemacht wird. 
Recht eigentlich um der Uebertragung willen werden fie 
auf den Inhaber geſtellt. Der wahre Gläubiger 
foll und will lediglich durch den Beſitz als legitimirt zur 
Uebertragung der Forderung nachgewiefen fein. So ift 
e8 der allgemeine Wille im Verkehr. Sollte und wollte 
er, wenn er die Forderung übertragen will, fich als wahr 


15) Savigny a. a. D. ©. 146 läßt durch Erfißung des Ei: 
genthums die Forderung für den Erfißenden entftehen. Er läßt 
mithin doch dem wahren Gläubiger feine Forderung verloren ges 
ben in Folge des gutgläubigen Erwerbes von Seiten eined Anz 
dern. Nur müffe diejer das Papier drei Jahre lang aufbewahrt 
haben. Dann werde er Gläubiger und der wahre Gläubiger höre 
auf, Gläubiger zu fein. Diejer Berluft der Forderung wider 
Willen des Gläubigerd wird durd nichts Anderes gerechtfertigt, 
als durch conjequente Anwendung des Sachenrechts ohne irgend 
einen Hinblid auf die Frage, ob das Obligationenrecht dies zuläßt 
und ob, wenn es dies zuläßt aus dem Grunde der Eigenthümlicy: 
feit der Beweisurkunde, nicht aus diefem Grunde in ganz ande— 
ver Art ein Verluft und Erwerb der Forderung anzunehmen fei, 

16) Vgl. oben $ 15 bei Note 2, 
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ren Gläubiger nachweiſen, was nur vermittelft eines 
ſchwerfälligen Beweiſes möglich ift, jo würde das Papier 
nad) diefer einen Seite hin, nämlich einem weiteren Er- 
werber gegenüber, ganz und gar die Bedeutung eines 
Papieres auf Inhaber verlieren. Eben daher ift der Sat: 
der wahre Gläubiger will, daß er Iediglih durch den 
Befig als legitimirt (zur Uebertragung) nachgewiefen fei, 
nicht dahin zu verftehen: er will, daß nur er lediglich 
dur den Beſitz als legitimirt nachgewiefen ſei; denn 
wollte er dies, jo müßte er ja doch neben feinem Beſitz 
nachweiſen, daß er der wahre Gläubiger fei; und dann 
läge ja in dem Stellen des Papieres auf Inhaber Feine 
Grleihterung der Legitimationsnachweiſung. Will er nun 
nicht und kann er nicht wollen, weil er einen Widerſpruch 
wollen würde, daß nur er lediglich durd den Beſitz als 
legitimirt nachgewiejen fei, jo will er aljo (und er kann 
nichts Anderes wollen), daß Jeder, wer e8 auch ei, durch 
den Belig als Iegitimirt nachgewiefen fei. Und zwar ges 
trade fo, als wenn er felber e8 wäre. Denn wie foll 
man ihn von jedem beliebigen Andern noch unterfcheiden 
fönnen, wenn lediglich der Beſitz die Legitimation aus— 
reichend beweiſen foll? Der wahre Gläubiger muß fi) fa- 
gen: nad meinem eigenen Willen ift jeder Befiger fo gut 
wie ich der wahre zur Uebertragung der Yorderung berechs 
tigte Gläubiger, iſt ftatt meiner ich, weil ih nur als Bes 
figer und nicht als ich, nicht in noch irgend einer andern 
Eigenfhaft als Gläubiger nachgewiefen fein will; nad 
meinem eigenen Willen Tann daher jeder Befiger ftatt 
meiner einen Andern zum wahren Gläubiger ma— 
hen; jeder Befiger hat um fo mehr ftatt meiner zu 
gelten, als ich meinen wirklichen Berfaufsmandatar 
in Feiner andern Weife als lediglich durch Einhändigung 
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des Papieres zum Berfauf ermächtigen würde. Will der 
wahre Gläubiger, daß, wenn er oder fein Mandatar die 
Forderung überträgt, die Nachfrage nach der Legitimation 
fih auf den Beſitz befchränfe, wie kann er denn ohne 
Widerſpruch demjenigen den gehörigen und mithin wirkfis 
hen Erwerb der Forderung beftreiten, welcher Allem ges 
nügt hat, was er jelber als ausreichend für die Prüfung 
der Pegitimation angefehen wiffen will"? Würde dem 
wahren Gläubiger eine anderweitige Legitimationsnachwei— 
jung abverlangt werden, fo würde er fich einen andern 
Nehmer des Papieres ſuchen“. Iſt es num der Wille 
des wahren Gläubigers, daß der Erwerber bes Papieres 
auf Inhaber für die Legitimation zur Webertragung der 
Forderung nad) nichts Weiterem frage und fragen dürfe, 


17) Der Befiser kann jedem PVindicanten eriwiedern: es ift 
gerade fo gut, als ob id von Dir felber das Papier, die Forde⸗ 
rung, erworben hätte; denn märeft du felber mein Verkäufer ge 
weſen, fo hätte ich, um deine Berechtigung, deine Gläubigerfchaft 
zu erfahren und um die Ermädtigung deine BVerfaufsmanda= 
tars zu erfahren, nad nichts Weiterem fragen dürfen als nad) 
dem Befit. Wenn Du, der wahre Gläubiger, als bloßer Befiger 
für den wahren Gläubiger gelten willft, jo mußt Du auch jeden 
bloßen Befiger, der fi für den wahren Gläubiger ausgiebt, für 
Did, das heißt für den wahren Gläubiger gelten laſſen. Yür 
den wahren Gläubiger, welder dem Schuldner gegenüber zur Gel: 
tendmadhung und jedem Andern gegenüber zur Uebertragung der 
Forderung berechtigt it. 

18) Nie würde der wahre Gläubiger eine anderweitige Legis 
timationdnachmweifung geben, einmal meil fie nicht nöthig ift; und 
ferner, weil er fie nicht geben kann ohne die größten Schwierige 
feiten und Weitläuftigfeiten, deren er gerade überhoben fein will; 
und endlich, weil er, um fie geben zu können, nunmehr Nadfor: 
ihungen anftellen müßte, die er eben, weil fie unnöthig find, bis⸗ 
ber unterlafjen Bat. 
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als nach dem Befis, fo ergiebt er fi) unabwendlic in 
die Folgerung, daß feine Forderung wider feinen 
Willen ihm verloren gehen und von einem Andern 
erworben werden kann. Wenn er das Eine will, fo 
muß er auch das Andere wollen. Dieje Yolgerung be— 
fteht freilich nicht vor dem Egoismus des Gläubigers, 
dem das Papier abhanden gekommen ift und der nun 
feine Forderung einbüßen fol, wohl aber bejteht fie vor 
dem Urtheil desjenigen, welcher die Lage des gutgläubigen 
Erwerbers, der Lediglich dem Beſitz vertrauen foll und 
darf, würdigt und die Intereffen diejes Erwerbers und 
des Verlierer, der überdies, wenn er nicht der erjte Neh- 
mer ift, bei feinem Erwerb der Forderung auch lediglich 
dem Befig getrauet hat, gegen einander unbefangen aus- 
gleiht”. Der innere Widerfprud der VBindication gegen 


19) Will man fid) fragend an die Gläubiger wenden, fo find 
natürlich weder foldhe zu befragen, die der Vindication bedürfen, 
noch ſolche, denen eine Vindication droht, jondern nur ſolche, des 
nen die eine wie andere Möglichkeit bevorfteht. Die Frage ift fo 
zu ftellen: Wollt Ihr lieber den Vortheil, keiner Vindication auss 
gefeßt zu fein, mit der Gefahr, Feiner Qindication zu genießen ? 
oder lieber den Vortheil, der Vindication zu genießen, mit der 
Gefahr, der Vindication ausgefegt zu fein? Welche Gefahr ſchlagt 
Ihr geringer an? Mit andern Worten: Wollt Jhr lieber ſiche— 
ren Erwerb der Forderung (ficher Tediglih dur guten Glau— 
ben) mit unfiherem Behalten (unſicher dur die Möglichkeit un— 
freiwilligen Verluftes) oder Tieber fiheres Behalten der wirklich 
erworbenen Forderung mit unficherem Erwerb? Savigny a. a. 
D. S. 140 meint: die Mehrzahl der Gläubiger werde die Ge— 
fahr, durch unvorfihtigen Ankauf einer Vindication zu unterliegen, 
für die geringere halten (alfo die zweite Alternative vorziehen), 
denn oft werde es leichter fein, durch Vorfiht bei dem Ankauf 
jeden Schaden abzumenden, al3 dem Berluft durch Diebitahl oder 


Raub vorzubeugen. Allein hierbei ift überſehen, daß es rein un— 
THöl’s Handelöredht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 8 
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den gutgläubigen Erwerber Tiegt in einer andern Wen- 
dung darin, daß der Bindicant nun plöglich, wo es ihm 
vortheilhaft werden kann, das Papier auf Inhaber wie 
ein Papier auf Namen behandeln will”. Nun plötlic 
will er fein befjeres Recht dem redlichen Erwerber gegen- 
über auf die Umftände gründen, welche bei Papieren auf 
Namen für den Berluft und Erwerb der Forderung 
manfgebend find, melde aber für ihn rein zufällige find, 
d. h. urfprünglich nicht beachtete oder doch nicht nothwen⸗ 


möglich ift, durch Vorſicht bei dem Ankauf eine begründete Vin: 
dication zu entdeden. Man müßte Nachforſchungen anftellen, 
durch welche das Papier alle Bedeutung eines Papiere auf In— 
haber verliert, welche daher ſelten in der erforderlichen Ausdeh— 
nung möglich fein werden und deren erfter Verſuch zur Folge 
haben wird, daß der Yeilbieter fi einen andern Käufer fucht. 
Ein Bankier, der diefe Vorficht beim Ankauf z. B. der taufende 
von Zinscoupons beobachten wollte, würde fein Handelsperfonal 
zum Zweck der Legitimationsprüfung vermehren müffen, um dann 
feine Runden zu verlieren. Und welder Banquier würde folchen 
vorfihtigen Käufern nur die geringite Auskunft über feinen Er- 
mwerb geben? Die Gefammtheit der Gläubiger wird daher die 
erjte Alternative vorziehen. 

20) Soll die Vindication ftatthaft fein, fo ift nur eine zwei⸗ 
fache Begründung möglich: entweder Nachweiſung der Gläubiger: 
haft wie bei Papieren auf Namen, oder Nachweiſung Tediglich 
des früheren Befiged. Denn die Anwendung der Rechtsſätze des 
Sachenrechts entbehrt jeglihen Grundes. (Bol. oben $ 226 
Note 3). Es ift num aber nicht abzufehen, warum der frühere 
Befiger lediglich durch den früheren Befit als beffer berechtigt 
nachgewieſen fei, ald der gegenwärtige Befiger durch den gegen: 
wärtigen Befit. Der Bindicant muß alfo mehr nachweiſen als 
einen früheren Befig, und nun bleibt nichts übrig als der Ber 
weis feiner Gläubigerfhaft, mie bei einem Papier auf Namen. 
Dies fteht nicht in Widerfprud mit dem, was im Tert unter 
Nr II, 2 gejagt worden ift. 
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dig beachtenswerthe, welchen nachzuforfchen daher auch nun 
erſt ein Intereſſe beſteht. Nun plöglich will er fein Recht 
nachweiſen durch Angabe und Beweis beftimmter Perfos 
nen und individueller Berhältniffe, als ob das Papier 
auf Inhaber fich durch das Abhandenfommen in ein Pa- 
pier auf Namen verwandelt hätte, während er e8 doch bie 
dahin und ohne das wie ein Papier auf Inhaber behan- 
delt Hat und behandelt Haben würde; er hat bei feinem 
Ermwerbe nur dem Beſitz vertrauet und würde, hätte er 
die Forderung geltend machen oder übertragen wollen, 
den Schuldner oder Erwerber zum Zweck feiner Legiti- 
mationsnachweiſung lediglich) auf feinen Bejig verwieſen 
haben. Iſt noch immer fein innerer Widerfprud im 
Willen des Bindicanten eine® Papieres auf Inhaber? 
Daß gegen den gutgläubigen Befiger die VBindication un- 
ftatthaft ift, findet fich ausgefprochen in vielen Particu- 
larrechten““ und Urtheilen”. Nunmehr ift veihsge- 


21) Preußiſches Landregt Th. 1. Tit. 15. 8 4547. — 
Defterreihiiches Gib. $ 371. 1393. — Hamvoverſche Verord— 
nung über abhanden gefommene landſchaftliche Schuldverfchreibuns 
gen vom 20. Januar 1826 Art. 2. — Königreih Sachſen 
(Zahlreiche Gejete von 1772—1843. Bol. Haubold Privatrecht 
Aufl. 3. 8 188 Note ec). — Sachſen-Weimar-Eiſenach. — 
Altenburg. — Gotha. — Eoburg. — Meiningen. — Schwarz⸗ 
burg = Sonderdhaufen. — Neuß j. L. — Anhalt Deffau. (Bol. 
Heimbad; Privatrecht 8 188 Note 3; und Theil 2, Nachträge 
enthaltend, zu $ 188 ©. 160—163.) — Baiern. — Kurheſ— 
fen. — Frankfurt a. M. (Vgl. Bender Verkehr 868. ©. 336— 
339.) — Württemberg (Gejeß vom 16. Sept. 1852, angeführt 
von Gerber Privatreht $ 161 Note 12). — Hannover (Geſetz 
vom 5. April 1859. Vgl. v. Düring zur Lehre von Inhaber: 
papieren in Goldſchmidt Zeitirift Bd 2. S. 545—551). 

22) Einige Particularrechte machen eine Ausnahme, indem 
fie die Vindication gejtatten, wenn der Erwerb zwar gutgläubig 

8* 
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feglich, nemlid) dur das HGB, der Sat ausgefpro- 
hen: daß die fogenannte Bindication unftatthaft ift 
gegen den redlihen Erwerber”. Denn es ift un— 
möglich, daß gegen denjenigen, welcher das Eigenthum er- 
langt hat, derjenige, deffen Eigenthum erlofchen ift, Eraft 
des Eigenthums einen Anfpruch auf Herausgabe des Pa- 
pieres habe. Sadjlicher ausgedrüdt, da über die Forde— 
rung geftritten wird: es ift unmöglich, daß gegen denje- 
nigen, welcher die Forderung erlangt Hat, aljo welcher 
gegenwärtig der Gläubiger ift, derjenige, welchem die Yors 
derung erlofchen ift, alfo welcher früher Gläubiger war, 
aber gegenwärtig nicht Gläubiger ift, kraft der Forderung 
einen Anſpruch auf Herausgabe des Papieres habe. 
2. Die Bindication ift ftatthaft gegen den unredli- 
hen Beſitzer. Einfad aus dem Grunde, weil durch 
feinen DBefigerwerb er die Forderung nicht erworben und 
mithin der wahre Gläubiger fie nicht verloren Hat”. 
Nunmehr ift reichs geſetzlich, nemlich durch das HGB, 
der Sat feftgeftellt, daß die fogenannte Bindication ftatt- 
haft ift gegen den unredlihen Erwerber”. Denn 
offenbar foll das, was vom redlichen Erwerber beftimmt 


aber unentgeltlid war. Preußen (Landrecht Th. 1. Tit. 15. 
8 46. 47). Frankfurt (Vgl. Bender Verkehr S. 337. 338). 

23) So DAG zu Gelle (Seuffert Arhiv Bd 5. Nr 4). 
DAG zu Darmftadt (Seuffert Archiv Bd 6. Nr 313) O. T. 
zu Stuttgart ſcheint auch diefer Meinung zu fein (Seuffert Ar: 
div Bd 5. Nr. 252). 

24) Dgl. oben 8 223. 

25) Die Zulaffung der Vindication nur gegen den amredlichen 
Befiber wird daher von Savigny a. a. DO. ©. 141. 142 mit 
Unrecht dahin bezeichnet, dag fie eine Inconfequenz und eine halbe 
Maafregel fei und auf einer principlojen Billigkeit beruhe. 

26) Bgl. oben $ 223. 


- 
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ift, nicht auch vom umnredlichen gelten. Mithin Hat der 
unredliche Erwerber nicht das Eigenthum erlangt und ift 
nicht das früher begründete Eigenthum erlofchen ; fachlicher 
ausgedrüdt, da über die Forderung geftritten wird: es 
hat der unredliche Erwerber nicht die Forderung erlangt 
und ift nicht fie dem bisherigen Gläubiger erlofchen. Zu 
begründen ift die VBindication nicht nach den Grundfägen 
des Sachenrechts“. Sondern e8 iſt Folgendes erforderlic) 
und genügend. Zur Begründung der Vindication ift ein 
Zweifaches zu behaupten und zu beweifen. Zuvörberft 
muß die weitreichende Vermuthung für die Legitimation 
des Befigers durch einen Gegenbeweis gebrochen werden”. 
Sodann muß der VBindicant feine Legitimation darthun. 


27) Das Gegentheil behauptet Gerber Syſtem $ 161 Tert vor 
und nad Note 12, „Vindication des Stücks Papier“ Tert vor Note 
7. Die Anfiht bedarf nad Allem, was von ung erörtert worden 
it, Feiner befondern Widerlegung. Sie ift auch nur fo abjtract 
bingeftellt und nirgends die Anwendung veranfchaulidt. Für die 
rei vindicatio, deren es bedarf, wo die Publiciana nidyt aus⸗ 
reiht, müßte alfo das Eigentum an allen den Läppchen Papier 
(man denke z. B. an abhanden gefommene Coupons), wie e3 be: 
ftände (vorausgefegt daß das bloße Auffchreiben oder Aufdruden 
von irgend etwas nad dem anzumendenden Recht nicht ein ur— 
fprüngliches Eigentum begründet), wenn fie immer weiße Blätter 
geblieben wären (denn die darauf gefchriebene Forderung foll hier 
durchaus nicht, nur dem Schuldner gegenüber einwirken), behauptet, 
alfo die dafjelbe begründenden Thatjachen behauptet und abgeleug: 
netenfall8 bewiefen werden. Der Bindicant müßte zu dem Zweck 
die Reihe der Nuctoren bis zu dem Papierfabrifanten oder doch 
einer zwifchenliegenden Erſitzung des Eigenthums am Papier ver: 
folgen. 

28) So auch DAG zu Lübeck (Seuffert Ardhiv Bd 10. 
©. 278. 279) und Caffationshof zu Wolfenbüttel (Seuffert Ar: 
div Bd 9. ©. 434). 
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Hierzu genügt zunächft der Beweis feines früheren Bes 
ſitzes“, denn damit hat er den früheren Zuftand der für 
ihn ftreitenden Vermuthung der Legitimation bewieſen. 
Dem als früher legitimirt vermufheten Nichtbefiger ift 
aber das Papier von dem als nicht legitimirt bewieſenen 
Beſitzer herauszugeben. Wenn jene für den Kläger ftrei- 
tende Vermuthung vom Beklagten durch den Gegenbeweis, 
daß der Kläger durch feinen Beſitz nicht legitimirt war, 
gebrochen ift, fo ift der Beklagte nicht verpflichtet zur 
Herausgabe des Papieres an den Bindicanten. Dem 
fiegenden Bindicanten, welcher durch feinen Beſitz wirklich 
fegitimirt war, Tann das Papier wieder durch Klage ab- 
geftritten werden von einem Nichtbefiger, welcher bemeifet, 
daß er, nachdem das Papier dem Beklagten abhanden 
gefommen, die Yorderung in gutem Glauben erworben 
habe, weil fie dann der Beklagte verloren hat. 3. Uns 
zweifelhaft ift die Contractsklage ftatthaft gegen denjenigen, 
welcher das Papier vom Kläger aus einem die Forderung 
und das Eigenthum nicht übertragenden Grunde übergeben 
erhalten Hat, alſo gegen den Depofitar, Commodatar, 
Pfandgläubiger, Mandatar, 3. B. zum Imcafjo, zum 
Verkauf. IV. Der Gläubiger, welcher die Forderung 
eingebüßt hat, weil fie wider feinen Willen von einem 
Andern erworben ift, dem fie nicht beftritten werden kann, 
hat gegen denjenigen, durch deſſen Bermittelung (Ueber- 
tragung) er fie eingebüßt hat, einen Anfpruch, nad Um— 
ftänden auf das volle Intereffe, auf den Werth, auf die 
Bereicherung, denn es ift über feine Forderung mider- 
rechtlich verfügt worden. Der Gläubiger, welcher die 
Forderung eingebüßt Hat, weil fie wider feinen Willen 

29) Sp auch DAG zu Lübeck (Seuffert Ardiv Bd 10. ©. 278. 
279). 
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von einem Andern, der fie nicht erworben gehabt, gegen 
den Schuldner geltend gemacht ift, fo daß fie num erlo- 
ſchen ift, Hat gegen denjenigen, welcher fie geltend gemacht 
bat, einen Anſpruch, nad) Umftänden auf das volle In- 
tereffe, auf den Werth, auf die Bereicherung. Wenn in 
diefem Wall die Forderung troß der Zahlung wegen des 
böfen Glaubens des Schuldners nicht erlofchen ift, fo ift 
ihm, dem Gläubiger, die Forderung gegen den Schuldner 
geblieben. 
8 232. 
Papiere auf Inhaber. (Amortifation.) 

Amortifation der Papiere auf Inhaber'”, 
Der Gläubiger bleibt auch als Nichtbefiger fo lange Gläu— 
biger, bis die Forderung von einem Andern erworben 
worden if. Dies ift durch den Befitverluft nun wider 
feinen Willen möglich geworden. Die gerichtliche Amor- 
tifation (Mortification) ift auch bei Papieren auf Ins 
haber zuläffig. 1. Angeblih abhanden gefoms 
mene. Der Impetrant muß 1. das Individuum des 
fraglichen Papieres genau angeben (nad) Fitera, Nummer, 
Datum, Summe u. |. w.), und dann befcheinigen 2. fei- 
nen früheren Befig und 3. einen Umftand, melcher ben 

1) von Bülom Abhandlungen über einzelne Materien des 
römifhen Rechts Bd 1. 1817. No 17. Gönner $ 72—78,. 
Bender $ 69-72. Eichhorn Privatregt 8 191 Note e. 
Shumm die Amortifation verlorener oder font abhanden ges 
fommener Schuldurkunden. Heidelberg 1830. Auch als Bei: 
lagebeft zum 13ten Bande des Archivs für die ciwiliftiiche Praris. 
Steinader Privatrecht des Herzogth. Braunfchiweig 1843. $ 103. 
Renauda. a. DO. 86. S.352—362. Voigt zur Lehre von 
der Mortification abhanden gefommener Schulddocumente im neuen 
Archiv für Handelsreht Bd 1. ©. 4—36. 

2) ROHG Entf. Bd 5. ©. 234-242, 
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angeblichen Berluft wenigftens wahrfcheinlich macht. Dann 
wird die Edictalladung erlaffen, in Folge deren die Prä- 
tendenten unter fi) die Sache ausftreiten können? Er— 
jcheint num der Inhaber des abhanden gekommenen Papie- 
res, jo entjcheiden zwifchen ihm und dem Impetranten die 
Grundfäge von der Vindication der Papiere auf Inhaber. 
Erjcheint er binnen der ausgefchriebenen Zeit nicht, fo wird 
das Papier mortificirt und dem Impetranten entweder 
die Zahlung gemacht oder ein neues Papier gegeben. Es 
fann aber der gutgläubige Inhaber des Papieres gegen 
die Amortifation Reftitution erlangen, wenn er nicht in 
Gulpa if. Denn die Amortifation dient nur dazu, daf 
der Impetrant durch den Untergang des Papieres nicht 
leide. 2. Angeblich vernichtete. Auch bei angeb- 
fi) vernichteten Papieren findet die Amortifation Statt. 
Selbft wenn die Vernichtung vollftändig bewiefen, ift 
das Amortifationsverfahren nicht überflüffig, denn daß 
der ſich meldende Nichtbefiger wirklich der Befiger mar, 
erhellt daraus noch nit. Nur wenn auch dies neben 
der Vernichtung yollftändig bewieſen ift, kann der Schuld- 
ner ohne vorherige Amortifation ficher zahlen. Fällt num 
fogar die Pflicht des Schuldners zur Zahlung überhaupt 
weg, fo bedarf e8 natürlich gar Feiner Amortifation, tie 
namentlich wern das Papier nicht lediglich Beweisurkunde 
fondern überdies Bedingung der Forderung ift, fo daf 
durch die Vernichtung des Papieres die Yorderung erlifcht. 
Dies verfteht fich aber nie und nimmer von ſelbſt, Tiegt 
nicht in der Natur eines Papieres auf Inhaber, fondern 
bedarf der deutlichften Erklärung‘. 

3) L.43. 810. D. de aedilitio edieto (21.1). L. 1. 8 37. 


D. depositi (16. 3). 
4) So auch Seuffert Arhiv Bd 3. Nr 193 (DAG- zu 
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8 233. 
Retentionsrecht. 


Das kaufmänniſche Retentionsrecht.. Daß eine Sache 
Waare geworden iſt, begründet auch ein dem Handelsrecht 
eigenthümliches Retentionsrecht. Dieſes Recht ſetzt voraus 
Uebergabe und iſt das Recht die verlangte Rückgabe oder 
weitere Uebergabe bis auf Weiteres zu weigern, iſt daher 
ein indirectes Zwangsmittel' zu dieſem Weiteren; es iſt 
verbunden mit einem Verkaufsrecht; es iſt in den Wir— 
fungen ähnlich (theilweife gleich, theilweife ungleich) dem 
Fauſtpfandrecht'. Es befteht unter Kaufleuten, aber nur 
zroifchen dem urfprünglichen Gläubiger und dem urfprüng- 
lichen Schuldner, wegen einer fälligen Forderung aus eis 
nem  beiderfeitigen Handelsgeſchäft und befteht an allen 
beweglichen Sachen und Werthpapieren, welche mit Willen 
des Schuldners in den Beſitz des Gläubigers gekommen, 
alfo vom Schuldner dem Gläubiger übergeben worden 
find, und zwar auf Grund eines beiderfeitigen Handels: 
gejchäftes; es bejteht aber nicht, wen die Zurücbehaltung 
einer gewollten beftimmten Verfahrungsweiſe widerftreiten 


Caſſel). Frankfurter Sammlung von Römer Bd 1. Heft 1. 
No I. ©. 4—8. Savigny Obligationenredt Bd 2. ©. 180. 
Das Gegentheil, daß dur die Vernichtung des Papierez die For: 
derung erlöfche, wird, kaum glaublih, von einigen Schriftftellern 
behauptet, welche die Folgen dieſes Satzes nicht bedacht haben. 

1) Laband das Faufmännifhe Pfand» und Retentionsrecht. 
In Goldſchmidt Zeitihrift Bd 9. 1866. ©. 225— 283. 435—502; 
zuvörderft zu vgl. S. 482—501. — Goldfhmidt Handbuch 
Bd 1. (1868) behandelt das Netentionsredht ded HGB in 8 98 
S. 1023—1059; damit ift zu vol. die ganze Erörterung der 
88 83 bis 97 Seite 872—1028, zuvörderft ©. 962—996. 

2) Goldigmidt S. 964 Note 2. 4. 5. 

3) Laband S. 485.486. Ziebarth Realerecution ©. 314. 315. 
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würde. Im Fall eingetretener Unficherheit des Schuld» 
ners befteht e8 auch wegen einer nicht fälligen Yorderung 
und auch troß folchen Widerftreites. — Dies Alles ift nun 
genauer zu erörtern. Mebrigens find ſämmtliche Rechts: 
fäte nicht abjolute fondern dem Privatwillen nachgebende, 
die Anwendung kann durch Bertrag beichränft und aud) 
gänzlich ausgejchloffen werden‘. 

J. Perſonen. Das Retentionsrecht befteht nur zwi— 
hen Kaufleuten. Nach Landesgefegen, welche nicht un- 
gültig find, weil fie nicht widerftreiten, ſoll e8 auch zwiſchen 
einem Kaufmann und Nichtlaufmann und auch zwifchen 
Nichtfaufleuten beftehen*. | 

I. Die Forderung. Es ift gleichgültig, wann die 
Forderung entjtanden ift, ob vor oder mit oder nad) der 
Uebergabe der Sadıe. 

1. Nothwendig ift eine fällige Forderung‘. Fällig 
ift eine Forderung dann, wann fie geltend gemacht werden 
darf. Eine fällig gewordene Forderung iſt immer— 
fort fällig. Verzug des Schuldners ift nicht erforderlich, 
auch nicht Liquidität der Forderung, wenn nicht die Pro- 
ceßart fie fordert. Die Forderung muß bereits fällig ges 
worden fein in dem Augenblid, wo die Rückgabe oder wei— 
tere Uebergabe rechtzeitig, d. h. nicht verfrühet, verlangt 
wird. Der Schuldner wird klugerweiſe mit diefem Ver— 


4) HGB Art. 316. 

5) So franffurter Einführungsgefeb $ 15, nad; welchem auch 
Geſchäfte, welche nicht Handelsgefhäfte find, genügen follen. 

6) HGB Art. 313, 

7) Unrichtig fagt man: fällig heiße unbedingt und unbetagt; 
denn der Eintritt der Bedingung macht nicht die Forderung fällig 
fondern bringt fie zur Entjtehung, und die betagte wird mit der 
Zeit fällig. 
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langen nicht zögern. Der Gläubiger, welcher ſich dem 
Berlangen entzieht, damit inzwijchen die Yorderung fällig 
werde, begründet dadurd das Ketentionsrecht nicht. 

2. In vier Fällen, von welchen einer unpractijch ges 
worden ift, foll das Netentionsrecht auch wegen der nicht 
fälligen Worderungen beftehen‘. Es find: dies wörtlich 
diejelben Fälle, in welchen der Wechjelregreß Mangels 
Sicherheit des Acceptanten ftatthaft ift”; fie find daher 
ebenjo wie für das Wechfelrecht zu verftehen '”, feine an— 
dern Fälle und diefe Fälle wörtlich. Die Zeit der Ent- 
ftehung der Forderung ift gleichgültig, alfo ift gleichgültig, 
ob fie vor oder mit oder nad) dem das Erforderniß der 
Fälligkeit befeitigenden Fall entftanden iſt“. 

3. Die Forderung zwifchen zwei Kaufleuten muß 
aus einem „zwifchen ihnen gejchloffenen“ beiderfeitigen 
Handelsgefchäft entftanden fein. Das Retentionsrecht 
entfteht alfo nur zwifchen dem urfprünglichen Gläubiger 
und dem urfprünglichen Schuldner. Demnach entjteht e8 
nicht in folgenden zwei Fällen. a. Gegen den urfprüng- 


8) HOB Art. 314; 
9) HGB Art. 314 vgl. mit WO Art. 29, 

10) Vgl. mein Wechſelrecht $ 243. 

11) Anderer Anſicht ift Goldſchmidt S. 1044 bei Note 52. 
Die Forderung foll vor dem Fall oder doc vor dem Wiffen des 
Gläubiger3 von dem Dafein des Falles entitanden fein. Allein 
die Unterfcheidung binfichtlih der Zeit der Entjtehung der Forde— 
derung macht der Artikel 314 nicht, und „jelbjtverjtändlich“ 
Goldſchmidt) ift fie keineswegs, denn es fteht nicht? der Annahme 
entgegen, daß das Geſetz durch die das Retentionsrecht auch für 
nicht fällige Forderungen begründenden Thatfachen nicht nur wegen 
beftehender Forderungen einen Gläubiger hinterher fihern, alfo 
ihn mit einem Geſchenk überrafchen, fondern auch den Kaufleuten 
die Möglichkeit Eredit zu finden erleichtern will, 
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lichen Schuldner erwirbt nicht ein Netentionsrecht derjenige, 
auf welchen die Forderung vom urfprünglichen Gläubiger 
übergegangen ift. Ein Retentionsrecht entfteht alfo nicht 
zur Sicherung einer cebirten oder vermittelft Nechtsfat " 
oder Richterfpruch übergegangenen Yorderung, auch nicht 
einer ererbten Forderung. Damit ift der Fall nicht zu 
verwechfeln, daß das bereits für den urfprünglichen Gläu— 
biger begründete Netentionsrecht auch für deffen Erben fort: 
wirft. Nicht eine übergegangene fondern eine urſprüng— 
lich eigene Forderung ift die des Indoſſatars gegen den 
Wechfelgeber (Traffanten, Acceptanten, Indoffanten) ” und 
den Geber eines Orbdrepapieres' und die des Inhabers 
eines Inhaberpapieres“; bei diefen Papieren ift der Schuld- 
ner dem neuen Gläubiger aus einem mit ihm gefchlof- 
jenen Gefchäft d. i. Vertrag verpflichtet". b. Der ur: 
Iprüngliche Gläubiger erwirbt nicht ein Netentiongrecht ge: 
gen diejenige Perfon, auf welche die Schuld übergegangen 
ift, jei e8 mit oder ohne Befreiung des urfprünglichen 
Schuldners. Alſo nicht gegen den Uebernehmer der Schuld, 
auch nicht gegen denjenigen, welcher durch Fortführung der 
Firma Schuldner wird, auch nicht gehen den Erben des urs 
ſprünglichen Schuldners. Damit ift der Fall nicht zu ver- 
wechfeln, daß das bereits gegen den urfprünglichen Schuldner 
begründete Retentionsrecht auch gegen deſſen Erben fortwirkt. 


12) 3. B. Uebergang der Rechte des Mechfelnehmerd auf 
den Ehrenzabler. Dal. mein Wechſelrecht $ 271 Note 13. 

13) Bol. mein Wechſelrecht 8 257. 

14) Bgl. oben $ 219. 15) Val. oben $ 229. 

16) VBgl. auch oben $ 221. 

17) Die Worte „oder feine eigene Verbindlichkeit gegenüber 
einem neuen Gläubiger” bei Goldſchmidt ©. 1041 müffen an 
diefer Stelle wegfallen. 
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UL Die Saden und die Uebergabe. Das Retens 
tionsrecht foll beftehen „an allen beweglichen Saden und 
Werthpapieren des Schuldners, welche mit deifen Willen 
auf Grund von Handelsgefchäften in den Beſitz des Gläus 
bigers gefommen find“". Unter den Arten der Sadıen 
und Werthpapiere ift nicht umterfchieden, es bejteht alfo 
an allen Arten, auch wenn die VBerfäuflichkeit factifch oder 
das Berfaufsreht (Sachen außer Verkehr) fehlt”, 

1. Mit Willen des Schuldners in den Beſitz gekom— 
men, das Heißt vom Schuldner übergeben. Es iſt erfor- 
derlich eine „Uebergabe”” der Sache von dem Schuldner 
an den Gläubiger. Das Ketentionsrecht ift nicht zu er- 
weitern zu einem Recht auf Zurüdhalten mit der Erfül- 
lung einer Schuld, welche nicht eine Species fondern eine 
Veiftung in genere betrifft. Es gemügt mit Willen, und 
ift nicht erforderlich auch mit Wiffen, alſo nicht erforder- 
ich mit Willen und Wiffen. Befigerwerb ohne Willen 
des Schuldners ift nicht Mebergabe des Schuldners. 
Fortdauernden Willen verlangt eine Uebergabe nit. Eine 
Mebergabe an den Gläubiger ift feine Uebergabe des 
Schuldners, wenn fie nicht von dieſem und auch nicht in 
diefeg Namen fondern von einem Dritten im eige— 
nem Namen wenn glei mit de8 Schuldners Willen 
gefchieht; eine folche Uebergabe begründet nicht das Reten— 
tionsrecht“. 


18) HOB Art. 313. 

19) Es befteht demnach auch an Namenspapieren (ROHG 
Br 9. S. 243. Bd 18. ©. 21); Beweisdocumenten, Lebensver⸗ 
fiherungspolizgen (ROHG Bd 9. ©. 243); Hypothefenurkunden 
(ROHG Bd 3. ©. 160). 

20) So HGB Art. 313 letzter Sat und Art. 314 letzter Sat. 

21) Anderer Meinung ift Goldihmidt ©. 1037. 1038, 
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2. In den Befig, das heit in die Detention oder in 
den juriftifchen Beſitz “. 

3. Auf Grund eines Handelsgefchäftes muß bie Ue 
bergabe gejchehen fein. Erforderlich ift aber ein beider: 
ſeitiges Handelsgefchäft der beiden Kaufleute”. Es ge 
nügt nicht ein eimfeitiges auf Seiten des Ermerbers” 
und auch nicht ein einfeitiges auf Seiten des Tradenten. 

4. Fortdauer des Beſitzes ift nicht erforderlih. Das 
Retentionsrecht entfteht durch Uebergabe, alfo durch Be— 
figerwerb. Es ift aber zur Ausübung defjelben nicht er— 
forderlich die Fortdauer des Beſitzes“. Der Gläubiger 
verliert das Recht der bloßen Weigerung der verlangten 
Handlung, auch das Recht des Verfaufes der Gegenftände 
nicht durch Verluſt des Beſitzes“; e8 genügt, daß er den 
Belig dann hat, wenn es bedeutend wird, daß er ihn 


22) Die Worte des Art. 313 „in feinen Beſitz“ find gleidy 
binterher umfchrieben mit den Worten „in feinen Gewahrfam* 
und „in der Lage darüber zu verfügen“. 

23) So auch Laband in Goldſchmidts Zeitihrift Bd 9. ©. 492. 
bei Note 14. Für diefe Meinung fpricht, daß doch wohl auch diefe 
Vorausſetzung aus den Handelsbüchern beider Kaufleute erhellen muß. 

24) Die Meinung des ROHG über diefe Frage erhellt nicht 
aus Entih. Bd 12. ©. 27—29. 

25) Anders Goldihmidt S. 1037. Gegen feine Meinung 
wird man eingenommen durch feine Darftellung S. 1000—1002. 

26) Der Sat des Art. 313 „...hat ein Zurüdbehaltungs- 
recht .... Sofern er diefelben noch in feinem Gewahrfam hat oder 
fonft ... noch in der Lage ift, darüber zu verfügen“ will nicht 
eine Vorausſetzung des Retentionsrechtes, jondern etwas ganz 
Anderes ausfprehen. Bol. die folgende Note, 

27) Anders Goldſchmidt S. 988. 989 „Das Retentionsrecht 
erliſcht mit dem thatſächlichen Aufhören der Retention“. Vgl. 
aber S. 982 Zeile 1. 2, wo richtig bemerkt iſt, daß verurtheilt 
wird zur Uebergabe gegen Befriedigung der Forderung. 
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hat. Dies iſt der Fall, wenn er inzwiſchen befriedigt 
worden iſt oder die Gegenſtände verkauft ſind und er, um 
den Beſitz zu übertragen, zurück oder weiter zu übertragen 
verpflichtet iſt. Er kann ihn bis dahin wieder erlangt 
haben. Wenn er ihn nicht wieder erlangt hat, fo be- 
ftimmen fih die nun eintretenden möglicherweife ehr 
verfchiedenen Folgen nad den Umftänden”, 

5. An Saden und Werthpapieren des Schuldners” 
ift das Retentionsrecht zugefprochen, nicht fchlechtweg an 
allen Sachen, welche vom Schuldner dem Gläubiger über- 
geben worden find”, Für die Rechte des Gläubiger ges 
genüber dem Schuldner ift aber der Umſtand gleichgültig, 
in welcher rechtlichen oder widerrechtlichen Beziehung der 
Schuldner zu der übergebenen Sadje ſteht“; weder ift 
der Gläubiger verpflichtet, zur Begründung feines Reten— 
tionsrechts diefe Beziehung zu behaupten und zu beweifen, 
noch ift der Schuldner berechtigt, fie gegen das Reten— 
tionsrecht geltend zu machen; letterer würde fonft in den 
meiften Fällen auf feinen dolus oder feine culpa zu 
feinem Vortheil fich berufen dürfen. Die Worte „des 
Schuldners” find dahin zu verjtehen, daß die Umftände, 


28) Wenn der Art. 313 dennod der Fortdauer des Beſitzes 
wie einer Vorausſetzung des Netentionsrecht3 erwähnt, jo foll da= 
mit das gejagt fein, daß die Vorausſetzungen, welche ausreichen 
um das Retentionsrecht zu begründen, nicht aud) ſchon an fid aus: 
reihend find, um die Sache, wenn fie in den Befik eines Dritten 
gekommen ift, zu verfolgen, um vermittelit Verfaufes der Sache 
wegen der Forderung befriedigt zu werden. 

29) HOB Art. 313. 

30) Bl. ROHG Entih. Bd 15. ©. 422. Bd 17, ©. 157, 
Bd 18. ©. 21. 

31) Anders Goldſchmidt S. 1034. 1035. 
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welche ausreichen, um das Netentionsrecht zu begründen, 
nicht auch ſchon an fich ausreichend find, um die Rechte, 
welche dritten Perfonen an der Sache zuftehen, zu verän- 
dern oder gar zu tilgen“. 

IV. Die Zurücdbehaltung der Waare darf nicht wie 
derftreiten der vom Schuldner gewollten und dem Gläus 
biger erklärten und ihn verpflichtenden beſtimmten Weife 
mit der Waare zu verfahren. 

1. Den Gläubiger verpflichtet die Erklärung des 
Schuldners, wenn er fie, indem fie ein Antrag war, ac» 
ceptirt Hat oder wenn fie Ucceptation eines von ihm ge- 
ftellten Antrages war”, Er Hat dann die „Verpflichtung 
übernommen” in diefer beftimmten Weife zu verfahren, 
die Verfahrungsmeife ift vereinbart; dieſer Vertrag Tann 
vor, bei, nach der Uebergabe gejchloffen fein. In diefem 
Fall einer vereinbarten Verfahrungsweife ift die Zurüd- 
behaltung vertragswidrig. Den Gläubiger verpflichtet die 
Erklärung des Schuldners aud) dann, wenn fie ein von ihm 
nicht angenommener Antrag des Schuldners ift”, Wenn 
der Schuldner vor oder bei der Uebergabe erklärt, daß er 
vermittelft der Mebergabe diefen beftimmten Zwed erreichen 
alfo diefes beftimmte Verfahren des Gläubigers in Ber 
treff der Waare wolle („Vorſchrift“), fo offerirt er eine 
Mebergabe zu diefem beftimmten Bertrag; der Gläubiger 


32) Jene Umftände haben nicht die Wirfung, melde nad; 
Art. 306 eine Uebergabe zu Pfandreht hat zu Gunften des red: 
lihen Pfandnehmerd, ROHG Entih. Bd 15. ©. 422, 

33) Er hat fi 3. B. erboten zum Verkauf, zur Spedition, 
zum Transport, 

34) Die Worte des Art. 313 Abſatz 2 „der von dem Schuld: 
ner .... ertbeilten Vorſchrift“ würden deutlicher Tauten: dem vom 
Schuldner... . gejtellten aber nidyt angenommenen Antrag. 
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fann duch Nichtannahme des Antrages nicht mehr Rechte 
gewinnen als durch Annahme deffelben, die Zurüdbehal- 
tung ift hier zwar nicht vertragswidrig, aber fie ift vers 
trauenswidrig und dies ift hier der Bertragsmwidrigfeit 
gleichgeftellt "*. Damit das Retentionsrecht ausgefchloffen 
fei, bedarf es alfo einer Willenserklärung, entweder einer 
rechtzeitigen einfeitigen de8 Schuldners oder einer zweifeis 
tigen beider Theile (Vertrag) des Inhaltes, daß der Gläu- 
biger in einer beftimmten Weife mit den Gegenftänden 
verfahren folle oder folle und wolle. 


35) Auf den erften Blick fheint ed, daß in dem Fall nicht 
angenommenen Antrages überhaupt fein Retentionsreht da fein 
kann. Man kann meinen: da die Ergreifung des Beſitzes antrags- 
widrig ift, fo ift der Gläubiger, welcher dennoch den Befiß er: 
greift, nicht in dem vom Schuldner gewollten Beſitz; das Reten— 
tionsrecht jet aber voraus, daß der Gläubiger fo, wie er befikt, 
mit Willen des Schuldners befist. Allein wenn es gleich richtig 
ift, daß der Beſitz nicht der beantragte ift, fo wird man doch 
unter Umjtänden fagen können, daß die Waare mit Willen, wes 
nigjtend nicht mider Willen des Schuldners in den Beſitz des 
Gläubiger gekommen fei, und wird dies „nicht wider Willen“ dem 
„mit Willen“ gleich ftellen müffen, weil font die Unterfcheidung 
des Geſetzes zwiſchen Widerjtreit und Nichtwiderftreit ſinnlos fein 
würde. Zu diefen Umftänden gehört der Fall, daß der Gläu— 
biger annehmen darf, daß der Schuldner Lieber will, daß er ſich 
der Waare annimmt als fie zurückweiſet, daß er fie alfo als 
negotiorum gestor annimmt; und der Fall, wenn nad Art. 323 
Abſatz 2 der Gläubiger fchuldig ift, die Waare einftweilen vor 
Schaden zu bewahren. 

36) Ebenfo ift es, wenn der Schuldner für den Fall der 
Nichtannahme feines Antrages einen zweiten Antrag geftellt (eine 
zweite „Vorſchrift“ ertheilt) hat und der Gläubiger auch diejen 
nit annimmt; wenn er ihm annimmt, fo ift der Inhalt diefez 


Antrages nun vereinbart, it „übernommene Verpflichtung“. 
Ehöl’s Handelsrecht. bie Aufl. Bd 1. Abth. 2. 9 


weg 
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2. Nur wenn die Zurüdbehaltung einer ſolchen Erklä— 
zung und folhen Inhaltes widerftreitet, beiteht das Re— 
tentionsrecht nicht, ſonſt beiteht es“. Es befteht alfo, 
wenn gleich fie mwibderftreitet a. einer erft nach der Ueber- 
gabe erfolgten (eine folche ift verfpätet) einfeitigen Willens» 
erklärung des Schuldners. Es bejteht ferner b. wenn 
die rechtzeitige einfeitige Willenserklärung oder der Vers 
trag nicht bereits eine beftimmte Weife enthält, in wel- 
cher der Gläubiger mit der Waare verfahren ſoll, fondern 
nur den Vorbehalt des Schuldners die Weife fpäter 
erft zu beftimmen. Das Gefe ſpricht von einer be- 
ftimmten, nicht von einer zu beftimmenden Weife. Diefer 
Tall der Uebermachung oder Uebergabe von Waaren mit 
dem Borbehalt fpäterer Verfügung über diefelbe ift ein 
Hauptfall, in weldem das Ketentionsrecht bejteht, 
eben weil in diefem Fall der dafjelbe ausfchliegende Wir 
derftreit fehlt”. Das Retentionsrecht befteht ferner c. 
wenn gleich die Zurücdbehaltung einer gefeglichen Ver— 
pflihtung des Gläubigers, in einer beftimmten Weife mit 


37) Das Gefeh hat einen beftimmten Sinn und e3 ift daher 
nicht zuzugeben, daß ein durdhgreifendes ju riſtiſches Criterium 
nicht beftehe, wie Goldſchmidt S. 1047 behauptet. Die S. 1046. 
41047 beifpielömeife angeführten Fälle, für melde das Reten— 
tionsrecht bejahet oder verneint wird, find zum Theil anders auf: 
zufaſſen. 

38) Anders Goldſchmidt S. 1046. Hier wird unter den 
Fällen, in welchen das Retentionsrecht nicht beſteht, die Beſtim— 
mung aufgeführt „die Waare zur freien oder jederzeitigen 
Dispoſition des Einſenders zu halten“; anders ſoll es aber ſein, 
nemlich das Retentionsrecht fehlen, im Fall der Weiſung „die 
Waare bis auf weitere Ordre zu bewahren“ oder „die Waare 
zur Verfügung des Einſenders zu halten“. Jedenfalls ſind aber 
die drei Fälle gleich zu behandeln, 
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der Waare zu verfahren, wiberftreitet”. Wenn der Gläu- 
biger nicht Fraft ausdrücklichen den Fall treffenden Ber- 
trages jondern Fraft Rechtsfages dem Schuldner verpflichtet 
iſt“ zur Zurückgabe oder zur weiteren Uebergabe der Waare 
an einen Dritten, jo bejteht für ihn das Retentionsrecht. 
Dies ift ein zweiter Hauptfall, in welchem es beſteht“. 

3. Anwendungen. a. Das Ketentionsrecht fehlt, wenn 
die übernommene Verpflichtung oder rechtzeitige Vorſchrift 
zum Beifpiel dahın geht, daß der Gläubiger die Waare 
verfaufe (Berfaufs-Commiffionär oder -Bevollmädhtigter), 
verfende (Spediteur), transportire (Frachtführer, Seeſchif— 
fer), zu Bauftpfand gebe, zurüdgebe (zurüdjende), nachdem 
fie bearbeitet, verarbeitet, befichtigt aber nicht gekauft fei. 
b. Das Retentionsrecht befteht, wenn der Gläubiger, ohne 
daß dies obendrein ausbedungen ift, gefeglich verpflichtet 
ift zum DBeifpiel die Waare zurüdzugeben, weil ber 
Zweck ber Webergabe erreicht“ (3. B. die Bearbeitung 


39) Diefer Sat ift anerkannt vom ROHG Entih. Bd 7. 
©. 213—216. Bd 10. ©, 236—238. Bd 12. ©. 28. 29. 

40) Ein ftillfchweigender Vertrag ift denkbar, aber nur in 
dem Sinn eines zwar nicht ausdrüdlich erklärten aber immer 
wirklich und deutlich erflärten Willens beider Theile. Wenn eine 
ſolche Erflärung fehlt, fo wollen beide Theile oder fie gelten als. 
fo wollend, den Rechtsſatz malten Iaffen, mas zum Nachtheil des 
Schuldners, welcher den Vertrag verfäumt hat, und zum Vortheil 
des Gläubigers ift. 

41) Wenn man dem Gläubiger für diefen Fall umd obendrein 
für den vorhin erwähnten Fall das Retentionsrecht abſpricht, weil 
die Zurüdbehaltung einer Berpflihtung des Gläubigers wider: 
ftreiten würde, was immer der Fall ift, wenn eben nicht ein Recht 
der Netention befteht, welches die Verpflihtung joweit befeitigt, 
fo würde der Gläubiger niemals retiniren dürfen. 

42) So die Fälle in den in Note 39 angeführten Entſcheidungen. 

9% 
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oder Berarbeitung oder Befichtigung oder Aufbewahrung 
gefchehen) ift oder nicht mehr erreicht werden kann oder 
nicht mehr foll, z. B. ein Auftrag widerrufen ift. 

V. Das Retentionsrecht befteht ſchlechthin, nemlich 
jelbft wenn der dafjelbe ſonſt ausjchliegende Widerftreit 
da ift, in den erwähnten drei Fällen der eingetretenen 
Unficherheit des Schuldners, in welchen e8 auch wegen 
einer nicht fälligen Forderung beſteht“, vorausgefegt daß 
ber Fall erft nad) Uebergabe (richtiger Befigergreifung) 
der Waare oder nad) Uebernahme der Berpflichtung ein- 
getreten oder dem Gläubiger bekannt geworden ift“. 

VL „Der Gläubiger ifl verpflichtet, von der Auss 
übung des Retentionsrechtes den Schuldner ohne Verzug 
zu benachrichtigen”, 

VD. Zurüdbehaltung und Verkauf. Mit dem Re— 
tentionsrecht ift ein Verfaufsrecht verbunden ”. 

1. Der Gläubiger kann ſich begnügen mit dem Zu- 
rüdbehalten der Gegenftände, und dann ift er durchaus 
nicht verpflichtet, an Stelle derfelben andere anzunehmen, 
wenn fie gleich ebenfo werthvoll und werthvoller fein mö- 
gen“; eine ſolche Verpflichtung befteht gejeglich nicht”, 
feinesfalls nad dem HGB, und mit Redt, da in dem 
Zurüdbehalten eben diefer Gegenftände eine durd Nichts 

43) Vgl. oben Nr IL. 2. 

44) HOB Art. 314. 45) Art. 315. 

46) Wegen des Genaueren vgl. den folgenden Text und 
Goldſchmidt S. 1054. 1055. 

47) Art. 315 Satz 2. 3. 

48) Anders Goldihmidt ©. 987. ©. 1048 Note 69. ©. 
1053 Note 89. ©. 1055 Note 106. 

49) Schenk die Lehre vom Retentionsrecht (1837) 8 90. 
S. 337—342, Großkopff zur Lehre vom Netentionsredt (1858) 
S 14. ©. 79—81. 
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erfegbare Nöthigung des Schuldners zur Zahlung Tiegen 
kanns, Noch weiter geht die andere ebenfalls unrichtige 
Meinung, daß das Hetentionsreht gar nicht entftehe, 
wenn der Gläubiger anderweitig 3. B. durch Hypothek 
genügend gefichert ift”. 

2. Er hat aber auch ein Recht auf den Verkauf der 
retinirten Gegenftände und Befriedigung aus dem Erlös. 
Auf die Statthaftigkeit des DVerfaufes muß auf feine ge- 
gen den Schuldner erhobene Klage, melde den Verkauf 
beantragt, rechtskräftig erfannt fein. Zuftändig ift für 
diefe Klage gegen den Schuldner auch das für den Gläu- 
biger zuftändige Gericht. Er ift aber, wenn er verfaufen 
wilf, verpflichtet, an Stelle der retinirten Gegenftände ars 
dere anzunehmen, aus deren Erlös er vorausfichtlich vollftän- 
dig befriedigt werden wird. Diefe anderweitige Sicherung 
des Gläubiger muß vom Schuldner „rechtzeitig“ angebo- 
ten werden; rechtzeitig Tanın heißen: bevor wegen der retinir- 
ten Gegenftände Klage erhoben ift, oder: bevor 'auf die 
Statthaftigfeit des Verkaufes derfelben erkannt iſt. 
Erfteres ift das Nichtigere und nicht unbillig, weil ber 
Gläubiger feinen Willen auf den Verkauf zu Hagen dem 
Schuldner zuvor anzuzeigen verpflichtet ift, nicht minder 
wie feinen Willen der Zurücbehaltung, denn auch das 
Berfaufen ift, weil diefes Recht mit dem Zurücdbehals 
tungsrecht verbunden ift, Ausübung des letzteren“. 


50) Das HGB Hat die Verpflichtung des Gläubiger, mit 
andermweitiger Sicherung fi zu begnügen, nur für den beabfich- 
tigten Verkauf ausgefprodhen, für melden es ja nur auf den 
Preis der Saden anfommt. 

51) Goldſchmidt ©. 1048 Note 69. 

52) HGB Art. 315 „der Gläubiger... ift verpflichtet, von der 
Ausübung (des Zurückbehaltungsrechts) den Schuldner ohne Verzug 
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3. Der Gläubiger kann fi aus dem Erlös „vor 
den andern Gläubigern” des Schuldners befriedigen, und 
diefes Recht hat er, ebenfo wie das Retentionsrecht, auch 
gegenüber der Concursmaffe des Schuldners”"*, Die 
andern Gläubiger find, da das Gefeg nicht unterfcheibet, 
alle übrigen Gläubiger des Schuldners ohne Unterfchied. 
Mithin Hat er ein Vorrecht auch vor andern ältern 
Pfandgläubigern und vor privilegirten Gläubigern, er ift 
eben der privilegirtefte Gläubiger des Schuldners, was 
die Befriedigung vermittelft diefer Sache betrifft”. Wis 
derftreitende Landesgefege” find ungültig, ſeitdem das 
HGB Reichsgeſetz geworben ift”. 

4. Ob und mieweit die erörterten reichsgeſetzlichen 
Rechte, welche für den Gläubiger aus einer von feinem 
Schuldner an ihm gefchehenen Uebergabe unter beftimmten 
Borausfegungen entftehen, mit den Wirkungen der Ber 
ftellung eines Fauſtpfandes in Einklang ftehen, ift für 
die Auslegung bderjelben nicht maaßgebend. Die innern 


zu benachrichtigen“. Die Worte „ohne Verzug“ find für den Ber: 
kauf bedeutungslos, weil der Gläubiger mit dem Verkauf beliebig 
warten darf. 

53) HGB Art. 315 Satz 2 und 3. 

54) Vol. Goldſchmidt S. 993—996. 

55) Dal. ROHG Entih. Bd 2. ©. 78—81. Bd 6. ©, 
306— 311. Bd 10. S. 70—83. Bd 12. &. 391—393. 394 - 
396. Bd 15. ©. 80—83. 

56) Anders Goldſchmidt S. 1051—1052 und die dort in 
den Noten Citirten. 

57) Bar. Goldſchmidt S. 1050—1052. 

58) Diefe Ungültigfeit trifft au den Art. 30 des preußt: 
hen Einführungsgefeßes zum HGB. Anderer Anfiht ift das 
ROHG, vgl. die Note 55. Allein ein Landesgefeh Tann nad 
Art, 2 der Reichsverf. nicht gültig beftimmen, daß das reichögefetliche 
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Inconfeguenzen des Gefeges, wenn fie überhaupt da find, 
hat die Reichsgefeggebung auszugleichen. 

VII. Uebrigens find durd das HGB die unter 
andern Vorausſetzungen beftehenden Hetentionsrechte des 
bisherigen Rechts nicht aufgehoben”. Auch beftehen dane- 
ben die gefeglichen Netentionsrechte und Pfandrechte des 
Eommiffionärs, des Spediteurs, des Frachtführers. Bon 
diefen ift bei diefen Perfonen zu handeln”, 


8 234. 
Erlöſchen dingliher Rechte an Waaren. 


Erlöſchen dinglicher Rechte an Waaren““. Daß eine 
Sache Waare geworden ift, hat auch zur Folge ein dem 
Handelsreht eigenthümliches Erlöfchen von dinglichen 
Rechten an berfelben. 

1. Wenn von einem Kaufmann eine bemegliche 
Sade**, deren Eigenthümer er nicht ift, zu Eigenthum 


Zurückbehaltungsrecht unter beftimmten landesgeſetzlichen Voraus: 
fegungen foll „angefochten werden“ dürfen. 

59) Sie beftehen nad Maafgabe des Art. 1 des HOP. 
Mithin beftehen nach einer Meinung in Handelsſachen nicht mehr 
die gefeglihen. Da Goldſchmidt diefer Meinung ift (vgl. ober 
822 Note 6), fo mußte er um confequent zu bleiben den Worten 
„de früher geltenden Rechts“ auf S. 1019 Zeile 9 hinzufügen: 
jedoch mit Ausnahme des gefeklichen Rechts, oder muß verlangen, 
daß dies hinzugedacht werde. 

60) Val. Goldſchmidt S. 1020—1028. 1056. 1057. 

1) HGB Art. 306 und 308. 

2) Goldfhmidt über den Erwerb dingliher Rechte und die 
Beihränfung der dinglichen Nechtöverfolgung in feiner Zeit- 
fhrift Bd 8. ©. 227—312. Bd 9. S. 1—74. — Haufer in 
Siebenhaar Archiv f. d. W. R. Bd 16. S. 256—310. — Gold: 
Ihmidt Handbuh Bd 1. ©. 802—835. 

3) Der Artifel 306 ift fo zu Iefen: Wenn bewegliche Sachen, 
fie mögen bereit3 Waaren genannt werden können oder nicht, von 
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einem Andern übergeben? und von biefem empfangen 
wird, jo wird dadurch unter einer beftimmten Vorau$- 
fegung der Empfänger Eigenthümer, und erlifcht das 
Eigenthum des bisherigen Eigenthümers, und erlifcht auch 
jedes andere an der Sache bereits bejtehende dingliche 
Recht, namentlich Pfandrecht, mit Ausnahme eines folchen, 
deſſen Dafein der Erwerber des Eigenthums wußte; die 
ſes Wiffen muß ihm bewiefen werden. Dieſes Erlöfchen 
anderer dinglicher Rechte tritt auch ein, wenn jener Kauf- 
mann Cigenthümer war *. 

2. Wenn von einem Kaufmann eine bewegliche Sadıe, 
deren Verpfändung ihm nicht zufteht, zu Pfandredt 
einem Andern übergeben wird, fo entiteht dadurch unter 
einer bejtimmten Borausfegung ein gültiges Pfand- 
recht, und kann zur Beeinträchtigung diefes Pfandrechtes 
weder das bereit8 begründete Eigenthum geltend gemacht 
werden noch ein anderes bereit8 begründetes dingliches 
Recht, namentlich Pfandreht, mit Ausnahme eines fols 
chen, deffen Dafein der Pfandnehmer wußte; diefes Wif- 


einem Raufmann u. f. w. Offenbar kommt auf den Begriff der 
Waare hier nichts an. 

4) Unter beweglichen Saden find niht au Werthpa— 
piere zu verftehen; eine Frage, melde übrigens nur in Betreff 
von Namenspapieren und zwar nur Rectapapieren aufgemworfen 
werden kann, da über Drdrepapiere und Anhaberpapiere beſon— 
der3 (in Art. 305 und 307) beflimmt if. Haufer a. a. DO. 
S. 261—263. 

5) Auf die Art, mie die Uebergabe ftattfindet, ob durch 
constitutum possessorium vder auf andere Art, kommt nichts an. 
A. M. ift Goldfhmidt Handbuh ©. 825. Allein der bloße 
Wille bat diefelbe Wirfung wie die Komödie des Hingebens und 
fofortigen Zurückgebens. Vgl. unten $ 267 zu Ende. 

6) Goldihmidt Handbuch S. 828. 
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fen muß ihm bewiefen werden. Die Geltendmachung 
diefer anderweitigen Rechte ift ebenfo ausgefchloffen, wenn 
jenem Kaufmann die Verpfändung zuftand”, 

3. Die Borausfegung if: Es muß a. die 
Sadıe von dem Kaufmann in feinem Handelsbetriebe ver- 
äußert oder verpfändet fein, alfo in feinen Gemwerbsbetrieb, 
von ihm als Kaufmann, das Gefchäft muß fein Gewerbs- 
geichäft fein, die Sache eine Waare geworden fein. Es 
ift aber nicht erforderlich: in feinem gegenwärtig wirkli— 
chen Gemwerbsbetrieb, es genügt auch, daß er auf biefe 
Art von Sachen fein Handelsgemwerbe erweitern will, daß 
die Sache einem werdenden Gewerbszweige angehört. 
Das Gefchäft (Berkaufsgefchäft, Pfandgefchäft) des Kauf- 
mannes ift, weil e8 zum Betrieb feines Handelsgemwerbes 
gehört, Handelsgefchäft, und die Sache eine Waare, mit 
Ausnahme einer Weiterveräußerung eines Handwerkers, 
da eine folche nicht als Handelsgefchäft gelten foll”; fie 
gehört aber, trogdem daß ihr diefe Eigenschaft abgefprochen 
ift*, zum Gewerbsbetrieb des veräußernden Handwerkers, 
und es ift alſo, troßdem daß fie nicht Waare im Sinn 
von Gegenftand eines Handelsgefchäftes geworben ift, 
dennoch den Worten nad die Vorausfegung des Eigen- 
thumserwerbes eingetreten. Dies wird man gern für 
genügend halten” und auch den Wortlaut der den Ber: 
trägen eines Kaufmannes zugefprochenen Bermuthung hier 
gern geltend machen". Es muß b. der Erwerber oder 


7) Goldfhmidt Handbuch S. 830. 

8) HGB Art. 273 Sat 1 und 3. 

9) Bol. oben $ 34 Note 3. 

10) So auch Goldihmidt Handbuch S. 823. 824 Note 11. 

11) Nah dem Mortlaut des Art. 274 „Die von einem 
Kaufmann gefhloffenen Verträge gelten im Zweifel als zum 
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Pfandnehmer ein „reblicher” fein d. h. zur Zeit der Ueber- 
gabe, wenn auch nicht zur Zeit des Vertragsabfchluffes, in 
gutem Glauben fein”. Demnad Tann alfo ein 
Nichteigenthümer, welcher Kaufmann ift, dadurch Eigen- 
genthümer werden, daß er an einen rveblichen Erwerber 
verfauft und fodann fpäter wieder zurüderwirbt ". 

4. Die obigen Rechtsſätze gelten nicht von geftohlenen 
und verlorenen Saden. Durch diefe Beftimmung vers 
Tieren fie an Beftimmtheit, . weil e8 zweifelhaft bleibt, 
welches die fcharfe Grenze zwiſchen diefen Sachen und 
den übrigen fein fol. Man kann, um ein Tlares reich®: 
gefetzliches Necht zu erhalten, geneigt fein, einfach zwiſchen 
unfreiilfiger und freiwilliger Entwerung zu unterfchei- 
den“, alfo nicht eine Regel und eine Ausnahme fondern zwei 
Regeln in dem Artikel zu finden; für den Fall freimil- 
liger Entwerung ift eine dem Beſitzer günftigere Beſtim— 
mung nicht möglich, mithin in den Landesgefegen nicht 
vorhanden, für den Fall unfreiwilliger Entwerung vers 
bleibt e8 bei den Landesgefegen. Nach der Faſſung des 
Artikels ift aber eine Negel und eine Ausnahme gewollt; 
da Ausnahmen ftricte auszulegen find, fo befchränft fich die 
Ausſchließung der Anwendung auf geftohlene Sachen, 


Betriebe des Handelsgewerbes gehörig” gelten auch die von einem 
Handwerker, welcher Kaufmann 'ift, gefchloffenen Verträge fo, 
ohne daß e3 in Betracht kommt, ob fie ihrer Natur nad) Hans 
delsgeſchäfte fein können oder nicht. 

12) Bol. Goldfhmidt in der Zeitichrift Bd 9. S. 25—43. 
Haufer a. a. D. ©. 285—295. Goldfhmidt Handbuch ©. 
826. 827. 

13) Beifpiel: ROHG Entih. Bd 8. ©. 97. 98. 

14) So Goldſchmidt Handbuh S. 820—822. — Dal. Haus 
fer a. a. O. ©. 263—271. 
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denen aber geraubte gleichgelten, und verlorene Sachen, 
zu denen auch weggefloffene und von einen Andern vers 
wechfelte und mitgenommene“ gehören; im Yall der Aus- 
nahme verbleibt e8 bei den Landesgefegen. Beide Mei- 
nungen ergeben übrigens faft dafjelbe Refultat. 

5. Die bisherigen Landesgefege, wenn fie dem Bes 
figer günftiger find, bleiben gültig, gänzlich gültig, nicht 
lediglich foweit als fie günftiger find", 


15) Sadjfenfpiegel III. 98. 

16) Anderer Anfiht ift von Hahn Gommentar zu Art. 308 
81—3. Dal. aud Goldfhmidt Handbuh S. 819. 820 und in 
feiner Zeitſchrift Bd 9. ©.53—55. Nach jener Meinung fol ein 
Recht zur Anwendung kommen, weldyes weder das reichögefegliche 
noch ein Tandesgejetliches ift, fondern ein aus Stüden de3 einen 
und des andern gebildetes neues Recht. Bei diefer Methode wers 
den offenbar die Landesgefege durch das Reichsgeſetz fehr erheblich 
„berührt“ , gegen den Sinn des Art. 308, nad welchem das 
Landesgejeb entweder aufgehoben mwird oder unberührt (alfo uns 
modificirt) Hleibt. 


Vierter Theil. 
Die Handelsgeidhäfte. 





Im Allgemeinen. 


Erfte Abtheilung. 
Abſchließung der Handelsgefchäfte. 


g 235. 
Einleitung zu einem Vertrag. 

Dem Abſchluß, der Perfection, eines Vertrages kann 
borausgehen 1. eine Empfehlung Werner 2. ein 
Hin- und Herverhandeln, durch Fragen und Ant- 
worten, durch welches Keine der verhandelnden Perfonen 
irgend verpflichtet wird. Tractate. Borverhandlungen. 
Bertragsberedungen. Immer geht vorauf 3. ein Antrag 
des Einen, welcher in Verbindung mit der Annahme 
von Seiten des Andern den Vertrag zur Entftehung bringt. 
Devor aber ein foweit vollftändiger Antrag des Einen 
vorliegt, gehen oft 4. mehrere Anträge voraus, von 
denen immer einer durch den andern verdrängt wird, in- 
dem er, ftatt angenommen zu werden, einen andern 
von derfelben oder von der andern Seite hervorruft. 
5. Diefer Fall Tiegt auch vor bei der Verfteigerung, 


Die Handelsgefhäfte Jo. Nider tractatus de con- 
tractibus mercatorum. Dei Straccha de mercatura ©, 563 — 
576. Cödigo de comereio Art. 234—263. — Codigo com- 
mercial Art. 241—271. — Gntwurf für Mürttemberg Art. 
235— 328 und Motive dazu S. 245 —297. 
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deren Hauptfall der ift, daß die Steigerer fich in ihren 
Anträgen überbieten, bis endlich Fein Uebergebot erfolgt, 
aljo der legte Antrag vorliegt, der num von DVerfteigerer 
entweder angenommen (durch Zufchlag) oder abgelehnt wird. 
6. Endlih kann dem Abjchluß eines Vertrages ein ihn 
verfprechender Vertrag vorausgehen, aljo ein Vertrag des 
Inhaltes gefchloffen werden, daß ein Vertrag gejchloffen 
werden jolle; ein folcher Vertrag heißt pafjend Vorver- 
trag. 7. Der Ausdrud Punctation deutet entweder 
auf einen Vorvertrag oder einen andern Vertrag oder 
auf eine bloße Vorverhandlung. 

8 236, 

Kaufmänniſche Empfehlung. 

Kaufmännische Empfehlung‘. Die Verbindlichkeit aus 
einer Empfehlung oder einem Rath hat unter Kaufleuten” 
nicht8 Befonderes. Sie ift gemeinrechtlich nad) dem rö- 
miſchen Recht zu beurtheilen und die Particularrechte find 
in Gemäßheit defjelben zu verftehen. Ein allgemeiner 
vom römischen Recht abweichender Handelsgebraud läßt 


1) Codigo commercial Art. 446. 450—452. Entwurf für 
Württemberg Art. 422. 423 und Motive S. 371—374. 

2) Klein merkwürdige Rechtsſprüche Bd 3. No 15. Mitters 
maier $ 559. Pöhls $ 93. Bender 8 156. Morftadt 8 19. 
C. ©. 52. Gelpde Zeitihrift für HR Heft 3. ©. 55. Euler 
in der Zeitjchrift für deutſches Recht Bd 10. ©. 139—152, 
Bor Allen: Trummer im Ardhiv für dad Handelsrecht Bd 1. 
No 15. ©. 227—269. Die häufig citirte Schrift von Pa- 
venstedt de mandato consilii sive de commendationibus 
inter mercatores usitatis (Gottingae 1800) enthält eine Behand 
Tung des Gegenftandes nicht, was der Verfaffer mit einer vor— 
zunehmenden Reije entichuldigt. 

3) Vgl. ROHG Entſch. Bd 10. ©. 403. 404, Bd 11, 
©. 408—412. 
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fich nicht beweifen und hat auch feine inneren Gründe für 
ih‘. Indeſſen ift es vorfichtig und nicht ungewöhnlich), 
daß die Kaufleute durch befondere Claufeln wie „ohne 
mein Obligo“ — „ohne meine Bertretung“ — „ohne 
meine Gemährleiftung“ — „ohne mein Präjudiz” — 
„jo viel ich weiß, verhält e8 ſich jo” gegen alle Regreß— 
nahme im Voraus proteftiren. 


8 237. 
Antrag und Annahme. 


Antrag und Annahme. Die folgende Erörterung gilt 
in Betreff eines jeden Vertrages, welcher nicht ein Han- 
delsgefhäft im Sinn des HGB iſt‘. Für das Han- 
desrecht Hat fie ihre Bedeutung in Betreff der Hands 
werfsverfäufe, überhaupt der Veräußerungsverträge 
eines ſolchen Handwerkers, welcher Kaufmann ift, ba 
diefe nicht als Handelsgefchäfte behandelt werden follen?, 
1. Die Verträge werden entweder unter Anmwefenden oder 
unter Abweſenden und dann entweder durch Bevollmäd;- 
tigte oder vermittelt mündlicher Mittheilung durch Boten 
oder vermittelft fchriftlicher Mittheilung (Briefe, Tele 
gramme) abgeſchloſſen'. 2. Den Antrag, auch den nod 
fo vollftändig geftellten, darf der Antragende, folange 
er nur no ein Antrag ift, zurüdnehmen‘ Nicht aber 


4) Trummer a. a. D. ©. 242—249. 

1) In Betreff der Handelagefhäfte im Sinn des HGB hat das 
HB eigenthümliche Beftimmungen ; vgl. die folgenden 88 238.239. 

2) Bgl. oben $ 34. 

3) Per se et coram, per internuntium, per epistolam, per 
alium. Ueber „Auslegung der unter Abweſenden geſchloſſenen 
Berträge vgl. Wächter im Archiv f. d. civ. Praris Bd 19. Nr 
V. S. 114—125. 

4) Lehrreicher Fall in Seuffert Archiv Bd 4. ©. 65—69, 
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mehr dann, wenn er durch gehörige* Annahme bereits 
ein DBertrag geworden ift, denn ein folcher kann nicht 
einfeitig aufgehoben werden. Der Antrag gilt als zus 
rüdgenommen, wenn für die Annahme ein Endtermin 
gefegt und dieſer verlaufen iſt; auch ohne das iſt ein 
jolcher nach vernünftiger Auslegung als ftillfchweigend 
verftanden anzufehen, wo dann, wenn die Gefete Feine 
Beftimmung enthalten®, das richterlihe Ermeffen über 
die Größe des Zwifchenraumes zu  entfcheiden hat’; 
wenn nicht die Umftände dagegen find, darf man den 
Kaufmann jchwerlich länger, als bis zur Ankunft der um— 
gehenden Poſt für gebunden an feinen Antrag halten. Der 
Antragende, welcher feinen Antrag unter Umftänden zurüd- 
nimmt, unter welchen ohne die Zurüdnahme ein Bertrag zwi⸗ 
chen ihm und demjenigen, welchem er anbot, begründet 
gewefen wäre, muß diefem allen Schaden erjegen, den 
diefer in Folge der Vorausfegung litt, daß jener bei feinem 
Antrage geblieben fei. Denn zu diefer Vorausfegung hat 
er nah Treu und Glauben ein Recht”. — Das hier 
vom Antrag Gejagte gilt nicht nur von dem erften Ans 
trag, der ein Geſchäft einleitet, fondern auch von jedem 


5) Was das heiße vgl. unten Nr 4. 

6) Nah öſterr. Gſb. $ 862 ift der Antragende, find beide 
Theile an demjelben Drt, 24 Stunden, fonjt jo lange, als zur 
zweimaligen Beantwortung nöthig it, an fein fchriftliches Verſpre— 
hen gebunden, ein mündliche8 Verſprechen muß ohne Verzug ans 
genommen werden. — Vgl. auch preußiſches Landrecht TH. 1. 
Tit. 5. 8 90—108. 

7) Beijpiel: Seuffert Archiv Bd 2. Nr 17 und, fat zu Mar, 
Bd 6. Nr 168. 

. 8) In der Sade ift einverjtanden Jhering in feinen Jahre 
büchern Bd 4. ©. 24. 86 fi. Sohm in Goldſchmidts Zeitſchrift 
38 17.6,.34.35. Bol. vornemlich Windſcheid Lehrbuch $307 Note 5. 
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ſpätern durch die weiteren Verhandlungen hervorgerufenen 
Antrag des einen oder andern Intereſſenten. 3. Der: 
jenige, weldem ein Antrag gemacht worden ift, hat es 
in feiner reinen Willfür, ob er auf den beantragten Ber- 
trag eingehen will oder nicht. Er ift auch nicht verpflich- 
tet eine Antwort zu geben’, fo fehr dies auch im Ins 
tereffe des Antragenden liegen mag”. Sein Schweigen" 
begründet an und für ſich“ weder den Schluß, daß er 
einverftanden ſei“, noch den, daß er nicht einverftanden 
fei, und daher muß die Zuftimmung des Schmweigenden 
anderweitig von demjenigen, welcher Rechte darauf gründen 
will, dargethan werden”. Er ift auch nicht verpflichtet”, 

9) Hommel rhapsodia quaestionum vol. 2. obs. 411. Bei 
committirter Präfentation zum Accept eine? Wechſels ift ohne 
Grund anderer Meinung Pöhls VER Bd 1. S. 187. Treitſchke 
Encyelopödie der Wechſelrechte Bd 2. S. 89. 90. Vgl. Treitfchke 
Raufcontract 8 40. S. 66. 3.5. v. u. bis ©. 69. Aufl. 2. ©. 
129—135. 

10) Bgl. Sonnleithner öfterreich. Handelsrecht $ 572. 

11) Hamburger Sammlung Bd 1. ©. 365. 366 (auch in 
Seuffert Ardiv Bd 1. Nr40). ©.1048.1049. Geuffert Archiv 
Bd 5. Nr 117. Vornehmlich Bd 4. Nr 211. 

12) L. 142. D. de R. J. 

13) Ein allgemeiner Handelsgebrauch, welcher nad) Faber 
diss. de mercatura procuratoria (Tubingae 1829) $ 16 aus 
der Nihtbeantwortung eines fchriftlihen Antrages unter Anwefen: 
den binnen 24 Stunden, unter Abwefenden mit umgehender Bolt, 
eine ſtillſchweigende Annahme folgern fol, läßt fid nicht nachiveis 
fen. Der von ihm citirte Sonnleithner $ 302 hat nur djters 
reichiſches Recht; das dfterr. Geſetzbuch $ 862 hat die Frage gar 
nicht im Auge, und der $863 entjcheidet fie offenbar nicht bejahend. 

14) L. 8. $ 1. D. de procuratoribus (3. 3). 

15) Vgl. übrigens Bülow und Hagemann Erörterungen Bd 2. 
No XLVI, S. 321—327 (betrifft zugefandte Lottorieloofe) und 
Seuffert Archiv Bd 7. Nr 97. ©. 118—119 (ebenfalls Lotte: 
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die ihm im Beziehung auf den beantragten Vertrag ein— 
gefandten Gegenftände anzunehmen oder zurüdzufenden 
oder auf fie pofitive Sorgfalt zu verwenden”, wenn er 
nicht durch Annahme derfelben fid) zum Contrahenten ’ 
oder zum negotiorum gestor "” gemacht hat”, 4. Warn 
ift eim fchriftlich verhandelter Vertrag als abgefchlofjen 
(perfect) anzufehen? Wenn der Antragende feinen Antrag 
jo allgemein oder Lüdenhaft geftellt hat, daß die reine 
Bejahung defjelben noch keinen perfecten Vertrag bilden 
fann, fo beftehen nach erfolgter Antwort nur erft Vers 
handlungen unter den Interefjenten, und e8 muß fo lange 


rieloofe); und Zeitjhrift für Rechtspflege und Verwaltung für 
Sadjfen. Neue Folge. Von Tauchnig und Richter. Bd1. 1841. 
NoXI ©. 151—163 (ein intereffanter Rechtsfall mit Entſcheid⸗ 
ung in drei Inftanzen). 

16) Die Annahme der mir in Verkaufscommiſſion gejfandten 
Waaren darf ih, der ich die Commiſſion nicht annehmen will, 
zurückweiſen. 

17) In einem Briefe, welchen ich erhalte, liegen Staatspa— 
piere mit der Anfrage, ob ich ſie als Vorſchuß annehmen und 
eine Einkaufscommiſſion beſorgen wolle; oder Wechſel: ob ich den 
Verkauf derſelben übernehmen; oder Lotterielooſe: ob ich ſie für 
meine Rechnung ſpielen laſſen wolle. Ich bin, dem Antrag abge— 
neigt, nicht verpflichtet, die eingeſandten Gegenſtände zu remittiren 
oder zu cuſtodiren; ich habe ſie nicht angenommen, ſie ſind mir 
in die Hände geſpielt worden. 

18) Ich nehme eine eingefandte Probe an, um fie zu befehen 
und mid fpäter zu erklären, ob id auf den beantragten Kauf, 
auf die beantragte Verkaufscommiſſion eingeben wolle. 

19) Ich weiſe die Verkaufscommiffion zurüd, ſpeichere aber 
die mir überfandten Commiſſionswaaren zur Dispofition des Ab: 
ſenders. 

20) Ein hieher gehörender Fall in Seuffert Archiv Bd5. Nr7 


(OAG zu Lübeck). 
Thoöol'« Handelsrecht. 5te Aufl. Bb 1. Abth. 2. 10 
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bin und her gefchrieben werden, bis der zur Bollftändig- 
feit eines Vertrages gehörende Inhalt von der einen Seite 
jo beftimmt beantragt worden ift, daß durch ein bloßes 
Ja von der andern Seite ein Vertrag vorliegt. Dann 
ift die Frage: ift der Vertrag perfect ſchon durch die 
bloße Annahme, alfo nachdem das Sa gefchrieben ift? 
oder erft nachdem der Antragende das Ja erfahren hat? 
oder erft und fehon nach Eintritt anderer Umſtände?“ 
Durch die bloße Annahme, denn die Willenseinigung ift 
vorhanden, aucd wenn der Antragende nicht weiß, daf 
fie vorhanden ift””. Die Annahme liegt ftillfchweigend 
in der dem Antrag gemäßen Erfüllung oder Yorderung 
der Erfüllung”. — Die Annahme muß aber, damit ein 
Bertrag entftehe, auf den noch vorhandenen Willen des 
Antragenden treffen; daher entfteht, wenn zur Zeit der 
Annahme der Antrag bereit8 zurüdgenommen war, durch 
die Annahme Fein Vertrag, gleich viel ob dem Anneh- 
menden, dem Acceptanten, die Zurüdnahme befannt war 
oder nicht”. Doc ift der Antragfteller zum Schadener- 


21) Die Literatur am Schluß diefes $. 

22) Diefe fogenannte Aeußerungstheorie hat einen gewaltigen 
Fürfpredher in dem obigen $ 221. Der gleidjlautende $ 261 
meines Wechſelrechts ijt von den Schriftjtelern über die Frage 
nicht beachtet worden, und doch fteden bier die Thatfachen, welche 
nicht ignorirt werden dürfen. 

23) Noch gar nicht verwerthet für die Frage tft der Art. 21 
Sat 4 der Reichswechjelordnung. Nach diefem Rechtsſatz ift der 
Wechſelvorvertrag abgejchloffen, fobald nur das Ja auf den Wechſel 
geſchrieben morden ift. Vgl. mein Wechſelrecht $ 216 Text zu 
Note 4 und 5 und diefe Noten. 

24) 3.8. L. 7. D. de lege commissoria (18. 3). al. 
Treitfchle Kaufcontract 840 ©. 65. 66. Aufl.2. S. 126—129. 

25) von Wening : Ingenheim im Archiv für die civiliftifche 
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fa verpflichtet”. Der Annehmende hat die Annahme, 
der Antragfteller die zeitige Zurüdnahme zu bemeifen. 
5. Das Eigenthum an einem Briefe geht auf den Adref- 
faten nach den allgemeinen Grundfägen der Eigenthums- 
übertragung über”. 


Praris Bd 2. Nr 25 giebt der Annahme fo Tange Wirkung, als 
der Annehmende die Zurüdnahme des Antrages noch nicht erfah: 
ren bat. Allein vgl. L. 2. $ 6. D. de donationibus (39. 5). 
L. 7. D. de divortiis (24. 2). 

26) Qgl. oben Nr 2. 

27) L. 65. pr. D. de A. R. D. (41. 1). L. 14. 817 D. 
de furtis (47. 2). Siebdrat diss. de dominio epistolarum. 
Lips. 1829. ©. 3—12. Sell im Ardiv für die civiliftifche 
Praxis Bd 21. Nr 4. 


Note 21. Literatur. I Der Meinung, daß die Annahme 
genüge, find 1. Baldusin Codicem commentaria. Venetiis 1615. 
fol. L. VI. (Multum). Cod. si quis alteri vel sibi. No 28 — 
30. — 2. Nicolaus Burgundus commentarius de evictio- 
nibus cap. XXV. No 1. 2 in den operibus. Bruxellis 1674. 
in4.—3. Raphael de Turri tractatus de cambiis. Genuae 
1641. disp. I. qu. XVI, in diefer befonderd No 16. 17; zu 
vgl. ift damit qu. XVII und XIX. — 4. Lauterbach dispu- 
tatio de nuncio. (1660.) cap. VII. $ XXV in deffen disserta- 
tiones academicae. Tubingae 1728. vol. II. — 5. Pufendorf 
observationes juris universi. Hannov. 1748. Tomus II. 
obs. XXX VII. de promissione tertio facta. $. 8. 9. 10. — 
6. Hommel rhapsodia quaestionum. vol. II. obs. 409. $ 17. 
18. — 7. Bülow und Hagemann praftifhe Erörterungen Bd 4. 
(1804) Nr3. — 8. von Wening-Ingenheim im Ardhiv für 
die ciwiliftifche Praris Bd 2. Nr25. ©. 267—271.— 9. Müh- 
lenbruch doctrina Pandectarum Aufl. 1. Bd 3. $ 600 
Note 5. — 10. Puchta Pandekten 8261 Note e. Borlefungen 
8 251.—11. Savigny Syſtem Bd 8. ©. 235. 236. 257. — 
12. C. u. R. Hof zu Berlin (Seuffert Arhiv Bd 2. Nr 160). — 
13. DAG zu Roftod (Seuffert Bd 7. Nr 16). — U. Der 

10* 
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Meinung, daß der Antragende die Annahme erfahren haben müſſe: 
1. Thomae Sanchez de sancto matrimonio disput. libri 
tres. Norimbergae 1706. Tom. 1. lib. I. disp. VII. No 34, 
35. disp. VI. No. 28. 29. — 2, Haſſe im rhein. Mufeum 
Jahrg. 2. Heft 2. ©. 371 ff. — 3. Bender Verkehr mit Staats: 
papieren S. 266. — 4. Mühlenbruch doctrina Pand. Aufl. 3, 
Bd 2. 8331 Note3.—5. E. Persi) et E. Croissant des 
commissionaires et des achats et ventes. Paris 1836. 6, 
272—274.— 6. Wächter im Archiv für die civ. Praris Bd 19. 
(1836) ©. 116 Note 3. — 7. Seuffert Pandektenrecht $ 256 
Note. — 8. D.T. zu Stuttgart (Seuffert Bd 1. Nr 194). — 
9. DAG zu Caſſel (Seuffert Ardiv Bd 3. Nr 19). — 10. OAG 
zu Lübed 1829 (Seuffert Arhiv Bd 5. Nr 116) und 1850 
(Bremer Sammlung Bd 2. Heft 2. ©. 316. 317; aud in 
Seuffert Archiv Bd 3. Nr 310). — DI. Eine dritte Meinung 
über diefe und damit zufammenhängende Fragen findet fih in 
Blubme Encyelopädie. Zweite Abtheilung (1852) $ 266— 
268. Mit derjelben ift zu vgl. Scheur! Beiträge zur Bear: 
beitung des römiſchen Rechts (1853) Nr XI. ©. 301—312, 
der aber zur Vollendung der Willenserklärung unter verfchiedenen 
Umftänden Verſchiedenes (S. 305— 312) für genügend und erforders 
lich Hält, was ſchwerlich gerechtfertigt werden kann. — Ueber die 
Frage und damit zufammenhängende Fragen handelt au Par- 
dessus cours Bd 2. ©. 212—219. 243, 244. 605. 606. 
Scheurl in den Jahrbüdhern für die Dogmatif Bd 2. ©. 248 
— 282. Bekker in dem Jahrbuch des gemeinen deutjchen Nechts 
Bd 2. ©. 342—414 und Bd 3. ©. 116—122. Die in Müh— 
lenbruchs Pandectenreht Bd 2. 8 331. Aufl. 1. (1826) als 
eine dritte Meinung bingeftellte Bemerkung eines Zuhörer, welche 
Meinung aud in der dritten Auflage (1840) beibehalten ift, 
giebt nur die oben unter Nr I erwähnte Meinung, da das „ers 
weislich“ ſich von felbft verfteht. — IV. Nur in Hinfiht auf die 
eine Wirkung: welches Ortes Geſetze entjcheiden, beantworten die 
frage: 1. Hugo Grotius de jure belli ac pacis. lib. I. 
cap. XI. de promissis. No V. 3.— 2. Hert de collisione le- 
gum sect. IV. $ 56; und de commeatu literarum $ 18. — 
3, Eichhorn Einleit. in das Privatr. Aufl. 4. $ 37 S. 110. — 
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4. Tittmann de competentia legum. Halae 1822. 8 37 
©. 41. $ 38. 39. 41. — V. Geſetzliche Entfheidungen 
der Frage find felten. Der Cödigo de comercio Art. 243 
und der Codigo commereial Art. 252 (vgl. aud) Art. 498. 
499) datiren die Perfection von dem Moment, wo der Vcceptant 
fein Neceptationzfchreiben abfendet;. beide Handelsgeſetzbücher 
haben a.a.O. auch noch weitere Beftimmungen über die Statthaf: 
tigfeit der Zurücknahme des Antrages. Vgl. au den Entwurf 
für Württemberg Art. 237—289, wo derfelbe Moment als 
entfcheidend bingeftellt ift, und Motive dazu S. 247—249. — 
Soweit die vierte Auflage des vorliegenden Werkes. — VI. Forts 
fegung der angeführten Literatur: 1. Brinz Lehrbud der Pan— 
deften (1860) 8362. — 2. Keller Pandelten Aufl. 2 (1866) 
8 222 Nr 6. — 3. Dahn in Goldfhmidt Zeitſchrift Bd 9. 
(1866) 8.503—510. — 4. Regel3berger Erörterungen (1868) 
&.23—47. (Hier auch S. 3I—41 Literaturangabe). —5. Haufer 
in Goldſchmidt Zeitihrift Bd 12. (1868) S. 34—126. — 6. Köp— 
pen in Iherings Jahrbüchern Bd 11. (1871) ©. 139—19. 
Gegen diefe Abhandlung ift gerichtet die paffend vorweg zu ver⸗ 
gleichende Erörterung von Sohm in Goldihmidt Zeitfhr. Bd 17. 
©. 372-375. — 7. Sohm in Goldfhmidt Zeitichr. Bd 17. 
(1872) ©. 16—107 und S. 372—375; zunädft S. 81—107. 
Sohm ſchlägt für feine Theorie den Ausdrud Realifirungstheorie 
vor (S.101 3.2 v.u.). — 8. Windſcheid Lehrbud Aufl. 4. 
(1875) 8 306. (Ih bin Bier Note 10 mißverftanden. Bol. 
unten $ 239 Note 23 a. €.) 


8 238. 
Abſchließung eines Handelsgefhäftes unter Gegenmwärtigen. 
Ueber die Verhandlungen unter Gegenmwärtigen zur 
Abſchließung eines Handelsgefchäftes hat das HGB nur 
zwei Beftimmungen‘. Es beftimmt eine Wartezeit und 


1) In Art. 318. „Ueber einen Antrag unter Gegenmwärtigen 
zur Abfchließung eines Handelsgeſchäftes muß die Erklärung fo: 


150 Abſchließung der Handelsgeſchäfte. 


die Dauer derſelben. Gegenwärtig find einander die Per⸗ 
fonen, unter welchen das örtliche Berhältnig eine mündliche 
Berhandlung möglich madt. Bei der mündlichen Er« 
Härung auf den Antrag ift der Zeitunterfchied zwifchen 
der Abgabe und dem Eintreffen berfelben fo gering, daß 
er rechtlich nicht erheblich fein Fan. Abgabe und Ein- 
treffen find rechtlich gleichzeitig; auch ift mit der Abgabe 
einer mündlichen Erflärung einem Hörenden gegenüber 
nicht nur das Eintreffen fondern aud das Wiffen des 
Inhaltes derfelben gleichzeitig. In Wirklichkeit kann unter 
Gegenmwärtigen die ganze Verhandlung bis zum Schluß 
eine mündliche fein; es kann aber auch anders fein: es 
kann der Antrag und ganz oder theilweife deffen Inhalt 
mündlich oder chriftlich mitgetheilt werden, und kann aud 
die Erffärung auf den Antrag mündlich) oder fchriftlich 
erfolgen, und Antrag und Erklärung auch durch Mittele- 
perfonen (Boten). 

I. Die Wartezeit. Der Antragende ift „nicht län— 
ger” an feinen Antrag gebunden, wenn nicht fogleich die 
Erfärung abgegeben wird. Er ift alfo einige Zeit ge 
bunden. Alſo giebt der Antrag dem Oblaten ein Recht 
auf die Annahme, vorausgefegt daß fie fogleich erklärt? 
if. Mithin darf der Antragende den Antrag nicht ſchon, 
nachdem er eben vernommen ift, widerrufen, fondern ift 
verpflichtet abzuwarten, ob die Annahme fogleich erfolgen 
werde. Es befteht alfo eine gejegliche (von der Willkür 


gleich abgegeben werden, widrigenfall® der Antragende an feinen 
Antrag nicht Länger gebunden iſt“. 

2) Der Abſchluß mit einem gegenwärtigen Bevollmächtigten 
ift ein Abjchluß unter Gegenwärtigen, wenngleich derfelbe fchließ- 
liche Genehmigung feines Vollmachtgebers ſich vorbehalten hat. 
ROHG Entih. Bd 8. S. 396—401. 
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des Antragenden unabhängige) Wartezeit; binnen derjels 
ben darf er den Antrag nicht widerrufen, nad Ablauf 
derfelben ift die bindende Kraft defjelben erlofchen, Türzer : 
ift der Antrag erlofchen. 

I. Dauer des Antrages. Der Antrag erlifcht dur . 
Ablehnung oder Annahme oder Ablauf der Wartezeit, 
nicht aber durch ein demfelben folgendes Geſpräch unter 
den Beiden über den Antrag oder über andere Dinge. 
1. Ablehnung. An den abgelehnten Antrag ift der Antras 
gende nicht länger gebunden‘. ine Ablehnung liegt 
auch in einer dem Antrag nicht entfprechenden (einer be- 
dingten oder bejchränkten) Annahme‘, nicht aber in der 
bloßen Frage, ob dem Antrag wohl ein anders gewünſch— 
ter Inhalt werde gegeben werden. 2. Dur Annahme 
des Antrages entjteht ein Vertrag. — Mebrigens kann 
der Antragende nicht einfeitig feftftellen, daß beſtimmte 
Handlungen des Oblaten als eine Annahme oder Ableh— 
nung gelten follen. 

UI Gefeglihe Dauer der Wartezeit. Die Warte 
zeit ift eine dem Oblaten zugefprochene Bedenkzeit. Mit- 
bin kann fie erft beginnen, wenn der Inhalt des Antra- 
ges, welcher entweder mündlich oder fchriftlich oder (theil- 
weife) mündlich und fchriftlich mitgetheilt werden Tann, 
vollftändig vernommen und die Bedingung, wenn bedingt 
offerirt ift, eingetreten ift. (Mit einem bedingten Antrag 
ift nicht zu vermwechfeln ber Antrag eines bedingten Ge- 
ſchäftes). Ein darauf fofort folgendes Gefpräch zwi— 
hen den Beiden, mag e8 in Beziehung zu dem Antrag 
ftehen oder andere Dinge betreffen, fchiebt den Anfang 
der Bedenkzeit hinaus, ein fpäteres unterbricht fie. Die 

3) ROHG Entſch. Bd 6. S. 243—245. 

4) HGB Art. 322, — ROHG Entſch. a. a. O. 
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Bedenkzeit beginnt mit dem Schweigen zwifchen den Bei- 
den. Das Schweigen des Oblaten über den Antrag ift 
für fich allein weder ein Ja noch ein Nein; mithin ift, 
wenn weiter nichts vorliegt, der Antrag weder angenommen 
noch abgelehnt”. Wenn der Antragende da8 Schweigen 
nicht durch einen Widerruf des Antrages unterbricht, fo 
wartet er freiwillig auf das Ja oder Nein, und das Ya 
ift, wenn auch die Paufe noch fo lange dauert, ein recht- 
zeitiges°; er kann es nicht hinterher als ein verfpätetes 
anfechten. Es bleibt nur die Frage, wann er des War- 
tens müde dem immer noch fich bedenfenden und ſchwei— 
genden Dblaten den Widerruf des Antrages erklären darf, 
ohne daß dies verfrühet ift, alfo die Frage nach der Dauer 
der Wartezeit. Diefe Trage beantwortet da8 HGB nur 
durch das Wort „fogleih”, welches weiter nichts er- 
aiebt, als daß die Zeit eine jo Furze, wie irgend aus- 
reicht, fein fol. Beftimmend für die Dauer ift, ob bie 
Zeit nur Bedenkzeit oder auch Hebermittelungszeit ift. 

1. Wenn der Antragende feine andere Art der Er- 
Härung verlangt hat oder geftattet hat, fo darf er eine 
mündliche und directe (nicht durch eine Mittelsperfon 
überbrachte) Erklärung verlangen. Mithin ift die War- 
tezeit dann lediglich Bedenkzeit. Die Dauer derfelben, 
binnen welcher alfo der Widerruf des Antrages unftatthaft 
ift, läßt fich nicht im Allgemeinen durch eine Zahl (von 
Minuten u. f. mw.) beftimmen, fie ift eine verfchiedene je 


5) ROHG Entſch. Bd 3. ©. 117. 

6) In dem Fall der Entf. des ROHG Br 3. ©. 116— 
118 waren beide Theile darüber einig, daß in ihrem der münd— 
lichen DVertragsofferte nachfolgenden beiderfeitigen Schweigen ber 
Vertragsabihluß (hier alfo im Schweigen des Oblaten ein Ja) 
gelegen babe. 
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nad; dem mehr oder weniger umfangsreichen Inhalt des 
Antrages, welcher Bogen füllen und daher eine lange 
Bedenkzeit erfordern kann; dem rihterlihen Ermeſ— 
fen (Billigfeit) fällt im einzelnen Fall die Entjcheidung 
zu, ob ber Widerruf des Antrages verfrühet war. 

2. Wenn der Antragende. verlangt hat oder geftattet 
hat, die Annahme fchriftlid oder durch eine Mittelsperfon 
mündlich abzugeben (3.3. anderer Anwefenden wegen), jo 
verlängert ſich die fonftige gefegliche Wartezeit um den 
dadurd) entftehenden Aufenthalt. Die Wartezeit ift dann 
Bedenkzeit und Lebermittelungszeit. Auch wird danı, 
wenn durch eine Mittelsperfon die Erklärung mitgetheilt 
wird, ſei e8 eine mündliche oder fchriftliche, diefelbe zu 
einer andern (früheren) Zeit abgegeben als fie eintrifft, 
während Beides bei der mündlichen einem KHörenden ger 
genüber gleichzeitig ift. Die rechtliche Bedeutung der beis 
den Zeitpunfte ift dann, wenn der Zeitunterfchied groß 
genug ift, am rechtlich erheblich werden zu Fönnen, die- 
felbe wie bei der Verhandlung unter Abwefenden”. 

IV. Bereinbarte Dauer der Wartezeit. E8 darf 
eine andere Wartezeit als die gefetliche vereinbart werben. 
Dies ift zweifellos’. Der Fall liegt zum DBeifpiel vor, 
wenn vereinbart ift, daß das Schweigen über den Antrag 
binnen einer beftimmten Zeit mit oder ohne Hinzufommen 
beftimmter anderer Umftände eine Annahme oder Ableh- 
nung enthalten folle; oder daß der Offerent am feinen 
Antrag gebunden fein folle, bis die Erklärung eines Drit- 
ten eingeholt fei”. Die Vereinbarung macht eine An- 
nahmeerflärung zu einer vechtzeitigen oder verfpäteten, 

7) HOB Art. 321. 


8) ROHG Entih Bd 3. ©. 117. 
9) ROHG Entf. Bd 8. S. 399-401. 
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welche es gefetzlich nicht fein würde, und den Widerruf 
des Antrages zu einem vrechtzeitigen oder verfrüheten, 
welcher es gefetlich nicht fein würde. 


8 239. 
Abſchließung eines Handelsgefhäftes unter Abwefenden. 


Ueber die Verhandlungen unter Abmwejenden zur Ab» 
ſchließung eines Handelsgefchäftes hat das HGB Beftims 
mungen‘. Dem Antrag geht oft die Bitte einen Antrag 
zu machen vorauf““. I. Wer einen Antrag zur Abfchlie- 
gung eines Handelsgefchäftes einem Abweſenden macht, 
gleichviel ob durch Brief, Telegramm, Boten 3. B. einen 
Makler‘, ift bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt, alfo 
während einer beftimmten Wartezeit an feinen Antrag 
gebunden. Er ift gebunden bis zu dem Augenblid, wo er 
den Eingang der Antwort erwarten darf, wenn vorausge— 
jet wird, daß fein Antrag rechtzeitig angefommen und bie 
Antwort ordnungsmäßig und rechtzeitig abgefandt ift”. 
Er darf immer eine Antwort erwarten‘. Wenn ber 
entjcheidende Augenblid gekommen, alfo die Wartezeit 


1) In Art. 319. 320. 321. Die Artikel 322 und 323 
betreffen auch einen Antrag unter Gegenwärtigen. 

2) Beifpiel ROHG Entih. Bd 6. S. 159—162. 

3) Beifpiel von einem Antrag de3 A zu einem Antrag des 
DB. Sodann unvolljtändiger Antrag de3B per Telegramm, weil 
ohne Angabe der Lieferungszeit, und vervollftändigt durd Brief. 
In der Zmifchenzeit, in der Meinung es fei das Acceptation, ein 
vollftändiger Antrag des U und Ablehnung des B und wieder 
ein vollftändiger Antrag des A und Ablehnung des B. Go 
ROHG Entſch. Bd 6. S. 159—162. 

4) ROHG Entih. Bd 7. S. 104—108. 

5) HGB Art. 319 Abſatz 1. 

6) Vgl. die Note 6 am Schluß diefes $. 
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verlaufen ift, fo ift zu unterfcheiden. 1. Iſt während 
der Wartezeit eine Antwort eingetroffen, fo kommt es 
auf den Inhalt derfelben an. Wenn fie eine Annahme 
(ein Ya) enthält, fo ift ein Vertrag entjtanden’; wenn 
eine Ablehnung (ein Nein), jo ift der Antragende ſchon 
vom Augenblid des Empfanges dieſer ablehnenden Ants 
wort nicht mehr an feinen Antrag gebunden, der Antrag 
ift Eraft der verneinenden Antwort erlofchen; wenn eine 
mit einem neuen Antrag verbundene Ablehnung — 
eine ſolche Ablehnung Liegt auch in einer dem Antrag 
nicht entfprechenden Annahme? —, fo ift e8 ebenfo, ber 
Antragende ift ſchon vom Augenblid des Empfanges dies 
fer ablehnenden Antwort nicht mehr an feinen Antrag 
gebunden. 2. Ift während der Wartezeit feine Antwort 
an den Antragenden gelangt, fo ift der Antragende an 
feinen Antrag nicht mehr gebunden". Jedoch muß er, 
wenn hinterher eine rechtzeitig (d. 5. nach der Voraus— 
fegung, „Berechnung“, von welcher er ausgehen darf, 
daß fein Antrag rechtzeitig angelommen fei, rechtzeitig) 
abgefandte Annahme bei ihm eintrifft, ohne Verzug nad) 
dem Eintreffen die Erklärung abjenden, daß er den Bers 
trag nicht wolle, nicht von Neuem wolle, widrigenfalls 
wird bie rechtzeitig abgefandte Annahme als eine bei ihm 

7) Ein deutlihes Ja bleibt ein Ja, wenn „Näheres“ nicht 
deutlich vorbehalten fondern nur in Ausſicht gejtellt if. Dies 
ift um jo unbedenklidher, wenn auf eine telegraphirte Offerte jo: 
fort das Ja zurüdtelegraphirt wird. Anders (fogar in einem 
folhen Fall zweier Telegramme) da3 ROHG Entſch. Bd 12. 
S. 290—292: „Acceptire die proponirten 250 Ballen Penang 
zu 5'/se. Brief Näheres“. 

8, HGB Art. 322. 


9) ROHG Entſch. Bd 6. ©. 244. 245. 
10) ROHG Entſch. Bd 14. ©. 300. 
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rechtzeitig eingetroffene behandelt; der Abjendung der Er- 
Härung nach dem Eintreffen der Annahme bedarf e8 nicht, 
wenn er diefe Erklärung ſchon in der Zwifchenzeit d. h. 
vor dem Eintreffen der Annahme und nad) dem Ablauf 
der Wartezeit abgefandt hat". IT. Derjenige, welchem 
ein Antrag zu einem Handelsgefchäft gemacht wird, ift 
1. nicht verpflichtet, eine Antwort zu geben, er kann ohne 
Nachtheil Schweigen”. ine Ausnahme befteht für den 
Tal, daß einem Kaufmann ein Auftrag gegeben, db. 5. 
ein Antrag zu einem Mandatsvertrag“ gemacht wird. 
Wenn zwifchen dem Kaufmann und dem Antragfteller 
eine Gejchäftsverbindung befteht oder der Kaufmann fich 
dem Antragfteller zur Ausrichtung folcher Aufträge erboten 
hat, fo ift er zu einer Antwort ohne Zögern verpflichtet, 
widrigenfalls fein Schweigen als Uebernahme des Auf: 
trages gilt“. ine weitere Wirkung ift dem Schweigen 
nicht beigelegt. Schweigen eines Auftraggebers zu der 
Anzeige über die gefchehene Art der Ausführung gilt nicht 
als Billigung diefer Art”. Derjenige, welchem ein An— 
trag zu einem Handelsgefchäft gemacht wird, ift 2. nicht 
verpflichtet, die ihm in Beziehung auf das beantragte 
Geſchäft eingefandten Gegenftände anzunehmen oder zus 
rüdzufenden oder auf fie pofitive Sorgfalt zu verwenden". 
Eine Ausnahme befteht für dem foeben bezeichneten Kaufs 
mann. Ein folder Kaufmann ift, auch wenn er den 
Antrag ablehnt, verpflichtet, die mit dem Auftrag etwa 


11) Art. 319 Abſatz 2. 12) Vol. oben $ 237 Note 6. 

13) Nur Mandatsvertrag. So auh ROHG Entih. Bd 5. 
©. 170. Bd 7. ©. 338. 

14) Art. 323. 

15) ROHG Entſch. Bd 12. ©. 5. 6. 

16) Vgl. oben $ 237 Note 6. 
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überfandten Gegeuftände einjtweilen vor Schaden zu be 
wahren auf Koften des Antragftellers, jedoch nur fomweit 
verpflichtet, al8 er für dieſe Koften gededt ift und es ohne 
feinen Nachtheil gefchehen kann”. IIL Zeitpunkt des 
Abjchluffes. Ein unter Abwefenden verhandelter Vertrag 
ift abgejchloffen, zu Stande gefommen, wenn die Erflä- 
rung der Annahme des Antrages bei dem Antragenden 
rechtzeitig eingetroffen ift, oder zwar verjpätet eingetroffen 
aber von ihm nicht abgelehnt worden if. Als der Zeit- 
punkt des Abjchluffes gilt aber ein früherer Zeitpunkt, 
nämlich der Zeitpunkt, in welchem die Erklärung der Ans 
nahme behufs der Abjendung abgegeben iſt“, deutlicher : 
weggegeben if. Hieraus folgt. Den Abſchluß des 
Bertrages weiß der Antragende immer fofort, weil der 
Bertrag ohne fein Wiffen nicht zu Stande fommt, er 
erfährt aber in der Regel erjt jpäter, welcher Zeitpunkt 
als der des Abjchluffes gilt; dahingegen weiß der An- 
nehmende diefen legtern Zeitpunkt fofort, erfährt aber 
immer erjt Hinterher, ob der Bertrag gejchloffen iſt. 
IV. Das Borige gilt nicht von einem folchen Antrag, 
welcher als nicht gefchehen zu erachten ift, und auch nicht 
von einer foldhen Annahme. ° V. Ein Antrag ift als nicht 
gejchehen zu erachten, wern der Widerruf” des Antrages 

17) So Art. 323 Abſatz 2. Der Abſatz 3 fügt Hinzu: „Das 
Handelögeriht kann auf feinen Antrag verordnen, daß das Gut 
in einem Öffentlihen Lagerbaufe oder bei einem Dritten fo 
lange niedergelegt wird, bis der Eigenthümer anderweitige Vor- 
fehrung trifft“. 

18) Art. 321. 

19) Was den Tod anlangt, fo hat dad HGB Art. 297 den 
Rechtsſatz, daß ein von einem Kaufmann als foldem, alfo in Ber 
treff jeined Handelsgemwerbes, gemachter Antrag nicht durch feinen 
Tod erliſcht, wenn nicht klar ift, daß er es anders wollte, 


u Die ya J 
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dem andern Theil früher als der Antrag oder gleichzeitig 
mit dem Antrag zugeht”. Dies iſt ganz in der Ord— 
nung, weil Niemand fich darüber befchweren kann, daß 
ihm nicht ein Antrag zugeht. VI Die Annahme eines 
Antrages ift als nicht gefchehen zu erachten, wenn ber 
Widerruf der Annahme bei dem Antragfteller früher als 
die Erklärung der Annahme oder gleichzeitig mit derfelben 
eingeht”. Dies ift, obgleich e8 der Statthaftigkeit des 
Widerrufes eines Antrages recht eigentlich zu entfprechen 
jcheint, wider alle Ordnung, weil jeder Antragfteller ſich 
mit Recht über einen neu erfundenen“ Rechtsſatz beſchweren 
kann, welcher ihn der Speculation des andern Theiles 
auf eine bisher unerhörte Weife Preis giebt”. 


20) Art. 320 Abſatz 1. 

21) Art. 320 Abſatz 2. 

22) Diefer Rechtsſatz des Artikel 320 Abſatz 2 findet ſich 
neben dem Rechtsſatz des Artifel 321 über die Rüddatis 
rung des Abjchluffes ſonſt nirgends. 

23) Bgl. die Note 23 am Schluß diefes 8. 


Note 6. Er darf immer eine Anwort erwarten. 
Die Unterfcheidung zwifchen Fällen, in mwelden er eine Annahme 
in Worten verlangt und eine Antwort überhaupt nicht erwartet 
(von Hahn Commentar zu Art. 319. 8 13. ©. 152—154. 
Sohm in Goldfhmidt Zeitfhrift Bd 17. S. 105—107) ift dem 
HOB fremd, fie wird willfürlih in daffelbe Bineingetragen und 
macht die Haren Rechtsſätze des HGB zu unklaren mit unficheren 
Nefultaten. Der Kaufmann erwartet immer Antwort, und nad) 
dem HGB ift das Eintreffen der bejahenden Antwort auf Ge: 
fahr des Acceptanten und nicht des Dfferenten. Der be: 
jahende Brief des Mandatard enthält, wenn diejer bereits das 
Mandat eiligft fofort nad Ankunft der Offerte ausgeführt hat, 
nicht Anzeige der „bereits erfolgten Annahme”, was bedeuten fol: 
des bereit gejchloffenen Vertrages (dies ift richtig nach der Aeu— 
Berungstheorie, welche aber das HGB nicht hat), jondern enthält 
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die Annahme, das Ja, welches bei dem Offerenten eingetroffen 
fein muß, wenn überhaupt der beabfichtigte Vertrag entitanden 
fein fol. Seine Kenntnißnahme von der eingetroffenen Antwort 
ift nicht erforderlid. Jene unterſcheidende Anſicht läßt fih durch 
Fälle plaufibel machen, in welchen diefe andere Theorie zu einem 
fhreienden Unreht für den gefälligen Acceptanten zu führen 
ſcheint; derfelben laſſen ſich aber andere Fälle gegenüberftellen, 
in melden jene Theorie den Offerenten, dem eben nit prompt 
geantwortet wird, aufs äußerſte ſchädigt und ihn der Speculation 
des jchmweigenden und nur handelnden Dblaten Preis giebt, der 
dann fpäter Ja oder Nein fagen kann, wie e3 ihm hinterher con= 
venirt. Der fcheinbar fo dienjtfertige Mandatar z. B. kann hin— 
terber fagen: er babe für eigene Rechnung gekauft, es fei ihm 
nicht eingefallen, bei der vorauszufehenden Conjunctur für fremde 
Rechnung zu kaufen. Gegen diefe Behauptung giebt es oft feinen 
Beweis. Wenn er aber bei ſchlechter Conjunctur den Abſchluß 
des Mandatsvertrages behauptet, jo muß nad jener Anficht der 
Mandant das gelten laſſen und kann ſich nicht darauf berufen, 
daß er, weil ohne Antwort gelaffen, einem Andern den Auftrag 
ertheilt habe. 

Note 23. Derjenige, welhem ein Antrag gemacht ift, wird 
nun klugerweiſe (vgl. oben $ 3 Nr 2) immer fofort eine Annah⸗ 
meerflärung an den Antragiteller abjenden, und abwarten, wie 
die Umftände fidy während der Zeit, binnen weldyer der Antrags 
fteller gebunden ift, geftalten werden. Wenn fie ihm günftig bleiben, 
fo wird er es bei der Annahmeerflärung belaffen. Wenn fie 
fih auf eine ihm ungünftige Weife ändern, jo wird er einen 
Widerruf der Annahme dur den Telegraphen dem Antragiteller 
zugeben laſſen. Wenn er die abgefandte Annahme nicht widerruft, 
fo bleibt e3 bei dem nun gejchloffenen Vertrage, wenn er fie wi— 
derruft, fo iſt es, als ob er einen gejchloffenen Bertrag einfeitig 
wieder aufgehoben. Damit ift der ſchlechten Speculation auf eines 
Andern Koften Thor und Thüre geöffnet. — Beifpiele: 1. A jtellt 
an B den Antrag, ihm das auf dem Boden des B lagernde 
Korn zu dem Preife von 10000 Thlr. zu verkaufen. B jen- 
det fofort eine reine Annabmeerflärung an den A, und wartet 
nun während der 3. B. drei Tage, während welcher A an feinen 
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Antrag gebunden iſt, die Umſtände ab. Wenn am folgenden 
Tage das Korn untergeht oder der Preis zu ſinken beginnt, ſo 
beläßt er es dabei. Wenn aber am dritten Tage das Korn noch 
wohl erhalten iſt und der Preis geſtiegen, ſo telegraphirt er ſei— 
nen Widerruf an den A. 2. Der U beſtellt bei B das Loos 
Neo. 777 kurz vor der Ziehung, B jendet jofort feine Annah— 
meerflärung ab und beläßt es bei derjelben, wenn inzwijchen das 
2003 mit einer Niete gezogen ift; wenn inziwifchen auf dad Loos 
ein Gewinn gefallen ift, jo kommt er feiner Annahmeerflärung 
durdy eine telegraphifhe Erklärung feines Widerrufes zuvor. 
3. Der A beantragt bei dem Verſicherer B die Verfiherung einer 
Sade. Der B jendet fofort feine Annahmeerflärung ab. Wäh— 
rend der Zeit, daß A an feinen Antrag gebunden ift, überlegt 8, 
ob er e3 dabei belaffen oder jene Erklärung dur eine telegras 
phiſche Erklärung feines Widerrufes überholen will. Lebteres 
wird er thun, wenn er inzwijchen den Untergang der Sache er: 
fahren hat. 4. Es ift genügend, ftatt an diefe ftarfen Fälle, an 
den rafchen Wechfel der Gonjuncturen zu erinnern, welcher num 
immer zum Nachtheil des Antragftellerd von dem andern Theil 
ausgebeutet werden kann. Alles unter dem Schub des Gejebes. 
Das Geſetz würde ein ordentliche werden durch Streichung des 
zweiten Abjabes des Art. 320 oder Streihung ded Art. 321. — 
Anderer Anfiht ift von Hahn Commentar zu Art. 320 8 5 mit 
unzureihenden Gründen. Mißverftanden bin id von Windicheid 
Aufl. 4. 8 306 Note 10, welcher meine Note 22 umd die vor: 
ftehende Note 23 (Note n und Note o der vorigen Auflage) umd 
befonder3 deren Schluß nicht genügend beachtet hat. 


8 240. 
Formloſigkeit bei Handelsgeſchäften. 
Formloſigkeit der Verträge bei Handelsgeſchäften. 
J. Als Regel iſt aufgeſtellt der Sag: „Bei Han— 
delsgeſchäften iſt die Gültigkeit der Verträge“ nicht be— 
dingt durch Schrift oder eine ſonſtige Form'. Nach dem 


1) HGB Art. 317. „Bei Handelsgeſchäften iſt die Gültigkeit 
der Verträge” u. ſ. w. Dieſe Faſſung ift an die Stelle einer frü- 


Ze 
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Sinn diefer wohlbedachten Worte erftredt fi die Yorm- 
Lofigfeit ehr weit. 1. Formlos find alle Verträge, welche 
Handelsgefchäfte find, ſowohl die beiderfeitigen als auch“ 
die einfeitigen. Mithin find formlos auch alle derartigen 
Berfiherungsverträge’, zu welchen aber die Immobiliar— 
verjicherungen nicht gehören‘ und auch nicht die Verficher- 
ungen auf Gegenſeitigkeit. Hinſichtlich dieſer ift das 
particularrechliche Erfordernig der Schrift nicht befeitigt. 
2. Formlos find ferner alle Verträge bei einem Han— 
delsgeichäft, aljo vor einem und nad) einem Handelsge— 
ſchäft. Selbftverftändlich nur folche, welche in einer Rechts— 
wirkung zu demfelben ftehen, alſo welche die Entftehung 
oder die Erfüllung oder das fonftige Erlöfchen defjelben 
betreffen. Wenn fogar derartige Verträge formlos find, 
jo find e8 umfomehr derartige einfeitige Willenserklärun- 
gen. Die formlofen Willenserflärungen dürfen auch ftill- 
jchweigende fein. Man kann dies Alles ‚dahin ausdrüden, 
daß die ganze Rechtsſphäre eines Handelsgejchäftes form— 
108 ei‘. 3. Die Anwendung der Regel ergiebt bei- 
ſpiel sweiſe, daß formlos ift a. der VBorvertrag eines Han— 
delsgefchäftes; b. die Vollmacht zum Abjchluß oder zur 


bern: „Die Gültigkeit der Handelsgeſchäfte ift“ u. j. mw. getreten 
und bat daher einen meitern Sinn als diefe frühere. Dies erge- 
ben die Protocolle. Vgl. über diefe ROHG Entih. Bd 2. ©. 98.99. 

2) ROHGG Entſch. Bd 5. ©. 17. 18. 

3) ROHG Entih. Bd 5. S. 10—17. Hier ift aud ing: 
beſondere erörtert, daß der Formloſigkeit derjelben Fein eigenthüm: 
lich preußiſches Recht entgegeniteht. 

4) Anders da3 ROHG Entih. Bd 5. ©. 12 ohne eigene 
Erörterung. Dieſer Meinung ift aber nicht beizupflichten wegen 
Art. 275 des HGB. Bol. auch oben $ 35 Note 3. 


5) Wehnlich das ROHG Entih. Bd 2. 6.98. Bd 5. ©. 153. 
THöl’s Handeldrecht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 11 
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Erfüllung eines Handelsgeſchäftes“; c. der Vorbehalt bei 
der Zahlung einer Handelsſchuld', gleichviel ob derſelbe 
als Vertrag oder als eimfeitige Willenserflärung aufzus 
fafjen iſt'; d. die Zuftimmung des Chemannes zu einem 
Handelsgejchäft feiner Ehefrau, wenn gleich zu andern 
Geſchäften derfelben feine fchriftlihe Zuftimmung erfor- 
derlich fein mag’. Die Wormlofigkeit ift für einzelne 
Berträge noch überdies befonders anerfannt”. 

Il. Nur diejenigen Ausnahmen follen gültig fein, 
welche da8 HGB enthält". Das HGB Hat als Form 
einfache Schrift, gerichtliche oder notarielle Beurkundung, 
Eintragung ins Handelsregifter. 1. Wejentlich ift Schrift 
und genügend einfache Schrift dem eigentlichen Bodmerei⸗ 
vertrag (Bodmereibrief)"; umd der Actienzeichnung“; und 
der Bereinbarung, daß der Fauftpfandgläubiger ohne gericht» 
liches Berfahren fi) aus dem Pfande befriedigen dürfe“, 
2. Wefentlich ift eine gerichtliche oder notarielle Urkunde 
dem der ctiengefellfchaft und der Aectiencommanditgefell- 
haft voraufgehenden Gefellfchaftvertrag unter den erften 
Gründern”; und dem Beſchluß der Auflöfung einer Actiens 


6) Protocolle ©. 1359. 

7) ROHGS Entid. Bd 5. S. 151—156. 

8) Daß er als Vertrag aufzufaffen ift, erörtern die in der 
vorigen Note angeführten Entjcheidungsgründe des ROHG. 

9) ROHGS Entih. Bd 2. S. 97—99. 

10) Für den Gejellichaftsvertrag bei der offenen Handelögejell: 
haft (Art. 80), der einfachen Commanditgeſellſchaft (Art. 150), 
der jtilen Geſellſchaft (Art. 250), dem Speculationsverein 
(Art. 266); für die Beftellung eines Fauftpfandes (Art. 309). 


11) Art. 317 Satz 2. 12) Art. 683. 
13) Actiennovelle $ 1 Art. 208. 174. Bol. oben $ 133 
Nr LS 183. 14) Art. 311. 


15) Actiennovelle $1 Art. 208.174. Vgl. oben $$ 131.182, 
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geſellſchaft“. 3. Wefentlich ift die Eintragung in das 
Handelsregifter dem urjprünglichen Actiengejellichaftsver- 
trag und Actiencommanditgefelfchaftsvertrag (alfo dem 
Dafein diefer beiden Gejellfchaften)” und auch fpäteren 
derartigen Geſellſchaftsverträgen“. 

III. Mit dem Fall, daß die erwähnten Thatſachen 
Form find, ift nicht zu verwechſeln der Yall, daß die 
Eintragung ins Handelsregifter nur der Ordnung wegen 
hinterher gejchehen ſoll“; und nicht der Yall, daß verlangt 
werden kann die Ausftellung und Einhändigung einer 
Urkunde, wie eines Frachtbriefes“, einer Chartepartie””, 
eines Connofjementes”, einer Polize”; und nicht der 
Tall, daß die Schrift einem Vertrag befondere gejegliche 
Wirkungen giebt”. ine andere derartige Thatfache ift 
die DBermittelung eines Handelsmaklers oder eines zu 
Berfteigerungen befugten Beamten, damit ein Verkauf 
auf Gefahr und Koften eines Käufers gehe”, 


g 241. 
Schrift. Geſetzlich. Insbeſondere die Gültigkeit bedingend. 
Die ſchriftliche Form eines Rechtsgefchäftes kann ent- 
weder durch die Gefege geboten” oder durch die Interef- 


16) Actiennovelle $1 Art. 242. 243. VBgl. oben $ 174. 
17) Actiennovelle $1 Art. 211.178. Vgl. oben 88 143.185. 
18) Xectiennovelle $1 Art. 214.198. Vgl. oben 88 160. 186, 
19) Bol. oben $ 54. 
20) HGB Art. 391. 
21) HGB Art. 558. 
22) HGB Art. 644. 
23) HGB Art. 788. 
24) So die ſchriftliche Beitellung eines Zauftpfandes nad) Art. 310, 
25) HGB Art. 343. 354. 

) Bol. oben $ 240 Nr U. 

11” 
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ſenten verabredet ſein. Beide Fälle ſind verſchieden zu 
behandeln. — Geſetzhich gebotene Schrift. Wenn 
ein Geſetz die Schrift bei einem Geſchäft verlangt, ſo iſt 
vor Allem danach zu ſehen, ob es nur beſondere Wirkun— 
gen des auch ohne Schrift gültigen und klagbaren und 
beweisbaren Geſchäftes, oder ob es die ganze Gültigkeit, 
oder ob es nur die Klagbarkeit, oder nur die Beweis— 
barkeit des Geſchäftes von der Schrift abhängig machen 
will. — A. Die Schrift erzeugt nur beſondere Wir— 
kungen. Dies Tommt bei rein römiſchen und bei ei— 
genthümlich deutjchen Gejhäften vor. Ein Hauptbeifpiel 
bietet die Begründung des Executivproceſſes“. Hat bie 
Schrift nad) den Gefegen noch ihre eigene Form, fo kann 
ohne dieſe die Schrift gar nicht als eigentliche Schrift, 
um jene befondern Wirkungen bervorzubringen, gelten. 
B. Die Schrift bedingt die Gültigkeit des Gefchäftes, 
fo daß diejes ohme die jchriftliche Form nichtig fein fol. 
Fehlt es nun an der Schrift, jo ift zu unterfcheiden: 
1. Es ift nurerft eine bloße Berabredung vorhanden. 
Eine folhe muß für wirkungslos geachtet werden und 
darf auch nicht als Borvertrag betrachtet werden”, fo 
daß auf die Ausfertigung der Schrift geklagt werben 
könnte. Denn das Gefeg will den Confens durch bie 
Schrift erklärt haben, e8 will freiwilligen ſchrift— 
lichen Eonfens, ohne Schrift ift alfo gar fein Conſens 
vorhanden. Geftattete man aus der bloßen Verabredung 
eine Klage auf die Ausfertigung der Schrift, jo würde der 





1) VBgl. auch $ 240 am Schluß. 

2) Dies ift auch die Meinung von Windicheid Pandekten- 
reht $ 310 Tert zu Note 3, weldye unrichtig verallgemeinert ift 
von Degentolb ©. 32 und Göppert S. 414 in den unten 8 246 
Note 1 angeführten Schriften. 
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mündliche Vertrag alle Wirkungen des ſchriftlichen bekom— 
men, das Geſetz alfo ohne Bedeutung fein. Die Verab— 
redung einer Conventionaljtrafe, die derjenige verwirfen 
jolfe, welcher die Ausfertigung der Schrift weigere, ift 
ohne Wirkung. Denn die Conventionalftrafe kann als 
ein imdirecter Zwang zur Leiftung® nur bei einer folchen 
Verabredung gebraucht werden, welche erlaubt aber nur 
nicht klagbar ift. Allein einem gänzlich ungültigen Ges 
ſchäft kann fie nicht mit Wirkung hinzugefügt werden‘. So 
muß man aber ein Gefchäft anfehen, das nad den Ge 
fegen eine beftimmte Form zu feiner Gültigkeit verlangt, 
ehe die Form (hier die Schrift) vorhanden if. Die Form 
kann durch die Conventionaljtrafe nicht erſetzt werden. 
2. Es ift das Gefchäft gänzlich oder theilweife erfüllt 
worden. Das Gefet kennt das Gefhäft nur als ein 
ſchriftliches, alfo die Wirkungen deffelben als Wirkungen 
des Gefchäftes nur bei vorhandener Schrift. Von einer 
Klage aus dem Gefchäft kann alfo gar nicht die Rede 
fein. Daraus ergiebt fich, daß das im Wefentlichen erfüllte 
Geſchäft niemals diefelben Wirkungen, wie das fchriftlich 
gefchloffene Haben kann, fondern daß die höchſte Wirkung 
der Erfüllung nur die fein kann, daß Alles fo bleibt, 
wie e8 bereits vollführt ift’, und daß bei unvollſtändiger 
oder nicht gehöriger Erfüllung nicht aus dem Gefchäft 


3) Nur von diefer Function der Conventionalftrafe, nicht 
von der anderen, daß fie bei Magbaren Geſchäften das Antereffe 
dem Minimum nad firirt, ift bier die Rede. 

4) L. 61. L. 123. L. 144. pr. D. de V. O. (45. 1). 
L.2. C.de inutilibus stipul. (8. 39). L. 13. 826. de A.E.V. 
(19. 1). L. 9. pr. D. de usuris (22. 1). 

5) Alſo ift 3. B. an eine Klage megen Eviction nicht zu 
denken. 
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auf die vollſtändige oder die gehörige Erfüllung geklagt 
werden kann. — Die weitere Frage: welche Wirkungen 
ſoll die Erfüllung haben? ſtellt ſich für den Fall, daß 
vollſtändig, alſo das zweiſeitige Geſchäft von beiden Sei— 
ten, das einſeitige von Seiten des Verpflichteten, ſowie 
für den Fall, daß nur theilweiſe z. B. das zweiſeitige 
Geſchäft nur von einer Seite erfüllt worden iſt, dahin: 
ob das Gegebene zurückgefordert werden kann? Dieſe 
Frage, welche natürlich von beſonderen Umſtänden, wie 
dolus, metus, error, abſieht, iſt nicht zu verneinen‘, 
jondern zu bejahen. Denn der Sag, daß das wiſſentlich 
ohne Rechtsgrund Gegebene nicht zurüdgefordert werden 
fann, leidet eine Ausnahme, wenn das Geben auf diefe 
Art eben im Intereffe des Gebers von den Gefegen nicht 
anerfannt wird, alfo ein Prohibitivgefeg vorliegt”. Dies 
ift nun aber wohl anzunehmen, wenn das Gefeg das Ge 
haft ohne Schrift für ungültig erklärt, um fo mehr 
wenn es feinen Grund, daß der Webereilung vorgebeugt 
werden folle, ausfpricht”. Die Frage ftellt fich für den 
Gall, daß ein zmeifeitiges Gefchäft von einer Seite erfüllt 
worden ift, auch noch dahin: wenn der Empfänger feine 
Gegenleiftung machen will, Tann er dadurch die Rückfor— 
derung abmwehren? Dies ift zu vermeinen. Denn bie 
Verbindlichkeit des Gebers, diefe Leiftung anzunehmen, 


6) Für die Verneinung könnte man anführen: die Leiftungen 
find mwiffentlid ohne Rechtsgrund gemacht worden, da den ihnen 
unterlegten Rechtsgrund das Gejek ohne Schrift nicht anerfennt, 
fle müſſen alfo als gefchenft gelten. Vgl. Eichhorn 8 93 Note c, 

7) Weber natürlihe Verbindlichkeit 8 75—77. 

8) Alfo ift der Fall dann fo zu behandeln, wie geſetzwidrige 
Zinfen, Schenkungen unter Ehegatten, Spiel, nicht infinuirte 
Schenkungen über 500 solidi, 
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könnte nur auf das gejchloffene Gefchäft begründet werben, 
dieſes ift aber, da die Schrift fehlt, rechtlich nicht vorhanden, 


8 242. 
Schrift. Gefeklih. Die Klagbarkeit bedingend. 


C. Die Schrift bedingt die Klagbarkeit des Ger 
ſchäftes. Fehlt die Schrift, fo ift, wenn nod gar nicht 
erfüllt fondern nur verabredet worden ift, eine Klage (auf 
Erfüllung) unftatthaft ; denn diefe Könnte nur auf die 
Verabredung geſtützt werden, dieſe ift aber ohne Schrift 
unflagbar. Die Verabredung einer Conventionalftrafe ift 
bier am rechten Drt. Wenn erfüllt worden ift, fo ift 
für die Wirfung der Erfüllung zu unterfcheiden. 
1. Das Geſchäft ift vollftändig erfüllt worden, nemlich 
das zweifeitige von beiden Seiten, das einfeitige von Sei- 
ten des Berpflichteten, und zwar jedes nach dem ganzen 
Umfang feines Inhalts. Dann bedarf e8 natürlich einer 
Klage auf Erfüllung nit. Die Frage aber: ob das Ge- 
gebene zurückgefordert werden könne? ift zu verneinen. 
Denn das Geſetz verbietet nicht das Gefchäft felbft, ſon— 
dern nimmt nur der mündlichen Verabredung feines Inhal- 
tes die Erzwingbarkeit durch Klage. Das erfüllte Geſchäft, 
d.h. das volfftändig erfüllte, bleibt aljo ftehen. 2. Das 
Geſchäft ift nicht vollftändig, fondern nur theilmeife 
erfüllt worden. Ein Hauptfall, der hieher gehört, ift: 
a. Das zmweifeitige Geſchäft ift von einer Seite vollftändig 
erfüllt worden. Kann bier der Geber auf die feinerfeits 
gemachte Leiftung das Recht gründen, die Gegenleiftung 
zu verlangen? Dieſe Frage ift wohl nicht zu bejahen‘, 


1) Sie wird bejaht von Eichhorn Einl. $ 93 Tert bei Note f: 
„es könne die Analogie der (richtiger wohl: die Rechtsſätze von 
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jondern zu verneinen. Denn fie ift eigentlich die Frage: 
ob die fehlende Schrift dur die Erfüllung erfegt werde? 
Dies ift aber zu verneinen. Denn das Gefeg will Ueber: 
eilungen verhindern und fordert deshalb Schrift und 
nur Schrift”. — Außerdem läßt fih denken: b. Das 


den) ungenannten Contracte angewandt werden“. Diefe f. g. 
Analogie würde dahin führen: der Geber kann, wenn die Gegen: 
leiftung verweigert wird, dieſe verlangen oder das von ihm Ge: 
gebene zurüdfordern. Wie foll man aber diefe Analogie ver: 
theidigen? Bielleiht fo: die ungenannten Contracte, bei denen 
Recht und Verbindlichkeit aus der gejchehenen und angenommenen 
Leiſtung des einen Theils folgt, beſtehen als eine beſondere Gattung 
von Verträgen neben denjenigen, welche die Schrift verlangen. 
Man kann daher einen Vertrag der letzteren Art, wenn ihm die 
Schrift fehlt, die Leiſtung von einer Seite aber bereits gemacht 
iſt, jener Gattung zurechnen. Allein dagegen iſt Folgendes. Die 
Geſetze verlangen die Schrift wegen der beſonderen Natur des 
Vertrages (Wette, Schenkung, u. ſ. w.) oder wegen Umſtände, 
die bei allen Verträgen vorkommen können (z. B. Größe des Ob: 
jectes). Im Teßteren Fall werden auch die ungenannten Real: 
contracte durch die Vorſchrift direct getroffen und fie ftehen dann 
nicht neben den Verträgen, welche Schrift verlangen, fondern ge— 
hören zu ihnen; im eriten Fall würde man als einen ungenanne 
ten Nealcontract einen Bertrag auffaffen, der als ein beftimmter 
anderer Vertrag abgeichloffen ift und welcher als folder den 
Schuß der Geſetze hat freilih unter Vorausſetzung der Schrift, 
aber dann doch als diefer beitimmte Vertrag; die Behandlung ei: 
ne3 beftimmten Vertrages al3 Innominatcontractes ift aber uns 
ſtatthaft. Dal. auch L. 1. D. de praeser. verbis (19. 5). — 
Nah dem Vorftehenden ift alfo die Anwendung der Rechtsſätze 
über die ungenannten Gontracte unpaffend. 

2) Man könnte fagen: in der Annahme der gegnerijchen Lei: 
jtungen jpreche fich die Bedachtſamkeit, die überlegte Ernftlichkeit 
hinreichend aus, e3 liege in ihr ein wiederholter Conſens; allein 
einmal bleibt e8 immer eine quaestio facti, ob nicht dennod die 
Zuftimmung übereilt geſchah, da ja die Leiftung und Annahme 
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Geſchäft ift zwar feinem wmefentlichen Inhalte nad, aber 
doch nicht in aller Hinficht erfüllt worden. So bei Eulpa, 
heimlichen Mängeln, Eviction, enormer Läfion, Nebenvers 
trägen. Geben folche Umftände einen Hagbaren Anſpruch? 
Die Frage ift wohl nicht zu bejahen?, fondern zu vers 
neinen. Denn das Gefe geitattet ohne Schrift feinen 
Zwang, läßt e8 aber bei dem, was die Intereffenten frei- 
willig ſich leiten. Die Klage wegen jener Umftände 
kann auf das gefchloffene Gefchäft, da die Schrift fehlt, 
nicht gegründet werben; fie müßte alfo auf die bereits 
gefchehene Erfüllung, ſoweit diefe ftattfand, gegründet 
werden. Durch die Erfüllung Tann aber die fehlende 
Schrift nicht erfegt werden‘. — c. Alfe anderen Fälle 
einer theilmweifen Erfüllung beurtheilen fi) nach dem Ge- 
fagten ebenfalls dahin, daß die theilmweife bereits gefchehene 
Erfüllung fein Klagrecht auf die noch rückſtändige Peiftung 
giebt. — Für diefe unter Nr 2 aufgeführten Fälle bleibt 
die Frage, ob das Gegebene zurücgefordert werden kann? 
Dffenbar ift dies in der Erwartung, welche nicht rechts: 
widrig ift, gegeben worden: der Gegentheil werde feinerfeits 
auch leiſten“. Die Rüdforderung ift demnach ftatthaft. 


derjelben dem Abſchluß fehr raſch folgen kann, und dann will ja 
das Geſetz ald Schubmittel gegen Uebereilung als Beweismittel, 
dag fie nicht ftattfand, gerade dieſe beftimmte Form der Ab— 
ichließung, nämlich durch Schrift, und Fein anderes ftatt deffen. 

3) Sie wird bejahet von Eichhorn 8 93 Note g. 

4) Bol. oben Note 2. 

5) Daher kann man gegen die NRüdforderung nicht geltend 
machen: der Geber mußte, daß er die Gegenleiftung nicht verlan: 
gen könne und nur dem guten Willen de3 andern Theiles fich 
überlaffe, er muß es alfo fi ſelbſt zurechnen, daß er dennoch bin: 
gab, er gab wiffentlid ohne Rechtsgrund und gilt alfo ala Schen: 
ter. L. 53. D. de R. J. 
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8 243. 
Schrift. Verabredet*. 


Berabredete Schrift‘. Es kann verabredet fein, 
daß die Schrift als ein neues Erforderniß für die Perfec- 
tion des Vertrages oder? daß fie nur als Beweismittel 
gelten ſolle. Was gilt, wenn hierüber nichts verabredet 
it? Ueber den Fall der verabredeten Schrift Hat das 
römische Recht einige Beftimmungen®. Es foll ein Kauf, 
ein Tauſch, eine Schenkung oder fonft ein Vertrag, deffen 
ſchriftliche Aufzeichnung verabredet worden ift, nicht eher 
wirkſam fein, als bis die Schrift in der Neinfchrift vor- 
handen und mit den Unterfchriften der Intereffenten vers 
jehen worden ift; und, wenn die Schrift von einem Notar 
aufgefett wird, nicht cher als bis fie aud) von dieſem 
vollendet und von den Intereffenten abgefchloffen worden 
iſt‘. Ehe die Schrift vollendet vorliegt, ſoll Fein Theil 


) Someit enthält da3 HGB feine Beitimmungen. Der $ 
leidet volle Anwendung aud auf Handelsgefchäfte. 

1) Bol. die Abhandlung XXII „Ueber L. 17. Cod. de fide 
instrumentorum* in dem Archiv für die Prarid des im Großberz. 
Dldenburg geltenden Rechts, herausgg. von Großkopff, Rubftrat 
und von Steun Bd 1. Heft 2. (1843). ©. 194—206. Re: 
gelsberger Erörterungen ©. 145—161. 

2) Dal. ROHG Entſch. Bd 7. S. 92—97. 

3) In der L. 17. C. de fide instrum. (4. 21), welde in 
pr. I. de empt. et vend. (3. 23) wiederholt ift. 

4) Man kann dies kürzer fo faffen: nicht eher, als bis die 
Schrift vollendet vorliegt; und muß die Beitimmung binfichtlich 
de3 Notars allgemeiner fo auffafjen: wenn die Intereffenten ver: 
abredeten, daß noch mehr als die einfache Schrift beobachtet wer: 
den folle, fo ift der Vertrag nicht eher wirkſam, als bis auch dies 
Mehrere vorliegt. Es fei 3.3. verabredet worden, daß der Ber: 
trag gerichtlich abgefchloffen oder gerichtlich bejtätigt werden folle, 
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Rechte oder Verbindlichkeiten aus dem DVertrage haben; 
e8 kommt zu den fonftigen Erforderniffen für die Perfec- 
tion des Vertrages als ein neues die vollendete Schrift 
hinzu‘“ und, bis diefe vorliegt, kann jeder Theil reuen 
und von dem Bertrage zurüctreten. (Alfo find bis dahın 
nur Berhandlungen). Dabei ift noch ausgeſprochen, daß 
dies nur dann ohne Nachtheil für den zurüctretenden Theil 
(sine poena — impune) gejchehen kann, wenn feine 
Arrha wegen des zu fchliegenden Vertrages gegeben wor— 
den ift. Iſt nämlich eine folche gegeben worden, jo foll 
der, welcher zurüdtritt, wenn er die Arrha gab, fie nicht 
zurüdfordern dürfen, wenn er fie empfing, fie Doppelt 
reftituiren. Die fchriftliche Aufzeichnung kann verabredet 
fein entweder 1. bevor der Conſens Hinfichtlic) des Inhalts 
des Vertrages vollfommen vorhanden ift, fo daß hinfichtlich 
diefes Inhalts und der fchriftlichen Aufzeichnung ein ein- 
maliger, ein Gefanmtconfens, gegeben wird; oder 2. nach— 
dem jener Conſens ſchon vollfommen vorhanden ift, fo 
daß der Conſens hinfihtlih der Schrift jenem Conſens 
nachgeholt wird. Da ohne Verabredung der Schrift bei 
dem Vorhandenfein jenes Confenfes ein perfecter Vertrag 
vorliegen würde, jo können nun die beiden Fälle Fürzer 
jo umterfchieden werden: die fchriftliche Aufzeichnung ift 
verabredet vor ober nach perfectem Vertrag. ft die 
Beitimmung des römischen Rechts, daß, ehe die Schrift 
vollendet vorliegt, der Rüdtritt frei fteht, nur von dem 
erſten Fall oder au von dem zweiten zu verftehen ? 
Wohl gewiß nur von dem erften Fall“. Denn wenn ein 


5) Bol. auch L. 2. $ 1. D. de contr. empt. (18. 1). 


6) So auch Eichhorn 8 95 Note e. Dafür aud die Worte 
der L. 17. C. eit. „quas in scriptis fieri placuit“. So aud) 
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bereit perfecter Vertrag vorliegt, fo darf Fein Theil 
zurüdtreten, weil hierin. eine einfeitige Aufhebung des 
Vertrages liegen würde. Wird num die fchriftlihe Aufs 
zeichnung verabredet und wollte man nun den Rücktritt, 
ehe diefe gejchehen ift, geftatten, jo würde man annehmen 
müffen, daß der frühere perfecte Vertrag aufgehoben und 
an die Stelle desfelben ein anderer, deſſen Perfection be- 
dingt (durd die Schrift) ift, gefet fei, d. h. aljo man 
würde eine Novation annehmen müſſen. Eine foldhe ſoll 
nun aber nicht anders angenommen werben, al® wenn 
die Intereffenten ausdrüdlich fich für dieſelbe erklärt 
haben’. Danad) darf man alfo im Zweifel der Berabs 
redung fchriftlicher Aufzeichnung nur den Willen unterles 
gen, e8 ſolle zu dem perfecten Vertrag noch die Schrift 
al8 Beweismittel hinzukommen. Aus diefer zweiten 
Berabredung kann auf die Ausfertigung der Schrift ges 
klagt werden, wenn fie der eine Theil weigern follte; denn 
heutzutage ift jeder gültige Vertrag klagbar. 


8 244, 
Erforderniffe der Schrift”. 


1. Erforderniffe der Schrift der Form nad. 
1. Die verabredete Schrift, wenn fie zur Perfection 
des Vertrages gehört, muß im Sinn der Interefjenten 


DAS zu Oldenburg (in der oben Note 1 citirten Abhandlung 
und auch in Seuffert Arhiv Bd 1. Nr 198). 

7) Sid dahin erflärt haben, quod secundam (obligationem) 
magis pro anterioribus elegerint; fonft folle, heißt e3, anteriora 
stare et posteriora inerementum illis accedere. L, ult. C. de 
novationibus (8. 42). 


) Soweit enthält das HGB Feine Beitimmungen. Der $ 
Veidet volle Anwendung aud auf Handelsgeſchäfte. 
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vollendet vorliegen‘. Dies ift, wenn fchlechtweg eine 
Schrift verabredet ift, fo zu verftehen. Die Schrift muß 
in der Reinſchrift (mundum), im Gegenfag einer etmwai- 
gen? Cladde (scheda), vorliegen und die Reinſchrift von 
beiden Theilen unterfchrieben fein’. Die von einem Theil 
oder felbft von beiden Theilen unterfchriebene Cladde giebt 
noch feinem Theil Rechte und Berbindlichfeiten. Zu einem 
Schriftlichen Vertrage gehört demnach, daß beides, Ber: 
ſprechen und Acceptation, überhaupt die Willenserklärung 
des Einen und des Andern, jchriftlih und in einer Ur— 
Funde und in der Keinfchrift gejchieht.. Daher ift, wenn 
eine von dem einen Theil, mag er auc der allein Ber: 
pflichtete fein, unterjchriebene Urkunde von dem andern 
Theil angenommen aber nicht unterfchrieben worden: ift, 
ein jchriftlicher Vertrag nit, alſo, da nur ein folder 


1) Dies ift der Grundgedanke der L. 17. C. de fide instrum- 
entorum (4. 21). 

2) Denn wenn gar feine Eladde gemacht ift, jo kann natürlich 
von Reinſchrift nicht meiter die Rede fein. 

3) Sind beide Contrahenten oder ift einer derfelben Schreis 
bens unerfahren, jo follen nad Nov. 73 cap. 8 (eine jehr uns 
vollftändige Authentica bei L.17. C. si certum petatur (4. 2)) 
Zeugen und Notare, wenn fie in loco find, zugezogen werden, 
einige oder einer follen für den, welder gar nicht oder nur wenig 
ſchreiben kann (pro illiterato aut paucas literas sciente), fchrei= 
ben, das Ganze oder ſoweit es fehlt, die andern follen bezeugen, 
daß in ihrer Gegenwart dies gejchehen und daß fie jenen Schreis 
bensunerfahrenen fennen. Im Ganzen follen nicht weniger als fünf 
Zeugen zugezogen werden (quinque testes, zu dieſen find offen- 
bar aud die Notare zu rechnen). Auch fol die ganze Vorſchrift 
nur bei einem Object von mehr als einem Pfund Goldes gelten. 
Die Praris refpectirt die Beitimmungen der Novelle nicht, jon= 
dern hält die Zuziehung von einem Notar und zwei Zeugen für 
binreihend. Eichhorn $ 94 Note b. 


ER 
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gewollt ift, überhaupt ein Bertrag nicht vorhanden; erft 
wenn die fehlende Unterjchrift, und, mie ſich von jelbft 
verfteht, während der Bertragswille deffen, der unters 
jchrieben hat, noch fortdauert, nachgeholt worden ift, iſt 
der Dertrag entftanden; und ift e8 erft von diefem Mo— 
ment an, denn die Wirkung der Schrift kann nicht zu— 
züdgezogen werden, da felbjt durch den früheren Willen, 
zu unterfchreiben, die wirkliche Unterfchrift nicht erſetzt 
wird. Daraus folgt, Wenn zwei Urkunden gegen ein- 
ander ausgewechfelt find, von denen jede nur mit der Un- 
terfchrift defjen, der fie ausgehändigt Hat, verjehen ift, fo 
liegt ein fchriftlicher Vertrag nicht vor. Wenn nun beide 
Theile zu verjchiedenen Zeiten ihre fehlende Unterjchrift 
nachholen, fo beftimmt fich der Moment der Perfection 
des Vertrages, wenn eine doppelte Urkunde beredet worden 
ift, nad) dem Moment der legten, fonft, da eine Urkunde 
genügt, nad) dem der erften Unterfchrift. Die obigen 
Rechtsfäge gelten nur für den Fall, daß die Contrahenten 
wirklich einen fchriftlichen Vertrag gewollt Haben‘, und 
erleiden auch in bdiefem Fall foweit eine Mobdification, 
als erhellt, daß fie von der foeben dargeftellten ſtrengen 
Schriftlichen Form, welche nur im Zweifel gilt, haben ab» 
weichen, alfo auch ohne die volle Form den DVertrag für 


4) Diefer Wille muß ausdrüdlih oder ſtillſchweigend erflärt 
fein. Eine folhe Erklärung liegt nit vor, wenn Jemand ein- 
feitig eine Urkunde auffest, weldye den Inhalt eines zwiſchen ihm 
und einem Andern ftattfindenden Nechtsverhältniffes entweder in 
Form eined Antrages oder einer ſchon getroffenen Verabredung 
ausſpricht, fie dann dem andern übergiebt, und diejer fie in der 
Abfiht, den in der Einhändigung Liegenden Antrag zu acceptiren, 
annimmt. Es ſteht nichts entgegen, bier einen Vertrag anzu— 
nehmen. 
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bindend anfehen wollen. Dies darf man gewiß als den 
Willen anfehen, wenn die gewöhnliche Form der Schrift 
im Berfehr eine weniger ftrenge ift’. 2. Die verabredete 
Schrift, wenn fie nur Beweismittel fein joll, darf 
der Unterfchrift nur des DVerpflichteten nicht entbehren, 
damit fie diefem zur Anerkennung vorgelegt werben kann“, 
3. Bei gefeglih gebotener Schrift muß beides, 
Berfprehen und Acceptation, überhaupt die Willenserffä- 
rung des Einen und des Andern, in einer Urkunde, in 
diefer alfo die Unterfchrift beider Kontrahenten enthalten 
fein’; doch ift nach Particularrechten geſetzlich oder ger 
wohnheitlich die Unterfchrift des einen Theiles zuweilen 
genügend’. — 4. Das Datum fowie die Bejiegelung 
ift freilich ganz gewöhnlich, und jenes oft von Bedeutung, 
aber gemeinrechtlich nirgends als weſentlich vorgejchrieben. 
5. Kann ein Briefwechſel die Stelle eines fchriftlichen 
Vertrages vertreten? Zunächſt ift natürlich erforderlich), 
daß die mwejentliche Form der Schrift, d. h. die von den 
Intereffenten gewollte oder die gefeglich vorgefchriebene, 
in der Correfpondenz enthalten ift”. Dies vorausge- 
fest, fo ift die eigentliche Yrage die: Liegt in der eigen- 
thümlichen Yorm eines Briefwechſels ein Mangel, wonach) 
diefer nicht als Surrogat einer eigentlichen Urkunde dienen 

5) Daher genügt, wenngleich erflärt ift, es folle ſchriftlich 
contrahirt werden, daß z. B. die Schuldverſchreibung über ein 
Darlehn, der Frachtbrief, die Verſicherungspolize, nur vom Schuld: 
ner, Fuhrmann, Verſicherer unterjchrieben ift. 

6) Seuffert Arhiv Bd 1. Nr 52 ©. 56. 

7) L. 17. C. de fide instrumentorum (4. 21). 

8) Beifpiel: Die Verfiherungspolize. Zu vgl. ROHG Entſch. 
Bd 5. © 11. 

9) Daher kann z. B., wenn eine Notariatsurfunde verabredet 
oder geboten ijt, die Eorrefpondenz nicht genügen, 
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kann? Das Eigenthümliche des Briefwechſels liegt darin, 
daß die Unterſchriften nicht in einer Urkunde vereinigt 
ſich vorfinden und vielleicht auch, daß der Inhalt des 
Vertrages aus den mehreren Briefen zuſammenzuleſen iſt, 
er könnte auch in einem Briefe zuſammengefaßt ſein. 
Für die Beantwortung der Frage iſt zu unterſcheiden: 
a. Bei verabredeter Schrift kann ſie lediglich nach dem 
Willen der Contrahenten beantwortet werden. Die Corre— 
ſpondenz genügt offenbar nicht, wenn in der Correſpondenz 
ſelbſt oder nach gepflogener Correſpondenz die ſchriftliche 
Abfaſſung verabredet wird, denn dann iſt offenbar eine 
andere Schrift als die durch die Correſpondenz gegebene 
gewollt worden. Iſt die Schrift vor gepflogener Cor— 
reſpondenz verabredet worden, ſo iſt als die gewollte 
Schrift nad) der L. 17. 0. eit. eine von beiden Theilen 
unterfchriebene KReinfchrift anzufehen”. Erfolgt nun eine 
Correfpondenz, jo Fann diefe nur dann die Urkunde er- 
fegen, wenn fie den ganzen Inhalt, den diefe hätte ent- 
halten müfjen, enthält. Dit dies aber auch der Fall, 
fo darf man doc nur dann die Correjpondenz als Surs- 
rogat gelten laſſen, wenn die Intereffenten dies ausdrück— 
fich ausgefprochen haben, denn in dem Surrogiren liegt 
offenbar eine Novation, welche aber ausdrüdlich erklärt 
fein muß". b. Bei gefeglih gebotener Schrift 
fann im Zweifel die Correfpondenz nicht als Surrogat 
gelten, denn die Abfafjung der mit der Unterfchrift bei- 
der Theile verjehenen Schrift hat mehr Form, als das 
Correfpondiren, welches nur eine Schrift ohne Form bies 
tet. Das Gefeg will num aber gerade durch die Form 

10) Vgl. Übrigen? oben den Tert bei Note 5 und Bremer 


Sammlung Bd 2. Heft 2. ©. 45. 46. 
11) L. ult. C. de novationibus (8. 42). 


2 2% 
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der Uebereilung vorbeugen. Freilich kann aber aud) der 
Wille des Gefeges durchfchimmern, daß es nur darauf 
anfomme, daß der Inhalt niedergejchrieben fei, dann ge- 
nügt die Correjpondenz. | 

DO. Erfordernifje der Schrift dem Inhalt nad). 
Die Schrift muß, fei fie gefetlich geboten oder verabre- 
det, den wejentlihen Inhalt des Gejchäftes angeben. 
Denn es ſoll das Gefchäft fchriftlich errichtet fein; das 
Geſchäft ift aber nicht anders vorhanden, als wenn der 
wefentliche Inhalt, der e8 zu eben diefem Gefchäft macht, 
vorliegt. Welche Wirkung Haben mündliche Neben- 
beredungen? Bei gefeglih gebotener Schrift gar 
feine. Denn - wenn das Geſetz das Geſchäft ſchriftlich 
errichtet haben will, ohne zwijchen dem Haupt» und Nes 
beninhalt zu unterfcheiden, jo muß die gefegliche Beſtim— 
mung auf den ganzen Inhalt des Gejchäftes bezogen wer- 
den”. Bei verabredeter Schrift haben fie alle ihrem 
Inhalt nad) mögliche Rechtswirkung; denn da es den 
Intereſſenten frei fteht zu beftimmen, ob fie überhaupt 
die Schrift wollen, jo Fönnen fie auch beftimmen, wies 
weit fie diefelbe wollen”. Wer eine mündliche Neben- 
beredung für fi anführt, muß behaupten, daß fie ftatt- 
gefunden und daß fie als eine mündliche mit Geltung ne— 
ben der fchriftlichen Beredung ftattgefunden Habe, und muß, 
foviel ihm daran verneint wird, beweilen. Das Legtere ift 
deswegen zu behaupten und zu bemweifen, weil eine natür- 
liche Vermuthung dafür ftreitet, daß die Schrift den ges 
fammten Inhalt des Vertrages vollftändig angeben werde, 
foweit er zur Zeit ihrer Abfaffung vorlag”, und danach 


12) Lege non distinguente, nec nostrum est distinguere. 
13) ROHG Entih. Bd 4. ©. 159— 161. 


« 44) So au ROHG Enticheidungen Bd 1. ©. 254. 255. 
Thöl’s Handbelöregt. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 12 
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von einer vorher ſtattgehabten Beredung es immer zwei— 
felhaft bleibt, ob ſie nicht zu den verworfenen Tracta— 
ten gehöre”. Vorher; denn das beſprochene Thema iſt 
offenbar durch den Umſtand bewieſen, daß die Nebenbere— 
dung nach vollendeter Schrift ſtattgefunden hat. Uebrigens 
iſt in dem letzteren Fall ſehr darauf zu achten, ob die 
neue Beredung wirklich nur ein pactum adjectum ent—⸗ 
hält“ oder ob ſie an dem weſentlichen Inhalt des Ver— 
trages, jedoch ohne nur etwas von den Verbindlichkeiten 
zu erlaſſen“, etwas ändert. Denn dann iſt der frühere 
Vertrag aufgehoben und ein neuer an die Stelle deſſelben 
geſetzt worden“. Dann iſt alſo der ganze ſchriftliche Ver- 
trag aufgehoben und es liegt nun ein rein mündlicher 
Vertrag vor. Denn das macht den letztern nicht ſelbſt 
zu einem ſchriftlichen Vertrage, daß er ſich zu dem frü— 
heren ſchriftlichen wie ein referens zu dem relatum 
verhält; denn wenn man den neuen Vertrag nicht als 
mündlichen gelten läßt, fo liegt gar Fein Vertrag vor, weil 
er als fchriftlicher nicht gelten Tann, da ein mefentlicher 
Theil feines Inhalts nicht gefchrieben if. Eine Ausle- 
gung aber, die einen Vertrag vernichtet, ift zu verwerfen, 
wenn noch eine andere, die ihn aufrecht erhält, vorhanden ift. 


Noch genauer erörtert ROHG Entiheidungen Bd 2. S. 186— 
189. Bd 3. ©. 204. 

15) So auch DAG zu Kiel 1852 (Seuffert Archiv Bd 6. 
Nr 19. ©. 31). Anders wenn feine Schrift verabredet ift, fon= 
dern nur Briefe gemwechfelt find. Vgl. Hamburger Sammlung 
Bd 1. ©. 1104. 1105. 

16) 3. B. eine beigefügte lex commissaria, ein Verzicht auf 
das Recht wegen Eviction, wegen heimlicher Mängel. 

17) Denn dann liegt eine theilweife Aufhebung des Vertrages 
vor, 3. B. Erlaß vom Kaufpreis. 

18) Vgl. über die Testen 6 Zeilen Glück Bd 4. ©. 258—266, 
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8 245. 
Berfteigerung. 

Die Verfteigerung'. Um denjenigen Contrahenten 
zu finden, welcher das Meifte zu geben oder das We— 
nigfte zu nehmen geneigt ift, wird oft der Weg der Ver- 
fteigerung, der Licitation, gewählt. Sie kommt bei vielen 
Arten von Berträgen vor’. Die Rechtsfätze über Han- 
delsgefchäfte kommen nicht minder zur Anwendung, wenn 
ein Vertrag vermittelft Verfteigerung al8 wenn er ohne 
folche beantragt” und abgefchloffen if. So auch in Be: 
treff der Frage, ob der Bertrag ein Handelsgefchäft und 
ob er ein eimfeitige® oder beiberfeitiges ift‘. Auch ber 
Mebergang der Gefahr ift dadurch Fein eigenthümlicher, 
daß der Käufer dies vermittelft Berfteigerung geworben 
ift. Vorgeſchrieben ift ein Verkauf vermittelft Berfteigerung 
(„öffentlicher”) im HGB in verfchiedenen Fällen’. Die 
Berfteigerung Heißt beim Verkauf einer unbeweglichen 
Sache Subhaftation, einer beweglichen: Auction; wenn 


1) Literatur. Windſcheid Pandekten 8 308 (bier auch weitere 
Literatur). — Regelöberger civilr. Erörterungen (1868) S. 162 
—195. — Einzelne Fragen erörtern: Kindervater in Iherings 
Sahrbühern Bd 7. (1865) Nri. — Ihering ebendaf. Nr 4. — 
Kindervater ebendaf. Nr 7. — Shering ebendaf. Nr 8. — Un: 
ger ebendaf. Bd 8. (1866) Nr 5. — Neuling ebendaf. Bd 10. 
(1871) Nr 6. 

2) Kauf. Sachmiethe. Dienftmiethe. Werfverdingung. Trans⸗ 
portvertrag. Darlehn. 

3) HOB Art. 318—322. 

4) HOB Art. 277. 

5) Es gehören hierher Art. 137 (Liquidation). Art. 311 
(Berkauf des Yauftpfandes). Art. 343. 354. 357 (Empfang: 
nahme, Verzug). Art. 348 (Verkauf einer beanftandeten und dem 
Verderben auögejegten Waare). Art. 407 (Berkauf von Frachtgut). 

12° 
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der Mindeſtfordernde geſucht wird: Submiſſion. Von 
dem letztern Fall wird abgeſehen werden. Sie kann unter 
Gegenwärtigen geſchehen und unter Abweſenden, ſo daß 
möglicherweiſe, und fo ift e8 regelmäßig, der Contrahir- 
Inftige von den Uebrigen und deren Geboten nichts weiß. 
Erörtert wird werden nur der erftere Fall und auch nur 
ein Hauptfall, nemlich der Verkauf, alfo der Fall, daß 
mittelft Berfteigerung unter Anmwefenden ein 
Käufer gefuht wird, und zwar einer bewegliden 
Sache, denn es ift von Handelsgefchäften die Rede. Dies 
fann im zweifacher Weife gejchehen. Entweder fpricht der 
Teilbieter den Preis aus, welcher ihm genügt, und mitte 
dert ihn fo lange ab, bis ein Gebot erfolgt; durch dieſes 
entfteht fodann der Kaufvertrag, es ift nur ein Offerent 
und ein Ucceptant da°. Oder, und diefer Fall ift weiter 
zu erörtern, e8 fteht dem Yeilbieter als dem einen Offer- 
enten eine Mehrheit von einander verdrängenden Ac— 
ceptanten, oder als dem einen Acceptanten eine Mehrheit 
von einander verdrängenden Dfferenten gegenüber. Er 
hat nemlich entweder erklärt, daß ein beftimmter Preis 
oder daß jeder Preis ihm genügen werde, oder hat feine 
derartige Erklärung abgegeben. 

L Wenn der Berfteigerer nicht erklärt hat, daß ein 
beftimmter Preis oder daß jeder Preis ihm genügen werde, 
und dies ift der regelmäßige Fall, fo ift er nicht Offerent, 
fondern es liegt in der Ankündigung der BVerfteigerung 
der Antrag Anträge (Gebote) zu erhalten und es bedarf 
ein geftellter Antrag der Acceptation (Zufchlag) des Ver: 
fteigerer8, damit ein Bertrag entſtehe'. Er darf, da er 

6) Ewiggeld in Münden. — Fiſchverſteigerungen (Windſcheid 
a. a. O. Note 11). | 

7) 2gl. Windſcheid $ 308 Note 16, 
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den Preis gar nicht beftimmt Hat, jeben Antrag ablehnen, 
er ift feinem der Bietenden gegenüber verpflichtet zum 
Zuſchlag. Er erklärt durch Ueberbieten, daß der gebotene 
Preis ihm nicht genüge. Er darf Scheinbieter aufftellen, 
ftatt felber zu überbieten‘. Der Kaufluftige fucht mög- 
lichſt wohlfeil zu kaufen. Das Verfprechen, bei einer 
Berfteigerung wicht mitzubieten, fei e8 unentgeltlich oder 
entgeltlich gegeben, ijt gültig und giebt dem Verſteigerer 
durchaus Fein Recht den Zufchlag anzufechten”. Das 
Gebot eines Bietenden ift ein diefen bindender Antrag", 
fo lange e8 das letzte Gebot ift. Der Berfteigerer kann 
es annehmen und dadurch die weiteren Gebote zurückweiſen; 
dadurch, daß er, mern ein Gebot erfolgt ift, einem weitern 
Dieten nicht entgegentritt, hat er es noch nicht zurückge— 
wiefen, wohl aber ift e8 erledigt und der letzte Bieter 
frei, wenn ein Mebergebot erfolgt und fein Gebot alfo 
nicht mehr das Iette if. Der Mehrbieter befreiet durch 
fein Gebot den Vorbieter“; ſomit ift nur ber leßte Bieter, 
der Meiftbieter, gebunden; wäre dies nicht, fondern wäre 
außer dem Testen Bieter auch der vorlette oder fonft ein 
oder mehrere oder wären alle Bieter gebunden, fo würde 
dem Berfteigerer ein Wahlrecht zwifchen den mehreren ge- 
bundenen Perfonen zuftehen. Ein folches Wahlrecht be- 
darf eines befondern Vorbehaltes, da e8 die Kaufluftigen, 
welche möglichft wohlfeil kaufen und nicht den äußerften 
Preis, zu welchem fie entfchloffen find, jedenfalls geben 


8) A. M. ift Negelöberger a. a. O. ©. 192. 

9) A. M. ift Negelsberger a. a. D. ©. 189—192. Val. 
Reuling a. a. O. ©. 358. 

10) So auch Windfheid $ 308 Note 18. 

11) So aud Windſcheid $ 308 Note 17. 
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wollen, hierzu zwingt”. Jede Auslegung, welche zu die— 
jem Wahlrecht führt, ift daher zu verwerfen, fie befteht 
nur dor dem Egoismus des Verſteigerers“. Wenn das 


12) Zu eng findet Jhering a. a. D, ©. 389 3.6» u 
S. 390 Intereffe und Sinn der frage, ob der Ueberbotene au 
fein Gebot gebunden fei „allein“ darin, ob der „reumüthige Stei: 
gerer“ ſich vermitteljt eines Mehrbieterd befreien kann. Diefe zu 
ſeltene Erjdeinung ift für die Conftruction nicht maaßgebend; 
das Intereffe der Frage liegt darin, ob dem Berfteigerer das böfe 
Wahlrecht (unten Note 13) zuftehe und ob der, welcher das höchſte 
Gebot gethan, ein Recht habe, daß ihm Fein Anderer vorgezogen 
werde. 

13) Wenn der Verkäufer die Wahl hat, fo ftellt er einen 
Sceinbieter an, welcher fo lange überbietet, bis er das lebte 
Gebot hat; dann mählt der Verkäufer den vorlegten Bieter. 
Dadurch wird jeder Bieter getrieben, den höchſten Preis zu bies 
ten, welchen er irgend geben will. Eine Auslegung, melde dem 
Verkäufer die Wahl zufpricht oder, was auf daffelbe Hinausfommt, 
ausfpricht, daß der Bieter durch ein Uebergebot nicht frei werde, 
ift im alleinigen Intereffe des VBerfäuferd und gegen alles Inter: 
effe der Kaufluftigen, nicht im Intereſſe beider Theile. Der 
Derkäufer fucht möglichft theuer, der Kaufluftige möglichft wohlfeil 
zu Kaufen; die Auslegung ftellt fih gänzlih auf Seiten des 
Berfäufers. Nicht der Preis wird erzielt, mit welchem der Verkäufer. 
zufrieden fein würde, fondern der, welder der alleräußerfte des 
Käufers if. Zuvörderſt treiben fi die Kaufluftigen; wenn 
diefe unter ſich fertig find, fo kommt der zweite Act: der Kampf 
zwiſchen dem, welcher das letzte Gebot gethan, dem Höchſtbietenden, 
und dem Berfäufer durdy einen Scheinbieter. Einen foldhen zu 
ftellen, ift ja aber dem Verkäufer erlaubt! Gewiß, aber unter 
der Gefahr, daß er das lebte Gebot behält, alfo die Sache uns 
verkauft bleibt. Bei diefer Gefahr hält der Scheinbieter mit dem 
Ueberbieten ein, jobald er den Preis fo hoch getrieben hat, daß 
er meint, ein meitered Mebrgebot jeinerfeit3 werde vom Kauflus 
ftigen nicht überboten werden. Eine Auslegung, welche dem Ber: 
fteigerer das Wahlrecht direct oder imdirect zufpricht, ſteht in der 
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Wahlrecht nicht vorbehalten ift, fo darf, wer überboten ift, 
ruhig von dannen gehen, er kann nicht weiter behelligt 
werden“. Nach einer andern Meinung bleiben fänmtliche 
Gebote bindend und der BVerfteigerer Hat fchlieflich unter 
allen die Wahl”; nach noch einer andern ift entweder 
das vorlegte und Iette Gebot bindend, fo daß der Verftei- 
gerer unter diejen beiden die Wahl hat, oder nur das 
legte, indem der vorlegte Bieter dadurch befreiet ift, daß 
fein Gebot abgelehnt worden ift, dies foll dadurch genü— 
gend ausgefprochen fein, daß das letzte Gebot ausgerufen 
ift, um eim weiteres Mehrgebot hervorzurufen“. Der 


Wirkung einer ſolchen gleih, welche dem Verkäufer unverholen 
geftatten würde, ſelber offenfichtlih fo lange überzubieten, bis 
nicht mehr geboten wird, und dann dem letzten Bieter den Zus 
ſchlag zu ertbeilen. Ein Rechtsſatz diefes Inhalts fommt ſchwer⸗ 
lich irgendwo vor. Es fcheint, daß die Uebermacht, melde das 
Wahlrecht dem Berfteigerer giebt, in der Theorie nicht gehörig 
erkannt ift. In der Praris wird diefelbe gewürdigt, indem Eluge 
Leute einer Verfteigerung gar nicht oder nicht lange beiwohnen, 
wenn der Verfteigerer fi die Wahl zwifchen den beiden oder den 
drei höchſtbietenden vorbehalten Hat und nicht durch befondere 
Thatfahen der Verdacht, daß der Verkäufer einen Sceinbieter 
ftellen werde oder geftellt habe, befeitigt ift. 

14) Die Meinung, welche den Bieter durd das Mehrgebot 
nicht frei werden läßt, hat die Eonfequenzen nicht bedacht. Nach 
diefer Theorie kann ein Maler, welcher die Auction verläßt, 
weil er überboten worden ijt, und es fuccefive in mehreren andern 
verfucht, weil er wiederum überboten worden, Hinterher mit der 
Nachricht Überrafcht werden, daß er von ſämmtlichen Verfteigerern 
als Käufer gewählt worden fei, aljo das gewollte Quantum 
vielfach erworben babe. 

15) So Ihering a. a. DO. ©. 167—169. 178. 387—394. 

16) So Reuling a. a. O. ©. 359—376. Nach der Mei: 
nung von Reuling ift dur das Mehrgebot das frühere Gebot 
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Meiſtbietende (welcher das letzte Gebot gethan) wird frei, 
wenn der Zuſchlag nicht ſogleich erfolgt“. 


erſt dann aufgehoben, wenn der Verſteigerer auf Grund des 
Mehrgebots nach dieſer andern Seite hin in Verhandlungen eins 
getreten ift und damit zugleich das frühere Gebot abgelehnt hat. 
(S. 365.) Dies Eintreten in Verhandlungen und alfo Ableh: 
nen des früheren Gebotes liegt nad der gegebenen Erläuterung 
ihon dann vor (befondere Verhandlungen find nicht erforderlich), 
wenn das Mehrgebot ausgerufen ift, um ein weitered Mehrgebot 
bervorzurufen. (S. 368.) Die Ablehnung des früheren Gebotes 
fol alfo nicht in dem Suchen und Finden, alſo dem Dafein eines 
Mehrgebotes, ausreichend ſich darjtellen, fondern erſt in dem durch 
Ausrufen des Mehrgebotes hervortretenden Suden eines weitern 
Mehrgeboted. Nach diefer Meinung handelt e3 fih nur um das 
vorlegte und letzte Gebot. Der dem vorlegten voraufgehende 
Bieter ift dadurd frei, daß ja das vorlegte ausgerufen worden 
ift in der Hoffnung eine Mehrgeboted. Jeder dem vorlekten 
Dieter voraufgehende Bieter ift frei, weil das ihm folgende Mehr: 
gebot ausgerufen worden if. Was nun das vorlegte und letzte 
Gebot betrifft, fo ift der vorlegte Bieter frei, wenn das Iekte 
Gebot ausgerufen worden iftz wenn nicht, fo ift das vorletzte 
nicht abgelehnt und der Verfteigerer hat alfo die Wahl zwiſchen 
dem vorlegten und lebten Bieter. Diefes durch Einhalten mit 
der Verfteigerung gewonnene Wahlrecht zwiſchen den beiden Höchſt⸗ 
bietenden Täßt fi nicht mit dem oben von der Gefährlichkeit des 
Wahlrechts hergenommenen Grunde anfechten, weil der DVerfteis 
gerer im Ausrufen des Mehrgeboles feines Scheinbieterd behutfam 
fein muß, um nicht den ernftlidhen Bieter zu befreien. Gegen 
dieſes Wahlrecht ſpricht aber Folgendes. Wenn der Bieter durch 
feinen Antrag gebunden ift, jo müſſen entweder alle Bieter ge— 
bunden fein oder nur der letzte. Es fehlt an einem befonderen 
Grunde für die eigenthümliche Meinung, daß ich nicht ſchon da= 
durch befreiet werde, daß mein Gebot ausgerufen und demfelben 
ein Mebrgebot gefolgt ift, jondern erjt dadurd, daß diefes Mehr: 
gebot ausgerufen iftz alfo nicht ſchon dadurch, daß mein Gebot 
aufgehört hat, daS letzte zu fein, indem es zum vorletzten geivor: 
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I. Wenn der Berfteigerer erklärt, daß ein der Summe 
nach beftimmter Preis ihm genügen werde”, dann ift er 
Dfferent zu diefer und jeder höheren Summe und jeder 
Dietende Acceptant, aber unter der Bedingung, entweder 
daß der Vertrag nur entjtehe, wer nicht, oder daß er fich 
auflöfe, wenn ein befferes Gebot erfolgen werde. Durch 
ein Mehrgebot wird der DBietende frei in Folge ausgefal- 
lener oder eingetretener Bedingung. Im Zweifel iſt die 
Bedingung eine auffchiebende”. Der Berfteigerer erklärt, 
daß er dem Dietenden und, wenn Mehrere bieten follten, dem 
Meiftbietenden verkaufen wolle; er erklärt nicht, daß er 
zwifchen den mehreren will auswählen dürfen. in fol- 
ches Wahlrecht bedarf eines befondern Vorbehalts“. 

II. Der Berfteigerer kann erklären, daß jeder Preis 
ihm genügen, er um jeden Preis losfchlagen werde. Er 
erflärt aber immer verfaufen und nicht verfchenfen zu 
wollen; feine Erklärung ift eine Verfaufsofferte, er will 
einen Kauf fchließen, einen Kaufpreis haben. Da bie 
Beſtimmung des Preifes nicht der Willenserklärung des 


den ift, fondern erſt dadurch, daß verfucht ift, e8 zum drittletzten 
zu machen; alfo nicht ſchon dadurch, daß dem Verfteigerer mehr 
geboten ift, als ich geboten habe, fondern erſt dadurch, daß er 
verſucht Hat, noch mehr zu erhalten. 

17) HGB Art. 318. 3. B. nicht fogleih am Vormittag 
fondern erft am Nachmittag, Regelöberger a. a. DO. ©. 183, 

18) Mit diefer Erklärung ift nicht zu verwechſeln die Angabe 
eine? Minimalpreifes (Ausrufspreifes) zu einem ganz andern 
Zweck, nemlih um zu erflären, daß ein geringeres Gebot ein 
fruchtlofer Antrag fein werde. Im Zweifel ift dem Preife nur 
diefe Tetere Bedeutung beizulegen. Anders Unger a. a. DO. ©. 
134—136. Dagegen Neuling a. a. DO. ©. 356. 357. 

19) Sp aud Windſcheid $ 308 Note 12. 

20) Bgl. oben Note 13. 


186 Abſchließung der Handelsgeihäfte. 


Kaufluftigen anheimgegeben werden kann, fo bebarf ber 
von biefem beftimmte Preis noch entweder der freien Ge- 
nehmigung des Verkäufers, auf diefe hat berfelbe aber 
verzichtet, oder ber VBergleihung mit einem andern Preife, 
welcher nur der Marktpreis (am Ort und zur Zeit der 
Berfteigerung) fein kann. Hieraus folgt. Im dem Bieten 
einer Summe, welche im Berhältniß zu dem Marktpreis 
fo gering ift, daß noch irgend Zweifel obwalten können, 
ob ein wohlfeiler Kauf und nicht vielmehr eine Schenkung 
fich vollziehen würde, Tiegt eine Offerte des Bieters vor, 
welche der Acceptation des Verfteigerers bedarf; erft wenn 
eine größere Summe, welche feinen Zweifel läßt, daß 
durch fie ein Kauf wenngleich zu einem wohlfeilen Preife 
ſich vollzieht, geboten ift, Liegt in dem Bieten die Accep- 
tation einer Offerte vor und es fteht von num an ber 
Fall demjenigen gleich, daß der Verfteigerer einen Minis 
malpreis ausdrüdlich erklärt hat. Im diefem Gebot und 
den Mehrgeboten liegen Acceptationen. 


8 246. 
Borvertrag. 


Der Borvertrag '. Die Berpflichtung einen Bertrag 
zu fchließen kann wie durch legtwillige Verfügung’ und 


41) Windfheid Pandektenrecht Aufl, 4. Bd 2. 8 310. — 
Regelsberger civilrehtlihe rörterungen 1868. ©. 128 — 
134. — Degenkolb der Begriff des Vorvertrages. Freiburg 
i. B. 1871. — Ööppert zur Lehre von den pacta de con- 
trahendo. In der Bierteljahrsihrift für Og. und R.W. Bd 1A. 
1872. ©. 400—428, 

2) L. 11 8 15. L. 30 8 3. D. de legatis II. L. 108 
8 15. D. L. 66. L. 49 8 8. 9. D. de legatis I. — Göppert 
©. 408. 
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Rechtsſatz' fo nicht minder durch Vertrag begründet wer- 
den, durch einen Vorvertrag‘. 

L Der Borvertrag ift ein Vertrag des Inhalts, daß 
ein Bertrag gefchloffen werden folle, ift alfo ein gegen- 


3) Ein Hauptbeifpiel bietet die geſetzliche Verpflichtung der 
Eifenbahnen zu contrabiren. HGB Art. 422. „Eine Eifenbahn 
.... kann die bei ihr nachgeſuchte Eingehung eines Frachtge— 
ihäfts.... nicht verweigern, infofern ....“. — Andere Beifpiele: 
Göppert S. 408. 409. 

4) In der dritten Auflage des vorliegenden Werkes (1854) 
S 62 heißt es: „Ih möchte das Wort Borvertrag für den 
fhwerfälligen (und undeutſchen) Ausdruck pactum de contrahendo, 
dem man fortwährend begegnet, vorfhlagen. Der Ausdrud Ber: 
trag3beredung bat fi nicht einbürgern wollen, offenbar weil er 
nur bloße Tractate bezeichnet, wie Gerber d. Pr. R. $ 164 
Note 1 richtig bemerkt, und gerade das nicht, daß hier bereits 
ein Vertrag vorliegt. Denn, was nur befprodyen und beredet ift, 
ift nicht verfprodhen und verabredet, dietum ift nicht promissum. 
Das Wort Vorvertrag bezeichnet aber das wirkliche Verhältniß, 
nämlih einen Vertrag vor einem Vertrag, ba8 beift ei- 
nen Vertrag dahin gefchloffen, daß ein Vertrag gefchloffen werden 
folle, alfo einen gegenwärtigen Vertrag, welcher einen Fünftigen 
Bertrag verfpriht”. Und in der Vorrede: „Leicht bilden fidh 
auch die Zufammenfekungen, 3. B. Darlehndvorvertrag, Pfand⸗ 
vorvertrag, Lehnsvorvertrag, MWechfelvorvertrag, wenn man Wech⸗ 
ſelſchluß nicht will". — Seitdem ift das Wort Vorvertrag vielfach 
angenommen worden. Den m. &. Maren Worten „alfo einen ges 
genwärtigen Vertrag, melder einen fünftigen Vertrag verfpricht” 
bat Degenfolb ©. 7. 8 einen mir fremden Sinn beigelegt (fo 
bemerkt auch Göppert S. 405) und ift dadurd zu einer Erör- 
terung über die „Beweglichkeit der Acceptantenrolle” S. 9—17 
veranlaßt worden, weil nicht immer zum Bertrag der Conſens 
und ein formlofer genügt, fondern es Fälle giebt, wo die Erflä: 
rung oder fonft eine Handlung des Einen der des Andern vor: 
aufgehen muß, 3. B. der Antwort die Frage, dem Nehmen das 
Geben; e3 wird Stipulation und Tradition hervorgehoben. 
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wärtiger Vertrag, welcher einen künftigen Vertrag ver- 
ſpricht“. Diefer, der Hauptvertrag, kann auch ein Ver—⸗ 
zichtövertrag fein; der Vorvertrag enthält 3. B. das Ver— 


5) Beifpiele von Vorverträgen. 

Wechſelvorvertrag (Wechſelſchluß). 

Grundwechſelvorvertrag. 

Vorvertrag auf das Accept einer Anweiſung. 

Das Statut iſt ein Vorvertrag des Actiengeſellſchaftsvertrages; 
einen Vorvertrag dieſes Vorvertrages (des Statuts) giebt es nicht. 
(Vgl. oben 8 129.) 

Der Kaufvertrag kann zugleich Nebenverabredungen des In- 
halts enthalten, melden auch felbftändige Vorverträge haben 
fönnen, daß der Käufer verpflichtet fein folle und wolle, zum 
Zweck der Zahlung des Kaufpreifes ein Wechfelverfprechen oder 
einen Verpflichtungsſchein zu geben; daß der Verkäufer verpflichtet 
fein folle, zum Zweck der Lieferung der Waare einen Verpflich⸗ 
tungsfchein oder einen Lagerfchein zu geben. 

Ein unter mehreren Perfonen gefchloffener Vertrag des In: 
halts, daß der Eine demjenigen von den übrigen die Sache ver: 
Kaufen wolle, welcher den höchſten Preis gleichviel welches Betra: 
ges oder über eine beftimmte Summe hinaus bieten werde, iſt 
ein zum Abſchluß eines Kaufvertrages verpflicgtender Vorvertrag. 

Der Eine verfpricht feinen Bedarf an beftimmten Waaren 
innerhalb oder zu einer beftimmten Zeit von dem Andern Faufen 
und der Andere verfpricht fie verkaufen zu mollen, oder es ift 
nur der Eine oder Andere verpflichtet. 3. B. Ich nehme drei 
Jahre Hindurd das für meine Bierwirtbichaft erforderlihe Bier 
aus Deiner Brauerei nad; dem Preis „mie foldhes die Ingol— 
ftädter Wirthe von Dir beziehen”. ROHG Entih. Bd 7. 
©. 155—158. 

Der ein Vorkaufsrecht begründende Vertrag, (Wenn Du 
überhaupt wirft verfaufen wollen, fo verfäufft Du mir und feinem 
Andern. L. 75. D. de contrah. empt. 18. 1). 

Der ein Recht auf Rüdverfaufen (pactum de retrovendendo) 
oder Rückkaufen (pactum de retroemendo) begründende Vertrag. 

Andere Beifpiele: Regelöberger ©. 132 und unten Note 11. 
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ſprechen, auf eine Forderung Fünftig verzichten zu wollen, 
Die Möglichkeit eines Vorvertrags ift unabhängig von der 
directen Erzwingbarfeit des Inhalts“. Den Antrag zu 
einem Borvertrag Tann ftellen wer diefen wünſcht, gleich— 
viel ob er durd den .Vorvertrag und ob er durd) den 
Hauptvertrag berechtigt oder verpflichtet oder beides wer⸗ 
den will. 

I. Der Borvertrag wird bier als ein felbftändiger 
Bertrag gedacht werden; er kann ein alleiniger Vertrag 
fein oder ein Nebenvertrag eines andern Bertrages fein, 
d. 5. zu einem andern bereits beftehenden Vertrag in ir- 
gend .einer Beziehung ftehen. Davon ift zu unterfcheiden 
der Fall, daß der einem Vorvertrag mögliche Inhalt einen 
Nebeninhalt zu dem Hauptinhalt eines Vertrages bildet, 
in welchem Wall aljo die Beredung und fchliefliche Vers 
abredung jenes und diefes Inhalts einen einzigen Vers 
trag hervorgerufen hat’. Die Gültigkeit und Klagbarkeit 
einer folchen Nebenverabredung iſt diefelbe wie die eines 
Borvertrages, infoweit der Inhalt fie bejtimmt. 

II. Der Borvertrag kann beide Contrahenten” oder 
nur einen binden. Der Vorvertrag, welder nur einen 
der Kontrahenten zum Abſchluß des Hauptvertrages ver- 
pflichtet, ift nicht bereitS der Hauptvertrag felber unter 
einer Bedingung’. 


6) Degentolb S. 40—45. 

7) Beifpiele: L. 75. D. de contrah. empt. (18. 1.) L. 21 
85.D. de A. E. V. (19. 1.) 

8) Göppert S. 418—420. 

9) Anders das römiſche Recht. Si placuerit, empta erit res. 
Vgl. unten 8259 unter NrIl. Diefe Auffaffung ift nicht richtig 
und heutzutage nicht nothwendig. Wenn einen beantragten Kauf: 
vertrag ſofort Feiner will, Feiner abſchließen will, der Eine aber 
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IV. Der Vorvertrag muß einen ausreichend beſtimmten 
Inhalt haben““. Einen ſolchen hat er bei den vier be— 
nannten Realcontracten unzweifelhaft daun, wenn bie 
Meinung die richtige ift, daß der Darlehnsvertrag, Auf- 
bewahrungsvertrag, Leihvertrag, Pfandvertrag auch heut- 
zutage erft durch das Geben entfteht; aber au dann, 
wenn die Meinung die richtige ift, daß diefe Verträge 
heutzutage Confenfualcontracte find. Die erftere Meimung 
angenommen, welche geltend macht, daß von Wiedergeben 


verſpricht, ihn Fünftig abzufchließen, wenn der Andere dies dann 
wollen werde, fo ift das ein VBorvertrag des beantragten Kauf: 
vertrages, deffen Abſchluß erfolgen oder nicht erfolgen fann. Nach 
dem römischen Necht iſt der beantragte Kaufvertrag bereits fofort 
abgefchloffen, aber unter der Bedingung, daß er werde abgefchloffen 
werden. Derſelbe Vertrag (nah unferm Sprachgebrauch der 
Hauptvertrag), welcher erſt jpäter durd das Ja des bis dahin 
nicht Verpflichteten entjteht, ijt bereits entftanden, nur umter der 
Bedingung daß er fpäter entjtehen werde; das römiſche Recht fagt: 
er ift entjtanden, es fagt nit: es folle gelten ala fei er ſchon 
damals entjtanden. Letzteres würde aud nur die Rückwirkung 
eined paetum nudum bedeutet haben, es fam aber darauf an, 
daß der Vorvertrag ald contractus, als klagbar gerettet werde. 
Da es zu diefem Zweck nunmehr, wo jeder gültige Vertrag lag: 
bar ift, der eigenthümlichen Logik nicht bedarf, das damals nicht 
Gewollte für dennod damals gewollt (nur unter der Bedingung, 
daß es fpäter werde gewollt werden, gewollt) zu erflären, fo fteht 
das römische Necht der richtigen Auffaffung, daß ein Vorvertrag 
vorliegt, nicht entgegen. Ih kann fofort Faufen unter einer Be: 
dingung, nur nicht unter der Bedingung, wenn ich, ohne jofort zu kau⸗ 
fen, künftig werde faufen wollen, alfo nicht unter der Bevorwort⸗ 
ung, daß ich fofort gar nicht, auch nicht bedingt kaufen wolle, 

10) Göppert ©. 417. 418. 

11) ROHG Entih. Bd 9. ©. 38—41 (Geſellſchaftsvorver⸗ 
trag). — Bd 8. ©. 364—367 (Verfiherungsvorvertrag). In 
diejer Reihenfolge zu vergleichen. 
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nit die Rede fein kann, bevor Hingeben erfolgt ift, fo 
kann dem Realcontract unzweifelhaft ein Vorvertrag vor- 
ausgehen, welcher durch das Geben erfüllt werden foll 
und ein Recht auf gehörige Erfüllung giebt”. Ein fol- 
her geht zuweilen als ein erfennbarer felbftändiger Ver— 
trag voraus. Alſo ein felbjtändiger Darlehns-, Pfand-, Leih-, 
Aufbewahrungs- Vorvertrag. Aber auch da, wo er nicht 
fo bervortritt, ift er dennoch immer vorhanden, denn dem 
Geben der Sache, 3. B. der Darlehnsfumme, wodurch 
erft der Kealcontract 3. B. der Darlchnsvertrag entfteht, 
geht immer der Wille voraus, fie darlehnsweiſe, pfand- 
mweife u. |. m. geben zu wollen, und zwar ein acceptirter 
Wille, alfo ein Vertrag. Es ift alfo ftets ein Vorvertrag 
vorhanden. Diefe Auffaffung wird bedeutend, wenn das 
Geben nicht das Gemollte ift, 3. B. wenn falfches Geld 
als Darlehn gegeben wird. Nach römischen Recht kann 
diefes nur condicirt werden, nach heutigem Recht Tann 
überdies echtes Geld darlehnsweife verlangt werden. 
Die andere Meinung angenommen, welche die richtige" 
ift, daß jene Verträge heutzutage Confenfualcontracte find, 
jo kann auch dem fo gedachten Darlehnsvertrag ein Dar 
lehnsvorvertrag vorausgehen und fo auch jedem der drei 
andern Berträge ein Vorvertrag. Es ift nicht anders 
wie bei den römischen Conſenſualcontracten und wie bei 
jedem andern Conſenſualvertrag. Auch den römischen 
(und andern) Confenfualcontracten kann ein Vorvertrag 
vorausgehen. Und zwar kann ſogar diefer Borvertrag 
denfelben Inhalt wie der Hauptvertrag Haben, nicht mehr 
und nicht weniger, 3. B. die Waare und den Kaufpreis 
12) Bgl. Regelöberger ©. 130. 131. 


13) Demelius Realkontrakte im heutigen Recht in Iherings 
Jahrbüchern Bd 3. (1859) S. 399—410, 


192 Abſchließung der Handelsgeſchäfte. 


beſtimmen. Der Vertragswille kann der ſein, daß ge— 
genwärtig eben noch nicht der Kaufvertrag da ſein, alſo 
noch nicht das durch ihn begründete Rechtsverhältniß, auch 
nicht als bedingtes und betagtes, eintreten ſolle, ſondern 
daß gegenwärtig nur die Verpflichtung des einen oder 
andern oder beider Contrahenten da ſein ſolle, ſpäter den 
Kaufvertrag zu ſchließen. So kann es dem vernünftigen 
Intereſſe der Contrahenten auch entſprechen, wie einen 
Kaufvorvertrag jo einen Miethsvorvertrag, Mandatsvor- 
vertrag, Gefellfhaftsvorvertrag zu ſchließen und aud) einen 
einem andern Konfenfualvertrag vorausgehenden Vorvertrag 
zu Schließen. — Die Cedirbarfeit und Vererblichkeit des 
Rechts aus dem Vorvertrag beftimmt fid) nad) dem In— 
halt des Hauptvertrages". Die Elaufel rebus sic stan- 
tibus ift auch nicht dem Vorvertrag felbftverftändlic ". 
V. Wenn eine Form 3. B. Schrift verabredet ift 
aber noch fehlt, jo ift entweder gar Fein Vertrag vorhan- 
den, auch fein VBorvertrag, oder es liegen zwei Verträge 
vor, von welchen feiner ein Vorvertrag ifl; erfteres ift 
der Fall, wenn die Verabredung vor, letteres, wenn fie 
nad) perfectem Vertrag gefchehen ift”. Wenn eine ges 
jegliche Form einem gejchloffenen Vertrag fehlt, fo ift es 
möglich, daß derjelbe als VBorvertrag ein Recht des einen 
oder andern oder jedes Kontrahenten auf Zuftandebritigen, 
Bollziehung, der Form begründet, oder ohne folche oder 
ohne alle Rechtswirkung if. Es kommt auf die Bebeut- 
ung der Yorm an; fie kann die Gültigkeit, Klagbarkeit, 


14) gl. Göppert ©. 424—-426. 

15) Anders Particularrechte. Preuß. Ldr. Th. 1. Tit. 11 
8656. Defterr. Gib. 8 936. Sächſiſches Gſb. $ 1174. — Bl. 
überhaupt Megeläberger ©. 133. Göppert S. 426—428, 

16) Zgl. oben 5 243, 
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Beweisbarkeit, bejondere Wirkungen des Vertrages bes 
dingen ”. 

VL Die Erfüllung des VBorvertrages Tann gejchehen 
durch einen Abſchluß des Hauptvertrages auf folche Weife, 
als ob gar fein VBorvertrag vorausgegangen wäre. Ein 
bejonderer Abſchluß muß gefchehen, wenn der Borvertrag 
nicht den ſämmtlichen Erfordernifjen des Hauptvertrages 
entfpricht, welcher 3. B. einer Form bedarf oder der 
Mitwirkung eines Dritten, etwa als Kontrahenten oder 
als Urkundsperfon oder um zu prüfen und, wenn nichts 
entgegenfteht, zu bejtätigen. Ein bejonderer Abſchluß durch 
gegenfeitige Willenserklärung kann gefchehen, ift aber nicht 
erforderlich, wenn diefe genügt um den Hauptvertrag zur 
Entjtehung zu bringen. (Daß der Vorvertrag den Inhalt 
de8 Hauptvertrages angiebt, wird vorausgefegt) Er 
ift zweifellos nicht erforderlich, wenn vereinbart ift, daß 
zum Abſchluß des Hauptvertrages die fpäter gehörig, 
nemlich nicht verfrühet und am rechten Ort, abgegebene 
Willenserflärung des durch den Vorvertrag Berechtigten 
(dies kann jeder Contrahent fein), daß er nunmehr den 
Hauptvertrag wolle, genügen folle”. Er ift aber aud) 
dann nicht erforderlich, wenn dies nicht vereinbart ift; 
denn die befondere Willenserklärung des durch den Vor: 
vertrag DVerpflichteten wird eben durch diefe feine Vers 
pflihtung erſetzt“. Der Abſchluß gilt als gefchehen, 
17) Bol. oben $ 242. 243.244. Zu vgl. Degenkolb S. 32— 
38. Göppert S©.414—416. Windſcheid Lehrbuch Aufl. 4 8 310. 
18) Man darf dies aber nicht fo ausdrüden: es ift verein: 
bart, daß in dem Vorvertrag jchon die Acceptation des Haupt: 
vertrage3 liegen jolle; denn der Berechtigte jtellt nicht einen Ans 
trag auf den Hauptvertrag, fondern erflärt feinen einer Accep: 
tation nicht bedürfenden Willen. 


19) Das freiwillige contrahere befteht im freien Wollen und 
Thol's Handelsrecht. dte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 13 
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wenn der zu demſelben Verpflichtete trotz des Verlangens 
des Berechtigten ihn verweigert. Die Verpflichtung zur 
Mitwirkung hat nicht zur nothwendigen Folge die rich— 
terliche Erzwingung der Mitwirkung. Der Hauptvertrag 
kommt zur Entſtehung ohne Mitwirkung des Verpflich— 
teten”. Daher bietet der Vorvertrag dem Promittenten 
nicht, wie behauptet wird”, immer den Vortheil, daß er 
mit Erfaß des Erfüllungsinterefies abkommt. 


8 247. 
Punctation, 


Punctation‘. Das Verhältniß der Perfonen, welde 
eine Punctation zur jchriftlichen Beurkundung dejjelben 
aufgejetgt haben, ijt entweder ein Borvertrag oder ein 
anderer Vertrag oder eine bloße Vorverhandlung (Tracta- 
tenverhältniß). Die Punctation kommt alfo vor zwiſchen 
Contrahenten oder Eontrahirluftigen. Damit ift die Frage 
über die bindende Kraft einer Punctation, fo daß fie den 
einfeitigen Rücktritt ausjchliege oder geftatte, von ſelbſt 
beantwortet. Der Ausdrud Punctation wird nämlich in 


entfprehender Willenserklärung, das erzwungene kann, da ein 
erzwungener freier Wille undenkbar ift, nur in der erzwungenen 
Willenshandlung, der Willengerflärung, beftehen, an deren Stelle, 
da fie eine Lüge ift, offenbar die Annahme genügt, daß fie geſche— 
ben fei, oder richtiger daß die obliegende ernftlihe Willenserklä— 
rung geſchehen ſei, weil fie geſchehen jollte, 

20) Mit Unredt wird, daß immer die Mitwirfung des Ver— 
pflichteten erforderlich jei, behauptet von Degenfolb ©. 17. 18. 
Vgl. auch Göppert S. 405. 406. 410—413. 

21) von Göppert ©. 421. 

1) Eichhorn Privatreht 8 94. Puchta Pandelten $ 251. 
Negelöberger Erörterungen ©. 134 ff. 


u 
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unferm deutſchen Gejchäftsverfehr in fehr verfchiedener 
Bedeutung gebraudt. 1. Zumeilen, um eine der Yorm 
nach vollendete, fertige, Schrift über einen dem Inhalt 
nach vollendeten, fertigen, Vertrag zu bezeichnen, alſo 
ganz in der Bedeutung von DBertrags- Urkunde, »Docu: 
ment, » Inftrument. — Meiftens aber deutet er auf ein 
noch Unvollendetes, noch nicht Fertiges, entweder daß 
der Vertrag oder daß die Schrift oder daß Vertrag und 
Schrift nicht fertig if. So in folgenden Fällen. 2. Die 
Contrahirluftigen fegen die Tractaten, um das Beſpro— 
chene befjer zu behalten oder zu überſehen, fchriftlich auf. 
Sie punctiven, notiren, ihre Beredung. Ein folder Auf- 
fag wird Punctation genannt. Cine Punctation in die— 
ſem Sinn ift nicht bindend, weil jchriftlihe Tractaten 
fo wenig, wie mündliche bindend find. 9. Die Contra- 
henten find über den wejentlichen Inhalt des Vertrages 
einig, aber Nebenpuncte follen noch beſprochen und fejtge- 
fegt werden. Jener Inhalt wird aufgezeichnet. Ein 
folcher Aufjfag wird Punctation genannt. Eine Puncs 
tation in diefem Sinn enthält einen bindenden Vertrag. 
Bereinigen fi die Contrahenten über die Nebenbeftim> 
mungen, jo kommen zu dem Vertrage ſpäter gejchloffene 
pacta adjecta hinzu, wenn nicht, fo treten die gefeglichen 
Beftimmungen, die naturalia negotü, ein. ine Punc- 
tation in diefem Sinn. ift dann nicht bindend, wenn dies 
befonders vereinbart worden ift, mas oft gefchieht, 
wenn die Abänderung der naturalia dem einen oder an- 
dern oder beiden Kontrahenten wichtig genug ift, um den 
ganzen Vertrag an die Vereinbarung derfelben zu wagen. 
4. Die Eontrahenten find über den Inhalt des Vertrages 
einig, er ift in einer Schrift aufgezeichnet, aber verabre- 
determaaßen oder gejeglich ift die Schrift ungenügend und 
13* 
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foll derfelben noch eine befondere Form, damit fie fertig 
werde, hinzukommen. Dieſe nicht fertige Schrift nennt 
man, eben um ſie in diefer ihrer Eigenfchaft der Unvoll- 
ftändigfeit zu bezeichnen, Punctation. So nennt man 
Punctation die Kladde, weil eine Reinſchrift folgen joll; 
die Reinfchrift, weil noch eine oder beide Unterjchriften 
fehlen; die als Privaturfunde fertige Schrift, weil noch 
eine notarielle Ausfertigung oder eine gerichtliche Mit- 
wirfung (Beglaubigung, Beftätigung) oder die Zuzie- 
hung eines Malers erfolgen fol. Die Wirkung einer 
Punctation in. diefem Sinn beftimmt ſich nad) der Bes 
deutung der noch fehlenden Form. Alſo danach, ob von 
der Yorm die Perfection, die Gültigkeit, die Klagbars 
feit, eine befondere Wirkung, oder nur diefe Beweisbar- 
feit abhängt. — Wenn die Intereffenten, gleichviel ob 
nach oder vor perfecten Vertrag, verabreden, daß eine 
Punctation aufgeſetzt werden ſolle, alfo die erft abzufaf- 
ſende Schrift Punctation nennen, fo kann diefer Ausdrud 
wohl nur in dem Sinn von Nr 1 gedeutet werden, und 
zwar nur in dem Sinn einer Privaturfunde, wenn nicht 
gefagt ift, daß eine öffentliche Urkunde gemeint fei. Wenn 
fie dagegen eine bereits abgefaßte Schrift eine Punctation 
nennen, jo muß aus den Umpftänden der Sinn bejtimmt 
werden. Sie können nur an die Bedeutung unter Nr 1 
gedacht haben; die Schrift kann aber auch als Privat- 
urfunde noch nicht fertig fein, fo daß fie die noch nicht 
fertige Privaturfunde im Gegenfag der fertigen Privatur- 
Funde Punctation genannt Haben; die Schrift kann ale 
Privaturfunde vollendet fein und fie haben mit dem Aus- 
drud Punctation jagen wollen, daß nod eine anderweitige 
Form hinzukommen folle. 
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Zweite Abtheilung. 
Inhalt der Handelsgejhäfte. 


8 248. 

Gemwollter und geſetzlicher Inhalt eines Handelsgeſchäftes. 

Der Inhalt eines Handelsgefchäftes, überhaupt eines 
Rechtsgefchäftes, wird beftimmt durch die Willenser- 
Härung und durch Rechts ſätze. Jedes Rechtsgejchäft 
iſt ſeinem Inhalt entſprechend zu erfüllen. Die Erfüllung 
iſt Ausführung des Inhalts. Iſt der Inhalt gefunden, 
ſo iſt die Frage nach der Erfüllung zwar nicht gänzlich, 
denn auch die Sicherung der Erfüllung iſt erheblich, aber 
zum größten Theil erledigt. Die meiſten Rechtsſetze über 
die Erfüllung find Rechtsſätze über den Inhalt. J. Aus 
legung eines Handelsgefchäftes, nämlich der Willenser- 
klärung. Die Auslegung eines Handelsgeſchäftes“ un— 
terliegt den allgemeinen Auslegungsregeln der bonae 
fidei negotia. Wenn man fagt: Treu und Glauben, 
d. 5. der Wille, nicht das Wort’, müffe entfcheiden und 
die Subtilitäten des römischen Rechts feien zu verwerfen, 
jo ift das erftere außer Zweifel, aber eben deshalb das 
zweite dann unrichtig, wenn die fogenannten Subtilitäten 
nicht8 weiter find als die Annahme eines verfchiedenen 
Willens unter verjchiedenen Verhältniſſen, und das ift 
meiftens, wenn nicht gar immer, der Fall. Das HGB 


1) Cödigo de comereio Art. 247—259. Codigo commercial 
Art. 256—269. 470. 

2) Nicht zu verwechfeln mit Treu und Glauben in der Bedeut⸗ 
ung Natur der Sade (oben $15 Note 2) und in der Bedeutung 
der Verpflichtung zu unerheblichen, wenn gleich nicht eigentlich con= 
tractlihen Mühwaltungen. Vgl. Seuffert Archiv Bd 1. Nr 41. 
©. 46. 47 (DAG zu Lübeck). 
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hat den Sat, daß für die richterliche Entjcheidung über 
den Inhalt einer Willenserflärung der Wille? und nicht 
das ihm miderftreitende Wort, alfo nicht der buchjtäbliche 
Sinn‘ beftimmend fein folle, und daß, um den Willen 
im einzelnen Fall zu beftimmen, der allgemeine Wille im 
Berfehr* nicht außer Acht zu laſſen ſeis'. Durd Aus: 
legung kann gefunden werden der Wille der Kontrahenten 
z. B. in Betreff des Ortes", der Zeit’, des Gegenftandes 
der Peiftung (3. B. die gewollte Art oder Eigenschaft 
der Sade”, die gewollte Art von Zahl, Maaß, Gewidt), 
der PVoransfegungen für eine Conventionaljtrafe". 


3) Art. 278. Das Gebot den Willen zu erforihen, bezieht 
fih auch auf ſtillſchweigende Willenserflärungen. Anders das 
ROHG Entid. Bd 7. ©. 287. 238. 

4) Beifpiel: ROHG Entſch. Bd 7. ©. 51—53 („gewiß nicht 
verklagen, wenn er ihm auch nod jo lange fchuldig bliebe‘). — 
Bd 3. ©. 184 (Strohftoff zu weißem Papier verwendbar”). — 
Bd 7. S. 117—120 („a deposito“). 

5) Verfehrsfitte. Handelsfitte. Der Ausdrud „Ues 
fance im meitern Sinn” (Goldihmidt Handbuch S. 233. 237 
Note 32) ift nicht zu empfehlen. Der Art. 279 fagt „die im 
Handeldverfehr geltenden Gewohnheiten und Gebräude“ und nimmt 
alfo das Wort Gebräude in einem andern Sinn ald der Art.1, 
welcher unter Handelögebräuchen das Gewohnheitsrecht, aljo Rechts— 
ſätze veriteht. 

6) Art. 278. 279. 

7) Beifpiele: ROHG Entih. Bd 3. S. 113. 114 und 114. 115 
(Glaßwaaren. Emballageftrob), — Bd 4. ©. 403. 404. — 
Bd 4. ©. 245. 246. — Bd 5. ©. 182—187 (berliner Bär: 
fenüfancen). — Bd 6. ©. 374—376. — Bd 7. &.1—16 (Oft: 
indifhe Baumwolle). — Bd 8. ©. 255—260. 

8) Art. 324 Abſatz 1. Art. 325. Art. 345 Abfak 2. 

9) Art. 326. 327 Abſatz 1. Art. 334 Abſatz 1. 

10) Art. 335. 336 Abſatz 2. 
11) Beifpiel: ROHG Entih. Bd 1. S. 311—27 Nr 2. 
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I. Rechtsſätze über den Inhalt eines Handelsge— 
ſchäftes. Der Frage nach dem Inhalt des Handelsges 
ichäftes gehört die Frage an nach dem Gegenftand, der 
Zeit, dem Ort der Leiftung. Soweit der Vertrag in 
diefen Beziehungen fchweigt, mithin auch der Auslegung 
feinen Stoff bietet, treten die Rechtsfäge ein. Das 
HGB Hat in diefen Beziehungen in einem eigenen Ab- 
ſchnitt Nechtsfäge für alle Arten von Handelsgefchäften", 
Es beftimmt 1. den Ort der Leiftung. Der gefegliche 
Erfüllungsort des Schuldners, insbefondere auch in Be— 
treff des Gerichtsftandes", ift der Drt, wo zur Zeit des 
Bertragsabichluffes der Schuldner feine Handelsniederlaf- 
fung oder in Ermangelung einer ſolchen“ feinen Wohnort 
hat”. Jedoch mit zwei Ausnahmen. a. Die Uebergabe 
einer bejtimmten Sache foll an dem Ort gefchehen, wo 
fie zur Zeit des Bertragsabfchluffes mit Wiffen der Con— 
trahenten war”. b. Wird eine Geldfumme gefchuldet, fo 
joll der Schuldner das Geld auf feine Gefahr und Koften 
dent Gläubiger an den Ort übermachen, wo zur Zeit 
der Entjtehung der Forderung der Gläubiger feine Han- 
delsniederlaffung oder in deren Ermangelung feinen Wohn- 
ort hatte”. Dieſe Ausnahme gilt aber nicht in Betreff 
von indoffabeln Papieren und von Papieren auf Inhaber. 
Das HGB beftimmt 2. die Zeit der Leiftung in vielen 
Rechtſätzen“, von denen einige der ADWO entnommen 


(200000 Kubikfuß Nobholz innerhalb des Jahres 1866 zu ver: 
ſchneiden). 

12) Art. 324—336. 

13) Art. 325 Abſatz 2. 

14) So beim bloßen Speculanten. 

15) Art. 324 Saß 2. 16) Art. 324 Satz 3. 

17) Art. 325. 18) Vgl. die Artifel 326—333. 
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ſind“. Der Schuldner hat bei verfrüheter Zahlung kein 
Recht auf ein Abgeld”. Das HGB beſtimmt 3. dem 
Gegenftand der Leiftung. Der Berpflichtete Hat Han- 
delsgut mittlerer Art und Güte zu gewähren”. Maaf, 
Gewicht, (auch Zahl), Münzfuß, Münzforten, Zeitrechnung, 
Entfernungen follen in der Art gelten, wie fie am Er- 
füllungsort gelten”. Ebenſo aud) die Art der Waare“. 
Für den Fall, daß der PVertrag auf eine Miünzforte, 
welhe am Erfüllungsort Feinen Umlauf hat, oder auf eine 
Rechnungswährung lautet, kann der Betrag nad) feinem 
Werth zur Verfallzeit in der Landesmünze gezahlt werden, 
unbeschadet anderer Verabredung”. A. Uebrigens ift der 
gefegliche Inhalt des Gefchäftes nicht als ein ftillfchwei- 
gend vereinbarter zu behandeln”. 


Dritte Abtheilung. 
Berfhiedene Beftimmungen über Handel# 
geſchäfte. 
8.299. 
Rechtsſätze des HGB über Handelsgefhäfte. 


In Betreff der Handelsgefchäfte im Sinn des HGB 


19) HGB Art. 327 Sat 2 (WO Art. 30), HGB Art. 
328 (WO Art. 32). HGB Art. 329 (WO Art. 92 Sab 1). 
Zu den allgemeinen Feiertagen gehören nicht die jüdijchen Feier— 
tage. ROHG Entf. Bd 2. S. 411. igenthümlid dem HGB 
find die Artikel 327 Abf. 1. 330. 331. 332. 333. 

20) Art. 334 Abfab 2. Bol. unten $ 254, 

21) Art. 335. 22) Art. 336 Abſatz 1. 

23) 3. B. Bedeutet „Prioritäts-Actien“ Darlehnsobligationen? 
Goldſchmidt Lucca >» Piftoja » Actienftreit S. 27. 

24) Art. 336 Abfab 2 entjpredhend der ADWO Art. 37. 

25) Die Faffung des Art. 336 Abſatz 1 leiſtet freilih einer 
ſolchen Auffaffung Vorſchub. 
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bat das HGB eine Mehrzahl von eigenthümlichen Rechts- 
ſätzen. L Einige Rechtsfäge haben gleichmäßige Beſtim— 
mungen für beide Contrahenten, gleichviel ob das Han- 
delögefchäft ein beibderfeitiges oder nur ein einfeitiges ift'. 
Diefer Art find die meiften Rechtsſätze. Es find fol 
gende. 1. Solidarfhuldnern, welche dies kraft des HGB 
find, und Bürgen für die Hauptſchuld eines Kaufmannes 
oder Speculanten fteht nicht zu die Einrede der Theilung 
und der Vorausklage'“. 2. Der Schadenserfag begreift 
nicht nur den wirklichen Schaden’ fondern auch den ents 
gangenen Gewinn‘? 3. Die Conventionalftrafe® iſt eine 
vereinbarte Feftitellung der Größe des Intereffes’ wegen 
der gänzlich ausgebliebenen oder verfpäteten oder fonft 
nicht gehörigen Erfüllung. Sie darf das Interefje unbe: 
ſchränkt überfteigen"; fie ift Fein Reugeld'; fie ift nur dem 
Minimum nad) eine Schadenstare”. Die Vereinbarung, 


1) Vgl. oben $ 36 Nr 1. 

2) Art. 2831 Satz 1 und Saß 2 erfter Theil. 

3) Dazu gehört aud die im Kaufalzufammenhang ftehende 
Verwirkung einer Conventionalftrafe des Gläubigerd gegen feinen 
Gläubiger. So auch ROHG Entih. Bd 4. ©. 192. 193. 

4) Art. 283. 

5) ROHGG Entih. Bd 2. S. 197. 198. Bd8. ©. 115118. 

6) Beifpiel: ROHG Entſch. Bd 1. S. 21—27 (200000 
Kubikfuß Robholz zu verſchneiden). 

7) Für die Auslegung kann das angemefjene Intereffe bedeu: 
tend werden. Beifpiel: ROHG Entid. Bd 8. ©. 227—231 
(70000 Kubikfuß Holz). 

8) Art. 284 Sat 1. So auch das Neichägefeb betreffend 
die vertragsmäßigen Zinfen, vom 14. Nov. 1867 8 1. Diefer 
5 begreift ſämmtliche Fälle der Gonventionalftrafe mit den Wors 
ten: „Zinfen, ferner Gonventionalftrafen für die unterlaffene 
Zahlung ... einer .... Forderung”. 

9) Art. 284 Satz 2. 10) Art. 284 Sap 3. 
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daß ein weiteres Intereffe nicht dürfe gefordert werden, 
giebt ihr zugleich die Natur des Neugeldes. Im der 
Annahme der verfpäteten Erfüllung liegt Fein Berzicht 
auf die wegen folcher verwirfte Conventionalftrafe'". 
4. Die Arrha“ (confirmatoria) gilt nicht als Reugeld 
(ſ. g. arrha poenitentialis), wenn nicht Bereinbarung 
oder Drtsgebrauh (Rechtsſatz oder Werfehrsfitte) oder 
Drtsgefeg dies anders beftimmen". Die Arrha ift zurüd- 
zugeben oder in Anrechnung zu bringen, wenn nicht Ver: 
einbarung oder Ortsgebrauch (Rechtsſatz oder Verkehrs— 
fitte) oder Drtögefeg anders beftimmen". 5. „Wegen 
übermäßiger Verlegung, insbefondere wegen Verlegung 
über die Hälfte, können Handelsgefchäfte nicht angefochten 
werden”"”,. 6. Die Meberfendung der Rechnung über 
eine Handelsſchuld gilt für fich allein nicht als Mahnung”. 
7. Die Anerkennung einer Rechnung über eine Handels 
Schuld fchlieht den Beweis eines Irrthums oder eines 
Betruges in der Rechnung nicht aus”. 8. Die Ber 
weisfraft eines Schuldfcheines über eine Handelsſchuld 
ift unabhängig von dem Ablauf einer Zeitfrift”. Die 
nit einer folchen Zeitfrift des bisherigen Rechts zufam: 
menhängende Ausſchließung des Gegenbeweifes gegen den 
’ 


11) Anders das ROHG Entſch. Bd 2. ©. 283. 284. 

12) Ihre Bedeutung zeigt recht der oben $ 237 Note 4 
erwähnte Fall in Seuffert Ardyiv Bd 4. Nr 33. 

13) Art. 285 Sat 1. 14) Art. 285 Satz 2, 

15) Art. 286. 

16) Art. 288 Sat 2. Die Beſtimmung könnte im Zufams 
menhang mit Sab 1 nur von einem überjendenden Kaufmann 
oder Speculanten verftanden werden, iſt aber allgemein, aljo auch 
von der Leberfendung an einen ſolchen, durch melden („auf deſſen 
Seite“) allein der Vertrag ein Handelsgefhäft ift, zu verftehen. 

17) Art. 294. 18) Art. 295. 


A ä — — 
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Inhalt des Schuldſcheines fällt demzufolge weg, ohne 
daß es der Berufung auf andere Gründe Praxis) be— 
darf“. 9. Die Beweiskraft einer Quitung über eine 
Handelsſchuld iſt unabhängig von dem Ablauf einer Zeit— 
friſt. Die mit einer ſolchen Zeitfriſt des bisherigen 
Rechts zuſammenhängende Ausſchließung des Gegenbeweiſes 
gegen den Inhalt der Quitung fällt demzufolge weg, 
ohne daß es der Berufung auf andere Gründe (Praxis) 
bedarf. 10. Wer eine Duitung über eine Handelsfchuld 
zum Weberbringen erhalten hat, darf als bevollmächtigt 
zum Empfang der Zahlung angefehen werden, wern feine 
befondern Umftände dieſer Annahme  widerftreiten”, 
11. Im Fall der Abtretung einer Handelsforderung Tann 
der volle Betrag gefordert werden, wenn auch die Gegen: 
feiftung weniger beträgt”. Werner gehören hierher folgende 
Rechtsſätze 12. über Stellvertretung. Wenn der, welcher 
zum Abſchluß eines Handelsgefchäftes bevollmächtigt ift, 
das Geſchäft im Namen des Vollmachtgebers (mern auch 
nicht als Bevollmächtigter, d. h. mit der Erklärung daß 
er bevollmächtigt fei) und gemäß der Vollmacht jchliekt, 
fo wird durd das Geſchäft der Vollmachtgeber und nicht 
der Bevollmächtigte gegen den Dritten berechtigt und 
verpflichtet”. Wer ein Handelsgefhäft als Bevollmäch— 
tigter (mithin im Namen eines Andern) jchließt ohne 
Vollmacht zu haben oder mit Ueberfchreitung feiner Voll 
macht, ift dem Dritten nah Handelsrecht verhaftet 


19) Vgl. ROHG Entf. Bd A. ©. 393—398. 

20) Art. 296. Hier jteht: Der „Ueberbringer“ einer Qui: 
tung und nit: der Bringer. | 

21) Art. 299. Alfo Aufhebung des anaftafiichen Geſetzes. 

22) Art. 298 Abſatz 1 und Art. 52. Für das Genauere 
find zuvörderft zu vgl. oben die 88 59. 62. 63. 69. 


— | 
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und kann von dem Dritten nad) deſſen Wahl auf Scha— 
denserjag oder auf Erfüllung belangt werben; er haftet nicht, 
wenn der Dritte beim Abfchluß des Gefchäftes den Mans 
gel einer Vollmacht oder die Meberfchreitung der Bollmacht 
gekannt hat”. Er ift mach Handelsrecht verhaftet‘, d. 5. 
er ift ebenfo nach Handelsrecht verpflichtet, wie der ars 
gebliche oder wirkliche Vollmachtgeber verpflichtet gewefen 
wäre, wenn eine dem Inhalt des Gefchäftes entfprechende 
Vollmacht ertheilt worden wäre”. Ferner gehören hieher 
die Rechtsfäge 13. über die Abfchliegung der Handelsge— 
ſchäfte“; 14. über die Erfüllung der Handelsgefchäfte” ; 
15. über den Kauf”; 16. einige Rechtsſätze über 
Zinſen“. 

I. Einige Rechtsſätze haben beſondere Beſtimmungen 
in Betreff (zum Vortheil oder Nachtheil) desjenigen Con» 
trahenten, durch welchen („auf deffen Seite“) das Ge- 
ſchäft ein Handelsgefchäft ift, und zwar entweder nur 
wenn e8 fein Gewerbsgefchäft ift oder ohne Unterfcheidung 
ob es fein Gemwerbögefchäft oder Speculationsgeſchäft ift. 
Die befondere Beftimmung betrifft alfo entweder den 
Raufmann oder den Kaufmann wie Speculanten. — Nur 
den Kaufmann betreffen folgende Nechtsfäge. 1. Ein 
Kaufmann, welcher als folder (Gefchäfte beforgt oder 
überhaupt) Dienfte leiftet, hat eine Forderung auf Pro- 
vifion und wegen Aufbewahrung auf Lagergeld”. Die 


23) Art. 298 Abſatz 2 und Art. 55. Für das Genauere 
vgl. oben $ 71. 

24) Bol. oben $ 71 Nr I. 

25) Art. 317—322. 26) Art. 324—336. 

27) Art. 337—359. 

28) Art. 287. Art. 292 Sab 1. Art. 293. Bol. unten 
Ne IV. 29) Art. 290. 
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Vergütung kann in einem andern Anfag enthalten fein”. 
2. Ein von einem Kaufmann als ſolchen, alfo in Be 
treff feines Handelsgewerbes, gejtellter Antrag, gejchlof- 
jener Mandatsvertrag, ertheilte Vollmacht erlifcht nicht 
durch feinen Tod, wenn nicht Har ift, daß er e8 anders 
wollte”, 3. Ein Kaufmann, welchem ein Antrag zu ei- 
nem Mandatsvertrag gemacht wird, gilt, wenn er darauf 
nicht antwortet, al8 annehmend und ift, wenn er ben 
Antrag ablehnt, zur Lagerung der überfandten Gegen- 
ftände verpflichtet, beides aber nur unter befondern Um- 
ftänden”. 4. Der Kaufmann kann Zinfen in beliebiger 
Höhe für beftimmte Schulden verſprechen“. — Den Kauf— 
mann wie Speculanten betreffen folgende Rechtsſätze. 
1. Mitſchuldner find Solidarjchuldner, wenn nicht anders 
mit dem Gläubiger vereinbart ift*. 2. Bürgen ents 
behren der Einrede der Vorausklage und der Theilung, 
wenn die von ihnen übernommene Bürgjchaft ein Han- 
delsgefchäft it”. 3. Die obliegende Sorgfalt ift ftets 
die eines ordentlichen Kaufmanns”. 4. Das Recht auf 
Berzinfung einer fälligen Yorderung ”. 

II. Einige Rechtsſätze ſetzen ein beiderfeitiges Hans 
delsgefchäft unter Kaufleuten voraus, es find Rechtsjäge 
über Fauftpfand”, über Retentionsrecht“, über das Recht 
Zinfen zu fordern", 


30) 3. B. die Vergütung für die Mühemwaltung des Verpackens 
in dem Anfag für Emballage. ROHG Entſch. Bd 3. ©. 115. 

31) Art. 297. 32) Art 323. Vgl. oben $ 239. 

33) Art. 292 Abſatz 2. Vgl. unten Nr IV, 

34) Art. 280. 35) Art. 2831 Satz 2 zweiter Theil. 

36) Art. 282. 37) Art. 288. VBgl. unten Nr IV, 

38) Art. 309—312. 39) Art. 313—316, 

40) Art. 289 und Art. 291. Vgl. unten Nr IV, 


OT 
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IV. Einige Rechtsjäte betreffen Zinfen und zwar die 
Zinspfliht und das Zinsmaaß. 1. Eine fällige Yordes 
rung eines Kaufmanns oder Speculanten begründet eine 
Forderung auf Zinfen fpäteftens vom Tage der Mahnung 
an“, 2. Eine fällige Forderung eines Kaufmanns gegen 
einen Kaufmann aus einem beiderjeitigen Handelsgefchäft 
begründet eine Forderung auf Zinſen vom Tage der Yäl- 
ligkeit an”. 3. Die Forderung eines Kaufmannes, wel- 
cher als ſolcher (Gefchäfte bejorgt oder überhaupt) Dienfte 
leijtet, auf Erſatz feines desfallfigen VBermögensaufwandes 
(„Darlehen, Vorſchüſſe, Auslagen und andere Verwen— 
dungen”) begründet eine Forderung auf Zinfen vom Tage 
des Aufwandes“, alſo feiner Veräußerung oder feiner 
Schuldnerfchaft, wenn er 3. B. feinen Credit benust. 
4. Wenn ein Kaufınann mit einem Kaufmann in laus 
fender Rechnung (Kontolurrent) fteht, jo dürfen von dem 
Saldo auch joweit, als er Zinfen begreift, Zinjen gefor- 
dert werden“; aljo dürfen in diefer Beſchränkung Zinfen 
von Zinfen gefordert werden. — 5. Die Höhe der ger 
jeglichen Zinfen, insbefondere auch der gejelichen Verzugs— 
zinfen ift bei Handelsgefchäften ſechs Procent jährlich, 
6. Zinfen für eine Schuld aus einem Handelsgefchäft, 
feien fie gefetliche oder verfprochene oder beiderlei Art, 
dürfen gefordert werden, aud wenn ihr Gefammtbetrag 
das Kapital: überfteigt “. 7. Zinfen können gültig vers 
Iprochen werden in beliebiger Höhe für die Schuld eines 


41) Dal. Art. 288. 42) Art. 289. 

43) Vgl. Art. 290. 44) Art. 291, 

45) Art. 287. Die gefeglihen Verzugszinſen find aber im— 
mer mindejtend jo body wie die bedungenen Zinfen. 8 3 des in 
Note 49 angeführten Reichsgeſetzes. 

46) Art. 293. 


% 
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Kaufmanns aus einem Darlehn, wern auch das Darlehn 
offenfichtlich Fein Handelsgefchäft ift, und für die Schuld 
eines Kaufmanns (nicht aus einem Handelsgeſchäft ſon— 
dern) aus feinem Handelsgefchäft, d. h. aus feinem Ge- 
werbsgefchäft oder feinem Speculationsgefhäft”. 8. Zins 
jen können gültig verfprochen werden in der Höhe von 
ſechs Procent jährlid für eine Schuld aus einem Han- 
delsgefchäft, unbeſchadet der Landesgeſetze, welche gejtatten 
höhere Zinfen zu bedingen”. — Die obigen Beftimmungen 
über die Zinfen widerftreiten dem die vertragsmäßigen 
Zinfen betreffenden Reichsgeſetz“ nicht”. Jedoch fällt die 
Beihränfung, in welcher das HGB (in den oben unter 
Nr 7 und 8 angeführten Beftimmungen) das Zinsverfpre- 
chen für gültig erklärt, weg Fraft der allgemeinen reichsgeſetz— 
lichen Beltimmung des Zinsgefeges, daß nunmehr für 
jede Schuld beliebig hohe Zinfen verjprochen werden dür— 
fen”, aber freilich nur unter Hinzutretender Befugnig des 
Schuldners zu einer halbjährigen Kündigung des Vertrages, 


47) Art. 292 Abſatz 2. 48) Art. 292 Abſatz 1. 

49) Gejeß, betreffend die vertragsmäßigen Zinjen. Vom 14, 
Nov. 1867. (BGbl. ©. 159.) Zu vgl. das bayeriſche Geſetz 
vom 5. December 1867 in Goldihmidt Zeitihrift Beilage zu 
Bd 12. ©. 201 und das öfterreihifhe Geſetz vom 14. Juni 
1868 ebendafelbit ©. 202. 

50) Die unter Nr1.2.3. 4.5.6 angeführten Bejtimmungen 
werden durch das Reichsgeſetz gar nicht berührt; die Beſtimmung 
unter Nr 7 ift in $2 des Reichsgeſetzes ausdrüdlich Jo wie fie lautet 
anerkannt, indem beftimmt ift, daß die reichsgeſetzliche Kündigungs- 
befugniß bier feine Anwendung leiden jol. Die unter Nr 8 anges 
führte Beſtimmung ift durh $ 2 und $5 des Reichsgeſetzes aus: 
drüdlih anerkannt. 

51) Daher auch der oben Note 45 erwähnte Rechtsſatz. 
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Erſter Abſchnitt. 
Der Kauf und Verkauf. 





8 250. 
Handelsgeſetzbuch und bisheriges Recht. 

In Betreff des Kaufes und Verkaufes iſt hinſichtlich der 
Gültigkeit des bisherigen Rechtes zu unterſcheiden. 1. Das 
bisherige Recht bleibt unverändert gültig für jedes 
Kaufgefchäft, welches nicht ein Handelsgefhäft im 
Sinn des HGB ift, mithin aud für alle Hand— 
werksverkäufe, auch die folder Handwerker, welche 
Kaufleute im Sinn des HGB find, weil deren Hand» 
werksverkäufe nicht als Handelsgefchäfte behandelt werden 
follen. 2. Das bisherige Recht bleibt, ſoweit das 
HGB keine Beftimmungen enthält, gültig für 
die Kaufgeichäfte, welhe Handelsgefhäfte im Sinn 
des HGB find. — Die Beftimmungen des HGB gelten 
nur für ſolche Kaufgefchäfte, welche Handelsgejchäfte im 
Sinn des HGB find. Es ergiebt fi, daß im Vergleich 
mit der Mafje der dem Kaufgefchäft eigenthümlich anges 
hörenden Rechtsfäge das HGB nicht viele derartige Rechts- 
fäte enthält. Auf das Kaufgefchäft, das Hauptgefchäft 
im Handelsverkehr, finden aber die allgemeinen alle Han- 
delsgejchäfte betreffenden Rechtsfäge des HGB am meiften 
Anwendung. 


4) Nach Art. 273 Abfag 3. Vgl. oben 834 Nri zu Ende. 
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Erſte Abtheilung. 
Der einfache Kauf und Verkauf. 


8 251. 
MWaare, 


Kauf und Verkauf“. Zu unterfcheiden von verjchie- 
denartigen Verträgen‘. Dem Kauf ift wejentlih Waare 


4) Einfacher Kauf und Verkauf. I. HGB Art. 337—359. — 
II. Cödigo de comereio Art. 361—381. — Codigo commercial 
Art. 453—504. 909— 921. — Das preußifche, öfterreichiiche, 
franzöfifche, badifche, holländiſche Recht hat das Kaufgeſchäft nicht 
bejonders für Kaufleute dargeftelt. — Falckner disp. de con- 
tractu emptionis venditionis, ed. novissima. Helmstadii 1754. 
Burghard (Ayrer) diss. de consensu et dissensu juris Lu- 
becensis et Romani circa emtiones et venditiones. Gottingae 
1767. Marperger neu eröffnetes Handelsgeriht S. 2831— 
304. Pardessus cours II. &.239—331. Kent vol. I. 
Lecture XXXIX. da Silva. Tomo V. cap. III. S. 5—10. cap. 
XXIV. S. 60—62. — II. ©, C. Treitſchke der Raufcontract 
in befonderer Beziehung auf den Waarenhandel nad römiſchem 
Rechte und den wichtigſten neueren Gefeßgebungen. Leipzig 1838. 
Zweite... erweiterte und verbefferte Aufl. bearbeitet von F. A. 
Wengler, Gera 1865. 

2) Lieferungsvertrag und Einkaufscommiſſion find nad kauf— 
mãnniſchem Sprachgebrauch oft ſchwer zu unterfcheiden, vgl. ROHG 
Entſch. Bd 3. ©. 44. 45. Ebenſo Lieferungsvertrag und Ber: 
kaufsmandat, vgl. ROHG Entih. Bd 7. &.178—180. Ein Fall 
in welchem Zweifel entftand, ob Tauſch oder Lieferung an Zah— 
lungs ftatt oder zwei gegenfeitige Raufverträge: ROHG Entſch. 
Bd 5. ©. 418—423. Vereinbart war das Net einer Hingabe 
an Zahlungs ftatt; denn wer Harz Fauft und „an Stelle des baa— 
ven Geldes Pechabfälle zu civilen Preifen liefern darf“, folde 
alfo nicht Tiefern muß, ift nicht Verkäufer. Wenn er foldhe lie: 
fert, nachdem er nichts mehr jchuldet, und fie angenommen werden, 
fo ift das, wenn es nicht im Anſchluß an die Vereinbarung Hins 


gabe an Zahlungsftatt für die noch zu erwartenden Harzlieferuns 
ZHöL’S Handelsrecht. te Aufl. Bd 1. Abth. 2. ; 14 


- — 
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und Preis. Die Unterfcheidbarkeit von Waare und 
Preis haracterifirt den Kauf gegenüber dem Tauſch'“. 
Die feilgebotene Sache ift als Waare kenntlich, und daher 
liegt, wenn eine Sade und nicht Geld für fie gegeben 
wird, ein Kauf vor, denn diefe Sache nimmt der Ver— 
fäufer an Geldes Statt’. — Die Waare“. Es ift 


gen ift, ein Verkauf von Pehabfällen, deffen Käufer aber nicht 
an Zahlungsftatt Harz bingeben darf, weil eine folde Hingabe 
zu feinen Gunften nicht vereinbart ift. 

3) $ 2. I. de emptione et venditione (3. 24). L. 1. pr. 
S 1. D. de contrahenda empt. (18. 1). L. 1. pr. D. de re- 
rum permutatione (19. 4). Ueber den Unterſchied von Tauſch 
und Kauf vgl. Treitichte Kaufcontract $17 und 88 112—114. — 
Ueber Tauſch (Troquiren, Barattiren) Codigo commercial Art. 
505—511l. Nobad HW 8 122. ©. 176—179. Ueber die 
doppelte Bedeutung von Barattogefhäft (in der eigentlichen ift 
es Tauſch, in einer weitern: zwei gegenfeitige Kaufverträge mit 
vereinbarter Compenfation der Raufpreife bis zum entfpredyenden 
Betrag) vgl. ROHG Entih. Bd 5. ©. 419. 

4) Treffend fagt Kunge in Goldſchmidt Zeitihr. Bd 6. 
S. 39 „Der Taufh (Baratto) fpielt heutzutage eine ganz ge— 
ringe Rolle, er fteht wie eine Ruine, aus vergangner Zeit 
in eine ganz andere Zeit hineinragend da; nur ausnahmsweiſe und 
unter anomalen Handelöfonjunfturen fällt der Handeläverkehr in 
feine Urform zurüd: fo in einzelnen Zweigen des Handels nad) 
entfernten Weltgegenden und in den legten Tagen einer ungüns 
ftigen Meſſe“. 

5) L. 1. C. de rerum permutatione (4. 64). ine andere 
Wirlung des Feilbietens: L. 11. pr. D. de R. C. (12. 1). 

) Soweit enthält das HGB Feine Beftimmungen. ine 
Ausnahme von diefer Bemerkung begründet nur der Artikel 
338, mwelder lautet: „Nach den Veftimmungen über den Kauf ijt 
auch ein Handelsgeſchäft zu beurtheilen, deſſen Gegenftand in der Lieferung 
einer Quantität vertretbarer Sachen gegen einen beftimmten Preis beſteht“. 
Der Saß it da, mo das gemeine Recht gilt, unerheblich, weil 
nad gemeinem Recht das Geſchäft, welches diefem Artikel zufolge 
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für die Gültigkeit des Kaufes gleichgültig, ob die Waare 
beim Abſchluß bereits exiſtirt oder nicht', und ob ſie im 
Eigenthum des Verkäufers iſt oder nicht". Der Verkäufer 
fann beim Genusverfauf erft Hinterher die zu Tiefernde 
Species erwerben wollen; es kann jelbjt die Species, 
über welche gehandelt wird, ſelbſt die, welche er Liefert, 
eines Andern Sade, eine fremde Sade fein‘. Denn 
der Verkäufer ift nicht verpflichtet auf den Käufer Eigen» 
thum zu übertragen’, fondern ift nur verpflichtet, dem 
Käufer die Sache zu tradiren und dafür einzuftehen, daß 


nad den Beftimmungen über den Kauf beurtheilt werden fol, 
ein Kauf if. Der Sat hat feine Bedeutung für Landesgejeke, 
3.8. da wo das preußiſche Landredit gilt. Vgl. ROHG Entic. 
Br 2. S. 288—292. — Daß Maſchinen „bei dem Stande der 
jegigen Induftrie” vertretbare Sachen jeien, läßt fi in diefer 
Allgemeinheit nicht behaupten. So, und gewiß mit vollitem 
Recht, da3 ROHG Entſch. Bd 2. ©. 289. 

6) Beitellung einer Sache, die erft producirt, angefertigt, wer: 
den foll, ift gültiger Kauf. L.2. $1. D. locati (19.2). L. 20. 
D. de contrahenda emptione (18. 1). L. 59. D. eod. 

7) Mommfen die Unmöglichkeit der Leiftung (1853) S,11—18. 

8) L. 28. D. de contrahenda emptione (18. 1). Hinter: 
ber erlangtes Eigenthum macht den Kauf nicht erjt perfect, fon- 
dern fiher; der Verkäufer verkauft oft eine fremde Sache in der 
Hoffnung, der Eigenthümer werde: das genehmigen oder das Ei⸗ 
genthum abtreten, oder in der Meinung, die Sache gehöre ihm. 
Der Eigenthümer hat gegen den Käufer aus eigenem Recht nur 
die Vindication, kann aber den Verkauf ratihabiren und fodann 
den Verkäufer mit der negotiorum gestorum actio auf Heraus: 
gabe des erhobenen Raufpreifes oder Abtretung der dem Verkäufer 
gegen den Käufer aus dem Kauf erwachſenen Rechte belangen. 
L. 19. C. de negotüs gestis (2. 19). L. 3. C. de R. V. 
(3. 32). L. 1. C. de rebus alienis non alienandis (4. 51). 

9) Bol. Thibaut Pandeltenreht Bd 2. $ 507 Note b. 

14* 
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der Käufer fie behalten kann“. Dies führt von felbft 
dahin, daß er mach gefchehener Eviction den Käufer fo 
Ichadlos Halten muß, als habe diefer die Sache behalten. 
Die Claufel, daß er „ohne Obligo“ verkaufe, befreit ihn 
von dieſer Dedungspfliht und ift auch keineswegs im 
Zweifel dahin auszulegen, daß er den Kaufpreis im Evie— 
tionsfall veftituiren wolle", Der Berfäufer muß aber 
bei der Claufel redlich verfahren fein, nämlich wirklich 
gezweifelt Haben, ob die Sache ihm gehöre, fonft ift fie 
wirkungslos”. Der Käufer, der in gutem Glauben eine 
dem Verkäufer nicht gehörende Sache kaufte, hat befon- 
ders: die Benugung, den Fruchtgenuß, die Verzehrung, 
den Ufucapionsbefis, die dingliche Klage zum Schuß die- 
fer Rechte (die Publieciana in rem actio)“. Im gutem 
Glauben ift er", wenn er nicht wußte, daß die Sache 
eine fremde fei, oder glaubte, daß der Verkäufer fie zu 
verfaufen berechtigt jei”, Er darf harmlos vorausfeßen, 
daß dem Verkäufer die Sache gehöre”, und, wenn er 


10) L. 11. 82. L. 30.81. L. 11. 88. 8 18. D. de 
act. empti (19. 1). L. 57. pr. D. de evictionibus (21. 2). 

14) Die L.11. $18. D. de act. emt. (19. 1) ift nicht für 
diefe Interpretation der Claufel, und gegen fie ift L. 68. D. de 
evictionibus (21. 2). — Anders und aud nicht anders der Co- 
digo commercial Art. 481. 

12) L. 6.8 9. L. 11. $ 15. D. de act. emt. (19. 1). 

13) L. 3. 8 1. L. 7. $ 10 bis L. 11. pr. D. Publ. 
ir. a. (6. 2. Mit L. 9. $ 4 ift zu vol. L. 31. $ 2 D. de 
act. empti (19. 1) und Thibaut Pandektenreht Bd 2. $ 714 
Note e und Savigny Obligationenreht Bd 2. ©. 146—153. 

14) Die bona fides wird vermutet. Vgl. Savigny Obli— 
gationenreht Bd 2. S. 148—153. 

15) L. 109. D. de V. S. (50. 16). 

16) L. 27. D. de contrah. empt. (18. 1). 
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wußte, daß dies nicht fo fei, dem Verkäufer, welcher 
fich für berechtigt zu verfaufen ausgiebt, ohne Weiteres" 
trauen ”. 


8 252. 
Raufpreis. 


Der Kaufpreis”. 1. Der Kaufpreis muß Geld 
fein', und die Summe beftimmt”, wenn gleich nicht ge- 
wußt fein’. Sie ift beftinmt, wenn fie bejtimmt ift durch 
Bezugnahme auf einen andern Preis‘, welches auch der 


17) Bei Perfonen, die fi nicht wirkſam verpflichten Können, 
ift freilich Vorſicht nöthig. Arg. L.1. C. ad Set. Maced. (4. 28), 

18) L. 109. D. eit. „puta procuratorem aut tutorem esse.“ 
L. 27. D. eit. 


) Someit enthält das HGB Feine Beftimmungen. Ausge— 
nommen daß 1. Art. 353 eine Beitimmung für den Fall enthält, 
daß im Vertrage der Marktpreis oder der Börfenpreis ala Kauf— 
preis beftimmt ift; und daß 2. die Beftimmung des Art. 286 in 
Betreff übermäßiger Verlekung hier in Anwendung kommt. Bol. 
unten Note 5 und Note 28. Beide Beftimmungen gelten aber 
nur für ſolche Raufgefchäfte, welche Handelsgefhäfte im Sinn des 
HGB find, alfo 3.8. nit für die Handwerksverkäufe. 

1) 8 2. I. de emptione et vend. (3. 24). L. 1. pr. $ 1. 
D. de contrah. empt. (18. 1). — Ueber die Art, wie der Kauf: 
preis bejtimmt werden Tann, vgl. Codigo commercial Art. 
456. 457. 

2) Bgl. Glüd Bd 16. $ 980 ©. 75—83. Casaregis I. 
dise 34. S. 207—212. 

3) L. 7. 8 1. D. de contrah. empt. cı8. 1). Iſt der Preis 
nicht verabredet, jo gilt ald gemeint der Marktpreis. Codigo com- 
mercjal Art. 466. OAG zu Lübeck (Seuffert Archiv Bd 2. 
Nr 166). DAG zu Dresden (Seuffert Ardiv Bd 2. Nr 284). 

4) ROHG Entih. Bd 7. S. 155—158. Bol. oben $ 246 
Note 5. 


| 
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Marktpreis oder der Börfenpreis® fein kann. Sie gilt, 
wenn die Kontrahenten die Taxe, welche ein Dritter un: 
befangen machen werde, entjcheiden zu laffen einig find, 
infofern als beftimmt, als beide die Entfcheidung abzu— 
warten verpflichtet find; aber eigentlich vorhanden* ift der 
Kauf erjt dann, wenn der Dritte den Preis feitgeftellt 
hat’. Ebenſo ift e8, wenn der Preis nad dem erft ſpä— 
ter auszumittelnden Quantum berechnet werden foll; der 
Kauf ift infofern perfect, bindend, als feiner fich dem 
Meſſen, Zählen, Wägen entziehen darf, aber eigentlich 
vorhanden, namentlich Hinfichtlich der Gefahr perfect, ift 
er erft dann, wenn das Quantum ausgemittelt worden 
ift‘. Dem Käufer darf die Beftimmung des Preifes nicht 
anheim gegeben werden, weder feiner MWillfür noch feis 
nem billigen vernünftigen Ermeffen, ein fo unbedingtes 
Einverftändniß mit dem Preis, welchen der Käufer bieten 
wird, bindet den Verkäufer nicht”. 2. Der Preis bil- 
det fi unter den Kontrahenten durch eine fofortige Ei- 
nigung oder durch Hin- und Herhandeln, indem nach und 
nach der Verkäufer abläßt und der Käufer zulegt“. Da- 


5) HOB Art. 353. Es ift im Zweifel der, welder am 
Erfüllungsort zur Erfüllungszeit beftehen mird. 

6) Was namentlich für den Uebergang der Gefahr bedeutend ift. 

7) $ 1. I. de empt. (3. 24). L. 15. C. de contrah. empt. 
(4. 38). 

8) Vgl. unten $ 265. 

9) L. 35. $ 1. de contrah. empt. (18. 1). L. 13. C. de 
contrah. empt. (4. 38). Die L. 42. D. mandati (17. 1) fteht 
nicht entgegen. 

10) L. 8. C. de rescind. vend. (4. 44). Quod si videli- 
cet contractus emptionis atque venditionis cogitasses substan- 
tiam, et quod emptor viliore comparandi, venditor cariore 
distrahendi votum gerentes, ad hunc contractum accedant, 


8 252. Kaufpreis. 215 


bei hat jeder den Werth im Auge, ben die Sache für ihn 
bat, und ftellt danach feinen Preis; der vereinbarte kann 
daher, jo ſchlechtweg betrachtet, nie unangemeffen oder un- 
bilfig genannt werden. So kann er nur durch Bezug- 
nahme auf einen andern Preis gelten. 3. Es giebt bei 
Waaren, die einen Markt haben, eine mittlere Preistare 
die fi) unabhängig von der Neigung eines einzelnen Ver— 
fäufers oder Käufers bildet", es ift der fogenannte 
Marktpreis“*. Diefer beſtimmt fich nach verjchiede- 
nen Umſtänden“, zunächſt immer nad dem Verhältniß 
des Angebots zur Nachfrage; je nachdem die Umftände 


vixque post multas contentiones, paulatiım venditore de eo 
quod petierat detrahente, emptore autem huic, quod obtule- 
rat, addente, ad certum consentiant pretium: profecto perspi- 
ceres, neque bonam fidem .... pati, neque ullam rationem 
concedere, rescindi .... consensu finitum contractum vel sta- 
tim, vel post pretii quantitatis disceptationem .... Gonad 
ift es kaum anders denkbar, als daß diefelben Perfonen einen 
Kauf über zwei gleiche Objecte unter denfelben factifchen Verhält— 
niffen auch zu demfelben Preife abjchliegen werden. Wie bedeus 
tend dies für die Auffaffung kaufmänniſcher Geſchäfte ift, vgl. 
3. B. meinen Verkehr mit Staatzpapieren S. 168—172, 

11) Pretia rerum non ex affectu nec utilitate singulorum, 
sed communiter funguntur. L. 63. pr. D. ad legem Faleci- 
diam (35. 2). L. 33. D. ad legem Aquiliam (9. 2). 

12) Marktpreis und Börfenpreis zuweilen, nicht immer, ders 
ſelbe. Seuffert Archiv Bd 1. Nr 37. 

13) HGB Art. 353. „. . . der Marktpreis oder der Bör: 
fenpreis ... . ift . . . der laufende Preis, welcher ... nad) den 
dafür beitehenden örtlichen Einrichtungen feitgeftellt ift,.... oder... 
der mittlere Preis, welcher fih aus der Vergleihung der .. . gejchlof: 
jenen Kaufverträge ergiebt." ROHG Entſch. Bd 2. S. 194—198. 

14) Vol. Rau Volkswirthſchaftslehre 8 146—186. Der Markt: 
preis ift nicht deßhalb weniger der wirkliche Marktpreis, weil er 
durch Schwindelgefchäfte gefteigert iſt. Seuffert Archiv Bd 1. Nr 37. 


— on 
ur 
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fich ändern oder bleiben, ändert er fich, ſinkend oder fteigend, 
oder bleibt er. Er ift verzeichnet, notirt, in den Preis- 
couranten, welche, wenn die Waare gemünztes Geld, Pa- 
piergeld oder ein Ereditpapier ift, Courszettel heißen, weil 
man den Marktpreis diefer Waaren Cours nennt. Die 
Preisconrante und Courszettel werden öffentlih, insbe- 
jondere in öffentlichen Blättern, befannt gemadht. Der 
Zweck der Notirung und Bekanntmachung ift, der gefamm- 
ten Handelswelt eine zuverläffige, auf die Beobachtung 
und Berechnung ſachkundiger Männer” gegründete Nach— 
richt von dem Preis (Cours), welchen eine beftimmte Waare 
an einem beſtimmten Orte zu einer beftimmten Zeit hat, 
zu geben. Daher wird denn auch diefe allgemeine Nach- 
richt in Ermangelung bejonderer Nachrichten allgemein 
vom Handelsftande gejucht und beachtet und als zuver- 
läffig, alfo die Notirung als mit den wirklichen Verhält- 
niffen übereinftimmend, anerkannt. Die Notirung bat 
daher, wenn fie auch nicht "unter öffentlicher Auctorität 
gefchieht, doch eine ufuelle Auctorität. Daher ift der no- 
tirte Preis (Cours) maaßgebend, wo e8 auf den Marft- 
preis ankommt, und e8 hat, wer fich auf denfelben beruft, 


15) Die mittlere Preistare wird gewonnen durch eine Durch: 
ſchnittsrechnuung aus einer Mehrzahl von Abſchlüſſen, melde Be: 
rechnung von den Maflern oder mit Zuziehung derfelben gemacht 
wird. Ueber die Kormirung des Wechſelcourſes vgl. die Teipziger 
WO 8 31, die braunſchweiger 8 42, die berliner Bör: 
jenordnung von 1825 8 12—16 (abgedrudt bei Bleibtreu 
©. 136. 137) und die Gefege bei Treitfchte Cuchflop. der Wedh- 
jelrehte Bd 1. ©. 312— 315. Ueber Courszettel von Wed: 
feln: Bender Wedfelveht Bd 1. 8 347 ©. 472—475. 477. 
a. €. bis 481 den Tert; Treitfchle Enchklopädie Bd 1. S. 311. 
312; Bleibtreu $ 241 ©. 137—139. Ueber Breiscourante 
und Courszettel: Nobad HW S 137. 153. 165. 194. 235. 
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fundatam intentionem für fih. Gegen biefe nur zu- 
nächft entfcheidende Auctorität des notirten Preifes (Cour- 
fes) ift aber natürlich der Gegenbeweis nicht ausgefchlof- 
fen’, daß berfelbe mit dem wirklichen Preis (Cours) 
nicht übereinftimme. Dazu gehört aber, daß die Abwei— 
hung bedeutend, nämlich nicht fo gering fei, daß fie ſich 
noch aus den individuellen Verhältniffen der wirklichen 
Gefchäfte erklären läßt, und daß nicht der Preis (Cours) 
einzelner Gefchäfte fondern der Durchſchnittspreis einer 
Mehrzahl von Gefchäften bedeutend abweiche.. Der Markt: 
prei® giebt einen Anhalt fir die Beurtheilung, ob der 
Preis bei einem einzelnen Kaufgeſchäft ein angemeffener, 
billiger, fei. Das römische Recht nannte ben Marktpreis, 
da diefer nach der allgemeinen Meinung ein angemefjener, 
zu dem Werth der Waare im Verhältniß ftehender Preis 
ift, justum pretium”. Davon unterfcheidet ſich natür- 
fich ein gefetzlich erlaubter Preis. 4. Erlaubter Preis. 
Die Regel ift: man darf beliebig theuer und wohlfeil ver: 
faufen und kaufen“. a. Beliebig mohlfeil. Der Preis 


16) So auch das HGB Art. 353: Bei nachgewiefener Un 
richtigfeit der Teftftellung des nad den dafür bejtehenden örtlichen 
Einrichtungen feftgeftellten Preifes ſoll diefer Preis nicht maaß⸗ 
gebend fein. Dal. ROHG Entſch. Bd 5. S. 326—331. 

17) L. 36. pr. D. de donationibus inter V. et U. (24.1). 
L. 3. 85. D. de jure fisci (49. 14). L.-2. L. 8. C. de re- 
scindenda venditione (4. 44). 

18) L. 16. $ 4. D. de minoribus (4. 4) in pretio emptio- 
nis et venditionis naturaliter Jicere contrahentibus se eireum- 
venire. — L. 22. $ 3. D. locati (19. 2) in emendo et ven- 
dendo naturaliter concessum est, quod pluris sit, minoris 
emere, quod minoris sit, pluris vendere, et ita invicem se 
eircumscribere. — L. 71. D. de contrah. empt. (18. 1). Nov, 
97 cap. 1 eineg EunogixWg ahınkovg megiyga por. 
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unter dem Marktpreis macht den Kauf zu einem |. 9. 
Freundeskauf; diefer ift erlaubt, weil Schenkungen erlaubt 
find”. b. Beliebig theuer. Dies leidet eine Ausnahme, 
wenn gefeglich ein Preis als Normalpreis, der nicht über- 
ſchritten werben darf, feftgefegt if. Die gefeglichen Ta— 
ren” find meiftens auf folche Verkäufer berechnet, welche 
zugleich die Producenten find”; fie treffen aber folgemweife 
auch den Kaufmann. c. Die Regel: beliebig theuer und 
wohlfeil erleidet eine doppelte Ausnahme. aa. Es ift für 
das beliebig wohlfeil direct und, weil ein zu weites Ab— 
gehen vom Marktpreis oder” ein zu großes Mißverhält— 
niß der Gegenleiftungen unbillig gefunden wird, indirect 
(analog) für das beliebig theuer” eine Grenze gefegt in 


19) L. 38. D. de contrah. empt. (18. 1). Glüd Bd 16. 
8 978 ©.70—73. Wo Schenfungen ausnahmsweiſe unftatthaft 
find, ift alfo auch der Kauf, fofern oder foweit er nicht Kauf, fon» 
dern Schenfung ift, unwirkſam. L. 38. eit. L. 5. 8 5. L. 7. 
$ 6. L. 31. 8 3. D. de donationibus inter V. et U. (24. 1). 

20) 5.8. L.1. $ 11. D. de officio praefeeti urbi (1. 12). 
Dal. auch Glück Bd 16. ©. 74. Vielleicht gehört au L. 71. 
S 3. D. de contrah. empt. (18. 1) „si nihil contra consue- 
tudinem regionis fiat‘ hierher. 

21) Brod, Fleifh, Bier. Rau Vwpflege $ 293— 296. 

22) Je nahdem da3 eine oder das andere als die Meinung 
der in Note 24 angeführten Geſetze angenommen wird, iſt die 
Frage, wann der Käufer enorm lädirt ſei, verſchieden zu beant- 
worten, dort, beim Marktpreis von 100, wenn er mehr ala 150, 
bier, wenn er mehr ala 200 gab. 

23) Vgl. Michelfen Oberhof zu Lübeck Nr 144. Daß aud 
der Käufer fih über enorme Läfion befchweren dürfe, dafür 
DAG 1. zu Lübel; 2. zu Münden; 3. zu Dresden; 4. OT 
zu Stuttgart (in Seuffert Arhiv 1. Bd 6. Nr 32335 — 
2. Bd 2. Nr 275. Bd 3. Nr160. Bd6. Nr 322. — 3. Bd 2. 
Nr 356. Bd 3. Nr 1615 — 4. Bd 4. Nr 212). 
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den Beſtimmungen über die ſ. g. laesio enormis”. Diefe 
Gränze, allgemein ausgefprochen, ift einzuhalten bei alfen 
Waaren, die einen Marktpreis haben”; bei Waaren, die kei— 
nen Marktpreis haben, fällt natürlich, da der Anhalt, fehlt, 
die Beftimmung weg, und e8 ift die beliebige Preisbeſtim— 
mung ungehindert”. Abgeſehen von diefer Gränzbeftim- 
mung, die eine Taxe nah dem Marimum und Minis 
mum enthält, ift alfo das Nehmen eines noch jo hohen 
fowie das Geben eines noch fo geringen Preifes nicht 
unredlich, nicht wider Treu und Glauben, es enthält 
feine PBrellerei”. Diefe Gränzbeftimmung gilt aber nicht, 
wenn der Kauf ein Handelsgefhäft ift, im Folge des 
allgemeinen Sates über Handelsgefhäfte”. Für Die 
Handwerfsverfäufe kann fie gelten, da dieſe als folche 
nicht ale Handelsgefchäfte behandelt werden follen”. Denn 


24) L. 2. L. 8. C. de reseind. vend. (4. 44) humanum 
est, ut ... receipias. Vgl. v. Vangerow Pandeften Bd 3.8 611. 
Particularrehte ageftatten die Webervortbeilung über das 
Doppelte hinaus, 3. B. Cödigo de comereio Art. 378. Bol. 
den Codigo commercial Art. 494. 510. 

25) Bender Verkehr mit Staatzpapieren $ 61. S. 305—307, 
welcher die Beichwerde wegen enormer Verletzung bei Verträgen 
über Staat3papiere unbedingt ausſchließt, überfieht, daß nicht alle 
Geſchäfte mit Staatspapieren gewagte Gefchäfte find und daß der 
Marktpreis (Cours) zur Zeit des Abſchluſſes und zwar zur Mi— 
nute deffelben die Norm giebt. 

26) 3. B. bei Gemälden, vergriffenen Rupferftihen, antifen 
Münzen (Seuffert Arhiv Bd 4. Nr 213). 

27) L. 4. L. 10. C. de rescind. vend. (4. 44). Dolus 
emptoris, qualitate facti non quantitate pretii aestimatur. 

28) HGB Art. 286. „Wegen übermäßiger Verletzung, ins⸗ 
befondere wegen Verlegung über die Hälfte, können Handelsgeſchäfte 
nicht angefochten werden.“ 

29) HOB Art 273 Sab 3. Bol. oben $ 34 Nr 1 zu Ende, 
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daß fie deshalb für den Handwerker nicht gelte, weil dies 
dem bisherigen Necht über den Kaufmann entfpreche, ber 
Handwerker aber gegenwärtig Kaufmann fei, ift unrichtig, 
da fie nach dem bisherigen Recht auch für den Kaufmann 
galt”, bb. Es darf nicht wider Treu und Glauben 
auf die Billigung oder Bewilligung des Preifes einges 
wirft fein, alſo fein dolus vorliegen”. in folcher ift 
3. B. nicht vorhanden, wenn der Verkäufer in einer Aucs 
tion Scheinfäufer bieten läßt” oder frühere Gebote An- 
derer wahrheitswidrig erwähnt”, wohl aber wenn er eis 
nen Scheinmiether ſendet“ ober wenn er ernftlich ver: 
fichert, man erhalte die Waare nirgends mohlfeiler ”. 


30) So auch das DAG der v. fr. St. D. mit Berufung 
auch auf „die unbeftrittene Praxis der Gerichte bedeutender Hans 
delsplätze“ Hamburger Sammlung Bd 1. ©. 342. 343. 

31) Die gegentheilige Meinung (3. B. Pöhls HR ©. 162. 
163) beruft fih darauf, daß ein abfoluter Werth einer Waare 
fi) nicht nachweifen laffe, daß der Kaufmann als Waarenkenner 
die Verletzung wilfe, und daß nad den Stellen der Note 18 ein 
unbegrängtes Webervortheilen dem Kaufmann erlaubt je. Allein 
diefe Stellen find eben durd; die Grenzbeſtimmung der L. 2 und 
L. 8. C. eit. (Note 24) zu modificiren; die Waarenkenntniß ift re= 
gelmäßig nicht vorhanden (aud daher die Zuziehung des Maklers. 
Büſch Darftellung Bd 1. ©. 397—399. Bd. 2 ©. 508—513) 
und giebt auch nicht nothwendig das Wiffen diefer Verlekung; 
der erite Grund beweift zuviel und auch defhalb nicht, meil der 
Marktpreis den Anhalt giebt. — Vgl. auch da Silva Tomo 
V. cap. XXIV. ©. 60. 61. 

32) L. 22. 8 3. L. 23. D. locati (19. 2). 

33) L. 22. 8 3. D. mandati (17. 1). 

34) Bremer Sammlung Bd 2. Heft 1. ©, 243. 244 (au 
Seuffert Ardiv Bd 2. Nr 161). 

35) L. 49. pr. D. de action. E. V. (19. 1). 

36) Seuffert Arhiv Bd 2. Nr 167. 
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8 253. 
Kaufpreis. (Berechnung. Verzinfung.) 

5. Berehnung des Preifes. In Betreff der 
Berehnung des Kaufpreifes hat das HGB für folche 
Kaufgefchäfte, welche Handelsgefchäfte im Sinn des HGB 
find, Beftimmungen über Tara, Gutgewicht und Refactie. 
a. Zara. Der bedungene Kaufpreis ift felbftverftändlich 
nur auf die gefaufte Waare, nicht auch auf deren Verpak— 
fung zu beziehen‘. Daher muß die Verpackung zurüd- 
gegeben oder vergütet werden‘. in Anderes kann ver- 
einbart werden oder nach Handelsgebraud; oder Gefet 
gelten. Daher muß ferner bei Waaren, welche nach dem 
Gewicht verkauft worden find, der nad Gewichttheilen 
beftimmte* Kaufpreis, wenn er berechnet werden foll für 
das Ganze, berechnet werden nad dem Nettogewicht, und 
muß aljo das Taragewicht (da8 Gewicht der VBerpadung), 
wenn e8 nicht bereit8 vorher ausgemittelt ift, nachträglich 
ausgemittelt werden zum Zweck des Abzuges vom Brut— 
togewicht'. in Anderes, daß nemlich der Kaufpreis nad). 
dem Bruttogemwicht berechnet werde, kann vereinbart werden 
oder durch Handelsgebraud; oder Geſetz gelten‘. Eine 
folhe genaue Ausmittelung der Tara ift aber weit jeltener 
als eine ungefähre Taration des von dem Bruttogewicht 
abzuziehenden Taragewichtes. Dieſe Taxation gefchieht 
auf verſchiedene Weiſe“ (oft nach Procenten)“, welche 


*) Bol. Rechtsfälle Bd 2. S. 13—1B. 

1) ROHG Entſch. Bd 1. S. 100—103 (Sadmietde). Bd1. 
©. 267—269. Bd 6. ©. 167. Bd 9. ©. 208. 

2) Anders, wenn gekauft: dieſes Faß Kaffee jo wie es da ift. 

3) HGB Art. 352 „fo fommt das Gewicht der Verpadung 
(Taragewicht) in Abzug“. 4) HGB Art. 352. 

5) Vgl. Kegel der Handel in Hamburg (Hamburg 1806) Bd1, 
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häufig als Handelsgebrauch” feſtſteht. b. Gutgemwidt. 
Zuweilen wird vereinbart oder es gilt al8 Handelsge- 
brauch”, daß dem Käufer der Kaufpreis nicht nach dem 
vollen Nettogewicht berechnet, ſondern ein Theil defjelben 
nicht in Anſchlag gebracht werde; diefer heißt Gutgewicht*. 
Diefes wird gewöhnlich von dem Groffiften dem Detaili- 
ften zugeftanden als ein Erſatz für den Heinen Ausſchlag 
am Gewicht, den diefer beim Kleinverfauf feinen Abneh- 
mern giebt. Diefer ſ. g. „Abzug aufs Gewicht” ift ein 
Nachlaß an dem urfprünglich gedachten Kaufpreis. c. Re— 
factie. Ein anderer derartiger Abzug und Nachlaß (Res 
factie) ift der wegen Schadhaftigkeit namentlich ungewöhn- 
licher Unreinigfeit der Waare, Er wird vereinbart oder 
gilt als Handelsgebrauh”. 6. Berzinfung des 
Preifes”. Im Betreff der Berzinfung des Kaufpreijes 


©. 403. 404 und die dann folgende Tabelle VII in der fünften 
Rubrik. 

6) Arhiv für das Handelsreht Bd 2, ©. 577. 578. Büſch 
Darftellung Bd 1. S. 160—163. 

7) Diefen Handelsgebraud erfennt der Art. 352 ausdrüdlich 
an: „Ob und in welcher Höhe das Taragewicht nad) einem bes 
ftimmten Anfate oder Verhältniffe ftatt nad) genauer Ausmittelung 
abzuziehen iſt ... ijt nad dem Vertrage oder dem KHandelöge- 
braude am Orte der Uebergabe zu beurtbeilen”, 

8) Anerkannt in HGB Art. 352. 

9) Büſch Darftelung Bd 1. ©. 163.164. $6. — ROHG 
Entih. Bd12. S.59—61 (Tabad 4 Pfund per 104 Pfund London). 

10) Anerkaunt HGB in Art. 352. Vgl. auch Berghaus Encyelo: 
pädie der Handlungswiffenihaft Bd 2. S. 219 und Arhiv für 
das Handelsreht Bd 2, Nr 31. ©. 574—588. ROHG Entſch. 
Bd 7. S. 8—11 (amjterdamer Üfance). 

11) Bender engeres HN $ 160 ©. 354—357. Pöhls Hans 
delſsrecht S. 176. 177. 295. 296. Mittermaier $ 562. Nürn- 
berger Sammlung nürnbergiiher HR Gewohnheiten S. 5—9, 


8 254. Kaufpreis. (Aufgeld und Abgeld.) 223 


fommen bei folhen Raufgefchäften, welche Handelsgefchäfte 
im Sinn des HGB find, die allgemeinen Rechtsfäte des 
HGB über Zinfen in Anwendung. Dem Kauf, aud) 
wenn er nicht Handelsgefchäft ift, iſt folgender Sat eis 
genthümlich, welcher aljo auch für Handwerksverkäufe 
gilt: Den noch nicht bezahlten Kaufpreis muß der Käufer 
verzinfen von der Zeit an, wo ihm die Waare übergeben 
worden ift, weil er von nun an den Genuß der Sadıe 
hat”. Die Zinspflicht fällt weg, wenn der Preis credi- 
tirt worden it”. 


8 254. 
Kaufpreis. (Aufgeld und Abgeld.) 


7. Aufgeld und Abgeld. Weil, wer fpäter zahlt 
als er fehuldet, weniger" zahlt, wer früher, mehr, fo wird 
die verfpätete Zahlung durch ein Aufgeld (Interefje, Ver: 
zugszinfen), die verfrühete durch ein Abgeld (Rabatt, 
Decort, Disconto) der rechtzeitigen Zahlung gleichgemadht. 
Die Ausdrüde Rabatt, Decort, Disconto find im Allge— 
meinen gleichbedeutend und bezeichnen einen Abzug an 
dem zunächſt gedachten und bejtimmten Kaufpreis, er finde 
aus fogenannter Freundſchaft oder weil die Waare nicht 
empfangbar ift oder aus fonft irgend einem Grunde Statt. 
Der Abzug Hat felten etwas Reelles, weil der Verkäufer 
meiftens ſchon bei Beſtimmung des Preifes auf ihn Rück— 


12) L. 13. 8 19—21. D. de act. E. V. (19. 1). L. 34, 
D. de usuris (22. 1). L. 5. C. de act. E. V. (4. 49). L. 18. 
$ 1. D. de usuris (22. 1). L. 2. C. eod. (4. 32). Geuffert 
Arhiv Bd 6. Nr 182. — Anderé Codigo commercial Art, 
490. 462. 

13) Seuffert Archiv Bd 2. Nr 283. 

1) L. 85. D. de solutionibus (46. 3). 
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ficht nimmt. Vorzugsweiſe aber bezeichnet Rabatt oder 
Disconto einen Abzug vom unverzinslich creditirten 
Kaufpreis für die verfrühete Zahlung. Der Verkäufer 
rechnet den Zinsbetrag, den er durch den gejtatteten Cre— 
dit entbehrt, um durch diefen nicht zu verlieren, in den 
Kaufpreis ein, und läßt fich daher, wenn der Käufer den 
Credit gar nicht oder nicht für die ganze vorausgejeßte 
Zeit benugt, die in den Preis gerechneten Zinfen ganz 
oder theilweife abziehen‘. Natürlid) wird der Rabatt 
um fo geringer fein, je weniger der Verkäufer’, und 
wird ganz wegfallen, wenn er garnichts auf den Kauf 
preis ſchlug. ordern kann gemeinrechtlic der Käufer 
den Rabatt nicht‘, und, wo der Verkäufer ihn geftattet”, 
hängt von ihm die Größe defjelben ab; der Käufer kann 
nicht anders dagegen proteftiren, al8 daß er entweder den 
Handel oder die Pränumeration unterläßt®. Durch Par- 


2) Der Rabatt muß daher auf hundert und nit von huns 
dert gerechnet werden. Büſch Darjtellung Bd 1. S. 166. Dal. 
Göſchen Vorlefungen über das gemeine Civilrecht Bd 2, Abth. 2. 
8 420 und mein Wechſelrecht $ 265. 

3) Aus dem häufigen Zinsfuß von 8% und dem Umftand, 
daß der Credit früher gewöhnlid auf 4 oder 7 oder 13 Monate 
gegeben ward, erklärt fich für gleih baare Zahlung der Abzug 
von resp. 23, 43 und 83%. Büſch Darftellung Bd 1. ©. 
165—169. 

4) So aud HGB ALL 334 Abſatz 2. „Auch wenn der Schulb- 
ner ... vor dem DVerfalltage zu zahlen befugt ift, ift er doch nicht berech— 
tigt, ohme Ginwilliguug des Gläubigerd den Disfonto abzuziehen, injofern 
nicht Uebereinkunft oder Handelsgebrauch ihn dazu ermächtigen.” 

5) Frankf. Sammlung von Römer Bd 1. Hfti. S.153—155. 


6) Umgekehrt Tann er auch nicht gegen Berechnung des Ra— 
batt3 zur Pränumeration gezwungen werden. L. 22.8. 1D. 
mandati (17. 1). 
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tienlarüfancen fteht aber oft der Rabatt und die Größe 
deffelben für gewiffe Waarengattungen feit, und hier wird 
alfo der Verkäufer feinen Preis höher anfegen müfjen, 
wenn er fi nicht ausdrüdlich bei jedem einzelnen Ges 
ihäft vor dem Rabatt verwahren will. Im eben diefem 
Sinn wie Rabatt braucht man aud) den Ausdrud De- 
cort, obwohl diefen legteren zuweilen zum Unterfchied 
von jenem da, mo der Verkäufer nicht 24 fondern nur 
1, Proc. per Monat aufgefchlagen hat. Diefer verjchie- 
dene Sprachgebrauch kann juriſtiſch bedeutend werden”; 
wo dann Auslegungsregeln nicht ausreichen, wird der 
Theil, welcher den behaupteten Sprachgebrauch als Fun—⸗ 
dament feiner Klage oder Einrede nicht darthun Tann, 
durch den mangelnden Beweis fachfällig werden. Dis: 
conto bezeichnet in einem engern Sinn den Abzug für 
frühere Zahlung vorzugsmweife und faft allein beim Pa- 
pierhandel, wenn nämlich der Nehmer eines nicht fofort 
fälligen Ereditpapieres von der Summe, auf die e8 lau- 
tet, weil er fie fofort zahlt und erft ſpäter wieder erhält, 
einen Abzug macht”. 


8 255. 
Conſens. 


Conſens“. 1. Die Abſchließung des Kaufes iſt frei— 


7) 3. B. wenn der Käufer ſich für etwaige Pränumeration im 
Allgemeinen Rabatt bedungen hat und er nun fpäter mehr Procente 
verlangt, als der Verkäufer geben will. 

8) Die genaue Erörterung von Disconto und Discontiren 
in meinem Wechjelreht $ 265. 

1) Von dem HOB gehört nur Art. 337 hierher, welder 
feine Abweichung von den Sätzen dieſes $ enthält. Die Haupt: 
bedeutung des Art. 337 befteht darin, daß er die frage, welcher 


die Note 5 angehört, entjheidet. Artikel 337: „Das Anerbieten 
Thöl'e Handelsrecht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 15 
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willig; ausnahmsweife zwingen Gefege zum Kaufen oder 
zum Verkaufen. 2. Der Abjchluß gefchieht entweder unter 
Gegenwärtigen, Handel auf dem Plag, Plaghandel in 
diefem Sinn’, oder unter Abwefenden und dann im der 
Regel fchriftlih. Ueber den Zeitpunkt des Abjchluffes 
des Kaufvertrages gilt das oben’ Bemerkte. Wann ift 
aber beim Kauf der Antrag des Feilbieters dem Inhalt 
nach fo vollftändig, daß durch ein bloßes Zuftimmen, ein 
bloßes Ja, von Seiten des Adreffaten ein Kauf zu Stande 
kommen kann? Ein erkennbar für mehrere Berfonen be- 
ftimmtes Anerbieten ift fein verbindlicher Antrag‘. Im 
Mebrigen find folgende Fälle zu umnterfcheiden. Von ber 
angebotenen Waare ift angegeben: a. nur die Gat- 
tung. Hieher da8 Ueberjenden einer gewöhnlichen Em- 
pfehlungsfarte, oder ſonſt eines Circulars, mit bloßer 
Angabe der angebotenen Gegenftände. Es liegt nur die 
Einleitung zu einem Verkauf, die Erklärung Verkäufer 
fein zu mögen, vor; das Anerbieten ift jo allgemein, daß 
durch ein bloßes Ia fein Kauf entftehen Tann“, eine Ant- 
wort mit weiterer Beftimmung bedarf aber der Zuftim:- 
mung des erften Offerenten. Ebenſo ift eg, wenn b. nur 
zum Verlauf, welches erkennbar für mehrere Perfonen, insbejondere durch 
Mittheilung von Preisliften, Lagerverzeichniffen, Proben oder Muftern ge: 
ichieht, oder bei welchem die Waare, der Preis oder die Menge nicht be: 
ftimmt bezeichnet ift, ift fein verbindlicher Antrag zum Kauf.“ 

2) So bei Fiidher öſterr. Handelsrecht $ 182 ©. 153 und 
bei Heife und Eropp Abhandlungen Bd 1. S. 164. Aud in der 
Bedeutung von Kauf in Baufh und Bogen fommt der Ausdrud 
Handel auf dem Pla vor. So brauden ihn Bender engeres 
HR 8 89 ©. 204 und Pöhls HR H 82 ©. 171. 

3) $ 237—239. Bgl. Codigo commercial Art. 498. 499. 

4) HGB Art. 337 (Note 1). Bol. Sohm in Goldfchmidt 


Zeitfähr. Bd 17. ©. 49. 50. 69. 70. 
5) L. 94. L. 74. L. 75. pr. D. V. O. (45. 1). 
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die Gattung und die Qualität angegeben if. Hieher 
die fpecificirte Empfehlungsfarte, die Probe, und die offe- 
nen Stellen eines Preiscourants. Ebenfo ift e8, wenn 
ce. Gattung, Qualität und Preis angegeben ift, wohin 
die ausgefüllten Stellen eines Preiscourants und das 
Zujenden einer Probe mit Preisangabe gehören; das Anz 
erbieten ift freilich detailirter, aber da der Offerent gar 
fein Quantum angeboten hat, jo muß er jedes in der 
Antwort verlangte, auch das geringfte, erft billigen’*. 
Daher ift die Claufel: man biete an frei von Obligo, 
oder: liefere nur, wenn die Waare noch unvergeben fei, 
bier unnöthig. Im allen diefen drei Fällen ift alfo nicht 
ein Antrag, fondern der Verſuch einen Antrag zu erhal: 
ten gemadt. Ein „ungefähres” Quantum, welches an- 
geboten (oder beftellt) ift, enthält immer ein geringeres, 
welches beftimmt ift”. Wenn aber d. Gattung, Quali— 
tät, Preis und Quantität angegeben ift, wohin der Preis- 
courant mit der Notiz eines für den Adreſſaten bereit 
liegenden Vorraths von beftimmter Größe und die von 
diefer Notiz und Angabe des Preifes begleitete Probe ge- 
hört, fo ift der Antrag dem Inhalt nad) fo vollftändig, daß 
durch ein bloßes Ja, eine einfache Annahme, des Adref- 


6) ROHG Entih. Bd 6. S. 241—243 

7) L. 115. pr.D. de V. O. (45.1). Bülow und Hagemann 
Erörterungen Bd 6. Nr8. S.56—59. Bender engered HRS 77 
Nr6. Fiſcher öfter. HR8 183. Treitſchke Kaufcontract Aufl. 2. 
©. 111. 8 35. Nur nit die hier geltend gemachten Gründe. 

8) So aud das HGB Art. 337, wonach das Anerbieten 
zum Berfauf, bei weldem die Menge nicht bejtimmt bezeichnet 
ift, (mag auch alles Uebrige bejtimmt bezeichnet fein) Fein vers 
bindliher Antrag zum Kauf ift. 

9) ROHS Entih. Bd 1. ©. 56—58 („ungefähr taufend 
Stück Säcke“). 

15* 
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faten der Kauf zu Stande kommen kann; der Antrag ijt 
aber nicht bindend, wenn mit dem Zufag „frei von Ob- 
ligo“ oder „wenn die Waare noch unvergeben iſt“ angebo- 
ten wird. Der wörtliche Zuſatz kann durch die Umftände 
überflüffig werden. So wenn das Unerbieten gedrudt 
ift, aljo fichtlich für Mehrere beftimmt iſt“. Nechtzeitiger 
Widerruf des Antrages vor dem Ja Hindert das Entjte- 
ben eines Kaufes“ und befreiet daher den Yeilbieter von 
der Lieferung, die ihm nur als Verkäufer obliegt; auch 
die Annahme kann rechtzeitig widerrufen werden”. 3. Dis- 
pofitionsredht nad) dem Angebot oder Berfauf”. Das 
Anbieten einer Waare kann den Dfferenten nur in dem 
Tall 2 d benachtheiligen. Der Verkäufer ift verpflich- 
tet zur Lieferung und widrigenfalls zur Leiftung des In— 
tereffes. Ohne Nachteil kann er alfo über eine verkaufte 
species anderweitig nicht disponiren, beim Verkauf in 
genere nicht über das ganze genus, aus welchem die 
verfaufte Waare zu entnehmen ift, daher nicht über feinen 
ganzen Borrath, wenn er aus dieſem zu liefern verfprad) ; 
versprach er jo nicht, jo muß er den Vorrath nur dann 
ſchonen, wenn er die verkaufte Waare anderswoher nicht 
anzuſchaffen weiß. 
8 256. 
Baarkauf. Creditkauf. Pränumerationskauf. 
Baarkauf und Creditkauf und Pränumera— 

tionskauf. Die Zeit der Zahlung des Kaufpreiſes an— 
langend', fo kann J. die Zahlung nad) ausdrücklicher oder 

10) So aud) HGB Art. 337 (Note 1). 

14) Bol. oben $ 237 Nr 4. 

12) Bgl. oben $ 237 Nr 2. 


13) Cödigo de comercio Art. 369. 
1) Codigo commercial Art. 456. 457. 476. 490. 492. 
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ſtillſchweigender Vereinbarung ftattfinden follen: 1. Ge- 
gen die Uebergabe der Waare?, Dies ift der Kauf 
gegenbaare Zahlung, Baarkfauf, Contantfauf, 
Kauf Zug um Zug. Dann muß der Kaufpreis fo- 
fort gegen Auslieferung der Waare bezahlt werden; der 
Berfäufer kann die Waare gleichfam wie ein Pfand bis 
zur gejchehenen vollen Zahlung retiniren’; tradirt er fie 
vorher, fo kann er fofort die Zahlung verlangen und für 
die Zeit, bis diefe gefchehen ift, Zinfen fordern, auch wenn 
der Käufer nicht gemahnt und alfo nicht in mora ift, 
und bleibt noch fo lange Eigenthümer der Waare, bis 
die Zahlung volljtändig erfolgt ift‘. Umgekehrt darf der 
Käufer fofort gegen Bezahlung des Preifes die Pieferung 
verlangen; er kann den Preis bis zur gefchehenen Liefe- 
rung retiniren; zahlt er vorher, fo Tann er fofort die 
Lieferung verlangen, hat aber das Eigenthum an feinem 
Gelde verloren und kann daher felbft die noch erkennbare 
species nicht vindieiren. — Einer muß natürlich mit 
der Erfüllung den Anfang machen und, wer dies thut, 
ſchenkt dem Andern das Bertrauen, daf diefer feinerfeits 
num auch erfüllen werde; mißtrauen fich beide Theile fo, 
daß Keiner anfangen will, jo müfjen fie im ftrengften 


2) Cödigo de comercio Art. 372. 374. Codigo commercial 

Art. 476. 490.492. So iſt e8 auch gefetlih. Val. unten $ 257 
. Nr 1 und vornemlid Brud die Beweislaft hinſichtlich der Ber 

Ihaffenheit des Raufgegenitandes. Berlin 1874. ©. 15—29. 

3) L. 13. 8 8. D. de act. empti (19. 1). L. 31. & 8. 
D. de aedil. edicto (21. 1). L. 14. 8 1. D, de furtis (47.2). 
L. 22. D. de heredit. vend. (18. 4). 

4) Bis dahin kann der Käufer die Waare als MietherL. 16. 
D. de periculo et com. (18. 6). L. 21. D. locati (19. 2) oder 
precario L. 20. D. de precario (43. 26) inne haben. 
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Sinne Zug um Zug verfahren und, wo dies nicht thun— 
lich ift, bei einem Dritten Waare und Preis deponiren, 
von welchem der Käufer dann jene, der Verkäufer dieſen 
abhole*. 2. Nach der Uebergabe der Waare. Dann ift 
die Zahlung gefriftet. Dies ift der Kauf auf Ere 
dit, auf Borg, auf Ziel, auf Zeit. Dann kann 
der Verfäufer die Lieferung nicht durch die Berufung 
auf die noch nicht gejchehene Zahlung weigern’; die bloße 
Tradition, fei fie freiwillig oder gezwungen, überträgt das 
Eigenthum, gleichviel ob der Credit, welden der Ber: 
fäufer gab, ungefichert oder gefichert und wie fehr er ge 
fichert ift; der Verkäufer kann den Kaufpreis erft nad) 
Ablauf der Zahlungsfrift, fei e8 eine verabredete oder 
eine durch den Richter nad) Billigkeit feftgeftellte, fordern 
und feine andern Zinfen als BVerzugszinfen verlangen. 
An manchen Orten verfteht fi) eine kurze Zahlungsfrift, 
meiftens von vier Wochen“ oder ſechs Wochen, nad Ges 
jeß oder Gewohnheit von ſelbſt. 3. Bor der Uebergabe 
der Waare, gleichviel ob kurz vorher oder fofort nach Per: 
fection des Kaufes oder in einem andern zwilchenliegens 
den Moment. Dies ift der Kauf gegen pränume 
rirte Zahlung. Dann kann der Käufer die Zahlung 
des Kaufpreifes nicht durch die Berufung auf die nod) 
nicht erfolgte Lieferung weigern und nad; gefchehener 
Zahlung die Lieferung nicht fofort, fondern erft zu der 


5) L. 39. D. de solutionibus (46. 3). 

6) 3. B. auf 4, 7, 13 Monate, Büſch Darftellung BP 1. 
©. 165. 166; auf einen Monat, a.a.D.6©. 168; auf 12 Mo: 
nate, a. a. O. ©. 170. 

7) Aud nicht Kaution verlangen. Vgl. Bülow und Hagemann 
Grörterungen Bd 5. Nr VI. ©. 44. 45. 

8) Büſch a. a. D. S. 168. Noback HW $ 238 ©, 524, 
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für dieſe beſtimmten Zeit fordern. — Die Rechte aus 
dem Baarkauf fallen alſo für den Verkäufer beim Cre— 
ditkauf, für den Käufer beim Pränumerationskauf weg. 


8 257. 
Baarkauf. Creditkauf. Pränumerationskauf. 
(Fortſetzung. Insbeſondere den Eigenthumsübergang betreffend.) 


I. Wenn es an einer ausdrücklichen oder ſtillſchwei— 
genden Vereinbarung fehlt, ſo muß man unterſcheiden: 
1. Das Recht des Verkäufers auf ſofortige Zahlung, 
wenn er die Waare, ſie retinirend, anbietet oder ſie tra— 
dirt hat, ſowie das Recht auf Verzinſung des Kaufpreiſes 
braucht nicht beſonders bedungen zu werden. Inſofern 
verſteht ſich der Baarkauf, nicht der Creditkauf von felbft'?. 
Anders iſt es natürlich, wenn nach Geſetz oder Gewohn⸗ 
heit eine Zahlungsfriſt ſich von ſelbſt verſteht; wo dies 
iſt, muß durch beſondere Vereinbarung die Friſt ausge— 
ſchloſſen werden. Dieſe Vereinbarung liegt deutlich genug 
in den Worten „Zug um Zug“ und kann nach den Um— 
ſtänden auch in der Clauſel „gegen Baares“ oder „per 
contant“ liegen. Ebenſo wenig bedarf das Recht des 
Käufers, die Zahlung erſt gegen die Lieferung zu machen 
und nach bereits gemachter Zahlung die ſofortige Lieferung 
zu verlangen, einer beſondern Vereinbarung‘. Inſofern 


1) 8 2. I. de V. O. (3. 16). L. 14. de R. J. (50. 17). 
L. 41.8 1. D. de V. O. (45. 1). 

2) Sp aud da3 HGB Art. 342 Abſatz 3. „Der Kaufpreis 
ift bei der Mebergabe zu entrichten, fofern nicht ein Anderes durch bie 
Natur des Gefchäfts bedingt oder durch Vertrag oder Hanbelägebrauch be: 
ftimmt ift“. 

) Ardiv für die civil. Praris Bd 23. Nr IX. ©. 252— 
262. U. M. aud Bradenhoeft in Weiskes Rechtöleriton Bd 5. 
©. 55. 56 Note 47. 48. 
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verfteht fich der Baarkauf, nicht der Pränumerationsfauf 
von felbft”. 2. Den Uebergang des Eigenthums 
anlangend, fo ift die Frage: wenn der Verkäufer tradirt 
hat, ohne bezahlt zu fein, gilt das Eigenthum als über- 
gegangen‘? Das römifche Recht läßt das Eigenthum 
der tradirten Waare übergehen, wenn der Verkäufer bes 
zahlt ift oder fich ſoweit für bezahlt erachten will, weil 
er Pfand, Bürgen oder Vertrauen zum Käufer hat‘. 
Es hat aljo den Gedanken: der Verkäufer, welcher tra- 
dirte, kann feine Sicherheit wegen der Zahlung haben 
in feinem Eigenthum an der Sache; oder im einer an- 
derweitigen Sicherheit; oder in bloßem Vertrauen. Da 
er jedenfall® creditirt, weil die Zahlung aufgejchoben 
wird, fo ift er immer ein folder, welcher alienam 
fidem sequitur, aber entweder fidem rei; oder fidem 
pignorum, fidejussoris; oder fidem emptoris. 
Auf eine dreifache Art kann alſo fidirt werden. Es 
fommt alfo darauf an: welche Sicherheit wollte ber 


3) So aud das HOB Art. 342 Abſatz 3 (Note 2). 

4) Oder: unter welhen Umftänden verjteht ſich in Diefer Bezie⸗ 
hung ein Ereditfauf oder ein Baarkauf? Diefe eine Seite derizrage: 
wann ift auf Eredit gefauft? behandelt Eropp in Heife und Eropp 
Abhandlungen Bd 1. Nr 21. ©. 425—432, — Bgl. noch Co- 
digo commercial Art. 909—921 und Kent vol I. S. 390— 
392. 427—436. Der oben im Tert folgenden Erörterung wis 
deripricht Brindmann HR 8 77 Note 8 ©. 323. 324 mit feis 
nen guten Gründen. — Ueber dieje Seite der Frage hat das 
HGB Feine Beftimmungen. 

5) $ 41. I. de rerum divisione (2. 1). L. 19. D. de con- 
trah. empt. (18. 1). L. 11. $ 2. D. de act. empti (19. 1). 
L. 53. D. de contrah. empt. (18.1). L. 9. $3. D. de pigne- 
ratitia act. (13.7). L.4. 88. D. de fideicom. libertat. (40. 5) 
Cropp a. a. D. ©. 425. 426. 
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Verkäufer? wollte er die durch Eigenthum ſchwinden laſ—⸗ 
fen? Dies meint man, wenn man fragt: ob er creditirt 
babe?” Da hierüber felten eine Vereinbarung vorkommt, 
aus dem Hingeben der Sache aber an fi nicht folgt, 
daß der Verkäufer das ihn fichernde Eigenthum ar ders 
felben aufgeben wollte”, jo muß aus den fonftigen Ber: 
bältnifjen auf feinen Willen gefchloffen werden. Es kann 
das Eigenthum nicht anders als aufgegeben gelten, als 
wenn es Klar ift, daß der Verfäufer mit einer anderwei- 
tigen Sicherheit fi) begnügen will. Denn der Verkäufer 
hat die Regel für fih: Eigenthumsübergang erft wenn 
gezahlt ift, und es muß ihm aljo bewiefen werden, daß 
er fich ſoweit als bezahlt habe erachten wollen. Hierfür 
fommt es zunächſt darauf an: ob er fofortige Zah» 
fung erwartet oder nicht. Im erftern Fall ift es 
nicht unmahrfcheinlich, ja felbft gewöhnlich, dag er Miß— 
trauen gegen die Creditwürdigfeit des Käufers hegt; es 
fehlt daher an allem Grund anzunehmen, daß er der Perfon 
des Käufers hat trauen und alfo das Eigenthum aufge 
ben wollen, zumal da factifch das dauernde Eigenthum 
für ihn Bedeutung hat, weil zu erwarten fteht, daß in 
der kurzen Zwifchenzeit bis zur Zahlung die Waare uns 
benust und unveräußert bei dem Käufer bleiben werbe. 
Im andern Fall muß der Verkäufer ſich fagen; daß das 
dauernde Eigentum ihm aller Wahrfcheinlichkeit nad) 
nichts verfchlagen werde, da der Käufer die Verfolgbarkeit 
deffelben durch Weiterverfauf und befonders durch Zer- 


6) Diefen Sprachgebrauch hat aud das römische Recht. In 
L. 31. D. locati (19. 2) wird das Aufgeben des Eigenthums 
in creditum ire genannt. 

7) Anders das öfterr. Gib. $ 1063. Bol. Eropp a. a. O. 
S. 426 Note 4. 
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Iplitterung an mehrere Käufer oder auch durch Benups 
ung mit Zerftörung der Integrität bedeutungslos machen 
fann, und daß er alfo vernünftigerweife nicht der Waare 
jondern der Perfon des Käufers traue. Schenkte er fein 
perfönliches Vertrauen, fo würde er nicht unbefümmert 
um die fofortige Zahlung tradiren. Es darf aljo bier 
Veräußerung des Eigenthumsrehts angenommen werden. — 
„Sofortige” Zahlung. Dafür ift eben entjcheidend: 
ob anzunehmen ift, daß die Sicherheit in der Waare nü— 
gen würde. Anwendung. I. Iſt eine Zahlungsfrift bei 
Abſchluß des Kaufes oder bei der Fieferung vereinbart, 
jo ift diefe entweder 1. fo kur z, daß in der Zwiſchen— 
zeit zwifchen der Zeit, wo die Lieferung reſp. gejchehen 
ſoll oder gefchieht, und der Zeit, wo die Frift abgelaufen, 
eine Benugung und Veräußerung der Waare nicht füg— 
lich denkbar if. Dann muß das Eigenthum als vorbes 
halten gelten?, Nicht fo, wenn 2. eine längere Friſt ver- 
einbart if. Dahin gehören folgende Fälle a. Es geftattet 
Gefe oder Gewohnheit eine Zahlungsfrift von vier oder 
ſechs Wochen‘. Dieſe Frift, obgleich fi) von felbft ver- 
ftehend, ift fo gut als verabredet, weil fie nicht durch 
Berabredung ausgefchloffen iſt. b. Der Verkäufer giebt 
auf den Käufer eine Anmeifung oder Tratte ab, melde 
berechneterweife fpäter fällig ift, als die Waare (oder das 
Eonnofjement) muthmaaßlich ankommen mußte. Dies tft 
der Fall z. B. bei einem Uſowechſel“. c. Es ift bei einer 


8) Dies beftreitet Treitfchfe in Richters Jahrb. 1843 ©. 709 
a. E., weil „immer fides habita vorhanden ſei“. Allein dabei 
ift überfehen, daß dreifach fidirt werden kann. 

9) Eropp a. a. D. ©. 427—430. 

10) Weil der Ufo neben der zur Ueberkunft des Wechſels 
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laufenden Rechnung die Zahlung bis zum Rechnungsab⸗ 
ſchluß ausgefest. Der lettere findet meiftens jährlich 
oder halbjährlid) Statt, zumeilen aber auch in längeren 
oder kürzeren Zeitfriften. Cine frühere Mahnung ift wir: 
fungslos", IT. Iſt keine Zahlungsfrift vereinbart, jo 
wird die Zahlungszeit nothiwendig durch Mahnung bes 
ftimmt. Wenn dann der Verkäufer nicht bei der Liefe— 
rung gemahnt und die fofortige Zahlung verlangt hat, 
jo daß aljo erft Hinterher die Mahnung erfolgen muß 
und ſelbſt das richterliche Ermeſſen bevorftehen kann“, 
jo ift er offenbar um das Geld wie um die Sicherheit 
in der Waare unbefümmert geweſen und hat perfönliches 
Bertrauen gefchentt. III. Jeder Zweifel ſchwindet, mag 
eine Zahlungsfrift vereinbart fein oder nit, wenn der 
Berfäufer noch für eine anderweitige Sicherheit, durch 
Pfand, Bürgen, fremdes Wechjelaccept ”, gejorgt hat, 
dann darf die Sicherheit durch das Eigenthum als auf: 
gegeben gelten. Denn es foll eine bedungene Sicherheit, 
was den Eigenthumsübergang anlangt, ftatt der Zahlung 
gelten, bei der neuen fichtbaren Sicherheit ein Tauſch der 


erforderlihen Zeit auch nod eine billige Zahlungzfrift für den 
AHcceptanten enthält. Vgl. Eropp a. a. O. ©, 427432, 

11) L. 49. 8 3. D. de V. O. (45.1). Die Uebermachung 
der Rechnung kann vor der Zeit, wo der Käufer zahlungspflichtig 
ift, nicht al3 Mahnung gelten; ob nad) derjelben, entſcheiden die 
Umftände. Wenn auf Bitte übermadht: feine Mahnung. Im 
Zweifel nicht Mahnung. L. 47. D. de O. et A. (44. 7). So 
auch HOB Art. 288 Abſatz 2. 

12) L. 21. D. de judieiis (5.1). L. 21. 8 1. D. de con- 
stit. pec. (13. 5). L. 71. $ 2. de legatis I. (30). L. 105. D. 
de solutionibus (46. 3). 

13) Der Verkäufer bedingt fi häufig, daß er für den Be: 
trag auf ein anderes Haus ziehen dürfe. 
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Sicherheit angenommen werden‘. — — Uebrigens kann 
alles Gefagte durch die bejondern Umftände des einzelnen 
Falles eine Modification erleiden müffen, da ganz durch— 
greifende Regeln fich nicht geben laſſen. 


8 258. 
Tagskauf. Lieferungstauf”. 


Das Kaufgefhäft wird oft ein Pieferungsfauf 
genannt, fo daß es dann im Gegenfa eines unter ans 
dern DVerhältniffen ftehenden Kaufes gedacht wird, für dies 
jen ift der Ausdrud Tagskauf gebräuhlid. I Der 
Unterfchied wird nirgends, weder im Verkehr noch in der 
Doctrin, gleihmäßig und durchgreifend gedadht''. Die 
Doktrin, will fie der ſchwankenden Bedeutung im Verkehr 
fi) anſchließen und diefe auf einen allgemeinen Gedanken 
firiren, darf den Unterfchied weder 1. darauf ftellen, ob 
die Zeit der Lieferung bedungen worden ift oder nicht‘, 
noch 2. darauf, ob der Berfauf in genere oder auf eine 


14) Bol. oben die Stellen der Note 4. 

) Soweit enthält das HGB feine Beftimmungen. 

1) Pol. Preuß. Landrecht Th. 1. Tit. 11. $ 981—987. 
(Dazu Haffenpflug über das Lieferungsgefhäft. Berlin 1846). 
Entwurf für Württemberg Art. 362—368. 372. 373; Motive 
dazu S. 334—338. 340—342. Ladenburg die Börfengejchäfte 
in Goldſchmidt Zeitichr. Bd 3. S. 437—460. 

2) Was PBrindmann HR 889. 897 Note 5. 898 NrI.2 
und Note 9 8 100 (S. 377) über den Lieferungsfauf fagt, ift 
unprüfbar und unanwendbar, weil er fi der Beltimmung des 
Begriffs entzieht. 

3) Man wird einen Kauf, bei welchem die Contrahenten die 
zum fogenannten „Empfang“ der vorräthigen Waare ihnen be: 
quemfte Zeit beſprechen und feſtſetzen, nicht einen Lieferungsfauf 
nennen wollen, wenn der Empfang aud auf Wochen binausge: 
rückt fein ſollte. Und umgekehrt: man wird, wenn die Waare erft 





——— 
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species gefchloffen ward, noch 3. darauf, ob der Verkäu— 
fer die Waare vorräthig hat oder nicht, obgleich dieſes 
Criterium dadurch unterftügt wird, dag man einen Kauf 
„auf Lieferung“ nennt a. wenn die Waare erjt fertig ge- 
arbeitet werden foll, b. wenn die Waare nod) nicht am 
Pla, obgleich für Rechnung des Verkäufers unterwegs 
ift, ec. wenn der Verkäufer die Waare erft hinterher an- 
Ichaffen will, entweder imdem er auf Sinfen des Preifes 
jpeculirt, oder ohne das, da er durch die BVerfchiedenheit 
der Preife fpeculirt, weil ihm der Vorrath ausgegangen 
ft. Sondern man muß, jcheint es, 4. den Unterfchied 
fo ftelfen: je nachdem in Folge des Kaufvertrages die 
Lieferung (die Tradition) der Waare fofort nad) dem 
Abſchluß (der Perfection) des Kaufes oder erſt einige 
Zeit nad) demfelben gefchehen joll, ift der Kauf ein Tags— 
kauf, Tagsgeſchäft, oder ein Lieferungsfauf, Lieferungs- 
geſchäft. Das „ſofort“ ftellt fi) am ftrengften heraus, 
wenn die verfaufte Waare in praesentia ift, fo daß der 
Käufer den Beſitz ſchon oculis et affectu erwirbt‘; es 
braucht aber nicht fo eng genommen zu werden, fowie 
das „nach einiger Zeit” nicht zu weit zu nehmen ift, denn 
e8 vergehen vereinbarterweife bei einem Tagskauf zwi—⸗ 
hen dem Abſchluß und der Lieferung nicht bloß Stun- 
den fondern felbft Tage und längere Zeit, und auf der 
andern Seite widerftrebt e8 dem Yieferungsfauf nicht, daß 
die Zwifchenzeit auf eine Stunde und weniger Zeit be- 


gefertigt werden fol, den Kauf einen Lieferungsfauf nennen, wenn 
auch die Zeit der Lieferung unbeftimmt gelaffen, vorläufig der 
Discretion des Verkäufers anheim gegeben ift. 

4) Dann füllt die Perfection und Tradition in einen Mo: 
ment zufammen, wenn gleidy juriftiih die letztere als der erjteren 
nachfolgend zu denken ijt. 
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ſchränkt if. Der Unterfchied liegt nämlich in einer den 
Umftänden nad verjhiedenen Zeit und die ge 
nauere Yirirung derjelben im einzelnen Fall ift eben 
nad dem Grunde zu machen, weßhalb man auf den 
Unterfchied, auf welchen oft wenig oder gar nichts ans 
kommt*, Gewicht legt‘. IL Die Zeit der Lieferung 
fann vereinbart fein; wo dies nicht ift, ift die Meinung 
der Kontrahenten aus den Umftänden zu entnehmen’. 
UI. Der Kauf ift perfect, nur die Lieferung, alfo bie 
Erfüllung, ift Hinausgefchoben. Spätere Umftände, wenn 
fie nicht al8 Refolutivbedingungen gelten follen, ändern 
an dem VBorhandenfein (der Kechtsbeftändigkfeit) des Kau- 
fes und an deſſen Inhalt, 3. B. dem Preife, nichts. 
Diefe Umftände treffen als Bortheil und Nachtheil den 
Käufer. IV. Dem Lieferungsgefhäft kann ein reines 
Differenzgefchäft unterliegen, fo daß der Wille der Eons 
trahenten ein anderer ift als die Form ergiebt. Ift dies 
der Fall, fo ift das Geſchäft, da bei jeder Simula— 
tion der Wille entfcheidet, als Differenzgefchäft zu behan- 
deln. Daß es der Wall fei, muß aber wie jede Simu- 
lation von dem, ber die8 behauptet, dargethan werben; 


” 5) Ob eine emtio venditio sub die ſei oder nicht, ift oft 
eine ganz irrelevante Frage. 

6) Macht man die Unterfcheidung deßhalb, um zu bezeichnen, 
wie nur unter beftimmten Borausjeßungen auf das Sinken des 
Preifes fpeculirt werden kann, nämlich wohl durch einen Lieferungs: 
verfauf, nicht aber durch einen QTagsverfauf, dann ift das Crite— 
rium darin zu jeßen: ob mittlermeije die Speculation realifirt wer: 
den kann. Vgl. meinen Verkehr mit Staatspapieren ©. 14—16. 
Auf einen Lieferungsfauf in diefem Sinn ijt die Frage zu beziehen: 
ob in dem Lieferungsgefhäft ein reines Differenzgefchäft Tiege ? 

7) 3. B. wie viel Zeit ift zur Berfertigung nöthig? L. 58. 
8 1. D. locati (19. 2). 
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denn es ijt fein Grund vorhanden, ohne weitere Unter: 
fuhung der Umftände die Simulation als vorhanden an— 
zunehmen oder auch nur zu behaupten, daß fie im der 
Regel vorliege‘. V. Mit dem Tagskauf und Lieferungs- 
fauf ift der Kontantfauf und der Creditkauf nicht zu 
verwechfeln. Es ift vielmehr das Lieferungsgeſchäft eben- 
fo wie das Tagsgefchäft entweder ein Contantkauf oder 
ein Ereditlauf?. 


8) Vgl. meinen Verkehr mit Staatspapieren S. 230—234, 
Zeitihrift für Rechtspflege und Verwaltung für Sachſen. Neue 
Folge. Herausgeg. von Tauchnitz und Sperber Bd 4. (1345) 
NoXIH 8.150 —156. Ladenburg in Buſch Arhiv Bd 14.6.8—29. 

9) Bergl. meinen Berfehr mit Staatspapieren ©. 25. 26. 
Wenn Bender Verkehr S. 369 den Contantkauf, den Kauf 
Zug um Zug, den Kauf per cassa, den Kauf gegen Baa— 
re3 für gleichbedeutend mit Tagsfauf erklärt, jo ift dabei über: 
fehen, daß jene vier Ausdrüde in der faufmännifhen wie in der 
juriftifhen Sprade anerkannt find, um ein Verhältniß des Kaufes 
in Hinfiht auf die für die Zahlung des Kaufpreifes feftgefegte 
Zeit zu bezeichnen, ein Berbältnig, welches aud bei dem Liefe: 
rungskauf vorkommen kann. Ebenſo wenig darf man mit Ben 
der a. a. DO. ©. 379 für gleichbedeutend mit Lieferungsfauf die 
Ausdrüde Zeitkauf (Kauf auf Zeit), Zielfauf (Kauf auf Ziel), 
Kauf auf Frift erklären. Denn alle dieſe Ausdrüde, welde an 
fi es zweifelhaft laſſen, ob die Lieferung der verkauften Sache 
oder die Zahlung des Kaufpreijes vertagt ift, werden in der kauf— 
männijchen wie in der jurijtiihen Sprade gewöhnlicher gebraucht, 
um die Befriftung der Zahlung des Kaufpreifes zu bezeichnen, 
und diefe ift nicht ausſchließlich dem Lieferungsfauf eigen, fondern 
fann auch bei dem Tagskauf vorfommen. Bon den Ausdrüden 
Zerminalfauf, womit Bender den Lieferungsfauf, und Kauf 
gegen unmittelbaren Umſatz, womit er den Tagskauf be— 
zeichnet, ift der erfte an ſich zweideutig, indem er eben fowohl den 
binfichtlih der Zahlung des Kaufpreifes als den Binfichtlih der 
Lieferung gefegten Termin andeuten kann, und der letztere nur 
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8 259. 
Handel auf Probe. 


Der Handel auf Probe'’, Handel „auf Be 
ſicht“ — „auf Probe” — „aufs Koften” — „auf Nach— 


dann, wenn der Tagsfauf gegen baare Zahlung abgefchloffen ift, 
paffend ; beide Ausdrüde find aber dem gewöhnlichen Sprachge— 
braud; fremd, um fo weniger alfo für die Schriftfpradhe zu reci— 
piren. Endlid die Ausdrüde fefter Kauf, prompter Rauf, 
effectiver Kauf (vgl. Bender a. a. D. ©. 369) find nie und 
nimmer in der Bedeutung des Tagskaufes zu recipiren, weil der 
erite das Negative andeutet, daß von dem Kauf nicht zurüdgetre: 
ten werden darf, was ebenjo bei dem Lieferungslauf wie bei dem 
Tagskauf vorfommen kann, der dritte den Gegenſatz eines Schein- 
faufes und diefen Gegenfaß ebenjo gut für den Lieferungsfauf 
wie für den Tagskauf bezeichnet, der zweite aber die durch den 
Sprachgebrauch nod nicht gehobene Zmeideutigfeit an fich trägt, 
ob die Lieferung der Sache oder die Zahlung des Kaufpreijes 
oder gar beide prompt gejchehen follen. Das Vorige ift wörtlich, 
aus meinem Verkehr ©. 26 Note 4 entnommen. 

4) I. Das Handelögejeßbud; hat über den Kauf auf Probe 
einige wenige Rechtsſätze in Artikel 339. Sie find mit der 
einen Ausnahme, daß in dem Stillſchweigen des Kaufluftigen in 
einem Fal eine Erklärung Tiegen fol (Art. 339 letzter Satz), 
dem bisherigen Recht entſprechend. Es ijt nicht zu überfehen, daß 
die in Abfab 2. 3. A des Art. 339 enthaltenen Rechtsſätze des 
HGB nur über den unter einer aufjhiebenden Bedingung 
geichloffenen Kauf auf Beficht beftimmen. Ob dies aud von dem 
erften Sat des Abſatzes 1 behauptet werden muß, ift gleichgültig, 
weil bei der Bejahung doch daffelbe von demjenigen Kauf auf 
Probe gilt, welcher nicht unter einer aufjchiebenden Bedingung ge= 
ſchloſſen ift. — I. Preuß. Landr. Th. 1. Tit. 11. $ 333— 339. — 
Defterreichifches Geſetzbuch $ 1080—1082. — Cödigo de comer- 
cio Art. 361. — Codigo commercial Art. 459. — III. Eropp 
in Heife und Eropp Abhandlungen Bd 1. ©. 187—207. Ar: 
iv für das Handelsrecht Bd 1. ©. 332—345. Pöhls Hans 





8259. Handel auf Probe. 94 
ſicht“ — „auf Nachſtich“ — „auf Nachziehen ** — 


„wie zu bejehen” — „a lessai” — Nehmen „zur Ans 


delsrecht S. 166—170. Goldſchmidt der Kauf auf Probe 
oder auf Befiht (in Goldſchmidt Zeitihr. Bd 1. ©. 66—131. 
S. 262-284. ©, 386—455. S. 554—558. Durch dieſe 
gründliche Abhandlung ſind hervorgerufen Abhandlungen (über 
einzelne den Kauf auf Beſicht betreffende Fragen) von Fitting in 
Goldſchmidt Zeitſchrift Bd 2. S. 203—282; Brackenhoeft 
in Lindes Zeitſchr. Bd 17. S. 300 —352; Unger in Goldſchmidt 
Zeitſchr. Bd 3. ©. 386—415; Fitting in Goldſchmidt Zeitſchr. 
Bd 5. S. 79—176. — Vgl. auch Voigtel in Buſch Archiv Bd 6. 
©. 251—268. Ueber das Rechtsinſtitut der degustatio vini 
im römiſchen Recht: Goldihmidt a. a. D. ©. 73—110. 

Soweit Brindmann HR 88 84. 85 von dem in diefem 
8 259 Bemerften abweicht, halte ich feine Anfichten durchweg für 
unrichtig, und namentlich ift die gejonderte Behandlung eines Rau: 
fes auf Probe und eines Kaufes auf Befiht ganz verunglückt, 
da eine rechtliche Verſchiedenheit diefer beiden Käufe gar nicht 
eriftirt. Die Gründe für die Widerlegung feiner Anfichten find 
in dem Tert und den Noten des vorliegenden 8 259 vollftändig 
enthalten. So fteden. denn auch, mie vorauszufehen war, die 
88 84 und 85 voller Widerfprühe, und in $ 84 ift faft jeder 
Sat verkehrt. Auch feine Zweifel in $ 88, ob die Elaufeln 
„auf Nachſtechen“ und „auf Nachziehen“ der Elaufel „auf Be: 
ſicht“ gleich ftehen, find nicht begründet, da das, was er in die: 
jen Clauſeln einerjeit3 findet, nämlich daß fie nur die Weiſe der 
dem Käufer zuftehenden Prüfung bezeichnen jollen, nidts jagt 
(vgl. unten Note 5) und, was er andrerfeit3 darin findet, näms 
lich daß der Handel fuspenfiv bedingt fei, nad jeiner eigenen 
Definition in $ 85 auf einen Kauf auf Beficht deutet. Denn 
wodurd bedingt? Dffenbar dur den Willen des Kaufluftigen. 
Er darf nicht jagen: Nein, bedingt durd die Empfangbarkeit. 
Denn eine ſolche Bedingung ift gar Feine Bedingung, wie er 
jelber $ 82 richtig anerkennt. 

2) Eine in vieler Beziehung Tehrreihe Erörterung: ROHG 
Entſch. Bd 7. S. 320—329 (Pferdehandel). 

Thol'é Handelsrecht. Öte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 16 
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ſicht.“ J. Die Clauſel drückt aus: entweder daß das 
Entſtehen des Kaufes von dem Gefallen des Kaufluſtigen 
an der ihm feilgebotenen Waare, oder daß der Beſtand 
des Kaufes von dem Gefallen des Käufers an ber ihm 
verkauften Waare abhänge. Richtiger als: von dem Ge- 
fallen an der Waare, Heißt e8: von dem Gefallen an 
dem Kauf, und noch richtiger kurz: von dem Willen 
des Kaufluftigen oder Käufers’. Rechtlich entfcheidet 
nur der Wille‘. Ein folder Handel ift dem römischen 


3) Verbindung eines feften Kaufes und eines Kaufes auf Laune 
liegt vor in dem Nochgeſchäft. Vgl. unten $ Nochgeſchäft. 

4) Ueber die Glaufel „auf Nachſtechen“ und „auf Nadhziehen“ 
Goldſchmidt in feiner Zeitichrift Bd 1. ©. 440—442. 

5) Der Kaufluftige wie der Käufer darf auf die Frage des 
Feilbieterd oder Verkäufer: warum fol denn der Kauf nicht ent: 
ftehen oder bleiben? achfelzudend antworten: Laune. Der Hans 
del auf Befiht, auf Probe, und wie man ihn fonft ber: 
kömmlich nennen mag, heißt, wenn man feine rehtlihe Natur 
bezeichnen will, weit treffender Handel auf Laune Es ift 
ein Handel mit der Wahl des Rüdtritts. Die gebräud: 
lichen Zufäge „auf Beficht” „auf Probe” u. ſ. w. deuten nur auf 
das Factifche, wodurd gewöhnlich der Entſchluß des Wahl: 
berechtigten, des Kaufluftigen oder Käufers, vorbereitet und be— 
ftimmt wird, auf das Bejehen der Sache und das Ausprobiren, 
das Unterſuchen derjelben durch Schmeden, Ausmefjen, Lefen, 
Schreiben, Reiten, Hören und durch taufenderlei anderes Verfah— 
ren, Der Entichluß wird aber nicht felten unabhängig von. einem 
folhen Verfahren gefaßt. Es wird nicht jelten das Nein uns 
geachtet Waare und Preis gefällt, das Ja ungeachtet beides miß— 
fällt, das Nein oder Ja ohne weitere Prüfung der Waare und 
ihrer Preiswürdigkeit erklärt. Rechtlich entſcheidet nur der 
Wille. Daher ſind die üblichen Clauſeln z. B. Note 12 und 18 
nicht in ihrem Wortſinn zu nehmen. 

6) So auch HGB Art. 339 Satz 1: „Ein Kauf auf Be— 
ſicht oder auf Probe iſt unter der in dem Willen des Käufers 
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Recht vollfommen befannt. Es ift ein Handel mit der 
Wahl des Rüdtritts”. Der Kaufluftige oder Käufer, 
um fich entjcheiden zu können, befichtigt (unferfucht) die 
Waare. Er ift durch den Handel nicht gebunden, fon- 
dern hat e8 in feiner reinen Willkür, ob er die Waare 
annehmbar oder behaltbar finden will oder nicht, und 
braucht feine Mißbilligung derfelben nicht auf Gründe zu— 
rüdzuführen‘. Der Verkäufer ift an den Handel gebun- 
den, indem er den Willen feines Contrahenten abwarten 
muß und, bis dieſer vorliegt, nicht ficher oder gültig über 
die Waare verfügen kann. Es verfteht fih, daß im 
Vebrigen der Kauf als vollftändig verabredet zu denken 


ftehenden Bedingung geichloffen, daß der Käufer die Waare be— 
ſehen oder prüfen und genehmigen werde.“ " Sab 3: „Der 
Käufer ift vor feiner Genehmigung an den Kauf nit gebune 
Den” Wilabd: 8 „asccs kann der Verkäufer .... den Käu— 
fer zur Erklärung auffordern.” Nah dem HGB fteht alſo 
die Bedingung rein im Willen des Kaufluftigen oder Käufers, 
e3 entjcheidet jein Wille, feine Erklärung, alfo feine reine 
Willkür, fein mwilltürliches Gefallen am Kauf oder, was ganz 
glei, nur ein anderer Ausdrud ift, fein Gefallen an der Waare, 
feine Genehmigung der Waare. 

7) Vergütung wegen des Rücktrittsrechts: Prämie, — Prä- 
miengeſchäft. 

8) Cropp S. 188. 197. Die Parömie „das Beſehen hat 
man umſonſt.“ — Daher darf man nicht ſagen, wie Treitſchke 
Kaufcontract $ 53 Aufl.2. ©. 192. 193, der Käufer unterſuche, 
ob die Waare braudbar und preiswürdig fe. Was a. a. O. 
©. 193 3. 2—15 als ein Kauf auf Befiht, als ein bedingter 
Kauf, angeführt wird, ift ein rein abgejchloffener Kauf, bei welchem 
die Prüfung, der Beficht, zu dem Zwecke geſchieht, um zu fehen, 
ob die zur Erfüllung angebotene Waare empfangbar fei. Eropp, 
der für jene Meinung angeführt wird, ift mißverftanden. Bol. 
unten Note 45. 

16* 
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ift. IL Der Handel ift alfo entweder bereits ein Kauf 
aber diefer einfeitig auffündbar, oder noch gar Fein Kauf 
Sondern nur eim den Yeilbieter bindender Vorvertrag zu 
einem Kauf”. Das römische Recht ſpricht aber dennod) 
in dem legtern Fall von einer emptio, nämlich sub con- 
ditione", im Gegenſatz jener pura emptio, quae sub 
conditione resolvitur, und danach dürfen beide Fälle 
als Kauf umter einer Suspenfivbedingung”” und unter 
einer Kefolutivbedingung ” unterſchieden“ werden”. Im 
beiden Fällen gefchieht das Beſehen (Unterfuchen) entweder 


9) Eropp ©. 197 Note 20. 

10) Daher hat der Feilbieter nicht die actio venditi, fondern, 
wenn der Kaufluftige ihm durch die übernommene custodia ver: 
pflichtet ift, eine praescriptis verbis actio. Am Marften L. 20. 
$ 1. D. de praeser. verbis (19.5). Vgl. oben $ 246 Note 9. 

11) $4. I. de emptione (3. 24), ebenfo in dem ähnlichen Fall 
der L. 2. pr. D. de in diem addictione (18. 2). 

12) Gefällt Dir die Waare, fo follit Du fie für fo viel haben. 
Si placuerit, empta erit res. $4. I. de empt. et vendit (3. 24). 

13) Mißfällt Dir die Waare, jo fol fie als ungefauft gelten 
— ſo kannt Du fie zurüdgeben — fo nehme ich fie wieder an — 
fo foll der Handel rüdgängig werden. Si displieuerit, inempta 
erit res. L. 3. D. de contrah. empt. (18. 1). L. 6. D. de 
rescind. vend. (18.5). L.31. $22. D. de aedil. edicto (21.1). 
L. 2. 8 5. D. pro emptore (41. 4). Cropp ©. 189. 190. 

14) Puchta Pandekten $ 360 will beide Fälle ala Kauf auf 
Befiht (Suspenfivbedingung) und Kauf auf Probe (Nefolutivbes 
dingung) unterfceiden. Allein diefe Terminologie bat theils an 
fi) nichts Bezeichnendes, theild den Sprachgebrauch entſchieden 
gegen fi, da diefer nur nad der Art der Unterfuhung die Claus 
feln unterjcheidet. Nie jagt man z. B. daß Kupferftihe auf Probe, 
und dag Mufikinftrumente auf Beficht genommen find. 

15) Weil der Feilbieter gebunden it, jo mag man ihn Verkäu— 
fer nennen, aber auf der andern Seite follte man Käufer und 
Kaufluſtiger unterfheiden, 
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fo, daß die Waare im Gemwahrfan des Verfäufers bleibt, 
oder fo, daß der Käufer fie in feinen Gewahrfam erhält. 
III. Iſt der Handel fuspenfiv bedingt, fo fteht dem Ver— 
fäufer d. 5. dem gebundenen Feilbieter ein Kaufluftiger 
gegenüber. 1. Der eilbieter ift gebunden, indem er 
verpflichtet ift, die Willenserklärung des Kaufluftigen ab— 
zumwarten, und bis dahin, daß diefe vorliegt, nicht ficher 
über die Waare verfüigen kann“. db. Der Zeilbieter ift 
jo lange gebunden, als die dem Kaufluftigen, um fich zu 
entfchließen und zu erklären, zuftehende, alfo dem eilbieter 
zum Abwarten der Erklärung beftimmte Zeit, alſo die 
Wartezeit, noch nicht verlaufen if. Dieſe Wartezeit ift 
eine dreifache. Sie ift entweder eine verabredete oder 
ortsgebräuchliche Frift, fonft eine durch die Umftände und 
die Aufforderung zur Erklärung beftimmte Zeit. 3. Wenn 
der Raufluftige für die ganze Wartezeit oder einen Theil 
derfelben die zu befichtigende Waare in feinen Gewahrfam 
erhalten hat, fo bringt diefer Umftand ihn in ein näheres 
Berhältnig zur Sache und zum Feilbieter. Vor der Er- 
Härung ift a. das Verhältniß römifch ein Innominatcon- 
tract, auch wenn für die zum Zweck der Probe geftattete 
Benugung ein Lohn gezahlt wird”. b. Der Kaufluflige 
muß die custodia fo präftiren, daß er fir levis culpa 
verantwortlich iſt“, namentlich auch was das Zurücjenden 
der Waare anbelangt”. c. Durch unverfchuldeten Unter- 


16) So auch das HGB Art. 339 Satz 4: „Der Verkäu— 
fer hört auf, gebunden zu fein, wenn der Käufer ..... nicht 
genehmigt.“ Abjab 3: „er hört auf, gebunden zu fein, wenn ſich 
der Käufer .... nicht... erflärt.” Der Verkäufer ift alfo zus 
vörderſt gebunden. 

17) L. 20. 8 1. D. de praeser. verbis (19. 5). 

18) L. 17.8 4. 8 2. D. eod. 
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gang und Verſchlechterung der Waare leidet er aber 
nicht”, fowie ihm d. auch nicht die Vortheile der Sache 
zu Gute fommen und namentlich nicht der Gewinn, den 
die Waare in Folge feiner felbftfüchtigen Bemühungen 
abwirft”. Nac der Erklärung, wenn fie eine Billigung 
enthält, wird der Kaufluftige fofort Käufer und e8 tres 
ten dann die Wirkungen de8 Kaufes ein; wenn eine 
Mipbilligung, ift der angebotene Kauf zurücgewiefen und 
die Waare muß remittirt werden. 4. Die Genehmigung 
des Kaufluftigen ift eine rechtzeitige, den Feilbieter ver- 
pflichtende, wenn fie innerhalb der Wartefrift erfolgt. Iſt 
diefe Zeit ohne Erklärung verlaufen, fo ift der Feilbieter 
nicht gebunden. ine verfpätete Genehmigung des Kauf- 
luſtigen bindet den Feilbieter nicht, fie ift ein diefem ges 
machter Antrag des Kaufluftigen und ganz nach den Grunbd- 
Jägen von Anträgen zu behandeln; das Boraufgegangene 
ift für dag nunmehrige Müffen und Dürfen des Yeilbies 
ters gleichgültig. 5, Die den Kauf genehmigende oder 
zurückweiſende Erklärung des Kaufluftigen Tann in. jegli- 
her Urt erfolgen. Der Mangel der Erklärung, das 
Stillfhweigen, des Kaufluftigen gilt ausnahmsweise 
in eimem befondern Wall (Befisübergabe) als Genehmis 
gung, Billigung. Die Billigung folgt nicht aus dem 


19) L. 20. 8 2. D. eod. 

20) L. 17.82.84. L. 20.8 1. D. eod. L. 78. D. de 
furtis (47. 2). Der Grundfaß, daß beim bedingten Kauf die 
Verſchlechterung ein damnum emptoris ift, L. 8. pr. D. de pe- 
riculo (18. 6), fommt bier deshalb nicht zur Anwendung, weil, 
wenn feine Billigung fehlt, die Bedingung, unter welcher er Käu— 
fer ift, nicht eintritt, 

21) L. 13. $ 1. D. commodati (13. 6). L. 20. pr. D. de 
praescr. verbis (19. 5). L.6. $3. D. de negotiis gestis (3. 5). 


x 
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bloßen Beficht und hinterherigem Stillfehweigen *, obgleich 
auc in dem leßtern Feine Mifbilligung liegt”; aber eben 
weil das Schweigen weder das Ja noch das Nein bes 
jagt, bedarf e8 einer pofitiven Erklärung des zum Kau— 
fen Entſchloſſenen, daß er die Waare genehmige. Es 
kann die Genehmigung ausdrücklich und auch ſtillſchwei— 
gend” erklärt werden. Daher muß der Theil, welcher 
einen abgefchloffenen Kauf behauptet und aus dieſem 
Hagen will, als Klagegrund die rechtzeitig erfolgte Geneh- 
migung beweifen; nicht nur der Feilbieter“ fondern aud) 
der Käufer, wenn nämlich feine jetige Genehmigung nicht 
mehr rechtzeitig fein würde. Der Kaufluftige muß bin- 
nen der vereinbarten Frift feine Erklärung abgeben”; ift 
die Frift ohne Erklärung verlaufen, fo ift der Feilbieter 
nicht mehr gebunden. Ebenſo ift es, wenn die Frijt 
eine ortsgebräudhlihe if. Das Schweigen des 
Kaufluftigen innerhalb der vertragsmäßigen oder ortsges 
bräuchlichen Friſt befreiet den Feilbieter, es gilt nicht für 
ein Ja. „In Ermangelung einer verabredeten oder orts— 
gebräuchlichen Friſt kann der Weilbieter nach Ablauf einer 
den Umftänden angemefjfenen Zeit den Kauflu- 
fligen zur Erklärung auffordern”’*. Er kann ihn auffor- 
dern zur fofortigen Erklärung; die ohne Zeitbeftimmung 
gejchehene Aufforderung ift als eine Aufforderung zur ſo— 
fortigen Erklärung zu verftehen”; er kann ihn auch vor 


22) Eropp S. 200-205. 

23) L. 142. D. de R. J. 

24) Eropp ©. 205. 206. 

25) Eropp ©. 205 Note 37. 

26) $ 4. I. de emptione (3. 24). 

27) HSOB Art. 339 Abfab 3. 

28) Dies folgt aus dem legten Sab des Abſatzes 3 des Art. 339, 
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Ablauf der angemefjenen Zeit aufforden mit ober ohne 
Beſtimmung einer Erflärungsfrift, nur darf dem Kauflu- 
ftigen die angemeffene Zeit nicht verfürzt werden. Das 
Schweigen des Kaufluftigen nach Ablauf der den Um— 
ftänden angemefjenen Zeit troß geichehener Aufforderung 
zur Erflärung befreiet den Feilbieter, e8 gilt nicht für 
ein Ja”. Anders ift es in dem Fall, daß die Waare 
zum Zweck der Unterfuchung („der Befichtigung oder 
Probe”) dem Kaufluftigen übergeben” worden ift”, 
in diefem Ball hat das Schweigen des Kaufluftigen in 
jenen drei Fällen nicht die Folge, daß e8 den Yeilbieter 
befreiet und den Kaufluftigen nicht bindet, fondern gilt 
zum Nachtheil und Vortheil beider Kontrahenten als Ge- 
nehmigung”. Demnach muß der Contrahent, welcher 
troß dieſer Umftände den Kauf verneinet, ein pofitives 
Nein des Kaufluftigen behaupten und beweifen. Diefe 
das Stillfehweigen betreffende Ausnahmsbeſtimmung gilt 
nicht in Betreff der Handmwerfsverfäufe, wenn gleich 
der Handwerker Kaufmann ift”. Der Sat übrigens: 


29) HGB Art. 339 Abſatz 3. 

30) In Art. 339 letztem Abſatz heißt es zwar „bereit3” überge- 
ben, jedoch bat das Wort „bereit3“ hier Feine befondere Bedeutung. 

31) Ein Hauptfall ift das Sciden und Annehmen von Bü: 
ern zur Anficht. 

32) HGB Art. 339 Tester Abſatz. 

33) Art. 273 Tebter Abſatz. Die übrigen Sätze in diefem 
8 259 gelten auch in Betreff der Handmwerfsverfäufe, weil 
fie Rechtsſätze des bisherigen Nechtes find. Das die Erklärung 
des Kaufluftigen betreffende bisherige Necht, dem HGB nicht wir 
dertreitend, ift um die Worte der vorigen Auflage, deren Gitate 
bedeutend jind, beizubehalten folgendes: Wenn feine Friſt verein: 
bart ift und es erfolgt feine Erflärung, fo Kann a. der Ber: 
käufer auf die Erflärung Magen, alfo mit dem alternativen Pe: 
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der Kaufluftige trägt als Wolge feiner mora in Betreff 
der Erklärung von num an die Gefahr bes Unterganges 
wie der Verſchlechterung“, ift unrichtig”. IV. Iſt ber 
Handel refolutiv bedingt, fo hat er vor der Erklärung 
die Wirkung eines unbedingten Kaufes. Die Erklärung 
ändert das Verhältniß nur, wenn fie eine Migbilligung 
enthält. Es Löft fi dann der Handel auf, doch bleiben 
die mittlerweile vom Käufer auf die Waare conftituirten 
dinglihen Rechte unverändert”, der Verkäufer darf aber 
ihretwegen das Auffchießen der Waare ablehnen. Die 
Migbilligung folgt nicht ans dem bloßen Beſicht und 
hinterherigem Stillfehweigen, fondern fie muß vom Käus 
fer pofitiv, ausdrüdlich oder ftillfehweigend, rechtzeitig er- 
Härt werden. Rechtzeitig d. h., wenn feine Yrift gefett 
ift, binnen fechzig Tagen”. Ohne folhe Erklärung gilt 
der Kauf als fortdauernd. Daher muß der Theil, wel: 
cher auf die Auflöfung des Kaufes einen Anfpruch grün- 
det, die rechtzeitig erfolgte Mißbilligung bemeifen. Die 
Erklärung der Mipbilligung iſt wirkungslos, wenn die 
Waare bereits untergegangen it”. V. Ob der Handel 


titum: daß der Gegner den Handel erfülle oder ihn aufhebe 
(L. 13. 8 27—29. D. de act. empti (19.1). Cropp ©. 198). 
b. „Er kann außergerichtlih die Erklärung fordern unter dem 
Präjudiz, daß er mwidrigenfalld vom Handel zurüdtreten und an: 
derweitig über die Waare verfügen werde“ (L.122. $3. L. 135. 
8 2. D. de V. O. (45. 1). Eropp ©. 198. 199). 

34) So Eropp ©. 199. 200 (mo übrigend S. 199 Zeile 15 
Käufer ftatt Verkäufer zu leſen ift) und frühere Auflagen dieſes 
Buches. 

35) Goldſchmidt in feiner Zeitichr. Bd 1. S. 123—131. 

36) L. 3. D. quibus modis pignus (20. 6). 

37) L. 31. $ 22. D. aedil. edieto (21. 1). 

38) So ift es nicht nur im Fall der Nefolutivbedingung (ein: 


' 
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für fuspenfiv oder refolutiv bedingt anzunehmen fei, ift 
zunächſt aus der Wortfaffung” und den Umftänden zu 
entfcheiden. Im Zweifel, 3. B. wenn nur eine der obigen 
Claufeln gebraucht ward, ift eine Suepenfivbedingung 
anzunehmen". Daher muß der eine Refolutivbedingung 
behauptende Käufer beweiſen“. Der Zweifel ift gehoben, 
wenn die Waare vor Eintritt der Bedingung tradirt ift 
oder beredetermaßen tradirt werden follte; dann ift eine 
Rejolutivbedingung anzunehmen“. Die Tradition muß 
aber als Erfüllung des Handels gefchehen fein oder ge— 
ſchehen follen und nicht Lediglich zum Zweck des vorzu— 


veritanden ift Goldfhmidt S. 120), fondern aud im Fall eines 
pactum displicentiae, eines pactum de retroemendo. A. M. 
it Goldfhmidt a. a. O. ©. 122. 123. 

39) Eropp S.189—191. Bol. z.B. oben Note 12 u. 13. 

40) Eropp ©. 191—196. Dagegen Goldfhmidt S. 111— 
117. Meber die Hamburger Praris vgl. Hirſch im neuen Archiv 
f. HR Bd 1. ©. 155—171 und dagegen ebendafelbft S. 439— 
449 und Goldſchmidt in feiner Zeitfhrift Bd 1. ©. 435—438. 

41) So auch das HGB Art. 339 Sat 2. „Diefe Bedingung 
ift im Zweifel eine auffchiebende.” Das HGB faht das Geihäft, 
welches e3 als einen Kauf auf Beſicht oder auf Probe bezeichnet, 
als ein foldhes auf, welches unter einer Bedingung gefchloffen ift, 
aber möglichermweife unter einer auffchiebenden oder einer aufldjen= 
den, und ftellt nun den Rechtsſatz auf: Die Bedingung ift 
im Zweifel eine auffdiebende. Durd diefe Anfhauung 
de3 HGB ift die Unterfuhung über die Natur des Geſchäftes für 
den Fall, daß entjchieden Feine auffchiebende Bedingung vorliegt, 
ob refolutivbedingter Kauf oder pactum de retroemendo, nicht 
beengt, da das HGB für diefen Fall Feine Rechtsſätze hat. 

42) So au ROHG Entih. Bd 7. S. 38—41 (Cigarten). 

43) Eropp S. 193. 194 befonders Note 13. Es läßt fi ver: 
nünftigerweife nicht annehmen, daß die Erfüllung, welche Koſten-, 
Mühe: und Zeitaufwand verurfaht, aufs ungewiffe bin gejchebe, 
daß ein erfülltes Geſchäft gänzlih nod in suspenso fein folle. 
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nehmenden Beſichtes“. VI Der Handel auf Beficht 
fann auf eine bereit8 beſtimmte species gerichtet fein oder 
auf eine erft aus einem genus durch Zählen, Meilen, 
Wägen zu entnehmende species, wo dann das genus 
oder eine Probe aus dem genus dem Beſitz unterliegt. 
Im legtern Fall Liegt bis zur Billigung ein Handel auf 
Beſicht (auf Probe), nach derjelben ein Handel nad) 
Probe vor”, 


s 260. 
Kauf nad Probe. 


Kauf nach Probe‘, nad Mufter. J Abſchluß. 
Der Kauf wird auf die Grundlage einer Probe abge— 
ſchloſſen“; eine der Probe entſprechende Waare wird ver— 


44) Wie dies regelmäßig der Fall beim Buchhandel iſt, wenn 
Bücher zur Anſicht zugeſandt werden. Wenn Cropp ©. 193 be— 
merkt: die Waare pflege erſt nach der Beſichtigung empfangen 
zu werden und bleibe bis dahin im Gewahrſam des Verkäufers, 
ſo iſt das erſtere von einem Empfang als Erfüllung, das letztere 
behutſam zu verſtehen. 

45) Ueber die Verbindung der Clauſel „auf Beſicht“ mit 
der „nach Probe“ zu einem ganz andern Zweck vgl. Cropp S. 
220—224 8 10—12. Goldſchmidt in feiner Zeitſchr. Bd 1. 
©. 442. 

) Bol. oben $ 250. Das HGB enthält über den Kauf 
nad Probe feine Beftimmungen. Ausgenommen, daß die beiden 
unter Nr I angeführten Nechtsjäte des bisherigen Rechts (Das 
Geſchäft ift an fi ein unbedingtes; und: Eine der Probe ent: 
fpredjende Waare wird verkauft) feſtgeſtellt find in Artikel 340: 
„Ein Kauf nach Probe oder Mufter ift unbedingt, jeboch unter ber Ver: 
pflichtung des Verkäufers geichloffen, daß die Waare der Probe oder bem 
Mufter gemäß ſei.“ Außerdem hat Art. 347 eine Beftimmung. 

1) Cödigo de comercio Art. 362. Cropp in Heife und Eropp 
Abhandlungen Bd 1. S. 208—224, 

2) Fälle wo nad Probe und nicht anders gekauft ift: Seuf— 
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fauftp eine ſolche ift der Verkäufer zu liefern, der Käufer 
anzunehmen verpflichtet. Die Beziehung auf die Probe 
enthält die Zuficherung der aus der Probe erfichtlichen Be— 
Ichaffenheit der Waare, ein dietum et promissum. Das 
Geſchäft ift an ſich ein unbedingtes. I. Erfüllung. 
Ob die gelieferte Waare probemäßig fei, wird durch Ver- 
gleihung derfelben mit der Probe unterfucht. Soweit 
nur die Probemäßigkeit in Betradht kommt, muß der 
Käufer, wenn die Waare probemäßig ift, fie annehmen 
und bat er, wenn fie e8 nicht ift, die Anfprüche wegen 
nicht gehaltener Zufage.e Der Käufer kann aber troß 
der Probemäßigkeit Rechte wegen anderweitiger Zuficheruns 
gen‘ oder wegen Fehler, und Tann auch Rechte aus der— 
artigen Gründen neben den Rechten wegen Unprobemä- 
Bigfeit Haben. Die Rechte des Käufers wie des Verkäu— 
fers find dadurch Feine eigenthümlichen, daß gänzlich oder 
theilweife nicht die Befchaffenheit der Waare wörtlich auss 
gejprochen fondern für diefelbe auf eine Probe hingewieſen 
fert Arhiv Bd 5. Nr 129 ©. 150. 151. — ROHG Entid. 
Bd 2. ©. 418—422, Bd 14. ©. 287—291. Bd 15. ©. 171. 
172. Bd 16. ©. 318. 

3) Ueber alleg Vorige vgl. Eropp ©. 208— 211. — Das 
Geſchäft ift an fih ein unbedingtes, gleichviel ob eine beftimmte 
Partie, als eine species, oder ob in genere verfauft worden ift. 
Mit Unrecht behauptet Treitſchke Raufcontract $ 46. Aufl. 2. 
S. 157—161, im erfteren Fall liege ein (ſuspenſiv) bedingtes 
und nur im zmweiten ein umbedingtes Geihäft vor (aus feinen 
Gründen folgt die Bedingung aud für den zmeiten Fall) und 
Eropp habe nur von dem zweiten Fall geiproden; dies anzuneb: 
men, bietet die Abhandlung von Eropp feinen Grund, wenngleich 
fie diefer zwei Arten, wie dem Gegenftande nad ein Kauf nad 
Probe vorfommen Fann, nirgends ausdrücklich gedentt. 

4) 3.8. daß die Waare zu einem beftimmten Zweck tauglich 
ſei. ROHG Entf. Bd 8. ©. 249. 250. 
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ift‘. II Die Probe. Die Probe wird regelmäßig 
dem Käufer nad dem Abſchluß des Handels eingehän- 
digt”. Das BVerhältniß ift dann folgendes. 1. Der 
Käufer erhält die Probe in feinem und des Verkäufers 
Intereffe, damit nad) derjelben die Probemäßigkeit der 
gelieferten Waare geprüft werde; er muß fie daher aufs 
bewahren, und zwar mit der größten Sorgfalt, um fie 
dereinft unverändert vorlegen zu können”. 2. Soweit 
aber nicht die Fünftige Prüfung der Probemäßigkeit da- 
durch gehindert wird, darf er die Probe anbrechen und 
über einen Theil derjelben verfügen“, es möchte ihm 
denn, was jelten ift’, die Probe verfiegelt übergeben 
fein”. 3. Die Probe muß in Ermangelung einer be 
fondern Bereinbarung, wenn die Vergleihung derjelben 
mit der Waare gejchehen ift, mag dieje jich als probemäßig 
oder als unprobemäßig herausgeftellt haben, dem Bere 
Täufer , welcher fein Eigenthumsrecht oder ſonſtiges Recht 
an derjelben nicht veräußert, zurüdgegeben oder erjett 
werden, obwohl dies factifch, bejonders wenn die Waare 

probemäßig und wenn die Probe an fich werthlos ift, 


5) So auch das ROHG in verfhiedenen Anwendungen, 
Bol. Entſcheidungen Bd 11. ©. 21. 22 (Beweislaft). Bd 11. 
©. 367. 368 (Beweislaft). Bd 14 ©. 287—289 (Unter⸗ 
ſuchungs- und Anzeigepflit). 

6) Es kommt aber auch der umgekehrte Fall nicht jelten vor, 
namentlid wenn der Verkäufer die Waare nad einer Probe an— 
fertigen laſſen joll. 

7) Eropp ©. 212. 213 zu Anfang. 

8) Eropp S. 213—216. 8 5. 6. 

9) Nah ruffiihem Reht muß die Probe mit dem Siegel 
ſowohl des Verkäufers als des Käufers verjehen werden (von 
Bunge $ 103). Wird die Vorſchrift im Verkehr beobachtet ? 

10) Eropp $ 211. 212 83 ©. 214, 
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oft nicht geſchieht. Anders ift dies natürlich dann, wenn 
die Probe vom Käufer gekauft if. Dies ift oft zweifel- 
haft, die Umftände müffen über den Willen der Contras 
henten entfcheiden; als Eriterium des Kaufs dient der Um— 
ftand, daß der Käufer eine größere oder andere Quantität 
hat kommen laffen, als zur bloßen Unterfuchung der 
Dualität hinreichend iſt“. 4. Leugnet der Verkäufer die 
Echtheit der Probe d. h. die Identität der vom Käufer 
vorgelegten mit der demfelben eingehändigten Probe, oder 
leugnet er, daß die Probe unverändert fei, jo muß er für 
den Beweis bes Käufers, daß fie identifch oder (und) un- 
verändert fei, fich mit der eidlichen Verficherung des Käu- 
fers begnügen; traut er diefer nicht, jo ınuß er den Bes 
weis übernehmen, daß die Probe vertaufcht, verfälfcht oder 
fonft verändert fi”. 5. Hat der Käufer dur Schuld 
die Probe abhanden kommen lafjen oder verwahrloft, ent- 
weder gänzlich oder doch foweit daß eine DVergleihung 
nicht mehr möglich ift, jo Haftet er für das Intereffe, 
d. 5. bürdet ſich die Beweislaft auf, daß die gelieferte 
Waare unprobemäßig ift, und muß, wenn er diefen Be 
weis nicht erbringen Tann, die Waare als probemäßig 
gelten laſſen“*. IV. Bon dem Kauf nach Probe fowie 
von dem Kauf auf Probe ($ 259) ift das Kaufen einer 


11) Pöhls Handelsreht ©. 164. 165. 

12) Eropp S. 218—220 $ 8. 9. Hamburger Sammlung 
Bd 1. Nr 49 ©. 461—469 (audy in Seuffert Ardiv Bd 2, 
Nr 104) und Bd 2. Nr 92. ©. 805—815. 

13) Sp au ROHG Entih. Bd 12. ©. 9. 10. Bol. aud) 
Br 6. S. 336—341. 

14) Eropp ©. 213 $ 4 ©. 215. i. f. 216. 8 6. 

15) Sp aud ROHG Entih. Bd 9. S. 27—30. Hier ift 
befonders betont, daß die Veränderung der Beweislaft Folge der 
Haftung des Verwahrers für das Intereffe ift, daß mithin unter 
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Waare mit dem juriftifch bedentungslofen Zuſatz „zur 
Probe” zu unterfcheiden. Factiſch bringt der Zufat 
oft beffere Waare, und es wird häufig auf die Grundlage 
einer Waare die man zur Probe hat kommen Tafjen, 
oder eines Theiles derfelben ein weiterer Kauf nad Probe 
geſchloſſen. Das HGB nennt diejes Kaufen einen Kauf 
zur Probe, und fpridht den Sag aus: „Ein Kauf 
zur Probe ift unbedingter Kauf unter Hinzufügung des 
Beweggrundes“.“ V. Bon diefen drei Arten des Kaufes 
ift wieder zu unterjcheiden der unter der Bedingung 
einer beftimmten Probemäßigfeit der Waare gejchlofjene 
Kauf 
8 261. 
Uebergang der Gefahr nad) dem Handelsgeſetzbuch. 


Das HGB Hat Hinfichtlih der Frage: von welchem 
Zeitpuntt an trägt der Käufer die Gefahr? deren Bedeu— 
tung ift: wann muß der Käufer, trogdem daß ihm die 
Waare gar nicht oder verfchlechtert tradirt wird, den 
Kaufpreis zahlen? in Artifel 345 Beftimmungen’”. 


andern Umftänden andere Perfonen, melden die Verwahrung ob» 
liegt, die Beweislaſt trifft. 

16) HGB Art. 341. Der Saß ift als gejegliher Rechtsſatz 
gefährlih, weil im Verkehr zwifchen „zur“ Probe kaufen und 
„auf“ Probe kaufen nicht immer Mar unterfdieden wird. inen 
Tall verfuchter Ueberliftung durch Mißbrauch des gefeglichen Sprach⸗ 
gebraucdhes hat ROHG Entſch. Bd 2. S©.187—189 (Eigarren). 

17) Diefe Möglichkeit ift erwogen vom ROHG in dem Fall 
der Entjheidungen Bd 1. ©. 418—422 (der gefammte Waizen- 
einfchnitt des Gutes N. vom Jahr 1869). 

1) Vgl. den Anfang des folgenden $. 

2) Die Abhandlung von Stahl über den Erfüllungsort und 
die Gefahrätragung beim Kauf in Goldſchmidt Zeitfhrift Bd 18, 
©. 365—402 iſt nicht ergiebig. 
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Diefe Beftimmungen follen aber nicht allenthalben das 
fonftige Recht ändern; fie follen nur da gelten, wo fie 
im DBergleih mit dem fonftigen Recht den Webergang 
der Gefahr auf den Käufer verfrühen‘. Hieraus folgt, 
daß fie auf den Berfauf einer Species dann durchaus 
feine Anwendung leiden, wenn die Gefahr einer folchen, 
wie e8 nad römischen Recht der Fall ift, jofort nach dem 
Abſchluß des Vertrages übergeht, denn ein früherer Ueber: 
gang ift nicht möglich; wohl aber können fie auch auf 
den Verkauf einer Species dann Anwendung finden, 
wenn die Gefahr einer folchen nad) dem Particularrecht erft 
zu einer fpätern Zeit, der fpätefte Zeitpunkt iſt die Tra— 
dition, übergeht”. Das Folgende ift vorzugsmweife für 
einen Genuskauf erheblih. Um die Frage nad; der 
Gefahr des Käufers zu beantworten, geht das HGB aus 
von dem Erfüllungsort des Verkäufers. 

1. Der Berfäufer erfüllt feine Verbindlichkeit durch 
Uebergabe der Waare‘. Der Erfüllungsort ift alfo der 
Ort, an welchem die Waare dem Käufer zu übergeben 
der Verkäufer verpflichtet und berechtigt iſt. Er ift ent 
weder ein vereinbarter (Vertrag, Natur, Abficht)” oder 


3) Dem ROHG Haben bis jebt (bis Band 17 incl. der Ent: 
fheidungen) auffallend wenige den Gefahrübergang betreffende 
Fälle vorgelegen. Die in Goldſchmidts Zeitihrift Bd 18. S. 403 
von der Redaction citirten dreizehn Fälle betreffen fait fämmtlich 
allgemeinere Fragen. 

4) Art. 345 letzter Abſatz. 

5) Ueber das römiſche Recht vgl. unten den $ 263 Note 5 
und 6 und den Tert dazu. Erſt mit der Uebergabe geht die 
Gefahr über nad preuß. Ldr. Th. I. Tit. 11 $ 100. 

6) Der Art. 342 fagt „Uebergabe”; der Art 345 „liefern“ 
und „Erfüllung“. 

7) Art. 324 Abſatz 1. Art. 342 Abſat 1. 
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ber geſetzliche (Hanbelsniederlaffung, Wohnort”). Jeder 
Contrahent hat ein Recht darauf, daß die Uebergabe an 
diefem Ort und nirgends fonft gejchehe, daß Hier alfo 
die Waare gegenwärtig fei, um bier übergeben und 
empfangen, und fodann ausgeantwortet und abgenommen 
zu werden. Die Hinfchaffung der Waare an diefen Ort 
hin ift Sache des zur Uebergabe verpflichteten Verkäufers ; 
fie kümmert den Käufer nicht, fie gejchieht demzufolge 
auf Koften des Berkäufers’ und gefchieht nach dem 
HGB überdies auf Gefahr des Berkäufers”. Da 
das HGB aber nur den fpäteften Uebergang der Gefahr 
ausjprechen will‘, fo fteht e8 der Anwendung des fonjti- 
gen Rechts, ſoweit dieſes einen früheren Uebergang der 
Gefahr auf den Käufer bejtimmt, nicht entgegen”. 

2. Wenn der Verkäufer die Verfendung der Waare, 
damit fie an den Käufer gelange, übernommen bat, fo 
trägt der Käufer die Gefahr von dem Zeitpunkt an, daß 
der Verkäufer die Waare an die Perfon abgegeben hat, 
welche zur Beförderung der Waare beftimmt ift, 3. B. 
an den Spediteur oder den Frachtführer”. Ob der Vers 
fäufer oder der Käufer die Perſon beftimmt Hat, ift gleich- 
gültig. Nach den Worten des HGB ift der Verkäufer 
durch Uebernahme der Berfendung immer Beauftragter " 


8) Art. 342 Abſatz 2. 
9) Diefe Eonfequenz hat der Art. 351 ausgefproden. 

10) Art. 345 Satz 3. Der Sinn ift kurz diefer: Der Ver— 
käufer bat die Gefahr des Transports der Waare an den Er: 
füllungsort hin zu tragen. 

11) Das HGB fteht alfo der Anwendung der in den folgenden 
88 vertheidigten Theorie, wonach durch eine nicht verfrühete Aus: 
ſcheidung und Erflärung derjelben die Gefahr übergeht, nicht entgegen, 

12) Art. 345 Saß 1. 13) Art. 344 „beauftragt,“ 

TEL’ 6 Handelsregt. dte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 17 


258 Der einfache Kauf und Verkauf. 


des Käufers und hat dem Inhalt des Auftrages ent» 
Iprechend die Verſendung vorzunehmen; es ift aber bie 
Bereinbarung als Inhalt des Kaufvertrages zu denken. 
Daß er dem Inhalt der Bereinbarung zumiderhandelt, 
hindert nicht den Uebergang der Gefahr, denn diefer grün— 
det fih auf die gefchehene Ausſcheidung, verpflichtet ihn 
aber zum Schadenserſatz“. Der Uebergang der Gefahr 
ift alfo Yolge der Abgabe, der Weggabe der Waare 
an die zum Transport beftimmte Berfon. 
Die einfeitige Ausſcheidung in Verbindung mit einer fol- 
hen Weggabe foll genügen zum Uebergang der Gefahr. 
Die abgefandte Sache ift nunmehr (vermittelft genügender 
Ausſcheidung) die gekaufte Waare geworden. Somit ift aud) 
das Verfügungsrecht des Verkäufers ein anderes geworden. 
Borausgefegt ift natürlih, daß nicht eine Verkaufs 
übergabe' der Weggabe vorausgegangen ift und auch 
nicht in derfelben liegt (denn in beiden Fällen kann die 
Trage nad) Uebergang der Gefahr nicht mehr aufgewor- 
fen werden) fondern daß die VBerfaufsübergabe noch be- 
vorfteht. Auch ift ferner vorausgeſetzt, daß die Berfen- 
dung der Sache, damit diefe an den Käufer gelange, vom 
Erfüllungsort aus gefchieht oder, wenn von einem andern 
Ort aus, von diefem aus mit Zuftimmung des Käufers"; 


14) Art. 345 Sab 2. „Hat jedoh der Käufer eine beſon— 
dere Anmeifung über die Art der Weberfendung ertheilt und ift 
der Verkäufer ohne dringende Veranlaffung davon abgewichen, fo 
ift diefer für den daraus entitandenen Schaden verantwortlich.“ 

15) Diefer Ausdrud wird gebraucht werden für die Tradition, 
welche der Verkäufer als folher vornimmt und zu welcher er als 
folder verpflichtet ift, memlih Tradition mit dem Willen feine 
Rechte an der Sache dem Käufer zu übertragen. 

16) ROHG Entih. Bd 10. S. 174—180 (Ehlorkalf). 
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denn der Ueberſendung der vom Verkäufer ausgefchiebenen 
Sade von irgend einem beliebigen Drt aus die Wirkung 
des Gefahrsüberganges beizulegen, würde widerfinnig fein. 

3. Der Ort der Uebergabe, der Erfüllung, ift, wie 
bemerkt, ein vereinbarter oder der gefegliche. - Wegen des 
Umftandes allein, daß der Berfäufer die Berfendung der 
Waare an einen beftimmten Ort, damit fie an den Käu— 
fer gelange, auf feine Koften übernommen hat, foll nicht 
diefer Ort als der Erfüllungsort gelten”. 


8 262. | 
Uebergang der Gefahr nad gemeinem römiſchen Recht. 
(Die Frage. Die Theorien.) 


Bon welchem Zeitpunkt an trägt der Käufer die Ge- 
fahr? Der Sinn diefer Frage ift folgender: Welche 


17) Art. 345 Satz 4. 

1) Ueber die allgemeine Frage: wer trägt bei Obligationen die 
Gefahr? vgl. Wächter im Arch. für civ. Praxis Bd 15. ©. 97— 
138. 188—222. F. Mommfen Beiträge zum Obligatio: 
nenrecht. Erfte Abth. Die Unmöglichkeit der Leijtung in ihrem 
Einfluß auf obligatorifche Berhältniffe. 1853. — Ueber die Ge: 
fahr. beim Kauf: Wädter a. a. DO. ©. 189—202. Glück 
Br 17. S. 126—198. Mommfen a. a. DO. ©. 239 Note 3, 
S. 330—342. ©. 345—352. Hamburger Sammlung Bd 1. 
Nr 35 ©. 326—335 (unvollitändig in Seuffert Ard. Bd 1. 
Nr 42. 43). Don der oft citirten Abhandlung im Arch. für 
Handelsrecht Bd 1. Nr 18 ©. 299 ff. gehört nur ©. 299 — 
301 und ©. 318—320 hierher. Aus den Abhandlungen von 
Wächter und von Mommfen find die mannichfachen Weifen, mie 
die römiſchen Säte über die Gefahr beim Kauf in handelsrecht— 
lihen Büchern gerechtjertigt werden, zu berichtigen. — Heyers 
Abhandlung (in Linde Zeitſchr. f. Eivilr. u. Proc. N. F. Bd 15. 
S. 1—45) ijt leicht zu widerlegen. — Eine neue Theorie ift 
aufgeftellt von Jhering in feinen Jahrbüdern Bd 3. ©. 449— 
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Borausfegungen find erforderlich und genügend, damit 
der Käufer den Kaufpreis zu zahlen verpflichtet ift, troß- 
dem daß ihm die Sache gar nicht tradirt ift? Er 
ift natürlich nicht geringer verpflichtet, wenn ihm die 
Sache verjchlechtert tradirt, alfo doc immer tradirt wird. 
Mithin ift mit dem periculum interitus aud) das peric- 
ulum deteriorationis beſprochen. Vorausgeſetzt wird 
im Bolgenden ein unbedingter Kauf’. Hiernach iſt alfo 
die Rede vom Uebergang der Gefahr nicht mit der Tra- 
dition, fondern ohne alle Tradition. — Bei einem Genus- 
fauf, bei welchem fie nicht fchon bei dem Kaufabſchluß 
übergehen Tann, geht fie über vermittelt einer Thatſache 
(alfo zur Zeit diefer Thatjache), welche nad) den Abſchluß 
und vor der Tradition liegt. Dieſe Thatfache ift zu ſu— 
hen. Jedenfalls ift eine unumgänglich nothwendige That- 
ſache die Ausſcheidung einer Species (eines Individuum) 
aus dem Genus’. Jede Theorie, welche dies nicht leug— 


488. Bd 4. (1861) ©. 366—438. Er giebt ihr den Namen 
Lieferungstheorie. — Außerdem ift zu vgl. Better im Jahrbud 
des gemeinen d. R. Bd 5. (1862) ©. 350—400. 406. — 
Regelsberger im Ard. f. civ. Prax. Bd 49. (1866) ©. 
183—217. — Gooſe zur Lehre vom casus in Ihering Jahr: 
büchern Bd 9. (1868) ©. 197—222. — F. Hofmann über 
das Bericulum beim Kaufe. Wien 1870. — Stintzing in 
Shering Jahrbüchern Bd 10. (1871) S. 177—207. — Re 
gelsberger in der Krit. Vierteljahrsfchrift Bd 13. (1871) 
©. 90—118. — Wolff (Stadtgeritsrath) in Buſch Ardiv 
Br 22. (1871) S. 83—130. — Windfheid Pandelten 
Aufl. 4. 8 390. 

2) Bei einem bedingten Kauf kann, wenn die Bedingung eine 
tritt, für die Verpflichtung des Käufers zu unterjcheiden fein, ob 
ihm die Sache verſchlechtert tradirt wird oder ihm gar nicht tra= 
dirt werden kann. Vgl. unten $ 266. 

3) Die Lieferungstheorie Teugnet zwar, daß die Ausicheidung 
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net, ift daher eine Ausscheidungstheorie (eine Individualis 
firungstheorie). Mit diefem einen Wort kann demnach 
von den verfchiedenen Theorien, welche bei Schriftftellern 
und in Gefegen vorkommen, da fie ſämmtlich Ausfchei- 
dungstheorien find, nicht die eine zum Unterfchied von 
einer andern characterifirt werden. Es bedarf für jede 
eines Zuſatzes. Man kann unterfcheiden: 1. Die Theo- 
rie der rein einfeitigen Ausſcheidung, die nadte 
Ausscheidungstheorie. in Anwendungsfall hiervon oder 
ein vereinzelter Fall diefer Art ift die Uebergabe zum 
Transport. 2. Die Theorie (der genehmigten Spes 
cies; fürzer:) der Genehmigung. 3. Die Theorie 
(der erklärten und erfahrenen Species; Fürzer:) des Wif- 
ſens; oder entfprechend dem Duellenausdrud si apparet 


ſchlechthin erforderlich fer („die Ausscheidung ift dazu (daß die 
Gefahr auf den Käufer übergehe) weder fchlehthin erforderlich 
noch ausreichend“ Ihering a. a. DO. Bd 4. ©. 438). Allein 
dafür ift nicht3 meiter geltend gemacht, al3 die Mittheilung eines 
Falles, in welchem eine einzige Ausfcheidung für zwei Käufer vors 
liegt (a. a. DO. ©. 367) und die Behauptung, daß dies eine 
ausreichende Ausfcheidung fei, damit die Gefahr auf jeden Käufer 
übergehe. Wäre die Behauptung richtig (der Schiffer hatte es in 
feiner Macht, die Gefahr auf den A oder B zu übertragen, ein 
Trinfgeld Fonnte hier bedeutend werden) , fo würde der Fall im— 
mer nicht bemweifen, daß aud ohne alle Ausſcheidung die Gefahr 
übergeben könne (was felbftverftändlih nur von einem übers 
fehbaren Genus gemeint fein kann), fondern nur, daß eine einzige 
vom Berfäufer für mehrere Käufer vorgenommene Ausfheidung 
genügen könne, um auf jeden die Gefahr zu übertragen. Diefe 
Wirkung einer vom Verkäufer ohne Willen der mehreren Käufer 
borgenommenen Gefammtausicheidung ift zu beftreiten; daß es ans 
ders iſt, wenn die mehreren Käufer auf fpecielle Ausfcheidung 
„verzichten“ (a. a. D. ©. 369), bemeifet nicht? für den Fall, 
daß es an einem ſolchen erflärten Willen fehlt. 


—⸗ i 
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die Apparitionstheorie. Dieſe iſt in den folgenden 
88 dargeſtellt und gerechtfertigt. 4. Die Theorie (der 
erklärten, wenngleich nicht erfahrenen Ausſcheidung; kür— 
zer:) der bloßen Anzeige. 5. Die Lieferungstheorie. 
Die Theorie, welche fich diefen einen Namen giebt (fie 
ift au) Erfüllungstheorie genannt worden), ift theils 
eine Traditionstheorie theil® eine Theorie der rein einfei- 
tigen Ausjcheidung, indem fie den Ausdrud Lieferung 
doppelfinnig ſowohl für Tradition als auch für bloßes 
Hinbefördern ohne Tradition gebraucht. Diefe Unters 
Iheidung bejteht aber nur dem äußern Anfchein nad); 
denn, foweit fie als Traditionstheorie erfcheint, Teugnet 
die Pieferungstheorie jeglichen Uebergang der Gefahr, die: 
fen Ausdrud im technifchen (vorher angegebenen) Sinn 
genommen. ine rein einfeitige Ausfcheidung Hält die 
Lieferungstheorie in dem Fall für genügend, daß der 
Berkäufer durch bejondere Vereinbarung die ihm ohne 
ſolche nicht obliegende Verpflichtung übernommen hat, die 
Waare an den Käufer zu befördern, wenn nicht im dies 
fem Ball die Abfiht der Kontrahenten dem Uebergang 
der Gefahr widerftreite‘. Nach den andern Theorien ift 
der gefeglihe Vebergang der Gefahr Fein eigenthümlicher 
in jenem Yall. 

Note 4. Die Lieferungstheorie ift von Ihering am 
Schluß der Darftellung (a. a. D. Bd 4. ©, 438) fo zufammen: 
gefaßt worden: „Bei dem Berfauf generifch beftimmter Ge: 
genftände geht die Gefahr auf den Käufer erft über mit der 
wirklich beſchafften oder durch feine mora verhinderten Lieferung, 
die Lieferung aber geſchieht bei ihm felbft (Holen), infofern nicht 
das Bringen oder Schicken ausdrüdlic oder ſtillſchweigend ausge: 
macht ift, die Ausſcheidung ift dazu weder ſchlechthin erforderlich 
noch ausreichend.“ 

Die Einteilung in Holen, Bringen und Schiden ift nur 
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durch befondere Erfärung verfländlih. Es find nur zwei Fälle 
gemeint, der eine ift aber, wenn eine befondere den Uebergang 
der Gefahr ausſchließende Abfiht der Contrahenten binzufommt, 
als ein dritter coordinirter Fall aufgeführt. Dadurdy und durd 
den Gebraud der Worte Bringen und Sciden in einem unge: 
gebräuchlichen Sinn und durd den Gebraud des einen Mortes 
Lieferung für Tradition und für Abfendung ift die Lieferungs- 
theorie Mifverftändniffen ausgefeßt. Die zwei Fälle, daß, damit 
die Waare an den Käufer gelange, entweder der Käufer zur 
Waare kommt (melde der Verkäufer am gehörigen Ort zur ges 
börigen Zeit bereit zu halten bat) oder die Waare durd; Vermittes 
lung des Verkäufers zum Käufer fommt, werden folgendermaaßen 
unterfchieden. Der erite Fall iſt Holen. Der andere Yall, 
wo der Käufer nicht zu fommen braucht, wird genannt Bringen 
(gleichviel ob der Verfäufer jelber oder ftatt feiner ein Anderer 
bringt S. 422. ©. 423 3.1 v. u.) oder Schicken (gleids 
viel ob der Verkäufer felber oder ftatt feiner ein Anderer bringt), 
jenachdem die Abficht der Eontrabenten dahin gebt, daß 
die Gefahr der Sache bis dahin, daß fie an den Käufer ge— 
langt ift, vom Verkäufer getragen werden folle (5.424 3.1—5. 
S. 426 3.8 „in meiner Sprache“ daß er fie ihm bringe) oder 
diefe Abfiht nicht vorliegt. Da wir vom geſetzlichen Ueber: 
gang der Gefahr reden, jo hat der Fall des Bringen in dem 
Sinn, mie ihn die Lieferungstbeorie nimmt, auszuſcheiden. 
Es fteht alfo dem Fall des Holens gegenüber der Fall des Brin- 
gen3 und der des Schickens, beide Morte im gewöhnlichen Sinn 
genommen. Don diefen beiden Fällen wird nur der Fall des 
Schickens im gewöhnlichen Sinn, nemlich nur der Fall der Abs 
fendung erörtert (a. a. DO. ©. 426—433), de3 Falles des 
Dringend im gewöhnlichen Sinn aber nur beiläufig (a. a. DO. 
©. 432) gedacht. Mas Jhering als Bringen und Schicken in feiner 
Sprache bezeichnet, ift alfo allgemein verjtändlich geſprochen Hin: 
befördern ohne Uebergang der Gefahr oder Hinbefördern 
mit Uebergang der Gefahr. Der erftere Fall bat mie bemerkt 
augzujcheiden. Die Meinung der Lieferungstheorie ift nun die, 
dag mit der Lieferung die Gefahr übergeht. Unter der „Liefer: 
ung“ wird verftanden „das, was dem Verkäufer nach beiderfei- 
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tiger Abficht zu thun oblag” (a. a. O. ©. 371). Dies ift die 
Tradition (S. 370. 371); wenn aber Sciden gewollt ift, 
fo bat der Verkäufer geliefert, das heißt Alles was ihm zu thun 
oblag gethan mit der Abſendung (S. 371), mit der vollen: 
deten Abjendung (S. 432). Die Lieferungstheorie iſt biernad) 
theil3 Traditionstheorie theils Abjendungstheorie. Die geltend 
gemachten Gründe (viele Erwiederungen treffen übrigens nur die 
nackte Ausfcheidungstheorie, nicht aber die!Apparitionstheorie, was 
S. 383 3. 6 v. u. „die Bekämpfung weſentlich erleichtert” über: 
jehen ift) Können bier niht im Einzelnen verfolgt und widerlegt 
werden. Folgendes ift aber zuvörderſt zu erwägen. 

Soweit die Lieferungstheorie als Traditionstheorie er: 
ſcheint, leugnet fie jeglichen Uebergang der Gefahr, diefen Aus: 
drud im technifhen Sinn genommen. Gie giebt auf die Frage: 
wann der Käufer zur Zahlung verpflichtet it, troßden daß ihm 
nicht tradirt ijt, die Antwort: daß er verpflichtet ift, wenn ihm 
tradirt ift, und nennt die Uebergang der Gefahr. Daß ein 
Eontrahent nad empfangener Leiftung feine Gegenleiftung zu 
machen hat, bezeichnet das römiſche Recht nicht als periculum 
deffelben, aud nicht beim Käufer. Was nad) gefchehener Tra= 
dition Gefahr und Commodum des Käufers ift, ijt etwas Anderes, 
ift nunmehr Nachtheil und Vortheil dur die Sache, meldye den 
Käufer nicht eigenthümlich als Käufer, fondern ebenfo, nicht mehr 
und minder trifft, al3 wie fie einen Beſchenkten und fonftigen Er: 
mwerber trifft. Daher ſpricht das römifche Recht de periculo et 
commodo rei venditae und fließt das periculum an die 
perfecta emptio an. Die wenigen Stellen, in melden mit 
Beziehung auf die Tradition vom perieulum die Rede ift, er: 
klären nicht, ſondern find eben zu erflären. Wenn die Gefahr 
erſt mit der Tradition übergeht, mit andern Worten gar nicht 
übergeht, jo würden ſich doch wohl dem entiprechende allgemeine 
Ausdrüde finden. Statt deffen heißt e3 immer anders, ald man 
danad) erwarten müßte, und namentlih aud in der Gardinal: 
ftele von Paulus, der unmöglid fo fpreden fonnte, wie er ge: 
than, wenn er die |. g. Lieferungstheorie gemeint hätte. Diefer 
Stelle, der L. 8. D. de periculo et commodo (vgl. unten 
8 263 Note 4) iſt in der Abhandlung von Ihering nirgends 
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gedacht worden. Nach diefer Stelle ift genügend und erforderlich 
da3 apparet quid sit, und iſt demnach nicht erforderlich die 
traditio und nicht genügend die Abfendung. 

Soweit die Lieferungstheorie Abfendungstheorie ift, wirft 
fi) zunädhft die Frage auf: Hat der DVerfäufer, welcher die 
Hinbeförderung übernommen hat, mit der Abjendung wirflid Als 
led gethan, was ihm obliegt? Wenn dies entfcheiden foll, fo 
können die Umſtände durhaus nicht außer Acht gelaffen werden 
und ed wird in vielen Fällen mindeitend die Anzeige der Abſen— 
dung binzufommen müffen, vielleiht fogar der Abſchluß eines 
Verſicherungsvertrages. (8 268 Note 13). Auch hat er feinenfalls 
Alles was ihm obliegt gethan, wenn er zwar abjendet, aber mit dem 
Traditiondwillen und der erforderlihen die Tradition betreffenden 
Willenserklärung zurüdhält. Und wenn er die übernommene Neben: 
verbindlichfeit erfüllt hat, wenn er Alles getban, wasihm al3 Abſen— 
der oblag, folgt daraus, daß er num lediglich deshalb die 
jenige Gegenleiftung, nemlich Zahlung des Kaufpreifes, fordern 
kann, melde der Verkäufer nur dann foll fordern können, wenn 
er die ibm als Verkäufer obliegende Berbindlichfeit erfüllt, 
nemlih die Tradition wirklich beſchafft hat? Es folgt nidt; 
e3 wäre eine Ausnahme. Für eine ſolche, für das Recht, den Kauf: 
preis ausnahmsweiſe fordern zu können, als ob die Tradition 
erfolgt fei, bedarf ed, wenn die Regel wirklich beiteht, eines be> 
fondern pofitiven Rechtsſatzes. Die Nachweiſung eines foldhen ift 
neben jener Schlußfolgerung nicht verfucdht worden. 


8 263. 


Uebergang der Gefahr. 
(Perfection, die Waare anlangend.) 


Wann muß der Käufer, obgleich die Waare unter- 
gegangen oder verſchlechtert ift, den Kaufpreis bezahlen ? 
oder": wann trägt der Käufer die Gefahr’? Der Kauf 


1) $ 3. I. de emptione (3. 23). „emptoris damnum est, 
cui necesse est, licet rem non fuerit nactus, pretium solvere.“ 
Vgl. unten $ 268 Note 12. 

2) Titulus D. de perieulo et commodo rei venditae (18. 6). 
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muß fein 1. perfect in ber Bedeutung bindend. 2. Perfect 
in einer andern Bebeutung ’, welche jett zu entwideln ift. 
Erft dann, aber auch dann, hat der Käufer die Gefahr‘. 
Wann ift er fo perfect? A. Unbedingter Kauf, 
1. Die Waare anlangend muß feft ftehen das quid, 
quale, quantum. Dies fteht feft 1. wenn eine spe- 
cies gekauft ift, d.h. wenn beim Abſchluß der Gegenftand 
des Kaufes als folcher von. allen übrigen Gegenftänden 
förperlich unterfcheibbar ift“. Als species ift demnach 
nicht Lediglich eine Einzelſache aufzufaffen, fondern auch 
eine Mehrheit von gleichartigen oder ungleichartigen Sachen, 
welche die Kontrahenten als ein Ganzes zum Gegenftand 
des Raufes gemacht haben‘. 2. Wenn von einem Gans 


Titulus C. de perieulo et commodo rei venditae (4. 48). — 
Preuß. Lor. Th. 1. Tit. 11. $ 95—108. 117—123. 128 - 134. 
Cödigo de comercio Art. 366—368. Codigo commercial 
Art. 458. 461. 

3) Eine andere ift e8, denn der Kauf von noch Zuzumefjen: 
dem, ebenſo wie ein bedingter Kauf ift perfect als Contract. 

4) Die Cardinalftelle ift L. 8. pr. D. h. t. Necessario 
sciendum est, quando perfecta sit emptio: tunc enim 
sciemus, cujus periculum sit: nam perfecta emptione peric- 
ulum ad emptorem respiciet. Et, si id, quod venierit, 
appareat, quid, quale, quantum sit, sit et pretium, et 
pure venit, perfecta est emptio. Quod si sub condicione 
u. f. w. 

5) $ 3. I. de emptione (3. 24). L. 5. $ 2. D. de resecin- 
denda venditione (18. 5). L. 35. $ 5. D. de contrah. empt. 
(18. 1). L. 5. 6. ©. de peric. et com. (4. 48). L. 30. pr. D. 
de act. empti (19. 1). 

6) Diefes Faß Kaffe, aller Kaffe in diefem Lager, diefe 
Schiffsladung Eifen, diefer Vorrat Kom. L. 62. 8 2. D. de 
contrah. empt. (18. 1) „res in aversione empta.“ — L. 4. 
8 1. 2. D. de periculo (18. 6) „aversione (per aversionem) 
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zen ein noch erft abzufondernder Theil, m. a. W. von 
einem genus eine erft auszufcheidende species gekauft 
ift, dann kann untergehen” a. das ganze genus, ehe die 
species ausgefchieden if. Dann ift der Verkäufer von 
feiner Berbindlichfeit zu Tiefern und das Intereſſe zu ver- 
güten frei, den Kaufpreis braucht aber der Käufer nicht 
zu zahlen. Infofern trägt alfo der Verkäufer die Gefahr 
de8 ganzen genuss. 9m ber erfteren Hinficht ift der 
Umftand bedeutend, wieweit die Kontrahenten das genus 
fih gedacht haben; aber nur bei einem überjehbaren ge- 
nus®, nicht aber bei einem unüberſehbaren“ kann der Ver— 
fäufer, um auf den Sat impossibilium nulla est obli- 
gatio fi) zu berufen, das impossibile darthun“. Für 


vinum venit.“ — L. 1. 81. D. eod. „non ad mensuram, sed 
forte amphoras vel singula dolia.“ — L. 35. $ 5. D. de 
contrah. empt. (18. 1) „omne vinum, vel oleum, vel frumen- 
tum, vel argentum, quantumeunque esset.“ — L. 2. C. de 
peric. (4. 48) „universum vinum, quod in horreis erat posi- 
tum.“ — L. 35. $ 6. D. de contrah. empt. (18. 1) „grex 
venit.“ — Bol. Grudot vom Kauf in Baufh und Bogen in 
Goldihmidt Zeitfhrift Bd 3. S. 479—493. 

7) Wie fteht e3 bei bloßer Verſchlechterung des ganzen genus? 

8) L. 35 8 7. D. de contrah. empt. (18. 1. So aud 
Wächter S. 199. Thibaut ed. 8. Bd 2. $ 478 ©. 33. Glüd 
Bd 17. ©. 185. 186. Ohne die L. 35. eit. möchte man nad) 
allgemeinen Grundfägen (Wädter S. 189. 190. 199. 200) und 
nad; L. 34. 8 6. D. de contrah. empt. (18. 1) „unus enim 
utique periculo emptoris vixit“ den Käufer für verpflichtet zur 
Zahlung des Kaufpreifes halten. 

9) 3. 8. fo viel Pfund Kaffe aus dem Faß X, fo viel Pfund 
oder Faß Kaffe aus dem Schiff X, aus dem Magazin X. 

10) 3. 8. fo viel Pfund oder Faß Kaffe mittlerer Qualität, 
befter Qualität. 

11) Nur von einem unüberjehbaren genus darf der Satz ber 





den Anspruch des Verkäufers anf den Kaufpreis ift der 
Umftand gleichgültig, weil der Verkäufer, mag das genus 
weit oder eng gedacht fein, nicht darthun kann, mas er 
muß, daß eine bereit8 ausgefchiedene species untergegans 
gen ift. — Es kann untergehen oder verfchlechtern b. eine 
species aus dem genus. Dann trifft die Gefahr den 
Käufer, wenn eben diefe species bereits als der Kaufge— 
genftand aus dem genus ausgefchieden war”. Iſt die 
species gehörig ausgejchieden, fo hat dann der Käufer bie 
Berbindlichkeit, aber auch das Recht, die ausgefchiedene 
species als den Kaufgegenftand zu betrachten; er hat die 
incommoda, aber auch die commoda. Der Theil, wel 
cher die Ausfcheidung für fich geltend macht, muß fie be 
weifen. Die Dispofition behält freilich, wenn nicht die 
Ausicheidung mit der Tradition zufammenfällt, der Vers 
fäufer, und der Käufer Tann diefe nicht hindern; aber 
der Verkäufer ift im vollſten Maaße entfchädigungspflich- 
tig, weil er die zum Slaufgegenftand (zu der Waare) ge 
wordene species nicht tradirt. Die anderweitige Dispofi- 
tion hat die Folge, daß das periculum num nicht auf den 
Käufer geht, da8 commodum aber bei ihm bleibt". 
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Doctrin (er ift fein Quellenausdrud) „genus perire non conse- 
tur” verftanden merden. : 


12) Hierauf deutet, außer auf die Gattung, das quid der 
L. 8. pr. eit. „Der Scheffel und die Waag muß darüber ge: 
gangen fein“, „die Waare muß die Waagſchale paſſirt haben.“ 

13) Denn man fann durd) einfeitige rechtswidrige Losfagung 
ſich feiner Nechte begeben, aber nicht feiner Verbindlichfeiten ent— 
ledigen. L. 74. de R. J. L. 65. 8 5. 6. D. pro socio (17. 
2). Und dann verftößt der Verkäufer gegen die ihm obliegende 
custodia. 
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g 264. 
Uebergang der Gefahr. 
(Gehörige Ausſcheidung.) 

Wanniſt nunaber gehörig ausgejhieden'? 
Es verfteht fih: der Käufer hätte diefe species anneh- 
men müſſen, fie muß aljo contractmäßig, namentlich pro- 
bemäßig und ohne Fehler gewejen fein’. Gehörig aus 
gejchieden ift 1. unzweifelhaft dann, wenn die ausgefcies 
dene species Ffaufeshalber dem Käufer tradirt ift”. 
Denn die Tradition bindet beide Theile, diefe Ausfchei- 
dung als fie bindend, diefe ausgefchiedene species als den 


1) Der Verkäufer hat für diefen feinen Käufer 1. zehn Pfund 
Tabak abgemogen, zehn Ellen Tud vom Stüd abgefhnitten, zehn 
Flaſchen Wein abgezogen, das Lotterieloos Nr 100 zurüdgelegt. 
Er bat 2. diefe ausgefhiedene Waare als eine für den Käufer 
bejtimmte gebucht, 3. als eine ſolche vor Zeugen erklärt, 4. ge: 
padt und au den Käufer adrejfirt, 5. an feinen, des Verkäufers, 
Spediteur, Fuhrmann, Schiffer, Bedienten, zur Beförderung an 
den Käufer übergeben. 6. Die Waare ift am Beftimmungsort 
angefommen. Der altonaer Verkäufer hat das von ihm für den 
hamburger Käufer beftimmte Faß Leinöl vor dad Haus des Käus 
fer3 fahren laffen, wo e3 beim Abladen vom Wagen ftürzt und 
zerbricht. Rechtsfälle Bd 2. ©. 113—117. Beide Kammern 
de3 hamburger Handelsgerihts: Gefahr des Verkäufers. 7. Der 
Verkäufer hat den einen oder andern diefer Umftände oder ſämmt— 
lihe in einem für den Käufer bejtimmten Brief gefchrieben, der 
Brief ift noch in feiner Hand, unterwegs, in den Händen des 
Käufers, vom Käufer gelefen. — Uebrigens kann die Ausſcheidung 
auch durch den Käufer geichehen, dem 3. B. der Verkäufer auf 
die Beitelung ftatt zwei Looſe fünf Looſe fendet, indem er drei 
offerirt. Frankfurter Sammlung von Römer Bdl. S. 76—78. 

2) L. 37. D. locati (19. 2) „detrimentum ad locatorem 
ita pertinet, si tale opus fuit, ut probari deberet.“ 

3) Diefer Fall liegt aber außerhalb der Frage. Oben $ 262, 


i 
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Gegenſtand ihres Kaufes anzuſehen. Die Tradition als ſolche 
iſt aber nicht das entſcheidende Moment‘, das Tragen 


4) L. 8. pr. D.h.t. „Nam perfecta emptione. ...“ 
$ 3. I. de emptione (3. 24) „periculum statim ad emptorem 
pertinet, tametsi adhuc ea res emptori tradita non sit.“ L. 
16. D. h. t. (18. 6). L. 15. D. de jure dotium (13.8). L.5. 
g 2. D. de rescindenda vend. (18. 5). L. 6. C. h. t. (4. 48). 
Dem Satz, daß die Tradition nicht entfcheidet, fteht nicht ent: 
gegen L. 2. C. h. t. (4. 48); denn in der erften Hälfte bedeutet 
traditio nicht mehr als mensura, in welcher regelmäßig die Tra— 
dition liegt; dies ift um fo klarer, da die mora als eine mora 
mensurae faciendae bezeichnet ift; die zweite Hälfte erklärt fi 
daran, daß in dem concreten Fall die Schlüffel übergeben waren, 
entweder ald Tradition oder weil der Käufer die custodia über: 
nommen hatte. 3 ftehen auch nicht entgegen die Stellen bei 
Mühlenbruch Pandektenreht Bd 2. 8 362 Note 6 vgl. mit 8397 
Note 4 ($ 2. I. quib. mod. re (3. 15). L. 1.8 4, D. de O. 
et A. (44. 7). L. 30. 8 5. D. ad leg. Falcid. (35.2). L. 35. 
8 7. D. de contrah. empt. (18. 1)), welche unfere Frage nicht 
treffen; aud nit L. 33. D. locati (19. 2) „Si fundus publi- 
catus sit“ u.f. wm. und L. 12—14. D. (18. 6) „Lectos emptos 
Aedilis coneidit“ u. f. w. Vgl. über dieje beiden Stellen Glüd 
Br 17. ©. 134—151 und Mühlenbruch Bd 2. $ 397 Note 2 
und Wächter S. 190. 191 Note 3 und Mommfen die Unmög— 
lichkeit der Leiftung ©. 332—336 und unten $ 272 Note 4 und 
8 281 Note 8. — Daß die Tradition enticheide, behauptet Pöhls 
Handelsrecht S. 190: die Perfection fei nur beim Kauf einer 
species entſcheidend. Allein wenn aud die von ihm in Note 4 (mo 
es ftatt $ 5. I. beißen muß $ 3. I.) citirten Stellen nur eine 
species im Auge haben, jo ſpricht doch die Gardinalftelle L. 8. 
pr. D. h. t. ganz allgemein. Pöhls verlangt, wenn man das 
S. 194 Gefagte vergleiht, die Tradition defhalb, weil nun erft 
der Käufer als Käufer einer species anzufehen fei; foll aber dies 
fer Moment durch die Tradition bejtimmt werden, fo ift e3 nicht 
confequent, bei aus der Fremde verjchriebenen Waaren die Gefahr 
ſchon dann auf den Käufer übergehen zu Iaffen, wenn die Waare 
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der Gefahr ift von dem Eigenthum unabhängig‘. Anders 
freilich Particularrechte‘. Gehörig ausgefchieden ift aber 
auch 2. ſchon dann, wenn dem Käufer oder einem Stell 
vertreter deffelben gegenüber die species aus dem ge- 
nus ausgefchieden ift. Daher wenn die Waare dem Käu— 
fer oder einem Stellvertreter” deffelben zugewogen, zuges 
mefjen, zugezählt worden ift”. Darin liegt num auch 


„ausdrüdlih für feine Rechnung verladen iſt.“ Dies behauptet 
Pöhls ©. 195 durd die Vermittelung des Satzes, daß durch das 
Abladen der Waare für Rechnung des Empfängers diefer zum 
jurijtifhen Befig der Waare, ſoweit derjelbe zur Lebertragung der 
Gefahr erforderlih, gelangt fei. Allein daß er Befiker ſei, wi: 
derftreitet den Grundſätzen über Befikerwerb, und will man dies 
zugebend ihn, joweit die Tragung der Gefahr in Betracht komme, 
Befiger nennen, jo iſt damit das Princip, daß die Tradition den 
Uebergang der Gefahr bewirfe, mit einem andern vertaufcht. — 
Ueber die wechjelnden Meinungen von Eujacius vgl. Wächter a. a. 
D. ©. 190. 191 Note 3. 

5) $ 3. I. de emptione (3. 34) „vindicationem rei et con- 
dietionem exhibere debebit emptori.“ L. 14. pr. D. de furtis 
(47. 2). L. 31. pr. D. de act. empti (19. 1). 

6) Preuß. Ldr. Theil I. Titel 11. $ 128 -134 und $ 95. 
96. Cödigo de comercio Art. 366. 367. 

- 7) Daher wenn der Verkäufer die Waare dem ihm vom Käus 
fer aufgegebenen Fuhrmann oder Schiffer übergeben hat, mag 
diefer vom Käufer ſelbſt auch gar feine Drdre haben. 

8) L. 35. $ 5—7. D. de contrah. empt. (18. 1). L. 1. 
8 1. L. 5. D. h. t. (18. 6). Der Käufer ſetzt daun nicht fels 
ten fein Zeichen auf den ausgeſchiedenen Theil. Dies kann in 
der Abſicht gefchehen die Tradition entgegenzunehmen, oder aud 
nur, damit diefer Theil nicht umgetaufcht werde. Die L.1. $2. 
D. h. t. (18. 6) madt auf die Verjchiedenheit des Zwecks auf: 
merkſam, obgleih wohl andere Berhältniffe gedacht find. Das 
Zeihen kann als Beweis dienen, ift aber nicht genau das ente 
jheidende Moment, wie Pöhls Handelsreht S. 191 es ftellt. 
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regelmäßig die Tradition und das Anerkennen diefer Species, 
aber weder im jener liegt das entjcheidende Moment” noch 
liegt e8 in diefem. Denn der Verkäufer wählt aus dem 
genus die species, und der Käufer muß diefe annehmen, 
falls fie nur contractmäßig iſt; es bedarf alfo nicht erft 
von Seiten des Käufers der Anerkennung der species als 
des Kaufgegenftandes”, Es ift überhaupt, daß die Con— 
trahenten fich bei der Ausſcheidung gegenübertreten, nicht 
wefentlih". Demnach könnte man es für genügend hal- 
ten: 3. wenn der Verkäufer einfeitig die species aus dem 
genus ausgefchieden Hat. Natürlich ift der blos inners 
liche Entfchluß bedeutungslos; e8 muß die Ausfcheidung 
förperlich vorgenommen fein. Diefem Yall fteht es gleich, 
wenn, fall das genus ſchon getheilt war, jo daß es 
eines befondern Ausſcheidens nicht bedurfte, er feinen Ent- 
ſchluß, daß diefer Theil für den Käufer beftimmt fein 
folle, durch irgend eine Handlung äußerlich gemacht hat. 
9) Vgl. oben Note 5. 

10) Daher ift die Begründung in den Rechtsfällen a. a. O. 
(vgl. oben Note 1), der Käufer müſſe die species approbiren, 
nicht zu billigen. 

11) Daß die Stellen bei dem adnumerare nur den regel: 
mäßigen Fall vor Augen haben und nicht das genau entſcheidende 
Moment enthalten, ergiebt die L. 36. 37, D. locati (19. 1) vgl. 
mit L. 2. $ 1. eod. (zur Erklärung der L. 36. 37. eit. aus 
andern Stellen vgl. Glück Bd 17. 8 1055 ©. 431—440 und 
Mommfen Unmöglichkeit der Leiftung S. 371—381). Dem 
widerftreitet nicht L. 102. pr. D. de solut. (46. 3), aud nidt 
L. 58. $ 1. D. pro socio (17. 2) (über diefe Stelle Wächter 
a. a. O. ©. 207. 208 und Mommfen a.a.D. ©. 412—414), 
aud nicht L. 39. D. de solut. (46. 3), aud nicht L. 72. pr. 
D. de solut. (46. 3) (vgl. Heife und Eropp Abhandlungen Bd 1. 
©. 569). Denn alle diefe Stellen treffen das Verhältnig eines 
die Waare ausſcheidenden Verkäufers weder direct noch analog. 
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Diefe Meinung, daß das einfeitige Ausscheiden genüge, 
findet fich in Geſetzen“ und bei Schriftftelleen ”. Allein 


12) So da3 frangöfifche Recht: Code Nap. Art. 1585. 1586. 
Code de commerce Art. 100. gl. Pardessus cours Bd 2, 
S. 263—265. 

13) Strube redhtlihe Bedenken (ed. Spangenberg) Bd 2. 
Nr 384 ©. 168: „die verfauften Waaren find bejtimmt, jobald 
fie abgefchieft worden, daher unter Kaufleuten üblih, daß, wenn 
einer ſolche verfchreibt, er nach deren Abfendung die Gefahr über: 
nehmen und das Raufgeld bezahlen muß, wenn fie gleich unter= 
wegs verloren gegangen.“ Ebenſo: B. Carpzov opus decisionum. 
Lipsiae 1690. decisio 131. S. 304—308, befonderd? Nr 14. 
20. 21. 23—30. 36-40. Auch bier wird dem Käufer die 
Gefahr verjhriebener Waaren, welche unterwegs geraubt worden, 
von der Abfendung an zugefchrieben. Der Grund wird Nr 28 
—30 befonder3 darin gejeßt: der „Kontract enthält ferner ein 
Mandat die Waaren zu verjenden, der Mandatar trägt aber den 
casus nicht, damit ihm feine Gefälligfeit nicht ſchade, der abfens 
dende Berkäufer ermweifet aber dem Käufer ein oflicium humani- 
tatis.“ Ebenſo: Hommel rhapsodia quaestionum vol. V. obs. 
608, &. 46—50. obs. 689, ©. 398 ohne eigentlihe Ausfüh— 
rung, aber aud mit der Bemerkung: es ift theild ein Kauf theils 
ein Auftrag, ©. 48. — Bei allen liegt der Gedanke unter: die 
einfeitige Ausjheidung genügt. (Die Annahme der doppelten 
Qualität läßt fi nicht rechtfertigen). — Bei diefer Meinung ift 
e3 ganz gleich, ob der Fuhrmann oder Schiffer in Mandatar des 
Verkäufers oder des Käufers ift, und im erjten Yall, ob er dem 
Berkäufer vom Käufer aufgegeben ift oder niht. Pöhls, mwelder 
die Tradition oder am Ende doch ein andere? Moment entjcheiden 
Iaffen will, meint S. 195: der Käufer habe ftillichweigend die 
Gefahr übernommen, wenn er dem Verkäufer die Art der Ueber: 
machung aufgebe, 3. B. „Senden Sie mir mit Fuhrmann N oder 
mit Schiffer NN 10 Orhoft Kaffe.” Allein es ijt fein Grund, 
die bloße Aufgabe der Mittelsperfon von Seiten des Käufers an 
den Verkäufer dahin zu interpretiren, daß der Käufer eine 


Gefahr, die ihn erft jpäter trifft (nad der Meinung von Pöhls), 
Thol“s Handelsrecht. bte Aufl. Bd 1. Abt. 2. 18 
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der Berkäufer kann die einfeitige Ausſcheidung beliebig 
rüdgängig machen", kann alfo den Vortheil fi, den Nach— 
theil dem Käufer zubringen und hat damit am Ende das 
an debeat in feiner Gewalt”. Dies kommt freilich nur 
darauf hinaus, daß der Verkäufer den Beweis zu des 
Käufers Nachtheil, nicht aber der Käufer den Beweis zu 
feinem Bortheil hat, und es fcheint, als dürfte diefe fac- 
tifche Ungleichheit der Stellung Hinfichtlich des Beweiſes 
juriftifch nicht in Betracht Fommen. Uber e8 fehlt eben 
an juriftifchen Gründen, daß die einfeitige Ausscheidung 
binden, den Käufer wie den Verkäufer binden follte, und 
jene factifche Ungleichheit macht dies anzunehmen geneig- 
ter. Danach muß die einfeitige Ausjcheidung für unge 
nügend gehalten werden” und man muß 4. eine zwei⸗ 
feitige Ausscheidung verlangen. Und zwar muß die Zwei— 
feitigfeit derartig fein, daß beide Theile über die aus dem ge- 
nus ausgefchiedene species auf diefelbe Weife einig find, wie 
fie, wenn vonvornherein über eine species gehandelt ift, 


fon von nun an, tragen wolle. Das preuß. Landrecht, welches 
Pöhls für fih anführt, Hat feine Sätze (Theil I. Titel 11. 
8 128—134; vgl. mit $ 95. 96) gar nicht aus dem Geſichts⸗ 
punft einer beſonders übernommenen Gefahr Bingeftellt. (Förſter 
preuß. Privatrecht Bd 2. Aufl. 3. $ 125 Nr C. ©. 81—84.) 
Hat die Mittelsperfon vom Käufer felbft Drdre, fo daß fie nicht 
Vediglich vom Verkäufer abhängt, jo ift dann freilich auch bei der 
Anſicht, dag tradirt fein müffe, die Gefahr als übergegangen an« 
zufehen, aber nicht weil fie als befonders übernommen gilt, fondern 
weil an einen Stellvertreter des Käufers tradirt ift. 

14) Er giebt die zehn Pfund Tabak einem andern Kunden, 
ruft die Verladung ab. 

15) L. 2. $ 3. D. de eo quod certo loco (13. 4). 

16) So aud ohne Gründe Heife und Eropp Abhandlungen 
Br 2. ©. 631. 
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über diefe einig fein müffen. Dies mobificirt fich aber” 
dadurch), daß der Käufer eine vom Berfäufer einfeitig 
ausgejchiedene species, welche annehmbar d. h. contract» 
mäßig umd ohne Fehler ift, nicht zurücdweifen darf. Da— 
ber braucht der Käufer oder ein Stellvertreter von ihm 
die ausgejchiedene species nicht gefehen zu haben, fondern 
e8 genügt, wenn ihm, daß die species ausgefchieden jei, 
fo angezeigt ift, daß. er feine Gedanken auf diefe ausge 
Ichiedene species hat richten können”. Dafür ift die all- 
gemeine Anzeige, daß die species ausgefchieden fei, nicht 
hinreichend, fondern e8 muß der Verkäufer fo genau, und 


*) Durd) das Folgende ift doch wohl deutlich genug ausgefpro: 
hen, daß ich die Zweifeitigfeit der Ausjheidung nicht verftanden 
babe als einen beiderjeitigen Willensdact, fondern als 
einen Willensaet, nemlid des Berfäufers, und einen Wiſ— 
fensact, nemlich de Käufers, Nach Ihering a. a. DO. ©. 382 
verwandelt der einfeitige Act ſich nicht in einen zweifeitigen, „denn 
der Bericht über eine Thatſache verändert die Thatſache nicht.” 
Gewiß nicht. Mber fie ift nım auch eine berichtete, Apparet. 
Und Hier enthält der Bericht eine Willenserflärung in Betreff 
der Ausfcheidung, welche Iettere der Käufer nicht zu wollen hat, 
nur zu wiffen braucht, damit fie maaßgebend ift, damit die bes 
ftellten 600 Gentner Coaks in diefen 600 Eentnern und feinen 
andern erſcheinen; infofern ift die angezeigte Ausſcheidung als die 
einerfeit3 gewollte und amdrerfeit3 gewußte eine zweiſeitige Aus: 
ſcheidung. 

17) Das entſcheidende Moment des ad numerare iſt darin zu 
ſetzen, daß dem Käufer die Ausſcheidung dieſer species erflärt 
worden ift. Seine Anweſenheit ift nicht als foldhe, fondern fein 
Wiffen, auch ‚nicht fein Wille ift bedeutend. Es ift dad coram 
der L. 209. D. de V. S. (50. 16). Coram Titio aliquid fa- 
cere jussus, non videtur praesente eo fecisse nisi is intellegat 

. si dormiat . ... . Seire autem, non etiam velle is debet: 
nam et invito eo recte hit. 

18* 





276 Der einfache Kauf und Verkauf. 


dies kann durch Andentung weniger Momente gejchehen, 
über die gefchehene Ausscheidung dem Käufer berichtet ha- 
ben, daß der Beweis der Identität der ausgefchiedenen 
und der untergegangenen oder verjchlechterten species durch 
Beziehung auf diefen Bericht geführt werden kann“. — 
Das Borige zufammengefaßt: der bloße Entſchluß 
genügt nicht, auch nicht der Entſchluß äußerlich, aber nicht 
dem Kaufer dargethan, alfo nicht rein einfeitiges Aus— 
ſcheiden; es muß die Ausfcheidung zmeifeitig fein, dazu 
ift aber weder erforderlich, daß die ausgejchiedene species 
tradirt, noch daß fie vom Käufer anerfannt, noch daß 
fie von ihm gefehen ift, noch ift e8 genügend, daß die 
Ausiheidung im Allgemeinen dem Käufer gemeldet ift, 
Sondern e8 genügt und ift erforderlich, daß die ausge- 
ſchiedene species jo genau angezeigt ift, daß der Beweis 
der Identität mit Beziehung auf diefe Anzeige geführt 
werden kann“. Mebrigens ift ftets eine folche Ausjcheis 
dung zu denken, welche eine rechtzeitige (nicht verfrü- 
bete) und ortsrichtige if. Ob eine folche vorliege, 
unterliegt dem richterlichen Ermeſſen. ntjcheidend ift, ob 


18) Nach diefer Anfiht würden in dem in den Rechtsfällen 
Theil 3. Heft 4. Nr V mitgetheilten Fall die Knochen nit ſchon 
feit der VBerladung in Danzig — (a. a. D. ©. 81. In der 
bier gegebenen Mittheilung der Enticeidungsgründe des OAG 
fehlt der, wenn man ihn auch nicht unterfchreiben will, doc fo 
fehr bedeutende Grund: daß nad) Inhalt der Schlufnote die Aus: 
wahl, gerade wie bei einer verjchriebenen Waare, dem Verkäufer 
einjeitig überlaſſen worden und daher durd die Verladung 
in Danzig gefhehen ſei) — aber allerdings feit dem Empfang 
des Connoſſements auf Gefahr des Käufers fein. 

19) Diefe Meinung ift vielfah angenommen, Citate bat 
Shering a. a. D. ©. 381. Bol. Windſcheid Pandelten Auft. 4. 
8 390 Note 8, 
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der Verkäufer, welcher durch feine Ausfcheidung eine Spe- 
cies als den Kaufgegenftand herausftellen und damit aller 
dings die Gefahr (auch das Commodum) der Species auf 
den Käufer übertragen wollte (diefen Willen ergiebt eben 
die Anzeige), geltend machen kann, daß die für die Bers 
faufsübergabe unerläßliche WBorbereitungshandlung der 
Ausſcheidung nach Zeit und Ort gerechtfertigt war, weil 
fie unter den obwaltenden Umftänden feinem Intereſſe 
entfprochen habe ohne dem nterefje des Käufers zu 
widerftreiten, oder gar dem Intereffe des Käufers oder gar 
dem erklärten Willen des Käufers entfprochen Habe, 


g 265. 
Uebergang der Gefahr. 
(Perfection den Kaufpreis anlangend.) 

II. Berfection den Kaufpreis anlangend". 
Damit der Kauf fo perfect fei, daß der Käufer die Ger 
fahr Hat, muß aud) der Kaufpreis feftftehen, d. h. 
e8 muß auf die bedungene Art der Ausmittelung des Prei- 
jes die Summe gewiß geworben fein. Danach iſt die 
Beftimmtheit des Preifes (certum pretium), foll die Ges 
fahr übergehen, eine andere, al8 welche genügt, damit der 
Kauf bindend ſei. Daher ift 1. wenn der Preis nad) 
dem erft fpäter auszumittelnden Quantum berechnet mwer- 
den foll, der Kauf erft dann perfect, was die Gefahr an- 
langt, wenn das Quantum ausgemittelt, nämlich gemej- 

1) Ein diefe Frage betreffender Fall: NOHG Entih. Bd 5. 
S. 404—407 (92 Schlachtochſen, Kaufpreis per Centner. Das 
Gericht meldyes Zeitpunftes ift maafgebend ?_ In Darmftadt und 
in Worms find fie gewogen worden). Entſcheidend ift, wann die 
Sade vermitteljt genügender Ausfheidung die gefaufte Waare 
geworden ift. Im vorliegenden Fall erfuhr der Käufer erſt durch 
die Uebergabe, melde beftimmten 92 Ochſen der Verkäufer für 
die an ihn verkauften erklären wolle. 


— — 
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fen, gewogen, gezählt iſt.. So ſtellt den Satz das rö— 
miſche Recht'. Daraus folgt: iſt vor der Ausmittelung 
des Quantum das Ganze oder ein Theil untergegangen, 
ſo hat der Verkäufer den Schaden, denn es iſt durch den 
Untergang die bedungene Art der Ausmittelung unmöglich 
geworden; bei einer Verſchlechterung iſt es ebenſo, wenn 
die Verſchlechterung von der Art iſt, daß ſie die genaue 
Ausmittelung des Quantum hindert; iſt dies nicht der 
Fall, dann kann die Ausmittelung vor ſich gehen und 
der Käufer hat die Gefahr. Dies ergiebt ſich auch dar— 
aus, daß der Kauf in unſerm Fall als unter der Be— 
dingung abgeſchloſſen gilt, daß die Zumeſſung (u. ſ. w.) 
den Preis beftimme*‘ Fällt dieſes Mittel der Preis- 
beftimmung weg, fo ift der Kauf, welcher der Hauptſache 
nad im Schweben war, wegen Mangel eines Preifes ei 
gentlich nie vorhanden gemwejen’, die Bedingung kann nicht 
eintreten. Iſt das Mittel der Preisbeftimmung nicht weg» 
gefallen, fo kann die Bedingung eintreten und der Käufer 
bat die Gefahr nad) dem Grundfag, daß eine Verſchlech— 





2) L. 85. $ 5. 6. D. de contrah. empt. (18. 1, Es 
muß auf die bedungene Art erhellen, wie viel dem Käufer unter: 
gegangen if. L. 1.8 4. D. h. t. (18. 6). 

3) Ueber andere Meinungen vgl. Glück Bd 17. ©. 172—175. 

4) Dies ergiebt die L. 35. 8 5. eit aufs Marfte: . . etiamsi 
de pretio convenerit, non tamen aliter videatur perfecta ven- 
ditio, quam si admensa, adpensa, adnumeratave sint: nam 


. si ita venierit ... . frumentum, ut in singulos modios 
‚ certum pretium diceretur . .. tunc perfici emptionem 
. cum... admensa . .... sint, quia venditio quasi sub 


we — videtur fieri, ut in singulos modios, quos . . 
admensus eris. 

5) Es war nur ein Vorvertrag da, melden das römifche Recht 
aber eben als bedingten Kauf anfieht. Vgl. oben $ 246 Note 9. 
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terung, während die Bedingung ſchwebt, fein Schaden ift*. 
Daher ift 2. wenn ein Dritter den Preis beftimmen foll, 
der Kauf Hinfichtlich der Gefahr erft dann perfect, wenn 
der Taxator den Preis beftimmt hat. Denn, wenn er 
nicht tariren will oder Tann, gilt der Kauf wegen mans 
gelnden Preifes als gar nicht vorhanden; bis zur Taxe 
oder dem Ausfall der Tare gilt er als bedingt’. Daher 
hat, wenn vor der Taration die Waare untergeht, wer 
gen der nunmehrigen Unmöglichkeit der Taxe der Der: 
fäufer die Gefahr; wenn fie verfchlechtert wird, ift e8 ebens 
fo, falls der Werth, den die Waare im umverfchlechterten 
Zuftande gehabt Hat, nicht beftimmt werden fann. Kann 
dies aber gefchehen, fo darf der Käufer die Taxe nicht 
hindern und Hat die Gefahr; es ift das die Gefahr der 
Berfchlehterung, während die Bedingung ſchwebt, melche 
hernach eintritt. 


8 266. 
Uebergang der Gefahr. 
(Bedingter Kauf. — Ausnahmen.) 


| B. Bedingter Kauf. Tritt die Bedingung ein, 
fo ift e8 bedeutend, ob, nachdem fie eingetreten ober mwäh- 
rend fie ſchwebte, die Gefahr fich ereignete. Im erftern 


6) Dem ſteht L. 2. C. h. t. (4. 48) zweite Hälfte nicht ent: 
gegen, denn daraus, daß der Raifer in einem Fall, wo der ver: 
ſchlechterte Wein sine mensura gefauft war, dem Käufer die Ge: 
fahr zufchreibt, folgt für den Fall, daß ad mensuram gekauft ift, 
nicht das unbedingte Gegentheil, fondern gar nichts, 

7) 8 1. I. de emptione (3. 24). L. 15. C. de contrah. 
empt. (4. 38) „sub hac conditione stare venditionem,, ut, si 
quidem ipse, qui nominatus est, pretium definierit, . . .. Sin 
autem ve] ipse noluerit, vel non potuerit pretium definire: 
tunc pro nihilo esse venditionem, quasi nullo pretio statuto.“ 
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Fall trifft alle Gefahr, der Untergang wie die Verſchlech— 
terung, den Käufer‘; im letztern Fall trifft der Unter- 
gang den Verkäufer, die Berfchlechterung den Käufer”. 
Tritt die Bedingung nicht ein, fo bleibt natürlich alle 
Gefahr beim Verkäufer, weil gar fein Kauf vorhanden 
ift°; daher beim Handel auf Befiht, wenn der Kauf- 
luftige die Waare nicht genehmigt‘. CO. Die aufgeftellten 
Negeln leiden eine Ausnahme 1. durch befondere 
Beredung“, 2. dur Culpa“, und namentlih 3. durch 
mora’. — Uebrigens hat der Käufer gleichzeitig mit dem 
periculum aud) da8 commodum’. 


1) L. 8. pr. D. h. t. Quod si exstiterit ... . emptoris 
esse periculum. 

2) L.8. pr. D. h. t. (emptio perimitur) „si pendente con- 
ditione res exstincta fuerit. Sane si exstet res licet deterior 
effecta, potest diei, esse damnum emptoris.“ L. 10. 8 4. 5. 
D. de jure dotium (23. 3). Bgl. Wädter a. a. O. ©. 200. 
201 Note 21. 

3) L. 8 pr. D. h. t. „si quidem defecerit conditio, nulla 
est emptio.‘ 

4) L. 1. pr. L. 4. pr. $ 1. D. h. t. L. 34.8 6. D. de 
contrah. empt. (18.1); vgl. L. 4. D. quae res pignori (20.3). 
L. 9. $ 1. D. qui potiores in pignore (20. 4). 

5) L. 1. pr. L. 10. pr. D. h. t. (18. 6). Mommfen Un: 
möglichfeit der Leiftung S. 273—276. 

6) 1.L. 15. D. h. t. — 2.1.2.81.L.3.L481. 
— DD E35 

7) 1. Des Käufers: L.1. 83.4. L.5.D. h. t. — 2. Des 
Berfäufers: L. 14. 15. D. de jure dotium (23.3). L. 4. L. 6. 
C. h. t. (4. 48). — 3, Beider: L. 17. D. h. t. (18. 6). — 
Bol. Mommſen a. a. D. ©. 263— 270. 

8) L. 10. D. de R. J. $ 3. I. de emptione (3. 23). L. 7. 
D. h. t. (18. 6). L. 12. C. de act. empti (4. 49). — Müh— 
lenbruch Pandelten Bd 2. $ 397 Note 15—20. Ihering Ab: 
bandlungen (1844) Nr 1. Fr. Mommſen Erdrterungen Heft 1 
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8 267. 
Das MWaarenzeichen. 


Das Waarenzeihen‘. Die Bedeutung des Waarens 
zeichens liegt darin, daß es Urfprungszeichen ift; e8 ges 
nießt gegenwärtig einen Rechtsſchutz“. Es kann zu Ne 
benzweden gebraucht werden. Insbeſondere kann, daß 
beim Genusfauf eine Sache, um zwiſchen dem Verkäufer 
und Käufer die Waare zu fein, ausgefchieden worden ift, 
durch das Auffegen oder das PVorhandenfein des Zeichens 
des Käufers hervortreten. Diefer Umftand für fi allein 


(1859). Windſcheid Pandelten Aufl. 4 Bd 2. 8 327. 8 389 
Note 15. 

1) Straccha ParsII. No 78—101. S. 365—368. Mar- 
quard lib. III. cap. IX. No 63—82. S. 448—450. lib. I 
cap. IX. No 45—49. ©. 282. 283. Bender engere HR 
8 82 S. 190—192. Kent vol. I. &. 657—660. Diepel 
das Handelözeichen und die yirma. Im Jahrb. des gem. deutjchen 
Rechts Bd 4. S.227—308. Goldſchmidt Handbuch S. 644— 
649. Nah Mittermaier Aufl. 6 $565 Note 4 hat unfer obiger 
Tert den Handeldgebraud nicht genug berüdfichtigt. Allein es 
wird zugegeben, daß das Zeichen bald in diefer bald in jener und 
in fehr verſchiedener Abfiht auf Waaren gefeßt wird. Den 
noch fol nah einer Rechtsſitte eine Tradition ſymboliſch bes 
fhafft fein, mwenn der Käufer auf die Waare fein Zeichen fekt. 
Sol dies auch gelten, wenn der Käufer es ohne Willen oder 
gar wider Willen des Verkäufers thut? alfo eine Xradition 
ohne Willen des Tradenten? Dafür mird fein Kaufmann feine 
Stimme geben. Alfo nur wenn mit Willen des Verkäufers 
das Zeichnen, und natürlich damit tradirt werde, geſchieht. In 
diefem Fall erkennt ja aud der obige Tert die Tradition und 
folgemweife den Eigenthumsübergang an, e3 bedarf dafür aber gar 
nit der Berufung auf einen eigenthümlichen Handelsgebrauch, 
weil es aus den allgemeinen Rechtsfägen über die Tradition folgt. 

2) Qgl. oben $ 209. 
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ift aber dafür nicht entfcheidend. Auch im Uebrigen hat 
das Zeichen für fich allein Feine eigenthümliche Rechtswir- 
fung, Es ift aber eine folche vielfach behauptet worden. 
Allein weder in dem Auffegen noch in dem PVorhandenfein 
des Zeichens liegt juriftifch ein entfcheidendes Moment. 
Es ift unrihtig, wenn man von dem Zeichen als fol- 
chem meint: 1. es gebe den Befiß’; 2. es gebe dem 
Moment für den Uebergang der Gefahr‘; 3. e8 gebe 
eine Bermuthung des Eigenthums“; 4. es beftimme bei 
einen Verkauf derfelben Sache an Mehrere den Vorzug’; 
5. es enthalte einen Empfang in dem Sinn’ von Billi- 
gung der Waare?. Denn alle diefe Verhältniffe: Beſitz⸗ 
erwerb, Hebergang der Gefahr, Beweis des Eigenthums, 
Vorzug unter mehreren Käufern, Anerkennung der Em- 
pfangbarkeit, beftimmen fi) nach ganz andern factifchen 
Borausfegungen, als nach dem Auffegen oder Vorhanden- 
fein des Zeichens". Das Zeichen kann alfo nur Ber 


3) Bender a. a. DO. Nr 5. — Marquard lib. II. cap. IX. 
No 69—72 Jimitirt feinen Sab hinterher fo, daß er fo gut mie 
zurüdgenommten: ift. 

4) Bender Nr 5. Pöhls ©. 191. 

5) Marquard lib. III. cap. IX. No 63—68. Straccha 
a. a. O. No 78—86. Casaregis I. disc. 10. No 121 ©. 69. 


Bender Nr 3. 
6) Bender Nr 6. Marquard lib. II. cap. IX. No 45—49. 


7) Bgl. oben $ 269 Note 1. 

8) Brindmann HR $ 74 Note 8. 

9) So aud da3 DAG d. v. fr. St. D. Bremer Samme 
Yung Bd 2. Heft 2. ©. 171—176 (theilweife in Seuffert Ardiv 
BD 3. Nr 143 ©. 169. 170) und Hamburger Sammlung 
Br 1. Nr 107 ©. 1089—1106 (theilweife in Seuffert Archiv 
Bd 3. Nr 25 ©. 33). Einverftanden iſt auch Diekel a. a. O. 
©. 291. 

10) Diefe „verneinende Theorie” beftreitet Michelfen die Haus: 
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deutung haben, infofern e8 für eines der juriftifch rele— 
vanten Facta den Beweis erleichtert. So fieht denn auch 
das römische Necht ausdrücklich auf die Abficht, warum 
man eine Waare fignirt""; und wenn auf das Zeichnen, 
um den Beſitz zu ergreifen, der Beſitz zuerfannt wird, fo 
liegt das juriftifch Entſcheidende in der phyſiſchen Nähe 
zur Sache, ohne welche das Zeichnen nicht möglich ift. — 
Es läßt fi daher auch nur unter befondern Umftänden 
behaupten, daß es gleichgültig fei, ob der Verkäufer oder 
der Käufer das Zeichen auffeßt, und ob das Zeichen hin- 
terher wieder verſchwunden ift, was in Zufall oder Ab- 
ficht des einen oder beider Kontrahenten feinen Grund 
haben Tann”, 


marfe (Jena 1853 S. 64—63.) Soweit ift feine Meinung Mar. 
Es wird genügen, zum Schub des im Text aufgeftellten Satzes 
auf die wiederholte Billigung deffelben von Seiten des Tübeder 
OAG zu verweilen. Bol. die vorige Note. Damit wird fich 
au die Behauptung erledigen, daß der Satz „aus Vorneigung 
für römifchrechtliche Jurisprudenz“ (Nein!) und „Abneigung gegen 
eine fogenannte ſymboliſche Tradition” (Ya!) aufgeftellt fer und 
daß für den Sat „fein Fundiger Kaufmann feine Stimme geben 
werde” (Doch!). Das Wort fpibfindig für den Einwand (oben 
Note 1) gegen Mittermaier fymbolifche Tradition ift übel ges 
wählt. Was Michelfen als „pofitiven Handelsgebrauch“ behaup⸗ 
ten will, ift nirgends präcife in der Form eines fcharfen Rechts: 
faße3, den man prüfen und miderlegen könnte, aufgeftellt. Und 
feine vier Schlußfolgerungen (Wer daher ©. 66. Hieraus erge: 
ben fih ©. 66. Und diefelbe Frage ©. 67. Allein wir fragen 
©. 67) beftehen nicht zu Recht. Die Meinung von Micheljen 
bat dadurch etwas Beitechendes, daß fie das practifche Nefultat 
der hiftorifhen Erörterung, an melde fie angefchloffen ift, zu 
jein ſcheint. 

11) L.1.pr.et $2. L. 14. $ 1. D. de per. et com. (18. 6). 

12) Dies gegen Bender a. a. O. Nr 2 und 4.' 
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8 268. 
Bereithalten und Verwahren. 


Nach dem Berfauf kann die Waare (urfprüngliche 
Species oder aus dem Genus ausgeſchiedene Species) 
noch bei dem Berfäufer liegen bleiben, um fpäter überge- 
ben zu werben. Es find drei Stadien zu beachten. 1. Die 
Waare lagert beim Verkäufer für Rechnung des Käufers. 
2. Die Waare wird übergeben, geliefert und empfangen. 
3. Die Waare wird abgenommen. — Die Waare 
liegt beim Berfäufer untradirt. Folgendes gilt 
ohne Unterfchied, ob der Verkauf ein Handelsgefchäft ift 
oder nicht, gilt alfo aud) von einem Handmwerfsver- 
fauf, wenn er nicht dur den Käufer Handelsgefchäft 
wird. Der Berfäufer muß, damit er feiner Verbindlich— 
feit, die Waare am gehörigen Ort und zur gehörigen 
Zeit dem Käufer zu tradiren, nachfommen kann, die Waare 
bereithalten und cuftodiren‘. Welchen Grad des Fleißes, 
welche custodia, er präftiren muß, richtet fich zunächſt 
nach der etwaigen Verabredung’; ift nichts ausgemadit, 
fo hat er, weil ihm als Berfäufer die custodia obliegt, 
die levis culpa zu vertreten‘. So auch nad) dem HGB, 
wern der Berfauf ein Handelsgefhäft ift‘. Er kann 
auch den casus übernehmen’; eine ftillfehweigende Ueber— 


4) L.1.81. L. 4. $ 1. D. de peric. et comm. (18. 6). 
Arch. für civ. Praris Bd 1. Nr 30. ©. 416—424. 

2) L. 35. 8 4. D. de contrah. empt. (18. 1). 

3) L. 2. 81. L.3. L. 11. D. de peric. et comm, (18. 6). 
L. 31. pr. D. de act. empti (19. 1). L. 54. pr. D. eod. 

4) Art. 343 Satz 1. „Der Verkäufer ift verpflichtet, die Waare, 
jo lange ber Käufer mit der Empfangnahme nicht im Verzuge iſt, mit 
ber Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmanns aufzubewahren." 

5) L. 1. pr. D. de peric. et comm. (18. 6). L. 5. 8 2. 
D. de rescind. vend. (18. 5), 
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nahme liegt nach römischen Recht darin, daß er die 
eustodia befonders verjpricht‘, wohl damit das befondere 
Berjprechen nicht al8 bedeutungslos wegfalle. Auf einen 
Abſchluß in deuticher Sprache ift dies mit richterlichem 
Takt anzuwenden und ift darauf zu achten, ob die Kontras 
henten durch Verabredung des ohnehin Geltenden mehr als 
dies oder nur eben dies’ verabreden wollten. Die Koften 
der custodia trägt der Verkäufer foweit fie nur die La— 
gerung und Bewachung, dagegen der Käufer” fomeit fie 
den andermweitigen Untergang oder die Verfchlechterung der 
Waare betreffen‘. Hat nun der Verkäufer in der cust- 
odia nichts verfäumt, fo ift er ficher”; denn feine Klage 
auf den Kaufpreis fett zwar voraus, daß er tradirt habe 
oder fid) dazu erbiete“, aber der Tradition fteht die un- 
verfchuldete Unmöglichkeit derjelben gleih, es gilt als 
habe er tradirt“, eben weil der Käufer die Gefahr trägt”, 


6) $3. I. de emptione (3 23). Arch. für civ. Praris Bd 1. 
Nr 30 ©. 417—420, Nr 35 ©. 476—479. Savigny Syſtem 
Bd 1. 8 45 Note d. Mommfen Unmöglichkeit der Leiftung 
©. 131 Note 13. 

7) L.81. D.deR.J. (50.17). L.56. pr. D. mand. (17.1). 

8) L. 13. $ 22. D. de act. empti (19. 1). 

9) Und, verfteht fih, nicht in einer Eulpa des Verkäufers 
ihren Grund haben. Vgl. Note 8 „si modo sine culpa venditoris.“ 

10) L. 35. $ 4. D. de contrah empt. (18. 1). 

41) L. 11. 8 2. L. 25. de act. empti (19. 1). 

12) Am deutlichjten L. 5. $ 2. D. de rescind. vend. (18.5) 
... perinde ... ac si traditus fuisset ... actiones ex vendito 
manebunt. Die Erfüllung wird fingirt. Bol. Mommfen Unmög— 
lichkeit der Leiftung ©. 331. 343. 349—351. 

13) Daher wird regelmäßig, wenn der Verkäufer die Ueber: 
fendung der Waare übernommen hat, feine Klage auf den Kaufe 
preis durch die Nachweifung begründet fein, daß er die Waare zur 
Poſt geliefert habe (vorausgejegt daß die species als gehörig aus— 
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Doch muß er nun, wenn er die Waare nicht tradiren 
kann, dem Käufer alles noch Borhandene ausantworten, 
was mit der Tradition der Käufer erhalten hätte, womit 
er alſo fich mwiderrechtlih zum Schaden des Käufers be- 
reihern würde", 

Durch Verzug, mora, erleiden die obigen Rechts- 
fäge eine Modification. Wenn der BVerfäufer mit der 
Tradition in Verzug ift, ſo ftehen dem Käufer verfchie- 
dene Rechte zu”. LI Wenn der Käufer mit der 
Empfangnahme im Berzug ift (3. B. er hat bie 
beftimmte Erklärung abgegeben, daß er die Waare nicht 
annehmen werde“, oder er beftimmt nicht die dem Ver- 
fäufer gleichgültige Sorte der Waare“) und der Verkauf 
ift ein Handelsgefhäft, fo gilt Folgendes”. Der 
Berfäufer hat drei Rechte zur Wahl. Er ift berechtigt 
die Waare noch ferner aufzubewahren, dann haftet er nur 


geihieden gelten konnte, vgl. oben $ 264), denn bei der Wahl 
dieſer Mitteldperfon wird er regelmäßig außer culpa fein. Was 
nun noch weiter die Waare betrifft, ift ein dem Käufer nachtheis 
(iger casus. Doch muß er den Werth auf der Poft declariren, 
wenn dieſe fonft nicht: haftet, damit er Klagen gegen die Poſt 
feinem Käufer cediren kann. Vgl. übrigens Strube rechtliche Be: 
denfen Bd 2, Nr 384. ©. 167. 168. 

14) So namentlic) feine Klagen. $ 3. I. de emptione (3. 23). 
L. 31. pr. $ 1. D. de act. emti (19. 1). L. 35. $ 4. D. de 
contrah. empt. (18. 1). L. 14. pr. L. 80. pr. u. 8 1. D. de 
furtis (47. 2). 

15) Von diefen unten $ 281. 282. 283. 

16) ROHG Entih. Bd 16. ©. 422—425, 

17) ROHG Entid. Bd 15. ©. 146—150. Er unterläßt 
die Specificirung der Dimenfionen des gefauften Walz: oder Stab: 
eiſens erfter weſtfäliſcher Qualität. 

18) HGB Art. 343. 
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für culpa lata”. Er hat ferner nad dem HGB” noch 
folgende zwei Rechte zur Wahl. 1. Das Recht, die Waare 
auf Gefahr und Koften des Käufers in einem öffentlichen 
Lagerhaufe oder bei einem Dritten niederzulegen“. 2. Das 
Recht die Waare zu verkaufen”. Es ift das Recht der 
Verkaufsſelbſthülfe. Diefe ift ein Verfauf für Rech— 
nung des Käufers. Borgängige Androhung des Verkau— 
fes ift erforderlich. Nur der Androhung bedarf es, nicht 
auch der Anzeige des Verſteigerungstermines“. Der Ver: 
fauf, damit er für Rechnung des Käufers fei, foll immer 
durch eine unbetheiligte Perfon bewirkt werden”. Dies 
ift eine Yorm des Verkaufes. Der Berfauf foll öffent- 
lich. gefchehen. Deffentlicher Verkauf ift Verkauf vermit- 
teljt öffentlicher Verfteigerung. Zu beobachten find die 
Beltimmungen, welche für öffentliche Verfteigerungen ge 
feglih und ortsüblich gelten”; immer ift aber erforderlich 
eine Befanntmahung des Termines und zwar eine nad) 
Ort und Zeit und Art (Anſchlag, Ausrufen, öffentliche 
Blätter) ausreichend geeignete, um eine allgemeinere Kennt- 


19) Vgl. unten Note 29. Das HGB Art. 343 Hat für 
den Fall, daß der Käufer mit der Empfangnahme der Waare in 
Berzug iſt, Feine Beſtimmung hinſichtlich der Frage, mit welcher 
Sorgfalt der Verkäufer die Waare aufbewahren fol, wenn er fie 
aufbewahrt. Someit bleibt mithin nach Art, 1 des HGB das 
bisherige Recht gültig. 

20) Art. 343. 

21) Art. 343 Satz 2. 

22) Ort des Verkaufe: ROHG Entſch. Bd 16. ©. 424, 
425 (Hier find weitere Entjheidungen angeführt). 

23) ROHG Entſch. Bd 7. ©. 49. 

24) ROHGG Entih. Bd 7. ©. 405—408, Bd 12, ©, 175 
—178. Bd 14. ©. 330—336. 

25) Goldſchmidt Handelsrecht ©. 941—943,. 


288 Der einfadhe Kauf und Verkauf. 


niß deſſelben rechtzeitig zu bewirken”. Der Verkauf darf 
aber, wenn die Waare einen Börfenpreis oder Marft- 
preis hat, auch nichtöffentlih zum Taufenden Preiſe 
durch beftimmte Mittelsperfonen gefchehen, nemlich 
durch einen Handelsmakler oder in Ermangelung eines 
folhen durch einen zu Berfteigerungen befugten Beamten. 
Es ift, damit der Verkauf für Rechnung des Käufers fei, 
genügend, daß er zum laufenden Preis abgefchloffen ift, nicht 
aber ift dies erforderlich”; auch ift nicht erforderlich, daß 
der Inhalt des Verkaufes im Uebrigen dem des urfprüng- 
lichen Verkaufes entfpriht”. Von diefer Regel ift eine 
Ausnahme gemacht, aber nur für den Fall, daß die 
Waare dem Verderben ausgejegt und Gefahr im Verzuge 
ift, und nur dahin, daß es in diefem Wall der vorgän- 
gigen Androhung nicht bedürfen joll. — Bon dem geſche— 
henen Berfauf foll der Verkäufer dem Käufer fofort An- 
zeige machen; im Unterlaffungsfall ift er zum Schabens- 
erfat verpflichtet. IL Wenn der Käufer mit der Em- 
pfangnahme im Verzug ift und der Verfauf ift nicht 
ein Handelsgefchäft, fo haftet der Verkäufer, falls er 
die Waare noch ferner aufbewahren will, nur für culpa 
lata”; er ift aber berechtigt”, fie gerichtlich zu deponiren 
oder nad) Umpftänden zu verkaufen“ oder gar preiszuge- 
ben”, Dies erhält feine volle Erklärung durch den Sag, 





26) ROHG Entih. Bd 16. ©. 92-95. 

27) ROHG (Plenarbefhluß) Entſch. Bd 10. S. 368—371. 
Br 7. S. 66—69. Bd 8. ©. 99—104. 

28) ROHG Entih. Bd 10. ©. 371—373. 

29) Mommfen Lehre von der Mora (1855) ©. 284—287. 

30) Mommfen a. a. D. ©. 306—313. 

31) VBgl. unten $ 283. 

32) Der Verkäufer jhüttet den Wein weg, ſetzt die Bettftellen 
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daß der Käufer nad) der Tradition fofort die Waare weg— 
zunehmen hat. 


$ 269. 
Uebergabe, Lieferung und Empfang. 


Uebergabe der Waare. Die Erfüllung des Kaufvers 
trages gefchieht von Seiten des Verkäufers durch die Ue- 
bergabe der Waare‘, Die Uebergabe befteht aus zwei 
Handlungen: einer des Verkäufers, Uebergabe in eis 
nem zweiten Sinn, Lieferung, und einer des Käu— 
fers, Empfangnahme. Die Uebergabe ift das Geben 
und Nehmen des Beſitzes. Die Waare wird von dem 
Verkäufer übergeben, geliefert, von dem Käufer empfangen”, 
J. Bann die Waare übergeben ift, beftimmt ſich im Ge- 
naneren nad der Lehre von Beſitzerwerb. Namentlich 
ift e8 glei, ob der Verkäufer felbjt oder mit feinem 
Willen ein Anderer tradirt hat’, und ob die Waare dem 
Käufer felbft oder mit feinem Willen einem Andern tras 
dirt iſt““. Danach beſtimmt fih, wer Befiger einer 


auf die Straße. L. 1.8 3. 4. L. 2. pr. L. 12. L. 13. L. 14. 
D. de peric. et comm. (18. 6). 2gl. auch L. 5. D. eod. 
„quominus ... .. vinum tolleret.‘“ 

1) Goldſchmidt Handbud ©. 607 — 644.795 — 802, 802— 811. 

2) Unter „empfangen“ verfteht der Kaufmann oft das Ent: 
gegennehmen des Beſitzes verbunden mit der Unterſuchung 
der Waare zu dem Zwed, um ihre Empfangbarfeit zu prüfen, 
worauf dann, menn gegen die leßtere nicht protejtirt ift, Em: 
pfang foviel als Billigung der Waare bedeutet. In diefem 
Sinn nimmt dad Wort au ROHG Entih. Bd 1. S. 126. 
Bd 4. ©. 185 3. 4. Zu beftreiten ift das Bd 4. S. 17 über 
den geſetzlichen Sprachgebrauch Bemerfte. 

3)L.9. 84. D.deA.R.D. (41.1). L. 33. D. de 
A. R. P. (41. 2). 


4) L. 14. pr. D. de fundo dotali (23. 5). L. 19. D. de 
Thöol's Handelsrecht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 19 
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Waare ift, welde in der Detention eines Spediteurs, 
Fuhrmanns, Schiffers fich befindet. Zufolge der Abjen- 
dung einer Waare an die Adreffe und zur Dispofition 
des Beftellers ift Fraft der Detention einer Mittelsperfon, 
welche die Waare fr den Adrefjanten annimmt, diefem 
der Befis der Waare’ an ſich nicht erworben’, fondern 
nur dann, wenn jene Mittelsperfon mit dem Wiffen und 
Willen des Adreffaten die Waare empfing”. Der Befit 
fann auch durch bloßen Willen, verſteht ſich erklärten und 
angenommenen, übertragen werden”. 

Il. Der Berkäufer trägt die Koften der Uebergabe“, 


jure dotium (23. 3). L. 65. $ 4. D. ad Sct. Treb. (36. 1). 
L. 14. D. de Public. in rem act. (6. 2). L. 51. D. de 
A. R.P. (41.2). L. 65. D. de A. R. D. (41.2). Thòl aus: 
gew. Entih. Nr 53. — Natürli muß der Nepräfentant des 
Käufers fi als folder dem Verkäufer gehörig Iegitimiren. 

5) Zur Beurtheilung des vom Verkäufer zumeilen dem Käu— 
fer gegebenen Auslieferungsſcheines, Extraditionsſchei— 
nes, dienen die in Note 3 und 4 und die unten $ 318 
Note A citirten Stellen. Vgl. aud Brindmann HR S 81, der 
aber, was er in der Note 2 mir bejtreitet, daß das Indoffament 
einer Anmweifung eine weitere Anmeifung ift, im Text zugiebt. 
Bol. überhaupt Hamburger Sammlung Bd 1. Nr 77 ©. 773— 
785 (auch, unvolljtändig, in Geuffert Arhiv Bd 3. Nr 47), 
ROHS Entſch. Bd 7. ©. 35. 36. 

6) Alfo, wo der Befig den Erwerb des Eigenthums nad; fid 
ziehen würde, das Eigenthbum der Waare. 

7) Nady dem Hamburger Gerichtögebraud gilt der Befit 
als erworben. Vgl. Arhiv für HR BI 2. Nr 9. S. 199 — 
225. Bd 1. Nr 9 ©. 141—149. Das badiſche HR Akt. 
100a ift von Pöhls HR $ 122 Note 2 S. 234 mißverſtanden. 

8) Bluhme Encyelopädie $ 540. Thöl ausgew. Entſch. Nr 54. 

9) Bol. unten Nr IV. 3. 

10) Nicht zu verwechjeln mit den Koften der Abnahme. Bol. 
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d. h. die Koften, welche aufzumwenden find, um die Ueber— 
gabe, die Erfüllung der ihm obliegenden Leiftung, am 
Erfüllungsort zur Erfüllungszeit zu ermöglihen"". Das 
ber namentlich die Koften der bei einem Genuskauf er- 
forderlihen Ausscheidung” und des Transportes der 
Waare an den Erfüllungsort Hin. 

III. Gefeglicher Erfüllungsort. Der Ort der Ueber— 
gabe Tann vereinbart fein". Wenn eine derartige 
Bereinbarung fehlt, fo tritt der gefegliche Ort der Ueber— 
gabe ein. Diefer ift, wenn eine beftimmte Sache (Species) 
verfauft ift, der Ort, an welchem zur Zeit des Vertrags- 
abſchluſſes diefelbe fich befand, vorausgefegt daß beide 
Contrahenten damals die Anmefenheit der Sache an die- 
ſem Ort wußten“. Wenn e8 an diefen Willen Beider 


unten 8 272. Diefe Roften werden aud in den Note 11 ers 
wähnten Handelögefegbüchern von den Koften der Tradition aufs 
beftimmtefte unterfchieden. Vgl. audy Code Napoleon Art. 1608. 

11) So aud der Cödigo de comercio Art. 373 und der 
Codigo commercial Art. 474. 471. 

12) Handelsgeſetzbuch Artikel 391. „Sofern nicht durch Orts: 
gebrauch oder befondere Abrede ein Anderes beftimmt ift, trägt ber Ber: 
fäufer die Koften der Mebergabe, inabejondere des Meſſens und Wägens.“ 

13) HGB Art. 351 „ingbefondere des Meſſens und Wägens“. 

14) Rechtsfälle Th. 4. Heft 4 Nr V ©. 70—78. 82. 83, 

15) Handelsgeſetzbuch Artikel 342 Abſatz 1: „Hinfichtlich des 
Drtes der Erfüllung der Verbindlichfeiten des Verkäufers umd des Käufers 
fommen die Beftimmungen des Artifel3 324. Abjah 1. zur Anwendung. Die 
Debergabe der Waare geichieht, wenn aus diefen Beſtimmungen ſich nicht 
ein Anderes ergiebt, an dem Orte, wo“ u. |. w. Der Artikel 324 
Abjag 1 Tautet nun: „Die Erfüllung des Handelsgeichäfts muß an 
dem Orte geichehen, welcher im Vertrage beſtimmt oder nach der Natur des 
Geichäfts oder der Abſicht der Kontrahenten ala Ort der Erfüllung an: 
zufehen ift.“ 

16) Handelsgeſetzbuch Art. 342 Abſatz 2 Sa 2: „Wenn jedoch 
eine beftimmte Sadje verkauft ift, welche fich zur Zeit des Bertragsabjchlufs 

19 * 
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fehlte, und ferner bei einem Genusfauf ift der Ort ber 
Uebergabe der Ort, wo zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
der Verkäufer feine Handelsniederlaffung oder in Erman- 
gelung einer folchen feinen Wohnort Hatte”. Innerhalb 
diefer Orte ift der Ort der Uebergabe das Gefchäftslo- 
cal“, hier der Ort wo der BVerfäufer feine gewöhnliche 
Niederlage von derartigen Waaren hatte, oder in Erman- 
gelung von Gewerbsräumlichfeiten die Wohnung”. Man 
kann alle diefe Orte furz den Ort des Verkäu— 
fers nennen. 

IV. Dertliche Beziehung der Waare zur Uebergabe”, 
Die Uebergabe kann gefchehen unter Anmefenheit und 
ohne Anmefenheit der Waare. Es find drei Möglichkeiten 
zu beachten. 

1. Die Uebergabe kann ſich in ihren beiden Acten, 
der Lieferung und Empfangnahme, vollziehen in Anwe— 
fenheit der Waare und des Verkäufers ſperſönlich oder 
vertreten) und des Käufers (perfönlich oder vertreten). 
Der Käufer kommt zur Waare, die Waare wird durd 
den Käufer abgeholt. Die Uebergabe gefchieht unter Ge- 
genwärtigen. Beide Acte (Geben und Nehmen) gefchehen 
an einem und demfelben Plag. Hierfür ift der gebräud;- 


ſes mit Wiffen ber Kontrahenten an einem anderen Orte befand, jo geichieht 
die Uebergabe an diefem Orte.“ 

17) Handelsgeſetzbuch Artikel 342 Abſatz 2 Sab 1: „Die 
Mebergabe der Waare geichicht .... an dem Orte, wo ber Verkäufer zur 
Zeit de3 Bertragsabichluffes feine Handelaniederlaffung oder in deren Er: 
mangelung feinen Wohnort hatte.“ 


18) Entſprechend der Wechſelordnung Art. 91. 

19) Entſprechend der Wechſelordnung Art. 91. 

20) Ein zweifelhafter Fall: ROHG Entſch. Bd 13. ©. 389 
— 392 (Erbſen. Greifswald). 
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liche Ausdruck Platzgeſchäft“; bezeichnender ift Ab— 
„Holungsgeigäft. 

2. Die Uebergabe kann fi), ohne daß der Verkäufer 
(oder ein Vertreter deffelben) anweſend ift, vollziehen allein 
durch die gleichzeitige Anwefenheit der Waare und des Käu— 
fers, allein durch die Empfangnahme der Waare. Die 
Waare wandert dur Vermittelung des Verkäufers zum 
Käufer, begleitet vom Traditionswillen des abwejenden Ber- 
fäufers. Die Waare wird dem Käufer überfendet”. Die 
Uebergabe gejchieht unter Abwefenden. Hierfür ift der ge- 
bräuchliche Ausdrud Diſtancegeſchäftz; bezeichnender ift 
Ueberſendungsgeſchäft. Die Waare gelangt aljo 
nicht am Erfüllungsort an den Käufer, fondern an einem 
kraft Vereinbarung vom Erfüllungsort verfchiedenen (mehr 
oder weniger von bemfelben entfernten) befondern Em- 
pfangsort, amAblieferungsort”. Der Det, von 
welhem aus ber Verkäufer die Waare an den Käufer 
überfendet, ift entweder der Erfüllungsort oder ein anderer 

21) Andere Bedeutungen des vieldeutigen Wortes Plabgeichäft 
(Plathandel, Platkauf): Gareis das Stellen zur Dispofition 
©. 22—24. 

22) Der Ausdrud „von einem anderen Orte überfendet” (Art. 
344. 347. 348) fagt nicht mehr ala das eine Wort „überfendet“ 
jagen würde. 

23) Der Ausdrud „Ablieferung“ in den drei Artikeln 347. 
348. 349 bedeutet nicht? Anderes als Empfangnahme. . In Art. 
347 beziehen fidh die Worte „ſoweit dies nad dem ordnungsmäs 
Bigen Gefhäftsgange thunlich ift“ auch auf die Worte „ohne Ber: 
zug”. Anders nimmt den Begriff der Ablieferung in diefen drei 
Artikeln von der Leyen in Goldihmidt Zeitihr. Bd 16. S. 86— 
113; und aud das ROHG Entih. Bd 3. S. 390—394 (Gerfte 
in Stumsdorf). Bd 6. ©. 166. 167. Bd 7. S. 224—226. — 
Ueber dieje und andere Ausdrüde vgl. Goldſchmidt Handbuch ©. 
607—609. 
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Ort. Danach ift das Ueberfendungsgefhäft ent 
weder ein MWeberfendungsgefhäft ab Erfüllungsort 
oder ein Meberfendungsgefhäft ab fremden Platzes“.“ 

3. Die Uebergabe kann ſtattfinden ohne Anweſenheit 
der Sache lediglich durch den Willen des Verkäufers und 
Käufers; dies iſt der Fall, wenn vereinbart wird, daß der 
beſitzende Verkäufer nunmehr im Namen des Käufers kraft 
des Kaufes beſitzen wolle und ſolle (constitutum posses- 
sorium)”; oder daß der im Namen des Berfäufers be: 
ſitzende Käufer nunmehr in eigenem Namen kraft des 
Kaufes befigen folle und wolle (traditio brevi manu)”. 
In beiden Fällen Tiegt in dem den Beſitz betreffenden 
Bertragsabfchluß die Empfangnahme (die Ablieferung), welche 
im zweiten Yall auch zur Unterfuhung und Anzeige ver 
pflichtet; diefe Verpflichtung ift im erften Fall nicht vor 
handen, da dem Käufer im diefem eigenthümlichen Fall 
diejenige Möglichkeit der Unterfuchung, welde der Art. 
347 vorausfegt, fehlt. Der zweite Fall, nicht aber der 
erfte, vergleicht fich daher, was jene Pflicht betrifft, mit 
dem Meberfendungsgefhäft (Diftancegefchäft). 


24) Das ROHG Entſch. Bd 2. ©. 322 gebraucht bei einem 
folgen Fall den Ausdrud: Abladungsgeihäft ab fremden Pläten. 
In den Fall waren zwei Verladungspläße vereinbart. z 

25) Die Hauptftelle: L. 18. pr. D. de A. R. P. (41. 2). 
Anwendungen: L. 77. D. de R. V. (6. 1). L. 28. C. de donat. 
(8. 54). L. 35. $ 5. C. eod. In diefen drei lektern Stellen 
fommt da3 conducere und usumfructum retinere nicht als fol« 
ches, auch nicht als Hinzutretendes Rechtsgeſchäft, ſondern Tedig- 
lid als deutlicher Ausdrud des Traditionswillen? in Betracht. 
Es genügt die angenommene Erklärung: es foll hiemit tradirt 
fein. 

26) L. 9. $ 1. 2. D. de Publiciana (6. 2). L. 9. 8 5. 
D. de A.R. D. (41. 1). 
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V. Bereinbarter Erfüllungsort”. Der Erfüllung 
‚ort kann vereinbart werden”. Dadurch wird der gefeß- 
liche ausgefchloffen. Der vereinbarte Erfüllungsort ift 
(abgefehen von einem befondern Yall) immer vereinbarter 
Abholungsort; m. a. W. nur ein vereinbartes Platges 
Ichäft begründet einen vereinbarten Erfüllungsort. Denn 
der gefetliche ift Abholungsort, wenn nicht ein Weber: 
ſendungsgeſchäft (Diftancegefchäft) vereinbart ift; die ver- 
einbarte Ueberſendung befeitigt aber, ſelbſt ‘wenn der Ver— 
fäufer die Koften derfelben übernimmt, nicht den gejetli- 
hen Erfüllungsort, mithin ift dazu umd zur Begründung 
eines vereinbarten Erfüllungsortes erforderlich die Ders 
einbarung eines vom gefeglichen Ort verfchiedenen Ortes 
als Abholungsortes. Dieſer vereinbarte Abholungsort 
tritt in allen Beziehungen an die Stelle des gejeglichen 
Erfüllungsortes. Es ift der befondere Fall ftatthaft, daß 
der Empfangsort, Ablieferungsort, Beitimmungsort, als 
Erfüllungsort vereinbart wird; es bedarf aber ein folder 
Wille, wonach diefer Ort in allen Beziehungen ftatt des 
gefeglichen Erfüllungsortes maafgebend wird, der beutlich- 
ften Erklärung. 


27) Auf den Ort, mo übernommene Nebenverbindlichkeiten 
des Verkäufers zu erfüllen find (3. B. Aufftelen der Mafchine, 
Unterweifung zum Gebraud), fommt nichts an; ROHG Entid. 
Br 9. ©. 220. 221. 

23) Hieher gehörende zu prüfende Fälle: ROHG Entid. 
Bd 2. ©. 318—324. ©. 329 3.2 v. u. 330 (Stodfifde). — 
Bd 3. ©. 389—394 (Gerfte in Stumsdorf). — Bd 6. ©. 
102—107 (3500 Eentner Peru:Guano). — Bd 8. ©. 284— 
287 (20000 Gentner Robeilen). — Bd 9. ©. 78—82 (400 
Gentner Hafer). 219-221 (Maſchinen) — Bd 10. ©. 174 
—180 (Chlorkalt.. — Bd 11. ©. 314—318 (Kamine), — 
Bd 12. ©. 31 (Kohlen). 
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VI Die Wirkung der Uebergabe ift folgende. Es 
gilt, als wolle der Berfäufer mit dem Beſitz alle feine 
Rechte an der Sache, auch fein Eigenthum, auf den Käu- 
fer übertragen”. Daher hat, wenn der Verkäufer feinen 
Borbehalt macht” oder nicht einem folchen gleichbedeutende 
Rechte gefeglih Hat”, der Käufer, welchem tradirt ift, 
das Eigenthum, wenn der Berfäufer Eigenthiimer war, 
auc wenn er irrigerweife einen Andern für den Eigen 
thümer hielt”. War der Berfäufer nicht Eigenthümer, 
fo hat der Käufer mindeftens die der Publiciana in rem 
actio unterliegenden Rechte, unter Umftänden nad) Lan— 
desgefeten und dem HGB fofort das Eigenthum “. 


29) Anders Zimmermann in Goldfhmidt Zeitihrift Bd 19. 
S. 401—404. 414. 415 und 416—421. Gegen alles bier 
Bemerkte (S. 402 3. 5—1 v. u. ift eben zu beftreiten) ift zu 
erwägen: Der Verkäufer will offenbar Eigentbum übertragen, 
er behauptet die Empfangbarfeit dadurch, daß er diefe Sache als 
Erfüllung feiner Verbindlichkeit giebt; der Käufer, wenn er nicht 
proteftirt, nimmt fo an wie ihm gegeben wird, alfo zu Eigenthum, 
und ein anderer Wille deffelben ift um fo meniger unterzulegen, 
da das Eigenthum der nit empfangbaren Waare nicht gegen 
fein Intereffe und der fofortige Erwerb des Eigenthums der em—⸗ 
pfangbaren durchaus in feinem Intereſſe ift. 

30) L. 38. 8 1. D. de poss. (41. 2). 

31) Bol. oben $ 257. Ueber das Verfolgungsreht des Ab: 
fender3 einer verkauften Waare: Voigt im Neuen Ardiv für 
Handelareht Bd 3. ©. 249—343. Bd 4. S. 379—444. 445 
—463. Goldihmidt Handbuh S. 855—871. 

32) L. 9. $ 4. D. de juris et facti ignor. (22. 6). 

33) Vgl. Goldfhmidt Handbuh S. 812—835 ; und oben 8 234. 
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8 270. 
Uebergabe vermittelft Nectaconnoffements. 


Das Rectaconnoffement. Das Eonnoffement' 
ift eine Urkunde über den zwifchen Befrachter und Schif— 
fer abgefchloffenen Frachtcontract?, in der Art abgefaßt, 
daß der Schiffer fpricht: er habe diefe (bezeichneten) Güter 


1) Widow de dominio mercium intervenientibus literis 
recognitionis transmissarum. ed. II. Erfordiae 1761. Gejter: 
ding Irrthümer der Rechtsgelehrten (Greifswald 1818) No vo 
S. 221-234. Archiv für Handelsrecht Bd 1. Nr 12 ©. 
183—207. Pöhls HRS 86 ©. 181—189 und Pöhls 
Seerecht Theil 2. $ 423 ©. 456—465. Ueber das Connoſſe⸗ 
ment in allen feinen Beziehungen ift num vornehmlich zu vgl. die 
Erörterung in Goldſchmidt Handbuh ©. 650—732, wo aud) 
die Literatur fi findet. 

2) Dagegen Goldſchmidt a. a. DO. ©. 677 Note 32 ©. 
685. 686. Er bemerkt richtig, daß das Connoſſement fein ab» 
ſtractes Verfprechen enthält (S. 685), bezeichnet aber ald Rechts: 
grund der übernommenen Verpflihtung nur Empfang von Gütern 
zur Auslieferung (S. 686). Allein dies ift zu allgemein (paßt 
auch auf mande andere Verträge); das Connoſſement verſpricht 
nicht bloß Auzlieferung fondern Transport und Auslieferung 
empfangenen Gutes, Das im Connoffement geſchriebene Ber: 

ſprechen ift demnach das Verſprechen der Erfüllung eines Fragt: 
vertrages, aber der Inhalt des letzteren ift hier nicht weiter bes 
fimmend al3 er aus dem Connofjement erhellt. Immer it aber 
der Rechtsgrund des Verſprechens zwiſchen dem Verpflichteten und 
Berechtigten ein Frachtvertrag. Eine ſcharfe Zurückweiſung diefer 
Auffaffung, wie S. 678 Note 32 meint, ift in den Motiven zum 
Preuß. Entw. ©. 263. 266. 267. 283 und in den Protocollen 
S. 2193—2r97. 2203 nit enthalten. Ohne einen beftimme 
teren, als jenen allgemeinen Rechtsgrund, können einzelne Fragen, 
3. B. ob Gafus oder nur höhere Gewalt befreiet, gar nicht bes 
antwortet werben. Das Rechtsverhältniß ift von dem Inhalt des 
geſchloſſenen Frachtvertrages unabhängig (vgl. ©. 683 letzte Zeile), 
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von dem Befrachter empfangen, um fie an dem beftimmten 
Ort (Beftimmungsort) an den Deftinatär abzuliefern ’, 
Das HGB hat über die in diefem 8 behandelte Frage: ob 
die Uebergabe des Connoſſements der Uebergabe der Güter, 
auf melde e8 lautet, gleichitehe, in Betreff eines nicht an 
Drdre lautenden Konnoffements, eines Rectaconnofjements, 
leider feine Beftimmungen. Soweit bleibt alfo nad) Art.1 
de8 HGB das bisherige Necht gültig‘. Hinfichtlich des 
Drdreconnoffements hat es beftimmt. Die folgende Dar- 
ftellung betrifft beide Arten, ift aber nur noch Hinfichtlich 
des Rectaindoffaments erheblid. Die Wirkung 
der Uebertragung des Connoſſements anlangend, fo gilt 
1. nad) Particularrecht' und nach der Anficht vieler 
Schriftiteller die Uebergabe oder Ueberſendung' des 


aber e3 beruht auf einem Frachtvertrag. Diefer ift bei einem 
Drdreconnoffement ein zwifchen dem Schiffer und jedem Indoffatar 
urjprünglich gefchloffener. 

3) Formulare: Büſch Darſtellung Bd 2. S. 355. 356. 
Bleibtreu Handelswiffenichaft $ 264 ©.181. Goldihmidt a. a. O. 
©. 670. 671; aber nicht ausreichend vollftändig. 

4) So auch Goldſchmidt Handbuch S. 635—637 und ROHG 
Entih. Bd 11. ©. 413—420. 

5) Wal. Codigo commercial Art. 472. Kent vol. II. ©. 394. 
Nah Treitſchke Kaufcontract $ 59 Aufl, 2. S. 230 foll dies 
gelten nad allen Seeredten (?). 

6) Pal. unten Note 15. 

7) Unter der Uebertragung ift die Einhändigung, nicht aber, 
wie Treitfchle Raufcontract 859 Aufl.2. ©. 231. 232 e3 ftellt, 
das Andoffiren des Eonnoffements, und auch nicht, wie derfelbe im 
Nichter8 Jahrb. 1843 ©. 710 es ftellt, die mit AIndoffament 
verbundene Mebergabe zu verftehen. Denn ein Eonnoffement wird 
nicht immer indoffirt. Uebrigens ift die Bemerfung der Note 9 
unten, daß man der Webertragung aud eines nicht indoffirten 
Connoſſements die fraglihe Wirkung beilege, keineswegs irrig. 


\ . u ü : ® 


r. 
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Connoſſements als Uebertragung des Beſitzes“ der Güter, 
auf welche e8 lautet, an den, welcher durch das Conoſſe— 
ment als Empfänger bezeichnet ift. Der Empfang des 
Sonnofjements gilt alfo als Befigerwerb der Güter, er 
fteht einem reellen Empfang der Güter gleih. Es hat 
daher die Wirkung des letzteren, feine geringere aber auch 
feine größere. Dies würde in der Anwendung auf ei- 
nige Hauptfälle Folgendes ergeben. a. Der Empfänger 
des Connoſſements darf dafjelbe ebenjo retiniren, wie er 
die Waare felbjt hätte retiniren dürfen”. b. It er Man— 
datar eines Andern, im deſſen Intereffe er das Konnof- 


Auch habe ich nirgends gefagt, daß durch das Connoffement der, 
an den die Waare nad deffen Inhalt abzuliefern ift, als Eigens 
thümer bezeichnet werde. Wenn das Connofjement jo Iautete, jo 
würde die Frage über den Gigenthumsübergang Teicht gelöfet fein, 
denn dann läge der auf diefen gerichtete Wille ausgeſprochen vor. 
Vielmehr heißt es im Tert immer nur, daß dad Connoffement 
den Deftinatär bezeichnet. Was diefer im Webrigen ift, ob 
Käufer, Commiffionär, Spediteur, GCommittent oder was fonft 
no, und ob Eigenthümer oder nicht, das Alles erhellt aus dem 
Eonnofjement nicht. Ebenſowenig erhellt aus dem Andoffament 
des Connoſſements irgend mehr, al3 daß an den Indoffatar die 
Güter abgeliefert werden follen. Warum foll denn nun der 
Eigenthumsübergang, wenn er überhaupt zugegeben tft, nur bei 
einem indoffirten Connoſſement ftattfinden können? Die Bemer: 
fung endlih (a.a. O. ©. 710), daß des Verladers oder Befrach—⸗ 
ter3 Eigenthum aus dem Comoſſement erhellt, wird durch den 
Augenſchein der Connoffemente widerlegt. 

8) Wenn Manche den Eigenthbumsübergang behaupten, fo 
baben fie dabei Fälle im Auge, in melden an den Befit das Ei— 
genthum ſich anfhließt. 3. B. Büſch Darftellung Bd 2. ©. 360. 

9) Sei es daß das Eonnofjement ſelbſt oder ein auf daffelbe 
gefettes Andoffament auf ihn Tautet. Das Gonnoffement oder 
Andoffament ift mitunter in blanco oder auf Inhaber gejtellt. 

10) Archiv für Handelsregt Bd 1. ©. 206. 
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fement erhalten hat, fo muß er, fo lange noch res in- 
tegra ift, dem Widerruf feines Mandanten folgen. 
Diefer wird häufig dadurch bemwerkftelligt, daß der Mans 
dant durch DBermittelung eines andern Eremplars des 
Connoſſements über die Waare disponirt. c. Der Em- 
pfang des Eonnoffements giebt nur dann das Eigenthum, 
wenn die übrigen DVerhältniffe der Art find, daß an ben ' 
Beſitz das Eigenthum fih anfchlieft". So namentlich 
dem Käufer das Eigenthum der gekauften Waare nur 
dann, wenn diefer den Kaufpreis bezahlt hat oder credis 
tirt erhielt”. Der Empfänger hat als Cigenthümer alle 
Rechte eines folchen, jo namentlich das Bindicationsrecht ". 
d. Der Vorzug Mehrerer, denen die Waare durch Kon 
nofjement oder resp. theil® durch Connoſſement theils 
reell übergeben ift, bejtimmt fich ganz nach den über die 
Tradition derfelben Sache an Mehrere geltenden Regeln “. 
2. Gemeinrehtlih fol nad der Meinung vieler 
Schriftfteller der Empfang des Connofjements als Em— 
pfang der Güter gelten”, Es ift aber diefe Meinung 


11) A. a. O. ©. 202. 203. 12) U. a. 0, S. 411—419. 

13) A. a. D. ©. 204—206. 

14) Pöhls HR ©. 184—189. Pöhls Seerecht Th. 2. ©. 
453—455. 457—459. 461 -464. Archiv für HR Bd 1. S. 
184—199. 203. 204. 

15) Archiv für HR Bd 1. ©. 184. 200. Bd 2. ©. 200. 
201. 216. 217. Pöhls HR ©. 181. 182 und Seerecht TE. 2. 
©. 456. Benede Aſſecuranzweſen Bd 1. ©. 215. Martens 
Grundriß des HR $ 15. ©. 24. Büſch Darftellung Bd 2. ©. 
353—398. Mittermaier Privatreht Bd 2. 8 565. Eichhorn 
Privatreht $ 392. Wilda in Weiskes Nechtäleriton Bd 3. ©. 
33—36. Am ausführlicften ift die Meinung vertheidigt von 
Holtius in den bydragen door den Tex en van Hall vol. 
VII, Elvers practiſche Arbeiten (Roftod 1836) Nr 4 S. I6— 
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nie unangefochten geblieben”. Dem römifhen Recht 
entfpricht fie nicht — weil diefes zur Tradition Gegen- 
wart der Sache verlangt und weil der Fall der L. 1, 
C. de donationibus (8. 54), wenn man dieſe Stelle als 
fingulär auffaßt, das Konnoffement nicht trifft" — es 
möchte denn ein constitutum possessorium herausgeftellt 
werden können”, Will man eine ſymboliſche Tradis 
tion nach deutfchem echt ftatuiren, fo ift im einzelnen 
Tall weſentlich, daß nad) der Meinung der Interefjenten 
die Sade ein Symbol, die Handlung eine fymbolifche 
Handlung fein foll. Das Connofjement wird aber dem 
Empfänger in der Abficht übermacht, damit er die Bedin- 
gungen des Yrachtcontracts erjehe und, wenn zu feiner 


135, Jhering in den Jahrb. für Dogm. Bd 1. ©. 177—188 (im 
Eonnofjement Tiege eine Gejjion der Vindication; hiergegen Zim— 
mermann in Lindes Zeitihr. Bd 15. S.117—121) und Laband 
in der Zeitichr. f. deutſches Recht Bd 19. ©. 121—139. 

16) Vgl. befonders Gefterding a. a. D. ©. 227—234. 

17) Ober die Factur trifft, hängt von der Theorie ab, welcher 
man über Befigerwerb folgt. Dal. Pardessus cours Bd 2, , 
Nr 248. ©. 210—211. Bd 1. Nr 10. ©. 233. Mittermaier 
8 565 Nr IH. — Codigo commercial Art. 472. Den Ab: 
bandlungen über die Yactur von Näf (im der krit. Ueberſchau 
Bd 2. ©. 270—290) und von Stern (im Arhiv für Wechjelrecht 
Bd 7. S. 238—39) ift unmöglich beizuftimmen. 

18) Auf diefen Grund ift noch mehr Aufmerkfamkeit, als ges 
ſchehen, zu richten. Er ijt geltend gemacht in einem Erkenntniß 
de3 DAG zu Noftod, obgleich bier nicht zuerft. Daſſelbe ift 
mitgetheilt in der Zeitichr. f. deutſches Recht Bd 9. S. 489—496. 
Was gegen diefen Gefichtöpunft a. a. D. ©. 489 von dem Ein: 
jender geltend gemacht wird, ift mehrfach unrichtig, und insbejon= 
dere hat die Möglichkeit einer fucceffiven Tradition unter Mehreren 
durch mehrfaches constitutum possessorium nicht das geringfte 
Bedenken. — Vgl. nun Goldſchmidt Handbuh ©. 719. 720, 
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Legitimation gegen den Schiffer, um die Waare zu ems 
pfangen, das Konnofjement erforderlich ift, damit er diefe 
Legitimation erbringen könne. Ein allgemeiner Han- 
delsgebraud, dag der Empfang des Connoſſements als 
reeller Empfang der Waare gelte, ift unerweisbar "", 
Die kaufmänniſche Anficht Hält es, indem fie die regel- 
mäßigen Verhältniſſe ins Auge faßt, für ganz natürlich, 
daß der Abjender eines Connofjements nicht fi) fondern 
den Empfänger deffelben als denjenigen anfieht, welchem 
die Dispofition über die Waare zuftehe”. Daß fie aber 
über jenen Sat, wenn man ihr die juriftifhe Bedeutung 
defjelben in feinen Einzelheiten entwidelt, einverftanden 
fein würde mit dem Gefühl, derfelbe fei in dem Weſen 
handelsrechtliher Verhältniſſe nothwendig begründet, ift 
eine Behauptung, welde der Stütze entbehren möchte. 
Sie ift um fo gewagter, als in dem gefchriebenen Recht 
Beitimmungen fi finden, welche mit jenem Sat unver: 


19) E3 fpricht nicht für einen Handelsgebrauch, daß faft Alle, 
die ihn behaupten, ftatt ihn nachzuweiſen, den behaupteten Redyts- 
fat aus andern Rechtsſätzen, aljo als ein wiſſenſchaftliches Recht 
zu begründen verſuchen. Bol. 3. B. aud Mittermaier Aufl. 6. 
$ 565 Nr O. 

20) Der Gemohnheitsrechtsfag wird auch behauptet von Gold: 
Ihmidt a. a. D. ©. 707—713. 

21) Aus dem Grunde, weil der Schiffer demjenigen, welcher 
durh das Connoſſement oder ein auf ein Ordreconnoffement ge: 
fettes Indoffament als Dejtinatär bezeichnet ift, nicht minder 
jelbftändig und ohne Einreden verpflichtet ijt, wie der Acceptant 
eined trajjirten oder der Ausfteller eines eigenen Wechjeld dem 
erften Nehmer und dem Indoſſatar; und dem Abfender die Waare 
nicht anders als gegen Einlieferung ſämmtlicher von ihm gezeich— 
neter Gonnoffemente auszuliefern verpflichtet if. Es Liegt ſehr 
nahe, diefe der Wedjjelforderung in allem Weſentlichen gleichftehende 
Forderung auf die Specied der eingeladenen Waaren mit dem 
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einbar find”. Auch ift der Sat von den bedeutendften 
Auctoritäten über Handelsrecht direct verworfen worden”, 


s 271. 
Uebergabe vermitteljt Ordreconnoſſements. 


Ueber das an Drdre lautende Connofjement hat das 
HGB Beltimmungen in den Artifeln 649. 650. 651, 
deren Inhalt Folgender ift. . 

1. Die Uebergabe eines foldhen Connofjements an 
die durch das Konnofjement oder ein auf daſſelbe gejettes 


Eigenthum an diefen Waaren zu verwechjeln. Bol. die Entſchei— 
dungsgründe des OAG zu Lübel 1849 in Seuffert Archiv Bd 6. 
ir 241 ©. 337— 344. €3 liegt aber nit in dem Indoffament 
eines Drdreconnoffements eine Ceſſion (Dies gegen ©. 343) fon= 
dern eine Anweiſung, welche im Voraus von dem Schiffer acceps 
tirt iſt. Es leidet hier Anwendung, was über die Wirkung des 
Wortes Ordre oben $ 218— 221 und -in meinem Wechjelredht 
$ 257 unter Wr I. I 1. IV erörtert iſt. Die dem bisherigen 
wohlmotivirten Recht (vgl. mein Wechjelreht $ 257 Note 13) 
widerftreitende Bejtimmung der deutjchen Wechfelordnung Art. 9 
und 10, nad welder ein Wechjel an fi wie ein Ordrewechſel 
gelten fol, muß auf Wechſel beſchränkt Bleiben und darf nicht 
auf Connoſſemente erjtredt werden. (Dies Alles ftand ſchon in 
der dritten Auflage 1854 $ 80 Note 17a.) 

22) Neue Hamburger Fallitenodnung von 1753 Art. 25. 
Code de commerce Art. 576578, 

23) So von dem Hamburger Handelsgeriht, dem hamburger 
Obergericht, und dem Oberappellationsgericht der vier freien Städte 
Deutſchlands. Vgl. Rehtsfälle Bd 1. ©. 233—243 (die Er: 
fenntniffe find aus dem Jahr 1832) und Hamburger Sammlung 
Br 1. ©. 21—39 und ©. 180—183. Das DAG Hat fi 
ſchon 1823 jo ausgejproden; vgl. Thöl ausgew. Entſch. Nr 56. 
Das Handelögericht war lange Zeit der andern Meinung. Bol. 
Arhiv für HR Bd 1. ©. 199. 200. Bd 2. ©. 217, Rechts: 
jüle Bd 1. ©. 237, 238. 


77 TEE 
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Indoffament zur Empfangnahıne der Güter Tegitimirte 
Perſon fteht für den Erwerb der von der Uebergabe der 
Güter abhängigen Rechte, alfo namentlich für den Erwerb 
von Eigenthum und Pfandrecht, der Uebergabe der Güter 
gleih'?. 2. Wenn ein folches Connoſſement in mehreren 
Eremplaren ausgeftellt ift und in Folge hiervon mehrere 
Perfonen zur Empfangnahme der Güter legitimirt find, fo 
ift zu unterfcheiden”. a. Wenn der Schiffer im Löſchungs⸗ 
hafen auf Grund eines Eremplars die Güter bereits an 
eine zur Empfangnahme derfelben legitimirte Perſon aus- 
geliefert hat, bevor ein anderes Exemplar ihm präfentirt 
worden ift, fo ift der Empfang fo unanfechtbar, wie wenn 
das Connoſſement nur im diefem einen Exemplar ausge: 
ftellt worden wäre‘. b. Wenn ber Schiffer die Güter 
noch nicht ausgeliefert hat, jo geht unter mehreren fidh 
gleichzeitig oder nicht gleichzeitig meldenden Connofjements 
inhabern derjenige vor, deſſen Eremplar von dem einen 
Indoſſanten aller diefer Connoſſemente zuerſt mit Tegitis 
mirender Wirkung an den Indofjfatar übergeben oder abs 
gefandt worden ift“. 


8 272. 
Abnahme. 


Die Waare wird abgenommen. SHierüber 
enthält das Handelsgeſetzbuch nur einen die Koften der 
Abnahme betreffenden Satz. Wenn der PVerfäufer die 
Waare tradirt hat, fo Hat er feine Verbindlichkeit als 


1) HBB Art. 649. Goldſchmidt Handbuh S. 717—726; 
dazu ©. 707—716. 

2) Es verfteht fi daß die Güter wirklich „abgeladen“ d. h. 
in das Schiff eingeladen fein müffen. HGB Art. 649. 

3) Goldſchmidt Handbuh S. 726—732. 

4) HGB Art. 650. 5) HGB Art. 651. 
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Berfäufer erfüllt. Der Käufer ift num verpflichtet, ſo— 
fort die Waare wegzunehmen' (die „Abnahme“ der Waare)’; 
der Verkäufer darf ihn daran nicht hindern, widrigenfalls 
geht gegen ihn die actio ad exhibendum’. Die Koften 
der Abnahme trägt daher der Käufer‘, namentlich die 
Koften des Iransportes der Waare von dem Orte weg, 
wo fie tradirt worden ift‘. Der Verkäufer ift von nun 
an weder verpflichtet die Waare zu cuftodiren“, noch dem 
Käufer den Plag, welchen fie einnimmt, zu gönnen’. — 


1) L. 9. D. de A. E. V. (19. 1). 

2) Abnahme heißt richtiger Wegnahme. Gie ift nicht 
infofern Abnahme, daß dem Verkäufer etwas abgenommen wird, 
dies ift der Fall beim Empfang, wo ihm der Befiß abgenommen 
wird (weldyer übertragen wird), jondern fie it Wegnehmen vom 
Platz. Dan braucht wohl den Ausdrud: Ausantworten und Ab: 
nahme. Allein da3 Ausantworten ift ein bloßes Gefchehen- 
laffen von Seiten de3 Verkäufers, der Ausdrud bezeichnet nicht 
ein pofitive Handeln. Daß der Verkäufer das Wegnehmen nicht 
geftatten will, wird ausgedrüdt, daß er die Waare nicht aus 
antworten wolle, Das Ausantworten ift gar feine die Waare 
betreffende Handlung; dagegen das Nicdhtausantworten ijt die Hand: 
Iung des Hinderns der Wegnahme. 

3) L. 25. D. de A.E. V. (19. 1). L. 16. pr. D. de 
praeser. verbis (19. 5). Daß e3 nicht die actio empti ift, ift 
ein Beweis gegen Pöhls HR Bd 1. ©. 192, weldyer meint: der 
Kauf fei vor der Abnahme aud) von dem Verkäufer noch nicht erfüllt. 

4) So audy HGB Art. 351. „Sofern nicht durch Ortsgebrauch 
oder bejondere Abrede ein Anderes beftimmt ift, trägt .... der Stäufer die 
Koften der Abnahme“. 

5) So aud der Cödigo de comereio Art. 373 und der 
Codigo commercial Art. 474. 

6) L. 14. pr. D. de furtis (47. 2). L. 12. L. 13. L. 14. 
pr.et $1. D. de peric. et commodo (18.6). DBgl. aud unten 
8 282 Note 8. 


7) Ein intereffanter Zal in Löhr (Hartmann) Central: Dr: 
Thol's Handelsrecht. te Aufl. Bd 1. Abth. 2. 20 


Bus 
an Pr 
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Daran wird aber oft durch befondere Beredung geändert. 
Die Waare bleibt noch liegen. 1. Der Verkäufer über- 
nimmt die custodia noch eine Zeit lang: entweder a. für 
Lohn, dann locatio conductio operis’; oder b. um- 
fonft, dann ift das Verhältniß ein depositum”. 2. Er 
überläßt dem Käufer nur den Pla: entweder a. für Lohn, 
dann locatio conductio rei; oder b. umfomft, dann 
ift das Berhältnig ein Commodat“. Im beiden Fällen hat 
der Käufer felbft die Waare zu cuftodiren. - Wenn die 
Contrahenten fic nicht ausgejprochen haben, ob der Ber- 
fäufer nur den Pla oder aud die custodia gewähren 
folle, fo kann die Meinung fehr zweifelhaft fein". Co, 
gan N. F. Bd 6. ©. 154—158 (von 20 tradirten Tonnen Les 
bertbran find 9 nicht abgeholt). Der beigefügten Rechtsausfüh— 
ift nicht beizuftimmen. 

8) Ardiv für HN Bd 1. Nr 18 ©. 299—320. Bender 
engere? HR 8 79. ©. 185—187. Pöhls HR ©. 192. 193. 

9) L. 40. 41. D. locati (19. 2). L. 1. $ 35. D. depo- 
siti (16. 3). 

10) Cödigo de comercio Art. 374. Der Depofitar ift aber 
nicht verpflichtet, die Waare gegen Teuersgefahr zu verfidhern, 
aud nicht, wenn er feine eigenen Waaren verfichert hat oder zu 
verfihern pflegt. A. M. ift das Arhiv für HR Bd 1. ©. 314 
—317. 517—522. Auch die Unterſcheidung bei Pöhls HR 
©. 193 und die andere bei Bender engered HR $ 79 Nr 6 ift 
nicht zu rechtfertigen. — Natürlih darf er nur einem gehörig 
legitimirten Repräfentanten, 3. B. Arbeitgmann, des Käufers ab— 
liefern. Arhiv für HR Bd 1. S. 306—310. 

11) Gegen die Annahme eines commodatum (und einer loca- 
tio) loci wendet Treitjchfe in Richters Jahrbüchern 1843 ©. 710. 
711 das Recht des Verkäufers ein, die Waare an einen andern 
Drt zu Schaffen. Allein diejes Recht, ob und wie weit es befteht, 
beftimmt fi, wenn es nicht vertragsmäßig feftgeftellt ift, erft nad) 
der Art des durch das Liegenbleiben begründeten Rechtsgeſchäftes. 

12) Bgl. aud) L. 5. $ 14. D. commodati (13. 6). 
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wenn weiter nichts berebet ift, als: die Waare folle noch 
eine Zeitlang liegen bleiben. Der Zweifel ift aber ge- 
hoben, wenn der Berkäufer das Liegenlaffen mit dem Zus 
fat geftattet „ohne meine Gewährleiftung” — „ohne mein 
Obligo“ — „auf des Käufers Gefahr“. Diefe Clauſel 
zeigt das Verhältniß, je nachdem ein Lohn vereinbart ift 
oder nicht, als Miethe oder Leihen des Platzes“. Nicht 
anders ift e8 bei ungehobenem Zweifel, weil unächſt die 
geringere Verpflichtung anzunehmen iſt“. 


8 273. 
Empfangbarkeit. Gewährleiſtung des Verkäufers. 


Empfangbarfeit'’. Wenn der Berfäufer eine fo 
beichaffene Waare liefert, wie er zu liefern verpflichtet ift, 


13) Danach braudte der Verkäufer in dem Fall den das 
Archiv für HR Bd1. S.301—306 mittheilt, für den Diebftahl 
gar nicht einzuftehen. Freilid wenn das Verhältnig ein deposi- 
tum war, fo half die Clauſel nichts, aber eben daß es dieſes fei, 
ward dur die Glaufel abgewandt. Der Verkäufer behielt eben 
die Waare nit in Gemwahrfam (a. a. DO. ©. 310). Daher 
trifft auch der Sab nicht, daß das pactum ne dolus (culpa lata) 
praestetur ungültig und daher die Clauſel ohne Erfolg fei (a.a.D. 
S. 311), welder bei vorhandenem depositum allerdings die Claus 
jel bedeutungslos gemacht hätte. Dem fteht das Hamburger Sta: 
tut (a. a. D. ©. 312. 301) nicht entgegen. 

14) Dies gegen Brindmann HR $ 74 Nr 3. 

1) HGB Art. 346. — Cödigo de comercio Art. 370. 
871. Codigo commercial Art. 479. 484 — 489. 500. 501. 
Casaregis II. disc. 74. ©. 129 — 131. I. disc. 34. No 1—3. 
47—5l. ©. 207. 208. 212. 213. 

2) Empfangbarkeit und Nichtempfangbarkeit. Goldſchmidt 
Handbuh S. 531 — 574. Gareis das Stellen zur Dispofition 
(1870) ©. 61—83. Zimmermann in Goldſchmidt Zeitſchr. 
Bd 19. ©. 413. 

20* 


2 
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jo nennt man die Waare empfangbar“. Der Ber: 
fäufer muß für die Empfangbarfeit der Waare einftehen. 
Diefer Satz bezeichnet folgende Verpflichtung. Der Ver— 
fäufer muß dafür einftehen, dag die Waare die vertrags- 
mäßige und gejegmäßige Bejchaffenheit hat. Er muß 
alfo dafür einftehen, daß die Waare feiner ausdrücklichen 
und jtillfchweigenden Zufage entjpricht, und außerdem, 
alfo ohne Zufage, dafür, daß fie den gefeglichen Erfor: 
derniffen entfpricht. Diefe gefegliche Haftung für die ges 
jegmäßige Befchaffenheit ift nicht zu verwechjeln mit einer 
ftillfchweigenden Zufage der Tetteren. ine gejetliche 
Pflicht iſt nicht eine ftillfchweigend vereinbarte dadurd), 
daß die Kontrahenten das Geſetz walten laſſen“. 

1. Der Verkäufer muß dafür einftehen, daß die Waare 
die vertragsmäßige Beichaffenheit hat, alfo die Be— 
Ichaffenheit hat, welche er verfprad‘'. Für die Be 


3) Empfangbar bedeutet bier ſchlechtweg billigungs 
werth. Dal. oben $ 269 Note 2. Will man bei den Aus: 
drüden empfangbar und nicht empfangbar daran denken, ob der 
Käufer verpflichtet fei, die Waare zu empfangen (zu behalten), fo 
find fie zwar meiſtens aber nicht durchweg zutreffend, weil der 
Käufer im einigen Fällen der nicht empfangbaren Waare die 
Waare nicht zurüdweifen oder zurüdgeben darf, jondern nur zum 
Abzug am Kaufpreife berechtigt ift. 

4) Dies ift der Sinn des Urt. 346, welder den Sab, daß 
der Käufer nicht empfangbare Waare zurücdweifen darf, dahin 
ausdrüdt, daß er empfangbare Waare zu empfangen verpflichtet 
fei. Eine eigenthümliche Auslegung des Art. 346 hat das NOHG 
Entid. Bd 7. ©. 7: derfelbe enthalte nicht einen Rechtsſatz fons 
dern ſetze einen joldyen voraus, 

5) Dieſe Verwechfelung wird mit Unrecht vom ROHG Entſch. 
Bd 6. ©. 105 3. 3 ausdrücklich gebilligt. 

6) L. 19. 8 2—L. 23. $ 1. L. 17. $ 20. L. 18. D. de 
aedilitio edicto (21. 1). 
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Ichaffenheit, welche er nannte, nicht um fie zu verfprechen ® 
Sondern um die Waare zu empfehlen, kann die Pflicht 
der Gewährleiftung auf ein Verfprechen nicht zurüdgeführt 
werden’. Aus der bloßen Empfehlung haftet er an und 
für ſich nit”, namentlich nicht wenn es klar ift, daß 
er nur gefchwätig (Marktichreierei) anpreiſet“ („jeder Ver— 
fäufer lobt feine Waare”); daher nicht bei jo allgemeinem 
Ausdrud daß für ein Verfprehen der Anhalt fehlt”, 
noch bei jpeciellerer Bezeichnung wenn das Gegentheil 
fihtbar iſt“, wohl aber dann wenn er unredlich verfuhr, 
den Käufer täuſchte“. Verfängliche Ausdrüde, die den 
Käufer glauben machen, daß er wirklich verfpreche, präju- 
diciren dem Berfäufer". Beim Verkauf nach Probe ver- 
fpricht er probemäßige Waare und muß er alfo die Dua- 
fttät liefern, welche die ‘Probe ausweiſet“. 

2. Der Verkäufer muß ferner dafür einftehen, daß 
die Waare die geſetzmäßige Beichaffenheit hat. Dies 
wird bedeutend, infoweit e8 an einer Vereinbarung fehlt. 
Die befondere Zuficherung einer regelmäßigen Eigenfchaft 


T) ROHG Br 4. ©. 159-161 (der Pianoforte Flügel iſt 
neu und noch nicht gebraudt). 

8) Premer Sammlung Bd 2. Heft 1. ©. 50. 51 (entftellt 
in Seuffert Archiv Bd 2. Nr 23). 

9) L. 37. D. de dolo malo (4. 3). 

10) L. 47. D. de R. J. (50. 17). 

11) L. 19. pr. D. de aedilitio edieto (21. 1). 

12) L. 19. pr. D. de aedilitio edieto (21. 1). 

13) L. 43. pr. $ 1. D. de. contr. empt. (18. 1). 

14) L. 47. D. de R. J. (50. 17). L. 37. D. de dolo malo 
(4. 3). Vol. ROHG Entih. Bd 5. ©. 323. 324. 

15) Die bekannten Stellen . . . contra venditorem ... . quia 
clarius loqui debuisset. 


16) Vgl. oben $ 260. 
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fann eben nur diefe oder mehr als diefe begreifen ſollen“. 
Die gefegmäßige Beſchaffenheit““, die den gefeglihen Er- 
forderniffen entfprechende Waare”, die zu gewährende Be- 
ichaffenheit und Güte der Waare”, ift, was die Quali- 
tät betrifft, dann vorhanden, wenn der Verkäufer „Han- 
delsgut mittlerer Art und Güte“ liefert”. Diefe für 
einen folchen Kauf, welcher Handelsgefchäft ift, ausge— 
Iprochene Beitimmung darf auch auf andere Käufe, na- 
mentlih Handwerfsverfäufe angewandt werden”. Die 
Beftimmung gilt übrigens nicht nur vom Genusfauf, 
ſondern kann auch auf den Kauf einer Species Anmwen- 
dung finden”. Zu der gejegmäßigen Beichaffenheit ger 

17) Bol. mit Prüfung ROHG Entih. Bd 7. S. 428—430 
(haltbare Pflaumen). 

18) Ausdrud des Art. 349. 19) Ausdrud des Art. 346. 

20) Ausdrud des Art. 335. 

21) Art. 335 vgl. mit Art. 346. 

22) Goldſchmidt Handbud S. 549—559. Gareis das Stel— 
len zur Dispofition ©. 59. 60. Brud die Beweislaft (unten 
$ 279 Note 1) ©. 66—75. Beifpiel: Wie weit Dredfreiheit 
von Kartoffeln? ROHG Entid. Bd 2. ©. 60. 61. 

23) Keinen andern Sinn hat der vor dem HGB gebrauchte 
(audy in den früheren Auflagen des vorliegenden Werkes gebrauchte) 
Ausdruf, daß zu liefern ſei Kaufmannsgut, Kaufmannswaare, 
empfangbare Waare in diefem Sinn (alfo in einem andern ala 
dem oben Note 3 angegebenen Sinn. Vgl. Bremer Sammlung 
Bd 1. S. 600), da3 Heiße gute unverdorbene Waare mittlerer 
Qualität, d’une qualits loyale et marchande. Seife und Eropp 
Abhandlungen Bd 1. S. 210. Neues Archiv für HR Bd 1. 
S. 256—258. Bol. übrigens ebendaf. Bd-2. S. 305—309; 
dagegen aber Dirksen manuale latinitatis F. J. C. R. (1837) 
s. v. Mediocris. Mediocritas und L. 35. $ 1. 2. C. de donat. 
(8. 54). 

24) Bol. ROHG Entih. Bd 4. S. 36 Zeile 10 bis 8 v. u. 
Bd 5. ©. 322. 
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hört auch die Fehlerfreiheit der Waare”. Die ge 
jegliche Verpflichtung des Berfäufers, dafür einzuftehen, 
daß die Waare Feine Fehler habe, ift nicht zu verwechſeln 
mit einer ftillfehweigenden Zufage der Fehlerfreiheit“. Die 
Tehlerfreiheit kann er überdies verfpredhen, doc gilt das 
Berfpredhen nur dann und foweit für mehr als für blo- 
Res Ausiprechen der fih von Nechtswegen verftehenden 
Haftung”, wenn und fomweit die Fehler genannt find. 
Üehlerfreiheit fpeciell verfprochen ift Zufage diefer fpeciel- 
len Befchaffenheit”. Der Berkäufer haftet, gleichviel db 
er den Fehler kannte oder nicht”. Der Käufer hat aber 
den Kegreß nicht, wenn er auf denfelben wegen eines ſpe— 
ciell genannten Fehlers ausdrücklich verzichtet hat”, wenn 
er den Fehler fannte”, wo er dann die Waare mit dem 
Fehler billigt, alſo ftillfchweigend verzichtet, und wenn er 
den Tehler Fennen muß, mo er als wiſſend und verzich- 
tend gilt”. So gilt er, wenn der Fehler beim Abſchluß 
des Contractes oder bei der voraufgehenden Befichtigung * 

25) So auch ROHG Entih. Bd 7. ©. 114 3.3». u. 
(Riß im Tuch). 

26) Bol. oben Text zu Note 5. 

27) L.81.D.deR.J. (50.17). L. 56. pr. D. — (17.1). 

28) L.13. 83. de A. E. V. (19.1). L. 31. D. de eviet. 
(21. 2). 

29) L. 1. 8 2. D. de aedilitio edieto (21. 1). 

30) L. 39. D. de act. empti (19. 1). 

° 31) L. 14. 8 9. D. de aedilitio edieto (21. 1). 

32) Namentlih wenn er aufmerffam gemacht if. L. 1. 
8 6. L. 48. $ 4. D. de aedilitio edieto (21. 1). 

33) L. 14. $ 10. D. de aedilitio edieto (21. 1). 

34) Der Handel auf Probe (auf Befiht), bei welchem die 
Befihtigung nad dem Contract aber vor deffen Stätigung ges 
ihieht, bietet feine Abweihung. Dal. Heife und Cropp Abhand: 
lungen Bd 1. ©. 206. 207. $ 12. 
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der Waare felbft oder einer Probe” fo fichtbar ift, daß 
der Käufer ohne grobe Nachläſſigkeit“ ihn nicht überjehen 
fonnte”*, in SKennerauge giebt aber nicht den Maaf- 
ſtab“, felbft nicht wenn der Käufer Sachverſtändiger it". - 
Wegen der fichtbaren vom Käufer überjehenen Fehler haf- 
tet der DVerfäufer, der an fich frei wäre, dann, wenn er 
fie kannte und fie unredlich verſchwieg“. 


Ss 274. 
Die Clauſel „wie zu bejehen“ und gleichbedeutende Claufeln. 


I. Der Verkäufer verlangt oft, um das Kennen oder 
Kennenmüſſen des Käufers herbeizuführen und alſo der 


35) Bei einem Handel nad; Probe muß der Verkäufer ſolche 
Mängel gewähren, die aus der Probe nicht erjihtlid find. Vgl. 
Heife und Eropp Abhandlungen Bd 1. ©. 210. 

36) Nur die lata culpa präjudieirt dem Käufer. L. 55. D. 
de aedilitio edieto (21. 1). 

37) Die Parömien „Augen für Geld“, „Wer die Augen 
nicht aufthut, thue den Beutel auf.” Pol. Michelfen Oberbof 
zu Lübet Nr 217. Ueber den möglichen, thunlichen Umfang der 
Befihtigung vgl. Rechtsfälle Theil 3. Heft 2. ©. 36. Heft 4. 
No IV. ©. 65—70. Treitſchke Raufcontract 8 94. Aufl. 2. 
©. 338—341. 

38) Das im Tert bemerkte gilt aud von einer folden Be: 
ichaffenheit, weldye fein Fehler ift. Beifpiel: Ausgabe des DHGB 
auf fchledtem Papier. ROHG Entid. Bd 4. ©. 36. 37. 

39) Gefterding im Ar. für civ. Praris Bd 4. ©. 18—22, 

40) Gefterding a. a. D. ©. 22. 

41) Die culpa des Käufers kommt dann wegen de3 dolus 
des Verkäufers nicht in Betracht. Gegen Treu und Glauben ift 
e3 immer, wenn der die Unmiffenheit des Käufers mwiffende oder 
glaubende Verkäufer den Fehler nicht anzeigt, und feine Verwah— 
rung gegen den Fehler ohne die Anzeige ift daher der Sache nad, 
wenngleich vom Käufer nicht dafür gehalten, ein pactum ne dolus 
praestetur, alfo nichtig. Vgl. L. 14.8 9. D. de Aed. Ed. (21. 1). 
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genaueren Befchreibung der Waare überhoben zu fein, 
den Beficht durch den Käufer, er verfauft „wie zu bes 
fehen“'. Gfeichbedeutend mit diefer Clauſel ift die Clau— 
jel „Befiht erklärt” und „Empfang erklärt”. 
Gleichbedeutend wird auch die Klaufel „auf Beficht“ 
gebraucht, aljo in einem andern Sinn, als wenn fie zu 
Gunften des Kaufluftigen oder des Käufers die Bedeu— 
tung bat, daß von feinem Willen das Entftehen oder das 
Beftehenbleiben des Kaufes abhängig iſt'. Die Klaufeln 
haben ihre Bedeutung zu Gunften des Verkäufers. Bei 
den Clauſeln „wie zu beſehen“ und „auf Beficht” (in 
diefem Sinn) ift betont des Verkäufers Verlangen des 
Befichtes, richtiger des Verkäufers Erklärung, daß er nicht 
anders verfaufe als mit Hinmweifung auf den Beficht; bet 
den Clauſeln „Beſicht erklärt” und „Empfang erklärt” 
ift betont das Einverftändnig des Käufers mit dem Ver— 
langen des Verkäufers. Die Claufeln würden deutlicher 
lauten: „Jo verfauft wie zu fehen“. 

I. Die Wirkung, richtiger: der Inhalt, der Elaufel ift: 
Der Käufer hat diejenige Befhaffenheit der 
Waare gebilligt, welche vermittelft Unterfu- 
hung erkennbar ift‘. 1. Dies gilt insbefondere von 
Tehlern der Sade. Und zwar abgefehen von einer 


4) Büſch Darftelung Bd 2. ©. 511. 512. 

2) So findet fi 3. B. die Claufel „nad Probe” und „auf 
Beſicht“ verbunden, wo alfo die Tebtere Clauſel in einem ganz 
andern Sinn gebraudht wird, als oben in dem $ 259. Bal. 
Heife und Eropp Abhandlungen Bd 1. &.220—224 8 10—12. 

3) Umfichtiger müßte e3 heißen: Der Käufer bat die Waare 
in der Gattung, Art und Befhaffenheit gebilligt, welche 
vermittelft Unterfuchhung erkennbar iſt. Man denke indbefondere an 
das gleichzeitige Verauctioniren der verjchiedenartigiten Gegenftände. 
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zugeficherten Fehlerfreiheit. Der Verkäufer haftet alfo 
nicht wegen erfennbarer Fehler. Gleihgültig ift es, 
ob die Waare wirflih unterfucht worden ift ober 
nicht, und auch gleichgültig, ob die Unterfuhung möglich 
war ober nit. Man Farn freilich die Frage aufwerfen, 
ob nicht für den Fall, daß fie unmöglich war, mie bei 
Ihwimmender Waare, der Sinn der Claufel weiter gehe, 
ob der Käufer num nicht die Waare kaufe, gleichviel wie 
fie befchaffen fein möge. Allein es ift gleich, ob der 
Käufer nicht unterfuchen will, wenn er kann, ober nicht 
unterfuchen will, weil er nicht Tann. Er verzichtet durch 
die Claufel immer nur auf die Unterfuhung; die unumns 
terfuchte Waare foll als unterfucht, nicht aber als gänz 
lich fehlerfrei gelten‘. Der in der Elaufel liegende Sat, 
daß der Verkäufer nicht haftet wegen erfennbarer ehler, 
leidet aber Feine Anwendung auf ſolche erkennbaren vom 
Käufer nicht gefannten Fehler, welche der Verkäufer kannte 
und unredlich verfchwieg‘. 2. Was von Fehlern gilt, 
gilt auch von anderweitiger Befchaffenheit der Waare, 
in Betreff welcher eine Zuficherung fehlt. 3. Was bie 
Zufiherungen bes Verkäufers betrifft, gleichviel ob 
der Freiheit von beftimmten Fehlern oder ob einer andern 
Beichaffenheit, fo muß er unzweifelhaft für diefelben ein- 
ftehen erftens dann, wenn die Unterfuhung nicht mög- 
Yich war z. B. beim Verkauf von ſchwimmender Waare; 
und zweitens dann, wenn die Unterfuchung möglich) 
war, aber vom Käufer unterlaffen ward; denn in diefen 
beiden Fällen vertrauet der Käufer eben der Zuficherung 


4) Auch bei der Clauſel „Empfang erffärt, die Waare falle 
wie fie wolle” ift e3 nicht anders, Bol. oben den Tert unter IV. 
5) Auch dies ift bei der Clauſel „Empfang erklärt, die Waare 
falle wie fie wolle” nicht anderd. Val. oben den Tert unter IV. 
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bes Verkäufers und dazu ift er vollfommen berechtigt. 
Soweit die Zuficherungen reichen, darf er fi auf den 
Berfäufer und bracht er nicht ſich auf die Unterfuchung 
zu verlaffen‘. Nicht anders ift e8 auch drittens in 
dem Fall, daß der Käufer zwar die Unterfuchung vorges 
nommen, aber die der Zuficherung nicht entjprechende, 
wenn gleich noch fo leicht als folche zu entdedende Bes 
ichaffenheit nicht entdedt hat. Denn er durfte im Ber: 
trauen auf die Zuficherung die Unterfuhung in Betreff 
diefer Befchaffenheit nach Belieben ganz obenhin anftellen 
oder gänzlich unterlaffen’. Nur indem Fall ift e8 vier- 
tens anders, wenn der Käufer, fei e8 in Folge der Un- 
terfuhung oder aus andern Gründen, weiß, daß die 
Waare der Zuficherung nicht entfpricht; wenn er fie dann 


6) Der Verkäufer muß daher aud im zweiten Fall dafür ein: 
fteben, daß die am Ort Iagernde für Prima Brafil. Blätter ver: 
kaufte Waare wirklich Prima-Waare fei (die gegen das Bremer 
Handelsblatt a. a. D. ©. 6) und daß die am Ort Iagernde für 
reines Domingo Blaubolz verkaufte Waare wirklich reines Do— 
mingo:Blaubolz, mithin nicht mit Jamaica Blauholz gemifcht fei. 
(Dies gegen die Bremer Sammlung Bd 2. Heft 1. ©. 199, wo 
mit Unredt die von Rechtswegen eintretende Haftung für Fehler: 
freiheit mit einer ftillfehweigenden Zufage der Fehlerfreiheit ver: 
mechfelt (oben 8 273 Note 6) und nun jener überhaupt jede 
Zuſicherung gleichgeftellt wird. Auch ift es eine falfche Auffaf- 
fung, daß der Mangel einer Eigenihaft, mwelder an ſich fein 
Fehler ift, dadurch zu einem Fehler werde, daß diefe Eigenichaft 
zugefagt ward. Dies ift weder factifch noch juriftifch richtig. 
Was an ſich Fein Fehler ift, wird e3 nie dadurd, daß etwas Anz 
deres oder das Gegentheil verfprocdhen ward.) 


7) Zu beitreiten it daher die Meinung des ROHG Entid. 
Bd 8. ©. 250, nad welcher der Käufer troß der Zuſicherung 
in einer dem dolus gleichzuſtellenden culpa ſich fol befinden können. 
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dennoch Fauft, fo verzichtet er offenbar darauf”, daR diejer 
Zufiherung die Waare entſpreche, der Verkäufer mag ge 
irrt haben oder haben betrügen wollen‘. Uebrigens er: 
ftredtt fih die Haftung des Verkäufers aus feiner Zufiche- 
rung nicht weiter al8 diefe wirklich reicht, denn in Betreff 
der nicht zugeficherten Befchaffenheit ift der Käufer auf 
die Unterfuhung (den Beficht) verwieſen“. Auf diefe 
ift er immer verwiefen, wenn nicht eine Zuficherung, ein 
Berfprechen, fondern nur eine Anpreifung im Willen und 
Wort des Verkäufers lag. 

II. Gleichbedeutend mit den drei andern Clauſeln 
ift die Clauſel „Empfang erflärt”", wenn fie beim 


8) Es ift Verzicht, nicht dolus des Käufers. Anders das 
ROHG Entih. Bd 8. ©. 250. 

9) Dies gegen Brinckmann HN 8 93 3.12 der viel zu all: 
gemein Tpricht. 

10) Es genügt daher daß die für Prima: Maare verfaufte 
Waare Prima: Waare it, mag fie im Uebrigen noch fo fchlecht 
fallen. Mit Unrecht befhränft dies PBrindmann HR S 93 auf 
den Verkauf einer ſchwimmenden Ladung. 

41) Ueber die Clauſel „Empfang erflärt“ vgl. Bremer Samm: 
lung Bd 1. ©. 94—106. 107—111. Bd 2. Heft 1. ©. 47. 
51. 54. 197. 198. 199. 202 und das Bremer Handelsblatt 
von 1853, Nr 85 ©. 6. 7 (bier find mancherlei Unrichtigfeiten 
in der juriftiihen Beurtheilungſ. Da, was den Sinn betrifft, 
fein Unterfchted zwiſchen der Glaufel „mie zu beſehen“ und der 
Glaufel „Empfang erklärt“ ift, fo ift es unfuitematifch, daß 
Brinkmann HR einen eigenen $ (86) jener und mweit davon ei: 
nen andern 8 (93) diefer Clauſel widmet; e3 ift aber richtig, 
daß er von beiden Glaufeln im Wefentlihen daffelbe jagt, daß 
nämlich die Wirkungen des Empfanges eintreten. Doch ift durd 
diefe Bezeichnung, nämlich die Bezugnahme auf den mercantili: 
ihen Empfang der Sinn der Elaufel nicht präcife getroffen, und 
dafjelbe gilt von der in der Bremer Sammlung Bd 2. Heft 1. 
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Abſchluß des Vertrages vorfommt”. Sprachlich ift die 
Claufel mit Rüdfiht auf den mercantilifchen Empfang 
gebildet. Es ijt aber verwirrend und irreführend (aud) 
in Betreff der practiichen Nefultate), wenn man zur Er— 
läuterung der fachlichen Bedeutung der Claufel auf den 
mercantilifchen Empfang hinweiſet. Dies ift aus einem 
doppelten Grunde verkehrt. 1. Die Claufel enthält eine 
Erklärung über den Inhalt des Kaufes, der mercantilifche 
Empfang eine Erklärung über die Erfüllung des Kaufes, 
dahin daß fie dem Inhalt entfprehe. Dort heißt cs: fo 
gekauft wie zu fehen; hier: jo erfüllt wie gefauft. 2. Dem 
mercantiliichen Empfang ift die Möglichkeit der Unter: 
juhung (in Betreff der Beichaffenheit der Waare) weſent— 
lich, ſoweit diefe Möglichkeit fehlt, Tiegt in ihm gar Feine 
Erklärung; die Claufel dagegen wird aud in dem Fall 
gebraucht und enthält auch in dem Fall eine Erklärung, 
daß c8 dem Käufer unmöglich ift, die Beſchaffenheit der 
Waare zu unterfucher, denn e8 wird auch ſchwimmende 
Waare unter diefer Claufel verkauft”. Somit ift das 
Verhältniß, welches die Klaujel begründet, von dem Ver— 
hältnig, welches der mercantilifche Empfang begründet, 
feiner inneren Natur nad weſentlich verjdie- 
den. Es beſteht aber zwijchen beiden eine äußerliche 
Aehnlichkeit und es ift offenbar, dag im Hinblid auf 
diefe die Clauſel ſprachlich entjtanden ift. Die Claufel 


©. 198 (als Ergebnig des umjtändlihen Beweiſes und Gegen: 
beweifes) von der Clauſel gegebenen Characteriſtik, infofern fie 
zur ſachlichen Erläuterung der Glaufel die Parallele von dem 
„roirklich gejchehenen Empfang” hernimmt. Vgl. oben den Tert. 
12) So iſt es der Fall in Bremen, wo fie, was nicht zu 
überjehen ift, in den Schlußzetteln vorkommt. 
13) Bremer Handelsblatt a. u. O. ©. 6. 
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drücdt wörtlich aus: e8 foll gelten, als habe ein mercan- 
tififcher Empfang ftattgefunden; der Käufer erklärt fich, 
was die Beichaffenheit der Waare betrifft, für fo be 
ſchränkt berechtigt, als ob ein mercantilifcher Empfang 
ftattgefunden Hatte. Die Bergleihung liegt zunächſt 
in der beſchränkten Berechtigung. Diefe be 
ruht ihrem Grunde nad) nicht auf dem Befigempfang 
fondern auf der in diefem enthaltenen Billigung der Waare, 
und die Fiction diefer Billigung beruht auf der dem 
Käufer gewordenen Möglichkeit der Unterfuhung und ob- 
liegenden Pflicht der Unterfuchung, eben mit der Wirkung, 
daß, wenn er wirklich unterfucht und nichts rügt, er fo 
gilt al8 ob er die Waare billige, und, wenn er nicht wirf- 
lich unterſucht, er jo gilt, als habe er wirklich unterfucht, 
und, wie von felber folgt, da er num nichts rügen Tann, 
al8 Habe er gebilligt. Die Bergleihung liegt alfo 
ferner in der fingirten Billigung auf Grund 
der wirklichen oder fingirten Unterfuhung. 
Der Käufer erklärt demnach: er wolle gelten als billigend 
auf Grund einer Unterfuhung, gleichviel ob einer wirk- 
lichen oder fingirten. Alfo zufammengefaßt: er wolle jo 
beſchränkt berechtigt fein, als ob er die Waare unterjucht 
und gebilligt habe. Es bedarf aber nur der Erklärung, 
daß die Waare unterfucht fei oder als unterfucht gelten 
jolle, denn die Billigung liegt deutlich darin, daß er die 
Waare fauft. Hieraus folgt, daß die Elaufel „Empfang 
erflärt” gleichbedeutend ift der Claufel „Beficht erklärt”, 
bei welcher ebenfalls der Käufer fpricht, oder den Elaufeln 
„wie zu befehen“ oder „auf Beſicht“ (in diefem Sinn), 
bei welchen der Verkäufer ſpricht. Damit ift denn aud 
das Maaß der Billigung bejtimmt: foweit die Unterfu- 
Hung ausreicht. Die Claufel „Empfang erklärt“, welche 


2 2 
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durch die Anspielung auf den mercantilifhen Empfang 
ſprachlich eine Unterfuchung und Billigung des Erfüllungs- 
gegenftandes, der zur Lieferung bejtimmten Waare aus— 
drücdt, deutet dem Sprachſinn entgegen auf den zur Un- 
terfuhung verftellten Kaufgegenftand, auf die zum Kauf 
angebotene Waare, und wird dem fachlichen Verhältniß 
des merkantilifhen Empfanges entgegen gebraucht auch in 
dem Fall, daß die Unterfuhung dem Käufer unmöglich ift. 

IV. Was die Elaufel „Empfang erklärt, die 
Waare falle wie fie wolle“ betrifft, fo it, wenn 
der Sinn nit durch eine bejondere Ueſance feſtſteht“, 
nad) allgemeinen Auslegungsregeln Fein anderer anzuneh- 
men, al8 der der Claufel „Empfang erklärt“. Der Zus 
fa „die Waare falle wie fie wolle“ ift als ein müßiger 
zu nehmen, der nur deutlich Hervorhebt, was fich von 
jelbft verfteht, daß nemlich der Verkäufer nicht haften 
wolle für die durch Unterfuchung erkennbaren %ehler, 
welche es auch fein mögen. Wollte man die Elau- 
jel dahin verftehen, daß der Käufer die Waare ohne alle 
fpätere Rüge ganz fo nehmen müfje, wie fie num einmal 
beſchaffen fei, mit allen auch den verborgenften erft ſpä— 
ter zu entdedenden Fehlern, jo würde man fie auslegen, 
als lautete fie nur: ich verkaufe die Waare, fie falle wie 
fie wolle, und die Worte „Empfang erklärt“ als 
gänzlich bedeutungslos aufgeben. Da dies offenbar nicht 
geichehen darf, fo deutet auch die vollere Clauſel offenbar 
auf eine die Nechte des Käufers bejchränfende maaßge— 
bende Unterjuchung. 


14) Eine folhe fcheint nach der Neußerung im bremer Hans 
delöblatt a. a. D. ©. 7 zu fehlen. 
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8 275. 
Nihtempfangbarkeit. Mechte des Käufers. 

Kechte des Käufers, wenn die gelieferte Waare nicht 
empfangbar ift'. 

I. Wenn die gelieferte Waare nicht emipfangbar ift, 
jo ift empfangbare Waare nicht geliefert, alfo ift damals 
gar nicht geliefert und dadurch möglicherweife die red t- 
zeitige Lieferung verjäumt Wenn dies der Yall 
ift, fo Hat der Käufer außer dem Recht auf Erfag des 
dur die angebotene oder gejchehene Lieferung von nicht 
empfangbarer Waare ihm entjtandenen Schadens diefelben 
Rechte, welche er hat, wenn zu der richtigen Zeit überhaupt 
gar nicht geliefert if. Don diefen Rechten ift hier nicht 
die Rede. Es iſt alfo hier immer der Yall zu denken, 
daß der Käufer die wegen nicht rechtzeitig gefchehener Lie— 
ferung ihm wirklich zuftehenden Rechte nicht geltend 
machen will (fondern nur die wegen Nichtempfangs 
barfeit) oder daß ihm derartige Rechte nicht zuftehen, 
indem die Lieferung der nicht empfangbaren Waare vers 
frühet war und zwar fo, daß eine rechtzeitige Lieferung 
empfangbarer Waare hinterher nod möglich war. 

I. Der Käufer hat, wenn der Kauf ein Handels- 
gefhäft ift, gar Fein Recht wegen einer ſolchen Nicht— 
empfangbarfeit, welche erſt nad Ablauf von ſechs Mo— 
naten feit der Ablieferung an den Käufer entdedt 
worden ift. Danad) befteht eine gejegliche Garantiefrift, 
und es ijt alfo zu unterfcheiden zwiſchen einer nicht redht- 
zeitig und einer rechtzeitig entdedten Nichtempfangbarfeit. 
Jener Rechtsſatz ift aber nicht ein abjolut geltender, weder 


1) Auerbady in Buſch Archiv Bd 4. S. 201—226. 
2) HGB Art. 349 Satz 1. 
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dem Particularrecht noch dem Privatwillen gegenüber. 
1. Er gilt dort nicht, wo in Betreff einzelner Arten von 
Gegenſtänden eine kürzere Friſt durch Geſetz oder Han— 
delsgebrauch bereits (vor dem Reichshandelsgeſetz) beſtimmt 
iſt'. 2. Statthaft iſt die vertragsmäßige Feſtſetzung einer 
andern und zwar nicht nur einer kürzeren ſondern auch 
einer längeren‘ Garantiefrift‘, und demnach auch eine ver- 
tragsmäßige Verkürzung oder Verlängerung der gejeglichen 
Garantiefrift. Die fänmtlihen Beftimmungen gelten 
aber nicht im all eines dolus des Berfäufers”. 

II. Was die rechtzeitig entdedte, aljo verpflich- 
tende und berechtigende, Nichtempfangbarfeit betrifft, fo 
hat in Betreff der Frage, welche Rechte aus dem Grunde 
der Nichtempfangbarkeit der gelieferten Waare’ dem Käu— 
fer zuftehen, das HGB Feine Beftimmungen. Someit 
kommt aljo auc für Handelsgefchäfte das bisherige Recht 
zur Anwendung. Das gemeine Recht ift folgendes. 
Der Käufer pflegt wohl fofort die Waare zu remittiren 
oder zur Dispofition des Abjenders (Dispofitionsgut) zu 
ftellen. Es ift dies aber, wenngleich das letztere meistens 
ein Recht des Käufers ift, nicht, wie e8 Manche” ftellen, 

3) Art. 349 Abſatz 4. 

4) Beilpiel ROHG Bd 9. ©. 12—16. 

5) Art. 349 letzter Satz. 

6) Art. 350. Unter „Betrug“ ift der civilrechtliche dolus 
zu verſtehen. ROHG Entſch. Bd 4. ©.185. 186. Dal. eben: 
dal. Bd 2. ©. 102 und 191. 192. 

7) Ueber die Rechte, wenn ein Theil der Waare nicht 
empfangbar ift: Bid im Ard. f. d. WR Bd 8. ©. 21—111. 
129—172. 443. 444 und Bd 9. ©. 371—410. Dazu Gold: 
ſchmidt in feiner Zeitihr. Bd 3. S. 298—305. — Brud Bes 
weislaft S. 62—65. 


8) 3. B., freilich auf etwas ſchwankende Weife, Hommel 
ThHöl’s Handelsrecht. bte Aufl. Bb 1. Abth. 2. 2 
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eine Pflicht deffelben, um überhaupt den Kegreß zu mwah- 
ren. — Vielmehr fteht e8, was zunächſt den Anſpruch 
anlangt”, folgendermaaßen. Der Käufer darf nad) feiner 
Wahl a. die Waare zurüdgeben und den Preis einbehalten 
resp. zurüdfordern, alfo den vorigen Stand, als fei der 
Kauf gar nicht geweſen“, verlangen (die Waare aufſchie— 
Ben)”. Diefe redhibitio kann nad dem äbdilitifchen 
Edict jchlechtweg darauf gegründet werden, daß die Waare 
nicht empfangbar ift”. Sie ift im Uebrigen dadurch 
nicht ſchlechtweg ausgejchloffen, daß e8 dem Käufer un- 
möglich ift, die Waare zurüdgegeben; offenbar ift fie es 
dann nicht, wenn diefe Unmöglichkeit Folge der die Nichts 
entpfangbarfeit begründenden Umftände ift, welde z. B. 
den Untergang der Sache herbeigeführt haben’, und auch 
dann nicht, wenn die Verfügung des Käufers als eine 
bona fide consumtio erſcheint“. Er kann aber auch 
b. unter Einbehalten der Waare einen Abzug (Decort) 
am Kaufpreife verlangen, aestimatorio i. e. quanto mi- 
noris judicio”. Diejes ſchlechtweg geftattete aut redhi- 
bitorio aut aestimatorio judicio jegt aber voraus, 


rhapsodia quaestionum vol. 4. obs. 536 ©. 130—132. Xgl. 
darüber von Berg (unten Note 30) ©. 127. 128. 
9) Ueber das fofort vgl. unten $ 278. 

10) So auf ROHG Entih. Bd 3. ©. 101 Zeile 13. Ueber 
den Anſpruch des Käufers auf Erfat von Impenſen (7. B. Füt— 
terungstoften) vgl. ROHG ebendaf. S. 100. 101. 

11) L. 60. D. de Aedil. Ed. (21.1). 12) L.1.$81.D. eod. 

13) ROHG Entih. Bd 3. ©. 151. 152 (verendete Kuh). 

14) Wenn die Sache ohne Verjhulden des Empfängers nicht 
zurüdgegeben werden kann. Go ROHG Entid. Bd 10. 
S. 276—281. Die Stellen des römischen Rechts: S. 277. 

45) L. 18. pr. D. de Aedil, Ed. (21.1). Wegen mehrerer 
Fehler mehrfacher Decort. L. 32. $ 1. D. de eviction. (21. 2). 
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daß eine species gefauft ward; der Titel D. de Aedi- 
litio Edieto denkt durchweg eine folche, in diefer wird 
ſtets die gefaufte Sache geliefert trog der vorhandenen 
Mängel und der mangelnden verfprochenen Eigenschaften, 
das Nachholen einer veriragsmäßigen Lieferung ift hier 
alfo unmöglih "". Der Käufer einer species kann ftatt 


16) Daher wird die Zufage: dieſe Sade iſt fo befhaffen, 
oder: ift nicht jo beichaffen, für ein im Fall der Wahrheit über: 
flüffiges, im Fall der Unmwahrheit unmögliches Verſprechen, und 
dem Sinn nad für das Verſprechen erklärt: wenn fie ji ala 
falſch erweiſe, da3 Antereffe präftiren zu wollen L. 31. D. de 
evictionibus (21. 2). Ulpianus. Si ita quis stipulanti spon- 
deat „sanum esse, furem non esse, vispellionem non esse‘ et 
cetera, inutilis stipulatio quibusdam videtur, quia si quis est 
in hac causa, impossibile est quod promittitur, si non est, 
frustra est. Sed ego puto verius hanc stipulationem „furem 
non esse, vispellionem non esse, sanum esse‘ utilem esse: 
hoe enim continere, quod interest horum quid esse vel horum 
quid non esse. Sed et si cui horum fuerit adiectum „prae- 
stari“, multo magis valere stipulationem: alioquin stipulatio 
quae ab aedilibus proponitur inutilis erit, quod utique nemo 
sanus probabit. 

17) Die Frage, ob die ädilitifhen Klagen einen Specieöfauf 
vorausjegen, ift in den beiden Senaten des ROHG verſchieden 
beantwortet worden. Die Erkenntniffe des ROHG ftehen Entſch. 
Bd 4. ©. 181 (I. Senat: nicht beim Genuskauf). Bd 5. ©. 
252. 253 und ©. 399 (I. Senat: aud beim Genusfauf). 
Durch einen Plenarbeſchluß ift die Frage verneint, aljo ange: 
nommen, daß fie aud für den Genusfauf zuläffig find. Diefer 
Meinung ift auch Goldihmidt, welder an das Plenum Vortrag 
gehalten Hat. Zu vgl. ift die Abhandlung von Goldſchmidt 
in feiner Zeitfchrift Bd 19. ©. 98—122. In diefer Abhand— 
lung ift die in der vorigen Note angeführte L. 31. D. de evict. 
(21. 2) nicht gewürdigt worden. Nicht richtig iſt das Geite 112 
3. 24—31 Bemerkte; denn beim Genusfauf wird eine Species 
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der. ädilitifchen Rechtsmittel und neben denfelben auch bie 
actio empti anftellen. Mit diefer Klage Tann er bei 
mangelnder verfprochener Eigenschaft das volle Intereſſe, 
daß ihm nicht verfprochenermaaßen (3. B. nicht probemäs 
Big) geliefert iſt“, bei vorhandenen Fehlern, wenn der 
Berkäufer fie kannte, das volle Intereffe, daß die Waare 
nicht fehlerfrei iſt“, fordern. Diefes Erfüllungsinterefic 
fanı er aber nicht geltend machen, wenn er den vorigen 
Stand, als fei der Kauf gar nicht gewefen, verlangt”. 
Bei einem Verkauf in genere” aber ift die vertragss 
widrige Waare ein anderes Object als das gemwollte, 
conjentirte, gekaufte, uud es ift daher eine nachherige ver- 
tragsmäßige Lieferung denkbar. Das Recht des Käufers 
mittelft der actio empti bejchränft fich zunächſt darauf, 
die vertragsmäßige Vieferung zu verlangen”; er kann aber 
immer das Intereſſe, daß ihm zuvor eine nicht empfang- 
bare Waare geliefert worden ift, geltend mahen. Dem 
Intereffe des Käufers kann e8 nun entjprechen, daß er 
weder die gejchehene noch die nachherige Lieferung, oder 


zur gekauften Sade nicht wie beim Speciesfauf durch beiderſei— 
tigen Willen, jondern durd Willen des Berfäufers und Wiſſen 
des Käufers; beim Genusfauf kann daher die gemwollte Species 
vertragsmidrig fein, was beim Speciesfauf unmöglidy ift. 

18) Heife und Eropp Abhandlungen Bd 1. ©. 216. 217. 
Neuftetel und Zimmern römiſch rechtliche Unterfuhungen Bd 1. 
©. 183—189. 209—216. 

19) L. 13. pr. D. de act. empti (19. 1). 

20) Goldigmidt Nachtrag zu den Erörterungen über den 
Lucca = Piftoja : Actien : Streit (1861) S. 24—28. 

21) Ueber die Rechte des Käufer wegen Nichtempfangbar: 
feit beim Genusfauf: Römer in Goldſchmidt Zeitihr. Bd 19. 
©. 123—133. 

22) L. 11. pr. $ 1. 2. 3. D. de act. empti (19. 1). 
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daß er beide, ober daß er die eine ohne die andere hat. 
1. Daß er die nachherige Lieferung verlangt, bie gefche- 
hene aber zurüdweifet*. Diefem Wollen fteht, da e8 nur 
auf dem Berfprochenen beharrt, nichts entgegen. Daneben 
ift die Forderung begründet des Intereffes, daß zur rechten 
Zeit nicht die vertragsmäßige Lieferung fondern die an- 
dere geſchah, und, falls fie auch fpäter ausbleibt, daß fie 
überhaupt nicht gefhah. 2. Daß er die nachherige Liefe- 
rung zurüdmeifet und, indem er die empfangene Waare 
zur Dispofition des Verkäufers ftellt, den Kaufpreis ein- 
behält oder zurückfordert. Damit wird eine Rüdgängig- 
machung der ungehörigen Erfüllung beabſichtigt. Soweit 
der Käufer diefe offenfiv zu verfolgen Hat, fteht ihm uns 
zweifelhaft die actio empti zu”. Daneben fann er das 
Erfüllungsinterefje geltend machen, wenn er die nachherige 
Lieferung zurüdweifet. Diefe Zurüdmweifung fest aber 
Gründe voraus, weßhalb nunmehr den Käufer der Em— 
pfang empfangbarer Waare belaftet; das richterliche Erz 
mefjen hat zu mürdigen, ob fie vernünftig und nicht Chi— 
cane find”; als ein durchſchlagender Grund ift der Ab» 
lauf eines beredeten dies anzufehen”. 3. Daß er die nad» 
berige Lieferung zurückweiſet, die gefchehene aber ſoweit 
anerkennt, daß cr fie nicht rüdgängig macht, und das 
Intereffe, daß die Waare nicht contractmäßig ift, geltend 
macht”. Dahin gehört namentlich Decort am Kaufpreis”, 


23) ROHG Entih. Bd 6. ©. 268—271. 

24) L. 11. 8 3. D. de act. empti (19. 1). 

25) L. 135. 8 2. i. f. D. de V. O. (45. 1). 

26) Vol. unten $ 281. 

27) Beifpiel: Frankfurter Sammlung von Römer Bd 1. 
No XXXI. ©. 148—153. Ein aud dur den Gang der Ver: 
bandlungen intereffanter Fall. 
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a. Die ſoweitige Anerkennung der geſchehenen Leiſtung, 
das Behalten der empfangenen Waare dem Verkäufer ges 
genüber, flieht ihm als ein Recht zu. Ohne Zmeifel 
dann, wenn er über die Waare bereitS anderweitig fo 
disponirt hat, daß er wegen der Rechte Anderer an der: 
jelben nicht mehr willkürlich über fie Schalten faun, 3.2. 
fie verfauft hat; denn e8 gehört zu feinem Intereffe, daß 
feine Dispofition beftehen bleibt, oder auch es ift eine 
bona fide consumtio. Aber auch dann, wenn die Waare 
noch juriftifch unangetaftet bei ihm iſt, denn der Verkäu— 
fer, welcher die gehörige Lieferung durch eine andere furs 
rogirt, darf nicht felbft fein Factum anfechten“, e8 möchte 
denn die condicetio indebiti begründet fein. b. Die for 
mweitige Anerkennung der gejchehenen Lieferung giebt dem 
Käufer das Recht, die nachherige contractliche Lieferung 
zurüdzumeifen, denn da der Verkäufer anfangs jene ftatt 
diefer geltend machen wollte, jo muß er auch hinterher 
jene ftatt diefer anerfennen. c. Die fomweitige Anerfen- 
nung fteht dem Recht auf das Intereſſe, daß die Waare 
nicht vertragsmäßig ift, nicht entgegen; denn diefes Recht 
darf weder durch die Dispofition noch dur das reine 
Behalten als aufgegeben erachtet werden, weil aus ber 
Geltendmachung diefes Rechts der Verzicht auf jenes Necht 
nicht nothwendig folgt”. Es macht natürlich keinen Un- 


28) L. 13. 8 4. D. de act. empti (19. 1). 

29): Der vorftehenden Meinung unter a ftimmt im NRefultat 
bei Treitfchfe in Richters Jahrbüchern 1843 ©. 711. 

30) Auf die Frage: ob durch die Dispofition das Recht auf 
Decort am Kaufpreis aufgehoben werde, ift die Abhandlung von 
von Berg juriftiihe Beobachtungen und Rechtsfälle Bd 2. (Han: 
nover 1804) ©. 123 — 147 gerichtet, wo fie S. 128—131 
$ 8—10 verneint wird, ungefähr aus dem im Terte angegebe: 


en TT TTTT — 
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terſchied, ob der Käufer bei der Dispofition wußte oder 
nicht, daß die Waare nicht empfangbar ift, obgleich im 
lettern Wall der Verziht um fo weniger angenommen 
werden Tann. 4. Daß er die vertragsmäßige Lieferung 
nachverlangt, die gelieferte Waare aber einbehält und das 
Intereffe, daß die rechte Zeit für jene Lieferung verfäumt 
ift, geltend macht. Dieſes Einbehalten fteht der Forde— 
rung der vertragsmäßigen Lieferung dann nicht entgegen, 
wenn die Rückgabe der Waare ohne Zuthun des Käufers, 
oder zwar durch feinen freien Willen, wie etwa in Yolge 
der bereit gefchehenen Dispofition, aber ohne daß er das 
mals die Nichtempfangbarkfeit der Wanre kannte, unmög- 


nen Grunde und unter der Vorausſetzung, daß der Käufer „zur 
rechten Zeit die nöthigen Beweiſe von der Beichaffenheit der Waare 
fih verfchaffe”, mwodurd er denn eo ipso die Vermuthung einer 
unbedingten Billigung der Waare zerftöre. Der Grund, der nad) 
der Mittheilung bei von Berg a. a. D. ©. 128. 129 in der 
mir unbefannten Schrift von Lüderssen (diss. num mercator 
venditis mereibus actione quanti minoris adversus venditorem 
experiri possit. Helmst. 1801) durchzuherrſchen fcheint: es fei 
mit der Verfügung über das Eigenthum, wenn aud) nicht die Red— 
bibition, doch das Recht auf Schabloshaltung verträglich, ift nicht 
zureihend. Denn factifch verträglich, mas klar ift, bemeifet nichts; 
daß juriftifch verträglich, ift durch bloße die Behauptung nicht er— 
örtert. — Gegen die Meinung unſeres Tertes ift Treitſchke in 
Richters Jahrbüchern 1843 ©. 711: es fei ein neuer Kauf mit 
demfelben, alfo nicht einem geringeren Preis gefchloffen. Allein 
e3 fehlt an allem Grunde, ftatt des auf Erfüllung des gefchloffe- 
nen Raufes gerichteten Willens einen neuen Raufmwillen anzunehmen. 
Der Meinung im Tert ftimmt bei: Hamburger Sammlung Bd 1. 
©. 1097. 1098 (OAG zu Lübel). Einfluß der Dispofition 
auf den Gegenbeweis des Verkäufers: Hamburger Sammlung 
Bd 1. S. 1098. 1099. Bol. noch unten 8 280. Bol. au 

oben Note 10. 
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lich geworden ift; denn dem urfprünglichen Necht auf die 
gehörige Lieferung Tann die unverfchuldete Unmöglichkeit, 
die Waare zurüdzugeben, nicht nachteilig werden; wohl 
aber dann, wenn e8 auf dem ungebundenen Willen des 
Käufers, weil ihm beide Lieferungen zufagen, beruht, denn 
der Käufer hat zunächſt nur das Recht auf eine Liefes 
rung, und daher fteht fein bloßer Wille den Verlangen des 
Berfäufers, daß es bei nur einer bewende, nicht entgegen. 


8 276. 
Verjährung der Klagen und Einreden wegen Nidhtempfangbarfeit. 


Das HGB Hat in Betreff folder Kaufgefchäfte, 
welche Handelsgefchäfte im Sinn des HGB find, Be 
ftimmungen in Betreff der Verjährung im Artikel 349 
und 350‘. L Wegen einer rechtzeitig entdedten Nichtem⸗ 
pfangbarfeit kann der Käufer fein Recht, wenn es übers 
haupt befteht (e8 Fönnte ihm 3. B. aus dem Grunde 
mangelnder rechtzeitiger Anzeige fehlen), geltend machen 
vermittelft einer Klage oder einer Einrede. 1. Die 
Klage verjährt im ſechs Monaten nad) der Ablieferung 
der Waare an den Käufer. Die BVBerjährungsfrift ift 
feine Fürzere, wenn durch Vertrag eine fürzere Garantie 
frift als die gefetzliche befteht; fie erhält aber, wenn durch 
Vertrag eine längere Garantiefrift befleht, die Dauer 
diefer Frift. 2. Was die Geltendmahung vermittelft 
einer Einrede betrifft, fo beftimmt das HGB darüber 
nur für den Fall, daß die dur das HGB feftgeftellte 


1) Nah einer andern Meinung beftimmt der Art. 349 nur 
von Diflancegefhäften (Ueberjendungsgeihäften). Diefer Meinung 
ift auch das ROHG Entid. Bd 4, ©. 184. Bd 10. ©. 337. 
349. Bd 11. ©. 46. Pol. unten Note 6. 

2) Art. 349 Abſatz 2. 
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Anzeigepflicht befteht, alfo nur für den Yall, daß der 
Kauf ein Meberfendungsgefchäft iſt.. Im diefem Wall 
foll, wenn die Abſendung der Anzeige rechtzeitig gejchehen 
ift, die Geltendmahung des Rechtes des Käufers vermit- 
telft Einrede auf Feine Zeitdauer befchränft fein‘. Dabei 
iſt beftimmt, daß, damit die Abjendung der Anzeige eine 
rechtzeitige fei, e8 nicht genügt, daß fie eine fofortige ift, 
fondern erforderlich ift: daß fie innerhalb jehs Monaten 
nad der Ablieferung an den Käufer gefchehen ift’. Im 
dem für das Ueberſendungsgeſchäft ausgejprochenen Sat 
ift auch für das Abholungsgefchäft der Sat zu finden, 
daß die micht erlofchenen Einreden perpetuirliche find”. 
I. Dieſe Beftimmungen find aber nicht abfolut geltende, 
weder dem Particularrecht noch dem Privatwillen gegen: 
über. 1. Sie gelten dort nicht, wo in Betreff einzelner 
Arten von Gegenftänden eine Fürzere Berjährungssrift durch 
Geſetz oder Handelsgebrauch bereits (vor dem Reichshan⸗ 


3) Für den Fall, daß der Kauf ein Platzgeſchäft ift, enthält 
da3 HGB keine Beftimmungen und bleibt mithin nad Art. 1 
des HGB fomweit das bisherige Recht gültig. 

4) Art. 349 Abjah 3 Sab 2. 

5) Art. 349 Abſatz 3 Sab 1. Diefe Beitimmung wird alfo 
nur für den Fall bedeutend, daß die Nichtempfangbarkeit 
jo kurz vor Ablauf der ſechs Monate entdedt worden ift, daß 
eine nad Ablauf der ſechs Monate gemachte Anzeige eine ſofor— 
tige iſt. 

6) Denn der Gedanke des Abſatz 3 ift folgender. Die nicht 
erloihenen Einreden bleiben beſtehen. Die Einreden find 
erlojhen, wenn die überhaupt erforderlihe Anzeige nicht in fol: 
gender Weife erfolgt ift: Abjendung ſofort, aber jedenfalls inner: 
balb ſechs Monaten. Iſt fie in diefer Weife erfolgt, fo find die 
Einreden nicht erlofhen und bleiben alfo beftehen. — Es ift da: 
ber nicht zuzugeben, daß aus Abſatz 3 der Schluß gezogen wer: 
den darf, daß der ganze allgemein redende Art. 349 nur von 
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delsgefetbuch) beſtimmt it”. 2. Arch kann die Anwendung 
derjelben durch Bertrag ausgefchloffen und zwar nicht nur 
eine Fürzere fondern auch eine längere Verjährungsfrift vers 
einbart werden’. 3. Die fänmtlichen Beftimmungen gel- 
ten aber nicht im Fall eines dolus des DVerfäufers”. 


Ss 277. 
Zurücdweifung und Empfangnahme. Feſtſtellung der Beſchaffenheit. 


Rechte und Verbindlichkeiten des Käufers, wenn ihm 
die Waare zur Empfangnahme vorliegt und er fie bean- 
ftandet d. h. nicht empfangbar findet, und wenn er fie 
empfangen hat, find durch dag HGB beftimmt für dem 
Tall, daß der Kauf ein Handelsgefchäft und überdies ein 
Ueberſendungsgeſchäft ift, nicht aber fiir die übrigen Fälle, 
für welche daher das bisherige Recht zur Anmendung 
fommt. Sie betreffen die Zurücdwetfung und Empfang- 
nahme der Waare, die Unterfuhung ihrer Bejchaffenheit, 
die Anzeige der Nichtempfangbarkeit, die Feſtſtellung der 
Beichaffenheit. 


Diftancegefchäften (Ueberfendungsgefhäften) zu verftehen fei. Die: 
fen Schluß zieht von Hahn Commentar Bd 2. ©. 256 (troß jeiner 
Bemerkungen auf ©. 257 813); er will aber eine analoge An: 
wendung der betreffenden Beitimmungen auf Platgefhäfte (Abho⸗ 
lungsgeſchäfte). Allein analoge Anwendung ift Anwendung nad 
dem Willen des Geſetzes. Wenn aber behauptet wird, daß das 
Geſetz nur für Diftancegefhäfte beftimmen wolle, fo kann nicht 
daneben behauptet werden, daß e3 aud für Plabgefchäfte beftim: 
men wolle. 

7) Art. 349 Abſatz 4. 

8) Art. 349 Abſatz 5. 

9) Art. 350. Unter „Betrug“ ift der civilrechtliche dolus 
zu verſtehen. ROHG Entih. Bd 4. ©. 185. 186. Bol. eben: 
dafelbft Bd 2. ©. 102 und 191. 192, 
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J. In Betreff der Zurücweifung und Empfangnahme 
und der Feftftellung der Befchaffenheit hat für den Fall, 
daß der Kauf em Handelsgefhäft und zwar ein 
UVeberfendungsgefchäft ift, dag HGB in Artikel 348 
beftimmt. Die Beftimmungen find folgende. 1. Bers 
wahrung'. Der Käufer darf die überfendete Waare nicht 
zurüdweifen, auch nicht wenn fie offenfichtlich nicht ems 
pfangbar ift; er ift verpflichtet fie zu empfangen und einft- 
weilen felber fie aufzubewahren oder für die einftweilige 
Aufbewahrung derfelben durch andere geeignete Perfonen 
zu forgen?”. Er darf fie alfo auch nicht fofort (ohne zu— 
vorige Anzeige und erhaltene Antwort) zurüdjenden, was 
auch oft ausdrüdlich bevorwortet wird’. Wenn er fie zu— 
rüdmweifet, fo ift er nicht bloß mit der Empfangnahme in 
Berzug, fondern auch, mas für den Fall der Nichtem- 
pfangbarfeit bedeutend wird, mit der Aufbewahrung. 
„Einftweilen” heißt: bis dahin daß er von feiner Verbind- _ 
Tichkeit befreit wird durch neue Thatfachen‘. Er hat über: 
haupt fo zu verfahren, wie der Verkäufer felbft verfahren 
würde, wenn er gegenwärtig wäre”. Daher hat er aud) 


1) Gareis das Stellen zur Dispofition S. 141—150. 

2) Art. 348 Sab 1. Der Sinn ift: der Käufer ift, wenn 
die Waare ihm überfendet ift, troßdem, daß er fie beanftandet, 
verpflichtet für die einftweilige Aufbewahrung zu forgen. Diefer 
Satz enthält eine Ausnahme von der Beitimmung des Art. 346, 
wonach der Käufer nur die empfangbare Waare empfangen muß, 
alfo die nicht empfangbare zurückweiſen darf. 

3) „Retourwaaren werden ohne vorherige Genehmigung nicht 
angenommen.” ROHG Entih. Bd 6. ©. 77. 78. 

4) 3.8. der Verkäufer oder ein Bevollmächtigter erbietet ſich 
zur Zurücknahme der Waare, oder der etwaige Rechtäftreit ift erledigt. 

5) ROHG Entih. Bd 6. ©. 107. 108. Bol. Bd 2. ©, 
326—330. 
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nicht nur das Recht, in eigenem Intereffe, fondern aud) 
die Verpflichtung, im Intereffe des Verkäufers (und ift 
er legitimirt), die Waare, wenn fie dem Verderben aus 
gefetst und Gefahr im Verzuge ift, zu verlaufen; die 
Waare muß aber öffentlich verkauft werden, fie möchte 
denn einen Börfenpreis oder Marktpreis haben, in wel 
hem Fall fie auch nichtöffentlich zum laufenden Preife 
durch beftimmte Mittelsperfonen (einen Handelsmakler 
oder, in Ermangelung eines ſolchen, einen zu Verſteige— 
rungen befugten Beamten) verkauft werben darf‘. 2. Feſt— 
ftellung der Beichaffenheit”. Der Käufer hat das Recht 
und, wenn in Folge feiner Anzeige von der Nichtempfang- 
barfeit der Berfäufer e8 verlangt, die Berpflidhtung, 
den Zuftand der Waare durch ein fchriftliches oder zu 
Protocolf erjtattetes Gutachten von gerichtlich zu ernen- 
nenden® Sachverständigen feftftellen zu laſſen'. 

I. Für die Fälle, daß der Kauf zwar ein Handels- 
gefchäft aber ein Abholungsgefchäft ift und daß er fein 
Handelsgefchäft 3. B. ein Handwerfsverfauf ift, enthält 
das HGB Feine Beſtimmungen. Soweit kommt alfo 
da8 bisherige Recht in Anwendung. 1. Wenn der Kauf 
ein Abholungsgefhäft ift, er fei Handelsgefchäft 
oder nicht, fo darf der Käufer die Waare, wenn er fie 


6) Art. 348 letzter Satz. Diefer Sat fpriht nur von dem 
Recht des Käufers und feiner Legitimation (jo „kann“ der 
Käufer). Die Verpflichtung zu verkaufen ift in der Verpflichtung 
für die Aufbewahrung zu forgen enthalten, welche nur ein Aus: 
drud für die allgemeinere Verpflihtung ift, das Intereffe des Ber: 
käufers wahrzunehmen. 

7) von Hahn Kommentar S. 245—249. Gareis a. a. O. 
S. 135—141. 

8) von Duhn im Neuen Archiv für HR Bd 4. ©. 464—482. 

9) Art. 348 Abfab 2. 3. 4. 
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mit Recht beanſtandet d. h. nicht empfangbar findet, zu— 
rückweiſen, und es iſt des Verkäufers, da er gegenwärtig 
iſt, Angelegenheit, für die angebotene aber nicht empfan— 
gene Waare und den Beweis ihrer Beſchaffenheit, ſoweit 
er ihm obliegen kann, zu ſorgen. 2. Wenn der Kauf 
ein Ueberſendungsgeſchäft aber kein Handels— 
geſchäft iſt, ſo iſt nach dem bisherigen Recht der Käu— 
fer ebenſo verpflichtet wie nah dem HGB, nemlich die 
Waare, trogdem daß fie nicht empfangbar ift, an fich zu 
nehmen und für ihre Erhaltung und für den Beweis 
ihrer Befchaffenheit zu forgen und überhaupt fo zu vers 
fahren, wie der Verkäufer jelbjt verfahren würde, wenn 
er gegenwärtig wäre; jedoch wenn ein Beauftragter des 
Berkäufers oder ein Vertrauen verdienender negotiorum 
gestor defjelben ſich erbietet, diefe Sorge zu übernehmen, 
fo darf und muß der Käufer diefen Perfonen die Waare 
übergeben und darf er die Sorge für den Beweis unter- 
laffen ”. 


10) In diefem Sinn Hat ſich (1826) das OAG d. v. fr. St. D. 
ausgeſprochen. „Ward dagegen die Waare von auswärts her be= 
ftellt, fo ift der Käufer verpflichtet, fie vorläufig bei ſich aufzu— 
nehmen, für ihre Erhaltung zu forgen und die Mängel, wegen 
welcher er die Annahme meigert, zu conjtatiren; es iſt dies Folge 
davon, daß bei Verjendung in die Fremde der auswärtige Em— 
pfänger, will er die Waare nicht unbedingt anerfennen einſtwei— 
len dasjenige wahrnehmen muß, was der gegenwärtige Verkäufer 
felbft wahrnehmen würde. Diefe Grundſätze, auf der Nothwen— 
digkeit berubend (für fie ift ein auf Treu und Glauben gegrün— 
detes Herfommen, und ohne fie würde ein Handel in die Fremde 
kaum beftehen können), find aber nur dann anzumenden, wenn an 
dem Ankunftsort Niemand vorhanden ift, dem der Beſteller die 
Wahrnehmung des Intereffes des Abjenders mit Vertrauen über: 
laffen kann und der fi dem zu unterziehen bereit ijt; findet ſich 
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278. 
Unterfuhung der Waare = Anzeige der Nihtempfangbarfeit. 

Was die Pflicht des Käufers zur Unterfuhung 
der Waare! und zur Anzeige der Nichtempfangbarkeit 
betrifft, fo ift zu unterjcheiden. 

I. Für den Fall, daß der Kauf ein Handelsge 
Ihäft und zwar ein Meberfendungsgefhäft (Di. 
ftancegefchäft) ift, hat das HGB Beltimmungen in Art. 
347° und 350°. Diefelben gelten nicht minder auch‘ 
vom Kauf auf Probe und vom Kauf nah’ Probe. Den 
Käufer trifft die Beweislaſt“ in Betreff der gehörigen, 
insbefondere vechtzeitigen Anzeige und dafür maaßgebenden 


dagegen ein ſolcher Dritter, fei es zufolge Auftrages des Abfen- 
derö oder al3 negotiorum gestor, fo kann der Empfänger um 
jo ſicherer ihm die erwähnte Sorge überlaffen, als er ſelbſt, im— 
mer intereffirt, Teicht den Vorwurf der Sorglofigfeit zu befürdten 
bat, dann ceffirt die erwähnte Verbindlichkeit des Empfängers und 
e3 bleibt daher aud die Beweislaft den allgemeinen Grundfägen 
gemäß beim Verkäufer“. (Vgl. Thöl ausgew. Entſch. Nr 68, 
auch Nr 70 ©. 80. 81.) Ueber den Sinn dieſer letzten Worte 
vgl. unten $ 279 Note 2, Gegen das vorhin behauptete Her: 
fommen erklärt ſich Brindmann HR $ 68 Note 15 mit Berus 
fung auf feine Erfahrung. 

1) Das Wort Waare in Art. 347 bedeutet Gegenftand des 
Kaufe. Unrichtig nimmt das ROHG Entſch. Bd 1. ©. 149 
das Wort in einem engern (in weldem?) Sinn, und will daber 
den Art. 347 nicht auf den Kauf einer Mafchine beziehen. 

2) Der Art. 347 leidet Leine Anwendung auf einen Specu: 
Tationdverein. Dies ift erörtert vom ROHG Entid. Bd 4. ©. 
335—341. 

3) von Hahn Kommentar Bd 2, ©. 228 — 230. Gareid 
das Stellen zur Dispofition S. 102—116. 117—135. 

4) Art. 347 letzter Satz. 

5) ROHG Entf. Bd 14. ©. 287—289. 

6) Sp au ROHGG Entſch. Bd 8. ©. 335. 336, 
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Unterfuhung, wie fie rechtzeitig gefchehen ift oder eine 
rechtzeitige gewejen wäre; denn daß unterſucht worden ift, 
braucht nicht bewiefen zu werden‘, 1. Der Käufer hat 
wegen einer ſolchen Nichtempfangbarkeit, welche erfenn- 
bar ift, wenn er ohne Verzug nach der Ablieferung‘ die 
Waare unterfucht, fomweit dies nad dem ordnungsmä- 
Bigen Gefhäftsgange’” thunlich ift, nur dann 
Rechte, wenn er von der Nichtempfangbarkeit dem Ver— 
fäufer fofort Anzeige macht“. Er wird alfo die Unters 
fuhung vornehmen, damit er die Anzeige machen Fan. 
Er entbehrt der Rechte, nicht weil er die Unterfuchung 
verfäumt Hat, fondern weil er die Anzeige einer erfenns 
baren Nichtempfangbarfeit verfäunt hat. 2. Wegen einer 
andern Nichtempfangbarkeit Hat der Käufer nur dann 
Rechte, wenn er ohne Berzug nad) der Entdeckung der- 
jelben dem Berfäufer die Anzeige von derjelben macht”. 
3. E8 genügt, damit der Käufer die Rechte wegen Nichts 
empfangbarfeit habe, die rechtzeitige Abfendung der 
Anzeige”. Diefer Umftand gehört zur Begründung des 
Einwandes der Nichtempfangbarkeit“. Der Inhalt der 
Anzeige muß ausreichend fpeciell fein”. A. Der Käufer, 
welcher die rechtzeitige Abfendung der Anzeige verſäumt 
bat, ſoll behandelt werden, als ob er in Betreff der nicht 

7). Bgl. unten den Tert nad Note 11. 

8) Bol. oben 269 Note 23. 

9) Gareis das Stellen zur Dispojition S.61—63. 109—114. 

10) Bol. unten den Anhang. 

11) Art. 347 Abfaß 1. 2. 12) Art. 347 Abſatz 3, 

13) Bol. aud Art. 349 Abſatz 3. 

14) ROHG Entſch. Bd 7. ©. 308-311. 

15) ROHG Entſch. Bd 2. ©. 337. 338. Bd 5. ©. 262. 
263. 3 6. ©. 165. 166. Bd 7. © 41 Nr 3. Bd 10. ©, 
269— 272. 
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angezeigten fehlenden Empfangbarkeit die Erklärung der 
Empfangbarkeit abgegeben habe“. Es ſoll ſoweit eine 
Billigung der Waare fingirt werden. 5. Alle dieſe 
Beſtimmungen gelten nicht zu Gunſten des Verkäufers 
im Fall feines dolus“. 6. Durch alle dieſe Beſtimmun— 
gen hat das HGB aber noch feineswegs das Inftitut des 
mercantilifchen Empfanges”. 7. Auch ift in ihnen nicht 
enthalten die Verpflichtung des Käufers zu einer Anzeige 
der Empfangbarkeit“ oder zu einer Anzeige des Inhaltes, 
welches von den durch die Nichtempfangbarfeit begründeten 
Rechten er geltend zu machen Willens fei”. Zu einer 
Anzeige leßterer Art ift er aber dann verpflichtet, wenn 
er geltend macht, daß die rechtzeitige Lieferung empfang- 
barer Waare verfäumt ift”. 

I. Für die Fälle, daß der Kauf zwar ein Handels- 
geihäft aber ein Platzgeſchäft und daß er Fein Handels— 
geſchäft z. B. ein Handwerfsverfauf ift, enthält das HGB 
feine Beftimmungen. Soweit fommt alfo das bisherige 
Recht in Anwendung. Dieſes ift alfo anzuwenden, wenn 
der Kauf ein Abholungsgeſchäft Glatzgeſchäft) ift, 
er fei Handelsgefchäft oder nit, und wenn der Kauf 
ein Ueberſendungsgeſchäft (Diftancegefchäft) aber 
fein Handelsgefhäft if. Das gemeine Recht ift 
folgendes”. Man behauptet wohl: der Kaufmann müſſe 

16) Art. 347 Abſatz 2. 3. 

17) Art. 350. Unter „Betrug“ ift der civilrechtliche dolus 
zu verftehen. ROHG Entih. Bd 2. ©. 102. ©. 191. 192. 

18) Bol. unten $ 280 Tert nad Note 17. 

19) Vgl. unten Tert nad Note 31. 

20) Bgl. unten Tert vor und nad Note 32. 

21) Bol. oben $ 275 Nr I. 

22) Vgl. aud Motive S. 318—322 zu Art. 347—351 
des Entwurfs für Württemberg. 
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die Waare fofort nad) dem Empfang unterfuchen und ſich 
über die Annahme erklären”, fein Schweigen nad dem 
Empfang müſſe als unbedingte Billigung der Waare gel 
ten. Dies ift auch unter der von Manchen aufgeftellten 
Regel gemeint: der Verkäufer hafte nicht mehr, wenn die 
Waare die Wagfchale paffirt habe, d. h. dem Sinn nad) 
wenn fie zugemwogen, zugemefjen, zugezählt worden, womit 
denn der Moment des Empfanges der Waare gemeint 
ift”, obgleich der Ießtere Feineswegs nothwendig in dem 
Zumägen u. f. m. liegt. BParticularrechte freilich ſchließen 
die Gemwährleiftung des Verkäufers aus, fobald der Käufer 
die Waare empfangen oder an fich (in feine Gewere, aufs 
Lager) genommen Hat”. Nah gemeinen Recht fehlt 
e8 aber dafür an allen Gründen. Die Befihtigung 


23) Pöhls HR S. 166: der Käufer müſſe förderfamft, fo: 
gleich nach geichehener Vergleihung, die Erklärung abgeben. Ben: 
der engered HR ©.200.201 giebt feinen Satz: fofort befichtigen 
und binnen 48 Stunden die Erklärung, nur für fehr heiljam. 

24) So Büſch und Ebeling Handlungsbibliothet Bd 1. ©. 266 
(vgl. dazu Heife und Cropp Abhandl. Bd 1. ©. 164. Note 3). 
Büſch Darfiellung Bd 1. ©. 261. 262. Pöhls HR ©. 180. 

25) Ueber das lübiſche und Hamburger Statut vgl. Heife 
und Cropp Abhandl. Bd 1. Nr 11. ©. 163—186; über die 
bamburger Praxis dad Arhiv für HR Bd 2. ©. 551 
und Rechtsfälle Bd 12. S. 125 — 131. Dazu das erwähnte 
Arhiv Bd 2, Nr 31. ©. 574 — 588 jtellenweife. Vgl. aud) 
Rechtsfälle Theil 3. Heft 2 Nr IH und Heft 4 Nr IV. Die 
Pflicht fofortiger Unterfuhung und Anzeige wird als nürnber: 
ger Handelögebraud; bezeugt in Nürmberger Sammlung nürnb. 
HRGewohnheiten S. 14—21. ine vierzehntägige Frift ift ala 
Handelögebraudy zu St. bezeugt von den Vorftehern des Handels= 
ftandes zu St. Diefe Mittheilung in Seuffert Archiv Bd 4. 
Nr 78 ©. 138 würde ohne Verſchweigung des Namens werth: 


voller fein. 
Thöl's Handeldreht. Hte Aufl. Bb 1. Abth. 2. 22 
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und Unterfuhung kann oft gar nicht vom Käufer vor- 
genommen werden, ohne daß er gute Gelegenheit des Wei- 
terverfaufes verfäumt oder der Waare fchadet oder ſich 
unnöthige Laft und Koften macht; und daher läßt der 
Käufer die Waare oft gleich, nachdem er fie empfangen, 
und auch ohne das direct in die weitere Hand gehen, und 
fo geht fie ununterfucht, oft in der urfprünglichen Padung, 
durch mehrere Hände”. Ohne fpecielles Gefeg ift kein 
Grund vorhanden, den Käufer, welcher zu der Gemwandt- 
heit und Redlichleit des Verkäufers das Vertrauen hegt, 
daß die Waare empfangbar fei, mit der wenn auch nod) 
fo Leicht thunlichen Unterfudung, ob fie e8 fei, zu bela- 
ſten“, und e8 darf daher die Nichtempfangbarfeit derfel- 
ben als ein fpäter entdedter Heimlicher Mangel der Liefe— 
rung auch noch fpäter gerügt werden. Die fofortige (jo- 
fort nad erlangtem Willen) Anzeige an den Verkäufer, 
daß die Waare nicht empfangbar fei, ift auch gemeinrecht- 


26) Das Alles kommt, wenn der Art. 347 anzuwenden ift, 
nah dem ROHG Entſch. Bd 2. ©. 335—337 (MWaizen) nicht 
in Betradt. 

27) Bgl. au L. 40. pr. D. de contrah. empt. (18. 1). 
So auh OAG zu Dresden (Seuffert Ardiv Bd 2. Nr 22) 
und? OAG zu Kiel (Seuffert Arhiv Bd 5. Nr 121 sub 1). 
Wenn die Pflicht der fofortigen (jofort nah Empfang) Unter: 
ſuchung fo ganz allgemein behauptet wird, fo ift ein fo präci— 
firter nicht weiter limitirter Rechtsſatz fo widerſinnig, daß er 
feine Unmöglichkeit in fih trägt. Und menn behauptet wird: 
„dem Käufer könne die fofortige Unterfuhung der Waare wohl 
unter Umftänden unbequem fein, allein niemals Schaden bringen“, 
fo ift das unbegreiflih kurzſichtig. Vgl. nody Goldſchmidt Zeit: 
fhrift Bd 4.6. 437—443, 455. Das von Lürmann im Neuen 
Archiv für HR Bd 2. ©. 164—186 behauptete Gewohnheitsrecht 
ift durch feine Abhandlung nicht beiwiefen worden. 
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(ih eine Pflicht des Käufers”, aber nur unter dem Rechts— 
nachtheil, daß er, wenn er nicht anzeigt, dem Verkäufer 
für das Interefje haftet und jedenfalls den Beweis ber 
Nichtempfangbarkeit zu führen hat. Ein anderer Rechts- 
nachtheil iſt weder billig noch wird er fich durch einen 
Rechtsſatz beweiſen laſſen. Seinen durch die Nichtem- 
pfangbarkeit begründeten Rechten iſt dadurch, daß er nicht 
anzeigt, nichts vergeben. Selbſt das Wiſſen der Nicht: 
empfangbarfeit beim Empfang ohne Anzeige und Prote- 
ftation ſchließt feinen Rechtsanfprudy an und für fich nicht 
aus”, fondern nur dann wenn begleitende Umftände un- 
abmeislich einen Verzicht herausftellen. Nach einer an- 
dern Anficht hat der Käufer die Pflicht der Anzeige und 
jelbft die Unterfuhung innerhalb angemefjener Zeit, und 
zwar unter dem Rechtsnachtheil daß er, wenn er nicht an- 
zeigt, als genehmigend gilt; alfo foll wegen verfäumter 
Anzeige die Fiction der Genehmigung eintreten”,  Keis 

28) Diefe Pflicht der jofortigen Anzeige ift jo fehr in der 
Billigkeit begründet, daß es nicht ſchwer fein wird, für ein Ge— 
wohnheitsrecht die äußern Zeugniffe in ausreichender Anzahl bei⸗ 
zubringen. Material dazu: Geuffert Ardiv Bd 4. Nr 23 ©. 
47 (OAG zu Lübel). Bd 2. Nr 169 ©. 220. 222. 223 
(DAG zu Dresden). Bd 6. Nr 27 S. 40 (DAG zu Münden). 
Bluhme Encyelopädie $ 540. Nürnberger Sammlung nürnb. HR 
Gewohnheiten S. 14. 15. 16. 18. 20. 21. Brindmann HR 
874 Note19. 20. — So die 3. und 4. Auflage des vorliegenden 
Werkes. Nunmehr find für diefes Gewohnheitsrecht die im der 
Note 31 erwähnten Zeugniffe entjcheidend, aus melden ſich die in 
der Billigkeit begründete Anzeigepflicht allerdings, aber nicht mehr 
ergiebt. 

29) Die für das Gegentheil bei Heerwart im Archiv für civ. 
Praris Bd 7. ©. 359 Note 50 angeführten Stellen haben ein 
Wiſſen der Fehler beim Abſchluß des Kaufes im Auge. 

30) Diefe Anfiht hat das ROHG Entih. Bd 9. ©. 52, 

—— 
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nenfalls aber ift er verpflichtet zu einer Anzeige in Bes 
treff der Empfaugbarfeit, und daher ift in der Anzeige, 
daß die Waare in beftimmten Beziehungen nicht empfang- 
bar fei, nicht auch eine Anzeige, daß fie e8 in andern 
jet, oder gar irgend ein Verzicht zu finden. Ebenſowenig 
ift er verpflichtet zu einer Anzeige des Inhalts, welches 
von den durch die Nichtempfangbarkeit für ihn begründe- 
ten Rechten er geltend zu machen Willens fer”; für diefe 
Willensbeftimmung darf er die jpäteren Umftände abwars 
ten und hat er nur für die Geltendmachung des zuftän 
digen Anfpruches auf die Einhaltung der nach Art defjel- 


53, aber aus unzureihenden Gründen. Die Natur des Handels: 
verfehr3 und die bona fides und das nterefie des Verkäufers, 
bald Gewißheit zu erhalten ob das Gefhäft in Ordnung jei, 
rechtfertigen nicht die Fiction einer Genehmigung, zufolge welcher 
der Käufer eine nicht empfangbare Sade ebenjo theuer wie die 
gekaufte Waare, aljo möglicherweife um ein Vielfaches ihres Wer: 
thes bezahlen muß, was doch nicht als Intereſſe des Verkäu— 
ferd fondern als Strafe des Käufers fi herausſtellt. Durd 
Fälle, in melden die Differenz geringfügig ift, gelangt man leicht 
zur Annahme des Rechtsſatzes einer zu fingirenden Genehmigung. 

31) Für diefe Anfiht macht Goldfhmidt Lucca = Piftoja » Acz 
tien : Streit (1859) S. 30 einen gewohnheitsrechtlichen Grundſatz 
geltend unter Anführung von zwanzig Citaten. Sechs davon find 
die oben in Note 28 angeführten. Allein diefe Zeugniffe find 
nicht Zeugniffe für den Sag, daß diefe unter Umjtänden als ein 
ſchreiendes Unrecht erjcheinende Strafe des Käufers (Fiction der 
Genehmigung) und Bereiherung des Verkäufers für durchaus recht 
und billig zu halten jei. 

32) Die Pfliht fogar diefer Anzeige behauptet Brindmann 
HRS 74 Note 20, mo verjdiedene Fragen durd einander ges 
worfen werden, hat aber dafür Feinen andern Grund, als das, 
freilich unbeftreitbare, Intereſſe des Verkäufer an einer ſolchen 
Anzeige. 
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ben verfchiedenen Berjährungszeit zu achten”; er ift alfo 
nicht verpflichtet, die Waare zur Verfügung des Verkäu— 
fers zu ftellen “. 


8 279. 
Beweislaſt im Fall beftrittener Empfangbarkeit. 


Das HGB hat für den Fall, daß der Käufer die 
Waare wegen Nichtempfangbarfeit beanftandet d. h. für 
nicht empfangbar erklärt, in Betreff der Beweislaft 
feine Beftimmungen; c8 kommt mithin nad) Art. 1 des 
HGB ſoweit das bisherige Recht in Anwendung. — Das 
gemeine Recht ift folgendes'. Es ift nicht zu unterjchei- 
den zwischen Abholungsgefchäft und Heberfendungsgefchäft”; 


33) So auch das ROHG Entſch. Bd5. ©. 253.309. 6.206.207. 
34) DOG zu Wolfenbüttel in Goldfhmidt Ztſchr. Bd 17. 
S. 274. 275. 

1) Keller Noch etwas über die exceptiones non impleti und 
non rite adimpleti contractus im Jahrb. des gem. d. Rechts 
Bd 4. ©. 337—371. Kräwel im Ardiv PWR Bd 8. ©. 
415—430 und dazu, obgleih nur das preußiſche Recht bejpres 
hend, Koch ebenda. Bd 9. S. 172—179. Leffe im Central⸗ 
Organ für HNN. F. Bd 1. S. 215. 220. Krämel ebendaf. Bd 
©. 3283—330. Römer in Goldfhmidt Zeitichr. Bd 19. ©. 134 
—140. Vornemlich ift zu beachten Adalbert Bruck die Beweis: 
laſt Hinfichtlih der Beſchaffenheit des Kaufgegenftandes (Berlin 
1874); der Verfaffer Hat das Nefultat feiner Unterſuchung zu— 
fammengefaßt (S. 102. 113) in dem Princip: „Der Beweis 
der vertragämäßigen oder gefetlichen Beichaffenheit des Kaufge— 
genjtandes Tiegt ftet3 dem Verkäufer ob, fobald es ſich um die 
Erfüllung aus dem SKaufvertrage handelt und Käufer die Ans 
nahme verweigert hat; in allen übrigen Fällen dagegen dem Käu— 
fer der Beweis der vertragswidrigen Beichaffenheit, e3 mag fi 
handeln a. um die Erfüllung und Käufer den Raufgegenftand ans 
genommen haben, oder b. um die Folgen der Nichterfüllung“. 

2) Diefe Unterfheidung iſt für die Beweislaft nicht erheblich, 
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wohl aber zwifchen Genuskauf und Speciesfauf. 1. Bei 
einem Berfauf in genere muß der Hagende Berfäufer 
beweifen, daß die verfprochenen Eigenfchaften vorhanden 
find“, denn der Käufer ſchützt die Einrede* vor, daß er, 
da der Verkäufer feinem BVerfprechen nicht nachgefommen 
jei, noch die Gegenteiftung zu fordern Habe, und braucht 
nur das DBerjprechen‘, nicht auch daß der Verkäufer daf- 
jelbe nicht erfüllt habe, daß die Gegenforderung nicht ge- 
tilgt ſei, zu beweiſen“s. Anders wenn der Verkäufer der 


wie Bruck Beweislaft S. 108. 109 richtig bemerkt. Aber fie 
kann für diefelbe indirect bedeutend werden (vgl. den Schluß 
dieſes $) und die war auch nur der freilich, mißzuverftehende 
Sinn der vorigen Auflage $ 85. 

3) Sp aud ROHG Entſch. Bd 8. S. 221 -225. 

4) Es liegt eine wahre Einrede vor. Vgl. Heerwart im 
Arch. für civ. Prar. Bd 7. ©.335—347. Der factifche Grund 
der Einrede iſt jpeciell und beftimmt anzugeben. Heerwart a.a. O. 
©. 348 lit. e. 

5) Dies muß er unzweifelhaft beweifen. Hamburger Samm- 
lung Bd 2. ©. 556—561 (Xegyptifche Berlemutterfchaalen. Ori: 
ginal= Waare). 

6) Heerwart a. a. O. ©. 349.361. Daher liegt beim Verkauf 
nad; Probe dem Verkäufer der Beweis der probemäßigen Lieferung 
ob. Heife und Eropp Abhandl. Bd 1. ©. 213. OAG zu 
Dresden (Seuffert Ardiv Bd1. Nr337). Eidesantrag, und 
zwar gerichtet auf die Nichtempfangbarkeit (nicht auf das Nicht: 
wiffen der Empfangbarkeit), ift ftatthaft. OT zu Berlin (Seuf— 
fert Ardiv Bd 5. Nr 154 ©. 191—193). 

7) Eonerete Gründe können die Beweislaſt der Käufers bes 
gründen. 1. In der Sache K. c. G. hatte der verflagte Käufer 
eine ausdrüdliche Garantie darüber verlangt, daß die an ihn ab: 
gefandte Waare von durchaus erfter Qualität fei, und, als der 
Berfäufer hierauf auf fein Ehrenwort verſicherte, daß dieſelbe 
wirklich weißes Glas von erfter Qualität fei, erwiedert: diefe ihm 
gegebene Berfiherung genüge ihm. Das OAG der vier fr. Otädte 
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Verklagte ift, indem der Käufer den bereits bezahlten Kauf- 
preis ganz oder theilweife zurüdfordert. Die Klage 
gründet fi dann auf die Nichtempfangbarfeit? der Waare 
und, je nachdem die Zahlung nach oder vor der Lieferung 
erfolgt ift, auf des Käufers Irrthum, daß die bereits ge- 
lieferte Waare empfangbar fei, oder auf feine Voraus: 
fegung, daß die fpäter gelieferte Waare empfangbar fein 
werde. Es muß aber der Kläger bei der condictio in- 
debiti den Beweis des indebitum und bei der condictio 
e. d. c. n. 8. den Beweis der causa non secuta führen. 
Der Irrthum braucht nicht befonders bewiefen zu werden, 
ebenfowenig wie die Vorausfegung, weil fie Hier aus den 
Umftänden ſich ergeben". Bei vorhandenen Fehlern muß 


nahm an: darin liege die beftimmte Erklärung, daß der Bellagte 
fi Tediglih auf die Nechtlichkeit des Klägers verlaffen und we— 
gen der Güte der Waare, ingleihen wegen der Erfüllung der Zus 
fage feinen weiteren Beweis verlangen wolle, und daraus folge 
denn von jelbft, daß, nachdem er dem Kläger einmal dieſes Ver— 
trauen gejchenft, die nähere Unterfuhung der Waare unterlaffen 
und jelbft zum Theil weiter darüber disponirt habe, nunmehr er 
bemweijen müffe, daß er in diefem feinem Vertrauen getäufcht worden 
fei und ſtatt untadelhafter der Zufage gemäßen Waare vielmehr 
ſchlechtes und mit Mängeln behaftetes Glas empfangen babe. 
(Vgl. Thöl ausgew. Entſcheidungsgründe S. 75—83.) 2. Ein 
anderer Fall: Hamburger Sammlung Bd 1. ©. 1102. 110% 

8) Und, veriteht fich, nad; Lage des Falles zurückfordern darf, 
alfo die Klage nicht abzumweifen ift, alſo die Frage nach der Bes 
mweislaft überhaupt entftehen kann. Dies gegen Brud Beweislaſt 
©. 111. 112 Note 15. 16. 

9) Vgl. Brud Beweislaft S. 96—101. 

10) Die proceffualifhe Lage ift alfo entfheidend. Dies ift 
erörtert und beiwiefen in den Entjcheidungsgründen des DAG d. 
v. fr. St. D. zu mehreren Saden. Vgl. 1. Rechtsfälle Theil 3. 
Heft 4. NrV &,78—80. 2. Bremer Sammlung Bd 2. Heft. 
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der Käufer, er ſei Kläger oder Verklagter, die behaupte: 
ten Fehler beweifen, denn er gründet feinen Anfpruch auf 
etwas außer dem Verfprechen des Verkäufers Liegendes, 
nämlich auf das Dafein eines ſchlechthin von Rechtswe— 
gen denfelben verpflichtenden Fehlers. 2. Beim Verkauf 
einer species" würde der Verkäufer gegen den Eins 
wand, daß die Waare nicht der Zufage entjprechend oder 


©. 219—223 (abgedrudt aud) in der bremer Auswahl handels⸗ 
rechtl. Streitfälle Heft 1. ©. 61—66; und aud in Geuffert 
Archiv Bd 2. Nr26 ©. 28. 29. Nr37 ©. 40. 41). 3. Ham 
burger Samml. Bd 1. ©. 1091. 1093. 1102. 1103. 1105. 
Auch das Hamburger Handelsgeriht ift diefer Anfiht (a. a. O. 
©. 1091). — Die andere Anfiht, daß die procefjualifche Lage 
nicht entjcheide, jondern der Verfäufer aud ald Verflagter 
zu bemweifen babe (die Empfangbarkeit), ift vertheidigt, aber mit 
unhaltbaren Gründen, 1. in den NRedtsfällen a. a. D. ©. 85— 
90. 2. in der Bremer Auswahl S. 49—53 (bremer Handels: 
geriht), S. 53—61 (bremer Obergeriht). 3. von Brindmann 
HR 8 68 Note 16. Hier ift in der langen Note doch nicht 
gründlich eingegangen. 4. Diefer andern Anſicht ift auch das 
ROHG Entih. Bd 7. ©. 236 (hier ift auch citirt Bd 2. ©. 
179. Bd 4. ©. 340. 341. Bd 6. ©. 272). Vol. auch Brud 
Bemweislaft ©. 110. 111. 

11) Heerwart a. a. D. ©. 362. Man könnte einwenden: 
e3 iſt ſtillſchweigend zugeſagt, daß die zu Liefernde Waare feh— 
lerfrei fein folle, und der Verfäufer muß demnach, um darzuthun 
daß er der Zuſage entjprechend erfüllt habe, beweifen, daß er ge: 
funde Waare lieferte, und alfo den Beweis jpeciell auf die Abwe—⸗ 
fenbeit der gerügten Fehler richten; umd wie kann e3 für die Be: 
weislaſt einen Unterſchied machen, ob der VBerfäufer befonderz ver: 
ſprach, im Allgemeinen oder mit Bezug auf gezählte Fehler, daß 
die Waare fehlerfrei fein werde, oder ob ſolche beſondere Zufage 
fehlt. Diefer Einwand, der erjten Auflage, ift mehrfach unrichtig. 

12) Bgl. Heerwart a. a. D. ©. 357— 361. Anders als der 
obige Tert Bruck Beweislaft S. 75—77. 81. 82. 
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daß fie mit Fehlern behaftet und dag alſo die Erfüllung 
nicht gehörig gefchehen fei fondern noch zu gefchehen Habe, 
fi) darauf berufen: er habe die gefaufte species geliefert 
und eine andere Erfüllung des Vertrages fei unmöglich. 
Der Käufer hat alfo nicht die Möglichkeit, die Erfüllung 
zu verlangen, wo er nur die Verbindlichkeit des Gegners 
nachzuweisen brauchte, fondern er fordert Preisminderung 
oder Aufhebung oder Entfchädigung, und diefe Forderung 
entfpringt entweder aus dem Umftand, daß die Waare 
einen Fehler Hat, oder aus dem Umftand, daß die aus 
drückliche oder ftillfhmweigende Bedingung für die Haftungs- 
verbindlichfeit des Verkäufers: wenn die Waare die Bes 
Ichaffenheit nicht habe’, eingetreten if. Den einen ober 
andern Umftand, als feinen Anſpruch begründend, muß ber 
Käufer beweisen". — Der Beweis, daß die Waare em— 
pfangbar gewejen oder daß fie nicht empfangbar gewefen, 
ift auf die Zeit vor dem Moment zu richten, von wel—⸗ 
hem an die Gefahr auf den Käufer übergeht", alfo wenn 
die Gefahr der ganzen Reife den Käufer trifft, auf die 
Zeit vor der Abfendung der Waare. 

Die Beweislaft Tann dadurch eine andere werden, 
daß der Käufer feiner Verpflichtung, die Beichaffenheit der 
Waare feftftellen zu laffen, nicht genügt hat; er hat fos 
dann dem PVerfäufer das Intereffe zu präftiren, und diefes 
fann darin beftehen, daß die Beweislaft nunmehr den Käufer 
trifft ”; danach beftimmt fich auch, wie weit fie ihn trifft. 


13) Bol. oben $ 275 Note 16. 

14) In Betreff vorhandener Fehler ift Mar L. 4.D. de probat. 
(22. 3). L. 3. C. de aedil. action. (4. 58). Vgl. auch Brud 
Beweislaſt S. I96—101. 110. — 

15) Darauf deuten auch klar die Stellen der vorigen Note. 

16) ROHS Entſch. Bd 9. S. 27—30. Vol. oben 8 260 
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8 280. 
Biligung der Waare. Mercantilifher Empfang. 


Billigung der Waare!. Die Waare wird ge 
dacht als der vom Verkäufer zur Erfüllung des Ber- 
faufes beftimmte individuelle Gegenftand® Diefer Tann 
zum Zweck diefer Erfüllung nur erft angeboten oder ſchon 
übergeben und empfangen’ fein. Die Berpflichtung 
des Käufers zur vollftändigen Erklärung über die Em— 
pfangbarkeit, alfo dahin ob und wieweit die Waare 
nicht empfangbar und ob und wieweit fie cmpfangbar 
jet, beſteht gemeinrechtlich nicht‘, nur particnlarrechtlich”. 
Sie ift aber nicht felten vereinbart. Die Billigung 
der Waare ift die vom Käufer abgegebene Erflärung 
der Empfangbarkeit. Im diefer Erklärung liegt 


Note 14. 15. Neues Archiv für HR von Voigt Bd 4. 
©. 78. 79. 

1) Soweit enthält da3 HGB Feine Beltimmungen. Das 
HGB hat aud nicht das Inftitut des mercantilifden Em: 
pfanges, von welchem in diefem $ am Schluß die Rede ift. 
Wo daffelbe particularrechtlich befteht, ift e3 durch das HGB nit 
aufgehoben. 

2) Der zur Erfüllung des Verkaufes beftimmte Gegenftand 
muß als folder von allen übrigen Gegenjtänden körperlich unter: 
heidbar fein, alfo eine species fein. Ohne Beziehung auf eine 
species wäre die Erklärung über die Empfangbarkeit finnlos, ift 
fie undenkbar. Durch die Erklärung, daß er den, alſo jeglichen, 
vom DVerkäufer erft zu bejtimmenden Gegenftand gutheißen molle, 
würde der Käufer den Kauf aufgeben. 

3) Ueber diefen Fall vgl. mit Prüfung Brud Beweislaſt 
©. 88—94, 

4) Gemeinrechtlich befteht nur eine Verpflichtung zur Anzeige 
der Nichtempfangbarkeit. Val. oben $ 278. 

5) Hieher der mercantiliihe Empfang. Dal. den Schluß 
diejes 8. 


— 
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ftets ein Verzicht im Betreff der Bemweislaft, 
und infofern wird fie dem Verkäufer auch für den Fall 
bedeutend, dag die Waare empfangbar if. Die Ers 
Härung des Käufers, daß die Waare empfangbar fei, 
überhebt den Verkäufer des Beweifes, daß fie empfangbar 
ſei. Will und darf der Käufer dennoch Hinterher die 
Nichtempfangbarkeit geltend machen, fo trifft ihn jeden- 
falls die Beweislaft. — In der Billigung der Waare 
kann ferner liegen ein Verzicht des Käufers auf die 
für ihm durch die Nihtempfangbarkeit begründeten 
Rechte. Er kann die Waare billigen nad vorgängiger 
oder ohne vorgängige Unterfuhung ihrer Empfangbarkeit, 
und mit oder ohne Erwähnung daß fie unterfucht oder 
daß fie nicht unterfucht worden fei. Erfter Fall. Wenn 
er die Waare billigt, die Empfangbarkeit erklärt, mit Ers 
wähnung daß fie unterfucht worden ſei“, jo darf die mit 
diefem Zufat abgegebene Erklärung nur dahin ausgelegt 
werden, daß er fie fomweit, als ihre Bejchaffenheit durch 
die Unterfuhung Herausgeftellt ei, für empfangbar er- 
Häre. Hieraus folgt: a. Soweit er fie vermittelft der 
Unterfuhnng als nichtempfangbar erfannt hat, Tiegt in 
der Erklärung ein Verzicht auf feine Rechte wegen diejer 
erkannten Nichtempfangbarkeit. Diefer fteht die nicht er- 
kannte aber erkennbare Nichtempfangbarfeit gleih, und 
zwar ift e8 die levis culpa, welche dem Käufer präjudicirt”. 


6) Diefe Erwähnung liegt ſchon in dem Ausdrud: die Maare 
ift empfangbar; noch deutlier in dem Ausdrud: ijt empfangbar 
befunden. 

7) Anders al3 in dem Fall des $ 273 Note 36, denn dort 
ift er vor dem Kauf, alfo als Kaufluftiger zur Unterfuchung ver: 
pflichtet; während er bier durch den Kauf, alſo als Käufer ver: 
pflichtet ift. Der Käufer hat omnem diligentiam zu präftiren, 
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b. Soweit vermittelft der Unterfuhung die Befchaffen- 
beit noch gar nicht erfennbar mar, Tiegt gar feine Er- 
Härung, weder über die Empfangbarfeit noch über bie 
Nichtempfangbarkeit, vor. Mithin ift durch die Erklärung 
der Empfangbarfeit, die Billigung, feinen Rechten wegen 
der ſpäter fich herausſtellenden Nichtempfangbarfeit nichts 
vergeben. c. Soweit die Unterfuchung die Empfangbars 
feit ergeben hat, liegt in der Erflärung der Empfangbar- 
feit an ſich nichts weiter, als die Anzeige der Thatſache, 
daß die Waare unterfucht und empfangbar gefunden fei, 
alfo daß er Feine Nechte habe; nicht aber die Erflärung, 
daß die Waare jedenfalls als empfangbar gelten folfe, 
mithin auch für den Fall, daß fie vermittelft einer genane- 
ren als der pflichtmäßigen Unterfuchung als nicht empfange 
bar befunden werden follte, alfo nicht der Verzicht, daß 
er feine Nechte haben wolle‘. Seinen Rechten wegen 
diefer fpäter entdeckten Nichtempfangbarkeit ift nichts ver- 
geben. — Zweiter Fall. Wenn der Käufer die Waare 
billigt, die Empfangbarfeit erflärt, mit Erwähnung daß 
fie nicht unterfucht worden fei, fo liegt chon in den Worten, 
daß er fie ohne Unterfuchung als empfangbar gelten laj- 
jen, fie unbefehen gutheißen wolle. Er fpricht einen Ver— 
zicht aus auf feine Rechte wegen etwaiger Nichtempfang- 
barkeit. Diefer Verzicht darf aber nur dahin ausgelegt 
werben, daß er diejenige Nichtempfangbarfeit nicht rügen 
wolle, welche bei ftattgehabter Unterfuchung fich herausge— 


8) Dies wird nur in dem Fall bedeutend, daß die Erflärung 
der Empfangbarfeit fpeciell, d. 6. in Betreff einer bejtimmten 
Beichaffenheit abgegeben worden ift. Denn eine allgemein gehaltene 
Erklärung ift auf diejenige Beichaffenheit, welche nur durch eine 
ferupulöfe, d. h. eine genauere als die pflihtmäßige, Unterfuhung 
fi herausſtellen Tann, gar nicht zu erjtreden. 
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ftellt Haben würde. Denn er verzichtet dann nur auf die 
Unterfuhung und will die unterfuchte Waare als uns 
terfucht und nur folgeweife als empfangbar gelten laſſen, 
nicht aber will er fie, als wolle er fie nie unterfuchen, 
als eine durchweg emipfangbare gelten laffen. Im einer 
jolden Billigung liegt in Feiner Beziehung eine Erflä- 
rung über die wirkliche Bejchaffenheit der Waare. — Drit— 
ter Fall. Wenn der Käufer die Waare billigt, die 
Empfangbarfeit erflärt, ohne alle Erwähnung ob unter- 
juht worden jei oder nicht, fo ift zu unterjcheiden. 
2. Wenn umnterfucht worden ift und der Verkäufer weiß 
dies, fo ift e8 wie im erjten Fall. Denn er kann nicht 
umhin anzunehmen, daß der Käufer nur auf Grund der 
Unterfuhung billigen wolle. b. Wenn nicht unterfucht 
worden ift und der Verkäufer weiß dies, fo ift e8 wie 
im zweiten Sal. Denn er kann nicht umhin anzuneh- 
men, daß der Käufer nur auf die Unterfuhung verzich- 
ten wolle. c. Wenn der Berfäufer nicht weiß, ob unters 
ſucht worden ift oder nicht, jo iſt er nicht berechtigt, die 
Billigung günftiger für fi aufzufafen, als fie in jedem 
der beiden Fälle, deren einer vorgelegen haben muß, zu 
verftehen if. Mithin ift fie nicht fo auszulegen, daß 
der Käufer die Waare in aller möglichen Beziehung als 
empfangbar gelten laſſen wolle, möge fie noch jo fehr 
unempfangbar fein. Ein folcher Berzicht muß fo deut» 
ih, daß er gar feinem Zweifel unterliegt, ausgefprochen 
fein. Bielmehr ift in der zweidentigen Erflärung zus 
nächſt nur das ausgefprochen, was in beiden Fällen über- 
einftimmend if. Mithin ein Berziht nur wegen derje- 
nigen Nichtempfangbarfeit, welche eine fo ſorgſame Un- 
terfuhung, wie fie pflichtmäßig ift, ergiebt. Darüber 
hinaus ift aber immer das wirkliche Verhältniß für die 
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beiderfeitigen echte beftimmend, weil der Käufer feine 
Erklärung ſtets auf Grundlage und daher in dem Sinn 
des wirklichen Berhältnifjes giebt. Wer auf diejes be- 
fondere Rechte gründen will, muß e8 beweifen’. — Au % 
zufcheidende Fälle Weder eine Billigung der Waare, 
eine Erklärung der Empfangbarkeit, noch überhaupt eine 
Erklärung über die Empfangbarfeit, Liegt an fi in fol- 
genden Umständen, feien fie einzeln oder gar ſämmtlich 
vorhanden: daß der Käufer die Waare 1. empfangen 
d. h. den Beſitz entgegengenommen, 2. abgenommen, 3. bes 
zahlt, 4. fignirt”, 5. verzollt“, 6. nicht unterfucht ”, 
7. nicht angezeigt ” (die Nichtempfangbarkeit), 8. unters 
fucht aber nicht angezeigt “, 9. über die Waare gleichviel 
in welcher Weife verfügt hat”, 3. B. einen Theil derjel- 
ben” oder auch die ganze Waare als Probe verfandt Hat. 

Mercantilifher (faufmännifher) Empfang". 


9) Mithin muß der Verkäufer beweifen, wenn er behauptet, 
daß der Käufer darüber hinaus die Nichtempfangbarfeit gewußt 
babe, in Folge einer weiter gehenden ſerupulöſen Unterſuchung; 
und muß der Käufer beweifen, wenn er behauptet, daß feiner 
fpeciellen (vgl. die vorige Note 8) Billigung eine wirkliche Un: 
terfuhung unterliege, aber eine, wenn gleich pflihtmäßig genaue, 
doch, wie ſich hinterher gezeigt, zur Entdeckung der Nidhtempfang: 
barfeit nicht ausreichend genaue, mithin feine Erklärung auf einem 
entihuldbaren Irrthum berube. 

10) Wenn aud; mit dem eigenen faufmännifchen Zeichen, ge: 
ſchweige einer bloßen Gewichtsmarke, 3. B. „90 Kilogramme“. 
Hamburger Samml. Bd 1. ©. 1095. 1096 (auch in Seuffert 
Archiv Bd 3. Nr 25). 

11) Seuffert Archiv Bd 5, Nr 121 sub 2. 

12) 13) 14) Bgl. oben $ 278. 

15) Vgl. oben $ 275 Note 30. 

16) Hamburger Sammlung Bd 1. S. 1096. 

417) Billigung der Waare und mercantilifher Empfang ift 
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Der mercantiliihe Empfang ift ein Befigempfang, 
in welhem eine Billigung der Waare (die Ers 
Härung der Empfangbarkeit) Tiegt. Die Billigung ift 
dann und aus dem Grunde in demfelben enthalten, wenn 
und weil die Waare nicht als unempfangbar zurückgewie— 
jen worden ift, fie wird fingirt. Die Fiction diefer Bil— 
figung beruht auf der dem Käufer gewordenen Möglich— 
feit der Unterfuhung und obliegenden Pflicht der Unter- 
fuhung und geht dahin, daß, wenn er wirklich unterfucht 
und nichts rügt, er fo gilt, als ob er die Waare billige, 
und wenn er nicht wirklich unterfucht, er fo gilt, als habe 
er wirklich unterfucht, und, wie von ſelber folgt, da er 
nun nichts rügen kann, als habe er gebilligt. Das In— 


nicht gleichbedeutend. Dem letztern ift aber die Billigung weſent⸗ 
lich, außerdem der Befigempfang und die Möglichkeit der Unter: 
fuhung, nicht die wirflihe Unterfuhung. Ob die Waare wirflid) 
unterſucht und empfangbar befunden worden oder ununterjucht 
al3 empfangbar angenommen worden ift, ijt gleichgültig, genug 
daß fie für empfangbar durch den Befitempfang erklärt worden 
iſt. Die Billigung der Waare für fi allein wird nie mercanti« 
liiher Empfang genannt, obgleid man mit dem Ausdrud gerade 
die Billigung betonen will. Die mwirflihe Unterfuhung vor dem 
Befibempfang ift der regelmäßige Fall. Der Ausdrud: die Waare 
ift mercantilifch empfangen, bezeichnet alfo in der Regel, daf fie 
unterſucht und gebilligt und empfangen fei, richtiger: unterjucht 
und durd Empfang gebilligt fei, jelten nur, daß fie (ununterfucht) 
gebilligt und empfangen fei, richtiger: (ununterfucht) durd Em: 
pfang gebilligt jei. Die Billigung muß aber immer in dem Fae— 
tum des Befitempfanges enthalten fein. Uebrigens gehört die 
Glaufel „Empfang erklärt” dem mercantiliihen Empfang gar nicht 
an, denn bei ihr bedeutet Empfang nicht Befibempfang (vgl. oben 
8 274). Zum Unterfchied von dem mercantilifhen Empfang 
nennt man den Befigempfang für fi allein wohl den einfaden 
Empfang. 


» — — 
“ 
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ftitut befteht demnach in einer fingirten Billigung auf 
Grund der wirklichen oder fingirten Unterfuhung. Der 
mercantiliiche Empfang ift ein nur particularrechtliches 
Inftitut”. Außerdem kann e8 contractlich fetgeftellt fein, 
daß in dem Befigempfang ohne Proteftation eine Billi- 
gung der Waare liegen folle. Dem mercantilifchen Empfang 
fann eine anderweitige Billigung vorausgehen und aud) 
nachfolgen, fo daß eine, wiederholte Erflärung der Em— 
pfangbarkeit dem Käufer entgegenfteht. 


Ss 281. 
Verzug de3 Verkäufers, des Käufers. Zirgefhäft. 

In Betreff derjenigen Kaufgefchäfte, welche Handels: 
geiäfte im Sinn des HGB find, Hat dag HGB Be 
ftimmungen für den Fall, daß die Erfüllung nicht rechts 
zeitig gefchieht‘. Im Betreff der übrigen Kaufgefchäfte, 
namentlich der Handwerfsverfäufe, kommt das bisherige 
Recht zur Anwendung. Es ift zu unterfcheiden, ob in 
Betreff der Lieferung pünftliche Einhaltung eines bejtimm- 
ten Zeitpunftes gewollt ift oder nit. Für den erften 
Hall ift der Ausdrud Firgeſchäft gebräuchlich. 

J. Das Firgefhäft.e Der Fall ift, daß pünktliche 
Einhaltung einer bejtimmten Zeit der Lieferung * gewollt 


18) Vgl. oben $ 278 Note 25. 

1) In den Artikeln 354—359. 

2) Das HGB unterfheidet die Zeit zu welcher, und die Frift 
binnen welcher geliefert werden fol. Wir werden für beide Fälle 
den einen Ausdrud: die Zeit der Lieferung gebrauden. In 
beiden Fällen ift immer der Eintritt eines Zeitpunftes entſchei— 
dend. Entweder ijt die Lieferung auf einen Zeitpunkt, in welchem 
fie volftändig geihehen kann (nemlich, was vorkommt, auf eine 
Minute oder gar einen Glockenſchlag) vereinbart, oder es ift ein 
Zeitpunkt (Ende einer Stunde, eines Tages) infofern entjcheidend, 


Pu 7 2 
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iſt. Entfcheidend ift immer ein Zeitpunkt. Er kann ver- 
einbart fein dur DVereinbarung einer Minute, einer 
Stunde, eine® Tages’ oder irgend eines andern Zeitrau- 
mes. Die BVerhältniffe, insbefondere die Art der Waare, 
fönnen darauf Hinweifen, daß die pünktliche Einhaltung 
der beftimmten Zeit nicht im Willen‘ oder daß fie im 
Willen der Contrahenten lag. Gewollte Pünktlichkeit, alfo 
ein Firgeſchäft, ift anzunehmen, nicht nur wenn der Yie- 
ferungszeit noch die Beſtimmung „fir“ oder „präciſe“ 
oder „prompt“ oder „genau“ oder „ſpäteſtens“' ober 
„unbedingt“ oder eine gleichbedeutende beigefügt ift, fons 
dern auch wenn der beftimmten Zeit ein folcher Zufag 
nicht beigefügt, zumal wenn ein beftimmter Glodenfchlag 
vereinbart ift. Ein Firgefchäft liegt demnach vor, wenn 
vereinbart ift, daß geliefert werde: bis ſpäteſtens Ende 
Auguſt“; mindeftens Ende Yebruar’; in nächſter Woche 
(7. bis 13. Auguft)*; in den Monaten April, Mai, Juni’; 
bis ultimo September”; per 31. December", Es ift 


daß nad deffen Eintritt die Lieferung vollſtändig geichehen fein 
ſoll oder fofort beginnen fol. 

3) Ueber Tag und Geſchäftszeit: Seuffert Arhiv Bd 1. Nr 
204 ©. 213. 214 (DAG zu Lübeck). 

4) L. 24. 8 4. D. locati (19. 2). VBgl. Michelfen Ober: 
bof zu Lübeck Nr 150. Geuffert Arhiv Bd 4. Nr 108. 109, 
110. 111. 

5) Auswahl handelsr. GStreitfälle Heft 1. ©. 68. 72—78, 
85—88. 

6) Anders ROHG Entih. Bd 7. ©. 386. 

7) Anders ROHG Entſch. Bd 9. ©. 407. 

8) Anders ROHG Entih. Bd 9. ©. 83. 

9) Anders ROHG Entſch. Bd 7. ©. 261. 

10) Anders ROHG Entſch. Bd 6. ©. 19. 


11) So auch ROHG Entid. Bd 16. ©. 291. 292, aber 
Thol's Handeldreht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 23 
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bei folchen Klaren Worten nicht erforderlich, daß die ernit- 
ih gewollte Pünktlichkeit noch überdies aus bejondern 
Umftänden des Falles erhelle”. Wenn man einen Pie 
ferungsſchein als indofjabeln Berpflichtungsjchein nad 
Art. 301 denkt, fo ift entjchieden die Frage, ob ein Fir 
gefchäft vorliegt, Iediglich aus deſſen Wortlaut zu beants 
worten. Wenn nun Pünktlichkeit als gewollt anzunehmen 
ift, fo ift die auf die bejtimmte Zeit vereinbarte Erfüllung 
nad) Ablauf diefer Zeit unmöglich, aljo die ſpätere Er- 
füllung eine andere als die vereinbarte. Die Lieferungs- 
zeit wird zu einer wefentlichen Eigenjchaft der Leiflung ”. 

B. Das Firgefhäft nad dem HGB. 

1. Der Berfäufer ift mit der Uebergabe der Waare 
im Verzuge. Dann Hat der Käufer drei Rechte zur 
Wahl“. 1. Das Recht auf Hinterherige Erfüllung (richt— 
iger: Lieferung) und Schadenserfag wegen verfpäteter Er- 
füllung“. 2. Das Recht auf das Erfüllungsintereffe”. 
Wenn der Käufer das Erfüllungsintereffe fordert, jo Tann 
er in dem Yall, daß die Waare einen Marktpreis (Bör- 
fenpreis) hat, ftets die Preisdifferenz (die Differenz zwi— 


aus dem umrichtigen Grunde, daß die Abſicht des Kaufes nicht 
Dermögensanlage jondern Speculation ſei, mas aus der Tangen 
Zwifchenzeit von 11 Monaten zwiſchen Abſchlußtag und Lieferungs- 
tag geſchloſſen wird. Allein abgejehen von der nicht zu bejtrei= 
tenden Möglichkeit der Vermögensanlage und mander andern 
Zwecke, jo kommt auf diefe innern Motive durchaus nichts an. 

12) Anders das ROHG Entſch. Bd 7. ©. 386 und an andern 
Stellen. 

13) Sp ROHG Entſch. Bd 9. ©, 409, wo auch frühere 
Entſcheidungen angeführt find. 

14) Art. 355. 357. 15) Art. 355. 

16) Art. 355 „statt der Erfüllung Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung”. 
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chen dem Kaufpreis und dem Marktpreis zur vereinbarten 
Lieferungszeit am geſetzlichen oder vereinbarten Pieferungs- 
ort) fordern, ift aber nicht darauf beſchränkt, fondern darf 
überdies einen ermweislich höhern Schaden geltend machen ”. 
Die Iegtere Beftimmung tritt der Ausnugung des Kauf- 
vertrages, als fei er ein reines Differensgefchäft, entgegen. 
3. Das Recht auf Nichtigkeitserflärung des Vertrages". 
Alles gilt fodann als ohne Rechtsgrund gegeben und ver- 
ſprochen. — Dieſe drei Rechte hat der Käufer ſofort nach 
Ablauf der Lieferungszeit zur Wahl; er ift nicht ver- 
pflichtet, dem Verkäufer noch erjt eine Nachfriſt zu ge- 
währen, damit diefer die Lieferung nachholen könne“. 
In der Ausübung des Wahlrechts aber findet eine Be- 
Ihränfung Statt: Das Recht auf hinterherige Erfüllung 
kann der mwahlberechtigte Käufer nicht anders geltend ma— 
hen, als wenn er die Wahl diefes Rechts dem Verkäufer 
unverzüglich nad) Ablauf der Lieferungszeit angezeigt hat”. 
Der Verkäufer foll alfo vorausfegen dürfen, daß diejes 
Recht nicht werde ausgeübt werden, weil die Hinterherige 
Erfüllung nicht die wirkliche, vereinbarte, gewollte, ift. 
Der Anzeige diefer Wahl fteht natürlich nicht gleich eine, 
bevor die Stichzeit verlaufen ift, gefchehene Aufforderung 
zu liefern (oder zu empfangen”); auch nicht eine vorgän- 
gige einfeitige Erwiederung auf eine einfeitige Erklärung, 
nicht liefern oder nicht zahlen zu können oder zu wollen”, 


17) Art. 357 Abſatz 3. 
18) Art. 355 „oder von dem Vertrage abgehen will, gleid, 
al3 ob derfelbe nicht geichloffen wäre”. 
19) Art. 357 erfter Satz. 
20) Art. 357 Abſatz 1 Sak 3. 
21) So auch ROHG Entih. Bd 5. ©. 173. 
22) Anders ROHG Entſch. Bd 13. ©. 136—138. 
23» 
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Anders wirft eine vorgängige Vereinbarung, welche das 
Wahlrecht befchränft oder gar das Firgefchäft umwan— 
delt. — Mebrigens darf der Käufer den Verzug des 
Berfäufers auf deſſen Koften durch eine öffentliche Ur- 
kunde (Proteft) feftjtellen laſſen“. 

II. Der Käufer ift mit der Zahlung des Kaufpreifes 
in Verzug und die Waare noch nicht übergeben”. Dann 
ift der Käufer immer zugleich mit der Empfangnahme der 
Waare in Berzug, denn es liegt an ihm, daß diefe aus- 
bleibt. Dann hat der Verkäufer drei Rechte zur Wahl”, 
1. Das Recht auf Hinterherige Erfüllung (Zahlung ges 
gen Lieferung) und Schadenserfag wegen verfpäteter Er- 
füllung”. 2. Das Recht der BVerfaufsfelbfthülfe nebft 
dem Recht auf Schadenserfag”. "Die Verkaufsſelbſthülfe 
ift durch diefelben Rechtsſätze beſtimmt, wie überhaupt in 
dem Fall daß der Käufer mit der Empfangnahme der 
Waare im Berzug ift”. Sie ift in nicht ausreichender 
Weife geftattet worden”. 3. Das Recht auf Nichtig- 


23) Art. 358. ROHG Entſch. Bd 16. ©. 293. 

24) Wenn die Waare übergeben ift, wenn auch durch consti- 
tutum possessorium alſo in der Detention des Verfäufers geblies 
ben ift, fo ift der Art. 354 unanwendbar. 

25) Art. 354. 357. 

26) Art. 354. 

27) Art. 354 „ob er ftatt der Erfüllung die Waare unter 
Beobachtung der Beitimmungen des Artifel3 343. für Rechnung 
des Käufers verkaufen und Schadenserſatz fordern... . will“. 

23) Art. 343 Abſatz 2. 3. Art. 354. 357 Abſatz 1 Satz 2. 

29) Denn von der Negel, daß nur nad) vorgängiger An: 
drobung verkauft werden darf und daß der Verkauf öffent: 
Lich geſchehen fol und, wenn die Waare einen Marktpreis (Bör: 
jenpreis) hat, nicht Öffentlih zum Taufenden Preiſe durd 
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feitserflärung des Vertrages“. — Diefe drei Rechte hat 
der Verkäufer fofort nad) Ablauf der Fieferungszeit zur 
Wahl; er ift nicht verpflichtet, dem Käufer noch erft eine 
Nachfriſt zu gewähren, damit diefer die Zahlung nachho— 
len könne“. Im der Ausübung des MWahlrechts aber 
findet eine doppelte Beſchränkung Statt. 1. Das Recht 
auf Hinterherige Erfüllung kann der mwahlberechtigte Ver- 
fäufer nicht anders geltend machen, als wenn er die Wahl 
diejes Rechts dem Käufer unverzüglich nach Ablauf der 
Lieferungszeit angezeigt hat”. 2. Das Recht der Ber- 
Faufsjelbfthülfe darf der Berfäufer in dem Wall, daß 
die Waare einen Marktpreis (Börfenpreis) hat, nur fo 
ausüben, daß er den Berfauf unverzüglich nad) Abs 
lauf der Pieferungszeit am Lieferungsort”, nit am Er- 
füllungsort als folhem, vornimmt; ein fpäterer Verkauf 
gilt nicht als für Rechnung des Käufers gefchehen”. Er 


beftimmte Mittelsperfonen gejchehen darf, ift nur dahin 
eine Ausnahme gemacht worden, daß „eine vorgängige Androhung 
nicht erforderlih” fein fol. Es foll alſo troß der Nacdhtheile, die 
mit dem Auffchieben des DVerkaufes verbunden jein können, im: 
mer der Verkauf öffentli oder doch durch beſtimmte Mittels- 
perjonen (einen Handelsmakler oder in Ermangelung eines foldhen 
einen zu Verfteigerungen befugten Beamten) gejchehen, er darf nie 
privatim gefchehen. 

Beim Mahnungsgefhäft foll es der vorgängigen Androhung 
nur in dem Fall nicht bedürfen, daß die Waare dem Verderben 
ausgeſetzt und Gefahr im DVerzuge ift. 

30) Art. 354 „oder ob er von dem Bertrage abgehen will, 
gleich als ob derjelbe nicht geichloffen wäre.“ 

31) Art. 357 erfter Sab. 

32) Art. 357 Abſatz 1 Sab3. Vgl. oben den Tert nad Note 20. 

33) So iſt zu verjtehen ROHG Entſch. Bd 5. ©. 175, wo 
richtig Empfangsort, aber aud Erfüllungsort (trogdem daß diefer 
ein anderer fein kann) ſteht. *) Art. 357 Abſatz 2. 
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ift nicht verpflichtet, die Fürzefte Nachfrift, fei fie auch of 
fenfichtlich nicht im geringften gegen fein Intereſſe und 
im größten Intereffe des Käufers, diefem zu gewähren 
und ihm deshalb den beabfichtigten Verkauf anzuzeigen“. 
Dur diefe Beftimmung ift der Speculation auf des 
Käufers Koften, nämlich der Wahl des Verkäufers, die 
Waare fpäter für des Käufers Rechnung zu verkaufen 
oder für eigene Rechnung zu verkaufen oder zu behalten, 
entgegengetreten. Der bewirkte Verkauf ift dem Käufer un- 
gefäumt anzuzeigen”. — MUebrigens darf der Verkäufer 
den Verzug des Käufers auf deſſen Koften durch eine 
öffentliche Urkunde (Proteft) feftftellen Lafjen ”, 

II. In dem erften wie zweiten Fall ift e8 möglich, 
daß, wenn der Vertrag theilweife erfüllt worden ift, der’ 
wahlberechtigte Contrahent foweit die wirkliche Erfüllung 
gelten laſſen muß”. 

C. Das Firgefhäft nad) dem bisherigen Recht. 

Letsteres kommt zur Anwendung in Betreff derjenigen 
Kaufgefchäfte, welche Feine Handelsgefchäfte find, alfo na- 
mentlich der Handwerksverkäufe. Nach dem bisherigen Recht 
befteht nicht das Recht der Nichtigkeitserflärung. Jeder 
Contrahent hat zweifellos gegen den andern Eontrahenten, 


34) So find die Worte des Art. 357 „Eine vorgängige 
Androhung ift nicht erforderlich” zu verftehen. 

35) Vgl. Art. 343 letzter Sat. Die Worte „ungefäumt“ 
des Art. 357 bedeuten daffelbe, mas die Worte des Art. 343 
„ſoweit es thunlich fofort” bedeuten; dies ergeben zum Ueberfluß 
die Worte des Art. 357 „aud in diefem Fall“. 

36) Art. 358. ROHG Entſch. Bd 16. ©. 293. 

37) Mehr ift aus dem Art. 359 nicht zu entnehmen. Das 
bisherige Necht ift durch diefen Artikel, welcher faft nichtsſagend 
it, gar nicht berührt worden. 
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welcher im Verzuge iſt, das Recht auf hinterherige Ers 
füllung, alſo der Käufer auf Lieferung, der Verkäufer auf 
Zahlung gegen Lieferung und auf Schadenserſatz wegen 
verſpäteter Erfüllung. Ferner hat jeder Contrahent, 
wenn er ſich darauf beſchränken will, ſchlechtweg ein Recht 
auf das Erfüllungsintereſſe, nemlich auf die Preisdiffe— 
renz, d. h. die Differenz zwiſchen dem Kaufpreis und dem 
Marktpreis (Börſenpreis) zur vereinbarten Lieferungszeit 
am geſetzlichen oder vereinbarten Lieferungsort“. Der 
Käufer braucht, und zwar weil ihm eine andere als die 
vereinbarte Lieferung nicht aufgebrungen werden darf, die 
ſchlechtweg auf das Intereffe, die Differenz, geftellte For⸗ 
derung nicht erft durch den Beweis zu begründen, daß 
ihm die fpätere Lieferung unnüß fer”; die Forderung des 
Käufers ſchlechtweg auf das Interefje ift auch ausdrücklich 
im römifchen Recht geftattet”. Die Forderung des Ver— 
fäufers jchlechtweg auf das Intereſſe“, die Differenz, ift 
dadurch begründet, daß der Käufer bei eigener Mora nicht 
eine andere, aljo hinterherige, Lieferung verlangen Tann“; 


38) Ueber diefe, ſoweit die Beftimmungen des HGB zur Ans 
wendung fommen, erledigte Frage nad der Klage auf die Preis: 
differenz, über melde viel gejtritten worden ift, vgl. unten 
8 282 und zunächſt die Note 8. Sie kann beim Firgefhäft am 
wenigſten zweifelhaft fein, weil es fi bier um ein aliud pro 
alio handelt. | 

39) So aud 1. Seuffert Ardiv Bd 1. Nr 44 ©. 49. 50 
(DAS zu Lübel) und 2, Auswahl handelör. GStreitfälle S. 78 
—82; ©. 84—89 (Bremer HG und OG und VOAG). 

40) L. 1. pr. D. deA.E. V. (19.1). L. 4. L. 10. L. 12. 
C. eod. (4. 49). Thöl ausgew. Entſch. Nr 73. 75. 76. 

41) So auch OAG zu Lübel (Seuffert Archiv Bd 2. Nr 
154 ©. 199). 

42) Es Tann hierfür der Gebanfe der L. 6. D. de peric. 
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dafür auch die Analogie des römischen Rechts. Aus 
diefem Grunde erhellt, daß e8 für diefe Forderung nicht 
nothwendig ift, daß der Verkäufer die Waare, melde er 
liefern follte, wirklich vorräthig gehabt hat“. Es ergiebt 
fi alfo: Im Zweifel erlifcht mit dem beftimmten Zeit 
punft das Recht des ſäumigen Kontrahenten auf die Er- 
füllung und der nicht ſäumige Contrahent Tann ohne 
Weiteres das Intereffe verlangen. Mithin Hat der be- 
ftimmte Zeitpunkt allein diefelbe Wirfung wie die ihm 
beigefügte Erlöfchungsclaufel, und ift diefe in vielen Fäl— 
len nicht nothwendig, fondern nur Cautel, aber immer 
anzurathen. — Kraft Vereinbarung ift die Klage ſchlecht— 
weg auf das Intereffe, alfo auf die Preisdifferenz, zu- 
läſſig: 1. Wenn gleich beim Abſchluß des Kaufes bedun- 
gen ift, daß ber nicht fänmige Kontrahent bei der Mora 
des andern nicht mehr an den Vertrag gebunden fein 
folle. Dies ift der Sinn der in den Engagementsbrie- 
fen und Sclußzetteln fehr Häufig vorfommenden Claufel 





et comm. (18. 6) geltend gemacht werben, daß, was der Käufer 
nicht anzunehmen braudt, er auch nicht verlangen Fann. 

43) Wegen der Gleichheit der Rechte beider Theile beim Kauf 
muß die dem Käufer geftattete Intereffenklage auch dem Verkäufer 
zugebilligt werden. (Bol. Thöl ausgew. Entih. Nr 77. 80. 
81.82.) Auch Sprit dafür, daß der Titel de lege commissoria 
(18. 3) nur den Fall im Auge bat, daß der Berfäufer, welcher 
die lex commissoria beigefügt, bereit3 tradirt hat. 

44) Denn wenn die3 nicht deshalb nothwendig war, um die 
mora solvendi des Käufers zu begründen, ſondern diefe ohnehin 
vorlag, fo würde aus der Unfähigkeit des Verkäufers zu liefern 
nur eine f. g. gleichzeitige Mora beider Theile hervorgehen, und 
in diefem Fall ift, freilich nicht unbeftritten, nur eine Mora des 
Käufers vorhanden. L. 17.D. de periculo et commodo (18. 6). 
L. 51. pr. D. de A. E. V. (19. 1). 


h 
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„fir am 1. März und ift am 2. März das Engagement 
erlofhen“ oder „am 1. März Mittags 1 Uhr ift meine 
Berbindlichkeit erlofchen“, der ſ. g. Erlöfchungsclaufel, 
Refolutivclaufel*. Das Engagement ift erlofhen für 
die Zukunft, nicht aber für die Vergangenheit, d. h. der 
Anſpruch des nicht fäumigen Kontrahenten auf das Inter 
effe wegen des nicht erfüllten Vertrages befteht, ohne 
daß der Säumige aus dem für ihn verwirften Vertrage 
die Einrede Hat, daß der Kläger erft feinerfeits erfüllen 
folle”. Die Klage auf die Differenz ift alfo in Folge 
der Erlöfchungsflaufel Tediglich durch die Mora begründet 
und die Möglichkeit einer purgatio morae ausgefchloffen. 
2. Wenn nad) bereit8 eingetretener Mora die Contrahen- 
ten übereingefommen find, daß nur die Differenz vergütet 
werden und die eigentliche Erfüllung ceffiren ſolle. Die 
Klage ftügt fich dann gültig auf die neue Verabredung. 
8 282. 
Verzug des Verkäufers, des Käufers. Mahnungsgeſchäft. 


In Betreff derjenigen Kaufgefchäfte, bei welchen nicht 
die pünktlihe Einhaltung einer beftimmten Zeit der Liefe— 
rung vereinbart ift (man Tann ein folches Geſchäft Mah— 
nungsgejchäft nennen), ift zu unterfcheiden. 

A. Das HGB hat in Betreff derjenigen, welche 
Handelsgefchäfte find, Beſtimmungen. Es find zwei 
Fälle zu erörtern. L Der Verkäufer ift mit der Ueber— 
gabe der Waare im Verzug. Dann hat der Käufer drei 

45) Ueber diefe Elaufel: Linde im Linde's Zeitfchrift Bd 3. 
S. 25—30. Souday ebendaf. Bd 2. S. 465—467. Bender 
Verkehr mit Staatspapieren $ 83. Geuffert Pandektenrecht 8 392. 
Ladenburg in Goldſchmidt Zeitichrift Bd 3. S.441—450. Thöl 
ausgew. Entih. Nr 85. 86. 87. 

46) Thöl ausgew. Entſch. Nr 86. 


362 Der einfahe Kauf und Verkauf. 


Rechte zur Wahl: 1. das Recht auf wirkfiche Erfüllung 
und Schadenserfag wegen verfpäteter Erfüllung; 2. das 
Recht auf das Erfüllungsintereffe unter Ablehnung der 
wirklichen Erfüllung; 3. das Recht auf Nichtigfeitserflä- 
rung des Vertrages‘. IL. Der Käufer ift mit der Zah— 
lung des Kaufpreifes im Verzuge und die Waare noch 
nicht übergeben. Dann Hat der Verkäufer drei Rechte 
zur Wahl: 1. das Necht auf wirkliche Erfüllung und 
Schadenserfag wegen verfpäteter Erfüllung; 2. das Recht 
der Berfaufsfelbfthülfe nebft dem Necht auf Schadenserfaß; 
3. das Recht auf Nichtigkeitserkflärung des Vertrages”. 
II. Bon den drei Rechten, welche der Verkäufer und 
welche der Käufer zur Wahl hat, kann das Recht auf 
wirkliche Erfüllung ohne Weiteres geltend gemacht werben. 
Dahingegen das Recht auf Nichtigkeitserflärung nur unter 
der Borausfegung, daß zuvor die Ablehnung der wirklichen 
Erfüllung dem andern in Verzug befindlichen Kontrahenten 
angezeigt und fodann eine nach Billigkeit zu bemefjende 
Frift, in welcher die wirkfiche Erfüllung nachgeholt werden 
fonnte, abgelaufen iſt'. Ihm ift eine folche Nachfriſt nur 
zu gewähren‘, nicht zu ſetzen. Ebenſo ift e8 in Betreff 
des Nechts des Käufers auf das Erfüllungsintereſſe'. 
Die Ausübung des dem Verkäufer zuftehenden echtes 





1) Art. 355. 2) Art. 354. 3) Art. 356. 

4) So ausdrüdlich Art. 356 „noch eine ... Frift zur Nach— 
bolung des Verfäumten gewähren”. 

5) Art. 356. Der Rechtsſatz, daß eine Nachfriſt zu gewäh— 
ren ift, ändert nicht? an der Berechnung des Erfüllungsinterefies, 
wenn der Käufer diefes geltend macht, weil der Verkäufer binnen 
der Nachfriſt die Lieferung nicht nachgeholt hat. Der abweichen: 
den Meinung von Lamprecht in — Archiv Bd 22. ©. 81—88 
iſt nicht zuzuſtimmen. 


- * 


S$ 282. Berzug, Mahnungsgefchäft. 363 


der Berfaufsjelbfthülfe ſoll ebenfalls nur nad) vorgängiger 
Androhung, darf aber ausnahmsweise ohne ſolche gefchehen *. 

B. In Betreff derjenigen Kaufgefchäfte, welche nicht 
Handelsgefhäfte find, alfo namentlich der Handwerks— 
verfäufe, kommt das bisherige Necht in Anwendung. Das 
gemeine Recht ift folgendes. Es befteht nicht das Recht 
auf Nichtigkeitserflärung. Das Recht jedes Contrahenten 
gegen den andern, welcher im Verzuge ift, auf hinterherige 
Erfüllung und auf Schadenserfag wegen verfpäteter Er- 
füllung ift (wie beim Wirgefchäft) zweifellos vorhanden. 
Zu erörtern ift das Recht des nicht fäumigen Kontrahen- 
ten, daß nad) eingetretenem Verzug die Erfüllung nicht 
nachgeholt werde, fondern er feine Peiftung und die An- 
nahme der gegnerifchen verweigern und als Interefje we- 
gen ausgebliebener Erfüllung die Preisdifferenz (Cours— 
differenz)” fordern dürfe’. Wenn es an BVereinbarun- 


6) Art. 343. 354. Bol. $ 281 Note 29. 

7) Die Differenz; welcher Breife beftimmt fih nad den 
Umftänden. Auf der einen Seite fteht der bedungene Kauf: 
preiß, welder nicht immer gerade der Marktpreis, der Cours, 
des Abſchlußtages ift; auf der andern Geite der Marktpreis 
(Eour3) des Lieferungstages oder eines andern Tages, oder der 
Preis, für melden der Berfäufer, eine Verfaufsfelbfthülfe aus: 
übend, die Waare verkauft hat. Vgl. Thöl ausgew. Entf. Nr 80. 

8) Ueber die Frage im Allgemeinen und in der Anwendung 
auf einzelne Waaren ift zu vgl. 1. Zimmern im Arc. f. civ. 
Praris Bd 3. ©. 121—131. Thibaut ebenda. Bd 5. ©. 332 
— 337. Rechtsfälle Th. 3. Heft 2. NrIV ©. 51—74. Gelpde 
Zeitfhrift für HR Heft 1. Nr IS. 3—33. Nach dem Preife 
welches? Ortes? Darüber: Pauli in Goldſchmidt Zeitjchrift 
Bo 3. S. 47—57. — 2. Souchay in Lindes Zeitichrift Bd 2. 
S. 448—464. Bender Verkehr mit Staatöpapieren S. 393 — 
407. Eichhorn Privatredt 8 191. — 3. Redtsfälle Bd 1. 
©. 251—270. — 4. Auswahl handelsrechtl. Streitf. verhandelt 


er 
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gen fehlt”, fo müſſen zunächſt die allgemeinen Grundfäge 
über mora solvendi und aceipiendi, namentlich über 


vor dem bremifhen HS Heft 1. Nr IT ©. 67-12. — 
d. Pauli über das Recht zum f. g. Nüdtritte vom Kaufe, na⸗ 
mentlidy bei Lieferungsgefhäften. Im Neuen Ar. f. HR BB 3. 
©. 123—183. 

9) Mit der Bejahung der Frage ift man bei dem Gegenitand, 
bei welchem die Frage vorzugsweife beſprochen worden ift, Staats: 
papieren, befonder8 ängſtlich geweſen, aus Furcht daß man einem 
unter der Form eines Kaufes verftedten Differenzgefhäft recht: 
lihen Schuß verfchaffen möchte, und dies iſt doppelt unrichtig, 
weil die bloße Vermuthung einer Simulation feinen Einfluß auf 
die Verurtheilung haben darf und meil Differenzgefchäfte nicht 
für unerlaubt zu halten find. Andrerfeit3 hat man die baltlo- 
feften Gründe vorgebradht, um die Klage als ftatthaft zu beweifen. 
Hierfür ift 3. B. geltend gemacht: 1. Der Lieferungsfauf, we— 
nigfteng ein auf Staat3papiere geichloffener, fei ein Kauf für den 
jetigen Courd mit dem pactum de retrovendendo für den der: 
maligen Cours, bei welchem, ftatt des Hin= und Hergebens der 
Waare und der Auszahlung der gegenjeitigen Kaufpreife, dieſe 
compenfirt und nur die Differenz vergütet werde. Allein ein 
folder Nebenvertrag darf in den Lieferungsfauf nicht hineingelegt 
werden; dem Hauptvertrag direct mwiderftreitend, zeigt er, daß die 
Gontrabenten von vorn herein nicht Erfüllung des Hauptvertra= 
ges fondern Ausgleihung der Coursdifferenz mwollten. 2. Dem 
nicht fäumigen Contrahenten, welcher auf die Erfüllung und das 
Intereffe Hagen Fünne, ftehe es frei, das Recht auf die Erfüllung 
aufzugeben und nur auf das Intereſſe zu Magen. Allein diefe 
Meinung (Benderd Verkehr mit Staatspapieren S. 395 und 
Fiichers äfterr. HN $ 181 Nr 4) verwechſelt das Intereſſe me: 
gen nicht gefchehener Erfüllung mit dem Intereffe wegen verjpä- 
teter Erfüllung, nur diefes Teßtere kann neben der Erfüllung ge: 
fordert werden. Bol. Thöl Verkehr mit Staatöpapieren ©. 231. 
232; vgl. aud) Thöl ausgew. Entſch. Nr 82. 

10) Es find hier Ähnliche Vereinbarungen, wie fie beim fir: 
geihäft vorkommen, denkbar. Vgl. oben $ 281 am Schluß. 
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purgatio morae, in Betracht gezogen und im einer ver- 
nünftigen Anwendung den zur Beurtheilung ftehenden Ver— 
hältniſſen angefchloffen werden". Die individuellen Bers 
hältnifje müffen das ntereffe des nicht ſäumigen Con— 
trahenten ausweifen, daß die Erfüllung nad) eingetretener 
Mora nicht nachgeholt werde. 1. Ein ſolches Intereſſe 
liegt auf Seiten des Käufers vor, wenn das Haben 
der Waare feinen Zweden nunmehr nicht entſpricht, er 
fommt alfo nicht umhin, feine Gefchäftsverhältniffe und 
feine Beweggründe zu bdeclariren. Die Differenz Tann 
das Interefje des Käufers fein. Es Tann fich zwar höher 
belaufen, wegen befonderer Umftände, welche dann bewiefen 
werden müſſen“, aber feinem Willen, e8 auf die Diffe- 
renz zu beichränfen, fteht nichts entgegen. Dieſes Intereffe 
ift Tebiglich durch den Marktpreis der Waare zu der 
Zeit, wo fie geliefert werden follte, begründet. Der Käu— 
fer entbehrt zu diefer Zeit die Waare und damit den 
Werth derfelben, den der Marktpreis ausweifet. Er 
hätte, zu Geld die Waare angefchlagen, diefen Werth in 
feinem Vermögen gehabt, und dies genügt, damit er die- 
fen fordern darf”. Der Käufer kann alſo als Intereffe 


11) Omne ad judieis cognitionem remittendum est. L. 135. 
8 2. D. de V. O. (45. 1). 


12) Z. B. Er kann nun feinem Käufer die verfprochene 
Lieferung nicht machen, haftet dieſem megen deſſen Sntereffe, 
vielleicht jogar über die Wirklichkeit hinaus, weil er eine Con— 
ventionaljtrafe verwirft, und ihm entgeht der Gewinn, den er 
durd Erfüllung diejes feines vielleiht ungewöhnlich vortheilhaften 
Verkaufe gemacht hätte. Hat der Käufer den Kaufpreis bereitz 
bezahlt, jo gehört zu feinem Intereſſe aud) die Reftitution deffelben, 

aber ohne andere Zinjen als Verzugszinfen megen etwa verfpäteter 
Reſtitution, denn die Entbehrung des pränumerirten Kaufpreijes 
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die Differenz zwifchen dem Kaufpreife und dem höheren 
Marftpreife der Pieferungszeit fordern". 2. Ein fol- 
ches Dntereffe, daß die Erfüllung nad) eingetretener 
Mora nicht nachgeholt und die Preisdifferenz vergütet 
werde, kann aud auf Seiten des Berfäufers vorlie 
gen. Freilich nicht, wenn man den Käufer nur mit ber 
Zahlung des Kaufpreifes fäumig denkt“. Das zu den: 
fende Yactum ift aber diefes. Der Berfäufer bietet zur 
beftinmmten Lieferungszeit die Waare an, der Käufer zö— 
gert aber mwiderrechtlic; mit der Zahlung des Kaufpreifes, 
weshalb der Verkäufer die Waare, welche er bis zur Zah- 
lung einhalten darf”, ftatt fie zu deponiren und den vol- 


wird durd die Lieferung, aljo auch durd das Intereffe megen 
nicht geſchehener Lieferung, ausgeglichen. 

13) L. 1. pr. D. de A. E. V. (19. 1). So aud; Bremer 
Sammlung Bd 2. Heft 2. ©. 91 (aud in Geuffert Ardiv 
Bd 4. Nr 21 und in der Auswahl handelsr. Streitf. ©. 112). 
Der Umftand, daß er vielleicht wegen befonderer Berhältniffe die 
Waare nicht hätte loswerden können oder fie erjt jpäter wieder 
für geringeren Preis verfauft hätte, ift gänzlich irrelevant und 
kann daher nicht einmal Gegenftand eines Gegenbeweijes fein. 

14) Seuffert Arhiv Bd 1. Nr 44. ©. 49. 50. 

15) Nicht aber den höchſten Werth in der Zmifchenzeit. Thöl 
ausgew. Entſch. Nr 73. 74. 

16) Auch wenn man die L. 19. pr. D. de peric. et com. 
(18. 6) und L. 13. $ 26. D. de A. E. V. (19. I) nidt das 
bin verfteht, daß der Verkäufer bei der mora solvendi auf die 
geſetzlichen Zinfen beſchränkt ift, ſondern ihm geftattet ein erweis⸗ 
lich höheres Intereſſe (L. 2. $ 8. D. de eo quod certo loco 
(13. 4) zu liquidiren. — Bol. den Deputationsabſchied von 
1600 $ 139. 

17) Anders ftellt fi) die Sache dann, wenn die Lieferung, 
die Tradition, bereits gejchehen und das Eigenthum übergangen 
ift; der Verkäufer kann dann die Erfüllung nicht rüdgängig ma: 
hen, L. 6. C. de A. E. V. (4. 49), L. 8. C. de contrah. 
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Ien Kaufpreis zu fordern, fir den Tagspreis weiter ver- 
fauft oder felbjt für eigene Rechnung übernimmt umd 
nun die Differenz zwifchen diefem und dem höheren Kaufs 
preis fordert. Denn diefe Differenz ift fein Intereſſe. 
Daß aber die Erfüllung nicht nachgeholt werde, Tiegt 
dann im Intereſſe des Verkäufers, wenn das Bereithal- 
ten und Verwahren der Waare für Rechnung des Käu- 
fers, um fie diefem fpäter zu tradiren, feine Yage verſchlim— 
mert, ihn in Berlegenheit bringt, welcher er durch den 
Weiterverkauf entgeht”. Die Gründe der Berlegenheit 
und alfo der- geübten Berfaufsjelbfthülfe können ſehr man- 
nichfach ſein“. Docd muß der Verkäufer vor dem Wei- 
terverfauf dem Käufer die Androhung, Verwarnung, de- 
nunciatio, daß er zu demjelben fchreiten werde, Haben 


empt. (4. 38), L. 12. C. de R. V. (3. 32) und der Titel D. 
de lege commiss. (18. 3) (vgl. $ 281 Note 43), und es kann 
aljo von dem Intereffe wegen gar nicht geſchehener Erfüllung nicht 
die Rede fein. Er mird alfo nicht eine Preisdifferenz, fondern 
den vollen Kaufpreis nebjt dem Intereſſe der verjpäteten Zahlung 
defjelben fordern. it das Eigenthum nicht übergegangen und der 
Verkäufer nimmt die Waare wieder an fih, Jo ift fein Recht 
nun dafjelbe wie bei gar nicht gejchehener Lieferung. 

18) Daß die Mora zu einem Verkauf berechtigen kann, der 
ohne fie rechtswidrig gewejen wäre, bat feinen Zweifel (L. 122. 
$ 3. D. de V. O. (45. 1), L. 1.8 3. D. de peric. et com. 
(18. 6), L. 135. 8 2. D. de V. O. (45. 1), vgl. Thöl aus: 
gew. Entſch. Nr 72) und ebenfowenig, daß das Intereſſe des 
Verkäufers diefe Berechtigung bejtimmen muß. (So aud Bre— 
mer Samml. Bd 1. ©. 559. 560). Es genügt, wenn er bei 
dem Weiterverfauf nur nicht unredlich verfahren ift, denn er haf— 
tet, wenn der Käufer in Mora ift, nur für dolus (L. 5. L. 17. 
D. de periculo (18. 6)) und ein folder liegt darin nicht, daß 
er nicht dur Aufbewahren der Waare dem ſäumigen Käufer hin= 
terher noch die Vortheile zu verichaffen ſucht, als wäre diefer nicht 
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zufommen laffen”, und muß der Verkauf der Waare in 
Folge der Mora des Käufers, und nicht aus anderweiti- 
gen Gründen gejchehen fein. Daß der Verkauf in Folge 
der Mora geſchah, ift aber nicht nur ſchon dann anzumeh- 


in Mora gefommen, daß er in feinem und nidyt in des Käufers 
Intereſſe verfährt. 

19) Er bedarf de3 Raumes, den die Waare einnimmt, daher 
fhüttet er den Wein weg, um die Fäſſer zu benugen L. 1. $ 3. 
4. L. 2. D. de peric. et com. (18. 6), oder jet die Bettitel: 
Ien auf die Straße L. 12. L. 13. L. 14. D. eod. (vgl. oben 
8 272 Note 6), im eigenen Intereſſe wird er fie aber lieber 
verkaufen, um wegen des nicht bezahlten Kaufpreifes wenigſtens 
in etwas gededt zu jein. L. 1.8 3. D. eod.; — das Conſer⸗ 
viren der Integrität der Waare verlangt Aufwand von eigener 
oder fremder zu bezahlender Thätigkeit, und er will nicht und 
braucht nicht für den fäumigen Käufer zu arbeiten oder Vor— 
ihüffe zu machen; — der Waare droht mit der Zeit, vielleicht 
der fürzeften, wegen ihrer DBerderblichkeit oder der Wandelbarkeit 
ihres Preiſes (Courfes) oder der Sterblichkeit der Nachfrage, 
theilweife oder gänzliche Entwerthung, und fie dedt ihn, mworauf 
er ein Recht hat, wegen feiner Forderung auf den Kaufpreis alfo 
dann gar nicht mehr oder nur theilweife fo, wie es zur Liefe- 
rungszeit der Fall gemwejen wäre: — er bedarf des Geldes für 
die Waare, um e3 vortheilhaft umzufeßen, ohne daß er, wenn e8 
nicht geſchieht, beweiſen kann, daß es und daß und wie vortheils 
haft es gejchehen wäre; — das Aufbewahren der Waare ift ihm 
durch die Bewachung läftig, obgleih, und ängjtlih, eben weil fie 
wenig Raum einnimmt; — e3 ift ihm peinlich, fo Tange in Un 
gewißheit zu fein, ob der Käufer die Mora purgiren werde oder 
nit. L. 122. $ 3. D. de V. O. (45. 1). 

20) In der L. 1. $ 3. D. de peric. et com. (18. 6) wird 
fie zwar nur von dem ganz andern Fall des Weggießens verlangt, 
aber man verfteht die audh von dem MWeiterverfauf, und dies 
bat alle Billigkeit für fid. So auch DAG zu Lübel (Bre 
mer Sammlung Bd 1. ©. 560 und ausführliher in Seuffert 
Ardiv Bd 5. Nr 156 ©. 195—198). 
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men, wenn vom Verkäufer bewiefen wird, daß er nad) 
der Mora gefchah (e8 gehört zum Gegenbeweis, daß er 
aus andermweitigen Gründen gefchehen), fondern auch ſchon 
dann, wenn bewiejen wird, daß er an dem Lieferungstage 
gefchah (es gehört zum Gegenbeweis, daß er nicht nad) 
der Mora oder aus andermweitigen Gründen gejchehen ”"). 
Dem Weiterverkauf fteht das Uebernehmen der Waare 
für eigene Rechnung gleih. Dies ift um jo unbedenffi- 
cher wegen der voraufgehenden Verwarnung. Ein gericht: 
licher Verkauf ift nicht erforderlich”. 


8 283. 
Speculationsgefhäft und Realifirungsgefchäft. 


Das Kaufgefchäft ift entweder ein Speculationsgefchäft 
oder ein Realifirungsgefchäft. Die Speculation des Kauf- 
manns ijt eine zweifache. Entweder 1. er gedenkt theue- 
rer verfaufen zu können, als er gekauft Hat. Dann 
beginnt er feine Speculation durch einen Kauf und beens 
det, realifirt fie durch einen Verkauf; jener Kauf konnte, 
als er diejen Verkauf fchloß, bereits erfüllt oder noch erft 
zu erfüllen fein, danach konnte er beim Abjchluß des 


21) Denn e3 ift mit dem Beweis des nicht fäumigen Contra= 
benten nicht zu ftreng zu nehmen. And „es ijt die gewöhnliche 
faufmännifche Procedur, die Papiere, deren Abnahme verweigert 
worden, für Redhnung des andern Contrabenten zu verfaufen und 
die Differenz zu fordern; wenn nun die Klägerin an demjelben 
Tage gerade 10 Stüd wiener Banfactien verkauft bat, ſo iſt nad) 
dem natürlihem Lauf der Dinge nichts anderes anzunehmen, ala 
daß foldhes in Folge jener Weigerung des Bellagten, alfo nad) 
derjelben gejchehen fei.”" So das DAG zu Lübeck (Thöl ausgew. 
Entih. Nr 79, vgl. Nr 78). 

22) Bremer Sammlung Bd 1. ©. 561. 562. 


1) Thöl Verkehr mit Staatspapieren $4 und 6, S. 17—21, 
ZTHöl’s Hanbeldreht. äte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 24 
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Berfaufes Eigenthümer dee Waare oder Ufucapionsbefizer 
fein oder nur die actio empti haben. Dem Speculas 
tionsfauf entfpriht alfo ein Nealifirungsverfauf, Die 
Specnlation ift auf das Steigen des Preifes, Courfes, 
gerichtet. Oder 2. er gedenkt wohlfeiler einkaufen zu kön— 
nen, als er verfauft hat’. Dann beginnt er feine Spe- 
culation durch einen Verkauf und realifirt fie durch einen 
Kauf; er Hat alfo bei dem Abſchluß jenes Verkaufes we— 
der das Eigenthum der Waare noch fonft ein Recht an 
der Waare oder auf die Waare”., Dem Speculations- 
verfauf entfpricht alfo ein Kealifirungsfauf, die Specula- 
tion ift auf das Sinfen des Preifes, Courfes, gerichtet. — 
Die folgende Darftellung in diefem und dem folgenden 8 
wird, obgleich fie mit geringen leicht fichtbaren Ausnah— 
men auf jede Waare Anwendung leidet, doch als Gegen- 
ftand des Kaufgefchäftes nur Ereditpapiere denfen, weniger 
weil das Feinere der Speculation befonders bei ihnen vom 
Kaufmann beachtet wird, als weil die Später darzuftelfen- 
den Geſchäfte, für deren Auffafjung fie die Grundlage 
bildet, die verbundenen Kaufgefchäfte‘, ſowie die modift- 
cirten Kaufgejchäfte, nämlich das einfache Prämiengefchäft 
und die zufammengefegten Prämiengefchäfte, meiftens nur 
über Greditpapiere, manche derjelben vielleicht bis jetzt le— 
diglich über ſolche abgejchlofjen werden‘, Dabei kommen 
die Papiere nur in ihrem Zaufchwerth in Betracht‘. 


2) A. a. O. 8 5. 7. 9. ©. 17. 18. 21—24. 27—29, 

3) vendre ä decouvert, welches unpaſſend: ungedeckt verkau— 
fen, aber bezeichnend: ſpeculirend verkaufen, überſetzt wird. A. 
a. O. © 27—29. 

4) Unten in $ 285. 

5) Thöl Verkehr ©. 9. 10. 

6) A. a. O. ©. 10. 
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I. Speculiren kaun man als Käufer ſowohl beim 
Zags- als auch beim Lieferungsgefchäft, dagegen als Ver: 
fäufer nur” bei dem legtern; realifiren kann der ſpe— 
culirende Käufer wie der fpeculivende Verkäufer ſowohl 
durh ein Tagsgefchäft als durch ein Lieferungsgefchäft". 
Das Speculationsgefchäft Tann beliebig große Summen 
zum Gegenftand Haben, das Kealifirungsgefchäft nur fo 
viele, wie das Speculationsgejchäft hat, auf welches es 
fich bezieht. Erfteres leidet eine Einfchränfung durch die 
Summeneinheiten des Papieres und durch die Einheiten, 
welche für das Gefchäft oft beftehen. IL Die Speculas 
tion anlangend, fo Hat fie 1. nur dann, aber auc) immer 
dann ein Reſultat“, wenn eine Coursänderung ein- 
tritt, nämlich der Coursſtand am Abjchlußtage des Reali- 
firungsgefchäftes ein anderer ift als der am Abjchluftage 
des Speculationsgefchäftes. Je nachdem die Richtung der 
Coursänderung die günftige, d. h. die der Ueberzeugung 
des Speculanten entjprechende, oder die ungünftige ift 
oder eine Coursveränderung gar nicht flattfindet, tritt 
Gewinn oder Verluft, oder weder der eine nod) der an- 
dere ein. Je mehr die Coursänderung die günftige Rich— 
tung verfolgt, defto größer ift der Gewinn; je mehr die 
ungünftige, defto größer der Verluſt. Weil aber die ge- 
ringfte Aenderung des Courſes nad der günftigen Rich— 
tung Hin ſchon Gewinn bringt, fo ergiebt ſich, daß bei 
jedem der drei aufgeführten Speculationsgefchäfte (Tags: 
auf, Lieferungsfauf, Lieferungsverfauf) bloß auf den 
Thatumftand der günftigen Coursänderung, nicht auf 


7) A. a. O. S. 18 85. ©. 29 8 10 Nri. ©. 31 Note. 
8) A. a. DO. 8 10 Nr 2. ©. 30. 
9) Z. B. a. a. O. S. 30 Note 1. 
10) Bgl. unten die Schlußbemerkung bei Nr 4 des $ 284, 
.. 24* 
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eine beftimmte Größe derfelben fpeculirt wird. 2. Dem 
Abſchluß eines Speculationsgefchäftes Tiegt alſo nothwen— 
dig die Leberzeugung von einer Coursänderung 
zum Grunde, entweder, je nachdem es ein Speculations- 
fauf oder ein Speculationsverfauf ift, die Ueberzeugung 
von dem Steigen oder die von dem Sinken des Courfes. 
3. Ein Intereffe an der Coursänderung findet, ehe 
durch den Abſchluß die Möglichkeit von der letzteren Vor— 
theil zu ziehen gegeben ift, natürlich noch gar nicht Statt, 
die Ueberzeugung allein kann nicht DVeranlaffung geben, 
einen Coursftand, denfelben, einen höheren, einen tieferen, 
zu hoffen oder zu fürchten; nad dem Abſchluß des Spe- 
eulationsgejchäftes beginnt das Intereffe an der Verän— 
derung des Kourfes, und damit Hoffnung und Yurdt. 
Der Speculant Hofft nun Die günftige und fürchtet die 
ungünftige Richtung der Coursveränderung. Diejes Hofr 
fen und Fürchten dauert jo lange, bis der Ausgang der 
Speculation entjchieden ift. 


g 284. 
Realifirungsgefhäft. 

III Realiſirung. 1. Der Ausgang der Specufation 
wird entfchieden durch das Nealifirungsgefchäft und zwar 
durch den bloßen Abſchluß deffelben‘. 2. Die Zeit 
der Nealifirung anlangend, fo muß das Realifirungsge- 
ſchäft nothwendig dem Speculationsgefchäft, mag diefes 
oder jenes ein Tags- und ein Pieferungsgefchäft fein, 
nachfolgen, nämlich Hinfichtlich des Abjchluffes; Hin- 
fichtlich der Lieferung gilt dafjelbe uur beim Speculations- 
fauf, das Umgefehrte beim Speculationsverfauf. Ges 
nauer ftellt fi die Zeit der Realifirung fo heraus. Eine 


1) Thöl Verkehr ©. 19. 20 Nr 4. ©. 22. 23 Nr 4. 
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Zeit, wo der Speculant das Kealifirungsgefchäft abſchlie— 
gen muß, fehlt infofern, als weder für den Käufer noch 
für den Verkäufer ein Zwang zur ſpäten Kealifirung vor- 
handen ift; fie können die lettere befchaffen, fo früh fie 
wollen‘. Wohl aber eriftirt ein Zwang zum frühjzeiti- 
gen Abjchluß. Zur diefem wird die Zeit abfolut, das 
heißt für jeden Speculanten durch einen dreifachen Um— 
ftand beftimmt. a. Durch die Natur des Dbjectes, 
nämlich des Papiers. Da nicht der Confumtionswerth 
fondern nur der Taufchwerth für den Speculanten in 
Betracht kommt, fo muß, foll die Speculation wirflich 
realifirt werden, diefe Realifirung binnen der Zeit gefchehen, 
wo das Papier noch einen Taufchwerth hat. Dieſer letz— 
tere hört auf, wo der Konfumtionswerth ſich recht eigent- 
lich zeigt, nämlich im Augenblick der Eincaffirung des 
Papieres. Damit ift die Zeit negativ gegeben, nicht |pä- 
ter darf realifirt werden, es ift die weiteſte Friſt. b. Durd) 
die Natur des Speculationsgefhäftes. Diefe führt 
für den fpeculirenden Käufer, der fo fpät, wie er will, 
realifiren Fann, weil nichts ihn zwingt die Papiere weg— 
zugeben, feinen Zwang herbei, wohl aber für den ſpecu— 
lirenden Berfäufer, denn diefer muß vor dem Lieferungs- 
tage feines -Verfaufes den Realifirungsfauf abgefchloffen 
(und die gefauften Papiere empfangen) haben. Damit ift 
eine weniger weite Frift beftimmt, als durch die Natur 
des Objects, auch nur eine negative Beftimmung. c. Durch 
die Natur der Speculation, als einer in der Ab- 
fiht Gewinn zu machen unternommenen Handlung, 
wird binnen der fo zu fagen offenen Zeit pofitiv der Zeit— 
punkt gegeben, wo zu realifiren if. Der Begriff der 
Speculation ergiebt, daß man ſich den möglich größten 
M A. a. O. ©. 18. 19 Nr 2. ©. 22 Nr 2. 
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Gewinn, deffen Perception man in der Wilffür Hat, nicht 
durch Zögern fchmälert, fowie daß man den num einmal 
nicht abzumendenden Berluft nicht durch Zögern vergrößert ; 
ebenfo ergiebt er, daß man nicht durch voreiliges Reali— 
firen den möglichen größeren Gewinn oder den möglichen 
gerisigeren Berluft fich abfchneidet. Die Meinung von 
der Art der Koursveränderung wird allein entjcheidend. 
aa. So lange die Hoffnung dauert, daß die Coursveräns 
derung die günftige Richtung noch mehr verfolgen oder 
daß fie in der ungünftigen Richtung einhalten und wie- 
der umfehren (zurücdweichen) werde, Fürzer: fo lange die 
Hoffnung auf einen günftigeren Coursftand, als der ges 
genwärtige ift, dauert, wäre die Realifirung unvernünftig. 
bb. Sobald der Speculant nicht nur die Meberzeugung 
von einem günftigeren Coursftand verliert, fondern zu- 
gleich die pofitive von einer unginftigeren gewinnt, alfo 
zu fürchten anfängt, muß realifirt werden; das Auffchieben 
des Nealifirens wäre unvernünftig. cc. Wenn der Spe- 
culant aufgehört hat zu Hoffen, ohne jedoh Sclimmeres 
zu fürchten, alfo von der Stabilität des Courfes über- 
zeugt ift, dann läßt fich im Allgemeinen, d. 5. fo, daß es 
jeden Speculanten träfe, michts über den vernünftigften 
Moment der Realifirung beftimmen, jondern es müffen re- 
lative Gründe d. h. individuelle Gründe des einzelnen 
Speculanten entfcheiden, ob der Fall diefer Ueberzeugung 
dem Fall der Furcht oder dem der Hoffnung gleich zu 
ftellen, ob alfo fofort oder erſt fpäter zu realifiren fei. — 
Solche relative Gründe, welche unzählig find, können aber 
auch den Moment der Realifirung anders, als er aus all- 
gemeinen Gründen vernünftig erjchiene, nad den Verhält— 
niffen des einzelnen Speculanten beftimmen. 3. Der 
Grund der Abjchliegung des Realifirungsgefchäftes Tiegt 
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alſo in der nahen Fälligkeit des Papieres, oder in dem 
nahenden Verfalltag des Speculationskaufes, oder in 
der Furcht vor einem ungünſtigeren Coursſtand, oder wer 
nigftens in ber fehlenden Hoffnung auf einen ginftigeren. 
4. Das Refultat der realifirten Speculation, der Gewinn 
oder Berluft, befteht in der Differenz zwifchen dem Ein- 
faufspreis und dem PVerfaufspreis, alfo, wenn man ton 
befonderen Gelegenheiten einer günftigeren Gefchäftsab- 
ſchließung, als dies für die Zeit des Abfchluffes die Regel 
fein würde, abjehend den gewöhnlichen Fall dent, daß 
als Preis der Marktpreis der Zeit, zu welcher der Kauf 
und der Berfauf abgefchloffen wird, der Cours, beredet 
ift, in der Eoursdifferenz zwifchen dem Cours ber 
Einfaufszeit und der Berfaufszeit. Da der fpeculirende 
Berfäufer den Einkauf häufig erft am Lieferungstage macht, 
fo ſpricht man bei ihm, diefen häufigeren Fall vor Augen 
habend, oft von der Differenz zwifchen dem Cours des 
Schlußtages und dem des Lieferungstages; der ſpeculi— 
rende Käufer wählt aber nad) der freieften Wilffür für 
feinen Verkauf den Tag; welcher Tag dies fei, darüber 
ift nicht einmal eine Negel der Gemöhnlichkeit oder Häufig- 
feit aufzuftellen, daher auch nicht über den Cours, nad) 
welchem er realifirt”. Es ift aber unter der Coursdiffes 
renz genauer die Differenz zwischen Einfaufs- und Ver— 
faufspreis zu verftehen, denn der Einfaufspreis wird 
vermehrt, der Verkaufspreis vermindert durch Unkoften, 
welche vor, bei und nad) dem Abſchluß des Gefchäftes 
aufzumenden find, insbefondere durch Maflercourtage und 


3) Statt von dem Marktpreis des Tages, dem Tagescours, 
jollte man umſichtiger von dem Cours der Zeit des Abſchluſſes 
reden, mweil der Cours an einem und demfelben Tage oft ein ver: 
ſchiedener iſt. 
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Stempel, und danad) kann es, ungeachtet eine Kours- 
differenz vorhanden ift, an einer Differenz zwiſchen Kauf- 
und PVerfaufspreis fehlen, ſowie umgekehrt diefe immer 
vorhanden ift, wenn jene fehlt, wo fie dann in ben 
vergebens aufgewandten Koften befteht. Daher ift, wenn 
von dem Gewinn oder VBerluft in Folge eines beftimmten 
Coursftandes die Rede ift, dabei die Pimitation zu ver- 
ftehen: ſoweit diefer oder jener allein von dem Coursjtand 
abhängt. 5. Weil nad) dem Abſchluß des Kealifirungs- 
geichäftes das Nefultat der Specnlation entjchieden  ift, 
jo Hat für den Speculanten, foweit diefe Speculation 
in Betracht kommt, der weitere Coursftand Fein wirkliches 
Intereffe‘. Es findet von nun an weder Hoffnung noch 
Furcht Statt. Nur zur Bereuung der fchon gefchehenen 
Realifirung kann der günftigere fpätere Coursftand An- 
laß geben und es alfo wünſchenswerth machen, daß man 
die gejchehene Realifirung, den Abſchluß, rüdgängig machen 
dürfe, um nach dem fpäteren Cours realifiren zu können. 


8 285. 
Verbindung mehrerer Kaufgeihäfte. 


Es können mehrere Kaufgefchäfte entweder 1. Folge 
eines Entſchluſſes, oder 2. Folge mehrerer (fucceffiver) 
Entfchlüffe fein. 1. Hier ift befonders der Fall des ſ. g. 
report (das Prolongationsgejchäft in diefem Sinn) her— 
vorzubeben. Es iſt ein Kauf und ein Berfauf, beide als 
Folge eines Entjchluffes nad verjchiedenem Cours abges 
ſchloſſen. Derjenige, der die beiden Gefchäfte abfchliekt, 
verkauft theuerer, als er Fauft; die Differenz ift fein ge— 
wiffer Gewinn. ine Speculation liegt gar nicht vor‘. 


M A. aD. © 21 Nr 6. © 24 Nr 6. 
1) Anders Goldſchmidt Handbuch $ 40 Note 17. 
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Der report ift der Unterfchied zwifchen dem Preiſe des 
Papieres an einem dem Termin der Zinszahlung ferner 
und dem Preife an einem dem Teßteren näher Tiegenden 
Tage. Be entfernter ſich die beiden Tage find, defto grö- 
Ber ift natürlich der report, je näher, befto geringer. 
Der report wird befonders für den Capitaliften bebeu- 
tend, der müßiges Capital anlegen will. Er fauft per 
contant in einem Tagskauf, und verkauft auf Lieferung ; 
oder er kauft ein jo, daß ihm geliefert werde an einem 
näher, und verkauft fo, daß er liefere an einem ferner 
liegenden Termin. Er belegt auf diefe Art fein Capital 
auf Furze Zeit, und zwar beftimmt vortheilhaft, indem cr 
den report gewinnt. Bei diefer Darftellung, wie dem 
Capitaliften der report bedeutend werde, ift von der 
Vorausſetzung ausgegangen, daß die Papiere an einem 
früheren Tage wohlfeiler find als an einem fpäteren, und 
dies ift der gewöhnliche Fall, weil das Papier um fo 
mehr Werth Hat, je näher der Termin der Zinszahlung 
ift”. Unter der entgegengefeßten Vorausſetzung wird der 
report für den Befiter von Papieren bedeutend’. 
2. Hier ift befonders der Fall hervorzuheben, den die Pa- 
rifer Börfenfprache mit dem Ausdrud se faire une com- 
mune bezeichnet und den man da8 vereinigte Ge 
Schäft nennen könnte, wobei denn die Grundfpeculation 
von der Bereinigungsfpeculation zu unterfcheiden ift. 
Der Fall ift diefer: der Speculant glaubt, daß der Cours 
in der angenommenen ungünftigen Richtung nicht fortge- 


2) Für das Genauere alles de3 vorher Bemerkten vgl. meinen 
Verkehr mit Staatspapieren $ 11 ©. 37—46. Ladenburg in 
Goldſchmidt Zeitihrift Bd 3. S. 417—424. 

3) Das Genauere hierüber: Thöl a. a. O. ©. 43. 44, 
Ladenburg a. a. O. 
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hen fondern wieder zurücweichen werde. Dann beginnt 
er eine zweite Speculation nad; derjelben Richtung Hin, 
welche für die erfte Speculation die günftige iſt. Er rea- 
Iifirt dann beide Speculationen gleichzeitig. Iſt nun der 
Cours wirklich zurüdgewichen, fo ift aus der zweiten Spe- 
culation immer Gewinn, vielleicht auch aus der erften, 
hierfür Fommt e8 auf die Größe des Zurückweichens an; 
jedenfalls ift, wenn aus der erften Verluſt fein follte, 
diefer Verluft geringer oder ganz gededt durch den Ges 
winn, den die zweite Spechlation bringt. Es tritt nun 
in Folge der zwei Gefchäfte zwifchen dem Cours, nad) 
welchem die erfte Speculation, und dem Cours, nad) 
welchem die zweite gefchloffen ift, ein Zwiſchencours, Mits 
telcours, hervor; der Stand des Courſes, nach welchem 
realifirt wird, über oder unter diefem Cours entjcheidet, 
ob die beiden Speculationen, als ein Gefchäft, als eine 
Speculation gedacht, Gewinn oder Berluft bringen‘, 


4) Bgl. Thöl a. a. O. ©.57—59. Man nehme diejes Bei: 
jpiel: Der Speculant fauft 100 Papiere zu 80, indem er Steigen 
über 80 hofft, alfo gedenft theuerer verkaufen zu können. Der 
Cours finft aber auf 70. Verkaufte er zu diefem Cours, fo würde 
er 10x100 verlieren. Er glaubt, der Cours werde wieder fteigen, 
und Fauft daher noch 100 zu 70. Steigt num wirklich der Cours 
über 70, fo bat er aus der zweiten Speculation, diefe für ſich 
allein gedacht, Gewinn, der Cours muß aber ſchon über 8O ftei: 
gen, damit er aus der erften Speculation, diefe für ſich allein ges 
dacht, Gewinn hat. Denft man aber beide Speculationen zufam: 
men, als eine einzige, fo bat der Speculant Gewinn, wenn der 
Cours über 75 fteigt, dagegen Berluft, wenn er nicht den Stand 
von 75 erreiht. Man kann die Sache aud fo denken: 100 
Stüd zu 80 und nod 100 Stüd zu 70 gekauft ift ebenfo gut 
wie 200 Stüd zu 75 gekauft. — Ueber die andern Fälle mehrerer 
Kaufgeihäfte in Folge mehrerer Entihlüffe: a. a. DO. ©. 46—56. 
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Zweite Abtheilung. 
Das einfahe Prämiengefhäft". 


$ 286. 
Wahlrechte. 


Das Lieferungsgeſchäft wird auf mancherlei Art mo— 
dificirt, beſonders dadurch daß dem einem der Contra— 
henten ein Wahlrecht zuſteht. Dieſes betrifft entweder 
die Erfüllung ſelbſt, ſo daß ein Rücktritt vorbehalten 
iſt (einfaches Prämiengeſchäft), oder die Zeit der Erfül— 
fung (Wandelgeſchäft), oder die Art der Erfüllung (Stell- 
geſchäft, zweifchneidiges Prämiengefchäft), oder das O b— 
jeet der Erfüllung Nochgefhäft, Schluß auf feft und 
offen). Es ift daher der einfache, reine, feite Lie 
ferungsfauf zu unterfcheiden von dem modificirten‘, 
Am wichtigften ift das Wahlrecht Hinfichtlich der Erfüllung 
jelbft, das einfache BPrämiengefchäft. Der eine 
Contrahent, der Käufer oder der Verkäufer, Hat das Recht 
des Rücktritts, alfo die Wahl zwifchen Erfüllung und 
Nichterfüllung, er ift alfo nur berechtigt, nicht verpflich- 
tet; der Käufer hat demnach das Recht zu beziehen oder 
nicht zu beziehen, der Verkäufer das Recht zu liefern 
oder nicht zu liefern. Durch diefes Rüdtrittsrecht des 
einen Theils entjteht eine Ungleichheit der Gegenleiftungen, 
indem das Gefchäft dem Wahlberechtigten nur Vortheil, 
nie Nachtheil, dem andern Contrahenten nur Nachtheil, 
nie Vortheil bringen kann, umd zwar wird dem Wahlbe- 
rechtigten der Vortheil allein durch den Nachtheil des an— 


*) Ueber die folgenden 88 286—-294 vgl. auch Gareis über 
die juridifhe Natur der faufmännifhen Prämiengefhäfte im Ar- 
chiv für WR und HR Bd 18. ©. 123—170. 

1) Thöl Verkehr $ 14 S. 71—74. 





330 Das einfadhe Prämiengefchäft. 


dern Contrahenten gewährt; die Gegenleiftungen find fo 
ungleich wie nur möglich’. Dieſe Ungleichheit wird durch 
eine befondere von dem Wahlberechtigten an den andern 
Contrahenten zu machende Vergütung ausgeglichen. Diefe 
Vergütung heißt Prämie, das Gefhäft Prämienge 
Ihäft, die Kontrahenten Prämiengeber und Prü 
miennehmer, 


8 287. 
Arten und Zahlung der Prämie. 


Die Prämie wird entrichtet entweder für das Recht 
des Rüctritts oder fir den gewählten Räücktritt oder 
für den nicht gewählten Niücktritt‘. Bei den beiden 
fegteren Arten der Prämie find in der Regel beide Theile 
Prämiengeber und Prämiennehmer. Durch die Prämie 
für den gewählten Rücktritt ift der Verluſt fowie der 
Gewinn beider Eontrahenten dem Maximum nach begrenzt, 
nämlich auf den Betrag der Prämie beſchränkt; das ganze 
Lieferungsgefchäft bewegt fich auf einem abgefchloffenen 
Gebiet des Koursftandes, fo daß jeder Cours, welcher 
diefes der Höhe oder Tiefe nach überfchreitet, für das 
Geſchäft nicht wirft”. Durch die Prämie fiir den nicht 
gewählten Niücktritt ift der Verluft fowie der Gewinn 
beider Kontrahenten dem Marimum nach infofern begrenzt, 
als der Anfangspunft des Gewinnes ſowie des Verlu— 
ftes zufolge der Prämie weiter hinausgerückt ift, als dies 
ohne die lettere gewefen fein würde; das ganze Liefe— 
rungsgefchäft bewegt fich außerhalb eines abgefchloffenen 
Gebietes des Koursftandes, fo daß jeder Cours, welcher 


2) U. a. O. 8 0—22 ©. 74—80. 
1) A. a. O. 8 233 ©. 80. 81. 
2) U a. O. 8 35. 36 ©. 112-118. 
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diefem Gebiet angehört, für das Gefchäft nicht wirft”, 
Am Häufigften kommt die Prämie als eine Prämie für 
das Recht des Rücktritts vor‘. Diefe wird immer nur 
von einem der Kontrahenten entrichtet, jo daß nur eis 
ner das Recht des Rücktritts Hat’. Sie ift, je nachdem 
das Recht des Rücktritts dem Käufer oder Verkäufer zus 
fteht, entweder Yieferungsprämie" oder Empfang $- 
prämie’”. Dei beiden kann der Prämiengeber unbe 
dingt gewinnen, hat aber auch den gewiſſen Berluft der 
Prämie, der Prämiennehmer unbedingt verlieren, hat aber 
auch den gewiljen Gewinn der Prämie. Durch den ge 
wilfen Werth, den der Prämiennehmer wirklich Hat 
und für welchen er einen ungewiffen Werth aufopfert — 
ungewiß ift: ob und wie groß die Aufopferung fein 
werde —, find die Gegenleiftungen gleih’. Die Liefe- 
rungsprämie ift häufiger im Gebraud als die Empfangs- 
prämie”. Die Zahlung der Prämie” kann natürlich 

3) A. a. ©. 8 37. 38 ©. 119—122, 

4) A. 0.0.8 39 ©. 123—131. 

5) A. a. D.8 22. 32 ©. 79. 80. 107. 

6) A. a. O. 8 M—28 ©. 8297. 

7) A. a. O. 8 29 S. 98. Die Empfangsprämie kann auch da, 
wo ſie als ſolche nicht bedungen iſt, dem Reſultat nach vorkommen. 
Es wird nämlich das Lieferungsgeſchäft mit Empfangsprämie furz 
rogirt. 1, Für den Prämiengeber: Gekauft mit Lieferungsprämie 
und feſt verkauft. 2. Für den Prämiennehmer: Verkauft mit Lie— 
ferungsprämie und feſt gekauft. A. a.O. 8 30. 34. S. 99—106, 

8) Es iſt hier daſſelbe Verhältnig wie bei der emptio spei, 
bei welcher der Verkäufer einen in feiner Eriftenz und in feiner 
Größe ungemwiffen Werth gegen den unbedingt ihm zufallenden 
bejtinnmten Kaufpreis weggiebt. 

9) A. a. O. 5833 ©. 107-110. An der Pariſer Börfe 
wird das Prämiengefhäft mit Empfangsprämie nur unter den 
coulissiers, nit im parquet abgeſchloſſen; doch erſcheint es bier 


—— 
* -. 


382 Das einfache Prämiengeſchäft. 


jtet8 in eimem ſelbſtäudigen Zahlungsact vorgenom- 
men werden. Dies ift, wen der Rücktritt gewählt wird, 
infofern nothwendig, als das Gefchäft felbft dann feine 
Gelegenheit zu einer der anderweitigen Zahlung überbe- 
benden Anrechnung giebt. Die Gelegenheit liegt aber vor, 
wenn das Geſchäft zur Erfüllung fommt, und wird dann 
wohl benugt und eben daher abgewartet. Die Prämie 
wird dann, je nachdem der Prämiengeber Käufer oder 
Berkäufer ift, zu dem Kaufpreis hinzugerechnet oder von 
demfelben abgerechnet; fo daß aljo der Käufer um den 
Betrag der Prämie höher kauft, der Verkäufer um dies 
jen Betrag niedriger verkauft. Die Zeit der Zahlung 
der Prämie Tann natürlich beliebig bebungen werden. In 
dem gewöhnlichen Gefchäftsgange fcheint die Prämie im 
voraus d. h. bei Abſchluß des Gejchäftes bezahlt zu wer— 
den, aljo das Abwarten der Gelegenheit, die Prämie auf 
den Preis anzunehmen, nicht der häufigere Fall zu fein". 
8 288. 
Rechtliche Natur. 

Was die rechtliche Natur des Prämiengefchäftes an- 
langt, fo ift die Prämie eine Vergütung, die der Prä- 
miengeber wegen des ihm eingeräumten Wahlrechts dem 
Prämiennehmer bewilligt, alfo eine Vergütung für die zu 
feinen Gunften dem Kauf beigefügte Claufel: ut, si dis- 


der Sache nach durch die Verbindung eines mit Lieferungsprämie 
abgeichloffenen Prämiengefhäftes mit einem fejten Verkauf oder 
Kauf (vgl. Note 7), alſo verftedterweife, weil die verſchiedenen 
Geſchäfte nur in dem Kopf, in der Abficht desjenigen, der bei al: 
len Contrahent ift, zu einem Ganzen ſich geftalten, 

10) X. a. 0.8 34 ©. 110. 111. 

41) Bresson bemerkt ©. 177, daß die VBorausbezahlung der 
Prämie der gemöhnlichere Fall ſei. Ebenſo auch Bizet ©, XIV. 
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plicuerit, inempta sit res, oder ut, si placuerit, empta 
sit res; fie ift alfo das, was unfere heutige Rechtsſprache! 
arrha poenitentialis, Neugeld, nennt. Diefe arrha 
war dem römischen Necht unbefannt, wenigjtens braucht 
e8 für die in unferer Rechtsfprache fogenannte arrha poe- 
nitentialis nie, fondern nur für die von den Neueren 
fogenannte confirmatoria arrha den Ausdrud arrha; 
daher treffen die von der arrha redenden Stellen des 
römischen Nechts die Prämie nicht”. Die Prämie ift 
ihrer eigentlichen Bedeutung nad) eine Verſicherungsprä— 


mie’. Der Speculant kann durch eine fogenannte auf 


1) Gareis a. a. DO. ©. 123—130 will nur die Vergütung 
für das wirkliche Neuen, nicht die für das bloße Recht zu reuen 
unter dem Namen Meugeld begreifen. 

2) Namentlich leiden auf die Prämie nit Anwendung: 
1. L. 17. C. de fide instrum. (4. 21), welde in pr. I. de 
empt. et vend. (3. 23) wiederholt ift. Die arrha, welde hier 
der zurüdtretende Theil an den Andern verliert, iſt nicht die ſo— 
genannte arrha poenitentialis jondern eine verwirkte confirma- 
toria arrha; das Rücktrittsrecht ift nicht Folge der gegebenen 
arrha, jondern e3 ijt der DVerluft der arrha Folge des Zurüd: 
tretend. — 2. L. 6. D. de lege commissoria (18. 3). — 
3. L. 11. 86. D. de A. E. V. (19. 1). L. 2. C. quando 
liceat (4. 45). Genauer über alle8 Vorige in meinem Vers 
fehr ©. 208— 215. Ueber den Unterſchied der arrha poeniten- 
tialis von der poena conventionalis: a. a. O. ©. 216—218. 
Beide Injtitute unterfheiden fich weſentlich dadurch, daß die 
arrha poenitentialis zu Gunften defjen, der fie erlegt, das Recht 
des Nüdtritt3 giebt, die Gonventionalftrafe aber, wenn fie bei 
einem klagbaren Geſchäft ftipulirt it, zum Nachtheil deffen, der 
fie wegen feiner mora verwirkt, das Intereffe firirt. 

3) Thöl a. a. DO. S. 199—201. Gegen diefen Gefichts- 
punft (wobei aber von Gareis die Verfiherung auf Conjunctur, 
die des Mißglückens einer Speculation, nicht erwogen iſt) und 


I 
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Conjunctur gefchloffene Verficherung den pofitiven Schaden, 
welchen er durch die ihm ungünſtige Richtung der Cours— 
veränderung leiden Tann, deden; der BVerficherer hat 
die Berbindlichkeit, im Fall daß der übernonmene Un- 
glüdsfall (jene ungünftige* Richtung) eintritt, an die 
Stelle des Berfidherten zu treten; übernimmt nun der 
eine Contrahent felbjt die Eigenjchaft des DVerficherers, 
fo werden, wenn der andere von feinem Recht aus der 
Berfiherung Gebrauch macht, fo daß jener in feine Stelle 
treten muß, der Käufer und Verkäufer identisch und das 
Geſchäft Löft fich ohne Erfüllung auf. Es ift alfo im der 
Beredung des Rücktrittsrechts neben dem abgefchlofjenen 
Kauf noch ein Verſicherungsvertrag enthalten, und die 
Prämie für das Rücktrittsrecht ift nichts anderes als die 
dem Kontrahenten, welcher e8 einräumt, in feiner Eigen- 
ſchaft des Verficherers bewilligte VBerficherungsprämie. — 
Die Prämie erhält der Prämiennehmer für den Riſico, 
den er in Folge des von ihm bewilligten Rücktrittsrechts 
läuft, alſo in feiner Eigenfchaft als Verſicherer; es ift 
daher für fein Recht auf diefelbe gleich, ob der Prämien- 
geber fich für den Rücktritt oder für die Erfüllung erklärt 
bat, und im leßtern Wall, wo der bedingte Kauf ein un— 
bedingter geworden ift, gleich, mie die Kontrahenten den 
ihnen nun obliegenden Berbindlichkeiten nachkommen. Da— 
her können Vertragswidrigkeiten des Prämiennehmers hin- 
fichtli) der Erfüllung des Kaufes fein Recht auf die 
Prämie nicht ändern‘, und fo giebt namentlich die Mora 
des Prämiennehmers dem Prämiengeber nicht das Recht 


überhaupt über die Natur der Prämie vgl. die Erörterung von 
Gareis a. a. DO, ©. 126—148. 


4) Thöl a. a. O. ©. 203. 204, 
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die bezahlte Prämie zurüdzufordern‘. Die Prämie ift, 
wenn nur ein Theil Prämiengeber ift, im Zweifel als 
für da8 Recht des Rüdtritts bedungen anzunehmen‘. — 
Nah Particularrechten ift das Prämiengefchäft ein verbo- 
tener Windhandel', gemeinrechtlich hat die Statthaftigfeit 
fein Bedenken”, 


Dritte Abtheilung. 
Die zufammengefegten Prämiengeſchäfte'. 


S 289. 
Zweiprämiengeſchäft. 


J. Das Zweiprämiengeſchäft wird durch die Beziehung 
characteriſirt, in welcher zwei Prämiengeſchäfte zu einander 
ſtehen; ſie ſollen demjenigen, welcher bei beiden entweder 


5) A. a. O. © 182—191. 203—225. 

6) AU. a. O. © 19%2—203. 

7) Hamburger geichriebenes Recht. Rechtsfälle TH. 3. 9.4. NrI. 

8) Sie würde zweifelhaft werden, wenn die Behauptung von 
Bluhme Enchelop. Abth. 2 $ 539, daß der Kauf mit Prämie in 
ein gewagtes Geſchäft, ein Differenzgeichäft übergebe, zuzugeben wäre, 

) Die juriftifche Seite diefer Geſchäfte ift fat noch gar nicht 
bearbeitet. Bei Bender findet fi nur über einige Geſchäfte et- 
was Weniges (Wandelclaufel, Nohgeihäft, Stellgefhäft). Uebri: 
gens laffen fidy viele Fragen bei diefen Geſchäften leicht beant— 
worten, wenn man nur erjt die einzelnen Gejhäfte, welche mit 
einander verbunden werden, für ſich allein betrachtet, und dann 
weiter fragt: ob und wieweit am den gefundenen Rejultaten die 
Berbindung (vgl. L. 72. D. de evict. (21. 2)) eine Aenderung 
bewirken kann. — Wenn Brindmann HRS 90 Note 7 meint, 
daß das Zweiprämiengeſchäft nicht ind Handelsrecht gehöre, fo 
überfieht er den innern Zufammenhang zwiſchen diefem Gejchäft 
und dem zweifchneidigen Prämiengefhäft und Stellgefhäft. Die 
von ihm gewählte Reihenfolge der einzelnen Gejhäfte (in $ 90) 

Ehöl’s Handelöreht. Öte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 25 
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als Prämiengeber oder als Prämiennehmer Speculant 
ift, ſowohl für den Fall des Steigens als auch für den 
des Sinfens des Courfes zu einem Gewinn verhelfen‘. 


ift verwirrt. Die Geſchäfte find jo zu ordnen, wie fi) eines aus 
dem andern erflärt und entwidelt. 

Soweit die vorigen Auflagen. Nunmehr ift zu vgl. Gareis 
a. a. O. ©. 1485 —168. Es wird bier ©. 154 ganz ridy: 
tig bemerkt, daß die Prämiengefchäfte (d. h. das einfache und die 
zufammengefegten) ein Wahlrecht geben entweder zwiſchen Wollen 
und Nichtwollen oder zwiſchen Sowollen und Anderswollen oder 
zwiſchen Nichtiwollen und Sowollen und Anderswollen. 

1) Es bat fih noch Fein Name für diefe Verbindung von 
zwei Prämiengejchäften gebildet. Zwar bemerkt Bender Verkehr 
©. 435, daß fie in Paris operations de primes contre primes 
heiße. Allein unter diefer Benennung, deren Bresson (Fonds 
publies ©, 195) erwähnt, verjteht diefer nit die Verbindung 
zweier Prämiengefchäfte, von denen das eine mit Lieferung: und 
das andere mit Empfangsprämie abgefchloffen ift, fondern die Ver: 
bindung zweier Geſchäfte, von denen jedes mit Lieferungsprämie 
abgeſchloſſen ift, wie fid) dies auch aus dem parifer Börfengebraud,, 
der im parquet nur die Lieferungsprämie fennt, von felbit erklärt. 
Die Geſchäfte felbft find in meinem Verkehr $ 39 Note 5 ohne 
weitere Ausführung angegeben. — Mir fdien die Benennung 
Doppelprämiengefhäftund Zweiprämiengefhäft paf- 
jend, die leßtere aber bezeichnender, weil fie mehr bervorhebt, daß 
bier die Lieferungs: und Empfangsprämie ala zwei gefonderte 
Prämien erfcheinen, welche an zwei Prümiennehmer oder von zwei 
Prämiengebern bezahlt werden, im Gegenfaß der Geſchäfte, bei wel: 
hen die doppelte Prämie zwar vorhanden ift, aber nur als eine 
einzige Prämie erjceint, weil fie von einem Prämiengeber an 
einen Prämiennehmer zu bezahlen ijt und diefem in einer Ge: 
fammtjumme bezahlt oder beredinet wird, wie dies bei dem zwei: 
fchneidigen Prämiengefhäft und dem GStellgefhäft der Fall iſt. 
Der Gegenſatz zu dieſen Geſchäften ſcheint ſich ſchärfer in dem 
Namen: Zweiprämiengeſchäft herausſtellen und man kann die 
oben im Text unter Nr II und III angegebenen Fälle mit den 


ER 
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I. Beide Prämiengeſchäfte haben einen Prämiengeber?. 
Der Speculant verkauft an A und Fauft von DB, beides 
auf Lieferung mit vorbehaltenem Nüdtritt, der natürlich 
nur gegen Prämie bewilligt wird. Er fließt aljo zwei 
Prämiengefchäfte, ijt bei beiden Prämiengeber, bei dem 
einen Verkäufer, bei dem andern Käufer, er ſchließt aljo 
ein Lieferungsgefchäft mit Empfangsprämie, ein anderes 
mit Pieferungsprämi. — Sinkt der Cours, jo macht er 
den Berfäufer; fteigt er, jo macht er den Käufer; ändert 
der Cours ſich nicht, fo tritt er von beiden Gejchäften 
zurüd. Er hat dann ficher Gewinn, wenn die Cours- 
änderung die Größe beider Prämien überfteigt. Seine 
Speculation beruht alfo auf der Zweifelhaftigkeit über 
die Richtung und auf der Ueberzeugung von einer dem 
Minimum nad beftimmten Größe der Coursveränderung. — 
Da der Speculant gegen beide Brämiennehmer den Nüd- 
tritt geltend machen darf, fo ift die Möglichkeit, welche 
ihm durch die zwei Gejchäfte gegeben wird, eine dreifache; 
er kann nad) feiner Wahl als Käufer oder als Verkäufer 
oder gar nicht verpflichtet fein. III. Beide Prämienge- 
Ichäfte haben einen Prämiennehmer‘. Der Speculant 
verfauft an A und kauft von B und bewilligt Beiden 
gegen Prämie den Rücktritt, er erhält alfo eine Lieferungs- 
prämie und eine Empfangsprämie. Er hat dann ficher 
Gewinn, wenn der Cours fi) gar nicht ändert oder fo 
wenig, daß die Coursdifferenz geringer als der Betrag 
der beiden Prämien ausfält. Seine Speculation beruht 
alfo auf der Ueberzeugung von dem Nichtändern des 


Namen: Zweiprämiengefhäft mit einem Prämiengeber und Zwei: 
prämiengefjhäft mit einem Prämiennehmer unterjcheiden. 
2) Thöl Verkehr $ 40 ©. 132—138. 
3) a. a. 0.843 ©. 144. 145 u, ©, 143. 
25” 
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Courſes oder auf der Zmeifelhaftigfeit über die Richtung 
der Coursveränderung verbunden mit der Weberzeugung 
von einer ein Marimum nicht überfchreitenden Größe der- 
jelben. — Da der Speculant beiden Prämiengebern den 
Nüctritt bewilligt hat, fo wird das Verfahren derjelben 
in Folge des einem jeden zuftehenden zweifachen Wahlrechts 
dahin führen, daß er am Lieferungstage entweder gar 
nicht oder nur. als Verkäufer oder nur als Käufer ver: 


pflichtet ift. 





S 290. 
Das zweilhneidige Prämiengeſchäft. 


Das zweifchneidige Prämiengefhäft" ift ein Liefe- 
rungsgejchäft, bei welchem der Prämiennehmer ſich ver- 
pflichtet, nad) der Wahl des Prämiengebers diefem entwe— 
der die Waare (meiftens Papiere) zu liefern, oder fie 
von ihm zu beziehen, oder von dem Vertrage ganz abzu- 
ftehen?, Dem PBrämiengeber ift alfo ein Wahlrecht nad) 
drei Richtungen Hin eingeräumt. Die Prämie hat den 
Character theil8 der Yieferungs= theils der Empfangs- 
prämie. Das zweifchneidige Prämiengeſchäft unterjcheidet 
fih von dem Zweiprämiengefhäft mit einem Prämien- 
geber nur dadurd, daß die bei diefem vorkommenden 
zwei Prämiennehmer, und von dem Zweiprämiengefchäft 
mit einem Prämiennehmer nur dadurd, daß die bei dies 
jem vorkommenden zwei Prämiengeber in einer Perfon 
bereinigt find. Die Speculation des Prämiengebers ift 
diefelbe wie beim Zmweiprämiengefchäft mit einem Prä- 


1) Thöl Verkehr $ 42 ©, 142--144. 


2) An einer fpeciellen tedhnifchen Benennung der Contrahenten 
fehlt es bei diefem Geſchäft. 


—Jr — — — —— 
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miengeber die des Ießtern’, die des Prämiennehmers 
diejelbe wie beim Zmeiprämiengefchäft mit einem Prämi- 
ennehmer die des leßtern‘. Ueber die Zahlung der Prä- 
mie gilt ganz das von dem einfachen Prämiengefchäft Ge- 
fagte. Zu beachten ift, daß, da wegen des geftatteten 
Rücktritts die Erfüllung wegfallen kann, keineswegs im— 
mer das Geſchäft ſelbſt zu einer der anderweitigen Zah— 
fung überhebenden Abrechnung Gelegenheit giebt”. 


8 291. 
Das Stellgeihäft. 


Das Stellgefchäft" ift ein Lieferungsgefchäft, bei mel- 
chem der Prämiengeber (der Wähler) das Recht hat, nad) 
feiner Wahl die Papiere dem Prämiennehmer (dem Stel— 
fer) zu liefern oder von ihm zu beziehen. Die Prämie 
hat den Character theils der Pieferungs- theils der Ems 
pfangsprämie. Die Speculation beider Theile ift im 
Ganzen ebenfo wie bei dem zweifchneidigen Prämienge: 
ihäft?. Die Prämie wird gewöhnlich — fo gewöhnlich, 
daß man dies faft eine Eigenthimlichkeit des Stellgefchäf- 


3) Ein anderes Surrogat des zweifchneidigen Prämiengeſchäftes 
für den Prämiengeber ift: Gekauft mit Pieferungsprämie und die 
Hälfte feit verfauft. Bol. meinen Verkehr $ 41 ©. 138—141. 

4) Ein andere3 Surrogat des zweijchneidigen Prämiengeſchäftes 
für den Prämiennehmer ift: Verkauft mit Lieferungsprämtie und die 
Hälfte feit gekauft. Vgl. meinen Verkehr $S 44 ©. 145—148. 

5) Anders beim Stellgeihäft, daber auch bei diefem, und 
nicht bei dem zweiſchneidigen Prämiengeihäft, die einenthümliche 
Definition von Nebenius. Dal. 8 291. 

1) Thöl Verkehr 8 45. 46 S. 148—155. Böhmer im 
Arh. für d. civ. Praris Bd 9. ©. 415—421. Ladenburg in 
Goldſchmidt Zeitihr. Bd 3. ©. 433—437. Gareid a. a. O. 
S. 159—168. 

2) Thöl Verkehr ©. 149. Ueber die DVerfchiedenheit der 
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te8 nennen kann — erft dann, wenn das Gefchäft zur 
Erfüllung kommt, bei Gelegenheit der Zahlung des Kauf- 
preifes entrichtet. Sie wird dann, je nachdem der Wäh- 
fer Fauft oder verkauft, entweder zu dem Kaufpreis ge- 
ſchlagen oder von demfelben abgezogen, fo daß jener bie 
Papiere um den Betrag der Prämie entweder thenerer 
bezieht oder wohlfeiler Tiefer. Die Berechnung wird 
in der Negel Schon bei dem Abjchluß des Gejchäftes ge- 
macht und danach werden zwei verfchiedene SKaufpreife 
feftgefegßt. Hieraus erfären fi die Schlußbriefe, melde 
ohne der Prämie zu erwähnen einen höhern Preis für 
den Fall, daß der Mähler bezieht, einen niedrigeren für 
den, daß er liefert, feitfegen. Die Hälfte der Differenz 
zwischen den beiden Preifen ift der Betrag der Prämie. 
Es erklären fi) daraus auch manche Definitionen‘. Der 
Wähler muß übrigens die ganze Quantität der zur Pie- 
ferung oder zum Bezug ftehenden Papiere liefern oder 
beziehen, und darf nicht einen Theil der Papiere beziehen 
und den andern liefern‘. 


Speculation bei dem GStellgeihäft und dem zmeifchneidigen Präs 
miengeihäft: a. a. DO. $ 46. ©. 151—155. 

3) Die von Nebenius öffentl. Credit S. 564 aufgeftellte De— 
finition: „Das GStellgeihäft ift das gleihe Gefhäft wie das 
zweijchneidige Prämiengefhäft, diefeg ohne Prämienbeſtim— 
mung mit der Modification abgeſchloſſen, daß der Wahlberechtigte 
die Papiere entweder annehmen oder liefern muß, und für den 
Fall, daß er annimmt, ein höherer, für den all, daß er liefert, 
ein niedrigerer Preis beftimmt wird“ überſieht und verdedt das 
innere Weſen des Geſchäftes und faht das letztere nur nad) ſei— 
ner äußerlichen Erſcheinung auf. So aud die Definition Benders 
Verkehr $ 54 ©. 407: „U verpflichtet fih dem B, nad des 
Iegteren . . . Mahl entweder... . zu liefern oder. . . zu einem 
etwas höheren Preis zu beziehen." 4) Thöl Verkehr ©. 226—229. 
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g 292. 
Der Schluß auf feſt und offen, 

Der Schluß auf feft und offen! giebt dem Käufer 
das Kecht, einen beftinnmten Theil der zu Tiefernden Pas 
piere nicht zu nehmen, unter der Verpflichtung, den an— 
deren Theil, den er bezichen muß, etwas höher zu bezah— 
len, als der nad) dem Preife jenes Theiles auf diefen 
berechnete Kaufpreis betragen würde. Man fann jenen 
Theil die offenen Papiere, diefen die feften nennen. Die 
Summe, um welde der Kaufpreis der feiten Papiere 
erhöht wird, ift ein Neugeld, eine Prämie’. Die feften 
Papiere find gekauft, während die offenen entweder aud) 
gefauft find oder gekauft werden können, alſo entweder 
unter einer Refolutivbedingung oder unter einer Suſpen— 
fivbedingung gefauft find. Der refolutiv bedingte Schluß 
auf feſt und offen ift nur eim einziges Gefchäft, nämlich 
ein Lieferungsfauf mit einer für einen Theil der 
gekauften Papiere geltenden Refolutivbedingung. Der 
ſuſpenſiv bedingte befteht aus zwei verschiedenen, in einem 
Engagementsbriefe aufgezeichneten Gefchäften, nämlich in 
Hinficht auf die feften Papiere aus einem einfachen Pie 
ferungsfauf, in Hinfiht auf die offenen Papiere aus 
einem Prämiengefchäft. Der Schluß auf feſt und offen 
kann auch fo abgejchloffen werden, daß der Verfäufer 
das Recht hat, einen Theil der zu beziehenden Papiere nicht 
zu liefern, wo er dann den andern Theil, welchen er Tiefern 
muß, um etwas geringer liefert, als der nach dem Preife 
jenes Theiles auf diefen berechnete Preis betragen würde. 
Für diefen Fall gilt mutatis mutandis alles vorhin Gefagte. 


1) Thoöl Verkehr 8 48 ©. 164—166. 
. 2) Um den Betrag der Prämie muß ftet3 der Preis der fe— 
jten Papiere erhöht werden. a. a. O. ©. 165. 


u 
7— 
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8 293. 
Das Nochgeſchäft. 


Das Nochgefchäft", auch Geſchäft „auf Noch“ oder 
„mit Noch”, ift ein Lieferungsgejchäft, bei welchem der 
Käufer oder der Verkäufer das Recht hat, zur Lieferungs— 
zeit noch eine Anzahl Papiere mehr, als zunächſt bedun— 
gen ift, refp. zu fordern oder zu liefern. Der eine Theil 
ift „zum Noch berechtigt”, der andere „mit Noch verbind» 
lich“. Es liegt ein doppeltes Geſchäft vor’, nämlich in 
Hinficht auf die Papiere, welche die Grundlage des Ges 
ſchäftes ausmachen, alfo bezogen und geliefert werden müf- 
jen, die feften Papiere, ein einfaches Lieferungsgefchäft ; 
in Hinficht auf die Anzahl, welche noch nachverlangt oder 
noch nachgeliefert werden darf, die Nochpapiere®, ein Prä- 
miengefchäft. Die Prämie kommt erkennbar felten vor, 
fondern ftedt in dem für die feiten Papiere bedumgenen 
Kaufpreis. Sie muß, fol fie nicht in einem felbftändi- 
gen Zahlungsact berichtigt werden, auf den Preis der 


1) Thöl Verkehr $ 49 ©. 166—175. 

2) Ein Nohgefhäft, aber ohne Prämie, geſchloſſen auf 10 
Seronen Tabaf mit Noh von 15 Seronen liegt vor in dem 
Fall des ROHG Entf. Bd 12. ©. 61—64. Es enthält der: 
ſelbe nicht ein einziges Kaufgefchäft fondern zwei Kaufgefchäfte, 
welche als feite Raufgefchäfte zu zwei verfchiedenen Zeiten entſtan— 
den find: gleichzeitig war entjtanden ein fejter Kauf von 10 Ges 
ronen und ein Kauf auf Befiht (auf Laune) von 15 Seronen, 
für jene war damals ein Käufer, für diefe nur ein (zum Kaufen 
berechtigter aber nicht verpflichteter) Kaufluftiger da. Die beiden 
feften Kaufverträge find gänzlih unabhängig von einander, daher 
giebt 3. B. Verzug in Betreff des einen Feine Rechte in Betreff 
des andern. Gänzlich anderer Meinung iſt das ROHG a. a. ©. 

3) Wegen der geftatteten Nachforderung oder Nachlieferung nennt 
man die Papiere auch Nachpapiere und das Gefhäft Nach geſchäft. 


Se 
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feſten Papiere gerechnet werden, und danach muß, wenn 
die feſten und die Nochpapiere dieſelben ſind d. h. derſel— 
ben Gattung gleich nahe angehören, nothwendig der aus 
der Berechnung ſich ergebende Preis der feſten Papiere 
höher oder niedriger ſein als der der Nochpapiere, je 
nachdem der Käufer oder der Verkäufer zum Noch berech— 
tigt iſt. Mit der Feſtſetzung deſſelben Preiſes für die 
einen wie für die andern läßt ſich das Anrechnen der 
Prämie nicht vereinigen“. — Vergleicht man das Noch— 
geſchäft mit dem ſuſpenſiv bedingten Schluß auf 
feſt und offen, ſo ergiebt ſich: Die beiden Geſchäfte, 
welche den Schluß auf feſt und offen bilden, ſtehen nur 
dadurch in Verbindung mit einander, daß ſie in einem 
und demſelben Engagementsbrief aufgezeichnet werden und 
daß die für den Kauf der offenen Papiere zu entrichtende 
Prämie mit dem Preiſe der feſten Papiere zu einer 
Geſammtſumme geſchlagen wird. Ebenſo iſt es mit den 
beiden Geſchäften, welche das Nochgeſchäft bilden‘. Die— 


4) Dies iſt in Thöl Verkehr S. 167—172 durchgeführt, 
und danach müſſen die von Bender, von Baumſtark und von Ne— 
benius über das Nochgeſchäft gemachten Darſtellungen gewürdigt 
werden. Wenn hier ein gleicher Preis der feſten Papiere und 
der Nochpapiere angenommen wird, ſo muß der Umſtand, in wel— 
chem allein das hinſichtlich der Nochpapiere zuſtehende Wahlrecht 
ſein Gegengewicht und daher das ganze Nochgeſchäft ſeine Erklä— 
rung findet, nämlich daß eine Prämie bedungen war und außer— 
dem daß ſie in einem ſelbſtändigen Zahlungsact berichtigt wird, 
hinzugedacht werden. U. a. O. ©. 172—174, 

5) Die Rechtsbeſtändigkeit des feften Gefchäftes ijt daher 
gänzlich) unabhängig von der (particularredhtlichen, vgl. oben $ 288 
Note 7) Unftatthaftigkeit des Prämiengefchäftes, wenn gleich die 
auf den Preis der feiten Papiere angerechnete Prämie von dem— 
jelben abzurechnen oder demfelben zuzurechnen it. Mit Unrecht 
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jes ſowohl wie jener Schluß — kann man daher defini- 
ren — wird gebildet durch die Verbindung zweier Piefes 
rungsgejchäfte, nämlich eines einfachen Pieferungsgejchäftes 
und eines Prämiengefchäftes, in einem und demſelben 
Schlußbrief. In der That ift auch zwifchen den Gefchäf- 
ten ſelbſt gar Fein Unterfchted, fie enthalten nur eine ver- 
Ichtedene factiſche Auffaffung deſſelben Nechtsverhältniffes. 
Dei dem Schluß auf feit und offen ift e8 die Gefammt- 
zahl der feften und offenen, bei dem Nochgefchäft nur 
die Zahl der feften Papiere, welche zunächſt (urfprünglich) 
den Kontrahenten als Kaufobject vorfchwebt. in redit- 
licher Unterfchied wird durch diefe verfchtedene factifche 
Auffaſſung nicht begründet. 


g 294, 
Das Wandelgeihäft. 

Das Wandelgefchäft' ift ein Lieferungsgefchäft, bei 
welchem dem einen Kontrahenten ein Wahlrecht hinfichtlich 
der Zeit der Pieferung zufteht. Der Tag (genauer die 
Zeit) der Pieferung ift entweder feſt beftimmt, jo daß er 
einfeitig nicht geändert werden darf, oder es ift dem einen 
Contrahenten, dem Käufer oder dem Verkäufer, das Recht 
zugeftanden, vor dem letzten Pieferungstage reſp. die Lie 
ferung zu verlangen oder zu machen, und zwar entweder 
fo, daß das Recht fchon von dem Tage des Abjichluffes 
(der Perfection) oder erft von einem bejtimmten andern 
Tage an läuft und in beiden Fällen jo, daß e8 entwe— 
der bis zum letzten Pieferungstage oder nur bis zn einem 


wird in den Mectsfällen Th. 3. Heft 4. ©. 21 ein fo enger 
Zufammenhang beider Geſchäfte behauptet, daß aud) das feite Ge- 
ihäft für unftatthaft zu halten fei. 

1) Thöl Verkehr $ 47 ©. 155—163. 
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früheren Termin geltend gemacht werden kann. Es be— 
ziehen ſich hierauf z. B. die Clauſeln „auf Verlangen 
früher“ oder „täglich zu liefern“, „täglich zu beziehen“ 
oder „die Lieferung kann von ... bis ... täglich ver— 
langt werden“ oder „täglich geſchehen“. Dieſe und ähn— 
liche Clauſeln geben alſo demjenigen Contrahenten, zu 
deſſen Gunſten die eine oder andere beigefügt iſt, das 
Recht, die Lieferung vor dem letzten Lieferungstage an— 
zuſetzen. Dieſes Recht, zu Gunſten des Verkäufers feſt— 
geſetzt, iſt im Ganzen unerheblich und es kommt daher 
als ein Recht des Verkäufers ſelten vor’. Die eigent— 
liche Bedeutung hat das Wahlrecht, wenn es zu Gunſten 
des Käufers ſtattfindet'. Sie liegt dann hauptſächlich“ 
darin, daß diefer den Coursſtand benuten kann, welchen 
feiner Meinung nach ein fpäterer Cours bis zum letten 
Lieferungstage nicht überfteigen wird. ine Prämie, als 
Ausgleihungsmittel der günftigeren Stellung des wahl— 
berechtigten Käufers, ift vernünftigerweife unerläßlich, doch 
fommt fie erfennbar nicht vor, indem fie in einer Erhö— 
hung des fonft niedriger gefetten Raufpreifes liegt. Wird 
der Pieferungsfauf nicht Tediglich durch ein Wahlrecht hin— 


2) Bresson erwähnt fogar der Glaufel ou plutöt & volonte 
immer nur al3 zu Gunften de3 Käufers bedungen. 

3) In diefer Bedeutung kommt das Recht auch zu Paris 
im Verkehr vor. Die Glaufel Tautet „ou plutöt à volontd“ 
und wird nach der Bemerkung von Bresson (Fonds Publics ©, 
173 und 244) bei allen Pieferungsfäufen bedungen. Da3 Aus: 
üben des Wahlrechts, nämlich das frühere Kündigen, beißt es- 
compter; — escompte, des escomptes. 

4) Thöl Verkehr ©. 157.158. Ueber andere Veranlaffungs- 
gründe, welche den Hauptgrund nicht ausſchließen, wenn auch viel: 
leicht mander Käufer auf den Nebengrund das Hauptgemwicht le— 
gen wird: a. a. D. ©. 158—162. 
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fichtlich der Zeit modificirt, fondern auch noch durch ein 
Wahlrecht in anderer Beziehung, fo ift es räthlih, um 
nicht den Namen, der für das in diefer Beziehung mo- 
dificirte Gefchäft hergebracht ift, aufzugeben, den letzten 
Namen beizubehalten und das Wahlrecht Hinfichtlich der 
Zeit durch einen Zufas, wie „mit der Wandelclaufel“, 
zu bezeichnen, 3. B. zu fagen: das Stellgefhäft mit der 
Wandelclaufel. 





weiter Abſchnitt. 
Einzelne Creditgejdäfte. 


g 295. 
Der Credit. 


I. Eredit ift das Vertrauen, daß ein Verfprechen 
erfüllt werde‘. Je nachdem man diefes Vertrauen ges 
nießt oder fchenft, Hat man oder giebt man Credit. 
I. Je nachdem bei einem Vertrage die Erfüllung hinaus- 
gefchoben wird oder fofort dem Verſprechen folgt, ift er 
ein Greditgefchäft oder creditlos. Kin Gefchäft, 
bei welchem nur der eine Contrahent verfpricht, ift entwe- 
der ein Creditgefchäft oder creditlos’; ein Geſchäft, bei 


1) Der Titel D. de rebus creditis (12. 1) gehört hieher. 
Val. befonder L. 1. L. 2. 8 3. 5: rerum creditarum titulus 

. omnes contractus, quos alienam fidem secuti instituimus, 
complectitur... credendi generalis appellatio est ... nam 
euicumque rei adsentiamus alienam fidem secuti, mox recep- 
turi quid ex hoc contraetu, eredere dieimur’ Rei quoque 
verbum, ut generale, Praetor elegit. 

2) Man darf nicht Tediglich an onerofe Geſchäfte (der nicht ſo— 
fort tradirende Schenker genießt Gredit) noch lediglich an ſolche, bei 
denen gegen empfangene Werthe Gegenwerthe gegeben werden, denken. 


em 
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welchem beide Contrahenten verfprechen, Tann hinfichtlich 
des einen ein Creditgefchäft, Hinfichtlich des andern eredit— 
[08 fein’. Alle Gefchäfte find entweder ihrer Natur nad) 
Greditgefchäfte, wenn nämlich die Erfüllung mwejentlich nicht 
fofort dem Berfprechen folgt‘, oder fie find es in Folge 
einer befonderen Verabredung. Zu den erfteren gehören 
alfe Gefchäfte, bei denen ein empfangener Werth fpäter 
reftituirt werden ſoll, ſei e8 identiſch (in specie) oder 
in derfelben Quantität und Qualität (in genere)‘, 
II. Der Credit ift öffentlicher" oder Privatceredit, 
je nachdem der Schuldner der Staat oder eine Privatpers 
fon ift. IV. Die Gefahr, welche der Gläubiger durch die 
Creditgebung läuft, iſt die: daß der Vertrag ihm nicht 
erfüllt werde. Je größer die Wahrjcheinfichfeit der Er— 
füllung, deſto geringer, je geringer, deſto größer die Ge- 
fahr. Auf diefe, wie auf die Erfüllung wirken zwei Mo- 
mente: das Können und das Wollen des Schulds 
ners’. Für das Können wird bedeutend fein jetiges 
Bermögen und die Wahrjcheinlichkeit, daß es vermindert, 
erhalten, vermehrt werde, für welche nicht nur feine Per— 


3) Eredit kann geniefen und nicht genießen der Käufer — 
Greditfauf, Baarkauf; und bei demjelben Kauf der Verkäufer 
— Lieferungsfauf, Tagslauf. Auch der, welcher feine Leiftung 
nod nicht gemacht hat, creditirt, ungeachtet feines Retentionsrechts, 
dem Andern, denn fein Jutereſſe an der jenfeitigen Erfüllung ift 
nicht durch das Zurückhalten jeiner Yeiftung erſetzt. 

4) Weſentlich genießt Credit 5. B. der Commodatar, der 
precario rogans, der Depofitar, der Yauftpfandgläubiger, der 
Miether einer Sache; der Schuldner beim Darlehen; — der Ver: 
miether von Dienjten, der Mandatar, 

5) Bgl. die vorige Note, 

6) 3. Nebenius der äffentlihe Credit 2. Aufl. Th. 1. 1829, 

7) So auch Codigo commercial Art. 274, 


Jerez 
—— 
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ſönlichkeit ſondern auch fein ſ. g. Glück und Unglück in 
Betracht kommt. Sein Wollen iſt bedeutend, weil er 
dem Gläubiger, ohne daß dieſer rechtliche Hülfe hat, auf 
mancherlei Weiſe die Forderung werthlos machen kann. 
Namentlich kann er 1. fein Vermögen weggeben, ſchen— 
kungsweiſe oder oneros aber gegen geringere und immer 
wieder geringere, oder zwar angemeſſene doch ſolche Ge— 
genwerthe, welche dem Gläubiger nicht zu Gute kommen 
können. 2. An ſeinem Vermögen auch Andern Rechte 
einräumen, alſo ſich neue Gläubiger conſtituiren, welche 
mit unjerm Gläubiger concurriren oder ihm gar vorges 
ben, jo daß er vielleicht nichts erhält, und fann den ei- 
nen vor dem andern” befriedigen. 3. Durch Weigern 
der Erfüllung den Gläubiger in Berlegenheit und Koften 
jegen. Für das Wollen und folgeweife das Können 
werden namentlich die Mittel bedeutend, welche dem Gläu- 
biger nach dem Rechtszuſtande des Ortes gegen den Schuld» 
ner zu Gebote ftchen. Das Können ohne redlichen Wil: 
len genügt jo wenig wie diejer ohne jenes. Das Kön- 
nen und Wollen ift alfo entjcheidend für die Größe der 
Gefahr‘. V. Der Eredit kann auf verjchtedene Art und 
mit verjchiedener Stärke gefichert oder auch unge: 
jihert fein. Folgende Abftufungen laſſen ſich denken: 
1. Der Gläubiger trauet ohne Weiteres dem Können 
und Wollen des Schuldners. 2. Der Gläubiger läßt ſich 
vom Schuldner einen Schuldfchein ausjtellen oder eine 


8) L. 21. pr. D. de peculio (15. 1) „licet creditori vigi- 
lare ad suum consequendum.“ L. 52. pr. eod. „occupantis 


melior ... . conditio, quam ceterorum.“ L. 3. 8 10. L. 4. D. 
de in rem verso (15. 8). L. 19. D. de re judicata (42. 1). 
9) L. 112. $ 1. D. de V. O. (45. 1)... plerumque 


idonei non tam patrimonio quam fide quoque aestimarentur, 


ee 
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Anweiſung acceptiren. Der Schuldjchein wie das Accept 
kann als wiederholtes Berjprecdhen und als Beweisurfunde 
das Wollen des Schuldners fihern. 3. Der Gläubiger 
läßt den Schuldner wechjelvechtlich fich verpflichten, indem 
er fich von ihm einen eigenen Wechfel ausjtellen läßt oder 
ihn eine auf ihn gezogene Tratte acceptiren läßt oder auf 
fi) von ihm einen Wechjel indofjiren läßt. Die Wedhjel- 
ftrenge wirft, insbefondere vermittelft der Wechfelhaft " 
auf das Wollen fowie auch auf das Können des Schuld- 
nerd. 4. Dem Gläubiger ftehen dinglihe Rechte an 
dem ganzen Vermögen oder an einzelnen Bermögensftücden 
des Schuldners zu — Fauſtpfand, Hypothek. Das 
dinglihe Recht wirkt durch feinen Vorzug im Concurs 
und durch feine DVerfolgbarkeit in die dritte Hand auf 
das Können und das Wollen des Schuldners dieſem 
Gläubiger gegenüber. 5. Der Gläubiger hat das Eigen- 
thum an der vom Schuldner ihm zu gebenden Sache. 
Dies meiftens, nicht immer, wenn diefelbe Species zu res 
ftituiren if. Das Separationsreht im Concurs und die 
Berfolgbarkeit des Eigenthumsrechts in die dritte Hand 
machen den Credit gefahrlofer. Wenn dem Gläubiger 
nur die Publiciana in rem actio zufteht, jo fommt ihm 
zwar das erjtere Recht zu Gute, dem Anfpruch gegen den 
dritten Befiger, an welden der Schuldner unmittelbar 
oder mittelbar die Sache gab, fteht aber, da die Par- 
teien von verjchiedenen Auctoren die Sache erhalten ha— 
ben, cben der Beſitz des Beklagten entgegen. 6. Der 
Gläubiger hat wegen der Forderung ein eingeräumteg 
oder geſetzlich“ gegebenes Netentionsreht an Gegen- 

10) Ueber die Aufhebung derjelben vgl. Wechſelrecht $ 157 Nr2, 

11) Ueber das nad dem HGB Art. 313—316 unter Kauf: 
Teuten bejtehende Netentionsredyt vgl. oben $ 233. 
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jtänden, welche er dem Schuldner auszuantworten hat. 
Der Vorzug, den die Netention vor andern Glänbigern 
des Schuldners giebt, macht den Credit gefahrlofer. 7. Der 
Gläubiger erwirkt eine Interceffion (Bürgfchaft, Eredit- 
mandat). Der Credit ift dann gefichert durch das Wollen 
und Können des Intercedenten, welcher neben oder nad) 
oder vor dem Schuldner haftet. Im lettern Fall ift der 
Credit des Schuldners gegen den Eredit des Intercedenten 
vorläufig umgetaufcht; vorläufig, das Heißt: trügt diefer 
Credit, jo wird zu jenem zurüdgegangen. Dieſer Fall 
wird häufig jo herbeigeführt: daß der Schuldner dem Gläus 
biger Staatspapiere, Banknoten, Schuldjcheine Dritter, 
eigene Wechjel Dritter, von Dritten acceptirte Anweifungen, 
von Dritten acceptirte Tratten übergiebt (ihm acceptirte 
Rimeſſen macht) mit der Verabredung der Regrekpflichtig- 
feit, wo dieſe fich nicht von felbjt verfteht, falls der Dritte 
nicht zahle. Der Credit des Dritten Tann übrigens 
außer durdy die Wechfeljtrenge in der angegebenen verſchie— 
denen Maaße verftärkt fein, Für die einzelnen obigen 
Abſtufungen der Ereditficherheit fehlt e8 an technifchen 
Namen; man unterjcheidet wohl, mit verfchiedener Characz 
teriftif, perfönlichen und Nealeredit, auch perfönlicden und 
hypothecarifchen Credit. Der Ball, daß der Gläubiger 
Schuldner feines Schuldners ift, jo daß gefeglich oder 
vereinbartermaaßen die Compenjation ftatthaft ift, gehört 
nicht hierher. Denn ein foldher Gläubiger creditirt nicht, 
fondern contrahirt gegen fofortige Zahlung, welde durch 
Anrechnung geſchieht. Die Ereditgebung, mag fie auch 
noch jo gefahrlos erjcheinen, ift immer ein bedeutendes 
Andere als die Zahlung, immer ein aliud pro alio. 
VL Im Folgenden werden von den Ereditgejchäften mehrere ' 

12) In Betreff anderer Creditgejhäfte ift zu vergleichen die 
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befprochen werden. Bei einigen Fommen nur die zwei 
Contrahenten, zwifchen welchen der Credit gegeben und 
genommen wird, in Betracht (Darlehn, insbejondere alcas 
torifches Darlehn, Differenzgefhäft, Heuergejchäft); bei 
einigen fteht das zu bejprechende Creditgeſchäft zu einem 
andern Gejhäft in Beziehung, indem es entweder den 
bei dem letztern gegebenen Credit fichert, und zwar nur 
fichert oder auch verfchafft (Verficherung des Credits, DVer- 
pfändung von Creditpapieren, Ereditauftrag), oder indem 
e8 eine andere Gefahr als gerade die der Creditgebung 
dem einen Contrahenten abnimmt (Berficherungen verjchie- 
nener Art, insbejondere Verfiherüng auf Conjunctur, 
Berfiherung von Loofen).. Die Empfehlung ift fein Ber: 
trag”, — Die folgende Darftellung hat eine Ordnung, 
wie fie für das Verſtändniß am zweckmäßigſten fcheint. 


8 296. 
Das Darlehı. 


Ein Creditgefhäft", bei welchem das Empfangene 
nicht identifh fondern in genere reftituirt werden fol, 
ift das Darlehn. Bei Ereditpapieren ift entweder das 


Abhandlung von Endemann der Kredit als Gegenftand der Rechts: 
geihäfte in Goldfhmidt Zeitihr. Bd 4. ©. 30—81. 191—246. 
13) Vgl. oben $ 236. 

1) Soweit der Inhalt diefes $ reicht, hat das HGB feine 
Beitimmungen, jedoch mit einer Ausnahme, weldye da3 Zinsvers 
ſprechen eines Kaufmannes als Darlehnsſchuldners betrifft. Art. 
292. Vgl. unten Note 21. 

Außerdem hat das HGB nur noch eine das Darlehn fpeciz 
fh treffende Bejtimmung, nämlid in Artikel 47, daß der Hand— 
lungsbevollmächtigte zur Aufnahme von Darlehen einer Special: 
vollmacht bedarf. Vgl. oben $ 64 Note 2, 


Die in Art. 290 enthaltene Beſtimmung über das Recht eis 
Thöl's Handeldredt. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 26 
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Papier oder die Summe, auf welche es lautet, der Ge- 
genftand des Darlehns”. Der gemöhnlichfte Gegenftand 
deffelben ift Geld’. Der eine Contrahent, der Gläubiger, 
überträgt eine Geldfumme, Capital, auf den andern, den 
Schuldner, der e8 nach einiger Zeit zurüderftatten foll. 
Gegen den Darlehnsſchuldſchein hat der Schuldner auch 
nad) Ablauf der für die q. nm. n. p. beitimmten Frift 
den directen Gegenbeweis frei‘, jedoch nicht durch Eides- 
delation”. Das Kündigungsreht kommt fo vor, daß 
das Darlehn kündbar ift entweder durch den Gläubiger 
wie den Schuldner, aljo durch jeden wider Willen des 
andern; oder nur dur den Schuldner; oder nur 
durch den Gläubiger; oder nur mit beiderfeitiger Einwil— 
figung, alfo durch feinen wider Willen des andern‘. — In 
der Regel erhält der Gläubiger von dem Schuldner mwes 
gen des Gefchäftes eine Vergütung, Zinfen’. Weſent— 


ned Kaufmannes, welcher als folder Dienfte leiſtet, auf Verzin: 
fung feiner Darlehen ift weit allgemeinerer Natur, vgl. oben 
8249 NrIV. 3; ebenfo die in Art. 374 enthaltene Beitimmung 
über das Pfandrecht des Commiſſionärs wegen eines Darlehns. 

Mas, abgejehen von den erwähnten vier Artifeln (292. 47. 
290. 374), das HGB über daB Darlehn und insbejondere das 
Seedarlehn, die Bodmerei, beftimmt (Art. 271. 460. 497. 504. 
506. 680), gehört dem Seehandel an, 

2) ROHG Entid. Bd 4. S. 393 -395. Bd 7. ©. 345.— 350. 

3) Ueber Papiergeld und Staatöpapiere als Gegenftände des 
Darlehns: Maurenbrecher Lehrbuch des gemeinen deutihen Rechts 
Bd 2. 8 343. 

4) „Na einer nahezu einſtimmigen Praxis in Deutſchland, 
welcher zu folgen der Gerichtshof Fein Bedenken trägt.“ So 
ROHG Entſch. Bd 4. ©. 396. 397. 

5) ROHGG Entſch. Bd 4. ©. 397. 

6) Lehzen hannov. Staatshaushalt Theil 2. ©. 651. 652. 

7) Bgl. Rau Volkswirthſchaftspolitil $ 319—323. Rau 
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lich ift alfo 1. Kapitalübertrag und 2. Pflicht der Rück— 
erftattung in genere, und regelmäßig ift 3. eine Vers 
gütung. Die Zinfen beftehen in der Regel ebenjo wie 
das Kapital in Geld und werden nad Procenten vom 
Capital beftimmt. Im den Zinfen ftedt 1. eine Schab- 
loshaltung dafür, daß dem Gläubiger der anderweitige 
Gebrauch des Capitals entzogen wird; ein Miethgeld'; 
2. eine Bergütung für die Gefahr, melde der Gläubi- 
ger durch den gegebenen Credit läuft: daß die Rücker— 
flattung nicht vereinbartermaaßen erfolgen werde; eine 
Berfiherungsprämie”. Die Größe der Zinfen bes 
ftimmt fi), ſoweit fie Miethgeld find, wie jeder Preis, 
nad) dem Berhältniß zwifchen Angebot und Nachfrage” ; 
Volkswirthſchaftslehre $ 222— 236. Weishaar württembergifches 
Privatreht Bd 3. 8 988—1000. Haubold ſächſiſches Private 
reht $ 269b. da Silva Tomo V. cap. XIX. ©. 35—44. 

8) Daber fagt L. 3. D. de eo quod certo loco (13. 4): 
scimus, quam varia sint pretia rerum per singulas civitates 
regionesque: maxime vini, olei, frumenti: pecuniarum quoque 
.. . L. 67. 8 2. D. pro socio (17. 2): usuras percipere de- 
beat, quas possit habere, si alii mutuum dedisset. 

9) Daher L. 67. $ 1. D. pro socio (17. 2): quoniam 
sortis periculum ad eum pertinuerit, usuras ipsum retinere 
oportet. Vgl. L. 10. $ 8. L. 6. $ 6. D. mandati (17. 1). 
In der letztern Stelle theilen ſich die Zinfen als Miethgeld und 
Berfiherungsprämie zwiſchen dem dominus und dem procurator., 
In der L. 10. $ 8 hat der dominus auf das Miethgeld ver: 
zihtet. Das periculi pretium der L. 5. D. de nautico feonore 
(22. 2) gehört theilweiſe hieher. Ueber diefe Stelle vgl. Pardes- 
sus collection de lois maritimes Bd 1. ©. 115. Die obigen 
Stellen widerlegen die Behauptung von Treitſchke in Richters 
Jahrbüchern 1843. ©. 712, daß die Zinjen rechtlich nie als Ver: 
fiherungsprämie behandelt werden dürfen. Dem Obigen wider: 
ſpricht Endemann in Goldſchmidt Zeitihrift Bd 4. S. 51 Note 8. 

10) Die L. 3. D. de eo quod certo loco (13. 4) fagt: 

. 26 * 


— — 
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ſoweit ſie Verſicherungsprämie ſind, nach der Größe der 
Gefahr. Wo gar keine Gefahr iſt, weil die Erfüllung 
ſicher iſt, ſind die Zinſen nur ein Miethgeld. Danach iſt 
der Zinsfuß unter verſchiedenen Umſtänden verſchieden, und 
iſt niedriger bei Pfand (und zwar um ſo niedriger, je beſ— 
ſer die Hypothek iſt) als bei reinem Perſonaleredit. Ent— 
richtet werden die Zinſen entweder nach der Capitalüber— 
tragung, und zwar in der Regel in beſtimmten Terminen, 
oder gleich anfangs bei derſelben, ganz oder theilweiſe, 
durch einen Abzug vom Capital. Im erſtern, gewöhnli— 
chen, Fall iſt außer dem Capital auch Miethgeld und Ver— 
ſicherungsprämie creditirt, im andern Fall find dieſe beiden 
Vergütungen, gänzlich oder theilweife, nicht creditirt wors 
den. Der gefegliche Zinsfuß, wenn er die Vertragsfreis 
heit befchränft, ift eine abfolute Preistare und kann da- 
ber das Nehmen einer angemefjenen hohen Berficherungs- 
prämie hindern, fo daß der Gläubiger ſich begnügen oder 
nicht Hinleihen muß. Die Ueberfchreitung eines folchen 
gefeglichen Zinsfuges ift Wucher. Der Wucher iſt ent» 
weder 1. Wucher am Zins, wenn die Zinfen namentlich 
als Zinfen geſetzwidrig hoch beftimmt find; oder 2. Wu⸗ 
her am Stamm, wenn an Capital weniger gegeben, als 
zurüdverfprochen wird. Er gejchieht in folgenden For— 
men: a. der Schuldfchein wird auf mehr Capital geftelft, 
als gegeben worden ift. b. Der Eapitalübertrag gefchieht 
ftatt in Geld in andern Sachen, welche der Empfänger 
veräußern ſoll und welche höher angefchlagen werden, als 
der Erlös aus ihnen ift. c. Die bedungenen Zinfen werden 
fofort von dem zu leihenden Capital abgezogen. Hier: 
pecuniarum quoque, licet videatur una et eadem potestas 


ubique esse, tamen aliis locis facilius, et levibus usuris inve- 
niuntur, aliis difficilius, et gravibus usuris. 
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durch Stellen fich die Zinfen höher, als fie, ohne biefe 
Zahlungsart zu berücfichtigen, feftgefett find, weil ber 
Gapitalübertrag vermindert und daher Miethgeld und 
Prämie auf ein größeres als das creditirte Capital bes 
rechnet ift; dem Schuldner fommt ein Theil des befpro- 
chenen Capital und die Greditirung der Zinfen nicht zu 
Gute. Der Wucher am Stamm ift juriftifch ein indirec- 
ter Wucher am Zins, die Zinfen find der Wirklichkeit 
nad) höher als fie fcheinen. In fraudem legis kann 
jein die Bewilligung einer Provifion für den Darleiher". 
Gegenwärtig ift e8 rechtlich nicht erheblich (aber vielleicht 
anftandshalber), die Höhe der vereinbarten Zinfen zu ver- 
ftefen, da die umverfchämteften Zinfen reichsgefeglichen ” 
und deshalb richterlihen Schug genieken. Nur um das 
halbjährige Kündigungsreht des Schuldners auszuſchlie— 
Ken, ift die Vereinbarung von mehr als ſechs Procent 
zu verfteden. — Das Vorftehende trifft alle Darlehen, 
ſowohl das nicht Faufmännifche als das kaufmänniſche“, 
mag man unter diefem ein folches, bei welchem der Gläu- 
biger oder bei weldem der Schuldner ein Kaufmann ift 
oder bei welchem beide Kaufleute find, verſtehen“. Der 


11) Sie ift es nicht nothiwendig. Vgl. Seuffert Archiv Bd 1. 
Nr 26 ©. 31. Bd 3. Nr 308 ©. 342, 

12) Gefeb betr. die vertragsm. Zinfen. Oben $ 249 Note 49. 

13) Marquard ©, 491—500. da Silva Tomo V. cap. 
XVII. S. 33—35. Fremery Chap. XIH. S. 71—82. 

14) Dom kaufmänniſchen Darlehn, charakterifirt durch 
feinen Zwed einer Handeldunternehmung zu dienen und dadurd,, 
daß wenigftend der Schuldner Kaufmann ift, handelt in eigenen 
Abichnitten der Cödigo de comercio Art. 387—403 und der 
Codigo commercial Art. 272—278. Pal. aud Entwurf für 
Württemberg Art. 390—403 und Motive S. 354—360. 
Merkwürdig, eigenthümlih, ſcheinbar, amregend, aber unrichtig 
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Kaufmann giebt weit feltener Darlehen, als daß er fie 
nimmt und alfo Schuldner wird. Das Capital heißt 
dann Depofitengeld”, die Rechnung conto a deposito; 
der Name ändert aber das gewollte Darlehn nicht”. 
Das Depofitengeld fteht gewöhnlih auf willkürliche Kün— 
digung mit fofortiger Zahlung, und daher zu geringeren 
Zinfen als die fonftigen Umftände ergeben würden. Die 
Zinſen“ waren vor dem Reichsgeſetz gemeinrechtlich auch 
in Betreff des Kaufmanns, mochte er der Schuldner oder 
der Gläubiger fein, auf fünf Procent beſchränkt“, die 


und unmeife ift die Beftimmung des Art. 274. Todo o con- 
tracto commercial feito a, credito involve em si o contracto 
de mutuo. O credito & um emprestimo reciproco, que se 
faz de fazendas ou dinheiro sobre a reputagao da probidade, 
e solvabilidade d'um negociante. O credito pois & o mutuo 
mercantil; e em ultima analyse o unico contracto, a que 
todas as convencoens commerciaes se podem referir. 

15) Marten? Urjprung des Wechfelreht3 $ 7. 13. Pöhls 
Handelöreht Bd 1. ©. 202 Note 1. 

416) L. 24. D. depositi (16. 3). L. 26. $ 1. D. eod. 
Mit einem Kaufmann, namentlih Banquier, Tann aber auch 
ein irreguläre8 Depofitum abgejhloffen werden. Im Zwei—⸗ 
fel, ob das Geſchäft ein ſolches oder ein Darlehn fei, ift das 
leßtere anzunehmen. Für die DVergleihung de3 Darlehns mit 
dem unregelmäßigen Depofitum vgl. Neuftetel und Zimmern rö- 
miſchrechtliche Unterſuchungen S. 1—26. Endemann in Gold: 
ſchmidt Zeitſchrift Bd 4. ©. 49—65. — Cödigo de comercio 
Art. 404—411. Codigo commercial Art. 304—311. 

17) Cödigo de comereio Art. 393—403. — Codigo com- 
mercial Art. 279—290. 

18) Denn die 8 Procent der L. 26. $ 1. de usuris (4. 32), 
melde das canoniſche Zinsverbot befeitigt Hat, find dur die 
Reichsgeſetze jo wenig wie durch die an diefelben ſich anlehnende 
Praris wieder gejtattet worden. 
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Particularrechte geſtatteten aber ſechs Procent“, auch wohl 
unter beſonderen Umſtänden willkürlich hohe Zinſen zu 
nehmen“. Gegenwärtig iſt das Handelsgeſetzbuch“ und 
das die vertragsmäßigen Zinſen betreffende Reichsgeſetz“ 
beſtimmend“. 


8 297. 
Der Berficherungdvertrag. 


Die DVerfiherung d. h. der BVerficherungsvertrag hat 
zur Borausfesung die Möglichkeit eines Schadens (db. 5. 
Vermögensnachtheils) durch den wirklichen Eintritt einer 
möglichen Thatfache (oder mehrerer möglichen Thatfachen). 
Diefe Thatſache heit die Gefahr, die wirklich gewordene 
Thatfahe Heißt die eingetretene Gefahr, die mögliche 
Thatfache die mögliche Gefahr; Gefahr ift alfo der Aus- 
drud für die gefährliche Thatſache. Die gefährliche That: 
fache bewirkt den Schaden mittelbar, indem fie andere 
Thatſachen Herbeiführt, welche ihn zur Folge haben. Diefe 
andern Thatjachen nennt man ebenfalls Schaden und 


19) 3.8. öfterreichifches Patent vom 4. Juli 1792. (Meiß—⸗ 
ner Coder Bd 1. ©. 40. 43). — Cödigo de comercio Art. 
397. — Codigo commercial Art. 281. 

20) 3. B. nach preuß. LandR. 8 692 willkürlich hohe Zin⸗ 
jen, wenn ohne bejondere Sicherheit auf nicht länger als ſechs 
Monate geliehen ift. — Willkürlich hohe Zinfen zu ftipuliren ges 
ftattet der Codigo commereial Art. 280. 637. Bol. aud) Mo: 
tive S. 288—290 zu dem Entwurf für Württemberg. 

21) Das HGB Art. 292 Abſatz 2 Hat die Beftimmung: 
„Dei Darlehen, melde ein Kaufmann empfängt, . . . . Können 
auch höhere Zinjen als ſechs vom Hundert jährlich bedungen 
werden.” 

22) Bgl. oben 8 249 Note 49 und 50. 

23) Recht auf Zinfen von wann an? ROHG Entih. Bd 1. 
S. 214 - 220. 
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auch ebenfalls Gefahr, fo daß beide Ausdrüde in einem 
doppelten Sinn gebraucht werden. Dieſer Doppelfinn hat 
zu Irrthümern geführt und follte in jeder Darftellung 
vermieden werden. Das Berfprechen des Schadenserfates 
nennt man Uebernahme des Schadens (und denkt dabei 
an Schaden bald in dem einen bald im dem andern 
Sinn) und auch Uebernahme der Gefahr. Uebernommen, 
d. h. versprochen zu erfegen, wird aber der Vermögens— 
nachtheil, nicht die gefährliche Thatjache 3. B. das Feuer 
und auch nicht die durch diefe bewirkte anderweitige That- 
fache 3. B. die Vernichtung oder Beichädigung der Sadıe. 
Man follte fagen Uebernahme des Schadens, und nicht 
der Gefahr und auch nicht des Verluſtes. Wir werden 
folgende Ausdrüde gebrauden: Schaden für Vermögens- 
nachtheil; Gefahr für die gefährliche Thatſache; Vers 
huſt für die anderweitigen Thatſachen, welche Wirkung 
der gefährlichen Thatſache und Urſache des Schadens find. 
I. Der VBerfiherungsvertrag ift ein Vertrag des 
Inhalts, daß der eine Kontrahent verfpridht, einen den 
Berficherten möglicherweife treffenden Schaden, wenn er 
wirklich eintritt, zu erfegen. Gebräuchliche Ausdrüde find: 
eine Berficherung nehmen, fich verfichern laſſen; und ans 
drerfeits: eine Verſicherung zeichnen; man fagt vom Ver— 
ficherer und vom Verficherten: er hat verfichert; die ver- 
Iprochene Schadenserfagfunme heißt die Verficherungs- 
fumme. IL Die Prämie. Die Bergütung für das 
Berfprechen des Schadenserfages heißt die Verfiherungs- 
prämie, die Prämie. Die Prämie kommt dem Verfiche- 
rer zu Gute, e8 mag der Schaden eintreten oder nicht, 
alfo infofern unbedingt. Die Gegenleiftungen find: ge- 
wiffe Aufopferung gegenüber der Möglichfeit einer größe- 
ven oder gar Feiner Aufopferung. Gleich find die Gegen- 
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leiſtungen, wenn die Wahrſcheinlichkeit des Eintritts zu 
der des Nichteintritts des Schadens in demſelben Verhält— 
niß ſteht wie die Prämie zu der um die Prämie vermin— 
derten Verſicherungsſumme. Die Gegenleiſtungen können 
aber nicht genau bemeſſen werden, eben weil es ſich um 
Wahrſcheinlichkeiten handelt. Die Prämie wird nach 
Procenten von der Verſicherungsſumme beſtimmt. III. Die 
Gefahr, die gefährliche Thatſache, kann der verfchiedens 
ften Art fein. Die Aufzählung ift unmöglich und nuß- 
los. Genannt mag werden: Feuer, Waffer, Hagel, 
Seuche, Diebftahl, Raub, Krieg, Infolvenz, Confiscation, 
andere Kombination (bei Lotterie), andere Conjunctur, 
der Rechtszuſtand, die gerichtliche Ausfechtung (der Aus— 
gang eines Proceffes kann verfichert werden und wird es, 
3. B. eines Prifenproceffes), die Zeit, inneres Verderben, 
unzureichende Werthdeclaration 3. B. bei der Pot, Men: 
fchengebränge, Thiere, namentlich Ungeziefer (3. B. Rats 
ten), Eifenbahnunglüd, Tödtung, Körperverlegung, beides 
insbefondere auch zu denken in Verbindung mit dem Haft: 
geſetzi. Don manden diefer Gefahren ſteckt oft eine in 
der andern, 3. B. Krieg theilweife im Feuer und umgekehrt, 
aber nicht iinmer. Daher rechtfertigt fich die Nebeneinander: 
ftelfung. IV. Der Verluft kann verfchiedener Art fein. 
1. Eine Sache kann untergehen gänzlich oder zum Theil; 
eine Sache kann befchädigt werden. Wenn eine Sache gänz- 
lich untergeht, fo gehen auch alle Rechte und Hoffnungen 
gänzlich verloren, deren Dafein durch das Dafein der 


1) Geſetz, betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenserſatz für 
die bei dem Betriebe von Eifenbahnen, Bergwerken u. f. w. herbei: 
geführten Tödtungen und Körperverlegungen. Vom 7. Juni 
1871. (RG. S. 207.) Diefes fogenannte Haftgefek hat fehr 
viele Berfiherungen der Betriebsunternehmer veranlaßt. 
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Sade bedingt ift, alfo Eigenthum, Pfandrecht, Bod— 
mereiforderung, Brachtforderung, Heuerforderung, or: 
derung von oder Ausficht auf Provifion, Hoffnungen 
verfchiedener Art. Wenn ein Theil oder eine Per- 
tinenz einer Sache untergeht oder eine Sache befchädigt 
wird, fo können dadurch verfchiedenartige Rechte oder 
Hoffnungen gänzlich untergehen oder von ihrem Werth 
verlieren. 2. Rechte können untergehen (3. B. durd 
Confiscation einer Sache) oder können nicht mit Erfolg 
oder nur mit geringem Erfolg ausgeübt werden, z. B. 
"Forderungen wegen Infolvenz des Schuldners. 3. Rechte 
namentlich Forderungen können an Werth verlieren durch 
widerwärtige Conjuncturen. 4. Zuftände können verloren 
gehen, das Leben, die Gefundheit, die Freiheit, der Be— 
is (3. B. dur Kaperei). 5. DVerpflichtungen Fönnen 
entftehen, 3. B. die Verpflichtung eines DVerficherers (mel- 
her deshalb Nücverficherung nimmt) oder eines durch 
das Haftgefe getroffenen Betriebsunternehmers (welcher 
deshalb DVerfiherung nimmt). 6. Aufopferungen 3. B. 
aufgewandte Koften ftellen fi) als vergebliche heraus. 
V. Der Schaden kann zweifacher Art fein. Er ift ent 
weder pofitiver Schaden oder entgangener (ausgebliebener) 
Gewinn, entgangen durch die gefährliche Thatfache, ohne 
welche er vorhanden gewefen fein würde. Wenn diefe 
Thatfache Feine andere ift (fie könnte 3. B. Seegefahr 
fein) als unrichtige Erwartung (Borausfegung, Einbil- 
dung), dann ift der entgangene Gewinn imaginärer (tma- 
ginirter, eingebildeter) Gewinn, welcher alfo immer ein wirk- 
lich entgangener, nur ein durch diefe eigenthümliche Thatfache 
(nicht eingetroffene Erwartung) entgangener if. VI Was 
die Art des Erfates betrifft, fo kann entweder ber 
Schaden auf feinen Geldwerth gebracht und biefer ge 
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zahlt oder das Verlorene (z. B. die Freiheit, der Beſitz) 
wieder gegenwärtig gemacht werden. Im erſteren, dem 
faſt ausnahmslos regelmäßigen, Fall muß der zu erſetzende 
Schaden immer ausgerechnet werden, wobei das Verhält— 
niß der Verſicherungsſumme zum Verſicherungswerth und 
der Umſtand, ob letzterer auf eine beſtimmte Summe 
(Zare) vereinbart iſt, maaßgebend iſt. VII. Arten der 
Verſicherung. Die Gefahr kann drohen auf dem Lande 
oder auf dem Waſſer, insbeſondere auf der See. Dar⸗ 
nad Landverſicherung oder Waſſerverſicherung, insbeſon⸗ 
dere Seeverſicherung. Die Seeverſicherung in einem wei— 
tern Sinn, in dem des HGB, iſt die Verſicherung ge— 
gen Schaden, welcher in einer Seereiſe ſeinen Grund 
hat. Die bedeutendſten Arten der Verſicherung ſind die 
Feuerverſicherung und die Seeverſicherung“. Im Yolgen- 
den find nur einige weniger erfannte Verficherungen ers 
örtert. Das Wort Pebensverficherung deutet felten auf 
einen Berficherungsvertrag, regelmäßig Tiegt, wo es ges 
braucht wird, ein alentorifches Darlehn vor‘, 
8 298. 
Die Verfiherung auf Conjunctur. 

Der Speculant, wie er früher gefchildert worden ift', 
fann eine Berficherung nehmen, um wegen des Schadens 
gebect zu fein, den das Mißglücken der Speculation ihm 
verurfachen möchte. Es ift das eine ſ. g. Verſicherung auf 
Conjunctur, die nach den Umftänden eine Berficherung 
entweder auf Sinfen oder auf Steigen oder auf Beftand 
des Preifes (Conrfes) iſt. Der Berficherer tritt, wenn 

2) Die Seeverfiherung ift fehr genau beftimmt im HGB 
Buch 5. Tit. 11. Art. 782—905. 


3) Qgl. unten $ 310. 
1) Bgl. oben $ 283. 284. 
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die gefährliche Thatſache eingetreten iſt, in die Stelle des 
Verſicherten. Eine ſolche Verſicherung iſt, ſoweit ſie den 
poſitiven Schaden decken ſoll, unzweifelhaft ein rechts— 
beſtändiger Verſicherungsvertrag“. Inſofern fie den ent- 
gangenen Gewinn decken ſoll, entgangen dadurch daß der 
Thatumſtand, auf den ſpeculirt iſt, nicht eingetreten iſt, 
iſt ſie dann Fein Verſicherungsvertrag, wenn dieſes Inter— 
eſſe nicht einmal im Ungefähren bemeſſen werben kann“. 
Zuweilen kann der entgangene Gewinn genau berechnet 
werden‘. ine Verſicherung des poſitiven Schadens liegt 
verftekt in dem Prämiengefchäft, ſei es mit Lieferungs- 
oder mit Empfangsprämie gefchloffen®. 
8 299. 
Die Verfiherung von Loofen. 

Verfiherung bei Creditpapieren, welche auf Verlooſung 
lauten. Die Ziehung kann nach Beichaffenheit der Ein- 
richtung, entweder dadurch daß das Papier nicht gezogen 
wird oder dadurch daß e8 gezogen wird, Schaden bringen. 
Der Schaden kann 1. als ein pofitiver darin bejtehen, 


2) Mit Unrecht erklären Benecke treatise on the prineiples 
of indemnity &. 26 und Syſtem de3 Affecuranzwefens Bd 1. 
©. 135 und (Magens) Verfuch über Affecuranzen ©. 30 die 
Afferuranz auf Gonjunctur ſchlechtweg für eine Wette, und Pöhls 
Seeaſſecuranzrecht Bd 1. S. 65. 94 fie ſchlechtweg für ein Spiel. 
Vol. meinen Verkehr S. 199. 200. 

3) Wie viel hätte ich denn gewonnen, wenn z. B. der Cours 
jtatt zu finfen geftiegen wäre, d. h. wie body märe er denn ges 
ftiegen ? 

4) Den Prämiennebmern in den $ 289 Nr IH und $ 290 
und $ 291, die beim Beſtand des Courſes die Prämie ungeſchmä— 
Vert gewonnen hätten, entgeht bei einer Aenderung deffelben joviel 
Gewinn, als die Differenz beträgt. 

5) Vgl. oben $ 238. 
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daß der Eigenthümer das, was er für das Papier ge- 
geben hat, gar nicht oder nur theilweife wieder erlangt '. 
Der Vertrag, daß diefer Schaden erſetzt werden folle, ift, 
da ein berechenbares Intereſſe vorliegt, ein Verſicherungs— 
vertrag. Der Schaden kann 2. als ein entgangener Ge- 
winn, um die Hauptfälle anzuführen, darin bejtehen: 
a. daß der Eigenthümer, indem er das Papier ftatt e8 zu 
verfaufen für eigene Rechnung behielt, den möglichen hö— 
heren Verkaufspreis nicht erhalten hat’. Dieſes Intereffe 
ift berechenbar, aljo eine Verſicherung defjelben ftatthaft. 
b. Daß durch die Ausloofung des Papiers ein Gewinn 
entgangen ift, der ohne diefelbe nach der Einrichtung der 
Ziehung und den vorliegenden Umftänden fiher auf daſ— 
jelbe gefallen wäre‘. Das Intereſſe ift genau oder doc) 


1) Es gehört hieher: ich vergüte dir, wenn dein Lotterieloos 
mit einer Niete oder mit weniger, al3 der Einfat beträgt, heraus: 
fommt, den Einjak oder den Ausfall; und ferner: wenn dein 
auf Capital, oder auf Capital und Zinfen, oder auf Capital, Zins 
jen und Gewinn Iautendes Loos gezogen wird und e3 bringt dir 
die Auszahlung defjelben, die Tilgung deiner Gläubigerfchaft, 
(e3 kann nur Capital oder auch Zinfen oder auch noch Gewinn 
darauf gefallen jein) weniger als du für das Loos aufgewandt haft 
(3. B. es wird der Nominalmwerth ausgezahlt, das Loos ijt aber 
über Bari gekauft), jo erjege ih dir den Ausfall, die Differenz. 

2) Ich riskire bei der Ausloofung nur 100 zu erhalten, ob» 
gleich ich au) 1000 erhalten kann, und kann durch Verkauf 140 
- erhalten. Ich Taufe, indem ich, nicht verfaufend, diefe Einnahme 
zurüdweife, die Gefahr, durd mir ungünftigen Ausgang der Zie— 
bung weniger zu erhalten. Dieje Gefahr übernimmt der Verſi— 
cherer und erſetzt, was ich einbüße. 

3) 3.8. Die nun noch rejtirenden Papiere müffen ſämmtlich 
mit Gewinnen fallen, von gleicher oder verfchiedener Größe. Der 
entgangene Gewinn iſt danach genau oder dem Minimum nad) 
bejtimmt. 
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dem Minimum nach beftimmbar, ſoweit alfo eine Berfi- 
herung defjelben ftatthaft. c. Daß durd) die Ausloofung, 
die feinen oder geringen Gewinn brachte, die Ausficht 
und Anwartichaft auf einen Gewinn oder auf einen be- 
deutenderen Gewinn aus einer ferneren Ziehung verloren 
ift, indem man bei diefer nicht berechtigt if. Das In- 
tereſſe iſt jelbjt im Ungefähren nicht zu bemefjen*‘, alſo 
eine Berficherung defjelben nicht denkbar. Der Erſatz 
fol den Schaden deden. Es Tann verabredet fein, daß 
nach dem angegebenen Intereffe der Schaden genau fo, 
wie er fein werde, oder in Gemäßheit einer im Voraus 
gemachten Taxe erjegt werden folle; e8 kann das Intereffe 
gar nicht angegeben fein, dann ift alles nachweisbare 
Intereffe als verfichert anzunehmen. — In dem Bor: 
ftehenden find die Hauptmomente gegeben, um zu prüfen, 
ob ein auf verloosbare Ereditpapiere bezogener Vertrag 


ein DBerficherungsvertrag fe. — Namentlih fommt vor: 


1. Fällt auf dein Loos fein Gewinn, fo zahle ih, der 
Berficherer, dir folgende beftimmte Summe’. Der Ber- 
trag kann nur bis zum Betrag des Einſatzes ein DVer- 
ficherungsvertrag fein. 2. Werden deine Papiere in die— 
fer Ziehung ausgeloofet, fo liefere ich, der DVerficherer, 
dir andere noch nicht ausgeloofte”. Der Vertrag kann, 


4) Denn wäre der Unglüdsfall, die Ausloofung in diefer Zie— 
hung, nicht geweſen, hätte id; dann Gewinn, und wie viel, in 
einer ferneren Ziehung gehabt? 

5) (Magens) Verſuch über Affecuranzen ©. 30.31. S. 1129. 
1139. Weskett Theorie und Praris der Affecuranzen ed. Engels 
breit Bd 2. ©. 18—21. Lam publilirte 1712: gegen Prämie 
von 100 fl. werde er 300 fl. zahlen wenn auf 10, und 500 fi. 
wenn auf 15 ihm angegebene Loofe Fein Gewinn falle. 

6) Diefen einen Fall erwähnen Unger das Prämiengeichäft 
des königlichen Seehandlungsinſtituts S. 59—64 (hier Berech⸗ 


= = 


————⸗ 
EZ ——— 
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ſoweit es vom Intereſſe des Verſicherten abhängt, ein 
gültiger Verſicherungsvertrag ſein; der Erſatz entſpricht 
dem denkbaren Intereſſe für den Fall 2 b: das neue 
2008 giebt genau die durd die Ausloofung entgangene 
Lage; und für den Fall 2 a: das neue Loos giebt den 
duch das Behalten entgangenen DVerfaufspreis nicht im- 
mer genau, da der Cours fich geändert haben kann, aber 
doch, und dies genügt, in einer der wahrfcheinlichen Größe 
des Schadens ſich nähernden Tare. Für den Fall 2 c 
blendet die Auffaffung: es wird die verlorene Hoffnung 
mit einer neuen Hoffnung gededt, e8 fcheint der recht ei- 
gentliche Erſatz. Allein da das Intereſſe gar nicht, aud) 
nicht annäherungsmweife bemefjen werden kann, fo ift die 
Bereinbarung auf ein neues Loos, ſowie jeder Anfchlag, 
infofern er Erja fein fol, reine Willkür und läßt fich 
auch nicht als ungefähre Taxe aufrecht Halten, weil die 
Zare fi) der wahrjcheinlihen Wirklichkeit anfchließen, ihr 
alſo die Möglichkeit der Tarirung unterliegen muß. So— 
weit num der Vertrag nicht als DVerfiherung aufgefaft 
werben kann, ift er eine fogenannte Wettverficherung. Diefe 
ift als Berficherung immer ungültig, Tann aber nach den 
Umftänden als Wette aufrecht erhalten werden. 


S 300. 
Die Berficherung des Credits. Gelbftverfiherung. 


Selbftverfiherung. Der Gläubiger Tann fich 
für die Gefahr, die er durch die Ereditgebung läuft, eine 
bejondere Vergütung vom Schuldner machen lafjen. Sie 
fommt insbefondere als Beftandtheil von Zinfen und 
vom Kaufpreis vor. Die Vergütung ift eine Verſiche— 


nung, wie hoch die Affecurangprämie zu nehmen fei), Bender Ver: 
kehr $ 112. 113, Nebenius öffentl. Credit S. 566. 574 Note, 
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rungsprämie. Für die Größe derfelben ift die Größe 
der Gefahr, alſo das Köunen und Wollen des Schuld- 
ners, entjcheidend. Das vollfonmenfte Vertrauen zu bei- 
den macht alle Prämie überflüffig, ſowie gänzliches Miß— 
trauen im beides oder aud nur in das Können Credit— 
fofigfeit bewirkt. Zwiſchen diefen beiden äußerften Punk— 
ten liegen viele Stufen. Die Größe der Prämie ent- 
fpricht nicht immer den wirklichen Berhältniffen, fondern 
wird, weil der Gläubiger feiner Meinung nad Vergü— 
tung will, durch die Meinung des einzelnen Gläubigers 
von der Größe der Gefahr beftimmt; diefe Meinung ift 
aber felten unabhängig von der allgemeinen Meinung 
des hier intereffirten Publifums. Daher wird die einzelne 
Prämie in der Kegel mit Beachtung der f. g. mittleren 
Berfiherungsprämie', welche auf die gewöhnlichen Ums 
ftände gegründet ift, feſtgeſetzt. Die Feſtſetzung der ein- 
zelnen Prämie beruht nun entweder auf einem Anerfennen 
diefer Umftände für das Verhältniß zwifchen diefem Gläu- 
biger und diefem Schulöner, oder auf der Meinung daf 
die Umftände hier mehr oder minder gefahrbringend find, 
und befteht danady in Anerkennung, Erhöhung, Vermin— 
derung der mittleren Verſicherungsprämie. 


s 301. 
Die Berfiherung des Credits. Kaufmänniſche Bürgichaft. 


Kaufmännifhe Bürgſchaft““. Den Schaden, 
der den Gläubiger treffen kann, übernimmt oft ein Drit- 


1) Vgl. Nebenius öffentl. Eredit ©. 4. 

1) Codigo de comercio. Art. 412—416. — Gebr einge: 
hend: Codigo commercial Art. 840—865, vgl. beſonders Art. 
851. 852. 855. — Entwurf für Württemberg Art. 416—421, 
427 und Motive ©. 367—421. — Gelpke Zeitſchrift f. HR 
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ter gegen eine Vergütung. Er fteht ein für die Gefahr 
aus der Ereditgebung, für den Credit, er fteht del cre- 
dere. Das Gejhäft ift eine Verfiherung; die Vergütung, 
die Derficherungsprämie, heißt Hier Delcredereprovifion ; 
das Geſchäft ift ein abfolutes Handelsgeſchäft'; cs ift 
ferner eine Interceffion, denn der Berficherer übernimmt 
eine fremde Verbindlichkeit. Daher entjcheiden über das 
Genauere die Grundfäße der VBerficherung und der Inter: 
ceffion, daher ift im Zweifel eine Novation, das heißt 
ftatt vermehrter Sicherheit ein Tauſch der Sicherheit, nicht 
anzunehmen‘. Das Inftitut ift dem römischen Hecht 
befannt, da es ein Intercediren für Geld kennt'‘. Es 
geſchieht das Delcredereftehen oft in der Form des Traf- 


Heft 3. Nr V. ©. 48—55. — Endemann in Goldihmidt Zeit: 
fhrift. Bd 4. ©. 212— 222. — Haufer im Eentralorgan N. F. 
Bd 4. S. 3211—382. — Das Handelsgefegbuh hat über die 
Bürgihaft Beftimmungen in Art. 69 und 281 und 370. 

2) Hieher gehörende Iehrreihe Fälle: ROHG Entih. Bd 4. 
S. 215—218. Bd 4. ©. 306—310. Bd 5. ©. 351—361. 
Bd 6. S. 114—120. — Bürgſchaft für eine Fünftige Conto— 
correntſchuld ROHG Entſch. Bd 9. S. 184—189. 

3) Ein Handelsgefhäft it jede Bürgſchaft gegen Vergütung 
(mit Delcredereprovifion), denn eine ſolche Bürgſchaft ift Ueber: 
nahme einer Berfiherung gegen Prämie und eine ſolche Webers 
nahme ift nad Art. 271 Ziffer 3 ein abfolutes Handelsgeſchäft. 

4) Pöhls in den Nechtsfällen I. ©. 89—92. 

5) L. 6. $ 7. D. mandati (17.1): fidejusserat ... . mer- 
cedem pactus ob suam fidejussionem. L. 10, 8 8. L. 6.8 6. 
D. eod. L. 23. C. ad Set. Vellej. (4. 29): si intercesserit 

. aliquid aceipiens. Vgl. meinen Verkehr mit Staatspapies 
ren ©. 251 Note 25. Heutzutage muß „jeder vom constitutum 
abweichende eigenthümliche Einfluß der fidejussio aufhören.“ Dal. 
Neuftetel und Zimmern römiſch rechtliche Unterfuhungen ©. 279, 


281 und Mühlenbrud Pandectenreht Bd 2. 8 484. 
THöLl’s Handelöreht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 27 


Be _ 
418 Einzelne Creditgeſchãfte. 


firens oder Indoffirens eines Wechſels'. Die Perfonen, 
von denen es häufiger gefchieht, find 1. der Verkaufscom— 
miffionär”. 2. Der Einfaufscommiffionär”. 3. Der 
Berfiherungsnehmer. 4A. Der Makler”, insbefondere der 
Wechſelmakler. 5. Der Inftitor (Gewerbsbevollmäch— 
tigte). — Der del credere Stehende haftet dem Gläu— 
biger für die Gefahr aus der Ereditgebung, diefelbe mag 
auf dem Können des Schuldners beruhen” oder auf deſ— 
fen Wollen". Mit dem Schuldner fteht regelmäßig 
der del credere Stehende als ſolcher in feinen contract- 
lichen Verhältnig, da er in der Regel ohne Zuziehung 
des Schuldners intercedirt; er kann gegen diefen aus frem- 
dem Recht, nämlich mit der ihm cedirten Klage des Gläu— 
bigers, auftreten und zu dem Ende die Ceſſion derjelben 
vom Gläubiger, dem er zahlt, wie jeder Intercedent, vers 


6) Fiſcher öfter. Handelsrecht $ 202. — Codigo commer- 
cial Art. 856. 857. — Vgl. mein Wechſelrecht $ 283—286. 

7) Goldſchmidt Zeitichrift Bd 2. ©. 634. 635. 

8) Daniels Wechſelrecht ©. 334. 335. — Ueber das Einftehen 
de8 Commiffionär für die Erfüllung der PVerbindlichkeit feines 
Contrahenten und die Vergütung dafür (del credere Provifion) 
beftimmt HGB Xrtifel 370. 

9) Pöhls in den Redtsfällen J. ©. 92, i.f. — 98. — Die 
Handelsmakler dürfen für die Erfüllung der Geſchäfte, welche fie 
vermitteln, ſich nicht verbindli machen oder Bürgfchaft Ieiften. 
HGB Art. 69 Ziff. 1. 

10) Daher hat er nicht die beneficia, die der Schuldner wegen 
feiner Infolvenz hat, denn er will den Gläubiger in den Stand feten, 
als fei der Schuldner folvent. L. 63. $1. D. pro socio (17.2). 

41) Dies beweifet die unbedingte Haftungspflicht des fidejussor 
für die mora des Schuldners, alſo auch foweit fie auf Böswil: 
ligkeit des Teßteren beruht. Vgl. L. 58. $ 1. D. de fidejusso- 
ribus (46. 1) und L. 24. $ 1. D. de usuris (22. 1) in dem 
Zufammenhang mit der L. 21 big L. 24. pr. eod. 
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langen; er kann aber auch aus eignem Recht gegen den 
Schuldner lagen, nämlich weil er diefen durch die Zah— 
fung oder, wenn es fo bedungen ift, ſchon durch die In— 
terceffion von dem Gläubiger Tiberirt Hat, negotiorum 
gestorum actione. Weil aber diefe ſoweit begründet ift, 
als er wirklich dem Schuldner gedient hat, jo muß er 
im eigenen Intereffe nicht nur Alles wahrnehmen, wozu 
der mandatarifche Intercedent contractlich verpflichtet iſt“, 
ſondern es ift feine Stellung für ihm weit gefahrvoller, 
weil er nicht wie der Mandatar fi) auf mangelnde In— 
ftruction von Seiten des Schuldners berufen kann“ oder 
darauf, daß er gehandelt habe, wie ihm aufgetragen ſei“; 
denn nicht fein fubjectiver guter Glaube fondern ber ob- 
jective Nuten begründet jene Klage. Der Bürgfchafts- 
vertrag ift nicht ſchon deshalb ein Handelsgefchäft, weil 
die Schuld aus einem Handelsgefhäft entfprungen iſt“. 
Die Berbürgung eines Kaufmannes oder einer Handels» 
frau” unterliegt aber der Vermuthung für ein Handelsge- 
ſchäft“. Die Einrede der Theilung und der Borausflage 
fteht Bürgen nicht zu, wenn die Schuld aus einem Handels- 
geichäft auf Seiten des Hauptfchuldners (alfo aus feinem 
Gewerbsgefchäft oder feinem Speculationsgejchäft) hervor- 


12) 3. 3. die Einreden des Schuldners, welche er weiß, vor: 
fhügen, L. 10. $ 12. L. 29. pr. $ 2. D. mandati (17. 1); 
den Schuldner von der geſchehenen Zahlung benachrichtigen, L. 29. 
& 3. D. eod. 

13) 3.2. wenn er eine ihm unbefannte Einrede des Schuldners 
nicht vorſchützte. L. 10. $ 12. L. 29. pr. $ 2. D. mandati. 

14) 3.3. wenn er zahlt, während der vermeintliche Schuldner 
überhaupt nicht ſchuldet. L. 47. D. de cond. indebiti (12. 6). 

15) ROHG Entſch. Bd 5. ©. 367. 

16) ROHG Entih. Bd 2. S. 43—46. 39. S. 172—174. 

17) gl. oben $ 40. 

27° 
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geht oder wenn die Bürgfchaft felbft ein Handelsgefchäft 
it”. — Nur diefes Allgemeine vom Delcredereftehen 
bier; das Weitere unten bei den einzelnen Perſonen. 


8 302. 
Der Ereditauftrag. 


Das Mandat zu creditiren, das heißt mit Creditgebung 
zu contrahiren'. Creditauftrag, Creditmachen, Ereditbrief 
in diefem Sinn’, Acereditiv in diefem Sinn. I Ber- 
hältniß zwijhen dem Mandator und feinem 
Mandatar. 1. Form des Mandate. Es wird er- 
theilt a. durch die Aufforderung dem Dritten zu creditiren; 
b. mit dem Zufag „auf meine Gefahr“; c. oder „auf 
meinen Credit und meine Gefahr”. d. oder „und ftellen 


18) HGA Art. 281. 

1) Dem Mandat, ſich zu berechtigen, als Gläubiger zu con= 
trahiren, fteht gegenüber das Mandat, ſich zu verpflidten, als 
Schuldner zu contrahiren. Von diefem unten. 

2) Der Ereditbrief (da3 Accreditiv), ein zweideutiges 
Wort, enthält 1. den Auftrag zu creditiren;z oder 2. den Auf 
trag zu zahlen. Von dem Ereditbrief in diefer Tektern Bedeu— 
tung vgl. unten $ 318 Note 6. Was Treitichfe in Richters Jahrs 
büdern 1843 ©. 712 gegen die Darftellung im Text erinnert, 
daß, wer heutzutage einen Ereditbrief honorirt, nur den Ausſteller, 
für defien Rechnung er zahle, zu feinem Schuldner machen wolle, 
nicht aud) den Inhaber, welchem er zahle, trifft nur den Eredit- 
brief, welcher ein Zahlungsmandat enthält (vgl. unten $ 318 
Note 6 und 8 329 den erften Sat), nicht aber den Ereditbrief, 
welcher den Auftrag zu creditiren, aljo mit dem Empfohlenen 
zu contrahiren enthält, und von diefem, von dem Ereditauf: 
trag, ift ja bier ($ 302) die Nede. Hiermit erledigen fih aud 
die weiteren Erinnerungen. — Ueber den Greditauftrag vgl. 
mit Prüfung: Endemann in Goldihmidt Zeitihrift Bd A. ©. 
225—244. Haufer im Central: Organ N. % Bd 4. ©. 335 
— 341, Meier ebendaj. Bd 7. ©. 19—25, 
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es mir in Rechnung““. 2. Gradationen des Auf 
trages: a. Der Mandator ift die erfte Veranlafjung des 
Bertrages. b. Der Mandatar war ohnehin Willens ges 
weſen, mit dem Dritten zu contrahiren. c. Der Mandatar 
hatte bereit contrahirt. Dann ift der Auftrag nur foweit 
gültig, als er in erweiterter Maaße Eredit zu bemwilligen 
aufträgt‘. 3. Rechtswirkung. a. Beide Theile find 
aus dem Auftrag verpflichtet‘. b. Der Mandatar dahin, 
daß er ihn genau in der vorgefchriebenen Maaße erfülle*, 
c. Der Mandator dahin, daß er dem Mandatar, welcher 
das Mandat erfüllte, die dadurch gehabte Auslage erftatte, 
ihm Dedung mache”. Der Mandatar ift durch die Aus- 

3) a. Mando ut Titio eredas. L. 6. $4. L.10. 88. L. 21. 
L.56. pr. D. mandati (17.1). — b. Periculo meo crede, bene 
eredis. L. 12. $ 13. eod. Periculo meo pecuniam fore dico. 
L. 12. $ 14. eod. — c. Peto des ei nummos fide et periculo 
meo. L. 24. D. de fidejussoribus (46. 1). — d. Mando tibi, 
ut... credas... in quam pecuniam indemnem rationem 
tuam me esse ex causa mandati . . . praestaturum. L. 59. 
& 5. D. mandati (17. 1). — Es kann auch die Annahme des 
Auftrages dem Auftrag vorangeben. 

4) a. Der gewöhnliche Fall, wie er auch ald das Megel: 
mäßige im römischen Recht angenommen wird. — b. L. 71. 
8 2. D. de fidejuss. (46. 1). — ce. L. 12. & 14. D. mand. 
(17. 1). In dem Fall unter e ift dann das Mandat, zu credi: 
tiren, ein Mandat weiter zu creditiren, aber immer, da diejes 
obne Vertrag undenkbar ift, ein Mandat zu contrabiren. 

5) L. 6. $ 4. mandati (17. 1). 

6) 3.8. Gieb nur gedeckten (durch Bürgihaft, Pfand) Eredit. 
L. 59. $ 6. D. mand. (17. 1). Bgl. L. 10. 8 8. D. eod. 

7) L. 20. pr. L. 6. $ 4. L. 28. L. 27. 8 5. D. mand. 
(17.1). Mehrere Mandatoren haften ſolidariſch L. 21. D. eod. 
L. 28. C. de fidejuss. (8. 41). L. 7. D. de fidejuss. tutor. 
(24. 7). L. 3. C. de const. pec. (4. 18). Bgl. Neuftetel und 
Zimmern römiſch rechtliche Unterfuhungen S. 267—274, 


u 4 
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führung des Mandats Gläubiger des Dritten geworden; 
nach den reinen Grundfägen des Mandats, alfo nur die 
Horn ins Auge gefaßt, hindert diefer Anfpruch aus diefem 
Titel gegen diefen Schuldner ihn nicht, den Mandator auf 
Erftattung des dem Dritten (Schuldner) creditirten Be- 
trages anzusprechen, und zwar ohne Weiteres und neben 
dem Schuldner, fo daß er doppelt erhält, und ohne 
daß die Einreden des letzteren in Betracht fommen; allein 
der Sache nach liegt in der Mandatsertheilung eine In- 
terceffion und dies modificirt jene Folgen der Form. Der 
Mandatar, der Gläubiger, creditirt für Nehnung des 
Mandator; — der Mandator nimmt den Bertrag auf 
feine Rehnung Damit nimmt er ihn aud auf 
feine Gefahr. — Das Genauere anlangend, fo muß 
a. über die Trage: ob der Mandator ohne Weiteres dem 
Mandatar den creditirten Betrag erftatten muß oder nur 
dann und foweit, als und wieweit er denfelben von dem 
Schuldner nicht erhält, der Wille der Kontrahenten 
entſcheiden. Diefer muß, es mag nun der Auftrag zu 
ereditiren ohne Zufag, oder mit dem Zufag daß man 
den Vertrag auf feine Gefahr, oder daß man ihn auf 
feine Rechnung, oder daß man ihn auf feine Gefahr und 
Rechnung nehme, ertheilt fein, zunädft fo verftanden 
werden: daß die Borausflage nicht erforderlich fei. Denn 
die Form giebt die Klage auf Dedung wegen erfüllten 
Mandats, und es ift daher Sache des Manbdators, zu 
beweifen daß der Wille nur auf fubfidiäre Haftung ge- 
gangen fei. Daher giebt denn auch das römifche Necht 
dem Mandatar die Wahl, ob er den Schuldner oder den 
Mandator anfprechen will. Jener Beweis liegt auch in 


8) L. 60. pr. D. mand. (17. 1). L. 7. D. quod cum eo 
(14. 5). L. 56. pr. D. mand, (17. 1). L. 7. C. eod. (4. 35). 
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der bloßen Elaufel „auf meine Gefahr“ nicht”; es muß 
beutlicher ausgefprochen fein, daß der Mandatar die Schuld 
nur auf feine Gefahr und nicht auf feine Rechnung 
nehmen will”. Der Mandatar darf die gegen den 
Schuldner angeftellte Klage fallen Iaffen und den Mans 
dator belangen“, fowie umgekehrt, ja auch beide gleid)- 
zeitig belangen”. Co das Recht vor der Nov. 4. 


L. 19. C. de fidejuss. (8. 41). Dem fteht L. 27. 8 5. D, 
eod. (L. 13. D. de fidejuss. (46. 1)) nicht entgegen, denn fie 
fagt nur: wenn der cereditor den debitor belangte und einen 
Theil der Schuld gezahlt erhielt, jo haftet der Mandatar nur 
für den Reſt; fie bemeift vielmehr ebenfalls das Wahlrecht. 

9) Denn da in der Uebernahme auf die Rechnung, welche 
der bloße Auftrag enthält, nothwendig auch die der Gefahr Tiegt, 
fo ift durch die Elaufel nicht ausgeſprochen, daß fie das, was 
aus dem bloßen auf Rechnung Nehmen folgt, daß nämlich der 
Mandator, es mag Gefahr vorhanden fein oder nicht, zahlen 
muß, beſchränken, nämlich feine Zahlungspflict auf den Fall der 
Gefahr beſchränken ſoll. 

10) Dem hier Geſagten ſteht die L. 12. 8 14. D. mand. 
(17. 1) nicht entgegen, obgleich ſie bei einem Mandat in der 
Faſſung periculo meo fore dieo die Entſcheidung giebt: omne 
nominis periculum debere ad mandatorem pertinere, und man 
dieſe letzten Worte gewiß als auf ſubſidiäre Haftung deutend 
verſtehen muß, während die Stellen der Note 8 anders den 
Auftrag und die Entſcheidung faſſen. Denn jene Stelle hat 
den beſondern Fall, daß der Mandator nicht das Creditiren ſon— 
dern das weitere Creditiren über die urſprüngliche Zeit hinaus 
veranlaßt hat, er haftet mithin auch nur für die Gefahr dieſes 
Aufſchubs und will nur ſoweit den Vertrag d. h. nur dieſen 
Vertrag auf ſeine Rechnung nehmen. Die Gefahr des Auf— 
ſchubs iſt aber erſt durch die Nachweiſung dargethan, daß der 
Schuldner nun nur ſo und ſo weit ſolvent ſei. 

11) L. 71. D. de fidejussoribus (46. 1) „quamvis enim 
... mandator liberatur.“ 12) L. 60. pr. D. mandati (17, 1). 
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Cap. 1. Die Novelle’, das Wefen des Inftituts, da 
man den Bertrag auf feine Rehnung nehmen wolle, 
verfennend, geftattet dem Mandator, den Gläubiger zu— 
vor an den Schuldner zu verweilen, aber nur dann 
wenn der Gläubiger den Schuldner zur Stelle hat oder 
der Mandator ihm denfelben zur Stelle ſchafft“. Die 
jubfidiäre Haftung des Mandators muß, da fie contra 
rationem juris ift, auf diefe beiden Wälle bejchränft 
werden, für die übrigen Fälle bleibt e8 bei dem älteren 
Recht. Auf das kaufmänniſche Ereditmachen dies ans 
gewandt, fo bezieht es fich felten auf einen Plaghandel, 
jondern in der Regel ift der Schuldner wie der Credits 
macher dem Ereditor entfernt und kann von dem Credit- 
macher nicht zur Stelle gefchafft werden. Daher ftellen 
fich im Faufmännifchen Verkehr die VBerhältniffe regelmäßig 
fo, daß die fubfidiäre Haftung nicht anders Statt hat, als 
wenn fie ausdrüdlich bedungen worden ift und daß über- 
haupt das ältere Recht entjcheidet. b. Der Mandator 
ift befreiet, wenn die Forderung des Mandatars durch 
Zahlung oder auf anderweitige Art getilgt ift; denn der 


13) Die Novelle giebt die Beitimmung fo: 1. Der Gläu: 
biger darf zuerft nur den Schuldner belangen, und wegen deffen, 
was er von diefem nicht erhält, jodann den Mandator. 2, Iſt 
aber der Mandator am Plab, der Schuldner abweſend, fo braucht 
der Gläubiger dem Schuldner nicht zu folgen, fondern darf ohne 
Weiteres den Mandator belangen. 3. Der Mandator darf aber 
den Schuldner ftellen, um ihn als Beklagten vorzufchieben, und 
darf zu dem Ende eine Frift vom Richter gefeßt verlangen. 
4. Iſt die Frift verlaufen, ohne daß der Schuldner geftellt ift, 
fo ift nun der Mandator der rechte Beklagte und muß gegen 
Klagenceifion zahlen. 

14) Bol. oben Note 13. Hamburger Sammlung Bd 1. 
Nr 52. S,484—492. Seuffert Archiv B6 Nr42, ©. 56.57. 
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Mandatar hat nun die Auslage bereits erftattet erhal: 
ten”, Er ift nicht befreiet, wenn der Mandatar dem 
Schuldner verſprach, daß er ihm nicht oder daß er ihn 
nicht behelligen wolle, wohl aber wenn das Berfprechen 
dahin, daß er überhaupt liberirt fein folle, aljo das Vers 
Iprechen auf eine Schenfung ging, die der Mandatar durch 
feine Regreßnahme gegen den Mandator, weil diefer fich wie- 
der an dem Schuldner erholt, Hinterliftig wieder anfechten 
würde”. c. Bon den Einreden des Schuldners gegen 
den Gläubiger hat der Mandator offenbar diejenigen nicht, 
wegen deren Gefahr er eben intercedirte””; die andern 
Einreden hat er nicht nur dann, wenn fie zugleich auf 
eine Mandatswidrigfeit zurückkommen, fondern auch ohne 
das, wenn fie aus dem Vertrag ſelbſt hergenommen 
find, ungeachtet er nicht aus der Schuld fondern aus 
feinem Auftrag haftet, denn er nimmt den Vertrag fo 
auf feine Rechnung, wie er auf Rechnung des Schuld- 
ners ftehen würde”. , d. Gegen die Zahlung kann der 


15) Alfo gegen die contraria mandati actio die exceptio 
doli. gl. L. 71. D. de fidejussoribus (46. 1). 

16) L. 21.8 5—L. 25. L. 32. D. de pactis (2. 14). 

17) 3. B.: 1. Das Senatusconsultum wird dir nicht ent= 
gegenftehen, Teihe nur dem filius familias auf meine Gefahr. 
L. 12. 8 13. D. mandati (17. 1). 2. Die minor aetas des 
Schuldners, bderenthalben der ereditor nur nah Aufforderung 
des Mandator contrabirte, giebt diefen Feine Einrede, hic enim 
velut adfirmator fuit et suasor, ut cum minore contrahatur. 
L. 13. pr. D. de minoribus (4. 4). Der Mandator hat bier 
die Gefahr diefer Einreden deutlich genug übernommen. 

18) Daher hat der Mandator, wenn nicht befondere Umftände 
vorliegen, vol. Note 17, die Berufung auf das Sct. Macedo- 
nianum. Die L. 9. $ 3. D. de Scto Maced. (14. 6) hat 
freilich einen andern Grund: mandati habet regressum. 
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Mandator verlangen, daß ihm der Mandatar feine Klage 
gegen den Schuldner abtrete, das heit herausgebe was 
er durch die Ausführung des Auftrages erlangt hat”. Die 
Klagenceffion ift auch noch dann ftatthaft, wenn, felbit 
ohne daß fie vorher ausbedungen ift”, bereit8 die Zah— 
lung gefchehen ift, weil der Mandator nicht mit dem 
Willen, die Schuld des Dritten zu tilgen, zahlt, fondern 
um feine eigene Verbindlichkeit, Dedung zu machen, zu 
erfüllen”. e. Der Mandator darf feine Haftungsver- 
bindlichkeit auf eine beftimmte Zeit befchränten; — Er- 
föfchungsclaufel”. I. Berhältnig zwifden dem 
Mandator und dem Dritten, dem Schuldner”, 
Der Mandator kann den Creditauftrag gegeben Haben 
1. im Auftrag des Schuldners. Dann ift er Mandas 
tar”, 2. Ohne das, in der Abficht dem Schuldner ei- 
nen Dienft zu leiften. Dann ift er negotiorum gestor. 
Die unaufgeforderte Dienftleiftung wird zum Mandat durch 
die Ratihabition derfelben von Seiten des Schuldners. 
Diefe Tiegt in dem Gefchehenlaffen”, das Heißt in dem 
Wiffen des Creditauftrages ohne die Verwahrung, daß 
man nicht haften wolle. 3. Ohne Auftrag des Schulbd- 


19) L. 27. 8 5. D. mand. (17. 1). (L. 13. D. de fide- 
juss. (46. 1)). L. 95. 8 10. D. de solution. (46. 3). Der Mans 
dator ift von der Haftung frei, wenn der Mandatar die Unmög— 
Tichkeit der Geifion ſelbſt verſchuldet hat. L. 95. $ 11 eod. 

20) Zar. L. 76. D. de solutionibus (46. 3). 

21) L. 28. D. mandati (17. 1). L. 95. $ 10. D. de so- 
lutionibus (46. 3). 

22) Der Gültigkeit diefes Vertrages fteht nit entgegen 
L. 59. 8 5. D. mandati (17. 1). 

23) Bol. L. 71. D. de fidejussoribus (46. 1). 

24) L. 9. $ 3. D. de Seto Maced. (14. 6). 

25) L. 18. D. mandati (17. 1). 
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ner8 und ohne die Abficht diefem gefällig zu fein, fondern 
aus anderm Intereffe. Dann haftet der Schuldner dem 
Mandator nicht”. — Der Mandator kann in jebem die- 
fer Fälle den reditauftrag im Auftrag eines Vierten 
gegeben haben”. Dies ändert an feinem Verhältnif zu 
dem Schuldner nichts. Sein Verhältniß zu dem Man- 
datar anlangend, fo kann er für Rechnung diefes Vierten 
den Vertrag auf feine Rechnung genommen oder, daß er 
lediglich auf die Rechnung des Vierten geftellt werde, be- 
dungen haben. II. Verhältniß zwifhen dem 
Mandatar und dem Dritten, dem Schuldner. 
1. Der Schuldner überbringt dem Mandatar meiftens den 
Creditbrief“. 2. Das Nechtsverhältnig zwiſchen beiden 
kann jedes Creditgefchäft fein, denn bei jedem Creditge- 
ſchäft ift eime Interceffion denkbar”. 3. Die Zahlung 
des Mandator an den Mandatar, wenngleich in der Ab— 
ficht, daß er feiner Verbindlichkeit zur Dedung nachkomme, 
gemacht, giebt dem Schuldner gegen den Mandatar, feis 
nen Gläubiger, die exceptio doli, nicht aber gegen deſ— 
fen Eeffionar, den Mandator. 
8 303. 
Andere aleatorifche Verträge. 


Bon den Übrigen aleatorifchen Verträgen werden hier 
nur einige erörtert werden. Don den Verträgen der reis 
nen alea find zu unterfcheiden die Verträge mit Einmirs 
fung der alea. Es ift zwedmäßig, zuvörderft drei Arten 


26) L. 60. $ 1. D. mandati (17. 1). Ebenſo wenig haftet 
der Schuldner dem Mandator, wenn diefer ihm bat jchenfen 
wollen. L. 9. $ 3. D. de Seto Macedoniano (14. 6). 

27) L. 62. 8 1. D. mandati (17. 1). 

28) So hat den Fall auch L. 7. C. mandati (4. 35). 

29) ®gl. L. 32. D. mandati (17. 1). 


rm 
3 > . 
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von DVerträgen neben einander zur ftellen: 1. den Spiel- 
vertrag; 2. die Wette, richtiger den Wettvertrag; 3. die 
Spielwette, wen das Wort Anklang findet, welcher das 
reine Differenzgefchäft und eine Art des Heuergefchäftes 
angehört, welches lettere aber in allen feinen Arten dar- 
zuftellen ift. — Sodann find eine Mehrzahl von Verträgen 
wenn auch nur kurz darzuftellen, um ihre bei einigen ver» 
fannte juriftifche Natur zu erörtern; fie find theils ihrer 
Natur nach Handelsgefchäfte, theils kommen fie regelmäßig 
als folche vor, weil fie regelmäßig gewerblich betrieben 
werden; es find dies aleatorifche Darlehen. Als folche 
kommen vor 1. die Prämienanleihe; 2. die Pebensverfiche- 
rung, wie fie gewöhnlich dargeftellt wird und auch am 
meiften vorkommt, denn die echte Lebensverficherung kommt 
mit jener unechten verglichen fehr felten vor; 3. der Leib— 
ventenvertrag; 4. der doppelte Leibrentenvertrag, wie 
man ihn nennen Tann, welcher einen Theil des einfachen 
Leibrentenvertrages und jenes unechten Rebensverficherungs- 
vertrages zu eimem einzigen Vertrage vereinigt; 5. das 
nauticum foenus; und 6, die Bodmerei. 
8 304, 
Der Spielvertrag. 

Der Spielvertrag ift ein Vertrag des Inhalts, daß 
Gewinn des einen und Berluft des andern Kontrahenten 
entfchieden werden foll durch eine Thatfache, welche durch 
eine zum Zweck diefer Entſcheidung vorgenommene Thä- 
tigfeit mit oder ohne Einwirkung des Zufalls herbeigeführt 
wird. Beim Spielvertrag ifl ein Dreifaches zu beachten: 
1. der Abichluß des Vertrages, 2. das Spielen, 3. die 
duch das Spielen herbeigeführte Entſcheidung. Kein 
Spiel, fein Spielvertrag, ift ohne Spielen. Das Spielen 
ift eine Thätigfeit (eine oder mehrere Handlungen) zwifchen 
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dem Abſchluß und der Entfcheidung, welche den Zweck 
hat, die Entjcheidung, aljo die emtjcheidende Thatſache, 
herbeizuführen. Cs ift gleichgültig, ob dieſe Thätigleit 
von längerer oder fürzerer Dauer ift; ob nur einer" der 
Contrahenten oder beide thätig find oder Feiner von beiden, 
indem ftatt ihrer mit ihrem Willen zu dem Zweck der 
Entjcheidung eine andere oder mehrere andere Perjonen 
thätig find (die juriftifch Spielenden können andere Per: 
ſonen factifch für fich fpielen laſſen); ob bei der förperli- 
chen Thätigkeit die Geiftesfräfte wenig oder viel mitwir- 
fen; ob das Herbeiführen der Entjcheidung dieſem Zweck 
eigenthümliche Werkzeuge, Einrichtungen, Anftalten erfor— 
dert oder nicht (Würfel, Karten, Schachbrett, Billard, 
Koulettetifh). Die Entfcheidung bejtimmt entweder ledig- 
lich der Zufall oder fie beruft lediglich auf Gefchieflichkeit 
(Berechnung und Gejchidlichkeit) oder fie beruht auf Zu— 
fall und Geſchicklichket. Darnach find die Spiele reine 
Glücksſpiele (Hazardfpiele) oder Gefchidlichfeitsfpiele oder 
gemifchte Spiele. Nach gemeinem echt beſteht Feine 
Klage auf das Gewonnene, aber auch Feine Rückforde— 
rungsflage auf das Verlorene und Bezahlte, e8 mag fo- 
fort nad) dem Verluſt oder fpäter bezahlt worden fein. 
Das lettere ift gegen das römische Recht, Hat aber die 
Anficht vieler Schriftjteller und eine gemeinrechtliche d. 5. 
eine nicht durch Particularrechte beftimmte Praxis für fid). 
Darnach ift der Spielvertrag gemeinrechtlic ein gültiger 
Bertrag, aber nicht ein Hagbarer. Das gemeine Recht 
fennt hiernach feinen Unterfchied zwiſchen erlaubten und 
unerlaubten Spielen, beſſer Spielverträgen’. Bon den reichs— 
gejetlich verbotenen Spielverträgen ift hier nicht die Rede. 


1) Seuffert Ardiv Bd 2. Nr 291 Note 2. 
2) Einen ſolchen Unterfhied macht die Abhandlung von 
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Der Ausfpielvertrag. Um die Natur des Ver—⸗ 
hältniffes zwifchen den Betheiligten zu beftimmen, kommt 
es auf Borausfegungen, insbefondere auf die Vereinbarung 
an. Es kann zwifchen allen Betheiligten nur ein Spiel- 
vertrag vorliegen. Es kann aber auch ein Berfauf von 
Seiten des ſ. g. Ausfpielers an die Nehmer von Looſen 
ftattfinden, fo daß nur unter diefen ein Spielvertrag 
vorliegt; die Ziehung entjcheidet dann, welchem einen der 
mehreren Käufer die ganze Sache zufallen foll; e8 wird 
um die actio emti gefpielt; e8 liegt dann nicht ein Kauf 
mit alea vor, fondern zwei Verträge: ein gar nicht 
alentorijcher Kaufvertrag und ein Spielvertrag (alſo eine 


Wilda (Zeitſchr. für deutfches Recht Bd 2. Heft 2. ©. 133 ff. 
Bd 8. ©. 200 ff.) aber nur zu dem polizeilichen Effect, daß bei 
dem unerlaubten Spiel die Obrigfeit dem Gewinner das ihm 
Bezahlte abnehmen darf, bei dem Erlaubten dagegen nicht. Es 
läßt ſich aber dieſes Confiscationsrecht als ein gemeinredtliches 
nicht nachweifen. Ueberdies entbehrt die Unterſcheidung von Wilda 
zwiſchen umerlaubtem und erlaubtem Spiel (er unterfcheidet nach 
dem Zweck des Spielens) aller fiheren Anwendbarkeit. Den Un: 
terſchied ſetzt Wilda nemlid darin, daß dort in gewinnfüchtiger 
Abficht, bier der Unterhaltung und Erholung wegen geipielt wird; 
die gemwinnjüchtige Abficht fol angenommen werden bei unmäßigem 
oder hohem Spiel und bei reinen Hazardfpielen, wenn nicht bei 
diejen die Umftände dagegen find, z. B. niedriger Satz. Die Un: 
teriheidung ift unanmwendbar, wenn der eine der Gontrahenten 
aus Gewinnſucht und der andere der Unterhaltung wegen fpielt, 
und wenn die Abficht des einen oder gar beider nicht deutlich er— 
bellet. Der Wohlhabendere kann aus Gewinnſucht und der Ans 
dere aus Langeweile fpielen, weldye ihm widerwärtiger ift als der 
Spielverluft. Auch kann Jeder behaupten, daß er freilid habe 
getwinnen oder lieber gewinnen als verlieren wollen, aber aud 
zugleich Unterhaltung und Erholung nad vorgängiger Anftrengung 
geſucht und gefunden habe, 
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reine alea), vermittelt durch den Ausfpieler. Daher ift 
das Ausfpielgefchäft nicht zu ftellen unter die Verträge 
mit alea. 


S 305. 
Der Wettvertrag. 


Die Wette, beſſer der Wettvertrag, ift ein Vertrag 
des Inhalts, dag Gewinn des einen und DVerluft des 
andern Kontrahenten entjchieden werden ſoll durch die Rich— 
tigfeit einer von dem einen aufgejtellten und von dem 
andern beftrittenen Behauptung‘. Wefentlich ift eine un- 
abhängig von dem Vertrag aufgeftellte und beftrittene 
Behauptung. Wenn gar nicht behauptet und geftritten 
werden kann, alfo wenn der Zufall allein entjcheidet oder 
mitentfcheidet, jo liegt Fein Wettvertrag vor. Es giebt 
alfo jo zu jagen feine Hazardwetten, auch Feine gemiſch— 
ten Wetten. Im diefen Fällen kann gar nicht richtig 
behauptet, fondern nur richtig errathen worden fein. 
Was wirklich behauptet und beftritten werden kann, kann 
der verfchiedenften Art fein”. Das Wiffen des Einen, 


1) Sehr mit Unrecht bemerkt Gerber $ 193 Note 2, daß 
Thöl durch eine bloße Negation des Spieles die Wette finden 
will. Ich habe, Verkehr mit Staatspapieren 1835 ©. 269, 
270, ausdrüdlich bemerkt, daß, mo Fein Spiel vorliege, noch die 
Wahl zwifchen Wette und fonftiger sponsio bleibe, wie Gerber 
8 179 Note 7 ausdrüdlid anerkennt, in Widerſpruch mit feiner 
obigen Bemerkung. Ich babe aber bemerkt, daß der Sprach— 
gebrauch aud) diefe ſonſtige sponsio häufig mit dem Namen Wette 
bezeichne. Danach kann man von der echten Wette unterfcheiden 
die unechte Wette. 

2) Ich weiß das, kann das beurtheilen, kann das anfertigen, 
babe einen Meijterichein, bin zum Abgeordneten gewählt, babe 
das und das jelber gejehen. 


— 
Denen 
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daß feine Behauptung von dem Andern mit Unrecht be- 
ftritten wird, macht den Wettvertrag nicht ungültig. Wo 
eine Behauptung unmöglich ift, ift das Behaupten offenbar 
nur Form; daher find die Hazardwetten und gemijch- 
ten Wetten dann, wenn die Entfcheidung durch eine 
zu biefem Zweck vorgenommene Xhätigfeit herbeigeführt 
werden foll, Spielverträge in der Form von Wettverträ- 
gen. Man. kann hier pafjend den Ausdrud gebrauchen 
Wettfpiele (nemlid) der Sache nad) Spiel, der Yorm 
nad Wette). Ein Wettlaufen, ein Schadhjfpielen, kann 
Entjcheidung eines Wettvertrages oder eines Spielvertra- 
ges fein‘. Der Wettvertrag ift ein gültiger und Hagbarer 
Vertrag. Der Betrag unterliegt aber der richterlichen 
Ermäßigung. Nach einer andern, unrichtigen Meinung‘ 
ift er jo unflagbar wie der Spielvertrag. Das durch den 
Wettvertrag Verlorene ift nicht eine Conventionalftrafe zu 
nennen’; die Conventionalftrafe ift ein gänzlich anderes 
Rechtsinftitut. Wem das Verlorene zugedadht werde, 
ift gleichgültig bei der Wette, es ift dies aber nichts der 
Wette Eigenthümliches, es ift ebenfo beim Spiel und auch 
bei andern DVerträgen. 


$ 306. 
Die Spielmette, 


Die Berträge, deren Inhalt dahin geht, daß Gewinn 
des einen und Berluft des andern Contrahenten entjchieden 
werden foll durch eine ungewiſſe Thatſache, find noch nicht 


3) Jenachdem wir behauptet und geftritten haben und es wirk— 
lich konnten, weil jeder des andern Kräfte Fannte oder wir unfere 
Kräfte meffen wollten, 

4) Puchta Pand. $ 258, 
5) Dies thut Gerber Syitem $ 194 Note 2, 
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erjchöpft durch den Spielvertrag und den Wettvertrag. 
Die Thatfache ift dort der Ausgang des Spielens, hier 
die Richtigkeit einer aufgeftellten und beftrittenen Behaup- 
tung. Es bleiben noch die Verträge übrig, nach welchen 
andere ungemwiffe Ihatjachen über Gewinn und Berluft 
entjcheiden follen, 3. B. um zwei Hauptfälle anzuführen: 
1. der Ausgang eines fremden Spielvertrages', wie ei- 
ner fremden Lotterie, eines fremden Lotto, eines fremden 
Kartenfpiels; und 2. das Steigen oder Sinken des ‘Preis 
jes (Courfes), dies ift der Ball des reinen Differenzges 
jchäftes’. Man fanun alle jene Verträge bezeichnen als 
unedhte Spiele oder unehte Wetten oder Spiel- 
wetten, da diejenigen derjelben, welche befonders erör- 
tert worden find, als wirkliche Spiele oder wirkliche Wets 
ten behauptet worden find, was offenbar beides unrichtig 
it. Es kann fid) nur nach der Klagbarkeit fragen, denn 
gültig find ja fogar Spielverträge. Gegen die Klagbar- 
feit fpricht, daß das Motiv bei ihnen nichts als Gewinn 
ſucht iſt. Für die Klagbarkeit, daß die reine alea nir- 
gends in unferm Recht verboten ift, jondern nur eine 
Art derjelben, nemlich der wirkliche Spielvertrag, unflagbar 
ift. Der Betrag unterliegt aber richterlicher Ermäßigung, 
da dies felbit für die wirkliche Wette gilt. (Bei dem 
Spielvertrag ermäßigt ſich der Berluft durch Willen des 
Zahlenden.) Wetten über Spiele (d. h. über den Ausgang 
eines Spieles) können wirkliche oder unechte Wetten fein”, 


1) Eine Art des Heuergefchäftes. Vgl. unten $ 308. 
2) Bgl. unten $ 307. 
3) Wirkliche bei reinen Gefciclichfeitsfpielen; unechte, wenn 


die Contrabenten nicht wirklich behaupten und ftreiten, fondern 


nur erratben Eonnten. 
ZH51’8 Handelsrecht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 28 
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8 307. 
Das Differenzgefhäft. 


Das Differenzgefhäft ift ein Vertrag, bei welchem 
eine Quantität Waaren, deren Preis und eine Zeit feft- 
geſetzt werden und beide Contrahenten verfprechen, daß, 
je nachdem die Veränderung des Preifes (Courfes) zu 
diefer Zeit die eine oder. andere Richtung (Sinfen oder 
Steigen) genommen haben jollte, der Eine oder der Ars 
dere die Differenz der Preife von dem Mitcontrahenten 
ausgezahlt erhalten ſolle. Es wird oft in die Form eines 
Lieferungsfaufes eingekleidet', deſſenungeachtet ift aber 
nicht jeder Lieferungsfauf für ein verftedtes Differenzge- 
Ichäft zu Halten”. Eben fo wenig jeder Prämienhan- 
del’. Ueber die Klagbarkeit des Differenzgefchäftes find 
die Meinungen getheilt‘. Die Meinung von Bender ® 
und die von Souchay' ift unhaltbar, fo auch paßt der 
Begriff der emptio spei nit‘. Für die Klagbarkeit 
freitet Folgendes: das Geſchäft ift ein bedingter Vertrag, 
oder fpecieller: es fällt feinen Begriff nad) unter den Be— 
griff der römifchen sponsio’, von den bedingten Berträ- 


1) Thöl Verkehr 8 16. ©. 65. 66. Pol. aud Entwurf 
für Württemberg Art. 369 —371 und Motive S. 338—340. 

2) Thöl a. a. D. ©. 230—234. Vol. oben $258 NrIV. 
ROHG Entih. Bd 9. S. 201—206. Bd 15. ©. 279. 280. 
B 17. ©. 42. 

3) Das. Gegentheil behauptet, aber ohne allen Grund: 
Treitichle Kaufcontract 8 9. 2. Aufl. ©. 28. Nod anders 
Bluhme Enchelopädie $ 539. Dal. oben $ 288 Note 8. 

4) Pol. auch Brauer in Buſch Arhiv Bd 8. S. 448—459. 
Bd 15. ©. 343—350. 

5) Bender Verkehr S.250— 252. 6) A. a. O. &.252—357. 

7) A. a. O. ©. 235—237. 

8) Will man auf den Grund der L. 17. $ ult. D. de 
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gen ober fpecielfer den sponsiones find nur diejenigen 
ihrer Natur nach unerlaubt, welche unter den Begriff des 
Spieles fallen. Dem Spiel ift characteriftifch, daß die 
Eontrahenten den Ausgang des Vertrages, die entjchei- 
dende Thatſache, durch ihre Thätigkeit (durch das Spielen) 
vereinbartermaßen herbeiführen"; dies iſt bei dem Diffe- 
renzgefchäft nicht der Fall, es ift mithin nicht ein Spiel, 
aljo eine nicht verbotene Hagbare sponsio". Ob man 
das Differenzgefchäft als eine Wette, welche eine Art der 
sponsio iſt, auffaffen will, hängt davon ab, wie man 
den Begriff der Wette ftellt, ob man nämlich das Aus- 
ſprechen der Behauptung ihr wejentlih Hält; der Sprach— 
gebrauch fcheint dies nicht für weſentlich zu halten, ba- 
nad) wäre denn das Differenzgefchäft eine Wette, womit 
aber nur ein Wort gewonnen ift”. in Wettvertrag im 
eigentlichen Sinn’ ift das Differenzgefchäft nicht, weil die 
Richtung und die Höhe der Veränderung des Preifes (Cour- 
jes) nicht richtig behauptet und beftritten, fondern nur rich— 


praeser. verb. (19.5) und der L. 3. D. de aleatorihus (11.5) 
das Wort sponsio auch zur Bezeichnung einer zweifeitigen Obli: 
gation gebrauchen, fo muß die sponsio ala das Nebeneinanderbe- 
ftehen von zwei unter entgegengejehten Bedingungen gejchloffenen 
Verträgen, namentlih Stipulationen, welche von den Contrahenten 
als ein Zufammengehöriges gedacht worden find, aufgefaßt werden ; 
zur Annahme einer engeren Bedeutung bieten die Stellen feinen 
Grund. Bol. a. a. O. ©. 264—267. 

9) A. a. O. ©, 267. 

10) A. a. O. ©. 267. 268. 270 Note 63. ©. 237—248, 
Bol. dagegen Wilda in der Zeitihr. für d. Recht Bd 2. ©. 133 
—193. Bd 8. S. 200-239 und Puchta Pandelten $ 258. 

11) A. a. D. ©. 268—272, 

12) U. a. D. ©. 248—250. 269. 270. 

13) 2gl. oben $ 305. 

28* 
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tig errathen werden kann“. Das Differenzgefchäft ift 
alſo feiner Natur nad Hagbar”. Nach Particularrech— 
ten ift e8 verboten”. Der Commiſſionär zum Abſchluß 
eines Differenzgefchäftes ift natürlich nicht, wie der Ein- 
faufs- und Berfaufscommifjfionär, berechtigt als Selbit- 
contrahent einzutreten ”. 


$ 308. 
Das Heuergefhäft. 


Das Heuergefchäft', auch Promefjengefhäft, ift ein 
Bertrag, bei welchem der eine Contrahent gegen eine Ver: 
gütung verfpricht, daß der andere den auf ein Loos” fal: 
lenden Gewinn erhalten folle. Der Berheuerer verspricht 


14) Das ROHG hat fih über die Frage (bis Bd 18 incl. 
der Entſch.) nicht ausgeſprochen. Bd 6. ©. 223—225 ift wei: 
ter nicht gejagt, als daß das reine Differenzgefchäft zu den Glücks— 
verträgen gehört und nicht nad den für Lieferungsgeihäfte im 
Art. 357 des HGB aufgeftellten Grundſätzen zu beurtheilen ift. 
Nur das frangöfiihe Necht betrifft ROHG Eutſch. Bd 14. ©. 
273—277; nur das fähfiihe (BOB $ 1482) betrifft ROHG 
Entih. Bd 17. ©. 322—324. 

15) So aud Gerber Syſtem $ 179 Note 7. Bluhme 
Encyelopädie Abth. 2. $ 388. Morftadt HRS 27. C. ©. 86. 

16) So nad dem hamburger gefchriebenen Recht, wenn 
man zugiebt, daß nad der neuen Yallitenordnung Art. 104 nicht 
Vedigli der Actien- und Prämien-, jondern auch anderer der: 
gleichen Windhandel für verboten zu erachten ijt, denn ein der: 
gleihen Windhandel ift das Differenzgefchäft. Weber die hambur— 
ger Praris vgl. Nechtsfälle Th. 3. Heit 4. ©. 14 Note *. 

17) ROHG Entih. Bd 11. ©. 43. 44, 

1) Bender Verlehr 8 96— 99. Unger das Prämiengefhäft des 
fönigl. Seehandlungs » Inftitut3 in Berlin (1832) ©. 59—62, 

2) 2008 d. h. eine Ausloofung von Gewinnen verfpredhendes 
Ereditpapier; e3 kann Tediglich hierauf oder auch auf Capital und 
auch nod auf Zinfen Iauten (Lotterieloog, Lotteriennlehnzpapier), 
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dem Henerer; der Schlußbrief heißt Heuerbrief, aud 
Promefje; die Vergütung Henergeld, Prämie. Diefe be— 
fteht faft ausnahmslos in Geld, und diefer regelmäßige 
Tall ift im Folgenden gedacht. Die Speculation ftellt 
fih fo: 1. Der Inhaber eines Looſes taufcht gegen einen 
ungewiffen großen Werth den gewiffen kleinen Werth 
ein und will lieber Wenig ficher haben als Biel in un- 
beftimmter Ausfiht. 2. Das Gefchäft artete dahin aus: 
daß der, welcher nicht einmal einen Erwerbstitel auf das 
2008 hatte, den etwaigen Gewinn verſprach, in der Hoff: 
nung daß fein Gewinn auf diefes Loos fallen und er 
alfo die Prämie, das Henergeld, für nichts erhalten werde. 
— Für die rechtliche Beurtheilung des Heuergefchäftes” 
muß man fo unterfcheiden: 1. Der Verheuerer ift Eigen- 
thümer des Looſes oder hat eine perfönfiche Klage, daß 
ihm das Loos geliefert werde; — alfo: ihm fteht das 
Recht auf den auf das Loos fallenden Gewinn zu. Dann 
liegt in dem VBerfprechen des Gewinnes der Verkauf einer 
Forderung und zwar einer ihrer Eriftenz und ihrem Um— 
fang nad) ungemwiffen Forderung. in folder Berfauf 
ift ftatthaft‘. 2. Der Berheuerer ift nicht in der bezeich- 


3) Die rechtliche Beurtheilung de3 Heuergefchäftes hat dadurch 
an Beitimmtheit und Schärfe gelitten, daß man die beiden unter 
Nr 1 und 2 berührten Fälle niht von einander gefchieden hat; 
daher, je nachdem man den einen oder den andern Fall im Auge 
hatte, die unbedingt Hingeftellte Meinung: das Heuergefchäft fei 
gültig, oder ebenfo unbedingt: es fei ungültig. 

4) Es beweift dies direct, nicht analog, die Gültigkeit der 
venditio sine re — quasi alea emitur — spei emptio est. 
Fern, obgleih nahe genug, ſteht unferm Fall der Kauf eines cap- 
tus piscium (cum futurum jactum retis a piscatore emimus), 
vel avium (. .. pantheram ab aucupe . . .) vel missilium, 
fowie cum indaginem plagis positis a venatore emimus, L. 8. 
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neten Lage, alfo ihm fteht Kein Recht auf den auf das 
2008 fallenden Gewinn zu. Diefer Umftand ift a. dem 
Henerer unbekannt. Dann ift der Verheuerer, wenn auf 
das Loos ein Gewinn fällt, verpflichtet, das nun zur 
Gewißheit gelangte verkaufte Object dem Heuerer in der 
bedbungenen Weife zu liefern, aljo den Gewinn auszu— 
zahlen oder das Loos auszuliefern. Kann er das Pebtere 
nicht, fo muß er das volle Intereffe präftiren, das Heißt 
regelmäßig den Gewinn auszahlen“. b. Der Unftand 
ift dem Heuerer befannt. Dann läßt ſich noch infofern 
der gute Glaube des Heucrers, daß er eine Forderung 
faufe, denken, als diefer Grund hatte, zu meinen: der 
Berheuerer werde noch ein Recht auf den Gewinn erlan- 
gen; dann ift der Wall wie unter Nr 2 a. Es kann 
aber auch die Meinung beider Intereffenten dahin über- 





$ 1. D. de contrahenda emptione (18. 1). L. 11. 8 18. 
L. 12. D. de A. E. V. (19. 1), lauter Sachen, berrenlofe, auf 
deren Erlangung man Ausſicht Hat; näher fteht der Kauf eines 
binfichtlich de ob und des wieviel ungewiffen Erbrechts, si id 
actum est: si quid juris esset venditoris, venire — quasi 
spes hereditatis (L. 10. L. 11. D. de hered. vel act. ven- 
dita (18. 4)), aljo eines in beider Beziehung ungewiffen nomen. 

5) Denn er verſprach, daß, falls das Loos Gewinn bringe, 
die Forderung auf diefen Gewinn dem Heuerer gebühren folle, in: 
dem er fie ihm cediren oder, mit abgenommener Sorge der Ein: 
caffirung, den Betrag derjelben ihm zahlen werde. Er verkauft 
in beiden Fällen ein nomen, verkauft aber ein ihm nicht zuſtehen— 
des nomen, und fein Haften ift nun, da ein Gewinn auf das 
2008 gefallen, alfo die vertragsmäßigen Vorausſetzungen für die 
Geffion oder deren Surrogat eingefreten find, ein praestare de- 
bitorem esse L. 4. D. de hered. vel. act. vend. (18. 4) oder 
in einer deutlicheren Yaflung ein praestare ad se nomen perti- 
nere. L. 8. D. eod. „ut si est quidem hereditas, sed ad ven- 
ditorem non pertinet, ipsa aestimetur“, 
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einftimmen: daß das Recht des DVerheuerers auf das 
Loos und den Gewinn unerheblich fei, fondern unabhän- 
gig davon der Verheuerer verfpreche, den auf ein beftimm- 
tes 2008 fallenden Gewinn dem Heuerer auszuzahlen. 
Dann ift der Verheuerer in Hinficht auf den Heuerer ein 
Lotterieunternehmer, der die fremde Ziehung auch über 
den Gewinn und Berluft des Heuerers entfcheiden läßt. 
Dieſes Gefchäft ift Fein Spiel, fondern feiner Natur nad) 
Hagbar; die Bezeichnung deffelben als einer Wette ift 
gemeinrechtlich fruchtlos“. in Wettvertrag im eigentlichen 
Sinn ift es nicht, weil über den Ausgang der Ziehung 
nicht behauptet fondern nur errathen werden Fann. 


S 309. 
Aleatorifhe Darlehen. 1. Die Prämienanleibe. 


Ein aleatorifches Darlehn ift die Prämienanleihe. 
Das Wort bezeichnet die Verbindung eines Darlehnsvers 
trages und eines Spielvertrages; nemlich einen Vertrag 
des Inhaltes, daß außer der Rüdzahlung der dargeliehe- 
nen Geldfumme, des Capitals, ftatt Zinfen oder neben 
Zinfen diejenigen Geldfummen (Prämien, Gewinne) ge- 
zahlt werden folfen, welche durch eine vereinbarte Spiel: 


6) Das Geſchäft ift Magbar, weil von den bedingten Verträs 
gen nur diejenigen ihrer Natur nad unerlaubt find, weldhe unter 
den Begriff des Spieles fallen. Dem Spiel ift harakteriftifch, 
daß die Eontrahenten den Ausgang des Vertrages, die entfcheis 
dende Thatſache, dur ihre Thätigkeit vereinbartermaßen herbei— 
führen (Thöl Verkehr S. 267. 268. 270 Note 63. ©. 237— 
248); dies ift bei unferm Geſchäft nicht der Fall, weil die Con— 
trabenten die fremde Ziehung für ſich enticheiden laſſen. Ob 
man das Geſchäft Wette nennen will, ift ein Wortſtreit. Bol. 
a. a. D. ©. 269. 270. 248—250. Eine eigentlihe Wette ift 
e3 nicht. Vgl. oben den Text. 
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thätigfeit, 3. B. Ausloofung, werden beftimmt werben. 
Die Rüdzahlung des Capitals geſchieht oft nad vorgän— 
giger Ausloofung, durch welde unter mehreren Obliga- 
tionen diejenigen beftimmt werden, welche getilgt werben 
follen; die Zahlung der etwaigen Zinfen ift gewöhnlich 
halbjährlich oder jährlih. Zur Zahlung von Gewinnen 
neben Zinfen fett fich der Schuldner dadurch in den Stand, 
daß er geringere Zinfen verſpricht, als er ohne folche 
Ertragewinne zu gewähren verfprochen haben würde. In 
der Art der Prämienanleihe find viele Staatsanleihen 
aber auch Privatanleihen contrahirt worden. Ueber die 
auf den Inhaber lautenden Sculdverfchreibungen diefer 
Art ift unter dem Namen „Inhaberpapiere mit Prämien“ 
durch ein Reichsgeſetz beftimmt worden‘. Sie dürfen 
innerhalb des deutſchen Reichs nur auf Grund eines 
Reichsgeſetzes und nur zum Zweck der Anleihe eines Bun— 
desftantes oder des Reichs ausgegeben werden’. Die 
diefer Beftimmung zumider im Inlande ausgegebenen 
Papiere find außer Verkehr unter Geldftrafe”. Ebenfo 
find e8 die im Auslande nad) dem 30. April 1871 aus: 
gegebenen‘; die vorher (alfo vor dem 1. Mai 1871) im 
Auslande ausgegebenen find e8 nur dann, wenn fie nicht 


1) Gefeß, betreffend die Inhaberpapiere mit Prämien. Vom 
8. Juni 1871. (NEL. ©. 210). 

2) $ 1 des Geſetzes. 

3) Geſetz $ 2 und 6. Gie dürfen unter Strafe „meder 
weiter begeben, noch an den Börfen, noch an anderen zum 
Verkehr mit MWertbpapieren beſtimmten Verfammlungsorten zum 
Gegenftande eines Geſchäfts oder einer Gefchäftsvermittelung ge: 
" macht werden“; auch ijt ftrafbar, wer ein ſolches Papier „öffents 
ih anfündigt, ausbietet oder empfiehlt, oder zur Yeftitellung eis 
ne3 Kurswerthes notirt”. 

4) Geſetz $ 2. 
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abgeftempelt find‘. Ueber diefe Abſtempelung ift genauer 
beftimmt worden, 


$ 310. 
2, Die Lebensverficherung. 


Ein aleatorifches Darlehn ift aud die Pebensverfiche- 
rung, wie fie gewöhnlich dargeftellt wird und am meiften 
vorfommt'*. 1. Sie ift ein Vertrag folgenden Inhaltes. 
Es wird vereinbart, daß während der Lebenszeit einer 
deſtimmten Perſon (des Kontrahenten oder eines Dritten) 
alljährlich (oder in andern Zeitabjchnitten) eine beftimmte 
Geldfunme (f. g. Prämie) hingezahlt und nad) dem Tode 
derfelben eine‘ größere Geldfumme (f. g. Verſicherungs— 
capital) zurücgezahlt werden fol. Der Vertrag ift nicht 


5) Geſetz 8 3. 

6) Geſetz $ 4. 5. Dazu Bekanntmachungen de3 Neichskanz: 
lers im RGbl. von 1871 ©. 255. ©. 304. ©. 314. ©. 408, 

1) Staudinger die Rechtslehre vom Lebensverfiherungsver: 
trag. Erlangen 1858. — Malß in Goldſchmidt Zeitichrift Bd 
13. (1869) S. 45—140. ©. 418—516. — Neuling ebendaf. 
Bd 15. (1870) S. 57—%. S. 36— 355. — Hinrichs eben: 
daf. Bd 20. (1875) S. 339—446. Es ift mir unflar, mie 
e3 in diejer gründlihen Abhandlung (S. 376. 401) heißen Fann: 
„der rihtige Satz Endemanns, daR es fidh bei der Lebensver: 
fiherung auf Seite des Verfihererd um ein Summenverfprechen 
handle,“ u. f. w. 

2) Folgende Enticheidungen des ROHG gehören hieher: 
DB 1. S. 108—118. ©. 192—193. Bd 2. ©. 306-311. 
Br 3. ©. 77-81. ©. 339—354. Bd 4. ©. 59—63. Bd 5. 
S. 64—66. ©. 242—245. WB 7. ©. 424—426. Bd 8. ©. 
55—58. ©. 180—192. S. 304—314. Bd 9. ©. 66-68. 
©. 242. 243. ©. 2834—294. ©. 350—353. S. 370—379. 
Br 11. ©. 134—135. Bd 13. ©. 426—430. Bd 14. ©. 28 
—30. ©. 431—439. 
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ein Verficherungsvertrag”, wie er immer genannt wird‘, 
er fällt durchaus nicht unter diefen Begriff, (der Tod 
kommt hier nicht als eine gefährliche Thatſache in Betracht) 
Sondern ift ein aleatorifhes Darlehn‘, 2. Ein Dar- 
lehnsvertrag Tann des Inhaltes fein, daß alljährlich (oder 
in andern Zeitabfchnitten) eine beftimmte Geldfumme bis zu 
einem beftimmten Tage hingezahft und fodann die ſämmt— 
lichen bingezahlten Summen fammt Zinfen oder gar Zin- 
jeszinfen in eimer Gefammtjumme zurüdgezahlt werden 
ſollen“. PVereinbart muß werden die Größe der beides 
Summen und ber Endtermin der Hinzahlung. Damit 
ift der Wille des Vertrages erfchöpft. Die Motive des 
ſ. g. PVerficherten find bei diefem Darlehn regelmäßig 
lediglich fein Intereffe, er will Erjparniffe machen und 
davon Früchte (Zinfen) ziehen, dafür find wieder, alſo in 


3) Er wird daher nicht dur Art. 271 Ziff. 3 des HEB 
getroffen. 

4) Die Ausdrüce Verfiherung, Verfiherter, Verfiherer, Vers 
fiherungsgefellichaft, Verſicherungsgewerbe find aber hier jo ges 
wöhnlih, daß fie beizubehalten find. 

5) Diefer Geſichtspunkt ift bisher nicht geltend gemacht, auch 
nicht in den Note 1 genannten Schriften, und daher zu prüfen. 

6) Einen Vertrag diefed Inhalte, mit dem Zufat daß, wenn 
die Perſon, weldyer das Capital bezahlt werben foll, den Fällig— 
feitötermin nicht erlebt, die gezahlten Summen unter einem Ab: 
zug erftattet werden follen (durch welden Zufag die Natur des 
Darlehns nicht geändert wird), nennt der Geſchäfts-Plan der 
1836 gegründeten Berlinifchen Lebens: Verfiherungs:Gefellichaft eine 
Alters > Verforgungs = Verfiherung und eine AusfteuersBerfiherung 
(je nachdem jene Perſon zur Zeit des Bertragsabichluffes das 
Alter von 20 Jahren erreicht hat oder nicht), und gebraudt die 
Ausdrüde: Verfiherungsvertrag, Verficherter, Verfiherungs - Rapi- 
tal, Berfiherungsfumme, Prämie. Die gebraudten Namen be— 
ftimmen natürlich nicht die Natur des Vertrages. 
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zweiter Pinie ftehend, die mannichfaltigften Motive. Wenn 
die Höhe der Zinfen (und über die etwaigen Zinfeszinfen) 
vereinbart ift, jo fann, wenn von den übrigen drei Punk— 
ten zwei vereinbart find, der dritte durch Berechnung ge— 
funden werden. Es können aber auc ohne Weiteres die 
Größe der beiden Summen und der Endtermin vereinbart 
werben, und jo gefchieht e8 immer, wo der Vertrag gewerbe- 
mäßig betrieben wird, wo die Abjchliefung immer auf 
Grund der vorweg ausgearbeiteten Tarife und fonftigen 
ſ. g. Gejhäftsbedingungen (Formulare) gefhieht. 3. Ein 
Darlehnsvertrag eben diefes Inhaltes nur mit der Abwei— 
hung, daß für das Aufhören der Hinzahlungen (Prämien- 
zahlungen) ftatt eines beftimmten Tages der Todestag 
einer Perfon maaßgebend fein fol, liegt vor im dem ſ. g. 
Lebensverficherungsvertrag. Je nachdem die Größe der 
hinzuzahlenden Prämie oder die des zurüdzuzahlenden Ca— 
pital8 durch den Willen des einen Contrahenten (regelmäßig 
des ſ. g. Verficherten) feftgeftellt ift, ift die Größe des Eapi- 
tal8 oder der Prämie durch Berechnung zu finden. Zu 
diefem Zweck ift ein beftimmter Tag als wahrjcheinlicher 
Todestag anzunehmen. Der Berechnung liegt demnach 
die mwahrfcheinliche Lebensdauer der Perfon, deren Tod 
maafßgebend ift, zu Grunde, fie beftimmt das Verhältniß 
jener beiden Summen. Weil demnad; eine Wahrfcheinlich- 
feitsberechnung beftimmend ift, fo ift eben das Darlehn 
ein aleatorifches. Das Alcatorifche Tiegt darin, daß mög- 
ficherweife der Gefammtbetrag der wirklich hingezahlten 
Summen (Prämien) und deren entbehrten Zinfen und der 
Betrag der zurüdzuzahlenden Summe (Capital) einander 
durchaus nicht entfprechen; der eine Betrag kann den andern 
möglicherweife fogar doppelt und mehrfach überfteigen, je 
. nachdem die wirkliche Yebensdauer der Perfon kürzer oder 
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länger ift als die bei der Berechnung der Größe ber 
Prämie oder des Capitals in Anſatz gebradte. 4. Das 
Verhältniß der beiden Summen, wie e8 die Berechnung 
auf Grund der Sterblichfeitstabellen ergiebt, Tann durch 
Bereinbarung zu Gunften des einen oder andern Contra— 
henten verändert werden. Es wird verändert zu Gunften 
de8 Darlehnsnehmers, des ſ. g. Verficherers; häufig wegen 
der wirklichen oder behaupteten MWahrfcheinlichkeit der ge- 
ringeren Pebensdaner der Perfon, und immer weil der 
ſ. g. Berficherer nicht bloß dadurch, daß er geringere 
Zinfen berechnet, als er durch Anlage der Prämien er- 
wartet, fondern auch außerdem Gewinn und regelmäßig 
einen Gewerbsgewinn beabſichtigt. 5. Das aleatorifche 
Darlehn ift unter denfelben VBorausfegungen Handels- 
geschäft, unter welchen das nicht aleatorifche es ift. 
Daher immer, wenn es gemwerbemäßig betrieben wird. 
Dies gefchieht von Einzelnen und von Gefelffchaften”. 
6. Für die Deantwortung der einzelnen Rechtsfragen ift 
zunächſt das Darlehn mit beftimmtenm Auszahlungstag 
zu denfen und fodann zu unterfuchen, ob und wieweit 
an dem Ergebniß durch das Aleatorifche, welches der un— 
gewilfe Tag des Todes bewirkt, geändert wird. Danad) 
ergiebt fih 3. B., daß der Verzug des f. g. PVerficherten 
mit der ſ. g. Präamienzahlung den ſ. g. Berficherer nicht 
von feiner Verpflichtung aus den Vertrage befreiet, fon- 
dern nur ein Necht des letzteren auf Zahlung der f. g. 
Prämie und auf Schadenserfag wegen verfpäteter Zahlung 
begründet. DBereinbart wird regelmäßig etwas Anderes. 


7) Sie führen 3. B. die Namen: Lebenäverficherungsgefell: 
haft (-anftalt), Leibrentenanftalt, Wittwencaffe, Wittwenverpfler 
gungsanitalt. 
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S 311. 
3. Der Leibrentenvertrag. 


Ein aleatorifches Darlehn ift auch der Leibrentenver- 
trag. 1. Er hat folgenden Inhalt. Es wird vereinbart, 
daß eine beſtimmte Geldſumme (Capital) Hingezahlt und 
eine geringere Geldfunme (Leibrente) während der Lebens- 
zeit einer bejtimmten ‘Berfon (des Contrahenten oder eines 
Dritten) alljährlich) (oder in anderen Zeitabfchnitten) zu- 
rücdgezahlt werden fol. Der Bertrag iſt nicht ein Ders 
fiherungsvertrag, troß des häufigen Namens: Nentenver- 
fiherung, aud) nicht ein Kauf‘, wie er oft genannt wird, 
ſondern ift ein aleatorifches Darlehn. 2. Ein Dar- 
lehnsvertrag kann des Inhaltes fein, daß eine beſtimmte 
Geldfumme (Capital) Hingezahlt und alljährlich) (oder in 
andern Zeitabjchnitten) bis zu einem beſtimmten Tage 
in Theilzahlungen (Raten, Renten) volftändig zurüdgezahlt 
werden folle mit Zinfen oder gar Zinfeszinfen. In jeder 
einzelnen Rate, Rente, wird ein Theil des Capitals zu— 
rüdgezahlt und werden Zinjfen von dem noch nicht zu— 
rüdgezahlten Theil des Capitals gezahlt. Bereinbart muß 
werden die Größe des Capitals und der Rente, und der 
Endtermin der Nentenzahlung. Wenn die Höhe der Zin- 
fen (und über die etwaigen Zinfeszinfen) vereinbart ift, 
fo fann, wenn von den übrigen drei Punkten zwei vers 
einbart find, der dritte durcdy Berechnung gefunden werden. 
Es fünnen aber auch ohne Weiteres die Größe des Ca— 
pital8 und der Rente und der Endtermin vereinbart wer- 
den. 3. Ein Darlehnsvertrag eben dieſes Inhaltes, nur 


1) Denn die Waare wäre das Verſprechen der Nentenzahlung. 
Der Vertrag wird aber häufig Leibrentenfauf und die Contra— 
henten Leibrentenfäufer und Leibrentenverfäufer genannt. 
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mit der Abweichung daß für das Aufhören der Rückzah— 
lungen (Rentenzahlungen) ftatt eines beftimmten Endter- 
uines der Todestag einer Perfon maaßgebend fein foll, 
fiegt vor in dem Peibrentenvertrag. Je nachdem die 
Größe des hinzuzahlenden Capitals oder die der zurüdzu- 
zahlenden Rente (Leibreute) durch den Willen des einen 
Contrahenten (regelmäßig des ſ. g. Leibrentenfäufers) 
feftgeftellt ift, ift die Größe der Rente oder des Capitals 
durch Berechnung zu finden. Zu Ddiefem Zweck ift ein 
beftimmter Tag als wahrfcheinlicher Todestag anzunehmen. 
Der Berechnung liegt demnach die wahrjcheinliche Lebens— 
dauer der Perfon, deren Tod maafgebend ift, zu Grunde, 
fie bejtimmt das Verhältniß jener beiden Summen. Weil 
demnad eine Wahrfcheinlichkeitsberechnung beftimmend ift, 
fo ift eben das Darlehn ein aleatorifches. Das Aleatos 
rifche liegt darin, daß möglicherweife der Betrag der Hin- 
gezahlten Summe (de8 Capitals) und der Gefammtbetrag 
der wirklich Hergezahlten Summen (Renten), welche 
Capital und Zinfen enthalten, einander durchaus nicht 
entfprechen; der eine Betrag kann den andern möglicher- 
weife fogar doppelt und mehrfach überfteigen. 4. Im 
Betreff des BVBerhältniffes der beiden Summen und der 
Trage, ob der Leibrentenvertrag ein Handelsgeſchäft fei, 
und im Uebrigen gilt dafjelbe, was von der Lebensverfi- 
herung bemerkt iſt'. 
8 312. 
4. Der doppelte Leibrentenvertrag. 


Ein aleatorifches Darlehn ift auch der doppelte Leib— 
rentenvertrag, wie man ihn nennen kann. Er vereinigt 
einen Theil des unechten Lebensverficherungsvertrages und 


2) Bgl. oben $ 310 Nr 4. 5. 6. 
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des einfachen Leibrentenvertrages zu einem einzigen Ver— 
trage. Er Hat folgenden Inhalt. Es wird vereinbart, 
daß während der Lebenszeit einer beftimmten Perfon all- 
jährlich (oder in andern Zeitabjchnitten) eine beftimmte 
Geldfumme (Prämie) hingezahlt und nad) dem Tode eben 
diefer Perfon während der Lebenszeit einer andern bes 
ftimmten Perfon alljährlich (oder in andern Zeitabfchnitten) 
eine beftimmte Summe zurüdgezahlt werden fol. Es 
geſchieht alfo eine Hinzahlung in Raten und die Zurüds 
zahlung in Raten, und die eine wie andere während der 
Lebenszeit einer Perfon. Wenn man die Summe, welche 
während der Lebenszeit einer Perſon Hingezahlt wird (die 
Prämie) ebenfalls Yeibrente nennt, und dem fteht fprachlich 
nichts entgegen, jo werden aljo Leibrenten hingezahlt und 
Leibrenten zurüdgezahlt. Die Hinzahlung gefchieht in 
derfelben Art wie beim unechten Yebensverficherungsvertrag 
und die Zurüdzahlung in derjelben Art wie beim einfa- 
chen Leibrentenvertrag. Beide Berträge find zu einem 
einzigen Vertrag vereinigt, d. 5. von jedem der beiden 
findet fi der eine Theil (die Ratenzahlung) !und fehlt 
der andere Theil (die einmalige Capitalzahlung). Der 
Bertrag ift, was die einzelnen ragen betrifft, demgemäß zu 
beurtheilen. Es liegt ein aleatorifches Darlehn vor. Das 
Aleatorifche liegt darin, daß möglicherweife der Geſammt— 
betrag der wirklich Hingezahlten Summen (Prämien) und 
deren entbehrten Zinfen und der Gefammtbetrag der wirk- 
lich zurüdgezahlten Summen (Leibrenten) einander durch— 
ans nicht entfprechen; der eine Betrag kann den andern 
möglicherwetje jogar doppelt und mehrfach überfteigen. — 
Der Hauptfall ift folgender. Für einen lebenslänglichen 
jährlichen Beitrag (Prämie) des Mannes erhält nad) 
deſſen Tode die Wittwe eine jährliche Leibrente (Penfion). 
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Hierbei kommen auch Probejahre vor‘. In Betreff des 
Berhältniffes der beiden Summen und der Frage, ob der 
Vertrag ein Handelsgefchäft fei, und im Uebrigen gilt 
dajjelbe, was von der Lebensverficherung bemerkt iſt'. 


8 313. 
5. Nauticum foenus. 6. Bodmeret. 

Ein aleatorifches Darlehn kommt auch als Seedarlehn 
vor in zweifacher Art. 1. Das nauticum foenus (tra- 
iecticia pecunia oder traiecticilae merces), wie es im 
römischen Recht gefchildert wird, kommt im unferm heu— 
tigen Recht nicht vor; es wird jet immer der Bodme— 
reivertrag gefchloffen. Das nauticum foenus ift ein 
Darlehn, bei welchem der Darleiher die Gefahr des über 
See zu ſchickenden Darlehnsobjectes oder der dafür ange- 
ſchafften Saden fo übernimmt, daß das Beftehen der 
Forderung davon abhängt, daß jenes’, oder wenn der 
Bertrag fo abgefchloffen war, dieſe glücklich am Beſtim— 
mungsort ankommen oder” während einer beftimmten Zeit 
nicht untergehen. Für den Rifico, welchen der Darleiher 
läuft, erhält er Entjchädigung durch die den gewöhnlichen 
Zinsfuß überfteigenden Zinfen, welche alfo, foweit fie die- 
fen überfteigen, eine Berficherungsprämie enthalten. Die 
Größe der Zinfen im römischen Recht, urfprünglich der 
Mebereinfunft anheimgegeben“, ward von Juſtinian fpäter 

1) 3. B. jenadydem der Mann im erjten, zweiten, britten, 
vierten, fünften Jahre nad dem DVertragsabihluß ftirbt, erhält 
die MWittwe nichts oder ein oder zwei oder drei oder vier Fünftel 
der vollen Penſion. 

2) Qgl. oben $ 310 Nr 4. 5. 6. 

1) L.1.D. de naut. foen. (22. 2). 2) L. 6. D. eod. 

2) L. 26. C. de usuris (4. 32) „licet veteribus legibus 
hoc erat concessum.“ Pauli rec. cent. lib. II. Tit. XIV 83, 
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an den Zinsfuß von zwölf Procent gebunden‘; von ihm 
ward dann diefe Beichränfung aufgehoben‘, bald aber 
wieder hergeftellt‘. Das canonifche Zinsverbot bezieht 
fid) ausdrüdfich auch auf die pecunia traiecticia’, wirkt 
aber, wie überhaupt, jo bejonders für diefen Fall nicht 
mehr. — 2. Der Bodmereivertrag ift ein aleatorischer 
Bertrag und nad den Worten des HGB ein Dar- 
lehnsvertrag. Demfelben ijt wejentlicd die Berpfändung 
von Schiff oder Yadung oder Fracht und die Verabredung, 
daß zur Befriedigung des Gläubigers nur der verpfändete 
(verbodmete) Gegenftand dienen ſolle. Diefer Vertrag ift 
fehr genau im HGB beftimmt worden‘. Er ift aber nicht 
aufzufaffen als ein Darlehnsvertrag mit hinzufommendem 
Berfiherungsvertrag. Diejer Auffaffung, die allerdings mög- 
Lich ift, fteht bei der Bodmerei des HGB entgegen der Rechts: 
fat des Art. 680, daf der Gläubiger alle Gefahr des verbod— 
meten Gegenftandes ohne alle Ausnahme tragen muß, ins 
dem die Verabredung einer Ausnahme ungültig ift. 


8 314. 
Das Handelspfand. 


Das Handelspfand'‘ So fann man ein Pfand 
nennen, auf welches Beſtimmungen des Handelsrechts an— 
zuwenden find. Im Handelsverfehr ift das Pfand faft 


4) L. 26. C. de usuris (4. 32). 5) Nov.106. 6) Nov.110. 
7) cap. 19. X. de usuris (5. 19). 8) Art. 680—701. 
1) Laband das faufmännifhe Pfand: und Retentionsrecht in 
Goldſchmidt Zeitihrift Bd 9. (1866) ©. 225—283. 425 — 
502. — Goldihmidt Handbuch S. 872—962 und 1021—1028. — 
Vgl. aud Bender Verkehr mit Staatspapieren $ 101—106. 
Codigo commercial Art. 312— 320. Entwurf für Württemberg 
Art. 409—415 und Motive S. 365—367. — Der Pfandver: 


trag beißt Pfandgeſchäft, Verfaßgeihäft, Lombardgeſchäft, Depot: 
ThHöL’s Handelöredt. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 29 
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ausnahmslos Yauftpfand. Der Pfandvertrag kann die 
Sicherung einer Forderung aus einem Handelsgeſchäft 
(einer Handelsforderung) bezweden oder felber ein Han— 
delsgejchäft fein. Das Handelsgefegbud hat Bejtimmun- 
gen über die Wirffamfeit eines Fauſtpfandes, 
welhes von einem Kaufmann in feinem Han 
delsbetrieb an einer beweglichen Sache beftellt worden 
ift’. Berner hat e8 gejegliche Pfandrechte für beſtimmte 
orderungen bejtimmter Kaufleute (de8 Commiffionärs, 
Spediteurs, Frachtführers)“. Im Uebrigen können die 
allgemeinen Rechtsfäge über Handelsgefhäfte Anwendung 
leiden, z. B. über Yormlofigkeit, oder das fonflige Recht‘. 


geihäft, Deckungsgeſchäft, Koftgeihäftz der Pfandgegenftand: 
Dedung, Depot, Deponade, Gegenfaß. 

2) HGB Art. 306. 308. Das Genauere ift bereit3 oben 
8 234 Nr 2.3.4.5 erörtert. Dazu ift zu vgl. Goldfhmidt 
Handbuh S. 901 -904. 955. 956 (es find aber mande Sätze 
zu beftreiten) und Laband S. 269—274, 

3) Hierüber Laband S. 425—477. Goldihmidt Handbuch 
©. 1021—1023. Ueber die Rangortnung diefer Pfandrechte 
Laband S. 477—482 und diefer und anderer Pfandrechte Gold: 
fhmidt Handbuh S. I959—962. 

4) Hieher gehört zum Beilpiel: 1. Das (jehr häufige) Ver: 
ſprechen eines Nach ſchuſſes für den Fall, daß der Preis (Cours) 
der Plandfahe um einen bejtimmten Betrag, 3.8. um bejtimmte 
Procente, geſunken fein werde, ijt ein bedingter Pfandvorvertrag, 
nach heutigem Recht Hagbar; das Pfandregt an dem Nachſchuß 
datirt erft vom Moment feiner Errichtung. Goldſchmidt Hand» 
buh ©. 905 Note 5. 6. 6a. Bol. auch ©. 908 Note 10 und 
13. — 2. Die (häufige) Verabredung, daß der Gläubiger, wenn 
die Schuld am Verfalltag nicht getilgt werde, die Pfandſache 3.2. 
das Ereditpapier verfilbern dürfe, ändert an der geſetzlichen Warte: 
zeit des Pfandgläubigerd nichts, es mag allein in ihr die Zuer: 
kennung des Pfandrechts liegen oder dieje außerdem ausgefprochen 
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Das kaufmänniſche Fauftpfand. Das HGB 
hat über die Beftellung (d. 5. hier die Entftehung 
dur Bertrag) eines Yauftpfandes und das Ver 
faufsverfahren vereinfachende Beitimmungen in den 
Artikeln 309—312. Es beftimmt aber nur über die 
Beitellung eines Fauſtpfandes unter Kaufleuten für 
eine Forderung aus einem beiderjeitigen Handels» 
gefhäft, und zwar eines Yauftpfandes an beweglichen 
Saden, an Papieren auf Inhaber, an indofjabeln Pa- 
pieren; und nur über das Berfaufsverfahren in Betreff 
eines folchen Fauſtpfandes. in jolches unter Kaufleuten 
beftelltes Fauftpfand wird pafjend das faufmännifche 
Tauftpfand genannt‘. Die Beftimmungen find folgende. 
L Beftellung des Bauftpfandes’'*. Die nad) dem 
bisherigen Recht zur Beftellung eines Yauftpfandes etwa 
erforderlihe Yorm ift für ein ſolches Fauftpfand nicht 
durchweg erforderlih. Es genügt die „einfache Berein- 


fein. Denn das Recht des Verpfänders auf die Wartezeit darf 
nicht ohne Noth als aufgegeben gelten. Pielleiht paßt aud) 
L. 4. C. de pignerat. act. (4. 24). L. 1. C. de pactis pigno- 
rum (8. 35). Dabingegen die Verabredung jofortiger oder auf 
eine andere Zeit gefetter Veräußerung derogirt der gefehlichen 
Veräußerungszeit ganz nah Maafgabe der Verabredung L. 8. 
8 3. D. de pigner. act. (13. 7). L. 3. $ 1. C. de jure dom. 
impetr. (8.34). Die Verabredung, daß der Gläubiger bei man 
gender Zahlung die Papiere zum Tagscours behalten dürfe oder 
müffe, ift teine lex commissoria jondern ein bedingter Verkauf. 
L. 16. 8 9. de pign. (20. 1). Ich folge der Meinung, daß 
diefe Beftimmung durch die L. ult. D. de pact. pign. (8. 35) 
nicht aufgehoben iſt. Geldihmidt S. 914 Note 6. 

5) Diefen Spradgebrauh hat auch das ROHG. Vgl. z.B. 
Entih. Bd 3. ©. 156. 6) HOB Art. 309. 

7) Laband S.232— 251. Goldihmidt Handbuch S.879—8396. 

8) ROHG Entſch. Bd 14. S.101—114 (42000 Baar Etiefel) 
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barung über die Verpfändung“ alfo formlofer Abſchluß 
des Pfandvertrages; mas die Uebertragung des Beſitzes 
betrifft, fo genügt die formlofe Uebergabe des indofjabeln 
mit gehörigem Indoffament verfehenen Papieres“; in Be— 
treff einer beweglichen Sache und cines Papieres auf Ins 
haber ift eine folche Befigübertragung genügend aber aud) 
erforderlich, wie fie den Beſtimmungen des fonftigen Rechts 
entfpricht ”, demnach kann eine fymbolifche Uebergabe“ 
genügen oder erforderlich ſein oder eine ſchriftliche Willens— 
erklärung“ erforderlich fein. IL. Das Verkaufsver— 


9) Art. 309 letzter Sub. 10) Art. 309 Ziff. 1. 

11) 3. B. nah dem preußifhen LER (ROHG Entſch. Bd 
14. ©. 193—195). Ferner nad dem Gefeß betr. die Grün 
dung Öffentliher Darlehnsfaffen. Vom 21. Juli 1870. (BGbl. 
©. 499.) In $ 6 ift in Betreff der zur Sicherheit einer Dar: 
lehnskaſſe beabfichtigten Verpfändung beftimmt: „Bei Waaren, 
Boden: und Bergwerk = Erzeugniffen und Fabrikaten, welche nad) 
ihrer Natur oder nad) der in Handelsjtädten üblichen Art der 
Aufbewahrung oder weil fie fid) nicht in Gewahrfant des Verpfän— 
ders befinden, entweder gar nicht oder doch nicht ohne erhebliche 
Schwierigkeit und Koften dem Pfandgläubiger Förperlich übergeben 
werden können, darf ausnahmsweiſe, ohne Rückſicht auf etwa ent— 
gegenjtehende Beftimmungen der Landesgejege, die Verpfändung 
durch ſymboliſche Uebergabe verwirklicht werden”. Die Beitim= 
mung, da fie eine reichsgefegliche ift und nicht auf die Landes 
geſetze verweiſet, alſo eines einzigen Inhaltes ift, kann nur dabin 
verftanden werden, daß der Pfandbefig ohne Weiteres durch Wil— 
Venserflärung ſoll erworben werden dürfen: die Uebergabe irgend 
einer Sache als eines Symbol3 kann gejchehen und aud unter 
bleiben. Die eigenthümlidyen Beitimmungen der Landesgejeke 
(und welche Landesgefege follten es denn auch fein?) 3. B. des 
preußiihen Rechts find bier nicht maakgebend. Anders N. Koch 
in Behrend Zeitihr. f. Gy. u, Rpflege Bd 5. (1871) ©. 341— 
357 (zunädft ©. 346 —347. 351. 352). 

12) 3. B. Uebertragung des Beſitzes vermittelft ſchriftlicher 
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fahren”, Das HGB Hat von den zwifchen ben 
Ertremen des prompten Privatverfaufes und der. richter- 
lichen Erecutivveräußerung liegenden Mittelbildungen des 
pofitiven Rechts mehrere combinirt”. Die Vorausfegung 
ift, daß der Schuldner im Verzuge ift. 1. Ift die Be 
ftellung des Pfandes, d. h. hier die auf die Begründung des 
Pfandrechtes gerichtete Willenserklärung, ſchriftlich (Urkunde, 
Briefwechſel“) erfolgt, jo darf der Gläubiger fich fofort 
vermittelft des Verfaufes des Pfandes, d. h. des Pfandgegen- 
ftandes, Zahlung verfchaffen. Dazu bedarf e8 nicht einer 
Klage gegen den Schuldner, wohl aber eines gerichtlichen 
Berfahrens und zwar bei dem für den Gläubiger zuftäns 
digen Handelsgericht. Auf des Gläubigers Gefuch, wenn 
e8 mit der Borlegung der erforderlichen Beicheinigungs- 
mittel verbunden ift, hat das Gericht ohne Gehör des 
Schuldners und auf Gefahr des Gläubigers den Verkauf 
der verpfändeten Gegenftände oder eines Theiles derfelben 
zu bewilfigen und zu verordnen. Don der gefchehenen 
Bewilligung und auch von dem gejchehenen Verkauf hat der 
Gläubiger dem Schuldner Anzeige zu machen, und zwar 
fofort oder doc fobald als thunlich; widrigenfalls ift er 
zum Schadenserfag verpflichtet”. 2. Eines gerichtlichen 
Berfahrens bedarf e8 nicht, wenn dies fchriftlich (Urkunde, 
Briefwechſel) vereinbart ift, gleichviel ob die Pfandbeitellung 
Willenserklärung nach preußiſchem Recht bei Verpfändung von 
Namenspapieren. ROHG Br 3. ©. 157, Der Art. 309 
Ziff. 1 gehört zu den in Sat? des Art. 317 angedeuteten Aus: 
nabmen von der in Saß 1 de3 Art. 317 N Formloſigkeit. 

13) Art. 310. 311. 

14) Laband S. 206-269. 275—278. Goldſchmidt Handb. 
S. 929—949 (vgl. S. 9413 -929). 

15) Goldſchmidt Handbuch S. 915. 

16) Oben $ 244 Nr I2b a. €. 17) Art. 310. 
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ſchriftlich oder mündlich erfolgt iſt. Der Gläubiger darf 
das Pfand ſofort nach eingetretenem Verzuge des Schuld— 
ners öffentlich verkaufen laſſen und, wenn es einen Markt 
preis (Börfenpreis) hat, auch nicht öffentlich zum laufenden 
Preife durch beſtimmte Mittelsperfonen (einen Handels— 
mafler oder in Ermangelung eines foldhen einen zu Ver— 
fleigerungen befugten Beamten). Der Gläubiger bat in 
Detreff des gefchehenen Verkaufes die gleiche Anzeigepflicht 
wie fie vorhin bemerkt iſt“. 3. Das Recht auf das un- 
ter Nr2 und 3 erwähnte Berfaufsverfahren hat der Gläu- 
biger auch gegenüber der Concursmaſſe des Pfandbeftel- 
lers“. III. Durch die vorftehenden Beftimmmungen werden 
nicht berührt die den öffentlichen Pfandanftalten, den 
Creditinftituten, den Banken durch Geſetze, Verordnungen, 
Statuten verliehenen befondern Rechte in Betreff der Be- 
fielung und Beräußerung eines Pfandes”. IV. Durd 
die vorjtehenden Beitimmungen ift das bisherige für die 
Deftellung und Beräußerung des Fauftpfandes geltende 
Recht nicht aufgehoben, das neue Recht tritt neben das 
alte”; eine dem alten Recht entfprechende Beftellung oder 
Deräußerung eines Fauftpfandes ift mithin ebenfalls gültig”. 
8 315. 
Der Gontocorrentvertrag. 
Die Erörterung fteht des Zufammenhanges wegen in 8 317. 


18) Art. 311. 

19) ROHG Entih. Bd 13. ©. 247— 249. Die Gründe 
in Betreff des Art. 310 find auch im Betreff des Art. 311 beweifend. 

20) Art. 312. Abſatz 1. Goldſchmidt Hdb. S. 890 Note 
28. ©. 927 Note 58. ©. 927. 9238 Nr 1. 

21) Ueber Pfand betreffend Wechſel vgl. mein Wechſelrecht 8 237. 

22) Art. 312. Abſatz 2. Goldihmidt Hdb. S. 890 Note 
27. ©. 928. Laband S. 278—282. 
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Dritter Abſchnitt. 
Die Zahlung. 





8 316. 
Einleitung. 

Als Gegenftand der Zahlung ift im Verlauf immer 
Geld gedacht. IL Directe und indirecte Zahlung. 
Die Zahlung gefchieht unter Gläubiger und Schuldner 
entweder direct, oder fie gefchieht indirect durch Vermitte— 
lung eines Dritten, welcher zur Zahlung oder zur Eih- 
caffirung beauftragt ift oder welcher Schuldner des Gläu— 
biger8 oder Gläubiger des Schuldners wird. Der Dritte 
kann dann wieder direct oder indirect die Zahlung machen 
oder erhalten. Die directe Zahlung ift entweder Baar- 
zahlung oder Compenſation; die indirecte findet Statt bei 
dem Zahlungsmandat, dem Eincafjirungsmandat, der Ceſ— 
fion, der Affignation, der Delegation, der Scontration, 
dem trafjirten Wechfel, der Girobanf. Die directe Baar: 
zahlung wird durch alle diefe andern Zahlungsarten ent: 
weder weſentlich oder unter Umftänden vermieden, furros 
girt. Alle Surrogate der baaren Metallzahlung führen 


Die Zahlung Marperger neu eröffneted Handels: 
gericht Cap. XV. XVI ©. 377—524. 
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zur Grfparung: geringere Münzmenge, weniger Raum, 
Zeit, Laft, Koften des Zählens, des Aufbewahrens, der 
Berpadung, des Transports, der Berficherung. IL Zah: 
fung oder Surrogat. Was nit Baarzahlung die— 
fer Schuld an den Gläubiger oder deſſen Stellvertreter ı 
ift, ift eim Surrogat. Der Gläubiger braucht fi ein 
Surrogat, ein aliud pro alio, nicht gefallen zu laſſen“; 
er darf es aber, und dann erjegt für immer oder einft- 
weilen fein Begnügen die Zahlung, das Surrogat gilt 
als Zahlung, satisfactio pro solutione est’; ausnahms- 
weife ift Baarzahlung gefetlich geboten‘. Als Surro— 
gat, welches ein für allemal oder vorläufig als Zahlung 
gilt, find folgende Berhältniffe Häufig; das vorläufige 
Surrogat Tann für die Fünftige wirkliche Zahlung eine 
Sicherheit gewähren. 1. Der Gläubiger begnügt fich mit 
einem fpäter fälligen Schuldfchein oder Wechfel. Darin 
liegt eine Prolongation, ftatt Baarzahlung ift der Eredit 
genommen, 2. Der Schuldner acceptirt eine vom Gläu— 
biger auf ihm gezogene Anweifung oder Tratte. Er ver- 
fpricht dann nicht Zahlung der Schuld fondern der 
Summe, und madt fi zum Schuldner des Affignatars 
oder Remittenten. Bei jpäterem Berfalltag des Accepts 
liegt eine Prolongation vor und ftatt Baarzahlung ift 

1) L.11. $ 5. D. de pigneratitia actione (13. 7). L. 49. 
D. de solutionibus (46. 3). 

2)1L.2.81.DdeRC. (12.1) L 10. D. de pi- 
gneratitia actione (13. 7). L. 16. C. de solutionibus (8. 43). 
L. 98. $ 6. D. de solutionibus (46. 3). 

3) pr. 81. I quibus modis tollitur obligatio (3. 30). 
L. 52. L. 54. D. de solutionibus (46. 3). L. 6. 81. D. 
quibus modis pignus (20. 6). L. 9. $ 3. D. de pigneratitia 
actione (13. 7). | 

A)FRGMO S 134. Bol. oben $ 84. 85. 
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Credit genommen; aber auch bei zugleich fallenden Ver— 
falltagen ift e8 fo. Denn der Gläubiger ift feinem Neh— 
mer regreßpflichtig und ift, wenn es zum Regreß kommt, 
immer noc auf den Schuldner hingewiejen; der Zeitver- 
fuft ift Har, kann durch die grundfofeften Ansflüchte des 
Schuldners herbeigeführt werden, diefer mittlerweile infol- 
vent werden. Alſo creditirt der Gläubiger länger bei An— 
nahme des Accepts, er kann möglicherweife nach vergeb- 
lihem Koftenaufwand und Zeitverluft endlich ganz auf. 
den alten Fleck kommen, wobei e8 ganz gleich ift, ob der 
Nehmer des Papieres einfacher oder in rem suam Pros 
eurator if. 3. Der Gläubiger läßt fich durch umaccep- 
tirte Rimeſſen auf den Credit eines Dritten vermeifen; 
wenn diefe jo früh fällig find, daß noch vor dem BVerfall- 
tag der- Schuld die Honorirung oder Nichthenorirung fich 
entjcheidet, Jo daß alfo am Berfalltag der Schuldner an— 
gegangen werden kann, jo ift nichts gewagt; wenn fpäter, 
dann ift prolongirt und wie bei jeder Prolongation ris- 
fir. Der Gläubiger nimmt einen andern Schuldner, 
nämlich einen ihm übermachten Schuldfchein eines Dritten 
(Staatspapier, Banknote, eigenen Wechſel Dritter, fremdes 
Accept von Anmeifungen oder Mechfeln) oder der Dritte 
verfpricht eben in Beziehung auf diefe Schuld als Inter- 
cebent. Iſt der Regreß des Gläubigers gegen den Schuld— 
ner nun ausgefchloffen, fo iſt mit fremdem Credit bezahlt; 
ift er offen, jo ift nach der Unterfcheidung unter Nr 3 
entweder nichts verloren oder der Credit verlängert. 5. Die 
Compenſation ift ein Surrogat, denn Anrechnung ift nicht 
Baarzahlung. Sie gilt als folche gefeglich oder vertrags- 
mäßig. 6. In der Annahme eines Pfandrechts oder Re- 
tentionsrecht8 liegt Fein Surrogat, denn der Anfprud auf 
Baarzahlung bleibt. 
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Erfte Abtheilung. 
Die directe Zahlung. 
8 317. 


Baarzahlung. Compenſation. Contocorrent. 


Die Baarzahlung (per cassa) geſchieht entweder in 
Metallgeld (Contanten) oder in Papiergeld. Das charac— 
teriftifche Unterfcheidungszeichen des letteren von ähnlichen 
Subftituten des Metallgeldes, namentlich den Creditpa- 
pieren, ift der Zmangscours, daß e8 von jedem Unterthan 
ftatt Metallgeldes angenommen werden muß‘. Die Baar- 
zahlung Hat für das Handelsrecht nichts Beſonderes'. 
Keine Zahlung ift Zahlung mit verrufenem Geld s, oder 
mit fremdem Geld bevor e8 der Empfänger confumirt hat ‘. 

Die Compenfation”, Ueber fie gelten im Handels— 
recht nicht befondere Grundſätze. Durch das PVerfprechen 
der DBaarzahlung ift das Recht der Compenfation aus— 
geſchloſſen“. Eigenthümlich ift im KHandelsverfehr das 
einfache Eontocorrentverhältnig und der Eontocorrentvertrag. 
Bei beiden werden eine Menge von Schulden und Yorder- 
ungen durch einen Generalabſchluß gegen einander berechnet. 


1) Bol. oben $ 210. 211. 

2) Pöhls HR S 1236 ©. 289—293. Ueber die Zahlung 
mit Geldpadeten und Geldfäden vol. Gaudlitz diss. de volumi- 
nibus et saccis pecunia impletis (Lipsiae 1834). Motive ©. 
276—280 zu den Art. 313b. 313e des Entwurfes für Würt: 
temberg. R. Koch Zahlung mit verfchloffenen Rollen, Beuteln 
u. f. w. in Buſch Archiv Bd 29. ©. 343—352. 

3) L. 24. $1. D.de pign. act. (43.7). L. 102, pr. de solut. 
(46. 3). 

4) L. 19. $ 1. D. de R. C. (12. ı). 

5) Casaregis I. S. 192—197. I. ©. 136—140. 

6) ROHG Entih. Bd4. ©. 37—39. Bd 5. ©. 157—160. 
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L Das einfache Eontocorrentverhältnig. Wenn Kauf— 
leute in dauernder Gefchäftsverbindung und daher in einem 
gegenfeitigen Crebditverhältnig (in laufender Rechnung, — 
in Contocorrent) ſtehen', Freunde, Correjpondenten, jo 
werben zur Zeit des Rechnungsabſchluſſes von jedem Ein- 
zelnen die Schulden und Forderungen an den Andern, 
das Debet und Credit, gegen einander berechnet” und die 
für den einen Theil fich als Credit herausftellende Diffe- 
renz, der „Saldo“, ift dann Gegenftand der Zahlung. 
Diefer Saldo, der alfo das Refultat einer Reihe von 
Compenfationen oder theils Compenfationen theils Zah— 
lungen ift, wird dann entweder bezahlt oder wird, um bei 
einer Fünftigen Abrechnung in Anfchlag gebracht zu wer— 
den, dem Gläubiger ſowohl von fich jelbft in feinen Bü— 
chern al8 auch vom Schuldner in feinen Büchern als 
Credit des Gläubigers und als Debet des Schuldners 
zu Gute gejchrieben, der Saldo wird „vorgetragen“. 
Bon dem vorgetragenen Saldo dürfen auch foweit, als 
er Zinjen begreift, Zinfen gefordert werden. Die Zins- 
berechnung vom vorgetragenen Saldo widerftreitet dem 
Berbot des römischen Rechts Zinfen von Zinfen zu neh— 
men, hat aber eine allgemeine Gewohnheit des Handels— 
ftandes für ſich' und ift überdies in Particularrechten 
erlaubt worden”. Das HGB hat für diefen Fall des 

7) Casaregis I. S. 311—319 passim. II. S. 394. 395. 
294—299. 

8) Ueber Rechnungsfehler: Brinkmann Rechtskunde Nr 26. 

9) von Savigny Syſtem Bd 1. ©. 179. 196. Motive ©. 
287. 288 zu Art. 322 des Entwurfes für Württemberg. Seuf— 
fert Archiv Bd 2.Nr149.150. So au ROHGBd 11. S. 148, 
wo auch weitere Belege für das Gewohnheitsrecht angeführt find. 

10) Preuß. WR. 8 697. Bol. Cödigo de comercio Art. 
401. Codigo commercial Art. 286. 288. 
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einfachen Contocorrentverhäftnifies nicht beftimmt. Wenn 
der Saldo auf diefe Weife berechnet („aufgemacht *, 
„die Bilanz gezogen“) ift, fo wird diefe Berechnung 
mit der Schlußfumme in einer befondern Urkunde, diefe 
heißt auch der ontocorrent, dargeftelt und wie jede 
andere Rechnung vom Gläubiger dem Schuldner zuges 
ſtellt. Ob dies als Mahnung, alfo mit der Wirkung 
der Mora anzufehen fer, ift aus den Umftänden zu be— 
urtheilen; denn oft wird der Contocorrent nur deshalb 
überfandt, um dem Schuldner über den Stand feines 
Sculdverhältniffes eine Nachweifung zu geben, daher auch 
oft auf Auffordern des Schuldners, und vor dem gewöhn— 
lichen Abſchlußtermin. Im Zweifel ift in der Ueberſen— 
dung des Contocorrents eine Mahnung nicht zu finden‘, 
Der Abſchlußtermin ift in der Negel der Jahresſchluß, 
jo daß die vorgetragenen Poften vom erften Ianuar an 
neu verzinjt werden. Dei mehrmaliger Abrechnung nicht 
eingeforderte Poſten gelten, wenn nicht bejondere Umstände 
dagegen find, als erlaffen”. 

I. Der Eontocorrentvertrag "*". Mit dem Ergeb- 
niß dieſes Vertrages kann das einfache C.e. verhältniß 


11) HGB Art. 288 letzter Satz. 

12) L. 26. D. de probationibus (22. 3). Bol. L. 13. pr. 
D. de usuris (21. 1). L. 5. 8. C. eod. (4. 32). Bol. Säle: 
finger zur Lehre von den Formalcontracten (1858). ©. 157.158. 

13) Der Vertrag gehört dem Syſtem nad an einen andern 
Platz. Bol. oben $ 315. 

14) Ereizgenad der faufmännifhe Contocurrent, der Cre— 
ditvertrag und das faufmännifche depositum irregulare; im Arc). 
f. praft. Rechtswiſſ. Bd 4. S. 31—75. — Endemann in Gold: 
ſchmidt Zeitfhr. Bd 4. ©. 204—208. — Creizenach rechtliche 
Seite der üblichen Rechnungsmethoden in Goldihmidt Zeitfchr. 
Bd 7. (1864) S. 88—129. — Voigtel in Buſch Archiv Bd 3. 
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große Aehnlichkeit haben und daher können beide leicht 
verwechſelt werden“. Jenes Ergebniß wird paſſend das 


(1864) S. 203—213. — Regelsberger die rechtliche Natur 
der Abrechnung im Archiv f. civ. Pr. Bd 47. (1864) ©. 154— 
177. — Ladenburg die Abrehnung. Im Eentral:Drgan N. 7. 
Bd A. (1868) S. 173--181. — Creizenach der kaufmänniſche 
Eontocurrent. Mainz 1873. (Dazu Laband. in Goldihmidt 
Zeitihr. Bd 19. (1873) ©. 657.) — Levy Rekening-Courant. 
Gravenshage 1873. (Dazu Laband ebendaj. S. 653—656). — 
Grünhut das Recht des Gontocorrentverfehrd. (Separat: Ab: 
drud aus der Zeitichrift für d. Pr. R. u. ö. R. d. Gegenwart. 
Bd 3.) Wien 1876. 

15) In den Ent. des ROHG Bd 6. ©. 252 heißt e3 (in 
wörtlicher oder weſentlicher Uebereinftimmung mit Bd 2. ©. 138 
— Erf. vom 21. März 1871 — und andern Entſcheidungen) 
fo: nad dem wejentliden Kriterium eines Contocorrent:Verhält: 
nißes müffen die Contrahenten ausdrüdlid oder ſtillſchweigend darin 
übereingefommen jein („Abſicht“ Entſch. Bd 2. ©. 138. Bd 6. 
©. 257. „Einigung“ Bd 3. ©. 149) „daß die Leijtungen und 
Forderungen auf jeder Seite ald ein Ganzes behandelt und die 
rejultirenden Summen zur Ermittelung der Differenz verglichen 
werden follen, welche letztere, al3 Saldo, entweder von dem 
Schuldner zu berichtigen oder in deſſen Debet der neuen Rech— 
nungsperiode als erfter Schuldpojten vorzutragen“. „Demgemäß 
(fo fährt Bd 2. ©. 138 fort) gehen die einzelnen Rechnungs: 
pojten in den Abjchlußiummen des Eredit und Debet und mit 
diefem in dem Saldo auf“. Hiernach wird ein eigentliches 
C.c.verhältniß in Fällen angenommen, wo ein Verſprechen, alfo 
eine DVerpflihtung der Greditgebung fehlt. So Entſch. Bd 10, 
S. 97—102. Bd 11. S. 140—145. Es ift zu beftreiten, daß 
diefe Folgen der gegenfeitigen Ereditgebung müffen Inhalt des 
Dertraged, aljo direct beabfichtigt aljo zum Bewußtfein gefommen 
fein, und andrerjeit3 daß die Beabfihtigung diefer Folgen ohne 
dad Verſprechen aljo die Verpflichtung gegenjeitiger Ereditge: 
bung ein eigentlihes C.c. verhältniß begründet. 

16) Vgl. z. B. ROHG Entid, Bd 2. ©, 442—444; 
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eigentliche Contocorrentverhältuiß genannt”, Der Kontos 
correntvertrag enthält das gegenfeitige Verſprechen gegen- 
jeitiger Ereditgebung bis zu einer beftimmten Zeit und 
bis zu einem beftimmten oder zu beftimmenden Betrag. 
Ueber denfelben hat da8 HGB nur wenige Beftimmungen 
und nur für den Vertrag unter Kaufleuten’, ohne jedoch 
unter Volllaufleuten und Kleinfaufleuten zu unterfcheiden ". 
Der Vertrag kann aud unter Kaufmann und Nichtkauf- 
mann beftehen”, eim folcher ift aber dur das HGB 
nicht beftimmt. 1. Die Zeit kann beftimmt fein durch 
Vereinbarung eines oder mehrerer Rechnungsabſchlüſſe. 
Der Rechnungsabſchluß ift, wenn nichts Anderes beftimmt 
ift, als ein jährlicher zu verftehen”. Wenn gar feine 
Zeit beftimmt ift, jo kann nur ein einziger Rechnungs- 
abſchluß als gewollt angenommen werden und fomit ift 
die Creditgebung als für das laufende oder das bevor- 
ftehende Rechnungsjahr gewollt anzunehmen”, Wenn 
eine Zeit ohne Bezugnahme auf Rechnungsabſchlüſſe be- 
ftimmt ift, jo gefchieht nad) Ablauf derjelben der Rech— 
nungsabfhluß, und wenn fie ein Jahr überfteigt, fo darf 
vorher ein jährlicher oder dürfen mehrere jährliche Rech— 
nungsabfchlüffe verlangt werden”. 2. Der Betrag 
kann glei) anfangs auf eine beftimmte Summe verein- 


Bd 3. S. 1-6. Bd 4. ©. 148—151. Bd 9. ©. 243—246. 
Br 11. S. 274—278,. Bd 12. ©. 68—73. 

17) So auch vom ROHG 3. B. Entid. Bd 10. ©. 56. 

18) HGB Art. 291. Der Iebte Sat hat nur für daß ei: 
gentlihe E.c.verhältnig Sinn und daher ift aud der erfte Satz 
auf daffelbe zu beſchränken. 

19) Anders ROHG Entſch. Bd 2. ©. 442444. 

20) So auch ROHG Entſch. Bd 11. S. 140—145. Bol. 
übrigens Note 15. 

21) 22) 23) HOB Art. 291 Satz 2. 
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bart ſein und entweder auf dieſelbe für Jeden oder auf 
eine verſchiedene, oder kann unbeſtimmt gelaſſen ſein. Im 
letztern Fall wird er beſtimmt durch den Willen der wei— 
tern Creditgebung, indem Keiner zur Creditgebung vers 
pflichtet iſt, alſo Jeder ſeine Creditpoſten ſchließen kann. 
Immer iſt aber, was creditirt iſt, bis zum Rechnungs— 
abſchluß ereditirt. 3. Es kann vereinbart fein, daß die 
Creditgebung nur beſtimmte Arten von Forderungen 
betreffen oder beſtimmte nicht betreffen ſoll. Wenn ſie 
ohne alle derartige Beſchränkung vereinbart iſt, ſo ſind 
alle bis zum Rechnungsabſchluß entſtehenden Forderungen 
ohne Unterſchied der Art derſelben bis dahin creditirt 
worden, und kann mithin keine vorher für ſich allein 
geltend gemacht werden; dies gilt auch von einer entſte— 
henden Wechſelregreßforderung“. 4. Für den zugeſicher— 
ten und gegebenen Credit kann einem Jeden oder auch 
nur dem Einen beſondere Sicherheit in verſchiedener 
Art beſtellt ſein“. 5. Die Höhe der von Jedem gleich 
hoch oder verjchieden Hoch zu berechuenden Zinfen wird 
vereinbart”. 6. Die Folge des E.c.vertrages alfo des ge- 
genjeitigen Verſprechens gegenjeitiger Creditgebung ift, daß 
alle durch den DBertrag getroffenen Forderungen creditirte 
und zwar bis zum Rechnungsabſchluß creditirte, alfo 
vorher nicht fällig find. a. Demmach können die einzelnen 
Gredit-Poften nicht vor dem Rechnungsabſchluß (nicht wäh— 


24) Anderer Meinung ift da3 ROHG. 3 ift zu vgl. Entſch. 
Bd2. ©. 137—142. Bd 3. ©.143—148. Bd 5. ©. 337—340, 

25) Hieher die f. g. Credithypotheken, das Wort wird aud) 
beim Fauſtpfand gebraucht; häufig ift Hingeben von Lagerjcheinen. 
Vgl. Goldihmidt Handbuh S. 905 Note 6 und 6a. ©. 910. 

26) Ueber die Berehnungsmethoden (Staffelrehnung, progreffive 
Methode, retrograde Methode) vgl. Grünhut a. a. O. S. 20—22, 
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rend der Rechnungsperiode) geltend gemacht werden” (an- 
ders iſt e8 beim bloßen C.c. verhältniß“); dies ift aber 
feine eigenthümliche Folge des E.c.vertrages, fondern einfach 
Folge der die Einrede der verfrüheten Klage begründenden 
Creditgebung, für melde Einrede der Schuldner fi auf 
eine nur diefe Forderung treffende oder eine fie mitbegrei- 
fende Ereditgebung berufen kann. b. Die weitere Folge 
davon, daß alle Forderungen creditirte find, ift, daß die 
allmälig entjtehenden Forderungen des Einen und Andern 
ungetilgt einander bis zum Nechnungsabjchluß gegenüber: 
ftehen, alfo jeder Theil bis dahin Gläubiger der ſämmt— 
lichen Summen feines Credit und Schuldner der ſämmt— 
lichen Summen feines Debet if. c. Davon ift die wei— 
tere Folge, daß die zur Zeit des Rechnungsabjchluffes 
für den einen Theil ſich al8 Credit herausftellende Diffe- 
renz, der Saldo, nicht das Reſultat einer Reihe von 
Compenfationen oder theils Compenſationen theils Zahlun- 
gen ift (mie dies der Fall ift bei dem einfachen Contocors 
rentverhältnig) fondern eines einfachen Rechenerempels, näm⸗ 
lich der Addition der Ereditfummen oder, was gleid) ift, der 
Debetjummen eines Jeden, welche zwei Gefammtjummen, 
die beiden Abſchlußſummen, ergiebt, und der Subtraction 
der geringeren Abſchlußſumme von der größeren. Wenn 
der Saldo als richtig anerkannt ift, kommt auf die 
Abſchlußſummen und deren WYactoren nichts an; d. 5. 
abgefehen von dennoch möglicher Gegenbeweisführung ”. 


27T) ROSS Entih. Bd 2. ©. 137—142. ©. 220—230. 
Bd 3. ©. 132. Bd 5. ©, 41-44. 


28) Abweichend da3 ROHG Entſch. Bd 14. ©. 70 Zeile 
8-3 v. u. („jedenfalls irrt“ u. f. w.). 
29) Vgl. unten Note 32. 
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Die Berehnung eines Jeden führt zur Abrechnung unter 
Beiden und zur Feftftellung des Saldo. 7. Anerfen- 
nung des Saldo”. Der von dem Einen dem Andern 
als deſſen Schuld berechnete Ueberſchuß, Saldo, (der zuge 
ftellte Contocorrent,,) Tann von diejem ausdrücklich als 
richtig anerfannt werden. Der ausdrüdliden Anerfen- 
nung fteht die ftilffchweigende gleih; eine ſolche kann in 
ſehr verfchiedenen Umſtänden deutlih enthalten fein; 
3. B. in der Nichtmonirung defjelben unter Yortfegung 
de8 Eontocorrent- Verkehrs". Durch diefe Anerkennung 
ift der Beweis eines Irrthums oder eines DBetruges in 
der Rechnung nicht ausgeſchloſſen““. Demnach ift durch 
die Anerkennung nicht ausgefchloffen, auf die einzelnen 
Poften zurüdzulommen”. Die Klage aus dem aners 
kannten Saldo bedarf Feiner weiteren Begründung” ”, 
8. Der Gläubiger des Saldo darf Zinfen fordern, be 
rechnet feit dem Tage des Rechnungsabjchluffes und zwar 
von dem ganzen Betrag de8 Saldo, wenn gleich derjelbe 
Zinfen begreift”. Er darf mithin Zinfeszinfen fordern. 
Es find Zinfen zu Sechs vom Hundert zu verftehen *, 


30) Grünhut a. a. O. ©. 39— 64. 

31) ROHG Entih. Bd 2. ©. 117. 118. Bd 3. ©. 5 
(mie Vereinbarung). Bd 3. ©. 424—426 und 426—432, 

32) HGB Art. 294, 

33) Der dem Gontocorrent beigefügte Zuſatz 8. E. et O. 
(salvis erroribus et omissionibus) bejagt nit mehr ald was 
ohnehin gejeklih if. ROHG Entih. Bd 3. ©. 426. 

34) Dal. auch ROHG Entſch. Bd 9. ©. 216—218. 

35) ROHGG Entid. Bd 10. ©. 56. 

36) Das bis hieher unter Nr 7 Bemerkte gilt auch von dem 
einfachen Eontocorrentverhältnig. 

37) HGB Art 291 Sup 1. 


38) HGB Art. 287. 
Thol's Handelöreht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 30 
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Der Ausdrud Zahlung a conto bezeichnet entweder 
eine Abſchlagszahlung“ oder einen Fall, wo feine Zahlung 
vorliegt; er bezeichnet nemlicd; das Ab- und Zufchreiben in 
den Handelsbüchern des Gläubigers und Schuldners, alfo 
das Seten auf Rechnung zum Behuf einer Fünftigen 
"Abrechnung. 


Zweite Abtheilung. 
Das Zahlungsmandat. 


S 318. 
Form und Annahme. 

L Das Zahlungsmandat kann mündlich" und fchrift- 
ch’, ausdrücklich und ſtillſchweigend' ertheilt werden. 
Es kann darauf gehen, daß der Mandatar eine ihm vom 
Mandanten übermachte Species, diefes ihm überlieferte 
Geld, dem Dritten einhändige‘. Dann erhält der Dritte 
wohl einen |. g. Ertraditionsschein, Auslieferungsjchein. 
Nicht diefer Yall wird gedacht werden, fondern daß das 


39) Ueber Abfhlagszahlung: Strudmann in den Jahrb. für 
Dogmatit Bd 15. S. 251—267, 

4) Das Zahlungsmandat in Gtipulationsform: L. 38. 
8 21-23. D. de V. O. (45. 1). 

2) L. 89. $ 1. D. de solutionibus (46. 3). 

3) 3. ®. der procurator omnium rerum bat ed, L. 89. 
8 1. L. 34. 8 3. D. de solutionibus (46. 3). Dem Zah— 
lungsmandat fteht das Mandat gleih: liberire deinen Schuld— 
ner. L. 27. pr. D. mandati (17. 1).. 

4) L. 17. D. de solutionibus (46. 3) (vgl. L. 20. D. eod. 
L. 138. 1.19. 5 1. D. deo R G (12.1). 12.8619. 
8 2. L. 13. L. 25. D. de donationibus (39. 5). L. 9. pr. D. 
de jure dot. (23. 3). L. 36. D. de pactis (2. 14). L. 22. 
S 7. D. mandati (17. 1). L. 52. $ 16. D. de furtis (47. 2). 
L. 26. pr. D. de donat. int. V. et U. (24. 1). L.6. 8 2. 
L. 24. D. de negot, gestis (3. 5). 


re 
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Mandat auf eine in genere zu machende Zahlung geht. 
Ein folhes Mandat liegt vor namentlich) bei den joges 
nannten Dispofitionsfcheinen®, bei dem Creditbrief in dieſem 
Sinn’, und bildet die eine Seite bei der Anweiſung und 
bei dem traffirten Wechſel. Das Mandat lautet regel- 
mäßig: Zahle die Summe von 100. Iſt der Mandatar 
Schuldner des Mandanten, fo kann e8 lauten: 1. Zahle 
die Summe von 100; 2. Zahle die mir fchuldigen 100; 
3. Zahle die Summe von 100, wir wollen auf die mir 
ſchuldigen 100 anrechnen'. IL Die Annahme des Zah- 


5) Sie kommen als ein Tediglich zwifchen dem Mandanten 
und Mandatar verhandeltes Zahlungsmandat vor, um Anwei—⸗ 
fung und Tratte wegen des Stempeld zu vermeiden. Vgl. Ben: 
der Wedjfelreht Bd 2. ©. 36 Note. In einem andern Sinn, 
nämlid) al3 einer cautio indiscreta, ift des Dispofitionsicheines 
bei Nobad HW $ 245 ©. 544 gedadıt. 


6) Der Ereditbrief (das Accreditiv), nicht als Credit: 
mandat (vgl. oben $ 302) fondern als Zahlungamandat gedacht 
(über den Ereditbrief in diefem Sinn vgl. mit Vorſicht: Pöhls 
HRS 93. Mittermeier $ 560. da Silva Tomo V. cap. X. 
©. 21. Seuffert Ardiv Bd 2. Nr 98. Morftadt HRS 19. 
C. ©. 53. 54. — Preuß. ALR $ 712. — Cödigo de comer- 
cio Art. 572—579. — Codigo commercial Art. 444—449. 
452. — Entwurf für Württemberg Art. 424—426 und Motive 
©. 374. 375), wird entweder direct vom Ausfteller dem Mans 
datar überfandt, oder dem Dritten, zu deffen Gunjten er lautet, 
eingebändigt und von diefem überbracht, dann hat er ganz die 
Natur einer Anweiſung. So ift e8 immer der Fall bei dem 
Circular-Creditbrief. Vgl. über diejen: Nobad HW 
8 147. Morftadt HR S 19. C. ©. 53. 54, 

7) Nur bei der zweiten Glaufel ift e3 direct jo, als habe 
der zahlende Mandatar feinem Gläubiger jelbft gezahlt. L. 12. 
C. de solutionibus (8. 43). Bei den andern beiden Glaufeln 
wird der Mandatar erjt durch Compenfation Tiberirt. 

30 * 
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Iungsmandats ift, wie überhaupt die Annahme eines jeder 
Mandats und allgemeiner das Eingehen eines jeden Vers 
trages“, reine Willfür des Beauftragten‘. Dies gilt aud), 
wenn der Mandatar Schuldner des Mandanten und auf 
diefelbe Summe ift, gleichviel welcher Art die Schuld 
ſei. Denn muß gleich der Schuldner nicht nur dem Gläu— 
biger fondern auch jedem legitimirten Stellvertreter deſ— 
felben zahlen, und Tann gleich diefer, wenn ihn der Gläu— 
biger mit den ihm zuftehenden Mitteln verfehen Hat, die 
Zahlung erzwingen, fo braudt doch nie ein Schuldner 
feinem Gläubiger zu verfpredhen, daß er einem Andern 
zahlen wolle, weder daß er diefe Schuld noch daß er 
die Summe diefer Schuld zahlen wolle, denn e8 wird 
dadurd) neben der Schuld nod eine neue Obligation 
begründet, und deren Uebernahme iſt willkürlich“, felbft 
wenn die Schuld als getilgt gelten fol. 


$ 319. 

Erfüllung. 
Das übernommene Mandat muß erfüllt werben‘, 
d. h. der Mandatar ift dem Mandanten verpflichtet, dem 
Dritten zu zahlen. Der Mandant hat, die Erfüllung zu 
erzwingen, die directa mandati actio. IL Die Zahlung 
muß auftragsmäßig befchafft werden. Daher muß der 
Mandatar: 1. zahlen. Der Zahlung fteht jedes Abfınden 
gleich, welches der Dritte als Zahlung gelten laſſen will. 


8) L. 5. C. de O. et A. (4. 10). 
9) L. 22. $ 11. D. mandati (17. 1). 
10) L. 5. C. de O. et A. (4. 10). 
1) L. 12. 8 11. D. mandati (17. 1). 
2) Allgemeine Grundfäge, und fpeciell z. B. L. 45. & 4. 
D. mandati (17. 1). 
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2. Die beorberte Summe zahlen, nicht mehr? und nicht 
weniger. 3. Zur beorderten Zeit‘ und am beorderten 
Drt zahlen. 4. Der benannten Perfon, deren Identität 
mit dem Empfänger er alfo zu prüfen hat. Die Zahlung 
an den Unrechten gefchieht auf Gefahr des Mandatars”, 
es möchte denn der Mandant diefe mandatswidrige Zah— 
fung vatihabirt haben ober vielmehr binnen paßlicher 
Zeit nicht proteftirt haben’. Soweit aber das dem Uns- 
rechten Bezahlte dem Mandanten zu Gute kommt, ift der 
Mandatar außer Verantwortung‘. Der Mandatar kann 
fih, wenn er über die Legitimation zweifelhaft ift, die 
Rüdforderung für den Fall, daß diefer Empfänger nicht 
genehmigt werde, vorbehalten‘. Der Mandatar muß 
5. wenn die Zahlung als eine von dem Mandanten dem 
Dritten gemachte gelten foll, nicht in eigenem Namen 
fondern im Namen des Mandanten zahlen”. Es kann 
dann aus denfelben Gründen, aus welchen eine birect 


3) L. 89. $ 1. D. de solut. (46. 3). L. 57. $ 1. D. de 
cond. indebiti (12. 6). 

4) Bgl. L. 22. pr. $ 1. D. mandati (17. 1). 

5) L. 34. $ 4. D. de solut. (46. 3). 

6) L. 12. pr. $ 4. D. de solut. (46. 3). L. 12. C. eod. 
(8. 43). 

7) L. 13. D. eod. 8) Val, L. 34. $ 9. D. eod, 

9) L. 14. pr. D. eod. 

10) Qgl. 1. L.82. D. de jure dotium (23. 3). — 2. L. 5. 
8 9. D. eod. — 3.L. 52. 8 16. D. de furtis (47. 2). — 
4. L. 25. D. de donationibus (39. 5). — 5. L. 9. 8 8. D. 
de R. C. (12. 1): nee dubitari, quin, si meam pecuniam tuo 
nomine, voluntate tua, dedero, tibi adquiratur obligatio, cum 
eottidie credituri pecuniam mutuam, ab alio poscamus, ut 
nostro nomine creditor (meus et) futuro debitori nostro. Lies 
entweder: nomine credatur futuro, oder nomine creditor meus 
detfuturo (vgl. L. 15. D. eod.). — L.32. D. deR.C. (12.1). 


— 
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vom Mandanten gemachte Zahlung angefochten werden 
kann, auch die Zahlung des Mandatars angefochten iver- 
den; e8 kann auch natürlich) die anfechtbare Zahlung nicht 
die Wirkung haben wie die zu Recht beftändige, und, was 
die Iettere bewirkt hätte, ift bei jener mwenigftens nicht 
nad) allen Seiten hin oder wohl nad feiner Seite Hin 
erreicht ". Der Mandatar muß 6. die Zahlung fo be- 
mwerfftelligen, daß das gezahlte Geld bei dem Dritten aud) 
fiher verbleibt, aljo namentlich nicht diefer wegen An— 
ſprüche Dritter verhaftet iſt'. 7. Wenn er gezahlt hat, 
muß er fofort den Mandanten davon benachrichtigen". 
I. Das factifh von dem  Mandatar an den Dritten 
gehende Zahlungsobject gilt juriſtiſch als zuvor in den 
Beſitz des Mandanten und dann an den Dritten gegangen '“., 
II. Der Mandatar, welcher nicht zahlt, muß mandati 
actione haften", nämlich das Intereffe erſetzen“. 


11) Die Verhältniffe des einzelnen Falles beftimmen, wie 
diefe Negel ſich concret herausſtellt. Intereffant ift das Verhält— 
niß der L. 51. 8 1. D. de pactis (2. 14), 

12) 3. ®. er zahlte mit fremdem Geld L. 19. $ 1. D. de 
R. C. (12. 1); oder er zahlte mit geborgtem Geld, aber unter 
Berhältniffen und auf eine Art geborgtem, daß der Dritte dem 
Darleiher verhaftet ift. L. 22. $ 8. D. mandati (17. 1). 

13) L. 29. $ 3. D. mandati (17. 1). 

14) 1. L.3. $12. 13. D. de don. inter V. et U. (24.1). 
L. 15. D. de R. C. (12. 1). — 2. L. 19. D. de jure dot. 
(23. 3. — 3. L.19. 85. D. ad Set. Vell. (16. 1). — 
4. L. 57. $1. D. de cond. indebiti (12.6). — 5.L. 44. pr. 
D. de furtis (47. 2). L. 18. D. de cond. furt, (13. 1). 

15) L.5.81.1.6.8 1. L. 22. 87. D. mand. (17.1). 

16) L. 8. $ 6. D. mandati (17. 1). L. 38. 8 23. D. de 
V. 0. (45. 1). L. 12. $ 10. D. mandati (17. 1). 
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$ 320, 
Revalirung. 


J. Revalirung. Der Mandatar, welcher auftrags- 
mäßig gezahlt hat’, ift berechtigt, von dem Mandanten 
Schadloshaltung zu fordern. Denn er gilt im Zweifel 
nicht als Schenker’. Die Klage, contraria mandati 
actio, ift eine Klage auf Abrehnungs. Es ift für den 
Anſpruch auf Schadloshaltung glei, ob das Verhältniß 
zwifchen dem Mandanten und dem Dritten im NReinen 
ift oder nicht‘. Der Anfpruch geht wefentlih auf Er: 
ftattung der dem Dritten gezahlten Summe, fodann der 
in Folge des Auftrages aufgewandten Koften und der etwa 
verdienten Provifion”. Ohne weitere Vereinbarung geht 
er auf baare Erftattung. Der Mandant kann von Eins 
reden namentlich die der Compenjation haben, der gefet- 
lichen oder verabredeten. Dieſe liegt in der Verabredung, 
daß der Mandatar nach beichaffter Zahlung bis auf die 
concurrente Summe aufhören folle Schuldner zu fein. 
II. Zeit der Revalirung. Der Mandatar kann ohne 
Zweifel, wenn er bereits gezahlt hat, fofort fich revaliren‘, 
und nicht längere Zeit vor dem Termin, auf welchen die 
Zahlung beordert ift. Muß er aber, ehe er fich reva- 
liren darf, gezahlt haben, oder darf er, ehe er zahlt, die 
Nevalirung verlangen? Zuvörderft muß die ausdrückliche 


1) Dem kann Beerbung gleichftehen. L. 11. D. mand. (17.1). 

2) L. 12. $ 17. D. mandati (17. 1). 

3) L. 6. 8 7. D. de his qui notantur inf. (3. 2). 

4) L. 34. $ 7. D. de solutionibus (46. 3). 

5) L. 12. 8 9. L. 27. $ 4. D. mandati (17. 1). L. 1. 
L. 20. $ 1. C. eod. (4. 35). 

6) L. 26. $ 5. D. mandati (17. 1). 

7) L. 22. pr. $ 1. D. eod. L. 31. D. de fidej. (46. 1). 
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Verabredung entfeheiden und das, was aus den bejonderen 
Berhältniffen als der Wille erhellt; fo macht die Girobant 
nur gedeckte Zahlungen, fo ift bei der Elaufel „und ftelfen 
Sie es in Rechnung““ oder wenn der Mandant durch 
feine augenblickliche Geldverlegenheit den Auftrag motivirt, 
der Wille Har, daß der Mandatar in Vorſchuß gehen 
folle. Im Zweifel ift er, fo fcheint es, nicht verpflichtet, 
in Vorſchuß zu gehen”. 
8 321. 
Contreordre und Auffündigung. 


J. Eontremandiren. 1. Der Mandant darf das Zah- 
lungsmandat einfeitig widerrufen '. Anders dann, wenn 


8) Vgl. Heife und Eropp Abhandlungen Bd 2. ©. 32. 

I) Die Hauptftelle, direct vom Zahlungsmandat redend, ift 
L. 45. $ 4. 5. mandati (17. 1). Gie leidet aber aud eine 
andere Auslegung als die bei Heife und Eropp Abhandlungen 
Bd 2. ©. 33 gegebene; fie erklärt, fcheint es, die beiden Um— 
ftände, expromissio und condemnatio, nicht für folde, daß erft 
dann, jondern daß ſchon dann, umd nicht zu einer fpätern Zeit 
vor der wirflihen Zahlung, die Mandatsflage geftattet if. Nur 
dazu möchte das humanius est und et in hoc casu paffen, 
e3 ift damit auf eine Begünftigung des Mandatard gedeutet, 
während nad) jener Erklärung der Mandant der gegen den all« 
gemeinen Grundſatz, daß der Mandatar nicht in Vorſchuß zu ges 
ben braude, Begünftigte if. Bol. auh a. a. O. ©, 356 
Note 24. Zu vergleichen wären nod etwa: 1. L. 12. 8 17. 
D. mandati (17. 1. — 2. L. 13. L. 45. pr. D. eod. 8, 
L. 45. 82. D. eod. 4. L. 38. 81. D. eod. L. 10. C. 
eod. (4. 35). L. 47. L.50—52. L. 56. $ 1.D. eod. (17. ı). 
L. 45. 64. D. de fidejussoribus (46. 1). L. 8.8 2. D. ad 
Set. Vellej. (16. 1), — 5. L. 58. $ 2. D. locati (19. 2). 
Ueber Gleichftellung der solutio und condemnatio L. 6. L. 10. 
C. mand. (4. 35). (L. 67. D. de fidejuss. (46. 1).) 

1) Vgl. 3. B. L. 106. D. de solutionibus (46. 3). 
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ber Mandatar nicht lediglich die Verbindlichkeit fondern 
ein Recht, dem Dritten zu zahlen, hat’. Der Tod des 
Mandanten fteht dem Widerruf gleih’‘. 2. Das Zah— 
lungsmandat kann jo lange widerrufen werden als noch res 
integra ift, d. 5. jo lange die Zahlung noch nicht ges 
Ichehen ift, mag fie audh vom Mandatar dem Dritten 
jelbftändig verfprochen worden fein‘. Denn diefes Vers 
Iprehen, ein, wenn Wort und Wille des Mandats auf 
Zahlung gehen, offenbar mandatswidriges® Verfahren, kann 
dem Widerrufsrecht des Mandanten nicht präjudiciren, 
ihn nicht zu mehr verpflichten noch zu weniger berechtigen, 
als ohne das Verfprechen feine Berbindlichkeit und fein 
Recht gewejen wäre. Das Widerrufsrecht ift aber dann 
dur das Berfprechen ausgefchloffen, wenn das Zahlungs: 
mandat dem Willen nad) als ein Mandat zu versprechen 
aufzufafjen if. 3. Das Zahlungsmandat ift ftillfchtwei- 


2) Bgl. 3. B. 1. L. 12. $ 3. L. 106. L. 108. D. de so- 
lut. (46.3). Ueber die L. 108. D. eit. vgl. Ardyiv für civ. Praxis 
Bd 4. Nr19. — 2. L. 36: D. de pactis (2. 14). — 3. L.3. 
C. de novat. (8. 42). Bgl. unten $ 324. 

3) L. 26. pr. $ 1. D. mand. (17. 1). L. 19. 8 3. D. de 
donat. (39. 5). L. 77. $ 6. D. de leg. II (31). L. 41. D. 
de R. C. (12. 1). 

4) Anders ift es nad Art. 297 des HGB. Bol. oben 
8 249 Nı O3. 

5) Das Berfprechen jteht der Zahlung nit ſchon dann gleich, 
wenn feine Zahlungszeit beftimmt it (fo meint Günther in Weis: 
fe3 Rechtslexikon Bd 1. ©. 328. 329), fondern wenn überdies 
der Dritte es als Zahlung gelten Iaffen will, alſo z. B. als Gläu: 
biger de3 Mandanten diefen durch das Verſprechen des Zahlungs: 
mandatars liberirt fein laſſen will. 

6) Vgl. L. 51. $. 1. D. de pactis (2.14) und die Stellen 
in Heife und Cropp Abhandlungen Bd 2. ©. 354 Note 19, 
S. 394 Note 90. ROHG Entih. Bd 1. ©. 71 (2233). 
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gend widerrufen, wenn das demfelben entfprechende Ein- 
caffirungsmandat widerrufen ift, denn jenes Mandat kann 
neben der Aufhebung von diefem nicht beftehen. Daher 
darf der Zahlungsmandatar, der den Widerruf des Ein- 
caſſirungsmandats weiß, nicht zahlen; zahlt er dennoch, 
fo wird er, mandatswidrig handelnd, nicht liberirt . So 
ift alfo der Wille des Mandanten Hinfichtlih) des einen 
Mandats aus feinem Willen Hinfichtlich des andern zu 
entnehmen. 4. Der Widerruf muß dem Mandatar be- 
fannt geworben fein. Hat er ohne ihn zu wiſſen gezahlt, 
fo gilt die Zahlung zwifchen dem Mandanten und Manz 
datar al8 mandatsmäßig“, der Mandatar ift als Schuldner 
fiberirt®. Nicht fo, wenn er den Widerruf wiſſend zahlt, 
e8 möchte denn die Zahlung hinterher vom Mandanten 
genehmigt fein". Jedenfalls wird aber der Dritte Ei- 
genthümer des empfangenen Geldes”. I. Auffündigungs- 
recht des Mandatarse. Der Mandatar darf einfeitig das 
Mandat auffündigen. Doc nur dann, wenn dem Man- 
danten noch factifch und juriftiich die Möglichkeit bleibt, 
die Zahlung felbft oder durch einen Andern bequem zu 
bewerfftelligen; er muß alfo rechtzeitig den Mandanten 
benachrichtigen, daß er den Auftrag nicht ausführen werde”. 


7) L. 12. 8 2. L. 18. L. 34. 8 3. L. 51. D. de solut. 
(46. 3). — Widerruf des Widerrufs: L. 12.8 16. D. mand. (17. 1). 

8) L. 15. D. mand. (17. 1). L. 51. D. de solut. (46. 3). 

9) So die Stellen der Note 7. Tiefer geht auf die Frage ein 
L. 38. $ 1. D. de solut. (46. 8): wie Iiberirt? nicht immer 
ſchlechtweg, er fann unter Umftänden ihm nublofe lagen gegen 
den Empfänger baben, diefe muß er dem Mandanten. cediren. 

10) L. 12. $ 16. D. mandati (17. 1). 

11) Vgl. L. 19. 8 3. D. de donationibus (39. 5). L. 34. 
8 7. D. de solutionibus (46. 3). 

12) L. 22. 8 11. D. mandati (17. 1). 
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Ein Eafus, der die Ausführung oder Benachrichtigung 
bindert, präjudicirt dem Mandanten”. Nie aber find 
gerechte Entjchuldigungsgründe zu überhören“. 


8 322, 
Andermweitiges Verhältniß. 


I. Außer dem Mandat kann zmifchen dem Mandanten 
und Mandatar noc ein anderweitiges Verhältniß beftehen. 
1. Es wird dem Mandatar durch das Mandat etwas 
Angenehmes erwiejen, gewiſſermaßen geſchenkt, wegen des 
Intereffe, das er an dem Dritten nimmt‘. 2. Es wird 
ihm wirklich geſchenkt, z. B. Baarfonds übermadht, da- 
mit er feinen Gläubiger bezahle’. 3. Der Mandant will 
feine Darlehnsforderung einziehen‘. 4. Der Mandant 
will ein Darlehn vom Mandatar aufnehmen‘ 5. Der 
Mandant fchenft und borgt wieder, die Auszahlung an 
den Dritten beordernd‘., Danach können die obigen 
Sätze eine Modification erleiden. IL. Das Berhältniß 


13) L. 22. $ 11. D. eod. idque sua, non alterius culpa 
fecerit. L. 27. 8 2. D. eod. quod si, cum possit nuntiare, 
cessaverit, quanti mandatoris intersit tenebitur: si alia ex 
causa non poterit nuntiare, securus erit. 

14) L. 23—25. D. eod. Sane si valetudinis adversariae, 
vel capitalium inimieitiarum, seu ob inanes rei actiones, seu 
ob aliam justam causam excusationes alleget, audiendus est. 

41) L. 5. $ 9. D. de jure dot. (23. 3). Es ift Schentung 
und auch wieder nicht Schenkung. 

2) Hier wird e3 bedeutend, ob die Schuld causa donandi oder 
eonditio ift. Vgl. L. 2.8 7. L. 3. D. de donat. (39. 5). 

3) L. 19. 8 3. D. de donat. (39. 5). 

4) L. 19. $ 5. D. ad Set. Vellej. (16. 1). 

5) Ohne Hereinziehen des Dritten hat den Fall L. 33. $1. 
D. de donationibus (39. 5) „novum dominium quaeritur“ und 
genauer L. 20. D. de R. C. (12. 1). 
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des Mandanten zu dem Dritten kann fehr mannichfacher 
Art fein“. II. Aus dem Zahlungsmandat erhält ber 
Dritte weder gegen den Mandanten nod den Mandatar 
einen Anſpruch'. 


Dritte Abtheilung. 
Das Eincaffirungsmandat. 


8 323. 
Das Einkaffirungsmandat. 

I. Der Einfaffirungsmandatar, Mandatar zum Incaffo, 
joll eine Summe eincafjiren*, nämlich entweder eine 
Summe oder eine Schuld fich von dem Dritten auszah— 
len laffen. Er foll die Summe entweder lediglich zum 
Bortheil des Mandanten erheben, um fie darauf diefem 
auszufehren, — erfter Yall; oder überdies zu eigenem 
Bortheil, in rem suam, um fie zu behalten, — anderer 
Sal. II Im beiden Fällen muß er die Eincaffirung 
rechtzeitig" und mit allem Fleiß' betreiben, widrigenfalls 

6) 3. B. 1. donaturus. L. 34. $ 7. D. de solutionibus 
(46. 3). — 2. ereditori, — futuro debitori. L. 49. D. eod. 
— 3. ut per eum sibi mitterentur. L. 89. $ 1. D. eod. 

7) L. 53. D. familiae ereiscundae (10. 2). L. 9.$4.D. 
deR.C. (12.1). Bei der Schenkung ift eine Ausnahme. L.3. 
C. de donationibus quae sub modo (8. 55). 

) HGB Art. 296. Wer eine Quitung über eine Handels: 
Ihuld, nämlich eine Schuld aus einem Handeldgefhäft im Sinn 
des HGB, zum Ueberbringen erhalten hat, darf als bevollmädtigt 
zum Empfang der Zahlung angefehen werden, wenn feine bejon: 
dern Umftände diefer Annahme miderftreiten. Vgl. oben $ 249 
Note 20. Nur diefe eine Beftimmung hat da3 HGB in Betreff 
des Eincaſſirungsmandats. 

1) L. 56. D. de jure dotium (23. 3). 

2) L. 11. C. mandati (4. 35), vgl. L. 108. 8 12. D. de 
legatis I (30). 
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haftet er für das Intereffe. Im erften Fall muß er 
die empfangene Summe dem Mandanten ausfehren”; ver- 
zögert er die Ausfehrung“ oder unterläßt er fie‘, jo muß 
er für das Intereffe einftehen. Er darf, wenn der Dritte 
Schuldner ift, die Schuld weder ganz noch theilweife ers 
laſſen“. Im andern Wall darf er die Summe einbehal« 
ten, 3. B. als Darlehn' oder Bezahlung feines Gutha- 
bens“. Auch in diefem Ball hat er die Stellung eines 
Mandatars und deſſen BVerbindlichfeit, die Eincaffirung 
gehörig zu betreiben und für das Intereſſe einzuftehen, 
welches fich aber hier in der Form geftaltet, daß es, uns 
geachtet er gar nicht oder nicht gehörig empfing, gilt, als 
habe er gehörig empfangen. Der dur den Empfang 
bezwedte Titel wird num durch den Empfang verwirklicht, 
und er tritt nun hervor und die Stellung aus dem 
Mandat in den Hintergrund’. In beiden Fällen Tann 
der Mandatar den Aufwand, den er hat machen müffen, 
erfet verlangen”. IIL Der Widerruf des Mandate ift 
im erften Fall ftatthaft", nicht fo im andern Fall, doch 
kann der Mandant dadurd, daß er dem Mandatar zuvor- 
kommt, diefem den Empfang hindern, wo er dann aber 
für das Intereſſe einftehen muß. IV. Das Eigenthum 
an dem Geld, das in der Hand des Mandatars ift, hat 


3) L. 8. 8 9. L. 17. L. 20. D. mandati (17. 1), 

4) L. 10. 8 3. D. mand. (17. 1), 

5) L. 11. C. eod. (4. 35), 

6) L. 4. C. de novationibus (8. 42). 

7) L.9. 88. D. de R.C. (12. 1). L. 34. pr. mandati 
(17. 1). L. 10. 8 5. eod. 

8) So in vielen Stellen. 9) L.10.84. D. mand. (17.1) 

10) L. 11. C. mand. (4. 35). 

11) L. 12. $ 16. D. mand. (17. 1). 
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im erften Fall der Mandant, indem durch den Empfänger 
der Zahler e8 auf ihn übertragen und er e8 für fich ha- 
ben will”; im andern Fall hat es der Mandatar, indem 
nun noch der übereinjtimmende Wille des Mandanten 
wie des Mandatars, daß der Mandatar es, ftatt es aus 
dem Mandatstitel ihm auszufehren, aus dem andern 
Titel als Eigenthümer behalten folle, Hinzufommt. So 
geht das Geld factifh von dem Zahler an den Manda- 
tar”, den Empfänger, das Eigenthum geht aber von 
dem Zahler zuvörberft auf den Mandanten und von die- 
jem fodann auf den Empfänger über“. V. Der Mans 
dant ift oft Schuldner des Mandatars. Das Mandat 
bezwedt die Tilgung der Schuld, es wirkt alfo auf bie 
Abrehnung zwifchen ihnen, indem der Forderung aus dem 
Mandat die andere Forderung und umgekehrt entgegens 
ſteht. Die Verweiſung auf den Zahler ift aber immer 
ein Anderes als die Baarzahlung, ift ein Gurrogat. 
Daraus folgt: 1. Kein Gläubiger braucht fich ftatt der 
Baarzahlung eine ſolche Verweiſung gefallen zu laſſen“, 
fobald in diejer irgend mehr als die nad) den Umftänden 
fich von ſelbſt verjtehende Art, die Baarzahlung zu bes 


12) Nicht entgegen ift L. 34. $ 7. D. de solut. (46. 3). 

13) Statt von dem Zahler ex mandato an den Mandatar, 
fodann von diefem ex mandato an den Mandanten, und jodann 
von dieſem wieder ex mutuo an den Mandatar, 

14) L. 15. D. de R.C. (12. 1)... . si tibi debitorem 
meum jussero dare pecuniam, obligaris mihi, quamvis meos 
nummos non acceperis. Quod igitur in duabus personis reci- 
pitur, hoc et in eadem persona recipiendum est: ut, cum ex 
causa mandati pecuniam mihi debeas, et convenerit, ut cre- 
diti nomine eam retineas, videatur mihi data pecunia, et a 
me ad te profecta. 

15) L. 16. C. de solutionibus (8. 43). 
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werfftelligen, liegt. 2. Die Verweifung gilt nur als 
Verſuch, die Zahlung durch die Vermittelung des Dritten 
zu bewerkftelligen; alfo zahlungshalber, nicht an Zahlungs» 
ftatt ift verwiejen. Es ift mithin, bevor der Dritte ge- 
zahlt Hat, das alte Schuldverhältmiß nicht geändert und 
fteht dem Gläubiger die Klage aus demfelben unver: 
kürzt zu“. 


Bierte Abtheilung. 
Die Ceſſion. 


8 324. 
Die Eejjion. 

Bei der Eeffion'” vermittelt der Ceſſionar die Zah— 
fung zwifchen dem Schuldner und Gläubiger; gefchieht 
die Geffion, weil der Cedent Schuldner des Ceſſionars iſt, 
fo vermittelt zugleich der debitor cessus zwijchen diefen 


16) Der allgemeine Grundfag der L. ult. C. de novat, 
(8. 42) und jpeciel L. 46. pr. $ 1. D. de solut. (46. 3), 
L. 23. C. eod. (8. 43). 

1) E. 3. Mühlenbrudy die Lehre von der Geffion der For: 
derungsrehte (Dritte Auflage Greifswald 1836). Pudta in 
Weiskes Nectslericon Bd 2. ©. 636—664. Muſſet in Lindez 
Zeitihrift N. 3. Bd 12. S. 339—376. Bähr in den Jahrb. 
für Dogmatit Bd 1. ©. 351—502. Buchner im Ardiv für 
praft. RW Bd 5. ©. 161—187. Goldſchmidt Lucca = Piftoja- 
Actien Streit S. 61L—66, 

2) Entjgeidungen des ROHG. Da in diefem $ nur einige 
Hauptfäge aufzuftellen find, jo wird für andere Sätze bier nur 
im Allgemeinen auf folgende Entjheidungen des ROHG aufmerf: 
ſam gemadt. Entſcheidungen Bd 1. ©. 184. 185. (Einrebe, 
dag die Ceſſion fimulirt fei.) — Bd 2. ©. 306—311. (Unechte 
Eeffion Tegitimirt nit.) — Bd 2. ©. 369—377, (Recht des 
debitor cessus zum Zwed eined Eidesantraged an den Cedenten 





’ 
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beiden die Zahlung. Der Ceſſion können verſchiedene 
Titel unterliegen, wonach ſich die Wirkungen derſelben 
verſchieden geſtalten'. Für das Handelsrecht intereſſirt 
die Ceſſion“‘ vorzugsweiſe inſofern, als ihr der Verkauf 
einer Yorderung oder die Abficht eine Forderung des 
Cejfionars zu tilgen unterliegt. I Ceſſion als Verkauf 
einer Forderung. 1. Zum Berfauf feiner Forderung 
fann Fein Gläubiger gezwungen werden‘, 2. Auch be 
dingte und betagte Yorderungen können verfauft werden‘, 
davon ift der bedingte Verkauf einer unbedingten Forde— 
rung zu unterfcheiden‘. 3. Die Accefforien der Forde— 
rung gelten al8 mitverfauft”, namentlich. das Pfandrecht“ 
und die Bürgfchaft”. A. Der Cedent ift zur Gewähr: 
feiftung in der Maaße verpflichtet wie der Verkäufer 
einer Sadje; das habere licere jtellt ſich namentlich fo: 


deſſen Adeitation zu verlangen, in ſolches befteht nicht.) — 
Bd 4. S. 372— 374. (Einrede der Compenfation.) — Bd 5. 
©. 44—58, (Actio Pauliana des Ceſſionars.) — Bd 5. ©. 
86—89. (Klage auf Anerkennung des befferen Rechts, actio 
praejudicialis uter sit creditor, unter mehreren Ceſſionarien der: 
felben Forderung ohne Zuziehung des Schuldnerd. Eine folde 
ift ftatthaft.) — Bd 6. ©. 332. 333. (Widerklage des debitor 
cessus gegen den Gejfionar auf Grund eines ihm gegen den Ce— 
denten zuftehenden Anſpruchs. Iſt unftatthaft.) — Bd 9. ©. 
198— 200. (Des Schuldners Anerkennung der Schuld gegenüber 
dem Gejjionar giebt diefem ein eigenes Net.) — Bd 9. ©. 234 
— 237. (Einrede der Compenfation.) 

3) Ueber Blancoceffion vgl. Sohm in Goldſchmidt Zeitſchrift 
Bd 17. ©. 70. 71. 

4) Cödigo de comercio Art. 382—385. 

5) L. 5. C. de solut. (8. 42). 

6) L. 17. D. de hered. vend. (18. 4). 

7) L. 19. D. eod. 8) Codigo commercial Art. 495, 

9) L. 6. D. eod. 10) L. 23. D. eod, 
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die Forderung muß eriftiren”, d. 5. der Ceſſus wirklich 
Schuldner", der Cedent zur Cefjion berechtigt" und die 
Forderung nicht durch Einreden, von der Yorderung felbjt 
oder aus der Perjon des Cedenten hergenommene, Traftlos 
fein”. Der Cedent Tann fich von diefer ſ. 9. Haftung 
de veritate nominis befreien, wenn er dabei in gutem 
Glauben iſt“, fo namentlih wenn er, felbft Ceffionar, 
das Sachverhältniß nicht kennt“; eine unredliche Proteft 
ation wäre ein pactum ne dolus praestefur. Die 
Lieferung geftohlener Papiere ift nicht nad) den Grunds 
fägen der Evictionsleiftung aufzufaſſen, jondern es iſt“ 
eine dem Cedenten nicht zuftehende Yorderung cedirt wor» 
den. Der Verkäufer Hat dem Käufer, da diefem die 
Legitimation gegen den Schuldner fehlt (denn die Forde— 
rung Tann dem Gläubiger wider Willen nicht verloren 
gehen), abfolut nicht in die Lage gefegt, den Genuß der 
Forderung zu haben, daher ijt der Anfpruch des Käufers 
gegen den Verkäufer durch die bloße Thatſache, daß das 
Papier geftohlen ift, begründet, ohne daß es der Eviction 
oder der Litisdenunciation bedarf. Bei dem Verkäufer 
einer Sache ift dies anders, weil der Genuß einer folchen 
durch das bloße Eigenthum eines Dritten nit, fondern 


”) L. 74. $ 3. D. de evict. (21.2). Codigo commercial 

Art. 496. Geuffert Archiv Bd 2. Nr 32. 

11) L. 4. D. de hered. vend. (18. 4). 12) L.8.D. eod. 

13) L. 112. D. de R.J. (50. 17). L. 27.28. D. de evict. 
(21. 2). 

14) L. 10. D. de hered. vend. (18. 4). 

15) L. 68. pr. D. de evict. (21. 2). L. 11. $ 18. D. de 
act. empti (19. 1). 

16) Wenn überhaupt eine Geffion vorliegt. Dies ift nicht der 
Fall bei der Uebertragung von Drdrepapieren und Inhaberpapieren, 


von welden daher in diefem $ überall nicht die Rede ift. 
THöl’s Handelsredt. dte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 31 
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erft durch die Abftreitung der Sache gehindert wird. 
5. Die commoda der Forderung Hat der Eeffionar”, 
ebenfo das periculum, daher fteht der Cedent für die 
Fortdauer der Solvenz des Schuldners, für die Einbring- 
lichkeit der Yorderung (für die ſ. g. bonitas nominis), 
nicht ein”, wenn er nicht die Haftung verſprach“ oder 
dolos verfuhr”. Dahin gehört, wenn er die Muthmaßung 
der bevorftehenden Infolvenz verſchwieg“. Die bereits zur 
Zeit des Kaufabjchluffes befiehende Infolvenz giebt dem 
nicht wiffenden Käufer, wenn der Berfäufer fie mußte, 
wegen deſſen Dolus“, wenn nicht, wegen des wefentlichen 
Irrthums das Recht den Kauf anzufechten. 6. Das 
anaftafifche Gefe, welches nach römischen Recht auch für 
die Ceſſion einer Handelsrechtlihen Yorderung gilt”, ift 
durch Handelsgejege vielerwärts in Deutjchland gänzlich 
aufgehoben. Dies ift nunmehr gleichgültig in Betreff 
einer aus einem Handelsgeſchäft hervorgegangenen Forde— 
rung; bei eimer folchen fteht dem Hecht des Ceſſionars, 
den vollen Betrag zu fordern, Fein gejegliches Verbot ent- 
gegen”, IL Ceſſion, um eine Forderung des Ceſſionars 
zu tilgen. Hieher gehört aber nicht das fogenannte Zahlen 
mit Banknoten oder andern Inhaberpapieren, oder ver: 
mittelſt Indoffaments von Ordrepapieren, z. B. eigenen 

17) L. 6. D. de hered. vend. (18. 4). 

18) L. 4. D. de hered. vend. (18. 4). L. 30. D. de pi- 
gnoribus (20. 1). 

19) Seuffert Archiv Bd 5. Nr 149. 

20) L. 74. 8 3. D. de evict. (21. 2). 

21) U M. in Seuffert Archiv Bd 4. Nr 27. 

22) ROHG Bd 4. ©. 78—81. 

23) Rechtsfälle Bd 1. S. 191—R204. Thöl ausgew. Entſch. 
Nr 128. 

24) HOB Art. 299. 
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Wechſeln, acceptirten Tratten, acceptirten Anweifungen, 
faufmännifchen Berpflichtungsjcheinen, denn das Geben 
und Nehmen ſolcher Papiere enthält Feine Ceſſion. Bon 
einer wirklichen Gefjion zu dem angegebenen Zwed gilt 
Tolgendes. 1. Der Gläubiger braucht die Ceffion ftatt der 
Baarzahlung nit anzunehmen”, denn Annahme eines 
Surrogats ift in der Willkür“. 2. Der Cedent haftet 
bier in der Maaße wie ein Verkäufer für die ſ. g. veritas 
nominis. Er fteht, abgejehen von befonderer Verabredung, 
auch für die j. g. bonitas ein. Nämlich wegen einer 
zur Zeit der Ceffion bereit8 vorhandenen Infolvenz haftet 
er dem nicht wifjenden Ceſſionar in Folge entweder feines 
Dolus oder des Ceſſionars Irrthum, und dem wifjenden 
Gefjionar haftet er, ſowie wegen einer fpäter eintretenden 
Inſolvenz haftet er, weil im Zweifel die Ceſſion nicht als 
Zahlung fondern als Verſuch, die Zahlung vermittelft der 
Ceſſion zu bewirken, gilt; e8 ift im Zweifel zahlung s— 
halber niht an Zahlungsſtatt cedirt”., Das ana— 
ftafifche Gefeg Teidet auf eine Ceſſion pro debito ſchon 


25) L. 16.°. de solut. (8, 43). 

26) L. 2.8. 1. D.deR. C. (12. 1), 

27) Die herrihende Meinung ift dagegen; fie ftellt ohne alle 
Unterfheidung den Sab auf: der Cedent bafte de veritate, 
nit de bonitate nominis, und davon made die Gejjion in so- 
lutum feine Ausnahme. Allein ſchon daß der der Eejjion unter— 
liegende Titel gar nicht in Betracht gezogen wird, während es 
doch offenbar ein Unterfchied ift, ob ich verkaufe, ſchenke, zahle, 
in dotem gebe, macht jenen allgemeinen Sat verdädtig. — So 
die erite Auflage dieſes Werks (1841). Die Gründe gegen 
diefen Sat und für die Anfiht im Text wollte ih an einem 
andern Drt ausführen. Die ganze Frage ift nun aber gründlich 
erörtert in der Schrift: Die Haftung des Gedenten. Bon A. 
Schliemann. Roſtock 1848. Zweite Ausgabe 1850. 

31* 


Tr 
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nad römischen Hecht Feine Anwendung“, Teinenfalls auf 
eine derartige Ceſſion einer aus einem Handelsgeſchäft 
hervorgegangenen Yorderungen”. 


Fünfte Abtheilung. 
Die Anweifung. 


8 325. 
Begriff. Arten. Form. 


Anweifung‘. Bei der Anweiſung, Aſſignation, giebt 
Jemand, Aſſignant, einen Auftrag dahin, dag ein Au— 
derer, Aſſignat, einem Dritten, Affignatar, eme 
Zahlung mache und diefer fie empfange. Als Gegenftand 
der Zahlung ift im Berlauf immer Geld gedacht'. Es 


28) L. 22. C. mandati (4. 35). 

29) HGB Art. 299. 

1) Wetboek van Koophandel Art. 210—220. Aud die 
Mechjelordnungen enthalten Mandyes über Anmweifungen. — 
Cocceji de assignationibus (Francof. 1705) aud in deifen 
exereitationes curiosae Tom. II. Nr 3. Stryck usus moder- 
nus ad lib. XVII. tit. IV. Archiv für HR Bd 2, Nr 19 
©. 377-393. Pöhls WR Th. 1 $ 211-216. Heije 
und Eropp Abhandlungen Bd 2, Nr 13 passim. Treitſchke 
Enchelopädie Bd 4. S. 128 -134. Bd 2. ©. 767—775. Mit: 
termaier Privatrecht ed. 5. Bd 2. $ 561. Bender WR 
Bd 2. 8 386—388 ©. 17—36. Entwurf für Württem— 
berg Art, 758—774 und Motive ©. 646—656. Güntber 
in Weisfes Nechtölericon Bd1. S.327—339. Ladenburg die 
Anweifung und der gezogene Wechſel (Mannheim 1858). Neues 
Archiv für HR Bd 3. ©. 225—240: „Crossed cheques, in 
England vorkommende eigenthümliche Zahlungsanmweifungen auf 
Banken und Banquiers“. 

2) Wenn der Gegenftand eine Waare ift, fo heißt die An: 
weifung eine Waarenanmeifung. Vgl. unten $ 332, 
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wird hier alfo nur die Geldanweifung erörtert. Der 
Alfignant giebt alfo einen zweifachen Auftrag, ein Zah— 
lungsmandat und ein Eincaffirungsmandat‘. Das HGB 
hat Beſtimmungen über zwei Arten von Anmeifungen, 
nämlich die auf einen Kaufmann ausgeftellte Anweifung 
nnd die von einem Kaufmann ausgeftellte Anweifung ; 
damit ift auch die auf einen Kaufmann von einem Kaufs 
mann ausgeftellte Anmweifung beftimmt worden‘. Es 
treten danach drei Arten von kaufmänniſchen Anwei— 
jungen hervor. Diefen tritt gegenüber die nicht fauf- 
männijche Anmeifung, nämlich die auf einen Nichtkauf- 
mann von eimem Nichtkaufmann ausgeftellte Anweiſung. 
Veber diefe hat das HGB Feine Beftimmungen. Die 
folgende Erörterung trifft ſowohl die Faufmännifchen als 
auch die nicht Faufmännifchen Anmeifungen, e8 ift zwifchen 
ihnen mit Ausnahme einiger Kechtsfäge, welche werden 
hervorgehoben werden’, gemeinrechtlich” Fein Unterfchied. 


3) Bon dem jeltenen Fall, daß der Affignatar gar nicht 
Mandatar ift, ift im Folgenden durchweg abgejehen. 

4) Uebrigens ift für die von einem Kaufmann ausgeftellte 
Anweiſung ausgefprocden, daß zur Gültigkeit der Anweiſung nicht 
erforderlih ift das Empfangsbefenntnig der Baluta, Art. 301 
Abfap 2. Daraus darf nicht gefchloffen werden, daß es für die 
andere auf einen Kaufmann ausgeftellte Anmeifung des Art. 300 
anders fein folle. 

5) Bol. unten $ 329. 

6) Ueber die Faufmännifhen Anweifungen nah PBarticulars 
rechten vgl. unten das Wechſelrecht $ 294 Note 2. Zu der 
dort citirten Schrift von Genfel ift zu vgl. Goldſchmidts Zeit: 
fhrift Bd 16. ©. 278 (Laband) und ©. 688 (Genjel). Bol. 
auch ROHG Entih. Bd 5. ©. 101—104 (Raufmänniihe Ans 
weifung nad ſächſiſchem Net). Von den kaufmänniſchen An: 
weifungen nad dem Handelsgeſetzbuch handelt unten $ 329, 


— 
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Im gemeinen deutſchen Recht beſtand und beſteht, ſoweit 
das HGB keine Beſtimmungen enthält, kein Unterſchied 
zwiſchen kaufmänniſchen und nicht kaufmänniſchen Anwei— 
ſungen, gleichviel wie man den Gegenſatz verſtehen will 
und verſtanden hat'. Das Intereſſe der Erörterung 
liegt aber überwiegend in den kaufmänniſchen Anweiſungen, 
gegen deren Zahl die nicht kaufmänniſchen verſchwinden. 
Weſentlich iſt weder 1. daß der Aſſignatar die ein 
caſſirte Summe für ſich behalten dürfe, noch 2. daß er, 
als ſei dies der Fall, ſie in ſeinem Namen eincaſſire, 
noch auch 3. daß der Aſſignant Gläubiger des Aſſignaten, 
noch endlich 4. daß er Schuldner des Aſſignatars ſei. 
Es kommen aber dieſe Umſtände, entweder einzeln oder 
vereinigt“, ſehr häufig vor. Daher find fie für weſent— 
lich gehalten worden” und daher ftammen die juriftifch 
nntreffenden Bezeichnungen des Affignaten als debitor 


7) Die von Bender WR Bd 2. 8 388 Nr 14a ©. 33. 34 
aufgeführten vielen (acht bis zehn) LUnterjchiede find ſämmtlich 
falſch, und die dijtinguirenden Worte assignationes plenae, mi- 
nus plenae (nudae) und dgl. fruchtlos. Vgl. übrigens Günther 
in Weiskes Rechtslex. Bd 1. ©. 334—338. Die bier für zwei 
Rechtsſätze, welche der kaufmänniſchen Anmweifung eigenthüm: 
lich ſein ſollen, behauptete allgemeine deutſche Praxis (S. 334. 
Z. 1. u. Z. 8) iſt zu beſtreiten. Und in welchem Sinn ſoll 
für ſie die kaufmänniſche Anweiſung verſtanden werden, da man 
dieſe in einem mehrfachen Sinn (vgl. oben den Text) nehmen kann? 

8) 3. B. der Aſſignant iſt Gläubiger des Aſſignaten und 
Schuldner des Aifignatars. L. 64. L. 66. D. de solut. (46. 3). 

9) Zu 1. von MWenings Ingenheim Civilrecht ed. 4. Bd 2. 
8 305. — Zu 2. Pöhls WR TH 1.8 211. © 34. — Bu 
3. Thibaut Pandectenreht Bd 2, $ 517. — Zu 4. Glüd Er: 
läuterung der Pand. Bd 15. ©. 241. — Pol. aber Eropp 
a. a. O. ©. 343. 344 Note, Mühlenbruch Ceſſion ed. 3. 
©. 226 Note 430. 
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assignatus, das Ajfignanten als debitor assignans, 
dos Affignatars als creditor assignatus. — Die Anz 
weifung fann mündlich oder jchriftlich abgejchloffen wer— 
den. Unter Kaufleuten ift, obgleich das erftere nicht 
felten vorkommt, das leßtere der gewöhnliche Fall. Es 
gejchieht dann faſt ausſchließlich durch Ausftellung einer 
bejonderen Urkunde nach einer hergebrachten Form, welche 
fi von der des traffirten Wechfels im Wefentlichen nur 
durh das Wegfallen des Wortes Wechjel, mit ober 
ohne Ergänzuug dejjelben durch das Wort Anweisung, 
unterfcheidet. Die Form ift diefe, wobei das Eingeflant- 
merte coneret ift: 

(Göttingen) den .... Gut für (10 Thlr.). 

(Nad) Sicht) belieben Sie gegen diefe Anmweifung an 
den Herrn B (oder deffen Drdre) die Summe von (10 
Ichreibe zehn Thalern) zu zahlen und mir folche in Ned 
nung zu ftellen (laut oder ohne Bericht). Werth (erhalten). 

Herrn T in (Lübeck). A. 

Das Wort Anmweifung, Affignation, hat dreifachen Sinn: 
e8 bezeichnet das KRechtsgefchäft, den Auftrag, die Urkunde. 


8 326. 
Geihäftsgang. Begründung der Rechtsverhältniſſe. 

Der Gefhäftsgang ift regelmäßig diefer. Der Affig- 
nant ftellt die Urkunde aus, Händigt fie dem Affignatar 
ein, und diefer präfentirt fie dem Affignaten. Der legtere 
erfährt den ihm ertheilten Zahlungsauftrag ebenfo häufig 
erft durch diefe Präfentation, wie durch ein direct ihm zu— 
geftelltes Benachrichtigungsfchreiben. Der Affignatar prä- 
jentirt meiftens nur zu dem Zweck, damit der Affignat 
den Auftrag erfahre und damit er die Zahlung mache, 
zumeilen aber auch, damit er fich erkläre, ob er den Auf- 
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trag annehmen und alfo ihm, dem Affignatar, die Zah— 
fung machen wolle. Die verneinende Erklärung wird dann 
faft ausnahmslos miündlih, die bejahende regelmäßig 
Schriftlich auf der Urkunde felbft und zwar gewöhnlich durch 
das eine Wort „acceptirt” oder „angenommen“ oder ein 
gleichgeltendes gegeben: „die Anweifung wird accepr 
tirt”. — Das Rechtsverhältnig zwiſchen dem Aſſig— 
nanten und Affignatar, das Eincaffirungsmandat, 
wird begründet durch die Annahme diefes Auftrages. 
Daher nicht nothwendig erft durch die Uebernahme der 
Urkunde, weil der Auftrag ſchon früher angenommen fein 
kann; daher auch nicht immer ſchon durch dieſe Ueber- 
nahme, weil die Abficht bei diefer eine andere als die, 
den Auftrag anzunehmen, gewefen fein kann. Meiftens 
liegt aber die Annahme des Auftrages in der Uebernahme 
der Urkunde, d. b. beide fallen in der Zeit zufammen, 
immer ift aber juriftifch dann jene als die voraufgehende 
zu denken. Das Rechtsverhältnig zwifchen dem Affig- 
nanten und Affignaten, das Zahlungsmandat, wird 
begründet durch die Annahme diefes Auftrages. Diefe 
fann vor der Acceptation der Anweifung gejchehen fein, 
wie etwa durch bejahende Beantwortung des Avisbriefes, 
liegt aber immer auch in der Acceptation der Anweiſung. 
Ein Rechtsverhältnig zwiſchen dem Affignaten und 
Affignatar wird durch die bloße Zahlung, die jener 
diefem macht, nicht begründet, Faun aber begründet werben 
durch eine befondere Beredung und namentlich durch das 
Berfprechen, welches der Aſſignat dem Affignatar giebt, 
daß er ihm zahlen wolle. 
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$ 327. 
Affignant und Aifignat, 


Ueber das Rechtsverhältnig zwifchen dem Aſſignan— 
ten und Aifignaten gilt das oben vom Zahlungs» 
mandat Bemerkte‘, aber mit folgender Modification. Das 
Mandat lautet den Worten nach zwar nur auf Zahlung, 
und danad) wäre das vom Aifignaten dem Ajfignatar 
gegebene Zahlungsverfprechen mandatswidrig und könnte 
dem Recht des Alfignanten, den Auftrag, bevor gezahlt 
ift, zurücdzunehmen, nicht präjudiciren. Die Meinung 
muß aber anders aufgefaßt werden wegen des neben dem 
Zahlungsmandat ertheilten Eincaffirungsmandats. Der 
Aſſignatar kann feiner Verpflichtung, die Zahlung mit 
allem Fleiß zu erwirfen, nicht befjer nachkommen, als 
wenn er fich die Zahlung verjprechen läßt, und ſonach 
darf es der Meinung des Affignanten nicht zumider er- 
achtet werden, daß er fich das Zahlungsverfprechen geben 
läßt. Bei diefer Meinung würde er aber mit fich felbft 
in Widerjpruc fein, wollte er das Verſprechen des Aſ— 
fignaten der Meinung des diefem ertheilten Zahlungsauf- 
trages widerftreitend erklären; da nun das eine der bei— 
den ſich entjprechenden Mandate aus dem andern und 
namentlich; das Zahlungsmandat aus dem Eincaffirungss 
mandat zu interpretiven iſt', jo ift die eigentliche Mei— 
nung der Anmeifung dahin zu verftehen, daß der Affig- 
nat zahlen folle und, wenn e8 verlangt werde, verfprechen 
dürfe”. Es darf alfo eine acceptirte Anweifung nicht 
contremandirt werden‘. 


1) Vgl. oben $ 318—322, 
2) L. 34. 83. D. de solut. (46.3) und oben $321 Nr 3, 
3) Heife und Eropp Abhandlungen Bd 2. ©. 353 —357; 
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8 328. 
Alfignant und Affignatar, 


Ueber das Rechtsverhältnig zwifchen dem Aſſignan— 
ten und Affignatar gilt das oben vom Eincaffirungs- 
mandat Gefagte‘. I. Der häufige Umftand, daß ber 
Aſſignant Schuldner des Affignatars ift, wirkt 
nur auf die Abrechnung zwifchen diefen Beiden, ohne die 
andern durch die Anweifung entjtehenden Verhältniffe zu 
ändern, Mit diefem Umftand Hängt das Sprichwort 
zufammen: Anmeifung ift feine Zahlung Es 
hat einen doppelten Sinn: 1. Ein Gläubiger braucht fich 
ftatt Baarzahlung eine Anweiſung nicht gefallen zu laffen ”. 
Drtsgefe und Uefance modificiren diefen Sat verfchieden ’. 
Demjelben mwiderfpricht e8 nicht, daß, wenn die Zahlung 
an einem andern Ort, als wo der Schuldner fich aufhält, 
zu machen ift, der Gläubiger die Annahme einer dahin 
lautenden Anweiſung nicht weigern darf‘. 2. Der Aſ— 
fignatar Hat, wenn die Anweiſung nicht bezahlt wird, den 


Bol. übrigens Unger die rechtliche Natur der Inhaberpapiere 
(1857) ©. 73—84. 

4) Bol. Heife und Cropp Abhandl. Bd 2. ©. 392—397 
8 24. 25. Anders Puchta Pandekten $ 326 zu Ende, welcher 
aber bei feinem Widerfpruc auf die eigentlihe Meinung der Ans 
weifung (vgl. oben Tert vor Note 3) nicht eingeht; und Günther 
in Weiskes Rechtslex. Bd 1. ©. 328. 329, welcher aber nur das 
Zahlungsmandat, nicht die Anmweifung im Auge hält, daher den 
Einfluß de3 Eincaffirungsmandats auf die Auslegung des Zab: 
lungsmandates unbeachtet Täßt. Dal. aud oben 8321 Nr 2.3. 

1) Bgl. oben $ 323. 

2) Danield WR $ 66 ©. 270—272. Bender WR BP. 
8 386 ©. 18-20. Pöhls WR DB 1. $ 213 ©. 36. 37. 

3) Bol. die Eitate der vorigen Note, 

4) Bol. oben $ 323 Nr V. 





$ 328. Aſſignant und NAffignatar. 491 


Regreß gegen den Affignanten®. Hierauf vorzugsmeife 
deutet das Sprihwort‘. Es ift nämlich die Yorderung 
des Affignatar nun nicht getilgt und e8 bleibt alfo der 
Anspruch aus diefer Forderung’. Anders, wenn er auf 
den Negreß verzichtet hat’, was aber weder in dem An— 
nehmen der Anmeifung ohne Borbehalt Liegt” noch im 
der bereits gefchehenen Quitirung der Summe”, oder wenn 
ihm eine Mandatswidrigfeit bei der Eintreibung zur Laft 
fällt", im welchem Fall der Affignant nur nad) Maaß— 


5) Pöhls Wechſelrecht Bd 1. $ 213 ©. 37—46. 

6) Vgl. Erläuterung der Teipziger Handels- und Wechſel⸗ 
ordnung von 1699 ad 3 bei Zimmer! Sammlung der Wedel: 
gelebte Bd 2. ©. 189. 

7) Ein Regrefreht aus der Anmweifung bejteht nit. 
So auch Schlefinger Zur Lehre von den Formalcontracten (1858) 
©. 167. 168 Note 7. 8, 

8) Es ift ganz verkehrt, wenn Bender meint: bei einem 
ausdrüdlihen Verzicht merde die Anmeifung eine Delegation 
(Wechſelrecht Bd 2. ©. 22 lit. d.), bei einem ftillihweigenden, 
durh Quitung, eine Ceſſion (Handelsreht ©. 353 lit. a.). 

9) A. M. ift Dender Handelsredt ©. 353 lit. e. Bol. 
aber deſſen Wechſelrecht Bd 2. ©. 22 lit. e. 

10) A. M. ift Bender Handelsreht S. 353 und Wedhfelrecht 
Bd 2, ©. 21. Mllein wenn nidyt die Umftände oder die Faf- 
fung der Duitung unabmeislih auf den Verzicht deuten, fo ift 
diefer ungeachtet der Quitung nicht anzunehmen, nad; allgemeinen 
Grundfägen und der L. 23. C. de solut. (8. 43), welche direct 
bier zutrifft. Denn nicht ob der Zahlungsmandatar Aristo fei: 
nem Mandanten Auxeno gegenüber (fo meint Treitfchfe in Rich— 
ter3 Jahrb. 1843 ©. 712), fondern ob der letere feinem Gläu— 
biger (tibi), zu deffen Gunften er den Zahlungsauftrag gab, 
gegenüber durch die von diefem ausgeſtellte Quitung befreiet fei, 
wird verneinend entichieden. Der Anfragende wollte den Einfluß 
der Quitung auf feine Forderung wiffen. 

11) Dal. oben 8 323, 
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gabe der Bereicherung haftet. II. Das Indoffament 
einer Anmweifung ift eine weitere Anmeifung”. Der 
Aſſignatar affignirt weiter mit Beibehaltung defjelben 
Aſſignaten; eine Ceffion Tiegt in dem Indoffament nich. 


Ss 329, 
Aſſignat und Affignatar. 


I. Die Zahlung, welche der Affignat auftragsmäßig 
macht und der Ajlignatar auftragsmäßig entgegennimmt, 
begründet an und für fich zwiſchen diefen Beiden Feine 
Dbligation‘. Es Fam aber eine folche begründet werden 
durch eine befondere Verabredung bei der Zahlung, namentlich 
durch einen Vorbehalt, welchen der Affignat ihr beifügt?. 

I. Auch kann ein Vertrag zwilchen dem Aſſignaten 
und Aſſignatar vor der Zahlung gefchloffen werden. Ein 
jolcher Vertrag Fan deutlich das dem Ajfignatar gegebene 
Berfprechen des Aſſignaten, ihm zu zahlen, enthalten. Es iſt 
zu erörtern die Gültigkeit und die Form diefes Verſprechens. 

1. Die Gültigkeit des Verſprechens. Das auf 
Grund einer faufmännifchen Anmweifung dem Affig- 
natar gegebene Zahlungsverfprechen des Aſſignaten (welcher 
alfo entweder ein Kaufmann oder ein Nichtkaufmann iſt) 
ift ein gültiges Verſprechen“'. Auch dann wenn die 


12) Bol. unten $ 338 Nr U. 

1) L. 3.8 1. D. de OÖ. et A. (44. 7). Non satis autem 
est, dantis esse nummos, et fieri aceipientis, ut obligatio 
nascatur: sed etiam hoc animo dari et aceipi, ut obligatio 
nascatur. L. 5. pr. D. quod jussu (15. 4). 

2) 3. B. Gr zahlt, über die Echtheit der Anweiſung un: 
gewiß, unter Borbehalt eintreffenden Avifes. L. 14. D. de solut. 
(46. 5). L. 15. D. ad Set. Vellej. (16. 1). Vgl. L. 16. D. 
de solut. (46. 3). 

3) Art. 300 Satz 1. Art. 301 Abſatz 3. Die Gültigkeit 
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von einem Kaufmann ausgeftellte Anmeifung nicht an 
Ordre lautet fondern an Inhaber oder auf Namen ohne 
jenen Zufag‘. Dies ergiebt fih aus der ausdrüdlic 
hervorgehobenen Gültigkeit des Blancoindoffaments‘. Es 
ift damit die Gültigkeit eines reinen Summenverſprechens 
anerfannt. Aus der Natur diefes Verſprechens folgt, 
daß der Alfignat dem Affignatar nur folche Einreden 
entgegenfegen kann, welche auf ein Rechtsverhältniß zwi— 
hen ihnen Beiden fich gründen, Hingegen feine welche 
aus dem NRechtsverhältuig des Aſſignaten zum Aſſignanten 
oder des Affignatars zum Ajfignanten hergenommen find‘, 
Die Acceptation berechtigt den Affignatar. Er ift ale 
Aſſignatar nicht verpflichtet. Der Aſſignat, welcher ohne 


ift ausgefproden in den Worten, daß der Affignat welcher „an: 
genommen hat“ (Art. 300), welder „acceptirt hat“ (Art. 301) 
„zur Erfüllung verpflichtet” ift. (Art. 300. 301). 

4) Die Gültigkeit de3 Ncceptes einer von einem Kaufmann 
ausgejtellten Nectaanweifung findet dag ROHG Entſch. Bd 7. 
©. 304. 305 ſchon mörtlih in dem Art. 301 ausgefproden. 
63 nimmt an, daß nur für die Andoffabilität dag Wort Ordre 
für weſentlich erklärt fei, dahingegen die Beftimmung des zweiten 
und dritten Abſatzes des Art. 301 nicht die Ausitellung an Ors 
dre vorausſetze. 

5) Es gelten bier diejelben Gründe, welche in Betreff des 
Verpflichtungsicheines ($ 213) geltend gemacht find. Der Aus: 
dehnung über den wörtlichen Inhalt des Art. 301, welcher durch— 
weg nur von Ordreanweiſungen beftimmt, hinaus fteht der Umſtand 
nicht entgegen, daß durchaus nicht abzujehen ijt, wie durd) die 
Raufmannseigenihaft des Ausſtellers die Verpflichtungsfähigfeit 
des Ucceptanten, welcher nicht Kaufmann ift, zu der eines Kauf: 
mannes erböhet wird. 

6) Das HGB hat einen diefem Sat entiprechenden Rechts— 
ja nur in Betreff der von einem Kaufmann ausgejtellten Ordre— 
anmweifung ausgejprochen. Art. 303 Abſatz 2. Vgl. oben $ 219, 
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Dedung bleibt, Tann höchſtens, wenn nämlich die Um: 
ftände fi) ganz befonders geftalten, den Affignatar, weil 
diefer fich jonft mit feinem Schaden bereichern würde, in 
Anſpruch nehmen; aber der Bereicherung fteht regelmäßig 
entgegen, daß der Aſſignatar den Werth der erhaltenen 
Summe dem Alfignanten zahlte oder ſchuldet. Das auf 
Grund einer niht Faufmännifhen Anweijung dem 
Alfignatar gegebene Zahlungsveriprechen des Affignaten 
ift gemeinrechtlih ungültig. Denn die Gültigkeit diejes 
Berjprechens bedarf, da e8 ein reines Summenverfprechen 
ift, eines beſondern Nechtsfages, welcher aber für die 
nicht kaufmänniſche Anweiſung gemeinrechtlich fehlt. Das 
Berfprechen enthält dadurd Feine causa debendi, daß 
ein Auftrag eines Andern, des Affignanten, unterliegt, 
denn ein feiner Natur nad ungültiges Verſprechen kann 
dadurch nicht gültig werden, daß es mit dem Willen eines 
Andern gegeben wird”. 

2. Die Form des Verſprechens. Für die fauf- 
männiſche Anmweifung gilt Folgendes. Das dem Aj-- 
fignatar gegebene Zahlungsverfprechen des Affignaten bes 
darf feiner Yorm. Es kann mündlich" gegeben werden 
und fchriftlih und kann auf die Anmeifung gejchrieben 
werden oder in einer andern Schrift, 3. B. in einem 
Briefe ausgefprochen werden. Daß der Alfignat nicht 
bloß den Zahlungsauftrag annehmen fondern dem Aſſig— 
natar ein Berjprechen, ihm zu zahlen, geben wolle, Tann 
mehr oder weniger deutlich ausgejprochen fein. Als ein 
ſolches Verſprechen ſoll eine zweifache Erklärung gelten. 


7) Vol. mein Wechſelrecht $ 195. 194. Anderer Anficht ift 
Schleſinger Zormalcontracte (1858) S. 169—171. 


8) ROHG Entf. Bd 9. ©. 113, 114. 


OO — ——— — — 
* 
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a. Die Acceptation, Annahme, der Anweiſung 
gegenüber dem Aſſignatar“, d. h. die gleichviel ob münd— 
lich oder fchriftlih dem Affignatar abgegebene und von 
ihm entgegengenommene Erklärung des Ajjignaten, daß 
er den Zahlungsauftrag annehmen wolle. Dieſe Ans 
nahmeerflärung, welche den Auftrag annimmt, enthält 
nad den Worten feine Verpflichtung des Aſſignaten gegen 
den Aſſignatar. Weil aber der Affignatar den Auftrag 
überbringt, auch zu dem Zwed auf die Auslieferung der 
Anweiſung gegen den Aſſignanten ein Recht haben kann 
und zur Eintreibung der Summe mit der höchiten Sorg— 
falt verpflichtet ift umd es dieſer entjpricht, wenn er 
ftrebt, ohne Hilfe des Alfignanten aus eigenem Recht von 
dem Alfignaten die Zahlung erzwingen zu können, jo ift 
mit Recht im Faufmännifchen Verkehr die Präjentation 
zur Acceptation immer dahin verjtanden worden, daß der 
Aſſignatar ein Verſprechen für fih, zu feinem eigenen 
Recht, Haben wolle, und die Acceptation dahin daß der 
Aſſignat ein jelbftjtändiges, von feinem Berhältnig zum 
Afignanten unabhängiges, Zahlungsverfprechen dem Aſſig— 
natar gebe. Diefer Sinn ift denn auch der Acceptation 
beigelegt worden von Schriftitellern und in Particular- 
rechten und ift, wie bemerkt, durch das HGB der Accep- 
tation der Faufmännifchen Anmeifung beigelegt. Die 
Trage, ob diefer Sinn aud für die nicht faufmän- 
niſche Anweifung gilt, ift zu bejahen“. b. Als ein 


9) Art. 300 Satz 1 „welder eine Anmweijung gegenüber dem: 
jenigen, zu deffen Gunften fie ausgejtellt ift, angenommen bat“, 
Art. 301 Abſatz 3. „Wer eine Anmweifung acceptirt hat”. 

10) Nemlih gemäß dem Berfehrswillen und der Analogie 
der faufmännifhen Anweiſung und der im traffirten Wechfel ent: 
baltenen Anweiſung. Vgl. unten $ 331. Uebrigens bat die 
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dem Aſſignatar gegebenes Berfprechen, ihm zu zahlen, foll 
ferner gelten da8 bloße Accept der Anweifung, d. 5. 
die auf die Anweifung gejchriebene (und vom Affignaten 
unterfchriebene) Annahmeerklärung“, wenngleich fie weiter 
nichts als ein einfaches Ja (verfchieden ausgedrüdt'”) auf 
den Zahlungsauftrag ift. Es ift alfo nicht erforderlich, 
daß das Acceptiren (da8 Aufjchreiben der Annahmeerflä- 
rung auf die Anmweifung) vom Affignatar beantragt ift, 
es genügt dag es vom Affignanten oder von fonft irgend 
Jemand beantragt iſt. Die Annahme des Verſprechens 
von Seiten des Ajfignatars erfolgt dadurd, daß er vom 
Aſſignanten die Anweifung mit dem Accept, welches diefer 
überbringt, nimmt. Die Frage, ob das bloße Accept auch 
einer nicht Faufmännifchen Anmeifung ebenfalls als 
ein dem Aſſignatar gegebenes Zahlungsverfprechen zu 
gelten hat, ift zu bejahen“. 

II. Ob der Aſſignat dem Affignatar zufolge der 
Anweifung (ohne acceptirt zu haben) zahlen oder acceptiren 
muß, kann nur dann bedenklich fein, wenn der Affignat 
Schuldner des Allignanten ift, ift aber auch dann zu 
berneinen. Er braudht nicht zu zahlen. Denn der 
Aſſignatar ſteht mit dem Affignaten vor der Acceptation 
in feinem Verhältniß, er kann daher nur aus der Forde— 


Frage nur da Bedeutung, wo das Particularredt die Gültigkeit 
des reinen Summenverfprechens bei der Anweifung anerkennt. 

11) Art. 300 Sat 2 „Die auf eine fchriftliche Anweiſung ge 
ichriebene und unterjchriebene Annahme: Erklärung gilt al3 ein dem Ajfig: 
natar geleiftetes Zahlungsverſprechen.“ Auf diefe Beftimmung ijt für 
die andere kaufmänniſche Anweifung des Art. 301 gedeutet durch 
das Wort „acceptirt” in Art. 301 Abſatz 3. 

12) „Angenommen. — „Acceptirt.“ — „Anerkannt.“ — 
„Wird geichehen.” — 

13) Es gilt hier das oben Note 10 Bemerkte. 


. —— 
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rung des Alfignanten Tagen und dazu bedarf es einer 
Ceffion diefer Forderung oder einer Proceßvollmacht. 
Keines von beiden liegt aber in der Affignation als ſol— 
her". Er braudt nicht zu acceptiren"”. Denn die 
Schuld gegen den Affignanten verpflichtet ihn nicht, weder 
gegen diefen noch gegen einen Dritten (Affignatar), dieſem 
die Zahlung derfelben Summe zu verfprechen, zumal da 
er "durch diejes Verſprechen (Acceptation) von dem alten 
Gläubiger nicht frei wird. Selbft wenn diefer ihn für 
die Acceptation ganz von der Schuld befreien wollte, 
jo liegt es ja in der Willfür des Schuldners, ob er 
nobiren will. 


$ 330, 
Alfigniren auf Schul. 


Sehr häufig kommt bei der Anweifung der Umftand 
vor, daß der Affignant Gläubiger des Affignaten 
it, daß „auf Schuld” affignirt iſt. Diefer Umftand ift 
aber der Anmweifung nicht weſentlich und nur für die Ab- 
rechnung zwifchen dem Aſſignanten und Afjignaten, wenn 
diefer die Anweiſung bezahlt Hat, von Einfluß. Für das 
Rechtsverhältnig des Affignatars ſowohl zum Affignanten 
als auch zum Aſſignaten ift das Schuldverhältniß, die 
Forderung, ohne Bedeutung. Denn gegen den Affignaten 
bat der Affignatar fein Recht auf Zahlung lediglich aus 
deſſen DVerfprehen, aus dem Accept, wenn dieſes gültig 
ift, nicht aus der Forderung des Aſſignanten; und gegen 


14) L. 7. C. de novationibus (8. 42). 

15) A. M. ift, aber ohne Ausführung, Pöhls WR Bd 1. 
©. 48, wonach unter dem ebendaf. ©. 35 3. 14 erwähnten 
„Rechtsgeſchäft, welches zur Annahme verpflichtet” jede Schuld 
zu verftehen iſt. 

Thöol's Handeldrecht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 32 


—  M 
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den Affignanten fein Recht auf Schadloshaltung nur aus 
dem Grunde, weil er das Mandat ausgeführt und, falls 
die Zahlung nicht erfolgte, weil der Ajfignant durch den 
Aſſignaten nicht geleiftet Hat, was er zu leiften Willens 
war. Danad) ergiebt ſich von felbit, daß die Forderung 
des Aſſignanten gegen den Ajfignaten die Alfignation nicht 
zur Ceſſion diefer Yorderung madht'‘. Selbjt wenn der 
Affignatar nur aus Rückſicht auf diefelbe die Anweiſung 
annimmt, fo ift darin nur das DBerlangen zu finden, 
daß der Affignat dur diefes Dedungsverhältnig zur 
AUcceptation und Zahlung bewogen werde. Zur Ceſſion 
würde gehören, daß der Affignatar die Forderung des 
Alfignanten, wie fie nun einmal, gut oder fchleht, iſt, 
geltend machen, aljo fie fein Rechtstitel gegen den Aſſig— 
naten fein ſolle; dies iſt aber durch die Anweiſung, welche 
der Forderung nicht einmal erwähnt, nicht ausgejprochen. 
Würde e8, wie das wohl vorfommt, ausgeſprochen wer— 
den, jo würde dann neben der Anmeifung noch eine Ceſ— 
fion der zur Dedung dienenden Forderung vorkommen, 
aber in der Anmeifung kann eine Cefjion nicht Tiegen. 
Auf der Verwechſelung des Affignirens auf Schuld mit 
der Ceſſion beruht der fo Häufig aufgeftellte Sat: der 
Aſſignant haftet im Gegenfat des Cedenten nicht nur de 
veritate fondern aud; de bonitate nominis’; deshalb 
fchief, weil da8 nomen für die Haftung des Alfignanten 
gar nicht relevirt. Der Ausdrud assignatio per modum 
cessionis kann nur durch befondere Verftändigung Bes 
deutung erhalten. 


1) Heife und Cropp Abhandlungen Bd 2. Nr 13 $ 8—16 
©. 361—378. Mühlenbruch Eejfion ed. 3. S. 226—229. 
2) Stryck a. a. O. 8 26. 
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$ 331. 
Anwendung des Wechjelreht3 auf Anweiſungen. 


Das Borige genügt für die Lehre von den Anwei— 
jungen. Für das Weitere über Anweifungen ift auf das 
Bechfelrecht zu verweiſen“. Wiemweit? wird aus ber 
Bergleihung der Anweilung und der Tratte erhellen. 
Bon dem traffirten Wechjel unterfcheidet ſich eine Anwei— 
fung der Form nach nur dadurch, daß ſich jene Urkunde 
einen Wechjel nennt. Daher tritt bei jener, nicht aber 
bei diefer, die Wechjelftrenge ein: früher in ihrem dreifachen, 
nunmehr in ihrem zweifahen Sinn. Die proceffua- 
liſche Wedfelftrenge, welche die früher zu ihr gehö— 
rende Berfonalhaft, Wechſelhaft (melde letztere allein 
oft unter der Wechjelftrenge verftanden ward), gegenwärtig 
nicht mehr begreift’, dient zur Berftärfung der materi- 
ellen Wechſelſtrenge. Im der letzteren liegt der 
weſentliche juriſtiſche Unterſchied zwiſchen der Tratte und 
der Anweiſung'. Dennoch leidet ein großer Theil der 
Rechtsſätze des Wechjelrecht8 Anwendung auf die Anwei— 
fung. Denn in der Tratte ift eine Anweifung enthalten‘; 
die Tratte ift, richtig verftanden, eine Anweiſung mit 


1) Die Beftimmungen de3 HGB über die indoffabeln Ans 
weiſungen (oben $ 219. 220) berühren die folgende Darftellung 
nicht, da diefe eine Vergleihung der Anmweifung und de3 trajjirten 
Wechſels abgejehen von der Indoſſabilität enthält. 

2) Am 31. Mai 1868 trat das Geſetz betreffend die Aufhe— 
bung der Schuldhaft, vom 29. Mai 1868, zuerft in Kraft. Dal. 
das Wechſelrecht $ 156 Nr 2. 

3) Der juriftifhe Unterſchied zwijhen der Anweiſung und der 
Tratte Tiegt nit in dem, was Bender WR Bd 2. ©. 35 und 
was Treitichfe Encyel, des WR Bd 1. ©. 123—130 aufführt. 

4) Die Tratte ift eine Anweifung. Nicht aber it eine Anz 
weifung ein unvollflommener Wedel, fie ijt gar kein Wechſel. 

32° 
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hinzukommender Wechjelftrenge. Aber nicht fo verftanden, 
als ob zu dem durch die Anmweifung begründeten Rechts— 
verhältniß die Wechjelhaft und die übrige procefjualifche 
Wechſelſtrenge Hinzutrete, fondern e8 tritt zu der Anweifung 
die materielle Wechjelftrenge, da8 Wechſelverſprechen, 
Hinzu und an dieſes ſchließt fi) dann jene andere 
MWechfelftrenge an. Der trafjirte Wechſel ift alfo eine 
Anweiſung mit hinzutretendem Wechjelverjprechen. Wech— 
felverfprehen und Summenpverfpreden ift iden- 
tifch, d.h. e8 giebt Fein anderes Wechfelverjprechen als ein 
Summenverfprehen. Durd das Hinzutreten des Wech— 
jelverfprechens ändert fi) aber, wenn e8 bedeutend 
wird, das durch die bloße Anweiſung begründete Rechts- 
verhältnig. Wenn dagegen die Zahlung der Tratte traf- 
firtermaaßen erfolgt, fo hat die Tratte nicht als Wechſel 
jondern nur als Anweifung Bedeutung gehabt; und wenn 
die Tratte als MWechjel nichts bedeuten konnte, weil das 
Wechſelverſprechen ungültig 3. B. von einem Wechſelun— 
fühigen gegeben war, jo Tann fie die volle Bedeutung 
einer Anweifung behalten. Bon den in Verfehr umlau— 
fenden Tratten geht nun aber die Mehrzahl nicht unter 
Proteft, die meiften haben ihre Bedeutung daher nicht 
als Wechjel fondern als Anmeifungen, obgleich gerade 
die Wechjelftrenge, die materielle und procefjualifche, dahin 
wirkt, daß die in der Tratte enthaltene Anmweifung hono— 
rirt wird. Die Tratten find die beiten Anmweifungen, 
fie find durch das Wechjelverfprechen geficherte Anweiſuu— 
gen, fie find dem baaren Gelde nahe kommende Anwei— 
fungen. Der Handelsverfehr Hat daher die (reine) Au— 
mweifung immer als ein untergeorbnetes Inftitut angejehen 
und daher haben fich die factifchen Verhältniffe bei Wech— 
jeln ungleich feiner und complicirter als bei Anweilungen 
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geftaltet; die Doctrin und die Gefeggebung Hat fich bei 
der rechtlichen Beurtheilung und Beftimmung dem immer 
angefchloffen und den Wechjeln vorzugsweife Aufmerkſam— 
feit gefchentt. Daher wäre e8 gegen den Sinn der Ger 
jege, wenn man das, was fie über Wechfel aussprechen, 
ausschlieglih auf Wechfel und gar nicht auf Anweifungen 
anwenden wollte Wie weit ift aber diefe Anwen- 
dung zu mahen? Die leicht zu erfennenden Rechts- 
fäge, welche die procefjualifche Wechjelftrenge alfo das 
Verfahren (und die Wechfelhaft) betreffen, find dem Wech— 
jelverfprechen eigenthümlich”. Um von den übrigen Rechts- 
lägen, welche man wohl das materielle Wechſelrecht 
nennt, diejenigen auszufcheiden, welche gar nicht dem (eis 
gentlichen) Wechfelrecht fondern dem Recht der Anweiſung 
angehören, find die drei Seiten der Anweiſung zu unters 
ſcheiden. Aber auch fo ift eine durchgreifende Regel 
nicht zu gewinnen. Zuweilen gilt auch derjelbe Rechtsſatz 
für Tratte und Anmweifung, aber aus verfchiedenen Grün— 
den‘. Die Prüfung der einzelnen für die Tratte gelten- 
den Nechtsfäge wird Folgendes ergeben. Der Wille der 
Wechfelinterefjenten geht nicht dahin, daß das durch die 
Tratte begründete Wechfelverfprechen fondern daß die in 
der Tratte enthaltene Anweifung wirkſam werde. Daraus 
folgt: die Nechtsfäge, welche die Tratte in ihrem gw 
wollten Gange betreffen, gleichviel ob ausschließlich 
in diefem oder auch in dieſem, find ein Necht nicht des 
Wechſels fondern der Anweifung. Dies angewandt ergiebt: 


5) Ausnahmsweife Teidet nach einigen Particularredten ein 
Theil derjelben Anwendung auf die Anweiſung. 

6) So bei dem Contremandiren. Die Begründung bei Heife 
und Cropp Abhandlungen Bd 2. ©. 392—397 8 24, 25 ift 
nur für Anmweifungen, nicht auch für Tratten zutreffend. 
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1. Der Aſſignant und Aſſignat ſtehen in demſelben 
Verhältniß wie der Traſſant und Traſſat. Das Deckungs⸗ 
verhältniß iſt bei der Anweiſung ganz daſſelbe wie bei der 
Tratte. 2. Der Aſſignat und der Aſſignatar 
ſtehen in demſelben Rechtsverhältniß wie der Traſſat und 
Wechſelnehmer. Der Inhalt der Acceptation iſt derſelbe, 
es ſei der Acceptant ein Traſſat oder ein Aſſignat, der 
Inhalt beſtimmt ſich nach dem in der Urkunde enthaltenen 
Zahlungsauftrag. 3. Das Rechtsverhältniß des Aſſig— 
nanten zum Aſſignatar iſt gänzlich verſchie— 
den von dem Rechtsverhältniß des Traſſanten zum 
Wechſelnehmer. Zwar iſt möglicherweiſe und wirklich 
das unterliegende (Valuten-) Verhältniß derſelben mannig— 
faltigen Art, was bedeutend wird für die Abrechnung 
zwiſchen jenen beiden wie zwiſchen dieſen beiden Perſonen, 
wenn die Zahlung der Anweiſung und der Tratte erfolgt. 
Allein die Anweiſung begründet gar keine obligatio zwiſchen 
dem Aſſignanten und Aſſignatar, die Tratte begründet 
eine ſolche zwiſchen dem Traſſanten und Wechſelnehmer. 
Wenn nach dem unterliegenden Verhältniß zwiſchen dem 
Aſſignanten und Aſſignatar eine obligatio beſteht, und 
dies iſt der häufigſte nun zu beſprechende Fall, dann iſt 
der Aſſignatar ſtets Mandatar (Eincaſſirungsmandatar) 
und daher weſentlich verpflichtet, gleichviel ob er 
die Summe lediglich zum Vortheil des Aſſignanten erheben 
ſoll, um ſie dieſem darauf auszukehren, oder zu eigenem 
Vortheil, um fie zu behalten”. Der Wechſelnehmer dagegen 
ift Gläubiger, und zwar Gläubiger ohne alle 
Berpflidtung; was man feine Berpflichtungen nennt, 
ift Bedingung feines Rechtes. Das Wedfel- 
verſprechen tft ein Summenverfpreden ohne 
7) Das Weitere it oben $ 323 ausgeführt. 
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Gegenverfprehen. Es befteht fein Recht aus der 
Form der Anweifung, nur ein Recht aus dem der Anwei— 
fung unterliegenden (Valuta-⸗) Berhältniß ; dagegen befteht 
ein Recht des Wechfelnehmers aus dem MWechfel, für diejes 
Recht ift das unterliegende (Baluta-) Verhältniß gleich- 
gültig. Der Affignant als Mandant ift weſentlich' nur 
berechtigt, nicht verpflichtet; der Traffant ift nur verpflich- 
tet, nicht berechtigt. Hieraus folgt: die Verpflichtun— 
gen des Traffanten find nicht Berpflidtuns 
gen des Affignanten. Die Rechtsfäge des Wechſel— 
rechts können alfo für die Anweifung nur bedeutend wers 
den, um die Berpflidtungen des Aſſignatars 
genauer zu beftimmen, nicht um Rechte des Affignatars 
(gegen den Affignanten) herauszuſtellen. Dieſe Verpflich— 
tungen fallen aber mit den f. g. Verpflichtungen, d. h. 
den Bedingungen, welche der Wechfelnehmer zu erfüllen 
hat, nicht durchweg zufammen’; ihrer find, weil der Aſ— 
fignatar Mandatar, der Wechjelnehmer Gläubiger ift, 
theils mehr theil8 weniger. Bon den Rechtsfägen, welche 
das Verfahren des MWechjelnehmers beftimmen , leiden auf 
den Affignatar nur diejenigen Anwendung, welche die 
Auslegung des Zahlungsauftrages und das Suden der 
Zahlung betreffen, nicht aber diejenigen, welche (für den 
Tall des Ausbleibens der beauftragten Zahlung) den 
Proteft und die Protefterhebung betreffen, denn der Proteft 
wird nur für die Verpflichtung des Traffanten bedeutend. 
Es iſt aber in den das Suchen der Wechfelzahlung beftim- 
menden Rechtsſätzen die Verpflichtung des Mandatars 
nicht immer erjchöpft. 

8) Es ift rein zufällig, ob der Aifignatar eine ihm zu er- 
ſetzende Aufwendung gemadt hat. Vgl. oben $ 323 Note 10. 

9) Dies würde der Fall fein, wenn die unrichtige Meinung, 


504 Die Anweifung. 


8 332. 
Die Waarenanmeifung. 


Die kaufmännischen Anweifungen fiimmen, was bie 
Gültigkeit des Verſprechens betrifft, überein, wenn fie 
Geldanweiſungen find, und zwar in dem Sinn daf 
fie auf die Zahlung einer Geldfumme oder auf das 
Geben von Geld als einer Species lauten. Soweit 
find fie in den vorigen SS erörtert. Imfofern ſtimmt 
mit ihnen auch der kaufmänniſche VBerpflichtungsschein, wenn 
er jo lautet, überein. 

Sie find aber verfchieden beftimmt, wenn fie Waa— 
renanweifungen find, nemlich aufeine Species lau- 
ten (jedoch ift, wie bemerkt, Geld ausgenommen") oder 
auf Summen (Duantitäten) von andern vertretbaren 
Sachen oder von vertretbaren Werthpapieren, aljo auf 
Waarenſummen, Waarenquantitäten, lauten. Die 
von einem Kaufmann ausgeftellte Anweifung* ift nemlich 
befchränft bezeichnet; fie erftredt fich nicht auf eine Spe- 
cies, und die Verpflichtung zur Leitung darf nicht von 
einer Gegenleiftung abhängig gemacht fein. Für die auf 
einen Kaufmann ausgeftellte Anweiſung find dieſe Be— 
ſchränkungen nicht ausgefprochen’; fie darf mithin auf eine 
Species und auch auf eine Gegenleiftung lauten. Es 
daß der Wechſelnehmer Mandatar fei, richtig wäre, dann wären 
die DVerpflichtungen des Wechſelnehmers und des Aſſignatars 
diejelben. 

1) Art. 301. Der Ausdruf „Leiftungen von Geld“ betrifft 
Geld als Species und Geldfunmen. 

2) Bol. oben 8 325 Note 5. 

3) Art. 300. In dem Wort Zahlungdverfprehen darf feine 
Beſchränkung gefunden werden, weil e3 entjprechend dem worauf: 
gehenden Wort Erfüllung offenbar zu verjtehen ift als Erfüllungs: 
verſprechen. 


. — —ñ—û— 
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bat nichts Widerfprechendes, daß das von einem Affignaten 
als Wcceptanten dem Affignatar gegebene Berjprechen 
gültig oder ungültig ift, jenachdem der Acceptant ein Kauf: 
mann oder ein Nichtkaufmann ift. Wohl aber ift es ein 
Widerſpruch, daß die Verpflichtungsfähigkeit eines Kauf- 
manns eine verjchiedene ift, jenachden er als Acceptant 
einer Anweiſung oder als Ausfteller eines Verpflichtungs- 
ſcheines verfpricht, denn es kann für diefelbe feinen Unter: 
ſchied machen, daß das Berfprechen den Willen noch eines 
Andern, nemlich bei der Anweifung den des Aſſignanten, 
für fih hat. Der Widerfpruch wird gehoben, wenn durch 
Erweiterung oder Beichränfung des einen Theil der 
Rechtsſätze gleiche Rechtsfäge für die auf einen Kaufmann 
ausgeftellte und von ihm acceptirte Anweifung und für 
den von einem Kaufmann ausgeftellten Berpflichtungsfchein 
angenommen werden. Dieje Yortbildung des Rechts ift 
von der Rechtiprehung des ROHG zu erwarten, bie 
Auslegung Fann über den Wortlaut nicht hinaus. 


Sechſte Abtheilung. 
Die Delegation. 


$ 333. 
Begriff. 

Die Delegation‘. Dei der Delegation giebt Je— 
mand (Delegant) einem Andern (Delegat) den Auf- 
trag, einem Dritten oder deſſen Stellvertreter (Delega- 
tar) ein Berfprechen zu geben? Der Delegant beauf- 
tragt häufig den Delegatar, dieſes Verſprechen entgegen 


1) Botho von Salpius Novation und Delegation nad) römi: 
ihem Recht. Berlin 1864. — Codigo commereial Art. 884—893. 
2) Delegare, delegans, delegatus, is cui delegatus est. 
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zu nehmen, fo daß dann neben dem Mandat ut promit- 
teret auh ein Mandat ut stipularetur” vorliegt. Es 
ift der Delegation ein bejtehendes Schuldverhältnig nicht 
wefentlich und fie wird daher umrichtig als ein Verhält- 
niß bezeichnet, durch welches an die Stelle entweder eines 
alten Schuldners ein neuer Schuldner oder eines alten 
Släubigers ein neuer Gläubiger gefett wird; aber es ift 
der eine oder andere oder der doppelte all bei der De 
legation fehr gewöhnlich und, wo Feiner diefer drei Fälle 
vorliegt, da wendet die Delegation regelmäßig eine Vers 
pflichtung des Deleganten ab, indem vonvornherein der 
Delegat fich verpflichtet. in Hauptfall bei der Delegas 
tion ift alfo, daß der Delegant demjenigen, der fein Gläu- 
biger ift oder werden foll, ftatt feiner einen andern Schuld- 
ner fteltt‘. Es fommen nun bei der Delegation häufig 
folgende Berhältniffe vor: 1. Der Delegant ift Schuld» 
ner des Delegatars®. An die Stelle des alten Schuld- 
ners tritt ein neuer Schuldner. 2. Der Delegant ift 
Gläubiger des Delegaten‘. An die Stelle des alten 
Gläubigers tritt ein neuer Gläubiger. Ein nomen wird 
übertragen’. 3. Der Delegant ift Schuldner des Dele- 


3) L. 4. $ 19. D. de doli mali exc. (44.4). L. 10. 8 6. 
D. mandati (17. 1). 

4) Diefen Fall hat die L. 11. D. de. novationibus (46. 2) 
vor Augen, melde als Definition nit Stich hält. Delegare 
est vice sua alium reum dare creditori, vel cui jusserit. 

5) L. 11. pr. L. 13. D. de novationibus (46. 2). L. 33. 
$ 3. D. de donationibus (39. 5). 

6) L. 17. D. de novationibus (46. 2). L. 3. C. de nova- 
tionibus (8. 42). L. 2. C. de OÖ. et A. (4. 10). 

7) L. 2. C. de OÖ. et A. (4. 10). L. 11. C. de donatio- 
nibus (8. 54). L. 1. C. de novationibus (8. 42). 
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gatars und überdies Gläubiger des Delegaten‘, An bie 
Stelle des alten Schuldners tritt ein neuer Schuldner, 
und zugleich an die Stelle des alten Gläubigers ein neuer 
Gläubiger. Aber e8 kommt auch vor: 4. daß der Dele- 
gant nicht Schuldner des Delegatars ift, fondern 3. B. 
dem Delegatar eine Schenkung machen’, ihm eine Dos 
conftituiren””, ihm ein Darlehn geben" oder ihn als 
bloßes Werkzeug feiner Zwecke gebrauchen” will; fowie 
daß der Delegant nicht Gläubiger des Delegaten ift””, 
fondern 3. B. eine Schenkung erhalten‘, ein Darlehn 
erhalten ſollte*; ſowie endlich, daß der Delegant weder 
Schuldner des Delegatars noch Gläubiger des Delegaten 
it”, fondern 3. B. der Delegat dem Deleganten und 
diefer dem Delegatar ſchenken will”. 


8) L. 68. 81. D. de eviet. (21.2). L. 3. C. de novat. (8. 42). 

9) L.21. $1. L. 34. pr. D. de donationibus (39.5). L. 11. 
C. eod. (8. 54). 10) L. 36—38. D. de jure dotium (23. 3). 

11) L. 32. D. de R. C. (12. 1). 

12) L. 10. 8 6. D. mandati (17. 1). 3. 8. der Delegant 
will feinen Schuldner an einem bejtimmten Verfalltag recht ſicher 
verpflichtet haben, will Einreden eingehen, 3. B. in quantum fa- 
cere possum, will nicht durch Delicateffe an der Eincajjirung 
gehindert fein, 3. B. von dem Schenker. 

13) L. 13. D. de novationibus (46. 2). L.8. $ 4. 6.D. 
ad Set. Vellejanum (16. 1). 

14) L. 21. pr. L.33. 8 3.i.f. D. de donationibus (39. 5). 

15) L. 19. 8 3. D. de institoria actione (14. 3). 

16) So auch Mühlenbruch Ceſſion ed. 3. ©. 225 Note 
427, aber die bier citirten Stellen L. 33. D. de novationibus 
(46. 2), L. 5. C. eod. (8. 42) paffen nicht, weil in beiden der 
Delegant (ego, — Alexander) Schuldner des Delegatars ift. 

17) L. 2. $ 1. 2. D. de donationibus (39. 5). L. 33. 
8 3. D. eod. L. 41. pr. D. de re judicata (42. 1). Es wird 
in den beiden Ießteren Stellen auch das Wort delegare gebraudt. 


— 
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8 334. 
Die Rechtsverhältniſſe. 


Das ganze Rechtsverhältnig wird alfo begründet mes 
jentlich durch zwei, regelmäßig durch drei Verträge, aber 
wejentlich durch dreifachen Konfens‘. Die drei Verträge 
find: 1. ein Auftrag, zu verfprechen, zwifchen dem Dele- 
ganten und Delegaten; 2. ein Auftrag, fich verjprechen' 
zu laffen, zwifchen dem Deleganten und Delegatar; 3. das 
Berfprechen zwifchen dem Delegaten und Delegatar. Die 
beiden Mandate können ſchon nad) römischen Recht münd— 
ih wie ſchriftlich, ausdrüclich wie ftillfchweigend ertheilt 
und angenommen werden’; ebenfo Heutzutage da8 Ver— 
Iprechen. Es kann auch ein fehlender Conſens nachgeholt 
werden’. Die Delegation wird im römischen Recht als 
eine Novation bezeichnet, ift mithin eine Tilgung des frü- 
heren Berhältniffes, eine Zahlung‘, eine Beräußerung’. 
Sie novirt immer die Perfon, regelmäßig auch die Schuld”, 
aber diefe nicht immer’. Doch ift die Novation nicht 
Folge des bloßen Verhältniffes, fondern eines daffelbe be— 
gleitenden Novationswillens“. — Das römische Recht be— 
handelt als die eigentlich bedeutende Seite des ganzen 


1) L. 1. C. de novat. (8. 42). 2) L. 17. D. eod. (46. 2). 

3) L. 22. D. eod. 

4) L. 187. D. de V. S. (50.16. L. 4. 8 1. L. 5. L. 8 
$5. D. ad Sct. Vellej. (46.1). L.18. D. de fidejuss. (46.1). 

5) L. 15. D. de solutionibus (46. 3). 

6) Dies zeigt die regelmäßige Ausſchließung der Einreden 
aus den früheren Verhältniffen. 

7) L. ult. ©. de novationibus (8. 42)... . si quis... 
personam . . . mutaverit . . .. anteriora stare ... L. 75. 
8 6. D. de V. O. (45.1). L. 27. D. de novationibus (46. 2). 

8)L. 8.8 2. L.8. $5. L. 26. D. de novationibus 
(46. 2). L. 30. $ 1. 2. D. de pactis (2. 14). 
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Berhältniffes vorzugsweile die Stellung des Delegaten 
zum Delegatar, und jehr gelegentlich die untergeordnete 
Stellung des Deleganten zu diejen beiden Perſonen; es 
bat dabei meijtens den regelmäßigen, aber unmefentlichen, 
Fall vorhandener Schuldverhältniffe vor Augen, daher 
muß, was mit diefen zujfammenhängt, gehörig fubtrahirt 
werden, um die Beitimmungen zu erfennen, welche dem 
reinen Inſtitut angehören. 


8 335. 
Delegant und Delegat. 


1. Die Uebernahme des Mandats ift freiwillig, aud) 
wen der Delegant Gläubiger des Delegaten und über: 
dies Schuldner des Delegatars ift. 2. Der Delegant 
darf das Mandat nicht mehr widerrufen, jobald der De- 
legat dem Delegatar verjprochen hat, denn es ift dann 
ausgeführt und der Delegat jelbjtändig dem Delegatar 
verpflichtet; auch nicht indirect durch Geltendmachung feiner 
Forderung an den Delegaten, denn diefe Forderung ift 
erlojchen? oder ruhet”. Der Delegat hat die exceptio 
doli: es ift auf Schuld delegirt und du willft mir die 
Dedung, die mir Zahlung oder Sicherheit ift, nehmen. 
3. Die Einreden, welche, aus dem Intereffe des Dele— 
ganten hergenommen, der Delegat dem Delegatar entge- 


1) L. 6. C. de novationibus (8. 42). Nee creditoris cre- 
ditori quisquam invitus delegari potest. 

2) L. 3. C. de novationibus (8. 42). Si delegatio non 
est interposita debitoris tui, ac propterea actiones apud 
te remanserunt . ... 

3) Nämlih wenn der Delegat sub conditione dem Delegas 
tar verſprach, denn dann fteht die Forderung des Deleganten 
sub contraria conditione. L. 36. D. de R. C. (12.1). L. 80. 
L. 83. D. de jure dotium (23. 3). 
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genjegen darf, ift er vorzufchligen verpflichtet, wenn er in 
feinen Dedungsanfprud) nicht gejchmälert fein will‘. 
4. Der Delegant muß den Delegaten jchadlos Halten, 
deden. Die Dedung liegt meiftens in der Befreiung 
von der Schuld. Daher muß er, wenn er den Delega- 
ten irrig für feinen Schuldner hielt, ihm zahlen oder ihn 
von dem Berfprechen gegen den Delegatar befreien’, wo— 
gegen ihm der Delegat die widerrechtliche Bereicherung 
herausgeben muß‘. 


$ 336. 
Delegat und Delegatar. 


1. Das Berhältnig zwifchen dem Delegaten und 
Delegatar wird begründet durch das DVerfprechen und die 
Annahme defjelben. Die Erforderniffe diejes Vertrages 
find heutzutage verfchieden, je nachdem diefer Vertrag ein 
Summenverfpredhen oder ein Schuldverjprechen enthalten 
fol. Im römischen Recht kommt am meiften die Stipu= 
lation mit reinem Summenverfprechen vor"; und dies ift 
die Borausfegung, welche den meiften Nechtsfägen unter- 
liegt und fie erklärt. 2. Der Delegat ift dem Delegatar 


4) arg. L. 29. pr. $ 1. 2.3.4. 5. L. 48. pr. D. mand, 
(17. 1). 

5) L.9. $1. D.decond.e. d. e. n. s. (12.4). L.78. $5. 
D. de jure dot. (23. 3). L. 12. L. 13. D. de novat. (46. 2). 

6) L. 7. D. de cond. c.d. c. n. s. (12. 4). 

*) Unſer Trattenverkehr war bei den Römern der Delega— 
tionsverkehr. Dies ftellt fi ganz Ear heraus, wenn man in 
diefem $ 336 ftatt Delegant, Delegat, Delegatar lieft Trafs 
fant, Traffat, Trattennehmer; nur ijt freilid) der Tert vor Note 2 
und vor Note 5 nicht mitzulefen, da das Wechjelverfprechen einen 
fo modificirten Inhalt nicht Fennt. Vgl. mein Wedjelreht 5 193 
Note 2 und $ 196 Nr I. 
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lediglich aus diefem feinen Verſprechen verpflichtet, nicht 
aus feiner etwaigen Schuld an den Deleganten, nod) 
aus der etwaigen Schuld des letzeren an den Delegatar ; 
der Delegatar maht aus feinem Recht gegen feinen 
Schuldner feinen Anfpruch geltend: suum petit, suum 
negotium gerit, suo nomine agit, ereditor debitum 
persequitur. Daraus folgt: 3. Den Delegatar treffen 
ſolche Einreden, die aus feinem Verhältnig zum Delegaten 
hergenommen find’, namentlich, wenn diejer nicht fchlecht- 
weg verjprach jondern ein titulirtes Verſprechen gab, die 
welche aus dem Titel diefes Verfprechens folgen’. Nicht 
aber 4. Einreden aus dem Verhältniß, der Schuld, des 
Delegaten gegen den Deleganten. Denn der Anfprud) 
des Delegatars ift unabhängig von diefem, unmefentlichen, 
Berhältnig; der Delegatar kann e8 nicht leicht wifjen 
und, wenn er es weiß, fo darf und muß er e8 ignoriren 
als eine ihm fremde Angelegenheit. Alfo: das Dedungss 
verhältniß kümmert nicht, und foll nicht kümmern den 
Delegatar. Dem widerfpricht e8 nicht, daß den Delegatar 
Einreden aus dem Verhältniß des Delegaten zum Dele- 
ganten treffen, wenn und foweit er nicht als Delegatar 
fondern den Deleganten vertretend fordert‘, ſowie wenn 
der Delegat den Inhalt feines Berfprechens nad) Maaß— 


1) L. 19. D. de novat. (46.2). Diversum est bis zu den 
Worten rursum circumvenitur, 

2) L. 36. D. de jure dotium (23. 3). L. 7. pr. D. de 
eondictione e. d. c. n. s. (12. 4). 

3) Val. Note 3 am Schluß diefes $. 

4) Soweit paßt ja auch da3 suum negotium gerit u. f. w. 
nit. Daraus erflärt fih L. 9. $ 1. D. de cond. e.d.c.n.s, 
(12. 4).... Ned si, soluto matrimonio, maritus peteret, 
in eo dumtaxat exceptionem obstare debere, quod mulier re- 
ceptura esset, 


gabe feiner Schuld an den Deleganten beftimmt hat’. — 
Es folgt ferner daraus, daß auch die Pfandrechte, Bürg- 
Ihaften, Zinfen, welche das frühere Verhältniß mit ſich 
führt, wicht im Betracht Tommen‘. Es folgt weiter: 
5. Einreden aus dem Berhältniß, der Schuld, des Dele- 
ganten gegen den Delegatar, die alfo der Delegant gegen 
den Delegatar haben würde, Hat der Delegat gegen ihn 
nicht‘. Ebenfowenig kommen die früheren Pfandrechte® 
oder Berbürgungen? in Betracht. Alfo das Baluta- 
verhältnig kümmert den Delegaten nit. Doc, kann es 
durch Intervention des Deleganten zwifchen dem Delegaten 
und Delegatar zur Sprache kommen”, 
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5) L. 32. D. soluto matrimonio (24. 3)... dotis no- 
mine tanquam debitor mulieris dotem promiserit .. . 

6) L. 68. $ 1. D. de evict. (21. 2). L. 18. L. 27. D. 
de novat. (46. 2). 

7) Anwendungen. Schenkung. a. in solidum. L. 41. pr. 
D. de re judicata (42. 1). b. immodica. L. 21. $ 1. D. de 
donat. (39. 5)... meus debitor exceptione te agentem re- 
pellere non potest: quia perinde sum, quasi exactam a debi- 
tore meo summam tibi donaverim, et tu illam ei credideris. 

8) L. 30.D.denovat. (46.2). 9) L.4.C.defidej. (8.41). 

10) L. 21. $ 1. D. de donat. (39. 5) in den Worten: Sed 
ego bis condictionem. L.5. $ 3. 4. D. de donat. inter V. et 
U. (24. 1). L. 39. D. eod. 


Note 3. Die Cardinalftelle: L. 19. D. de novat. (46.2). 
Doli exceptio quae poterat deleganti opponi, cessat in per- 
sona creditoris cui quis delegatus est. Idemque est, et in 
caeteris similibus exceptionibus ..... Ideo autem dene- 
gantur exceptiones adversus secundum creditorem, quia in 
privatis eontractibus et pactionibus non facile seire petitor 
potest, quid inter eum, qui delegatus est, et debitorem 
actum est: aut etiam si sciat, dissimulare debet, ne curiosus 
videatur; et ideo merito denegandum est adversus eum ex- 
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ceptionem ex persona debitoris. Anwendungen diefer Regel: 
1. Schenfung. a. Quatenus facere potest. L. 41. pr. D, de 
re jud. (42. 1). L. 33. D. de novat. (46. 2). b. Supra le- 
gitimum modum. L. 5. $ 5. D. de doli mali exe. (44.4). — 
2. Dolus. a. Im Allgemeinen. L. 12. L. 19. D. de novat. 
(46. 2). L. 4. 8 20. D. doli mali exc. (44. 4). b. Bei dos. 
L. 4. $ 21. D. eod. Ueber den Grund ne indotata fiat: L. 5. 
85.D. eod.L. 9.8 1.D. decond. c.d.c. n. s. (12.4). L. 25. 
C. ad Sct. Vellej. (4. 29). Der L. 4. $ 21 cit. ſteht nicht 
entgegen die L. 4. $ 22. eod., denn hier it nicht die Ehefrau 
Delegantin, fondern der socer hat beiden Ehegatten die dos con: 
jtituirt. Mühlenbruch Geffion ©. 125 Note 253. — 3. Inde- 
bitum. ‘a. Im Allgemeinen. L. 13. D. de novat. (46. 2). 
b. Bei dos. L. 9. $ 1. D. de cond. e. d.c. n. s. (12. 4). 
L. 78. 8 5. D. de jure dotium (23. 3). — 4. Set. Macedo- 
nianum. L. 19. D. de novat. (46. 2). L. 7. 8 6. 7. D. de 
Scto. Maced. (14. 6). — 5. Non adimpletus contraetus, näm: 
lich nicht beſchaffte Dedung. L. 5. C. de novat. (8. 42). — 
6. Sct. Vellejanum. Es find mit einander zu vergleihen L. 8. 
8 2.3.4.5. 6. L. 17. pr. L. 19. $ 5. L. 22. L. 24. pr. 
81. L. 32. 81. 2.3. D. ad Set. Vellej. (16. 1). L. 19. 
D. de novat. (46. 2). L. 2. L. 4. L. 9. C. ad Set. Vellej. 
(4. 29). Die im römiſchen Recht aufgeftelte und, mie gezeigt, 
in mannichfaltigen Anwendungen wiederkehrende Regel erleidet aller: 
dings Modificationen, wie jih namentlih aus L. 7. pr. $1. 
L. 4. $ 19. L. 16. D. de doli mali exc. (44. 4) ergiebt, 
doch möchten diefe auf allgemeinere Grundſätze zurüdftommen, als 
wie fie bei Müblenbrud Pandekten Th. 2. 8 494 Tert zu Note 
7 und 8 aufgejtellt find. 


8 337. 

Delegant und Delegatar. 
1. Die Uebernahme des Mandats ift freiwilig. 
2. Zuweilen iſt nicht im Intereſſe des Delegatars ſondern 
des Deleganten der Delegatar Mandatar und die obli- 
gatio begründet. Dann ift der Anſpruch gegen den De- 


Thol'é Handelörcht. 5te Aufl. Bd 1. Abth. 2. 33 
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legaten, obgleich der Form nach dem Delegatar zujtehend, 
doc) nach der Stellung des letztern zum Deleganten ein 
Anfprucd des Deleganten. Der Delegatar hat daher der 
Drdre des Deleganten nachzukommen und muß aljo, wenn 
diefer e8 verlangt, den Delegaten befreien oder feinen An- 
ſpruch dem Deleganten delegiren' (wozu freilich Zuftim- 
mung des Delegaten gehört) oder cediren‘. 3. Der 
Delegant Tann die Zahlung des Delegaten foweit gegen 
den Delegatar anfechten, als er eine eigene Baarzahlung 
hätte anfechten können’. 4. Der Delegant muß die De- 
legation bejchaffen. In der VBorausfegung, daß dies 
gefchehe, wird er als Schuldner zuweilen im Voraus 
befreiet‘. 5. Wer trägt die Gefahr des Credits des De- 
fegaten? Der Delegant, regelmäßig Schuldner des Dele- 
gatars, Tann die Gefahr tragen entweder in der Form, 
daß er, bevor der Delegat gezahlt hat, von feiner Schuld 
nicht befreiet ift, oder daß er, befreiet allerdings, aus ber 
bejonders übernommenen Garantie haftet. Die erftere 
Form ift die regelmäßige; wenn fie ausgefchloffen ift, fo 
tritt die zweite nur durch befondere Vereinbarung ein‘. 
In diefer Vereinbarung ift das Mandat zu ftipuliren ent 
halten, daher der Indemnifationsanfpruch mit der Manz 
datsflage verfolgt wird‘. Ob nun der Delegant, wenn 
er Schulduer des Delegatars ift, ſchon durch die bloße 


4) L. 10.8 6. D. mand. (17.1). 2) L. 59. pr. D. eod. 

3) 3. B. L. 8. $ 3. D. ad Set. Vellejanum (16. 1). 

4) L.9. D. de praeser. verbis (19. 5). L. 4. D. de cond. 
e.d.e ns (12. 4) 

5) Daher nehmen die Quellen, und mit Recht, die Novation 
glei mit Gefahr des Delegatard. 3. B. L. 35. D. de jure 
dotium (23. 3). L. 3. C. de novat. (8. 42). 

6) L. 45. 8 7. 8. L. 22. $ 2. D. mandati (17. 1). 
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Delegation befreiet wird, ift zunächſt aus dem Willen der 
Intereffenten zu entnehmen. Er wird befreiet, wenn der 
Delegatar mit dem Novationswillen den Delegaten zum 
Schuldner, aljo den Credit ftatt Zahlung nimmt, und 
nicht befreiet, wenn der Delegatar den Delegaten zum 
zweiten Schuldner neben dem Deleganten haben wollte’. 
Iſt irgend ein Zweifel, fo ift die Befreiung, da fie eine 
Novation ift, nicht anzunehmen, alſo die promissio des 
Delegaten nicht als expromissio fondern als adpromis- 
sio anzujehen, weil das Noviren der ausdrüdlichen Er- 
Härung, daß es gewollt fei, bedarf, wenn e8 nicht unab- 
weislich in dem Verhältniß felbjt Liegt‘. Ein ſolches 
Berhältniß ift aber die Delegation nicht”. Der Zweifel 


7) L. 2.L. 8.8 2. 5. D. de novat. (46. 2). L. 35. D. 
de jure dotium (23. 3). L. 3. C. de novat. (8. 42). 

8) L. ult. C. de noyat. (8. 42). 

9) So hat denn aud) die L. ult. C. de novationibus (8. 42) 
unter den Fällen, in welden nit das Verhältniß ſelbſt die 
Novation mit fi bringt, fondern e3 eben der ausdrüdlichen 
auf die Novation gerichteten Worte bedarf, den Fall: Si quis 
aliam personam adhibuerit. Noch klarer jpriht der Titel der 
I. quibus modis obligatio tollitur (3. 29). Nachdem dort ges 
jagt it: jede obligatio erliſcht durch Zahlung oder ein Surrogat 
derfelben, 3. B. Acceptilation, heißt e8 in $ 3: Praeterea no- 
vatione tollitur obligatio: veluti si id, quod tu Sejo de- 
beas, a Titio dari stipulatus sit, und nachdem hierauf diefes 
Verhältniß noch genauer entmwidelt und fodann der Fall einer 
bloßen Novation der Obligation ohne Aenderung der Perſonen 
bingeftellt ift, fährt der $ dahin fort: es fei zwar das im ältes 
ren Recht feſtſtehend geweſen, daß eine novatio ftattfinde, wenn 
novandi animo in secundam obligationem itum fuerat, aber 
wann die novandi animo gejchehe, über dieje Frage feien die 
widerftreitendften Präfumtionen aufgeftellt worden, bis die Conſti— 
tution die ausdrüdliche Erflärung, dag man noviren wolle, vers 

33° 
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ift dadurch nicht ausgefchloffen, daß der Delegat bereits 
zur Zeit der Delegation infolvent ift und der Delegatar 
dies weiß”. Der an fi zuftändige Regreß fällt hin— 
terher weg, wenn der Delegatar anı Berfalltag nicht ein- 
caffirt und dies an ihm Liegt, er in Mora iſt“; denn 
er folgt num dem Credit des Delegaten”, es gilt als 
habe er erhalten und dem Delegaten wieder geliehen ". 
Dahingegen präjudicirt die vor Verfall, 3. B. vor einge- 
tretener Bedingung, unterlafjene Eincaffirung dem Res 
greßanſpruch des Delegatars nicht ". 


Siebente Abtheilung. 
Weitere Begebung. 


8 338. 
Weitere Ceffion, Ajfignation, Delegation. 


Weitere Ceffion, Affignation, Delegation‘. IL Suc 
ceffive Ceſſion, es Liege ihr Verkauf oder der Zweck 
zu zahlen unter. 1. Regreß des legten Ceſſionars, fprin- 
gender Negreß oder Reihenregreß. Man kann meinen: 


langt habe. So wird alfo die allgemeine Negel über die Unter: 
legung des animus novandi fpeciell auf die Delegation angewandt. 

10) Die L. 41. $ 3. D. de jure dotium (23. 3) Quod 
si jam tune ... . darf nicht fo abfolut, wie die Worte Tauten, 
verftanden werden. 

11) L. 56. pr. D. de jure dotium (23. 3). L. 6. D. de 
doli mali exc. (44. 4). L. 49. pr. D. soluto matrimonio (24. 
3). Ob es an ihm Tag, dafür find zuweilen Nüdfichten der De: 
Ticateffe zu beachten. L. 33. D. de jure dotium (23. 3). 

12) L. 41. $ 3. D. de jure dotium (23. 3). 

13) L. 49. D. eod. 14) L. 41. $ 3. D. eod. 

1) Vaol. auch Goldfhmidt der Lucca = Piftoja » Actien : Streit 
(1859) ©. 96—105. 
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a. Der legte Ceſſionar darf gegen einen beliebigen mittel- 
baren Bormann Elagbar werden. Denn der erfte Eej- 
ftonar überträgt durch die Ceffion des Rechts gegen den 
debitor cessus auch das Regreßrecht, welches er gegen 
feinen Cedenten hat, auf feinen Ceffionar, und diefer 
cedirt wieder dieje beiden Nechte weiter und ijt als Ce— 
dent ebenfalls verhaftet, jo daß fich in der Perfon des 
legten Geffionars die ſämmtlichen Rechte vereinigen, die 
jeder feiner VBormänner als Nachmann gegen feinen Vor— 
mann und feine VBormänner gehabt hat’. Die richtigere 
Meinung ift aber: b. Der Eeffionar kann nur gegen 
feinen unmittelbaren Cedenten den Regreß nehmen, went 
ihm nicht diefer fein Recht gegen feinen Cedenten cedirt. 
Iſt dies der Fall, fo kann dann freilich jener Ceſſionar 
E gegen feinen nächjtmittelbaren Cedenten E Hagen, nicht 
aber gegen den entfernteren B, weil gegen dieſen nicht 
D fondern nur E ein Regreßrecht Hat. E müßte aljo 
diefes fein Recht dem E oder deſſen Cedenten D und 
diefer c8 dann wieder dem E cedirt haben. Das nad) 
der erften Meinung dem letzten Ceſſionar von ſelbſt zus 
jtehende Wahlrecht kommt ihm alfo richtiger nur dann zu, 
wenn jeder Vormann das ihm urfprünglich zuftehende 
und das ihm cedirte Regreßrecht weiter cedirt hat. 
2. Kann der Cedent, welcher den Schuldfchein einlöfte, 
gegen feine Vormänner wieder Regreß nehmen? Das 
Regreßrecht, welches er gar nicht cedirt hat, Fann er ohne 
Weiteres verfolgen. Hat er feine Rechte gegen feinen 


2) Diefes Raifonnement läßt fih nur durd den Satz recht— 
fertigen, daß mit einem Recht auch die Acceſſionen deffelben über: 
gehen; allein gegen die Anwendung diefes Gates find allgemeine 
Grundfäge und fpeciell die L. 59. D. de eviet. (21. 2), nad 
welcher die im Text folgende Meinung die richtige iſt. 
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Vormann oder die durch Ceſſion erhaltenen Rechte gegen 
feine Vormänner feinem Nachmann cedirt, fo ift e8 ebenfo, 
wenn der Vormann, den er belangen will, die gejchehene 
Ceſſion des gegen ihn ftatthabenden Regreßrechtes ignori- 
ren” darf; wenn nicht, jo bedarf e8 einer Nüdceffion 
diefes Rechtes an den Gedenten von Geiten des ihn 
belangenden Nachmannes, da diefes Recht nicht ſchlecht— 
weg in Folge der bloßen Einlöfung des Schuldfcheines 
auf ihn übergeht. 3. Kann der Eedent, welcher den 
Schuldfchein eimlöfte, den debitor cessus in Anfprud 
nehmen? Er kann dies ohne Weiteres, wenn der leßtere 
die gejchehene Ceſſion ignoriren darf‘; wenn nicht, fo 
bedarf es einer Nüdceffion der Forderung, wie man wohl 
jagt des Schuldfcheines, denn dadurch, daß der Ceſſionar 
dem debitor cessus gegenüber getreten ift, ift die For- 
derung die feinige geworden, der Gedent erwirbt aber 
die dem Ceſſionar zuftehenden Rechte nicht durch die bloße 
Einlöfung des Schuldjcheines, weil er damit nur feiner 
eigenen Verpflihtung nachfonmt®, er möchte denn’ ala 
eigentlicher Bürge des debitor cessus zahlen‘. I. Wei- 
tere Affignation. Der Affignatar kann mit Beibe— 
haltung defjelben Affignaten weiter affigniren und dieſer 


3) L. 3. C. de novat. (8. 42): antequam lis contestetur, 
vel aliquid ex debito accipiat, vel debitori tuo denuntiaverit. 
L. 3. C. mand. (4. 35). L. 4. C. quae res pign. (8. 17). 
Bol. Mühlenbrudy Geffton 3. Aufl. S. 491—495. 501. 502. 

4) Bol. oben Note 3. 

5) Bol. L. 28. D. mand. (17. 1). L. 31. pr. D. de H.P. 
(5. 3). L. 20. 8 1. D. de tut. act. (27. 3). L. 95. 8 10. D. 
de solut. (46. 3). Heife und Cropp Abhandl. Bd 2. ©. 7. 8. 

6) Wie der verfaufende Gedent, welcher de bonitate nomi- 
nis (locupletem esse debitorem) gutjagte. 

7) L.36. D. de fidejuss. (46. 1). L. 76. D. de solut. (46. 5). 
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neue Affignatar wieder weiter und fo fort. Bon ben 
mehreren Affignataren kann jeder nur an feinen Affig- 
nanten, alfo der Nahmann nur an feinen unmittelbaren 
Bormann Regreß nehmen, denn nur mit diefem hat er 
contrahirt, und der Bormann, welcher die Anweifung 
einlöfte, Hat ohne Weiteres feinen Regreß wieder gegen 
feinen Bormann. ine neben der Anmweifung gejchehene 
Ceſſion des Regreßrechtes, welches der Affignant gegen 
feinen Affignanten hat, an feinen Affignatar, modificirt 
die obigen Sätze. Der einlöjende Affignant hat gegen 
den Aſſignaten alle ihm urfprünglich gegen diefen zuftän- 
digen Rechte. III. Weitere Delegation. Der De 
legatar kann mit Beibehaltung defjelben Delegaten weiter 
delegiren und diefer neue Delegatar wieder weiter und 
jo fort. Wenn wegen fehlender Novation oder übernom- 
mener Garantie der Negreß ftatthaft ift, fo geht er ebenfo 
wie bei der weiteren Ajfignation, wenn nicht eine neben- 
laufende Ceſſion eine Modification bewirkt, nur an den 
unmittelbaren Vormann, dem fodann fein Bormann ohne 
Weiteres haftet. Der Delegant, welcher, in Regreß genoms 
men, zahlte, hat gegen den Delegaten, wenn diefer ihm 
gegenüber durch Novation befreiet ift, nicht aus eigenem 
Recht fondern nur aus dem Recht des Delegatars einen 
Anſpruch, fonft aber ohne Weiteres den eigenen Anſpruch', 
IV. Bon den vorhin erwähnten Fällen, wo die Berfon 


8) Ob und mieweit der Geber eine? Anhaberpapieres 
feinem Nehmer oder einem fpätern Nehmer defjelben bafte, auf 
diefe Frage läßt fich ebenfowenig eine allgemeine Antwort geben, 
wie auf die Frage, ob und welches Nechtöverhättnig zwiſchen dem 
frübern Inhaber einer Suche und dem ihm unmittelbar oder mit» 
telbar folgenden beſtehe; die Antwort läßt fih nur aus ander: 
mweitigen Umftänden entnehmen. Vgl. auch Goldſchmidt a. a. O. 
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des Ceſſionars, Affiguatars, Delegatars geändert wird, 
ift der Fall zu unterjcheiden, daß der debitor cessus, 
Aſſignat, Delegat durch ein weiteres Rechtsgeſchäft, bei 
welchen: er als Cedent, Aſſignant, Delegant auftritt, die 
Zahlung einleitet oder bewerfftelligt?. 


Achte Abtheilung. 
Die Scontration. 


$ 339. 
Character, 


Die Scontration‘. Quellen'. Literatur”, — 
Das Characteriftifche des Scontrirens, einer eigenthüm— 


9) Hieher gehört der Fall, den Malß ſchildert in Goldſchmidt 
Zeitihrift Bd 4. S. 1—12: Ueber Eompenfationscourfe. 

1) Zahlung mit gefchloffenem Beutel. — Scontriren, Scons 

tro (Teipziger, augsburger); incontriren (braunfchweiger, botzener); 
riscontriren, die Riscontri (franffurter); giriren, der Giro für das 
Scontriren und den Scontroplaß (bogener); in die Partita ge: 
ben (augsburger); der Poften, welcher fcontrirt wird, beit auch 
die Partita (augsburger), die Parthei (Teipziger Wechfelordnung). 
— Im Franzöſiſchen virement oder riscontre. — 
2) Befanzoner WO von 1622 Art. 4. 13. — Bobener 
Markt: (und Wechſel-) Ordnung von 1635 Art. 10.11.16; von 
1718 Cap. 37—42; von 1742 Cap. 42—45; von 1787 Cap. 
5. 8 81-83; von 1792 Cap. 4. $ 73—76. — Pyoner WO 
von 1667 Art. 4. 5. 7. 8. — Leipziger WO von 1682 $ 10, 
24. 25. Grllärung der Ieipziger Handels- und Wechfelordnung 
vom 23. Dec. 1699 (aud) datirt 2. Januar 1700). — Braun: 
ſchweiger WO von 1715 Art. 49. — Frankfurter WO von 
1739 Art. 34. 42. 43. — Breslauer WO von 1742 839. — 
Augsburger WO von 1778 Cap. 4. 8 2. Cap. 9.8.1.2. — 
Preußiſches Landrecht $ 1262—1264. — Weimarſche WO von 
1819 $ 89. | 

3) Vor Allem: 1. Der vorfidtige Banquier (frank: 
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lichen Zahlungsart, Tann nicht darin gefunden werden, 
daß der Zahlung das Ab» und Zufchreiben in den Hans 
delsbüchern folgt oder fie begleitet, denn dies kommt als 
Folge der überall üblichen Buchhaltung bei jeder Berhands 
lung, welde das Eredit und Debet ändert, vor’; auch 
nicht bei der Wendung, daß die Zahlung durch bloßes 
Ab⸗ und Zufchreiben in den Büchern bewerkftelligt wird‘, 
denn damit ift immer nur die Beurkundung des Zahlungs- 
geichäftes, nicht der innere juriſtiſche Gehalt defjelben 
bezeichnet. Was diefen anlangt, fo ift e8 zu eng, ohne 
weitere Berftändigung die Scontration 1. für eine Com— 
penfation® oder 2. für eine Delegation’ oder 3. für eine 
Delegation mit drei Schuldverhältniffen, aljo mit Com— 
penfation’, ober 4. für eine Aflignation” zu erklären, 


furt und Leipzig 1733) Bd 1. $ 86—90 ©. 109—112. — 
2. Riceius exereitationes in jus cambiale, exc. 8. (Gott. 1781) 
sect. I. de scontratione mercatorum. — 3. Marperger neu 
eröffnetes Handelsgeriht S. 433—444. — 4. Ludovici (ed. 
Scedel) Akademie der Kaufleute oder enchelopädifches Kaufmanns 
Iericon Bd 6. (Leipzig 1801) S. I—13. — Außerdem vgl. 
Treitſchke Enchclopädie der Wechſelrechte Bd 2. ©. 447— 
452. Pöhls HR 8 127 ©. 29. Bender WR Bd 1. 
8 346 ©. 466. 467 und die Note * auf ©. 467—469. 
Rau Volkswirthſchaftslehre $ 292. Pardessus cours Bd 2, 
©. 152. 160. 171. 172. 

4) Dadurdy erledigt fich theilweiſe die Definition bei Bender 
engeres HR $ 153 ©. 351. 352 und bei Mittermaier ed. 5. 
$ 567. Ä 

5) Dies fcheint die Meinung des preuß. Lor. $ 1264 zu fein. 

6) Zipffel tractatus von Wechſelbriefen (Frankfurt und Leip: 
zig 1701) ©. 252 i. f. 253. Bender a. a. O. 

7) Mittermaier a. a. ©. 

8) Es wird nämlid verlangt, nicht nur, daß der Delegat 
Schuldner und der Delegatar Gläubiger des Delegauten, fondern 


— 
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und ohne Grund, 5. die Scontration als Delegation von 
der Incontration als Compenſation zu unterſcheiden ". 
Es iſt vielmehr Scontration ein allgemeiner kaufmän— 
niſcher und auch von der Geſetzgebung gebrauchter Ausdruck 
für die auf allſeitiger Einwilligung beruhende Ausgleichung 
gegenſeitiger Schulden unter mehr" denn zwei Perſonen“, 
welche perfönlich oder durch Bevollmächtigte vertreten beis 
fammen find”, um ohne alle oder mit geringer anders 


daß auch der Delegat Gläubiger des Delegatarz ſei. Go der vorfich- 
tige Banguier ©. 109 und Treitichfe a. a. DO. ©. 447 und Par- 
dessus a. a. O. S. 172. Bl. unten Note 12. Es iſt diefer legte 
Umftand freilich ſehr willlommen und gefucht, aber nicht weſentlich. 

9) So Marperger Handelsgeriht S. 434, ausdrüdlich mit 
Anwendung des Sabes: Anmweifung ift feine Zahlung. 

10) Sp Mittermaier a. a. D. Tür diefe Unterſcheidung fehlt 
aller Grund, da der Sprachgebrauch de3 Faufmännijchen Verkehrs 
fie fo wenig kennt wie der gefeßliche, und überdies die italienifchen 
Mörter scontrare, incontrare, riscontrare gleichbedeutend find. 

11) Denn die Compenfation unter zwei Perfonen, an und für 
fi betrachtet, wird nie Scontration genannt. 

12) So allgemein ftellt e3 auch Pöhls Handelsrecht S. 296, 
zerjtört aber das Eigenthümliche des Anftitut2 durch die Bemer: 
fung, daß die Scontration aud ohne Vertrag, als negotiorum 
gestio, erfcheinen könne; jo allgemein ftellt es aud Daniels Wech⸗ 
felreht $ 64. 65. S. 268. 269, aber nad der Bemerkung, 
daß die Zahlung „ohne baares Geld“, alfo ohne alles baare Geld 
bewirkt werde, und nad dem Beifpiel auf der S. 269 fällt die 
Meinung mit der vorhin Note 8 aufgeführten zufammen. 

13) Dem Wort Scontration an fi ift es nicht widerſpre— 
hend, es aud dann zu brauchen, wenn die Verhandlung unter 
Abweſenden durch Eorreipondenz gepflogen wird; — dieſe ſchwer—⸗ 
fällige Art der Beſprechung und die dann meiſtens nur zufällige 
Bekanntſchaft mit den Contocorrentverhältniſſen Anderer ergiebt 
von ſelbſt, daß die Verhandlung dann nicht umfangreich ſein 
kann, d. h. auf eine vergleichsweiſe geringe Anzahl von Gläubi— 
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weitiger Zahlung die fämmtlihen Schulden zu tilgen. 
Die Verhandlung zu diefem Zweck wird, weil unter Ge— 
genwärtigen, zuvörderft mündlich gepflogen; dem wider— 
ſpricht es nicht, daß die einzelnen Acte, aus welchen fie 
befteht, Schriftlich beurfundet werden: durch Quitungen, 
Eintragung in die befonderen Scontrobücher oder über: 
haupt in die Handelsbücher. Diefe ganze Verhandlung 
ift die Scontration; aber auch die einzelnen Acte, durd) 
welche die Ausgleichung realifirt wird, nennt man als 
foldhe das Scontriren. Dieſe einzelnen Acte find Come 
penfation, Delegation und anderes Mandat. Sämmtliche 
PVerfonen wollen und bereden, daß von den vorhandenen 
Schuldner und Gläubigerverhältniffen möglichjt viele ge- 
tilgt werden; zu diefem Zweck müſſen aber erft durch 
Delegationen neue Gläubiger: und Schuldverhältniffe con— 
ftituirt werden. 
8 340. 
Geſchäftsgang. 

Die Scontration geſchieht meiſtens auf Meſſen und 
Märkten, aber auch fonft, und entweder an der Börfe 
oder an einem eigenen Scontroplag', umd zu feſt be- 


gern und Schuldnern und mithin aud auf geringe Summen be: 
ſchränkt if. Der Ausdrud ift aber in diefer Bedeutung unge: 
wöhnlih, und die Gejege denken unter Scontriven immer eine 
Verhandlung an einem Scontroplab. 

14) Der Vorſichtige Banquier ©. 109 jagt: In der That 
ift per rescontro bezahlen ebenfoviel, als eine Schuld per com- 
pensationem vergnügen, nur daß ich das debitum erjt durch die 
3. 4. oder 5. Hand umd zwar per delegationem in meines Ere: 
ditor8 Hände tranzferiren und mid) dadurd, mit ihm zu com: 
penfiren, in den Stand ſetzen muß. 

1) „Am Perla”, augsburger WO von 1707 Art. 14; 
„das deutfhe Haus” im Venedig (Riccius ©. 5); der Römer: 


» — 
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ftimmten Zeiten, Es treten an dem bald mehr bald 
weniger befuchten Scontroplage eine Mehrzahl von Per- 
fonen zufammen, Schuldner und Gläubiger; fomweit zwei 
Perfonen gegenfeitig Schuldner und Gläubiger find, com— 
penfiren fie mit einander, ſoweit dies nicht der Yall ift, 
werden Andere herbeigezogen, jeder Schuldner fucht ſich 
einen andern Schuldner, jeder Gläubiger ſich einen andern 
Gläubiger zu fubftituwiren. Der willtommenfte und immer 
erftrebte Fall, ift dabet der, daß als Schuldner und Gläu- 
biger zwei Perfonen einander gegenüber fommen, die in 
der umgekehrten Eigenschaft den Scontropla betreten 
haben und alfo nun compenfiren können. So tilgt die 
bloße Ausgleihung eine Menge von Schulden. Soweit 
dies nicht gefchehen ift, treten diefelben Perfonen mit den 
Reſten ihrer Forderungen und Schulden mit den Uebrigen 


berg in Frankfurt (Ludoviei S. 46); das clearing house in 
London und anderwärts. Ueber das Verfahren im clearing house 
und Verwandtes ift nunmehr befonder3 zu vgl. Cheques und Elea= 
ringhäufer in England und in den Vereinigten Staaten. In der 
Deutſchen Vierteljahrsſchrift 1864. Heft 3. S. 138—151. — 
Franz Mittermaier die Banf-Anmweifung (Chek) und das franzö- 
fiihe Gefeß vom 14. Juni 1865 über diefelbe. In Goldſchmidt 
Zeitihrift Bd 10. (1866) S. 1—39. — NR. Hildebrand das 
Chequefhitem und daß Clearinghouse in London. In Bruno 
Hildebrand Jahrbüchern für Nationalöfonomie und Statiſtik 
Bd 8. (1867) ©. 127—162. — Am clearing house in London 
werden nah Rau Vwlehre 8 292 an gemwöhnlihen Tagen etwa 
4 bi3 5 Millionen Pf. St., an folhen Tagen, wo die Geſchäfte 
in Staat3papieren vollzogen werden, oft 20 bis 30 Millionen 
Pf. St. bezahlt, und felten find mehr al3 200,000 Bf. St. 
zur baaren Ausgleihung nöthig. Nach S. 138 der erftgenannten 
Abhandlung find im Newyorker clearing house im Jahr 1863 
faft 17 Milliarden Dollar durch Austaufh von cheques umge: 
jegt, in einer Woche des December fat 414 Millionen Dollars, 
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zuſammmen und ſo tilgt ſich wieder ein Complexus von 
Forderungen und Schulden. So wird dann unter allen 
Anweſenden fortgefahren. Es bilden ſich ſo zu ſagen ein— 
zelne Tilgungsgebiete, Sectionen, Giri, aus bald mehr 
bald weniger Perſonen beſtehend. Der Giro ſteigt vom 
einfachſten zum verwickelteren: 1. Der Schuldner läßt 
durch feinen Schuldner feinem Gläubiger verſprechen“ — 
eine Zahlung wird gefpart. 2. Der Schuldner läßt durch 
feinen Schuldner dem Gläubiger feines Gläubigers vers 
ſprechen'; — zwei Zahlungen werden geſpart. Kommt 


2) Diefen Fall hat das auf den erjten Anblick veriwidelt er: 
fheinende Beifpiel bei Marperger a. a. DO. ©. 435. Titius (A) 
bat zu fordern 1000 von Claudius (B), 800 von Gregor (E), 
700 von Sulpicius (D); fchuldet 500 an Mevius (E), 1000 
an Cajus (F), 600 an Sempronius (6), 780 an Petrus (H). 
Er bezahlt 2500 durch ſechs Delegationen; bei jeder derjelben 
it er, der A, Delegant; id ftelle die Perſonen in diefer Folge: 
Delegant, Delegat, Delegatar. 1. A. B. E. 500. 2. A. B. 
F. 500. 3. A. €. F. 500. 4. A. € G. 300. 5. A. D. ©. 
300. 6. A. D. H. 400. Den ungetilgten Saldo des H von 
380 muß A auf anderweitige Art zahlen. Jeder Gläubiger hat 
einen andern Schuldner, jeder Schuldner einen andern Gläubiger 
freiwillig angenommen, augenfällig im höchſten Interefje des A, 
welcher dem Baarempfang und der Baarzahlung entgeht; das eis 
gene Intereffe beruft, wenn nidt auf reiner Oefälligfeit gegen 
A, auf der Berechnung, mit dem neuen Gegner direct compenfi- 
ren oder mit ihm in einen andern Giro treten und in diefem oder 
in Folge von diefem in einem weitern Giro compenfiren zu können. 

3) Vgl. z. B. L. 18. $ 1. D. de m. c. donationibus 
(39. 6); ftatt donaturus denfe debitor soluturus. Diejen Fall 
der Scontration unter vier Perfonen hat das Beijpiel bei Kö— 
nigfen der Stadt Leipzig Wechjelordnung (Leipzig 1717) ©. 66. 
675 es ift auch abgedrudt im Borfichtigen Banyuier ©. 110 bei 
Siegel corp. jur. camb. Bd 1. ©. 39. 40 und bei Riccius a. 
a. O. ©, 16. 17. Die Scontrirenden find jo zu ftellen, wobei 


Tr 
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hinzu, daß der verfprechende Schuldner Gläubiger feines 
neuen Gläubigers ift, fo werden dort drei, hier vier Zah— 
lungen gefpart. 3. Es muß eine größere Anzahl zufans 
menwirfen, damit ohne Baarfonds getilgt werde. Es 
wird eine Reihe gefucht, in welcher des Einen Schuldner 
wieder Gläubiger eines Dritten, diefer eines Vierten, 
diefer eines Yünften, und fo ferner fort, ift‘. Denkt man 
Baarzahlung, fo würde das baare Geld von dem letzten 
Schuldner an den erften Gläubiger gelangen und, wenn 
diefer Schuldner von jenem ift, an jenen zurüd; es hätte 
einen Kreislauf gemacht. Durch die Vereinbarung wird 
unn aber die Baarzahlung ausgefchloffen und die Schulden 
werden bis auf die concurrente Summe geftrichen. 


S 341. 
Juriſtiſche Auffaffung. 

Die Reihenfolge, wenn mehr als drei Perfonen fcons 
triren, Tann jo gedacht werden, daß immer der Neben- 
mann links Schuldner feines Nebenmannes redhts ilt. 
Man denke in diefer Weife AU, B, C, D, E, F. Wenn 
in diefem Fall auch der F Schuldner des A, aljo der 
Kreis gefchloffen ift, jo kann der wirkliche Kreislauf des 
Geldes unterbleiben, weil er nutlos ift. Aber eben Hier- 
aus ergiebt fich, daß die bloße Vereinbarung der Tilgung 


der links Stehende als Gläubiger des rechts Stehenden zu denken 
if. Sempronius (A), Mävius (B), Cajus (EC), Titius (D), 
Sempronius (A). Denfelben Fall hat das Beifpiel bei Ludovici 
a. a. O. ©. 12 — 14. Die Scontrirenden find fo zu ftellen: 
Ditel (A), Eberhard (B), Anton (E), Philipp (D), Ditel (A). 

4) Man muß, fagt der Vorfichtige Banquier ©. 110, um 
zum Greditor den Debitor zu finden, oft ſechs, fieben und mehr 
Perjonen berbeibringen, welche fih dann in der Ordnung, wie 
einer den andern bezahlt, in einen Kreis rangiren. 
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der wirklihen Zahlung gänzlich gleichſteht. Wenn nicht 
auch der F Schuldner des A ift, fo ift e8 ebenfo, wenn 
auf Grund einer wirklichen Zahlung des A an F die 
Tilgung fänmtliher Schulden gewollt wird; es ift dann 
ebenjo gut, als ob A an B Ban C, Can D, Dan 
E, E an F wirklich gezahlt hätte. Es iſt aber auch 
ebenſo, wenn ſie gewollt wird auf Grund eines Verſpre— 
chens des A an F, durch welches F ſich für befriedigt 
wegen ſeiner Forderung an E erklärt. Eine ſolche Er— 
klärung ſteht der wirklichen Zahlung des E an F gleich. 
Wenn F ſich für befriedigt wegen ſeiner Forderung an 
E erklärt, falls er ein Verſprechen des A erhält, und der 
B fi wegen feiner Forderung an A für befriedigt er» 
Härt, falls der C fich wegen feiner Forderung an ihn, 
den B, für befriedigt erklärt, fo ift, wenn E dies erffärt, 
in Folge des Berfprechens des A an F nunmehr E von 
F und A von B und B von E befreiet. Der E erklärt 
dies aber für den Ball, dag D ſich wegen feiner Forde— 
rung an ihn, den C, für befriedigt erflärt; und der D 
giebt dieſe Erflärung für den Fall, dag E ſich wegen 
feiner Forderung an ihn, den D, für befriedigt erklärt; 
und der E giebt dieſe Erflärung für den Fall, daß F ſich 
wegen feiner Forderung an ihn, ben E, für befriedigt 
erklärt. Dieje Erklärung hat nun eben F abgegeben. 
Soweit erflärt alfo, abgefehen von F, jeder Gläubiger 
(Bd, C, D, €) fi) für befriedigt unter der Vorausſetzung, 
daß ſein Gläubiger ſich für befriedigt erklärt, und der F 
erklärt ſich für befriedigt unter der Vorausſetzung, daß A 
erklärt, ihm zahlen zu wollen. Dieſe Vorausſetzungen für 
die Tilgungen der fünf Schulden (des A, B, C, D, E), 
nämlich dieſe Erklärungen, liegen nun aber vor. Neben 
dieſen Tilgungsverſprechen liegt eine Delegation vor. Der 
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Delegat, der A, zahlt dem Delegatar, dem %, fpäter 
baar oder durch ein Surrogat, welches dann meiftens 
dur Eintreten der Beiden in einen andern Giro gefucht 
wird. Aus dem Obigen erklärt es fih, daß aud alle 
Geſetze jeden feontrirten Poften einem wirklich gezahlten 
gleichjtellen". Daher werden denn aud die etwaigen 
Schuldurkfunden, Wechjel, Anweifungen, einfahe Schuld— 
jcheine, von dem Gläubiger dem Schuldner eingehändigt 
und diefem auf Verlangen Quitung gegeben. — Nach 
dem Vorigen befteht jede einzelne fo zu fagen Scontro- 
fection, jeder einzelne Giro, aus einer Mehrzahl von ju- 
riſtiſchen Acten, die dem Auge verfchwinden, weil die 
factiiche Berhandlung die einzelnen DBeftandtheile nicht 
zergliedert, jondern nur die Borausfegungen und das Re— 
jultat beſpricht. Faßt man ins Auge, daß bei der Scon- 
tration immer Compenjationsverhältniffe erjtrebt und ges 


1) 1. Die girirten Poſten find als wirklich geleiftete Zahlun— 
gen anzufehen (Botzener WO). — 2. Vom jelbigen Moment 
an bleibet die Schuld als bezahlet auf Gefahr deffen, welcher 
jelbige angenommen (Leipziger WO). — 3. Dod nehmen wir 
den Fall aus, wenn die Aſſignation in vim dationis in solutum 
per scontro geſchehen (Erklärung der Leipziger WO vom 23. 
Dec. 1699). — 4. Ein jeder Debitor ſoll fehen, wie er feinen 
Ereditorem durch Compenjation oder Delegation und dergleichen 
anftändige Zahlungsmittel möge vergnügen, — die verfchriebene 
Schuld fol auf Gefahr des Creditors ..... vor vollkömmlich 
bezahlt gehalten werden (Braunſchweiger WO). — 5. Franffur: 
ter WO 8 34. 42. 43. — 6. Eine feontrirte Partita fann 
nicht mehr revocirt werden (Augsburger WO). — 7. Hat der 
Wechſelgläubiger mitteljt einer privativen Novation einen Andern 
als Schuldner angenommen (Scontration), fo wird die Wechſel— 
ſchuld für getilgt angefehen (Weimarſche WO) — 8. Statt 
Zahlung ..... durh Ab: und Zufcreiben in den Büchern 
eine Weberweifung (Scontration) (preuß. Zr. $ 1262—1264). 
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macht werden und daß die Befreiung des Einen, um von 
dem Andern befreiet zu fein, auch wohl debiti et cere- 
diti inter se contributio genannt werden Tann, fo er 
Härt es fih, wie die Scontration auch wohl Compen- 
fation genannt wird’, aber nimmer darf man fie fo 
definiren. 


Neunte Abtheilung. 
Die Dedung. 


8 342, 
Arten. 


Der Mandant Aſſignant, Delegant, Traſſant) iſt 
dem Mandatar zur Schadloshaltung Deckung) verpflich— 
tet. Der dazu dienende Werth heißt ebenfalls Deckung, 
auch Deckungsfonds, Valuta, Proviſion, Anſchaffung. Der 
Mandatar macht die Zahlung, indem er dem Mandanten 
gar keinen Credit giebt oder ohne Weiteres creditirt oder 
geſichert creditirt. Danach iſt die Zahlung: 1. Zahlung 
ohne Credit, creditlofe Zahlung, gedeckte Zahlung. 
Die Dedung ift entweder durch eine Schuld oder durd) 
baaren Fonds oder diefen vertretenden Ereditfonds gegeben. 
2. (Reine) Creditzahlung. 3. Geſicherte Creditzah- 
lung, gededte Creditzahlung‘. So kann auch das 


2) Compensatio per scontrationem ineunda, Riccius a. a.O. 
©. 5; — es gefchieht ein foldher Scontro oder Compensatio 
mebrentheil3 unter drei, vier, aud mehr Perfonen, Marperger 
a. 0.0. ©. 434. — La erdance d’un tiers peut ötre oppo- 
see... . en compensation, Pardessus cours II. ©, 171. 

1) Ih ſage nicht creditlofe Zahlung und auch nicht geſicherte 
Ereditzahlung, fondern gededte, nehme aljo Dedung für Zah: 


lung und für Sicherheit. Die Zweideutigfeit wird meiſtens der 
ThöL’s Handelöreht. bte Aufl. Bd 1. Abth. 2. 34 5 
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Uccept, welches, wenn e8 eine felbftändige Verpflichtung 
gegen den Dritten zur Zahlung erzeugt, ebenfo gefährlich 
wie die Zahlung felbft ift, ein gededtes Accept, ein 
Creditaccept, ein gededtes Ereditaccept fein. 
Die beiden letztern Arten der Zahlung oder des Acceptes 
find im Gegenfaß von der erfteren Art: ungededte Zahlung 
oder ungededtes Accept (Blancoaccept, à decouvert). 
Danach wird mandirt (affignirt, delegirt, traffirt) 1. auf 
Dedung, und zwar auf Schuld oder auf baaren 
Fonds’ Diefe Ausdrücke Hat die Doctrin und das 
faufmännifche Leben. 2. Auf Eredit. 3. Aufge 
deckten Credit‘. Das Mandiren kann dem Zahlen 
genau entiprechen, e8 kann aber auch anders mandirt 


Zufammenhang heben. Beide Bedeutungen von gededt entſprechen 
dem kaufmänniſchen Sprachgebraud und dem doctrinellen (Treitſchke 
Encyelopädie der Wechjelrechte Bd 1. ©. 327, wo aber die Bei— 
fpiele nicht durchgängig richtig rangirt find); und da fie num 
einmal, auch in der Gefeßgebung, bei einzelnen Verbältniffen die 
gebräuchlichen find, fo Liegt der Wiſſenſchaft ob, ftatt die Termi— 
nologie aufzugeben, ihre Gränzen ſchärfer zu beftimmen und da= 
nad) den feltenen und daher namenlofen Verbältniffen, ſowie den 
Berhältniffen, welche, häufig vorfommend, einen fpeciellen Namen 
hergebracht haben, ihre Stellung anzumeifen. 

2) Auf pränumerirte oder fofort erfolgende felbftändige Zahlung. 

3) Bei Bender Wechſelrecht Bd 1. ©. 352. 353 ftehen acht 
Fälle unlogifh neben einander. Bei Heife und Cropp Abhand: 
lungen Bd 2. ©. 9—12. ©. 352 Note 16 wird unterjchieden: 
Traffiren auf Schuld, mit Dedung, auf Borg, nämlich der Be: 
zogene iſt Schuldner des Wechſelausſtellers oder ift mit ber er: 
forderlihen (nah ©. 11 einer befonder3 übermadten) Dedung 
verjehen oder iſt weder auf die eine noch auf die andere Art ge: 
dedt jondern borgt dem Ausfteler die Zahlung ohne Sicherkeit. 
Es ift aber nicht weiter angegeben, was unter erforderlicher befon: 
ders übermachter Dedung zu verftehen fei. 
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als gezahlt jeyn, d. 5. das Berhältnig bei der Zahlung 
ein anderes als das beim Mandiren vorhandene oder 
zugejagte fein‘. Den Mandatar intereffirt weſentlich die 
Sadjlage nur wie fie in dem Moment ift, wo er bie 
Zahlung macht oder eigentlicher wo er die Schadloshal- 
tung fordern kann; das Verhältniß in einem früheren 
Moment, wo das Mandat ertheilt wird oder wo er es 
annimmt, intereffirt ihn nur infofern, als er vorausfegt, 
daß die vorhandene oder jofort eintretende Deckung bleiben, 
die zugejagte erfolgen werde. Der Mandatar Hat auf 
die Verwirklichung diefer VBorausjegung ein Recht, wenn 
die Dedung zugefagt oder mit Rückſicht“ auf die vorhan- 
dene mandirt ift. 


S 343. 
Mandiren auf Schul. 


Der Hauptfall des Mandirens auf Dedung ift, daß 
auf Schuld mandirt wird’, daß nämlich der Man- 
datar Schuldner des Mandanten und die Anrechnung 


4) Die Dedung in der Bedeutung von Shuld, Baarfonds, for 
wie in der Bedeutung von Sicherheit, kann beim Mandiren a. be: 
reit3 vorhanden fein, b. fofort erfolgen, ce. zugefagt fein. Bei: 
fpiel bei der Dedung als Sicherheit: a. Ich habe die commit— 
tirten Waaren fchon in Händen, b. In dem Avisbrief liegt ein 
eigener Wechſel oder ein Wechjelaccept des Mandanten oder eines 
Dritten, oder die committirten Waaren kommen gleichzeitig mit 
dem Mandat an. ce. Du follft vor der Zahlung oder dem Ae— 
cept Commiſſionsgut oder Nimeffen erhalten, oder da3 Schiff foll 
dir vorher in der gehörigen Form verbodmet werden. 

5) Das bloße Vorhandenfein der Dedung giebt dieſes Recht nicht. 

1) Auf Schuld mögen drei Viertel aller Wechſel gezogen 
werden. Heife u. Eropp Abhandl. Bd 2. S.9 Note 16. ©, 362 
Note 31. Das römishe Recht jagt vom Zahlungsmandatar 

34* 
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geſetzlich oder vereinbartermweife ftatthaft ift.. 1. Dann ift 
die Forderung dann, warn fie entftanden ift, auch bezahlt, 
der Mandatar hat feine Befriedigung in fich felbft d. h. 
in feinen fchuldnerifchen Berhältnig zu dem Mandanten. 
Es werden dann durch die eine Zahlung in einem Mo— 
ment zwei Obligationen getilgt, nämlich die Schuld des 
Mandatars, 3. B. aus dem Darlehn, und die des Man- 
danten aus dem Mandat’. Für den Moment des Erlös 
ſchens ift e8 bedeutend: wann die Forderung des Manda- 
tars auf die Dedung entſteht, ob erft nach der Zahlung 
an den Dritten, weil er in Vorſchuß zu gehen verpflichtet 
war, oder ob, weil ihm dies nicht oblag, ſchon früher. 
2. Es ift gleich, welcher Titel der Schuld unterliegt, ſo— 
wie ob der Mandatar Geld in genere ſchuldet, fo daf 
die Anrechnung als Compenfation gefchieft — der gewöhns 
liche Ball —, oder ob er ein anderes Genus oder eine Species 
ſchuldet, jo daß die Anrechnung in Yolge einer vereinbarten 
satisfactio Statt hat; in diefer Vereinbarung liegt meiſtens 
noch ein anderes Gefchäft als das bloße Behalten an 
Zahlungsftatt verftedt. 3. Die Vereinbarung ber Com— 
penfation, wenn fie nicht überflüfftg ift, geftattet die Eonız- 
penfation unter Umftänden, unter welchen fie gefetlich 
nicht ftatthaft wäre. Sie gereicht zum Vortheil des Mans 
danten, welcher der baaren Schadloshaltung entgeht, und 
zum Bortheil des Mandatars, welcher der anderweitigen 
Zahlung jeiner. Schuld überhoben if. Steht der gefet- 
lichen Compenfation nur die ungleiche Fälligkeit entgegen, 


und vom Delegaten regelmäßig: liberatur. Den Hauptfall 
des Mandirend auf Schuld giebt die Scontration. 

2) Es ift ganz derfelbe Fall, als wenn der Pfandgläubiger 
dem Schuldner das Pfand abkauft und num die Baarzahlung 
überflüffig wird, L. 44. D. de solutionibus (46. 3). 
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fo ift die Vereinbarung nur dem bedeutend, deffen Forde— 
rung fpäter fällig ift. 4. Die Vereinbarung der Anrech- 
nung, namentlich Compenfation, kommt nicht immer vor. 
Es wird zumeilen der Forderung des Mandanten weder 
bei der Ertheilung des Mandats noch ſpäter gedacht, ſon— 
dern fie fommt erjt danı zur Sprache, wenn der Man— 
datar die Schabloshaltung fordert. Deffenungeachtet kön— 
nen beide Theile das Mandatsverhältnig nur in Berück— 
fihtigung der Forderung eingegangen fein: der Mandant 
um fie einzuziehen‘, der Mandatar um fie abzutragen, 
alfo pofitiv fein Intereffe im Auge habend, oder doch, weil 
er dur die Schuld gefichert ift, alfo vorherſchend das 
Intereſſe de8 Mandanten, dem daran liegt, daß die Zah— 
lung dem Dritten gefchehe, und das feinige nur negativ 
im Auge habend. Daß die Forderung unerwähnt bleibt, 
hat mancherlei Gründe: fie vertrauen der gefeglichen Statt» 
haftigkeit der Anrechnung; der Mandant will aus Delica- 
teffe vermeiden, daß in der Beziehung auf die Schuld 
eine Mahnung oder daß auch mur in der Schuld das 
Motiv des Mandats gefunden werde; die Erwähnung 
kann nicht füglich geichehen, ohne daß auch der Dritte von 
der Schuld und andern Verhältniffen unterrichtet würde; 
e8 Tiegt der Nichterwähnung eine reine Sorglofigkeit 
zum Grunde. 


8 344. 
Mandiren auf Baarfonds. 
Der andere Tall des Mandirens auf Dedung if, 
daß dem Mandatar baare Yonds übermacht werden, 


3) Der Mandant zieht die fehuldige Summe nicht als ſolche 
ein, wenigſtens der Form nach, obgleich e3 der Wirkung nad) eben: 
jo gut ijt, als habe er fie als ſolche eingefordert. 
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welche früher, als er zahlt, eintreffen‘, oder Creditpa— 
piere’, welche entweder früher fällig find und bezahlt 
werden oder deren bloße Uebermachung er, auf den Re— 
greß verzichtend, ftatt Baarzahlung gelten laffen will. Er 
iſt bezahlt oder gilt als bezahlt. Es wird dabei voraus- 
gejett, daß die Uebermahung des Dedungsfonds, fei e8 
Baarfonds oder diefen vertretender Creditfonds, vonvorn- 
herein mit Beziehung auf das Zahlungsmandat gefchieht”. 
Es kann nad) den Umpftänden der Yonds gleichzeitig mit 
der Annahme des Zahlungsauftrages in die Hände bes 
Mandatars kommen (jo namentlich wenn in der Annahme 
des Dedungsfonds die Annahme des Zahlungsmandates 
ftillfchweigend Liegt, Jo daß nicht ſowohl auf bereits vor: 


1) Das Verhältniß wird in L. 18. D. de praeser. verb. 
(19. 5) mit deposui, ut... . bezeichnet. Bedeutend in mehrfa: 
cher Beziehung ijt die L. 24. D. eod. Africanus. Der Fall ift 
diefer: Titius giebt dem Sempronius ein Capital von 30 und 
dabei wird stipulatione non interposita bedungen: der Sempro: 
nius bat das Capital keinenfalls mit mehr als 6 Procent zu ver: 
zinfen und Hat aus der fo firirten Zinsfumme und, wenn dieſe 
nicht reicht, au aus dem Capital eine dem Quantum nad für 
jet noch ungewiffe Schuld des Titius zu bezahlen. Fällt der Schuld: 
betrag geringer aus al3 jene Zinsſumme beträgt, jo foll er die 
Differenz dem Titius reftituiren, wenn höher al3 Zinsfumme und 
Gapital, fo will Titius Dedung nachſchießen. — Den Hauptfall 
des Mandirend auf baaren Fonds giebt die Girobanf, 

2) Dieje gewöhnliche Form des Verweiſens auf den Credit eines 
Dritten wird im Folgenden überhaupt das lebtere repräfentiren. 

3) Denn wird dem in anderer Abfiht zuvor übermachten 
Gegenftand erjt fpäter dieſe Beziehung, als Dedung zu dienen, 
gegeben, ſo ift der Mandatar bereit3 zuvor durch den Empfang 
deffelben in ein ſchuldneriſches Verhältnig zu dem Mandanten ge: 
treten, 3. B. al3 DVerfaufscommiffionär, Spediteur, Depofitar, 
und e3 it dann auf Schuld mandirt, 
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handene Dedung als vielmehr auf fofort erfolgende, auf 
beifolgende Dedung, mandirt ift) oder früher in den Händen 
des Mandatars fein‘. Es kann der Fonds übermacht 
fein mit Berüdfichtigung eines beftimmten Dritten und 
einer bejtimmten Summe, alfo in Begleitung eines ſpeci— 
ellen Auftrages, oder ohne genauere Berüdfichtigung folcher 
Umftände, fo daß der Mandatar nur das Berfprechen 
giebt, Fünftige Mandate honoriren zu wollen‘. Der 


4) Auch wenn der Fonds früher in den Händen des Mans 
datars ift, Tiegt ein Mandiren auf Schuld nicht vor, ungeachtet 
der Mandatar dur den Empfang der Dedung die Ausführung 
des Mandats und im Entftehungsfall Zurüdgabe des Fonds ſchul— 
det; e3 paßt der Ausdrud, daß die Deckung in einer vor dem 
Zahlungsauftrag bereit3 vorhandenen Schuld liege, nicht auf den 
Tall, wo die Schuld erft in Folge diefes Zahlungsauftrages ent= 
fteht und daher nicht ala ein mebenbei bejtehender fihernder Um— 
ftand erfcheint, jondern bloß die aus dem Zahlungsauftrag und 
der Entgegennahme der vom Mandanten zu machenden Leitung 
fih entwidelnde Verbindlichkeit if. Nie würde ein Kaufmann 
bier fagen, e3 ſei auf Schuld mandirt worden. Auch iſt e8 dem 
wahren Verhältnig nady nicht die Schuld, melde den Mandatar 
det, durch melde wegen der Anrechnung die Entgegennahme eis 
ner jelbftitändigen Zahlung überflüffig wird, fondern ihn deckt die 
ihm pränumerandg gemachte felbftändige Zahlung. Dies paßt 
aud auf den Fall des allgemeinen Verſprechens, denn der Pros 
mittent iſt dadurch ſchon Mandatar zum Zahlen, nur daß er noch 
jpeciell unterrichtet werden muß, nad welchen Seiten hin und in 
welher Maaße er das Mandat ausführen foll, jo daß es eine 
unrichtige Auffaffung wäre, wenn man fagen wollte: der Mandatar 
fei vor dem fpeciell erhaltenen Zahlungsauftrag bereit3 aus feinem 
allgemeinen Verſprechen Schuldner; dies ift richtig, aber es iſt 
nun aud auf die Zeit des allgemeinen Verfprechens zu jeher, 
und vor diejem war feine Schuld da. 

5) So z. B. bei der Girobank, bei den verfälfchten Wechfeln 
des Haufe Tourton et Ravel. 
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pränumerirte Baarfonds geht in das Kigenthum des 
Mandatars über‘. Erfüllt diefer das Mandat nicht, fo 
wird der Fonds zurücgefordert”. 
8 345, 
Mandiren auf Eredit, auf gededten Credit. 

I. Ereditzahlung, Mandiren auf Credit. Der Mans 
datar geht für den Mandanten in Vorſchuß, indem er 
ohne Weiteres dem Können und Wollen des Mandanten 
traut. Man nennt dies Mandiren auf Borg, auf 
Creditfonds, A decouvert, bills of accommodation. 
D. Geficherte Ereditzahlung, gededte Creditzahlung. Man— 
diren auf gebedten Credit. Der Mandatar geht für den 
Mandanten in Borfhuß, nimmt aber von ihm 1. einen 
Schuldſchein oder ein einfaches Accept; 2. einen eigenen 
Wechfel oder ein Wechfelaccept oder ein Wechfelindoffament; 
3. ein Fauftpfand oder eine Hypothek. Er erhält von 
ihm eingeräumt oder er hat gejeglich' 4. ein Netentions- 
recht an von ihm dem Mandanten auszuantwortenden 
Sachen oder deren Erlös. Er erwirft 5. eine Intercef- 
fion mit Haftung des Intercedenten neben oder nach oder 
vor dem Mandanten, und entweder ungeficherter oder ge 
ficherter Haftung. Man kann diefe fämmtlichen Fälle, 
wern man fich verſteht, als Mandiren auf Dedung 
bezeichnen, auch den erjten und zweiten Fall, da der Erebit 
bei ihnen nur ſchwach gefichert ift, zu dem Mandiren auf Ere- 
dit zählen. Da aber diefer Ausdrudf einen feften kaufmän— 
nischen Sprachgebrauch nicht für ſich hat, fo wählt die Doc, 
trin wohl ebenfo füglich die Bezeichnung: auf gedeckten Eredit. 

6) L. 22. L. 7. D. mandati (17. 1) vgl. mitL. 43. $1. D. de 
furtis (47. 2). 7) L. 5. 8 9. D. de jure dotium (23. 3). 
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„ 422—431 $ 5285 „ 94 8 218.10. 

„ 422 $ 246; „ %5 $ 218.10. 

„ 460 $ 2961 Ä 

„ 497 8 2961 Actien: Novelle. 

„ 504 $ 296: .$ 122, 

„ 206 8 2961 Die einzelnen Artikel find 
„ 258 8 240sı bei denen des HOB an: 
„ 608 8 210 geführt worden. 
„644 $ 2408. .$ 126 Nr I, 181s. 

n 646 $ 2188... .$ 126 Nr IL III, 181; 
„ 649—651 $ 271, . 8 124, 1255, 181,. 


. $ 201 Nr V. 








Regiſter. 


Die Zahlen verweiſen auf die 88, die kleinen Zahlen auf die Noten. 


Abgeld 254, 

Abholungsgeſchäft 269. 277. 278. 

Abladungsgeſchäft 269*. 

Ablieferungsort 269°. 

Abnahme der Waare 272, 

Ubfat der Waare 26. Nr L 

Abſchlagsdividende 163. 

Abſchluß unter Gegenwärtigen 238. 

— unter Abwefenden 239. 

Adfendungstheorie 262. 

Abjonderungsreht 96, Nr 4, 

Accept 529, 212, 329, 

— gededtes 342, 

Acceptation 326. 329, 

accomandita 1151, 

accommenda 585, 

of accommodation 345, 

Accereditiv 302, 318, 

Actie 121. 122, 127, 131 NA 
144 — 149, 179, 180. 182, 
186. 187. 190, 

Uctienantheile 131. Ar 4 144— 
149, 180, 182, 186. 187. 

— bud 148. Nr 2, 149, 161°, 

— conjortium 128. 181. 203°%, 

— commanditgefellihaft 1792, f. 
Commanditg. auf Actien. 

— novelle 116. 122—126, 180, 
181. 201. 

— ſpiel 149, 

— übertragung 148, 149. 

— zeichnung, -zeichner AG Int 
—143. 148, 152, 153,160", 


CGaA: 183. 184, 185. 188. 

Actiengejelichaft 38, IL. 33. 54, 
h6*, 87, 87°, 96°. 109 Nr3. 
116. 121—178, 179. 181. 
202, 

— svertrag ſ. Statut. 

— oetroirte 1261. 


Actiengeſellſchaft, öffentliche 1261, 
— private 126". 

— nidt eingetragene 125. 

— Umortifationsfonds 163 NRrL 
— Literatur 123. 

— Quellen 122, 124, 

— verglichen mit der eingetrages 
nen Hoenoffenichaft 202, 
Uctionär 33 WNrL 133 Nr I. 

144—178, 


Uctivbandel 37. 

ADHGB Entitehung 18. 

— Einführung 19. 20. 

— Geltungsgebiet 19. 20, 21. 

— Tert 20. 21. 122, 

— Auslegung 21. 

— Verh. zum bisher. u. zukünft. 
Recht 22, 122, 124, 

— Syſtem. Inhalt 25. 

— Anwendbarkeit 431, 52°, 122, 
9 


Aedilitiihe Klagen 275. 

Agent 559, | 

AUgenturgewerbe 1.27. 8 NrI—7, 
34, 47% 


Aleatoriihe Verträge 297—313, 
— Darlehen 309—313, 

Amortifation 217. 220, 232, 

Anaftafiihes Gefet 218. 22919, 324, 

249%, 

Anatocismus 253, 

Anerbieten ſ. Antrag. 

Anlagen, gewerblide 50. 

Anlagen 138°, 

Anmelden j. Bekanntmachung. 

Anmeldung j. Handelsregiiter. 

Zur Anſicht 259, i 

Anftalt 271 377, 474. 

Anftellung 57. 60. 74, UL 

Antheil der Gejelihafter a. A. 


Thöol' s Handelsrecht. bte Aufl. Bd L Abth. 2 35 
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104, 121. 145 —147. 153. 
161 ſ. auch Vermögens-, Ber: 
Tuft:, Gewinnantheil. 

Antrag 407, 130. bindender 255. 

Antrag und Annahme 237. 

Antwortpfliht 52'°. 237. 239, 

Anmweifung 52°, 211. 212,325 ff. 

— faufmänniide 325. 

— feine Zahlung 328, 

Unzeigepflicht 47, 

Anzeige des Käufers 278. 

Apothefer44.46'°,474-1120,77,78, 

Apparitionstheorie 262, 

Arbeiter 78. 85. 

Arbeitgeber 82. 85. 

Arrha confirmatoria 249. 238. 

— poenitentialis 249, 288. 

Affecuranz auf Conjunctur 298, 

— des Credits 300, 
— von Loofen 299. 

Aifignation 325 ff. 

— weitere 338. 

Association en partieipation 203, 

Auctionator 46*. 47?°, 

Auf baaren Fond 342, 344, 

Auf Befiht 259. 274. 

Auf Credit 342, 345. 

Auf Dedung 342. 345, 

Auf gededten Credit 342, 345. 

Aufs Koften 259. 

Auf Laune 259°. 

Auf Nahfiht 259. 

Auf Nachſtich 259. 

Auf Nachziehen 259. 

Auf Probe 259, 

Auf Eduld 342. 343. 

„Auf Verlangen früher“ 294, 

Aufbewahrung der Bücher und Pa— 
piere 52 Nr II. 100, 143, 
175 Nr IIL 

Aufgeld 254, 

Auflöfung der Geſellſchaften 96°. 
97. rer Hu 412, 
120. 155. 160 Nr V, 174, 

190, 199 — 201. 202, 203, 





Regiiter. 


Aufihießen der Waare 275. 

Aufſichtsrath 122. 127, 131NTE. 
135. 136. 137, 140. 142 
Nr 4. 143, 155, 156. 157, 
158. 160. 161 NrIll. 162. 

— der EGAN 182, 184. 185. 
190. 191. 192. 193. 201 

— der eingetr. Genoff. 202. 

Aufſichtsrecht 94. 103. 190. 202, 

Auftrag 407, 56%, 

Augen auf 274. 

Ausantworten der Waare 272, 

Auseinanderfegung 99°. 100, 107, 
113, 120, 


Ausfuhrhandel 37, 

Ausländer 67°. 

Auslieferungsihein 25°, 218. 269, 
318. 


Auslegung e. Hgeſchäfts 248 L 

Ausſpielvertrag 304, 

Ausrufspreis 245'8, 

Ausſcheiden eines Gefellichafters 101. 
108, 120. 190, 201 202, 

Ausiheidung 264, 

Ausiheidungstheorie 262, 

Ausſchließung eines Gefellihafters 
101. 108. 120, 202, 

Austrittöchaufel 201, 

Baarkauf 256. 257, 

Baarzablung 317. 

Bäder 46, IV. 

bailleur de fonds 1151, 

Banken, öffentlihe 38, IV. 

Bankier 210, 211. 213, 

Bankiergewerbe 1. 28. 34. 35, 


Banknoten 213, 
Bannrechte 46, 
Barattiren 251. 
Bauentreprife 35°. 
Bauzeit 164, 
Bauzinfen 164. 194, 


Beamte 44°, 131 Nr 8. 154, 
158. 159. 160, 171. 178, 


Regiſter. 


Beaufſichtigung ftaatlihe 122, 126, 
180, 181. 


Begebbarfeit 218, 

Begebung meitere 238, 

Begünftigungen de3 Handelsgewer: 
bes 52, 

Bekanntmachung 52°°, 53. 54. 60, 
66. 68 a. € 74, II. 88. 
114. 116 Nr IL 118 a. ©. 
120, 131 Nri12. 144, 162. 
174, 

— f. auch Kundmaden. Hans 
delsregiſter. Erkundigungs— 

Wiſſen und Wiſſen— 


Bereicherung 71. zus, —— 
Nr Iu UL 

Beiceinigung 142. 185, 

Beitellungswidrig 273. 

Bejicht 259. 274, 

— erflärt 274, 

Betrieb, Arten 55. 73, 

— gemeinſchaftlicher 87. 

— „geringer“ 37 Nr IL 
— „handwerksmäßiger“ —— 

— im Umherziehen 48. 

— ſtehender 47. 

— Umfang 37 Nr II. 

Betrug 275°. 276°. 278%, ſ. dolus. 

Bevollmädtigter 55°, 

Bevollmädtigte der Actieng. |. 
Beamte. 

— der eingetr. Genofj. 202, 
Bevormundete 33 L 
Bemeis 522°, 54, VII. 
Beweiskraft eines Schuldſcheines 

24918, 

— einer Quitung 249°, 
Bemeislajt (Empigbtt) 279. 
Bilanz 5218, 317. 94°. 108, 

104 Nr 5, * Nr z 135. 
156, 160 Air V, 162, 163. 
190. 197, 198, 
Billiges Recht 14. 807. 216°. 
Billigung der Waare 278. 280, 
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Binnenhandel 37. 

Blancvaccept 342, 
Blancoindoffament 213°, 
Bodenerzeugniffe, Gewinnung derf. 


Bodmerei 33 Nr 6, 218. 313. 

Börfendiener 57. 

Börjenpreis 252, 

Böfer Glaube 54 a. E. 
Nr 1. 169 Nr VL 

Bon 213 Nr LU. 

Bote ſ. nuntius. 

Briefe 52, I. 

Briefmarken 210, 216. 

Briefwechſel 244. 

Buchdrucker ſ. Druder. 

Buchhalter 57. 78 

Buchhandel 29, 47° 1%, 

Bürge. Bürgihaft 249°, 301, 

Bürgerrecht 45*. 

Calculation 30, J. 

Capital 87 a. A. 91. 

Gargadeur 57%, 

Gajfirer 57, 

Causa 329, 

Ceſſion 75 Nr I. 324. 

Ceſſion, le 338, 

Chef 55°, 

cheque 28 Nr 7. 340" 

Gircular 66°. 255, 

Gireular:Ereditbrief 318%, 

Clearinghouse 340", 

Code de commerce 1. 6, 8 9 

Eollectivgefhäftsführung 92 B ILL. 
103, 


56'%. 96 


— gejellihaft 881. 

— :Brocura 56 Nr L 3 

— vertretung 992%, 169, 171. 

— vollmadt 61°, 

Colliſion coordinirter Rechtsſätze 17. 

Commanditair 115". 

Gommanditcapital 182. 188. 190, 
195. 195. 198. 

Commandite 58°, |. 
lafjung. 


Zweignieder⸗ 


35 * 
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Commanditgeſellſchaft 52°, 53. 54. 
87. 88°, 9810-12, 109108. 
109. 116. 179, 

— vergliden mit der offenen ©. 


— — mit der ftillen ©. 102, 
104, 105°. 106, 109, 110 
Nr IV. 115, 

— — mit der CGAA 179. 
Commamdit®. a. Actien 87. 109 
Nr 3. 116. 179—201, 

— verglihen mit der Actiengefell: 
ihaft 179. 180, 181. 

Commanditiſt 33%, 

Commanditvermögen 198, 

Gommis 57, 78. 

Commiſſionär 72, 

Commiſſionsgewerbe 1. 27. 28 
Nr 4 u. 6. 34. 37. 52, IV. 

Gommittent 38 Wr L 

Gommunalpapiere 211. 

— papiergeld 210, 


Commune. Se faire une com- 
mune 285. 


Eompenfation I7NrI. 118 NrII. 
2291, 317, 

Competenz der Rechtsſätze 17. 

Complementar 38 Nr L 55%, 

— ſ. Commanditgejellihaft, CGAA 

und ftille Geſellſchaft. 

Gomplementarcapital 188, 

Comptoirbediente u, sgeihäft 57. 78. 

Goncefjion 126. 174 Wr L 4 

Eoncurrenzerlaubnig 10316. 104 
Nr 6 

Eoncurrenzgeihäft 58° 

Goncurrenzverbot 94. 103, 

Concurs 51°, 96 Nr. 4 98 Nr6 
u. Z 106. 110 Nr II. I. 
111°. 112, 114. 115. 118 
Pr I. 173 Nr II 1741918, 
199. 202. 

Gonjunctur 30, L 

Sonnoffement 218, 270. 271, 

Conſortium 128. 2034, 


Regiiter. 


Gonjument 26°. 

Gonjumvereine 202, 

constitutum possessorium 269, 
2708 

Gontantfauf 256. 257. 

a conto meta 203%, 

Gontocorrent 317. 

— gefhäft 28 Nr 1. 

— verbältniß 317. 

— vertrag 312. 317, 
Contractsbruch des Lehrlings 817, 
contrahere 55°, 

Eontrahiren in eigenem oder frem— 
dem Namen 70, 

— in fremder Berfon 70, 
Gonventionalftrafe 58°, 152, 249%, 
Eorrefpondenzführer 57. 78, 
Coupons 161 a. E. 163, 

Cours 210 Nr L 232, 

— Differenz 281—285, 

Gredit 295. 

accept 342. 

accept, gededtes 342, 

auftrag 302. 

brief 302. 318, 

geihäft 295. 

fauf 256. 257. 

mandat 114, 

papiere 261, 28%, 211. 

vereine 202, 

— zahlung, reine und gededte 342, 
culpa in eligendo 65°, 

Darlehn von Inftitor aufgenommen 
6312, 64°, 654-9 67, 
742.318 und Nr. IU. 75°. 

— sgeſchäft 28 Nri. 64°, 296, 

— stuffen 314, 

— aleatoriihe 309I—313. 
Dedung 342 —345, 

Decort 254. 

A decouvert 342, 345, 

Del credere 301, 

Delcrederefonds 16° Nr L 

— geihäft 23 Nr 8 
Delegation 333 ff. weitere 338. 


Regiſter. 


Delegationd: u. Trattenverkehr 336*. 

Depotgeihäft 314. 

Depofitengeld 296. 

— gefhäft 23 Nr L 
Depofitum, irreguläres 296, 
Dienftverträge 34 Nr 3. 47, 
Differenzgeihäft 149. 307. 
Diligenz 93. 103, 
Dingliche Rechte. 

felben 234. 

Disconto 254, 

— geihäft 23 Nr 3. 
Disponent 55° 57. 58, 
Dispofitionsgut 275, 

— jcdein 318. 

Diftancehandel 278, 

Diftancegeihäft 269. 276°, 

ditta 53, 

Dividende 91. 121. 149, 157. 
160 Nr V. 161. 163. 165, 
173, 193. 

Domictl 51. 

dolus 96 Nr 1.129", 131 Nr 4, 
134 a. €. 135. 141. 182 
Nr 5. 19, 

Doppelter Leibrentenvertrag 312, 

Doppelprämiengeihäft 239. 

Dreifeitiger Vertrag 62; 

Dritte Perfonen 54°, 

Drudereigewerbe 28. 47°, 

Gffectiv 214. 

Ehefrau 38°. 45. Chegatten 87, 

Eidesteiftung I6 Nr3. 99 Nr. 170, 

An eigenem Namen 72, 74 Nr 
II. 75 18. 20. M 76. 119, 
Nr L 

Eigentfum an einem Inhaberpa⸗ 
piere 223. 226, 

— geiftiges 206. 
Eincaffirungsmandat 323, 

— vollmaht 57° 
Einfuhrbandel 37. 
Einführungsgeſetze de3 HGB 19. 
Eingetragene Handelsgenofjenfchaft 

87. 202. 


Erlöfchen der: 
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Einlagen 89. 90, 102. 103, 104, 

105 Nr IL 109, 110, 112, 

114. 115. 121. 134. 138. 

152, 153. 157, 161°. 163, 
172, 173. 188. 


— COM 182 Rrd. 184, 193, 
Einleitung zu einem Vertrag 235. 
Einlöfungszwang 216, 

Einreden gegen d. Delegatar 336, 

Einregiftrirung ſ. Handelsregiſter. 

Eintragung ſ. Handelsregiſter. 

Einſtimmigkeit 92%, 95, 9941127, 
120%, 131 Nr 11. 133 NrIl. 
IV. 149, 160, 1617, 1744, 
175. 

u, 127. 134 a. €. 135. 

136. 141. 142. 143, 152, 

153, 163. 173. (Gau: 
184. 188, 

Eifenbahnen 44, 52, IV. 

Gifenbahnperfonal 78. 

Emilfionsgefhäft I Nr L 

Empfang einfadher 269. 280, 

— erflärt" 274, 

— mercantilifcher, faufmännifcher 

273. 280, 

— barkeit der Waare 273, 

— en der Waare 269, 

— sort 269. 

— öprämie 287. 

Empfehlung 236. 

— öfarte 225, 
Entfernungen 248. 

Entwürfe des HGB 18. 
Erfindungspatente 208. 
Erfüllungsintereffe 281. 282, 

— or 

— beim Kauf 269. 

— theorie 262. 

— zeit 248, 

Gelöfchen dinglicdyer Nechte 234, 
Erkundigungspflidt für die inftito: 

riihe Klage und anderweitige 
40°, 42, 54, VII. 60. 64, 
74 a. &. 118 Nr L 171%, 
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Erkundigungspflicht ſ. Wilfen und 
Wiffen müflen. 

Erlöſchungsclauſel 281. 

Ermeſſen des Richters 14.53 Nr VL 
19. 80. 92°. 987, 99 Nr IM. 
104 Nr 2 u. 5. 106 Nr 4 
110°? 199, 

Erneuerungszwang 216, | 

— fonds 162 Nr IP. 163 NrL 

Erwerber, redlicher 52°, 

Escompte 294, 

Gtabliffement AT!u. Nr IL 50. 51 fi. 
53°, 54, 


Execution 96°. 106°, 

Grtraditionsihein 269. 318, 

Extradividende 163 Nr IIL 

Fabrifant 26. 37. 39 Nr L 78. 
82 — 85. 


Fabrifarbeiter 77. 78. 82—B84. 

— handwerfer 83. 84*. 85. 

Factor 55°, 

Factur 270°, 

Fihren 44, 

Fauftpfand 52°°. 314, 

Fehler. Fehlerfreiheit 273. 

Feſt und offen 292. 

Filiale ſ. Zweigniederlaffung. 

Firma 39, 52, 53. 54, 56. 96. 
1055. 4, 109 Nr4. 111. 116 
a. E. 118. 119. 120 Ne IV. 
124. 131 Nri u. 8. 144, 153. 
Nr IV. 172, 175. 178, 182, 
186. 197. 202. 209. 

Firma, gemeinfchaftliche 88°. 

Fiscus ald Kaufmann 30, IL 

Jir 281. 

Firgeihäft 281. 

Form der GVerträge 83 Nr 2, 
102 Nr 2. 109 Nr 2, 116 
Nr II. 125.129. 133. 203°, 

Formlofigkeit bei Hdolsg. 240, 

Frachtgewerbe 1. 27. 44. 52°, 

Frauen 42, 

„rei von Obligo” 255. 272. 236. 


Negifter. 


Freundesfauf 252, 

Fubrleute 39, 

fullo 60! 86°. 

Fuſion 160 Nr IV. 175, 

Garantie, ftaatlihe 165. 194, 

Gaftwirthe ſ. Wirthe. 

Gefahr. Uebergang 261 ff. 

Gehülfen 77 ff. 

Gelegenbeitsgejellichaft 203%. 

Geld 210, 

— anweiſung 332, 

— handel 210, 

— kunde 2. 

— japiere 210, 211 Nr IL 

— wechſel 3 Nri. 39, L 210 
NL 

— zeichen 210. 

Genau 281. 

Genehmigung, ftaatlihe 53", 122, 
126. 142 Nr Z. 180, 181. 

Generalverfammlung der AG 127, 
131. 133 Nu IV. 134°, 135, 
136.137.138.140.142.149, 
152°. 154. 155. 156. 158. 
160, 161. 166. 171. 173, 
174. 175. 176. 

— der GGaA 182. 183, 184, 
190. 191. 192, 193. 199. 
200. 201, 

— der HGenoſſ. 202, 

Genoffenihaft 87. 121%. 202, 

— eingetragene 381%, 87, 116. 
202, 


— feine jurift. Perſon 87°, 121*. 
202!, 


Genoſſenſchaftsregiſter 202, 
Gerichtliche Vertretung 6! u, Nr, 
99 Ar IL 170. 192, 193, 


197. 
Gerichtsſtand 96°°, 175°, 
Gefammteigenthfum 96 Nr 4. 105 
Nr IL 153. 
Geſchäftsſührer 55°, 
— führung I92A.B.103, 104 Nr4, 
110421, 1847, 190 Nir 1. 


Regifter. 


Gefhäftsjahr AL. 103, 11018 17, 
156, 162. 


— Iocal 66. 67. 74 a. ©. 

— thätigfeit 92A. C. 

Gefellen 77. 78. 

Geſellſchaften 87. 88— 202, 

Geſellſchaft a conto meta 203%. 

— anonyme 121°. 203%, 

— namenlofe 121®. 

— unbenannte 121%, 

— vertraute 115!, 

Geſellſchaftsantheil ſ. Antheil. 

— Uebertragung deſſ. 95. 

— vermögen 52%. 90. 91, 96 
Nrd 105 NEO. 118 NrIII. 
153. 155, 157. 161. 166. 
169. 170. 173, 188, 193. 


197. 200, 

ee 34 Nr 3. 52, 

II. 54. 88, 89, 92%, 109. 
121. 126 f. aud Statut. 
133°, 182, 

Geſetzliches Recht 1 

Geſinde 78 a. E. 

Gewerbe 30, L 43-50. 

— betrieb 47 ff. 

— freiheit 44 ff. 58°. 

— mäßig 30, IL 

— ordnung 43—50. 77, 81—85. 
Gewerbsfrau 42, 45. 

— gehülfe 77. 

— handelägehülfe 32. 34, 

— gejelliaft 87. 

— bereinigung 87. 

— vermalter 55. 

Gewicht 248, 

Gewichtskunde 2. 

Gewinn 91. 103. 104, 110 Nr IV. 
131 Nr 7. 156. 160 Nr V. 
161. 162. 163. 173. 190%, 
194. 202, 

„gewöhnlich“ 64. 67. 171, 

Gemwöhnungsregt 11. 14. 

Gewölbediener 57. 

Gemwohnbeitäreht 11—14. 22, 





51 


Gilden 46. 

Giriren. Giro 339. 

Sirogefhäft 3 Nr 7. 

Großhandel 37. 

Grundcapital 122, 127. 131 Nr4, 
133. 194.4 5. 135. 136, 
138. 141, 142, 143, 144, 
145. 153. 155. 157. 162, 
163 Nr IL 164, 166, 173, 

Grundgeſchäfte 32. 34. 

— ftüde 563, 90 Nr 1. 96%. 
99:1, 168, 

— vermögen 157. 163 Nr I. 


164. 166. 173, 

Gründergewinn 137, 138 Nr WU 
163 Nr L 

Gründung, Gründungsgefellichaft, 
Gründer 127.128.129—143. 
153. 182. 183. 188. 

Gründungsicheine ſ. Interimsſcheine. 

Gründungsurkunden 127. 

Güterbeftätiger 4614 47°?°, 

Buter Glaube 4°. 65 Nr L 105 
Neil, 2, 161°. 163'9,173'°, 
197°. 227. 251. 

Gutgewicht 253. 

Haftung des Principals 86. 

Handel, Begriff, Seite . $ 1. 2. 

— eigentliher 1. 26 Wr 1. 
— sbriefe 518, 

— büder 39. 527%28, 911, 94 
Ar L 100, 104 Nr 5. 155. 
174 Nr IL 

— forderung, ⸗»ſchuld 32, 42, 
IL II, 


— frau 38. 42. 45. 52, IV. 

— freiheit 44 ff. 

— gehülfin 11. 

— geographie 2. 

— genoffenihaft, 
87. 202. 

— geriht 100°, 

— gerichte — 1°, 15. 
23, 53” 

Handelsgefchäfte Pr — 36, 431, 


eingetragene 


952 





Regifter. 


Handelsgeſchäfte, abjolute (objective) 
25. 32, 33. 


u 


relative, fubjective 32, 
gewerbliche 32. 

beiderfeitige (zweifeitige), ein: 
feitige 36. 

eigentliche 1. 

Anhalt 248, 

geihichte 2, 

gejellichaft 38. 39. 53. 54. 
gefellichaften 87. 83. 108. 
116—201. 

geſellſchaft, eigentlihe 83! - 
geſellſchaften Feine juriſtiſche 
Perſon 87°, 888. 150, 
geſetzbuch ſ. ADHGB. 
geſetzbücher R. 10, 

geſetze, part. deutſche & ſ. 
Landesgeſetze. 

außerdeutiche 9. 1221. 
Sammlungen 10. 

gewerbe Begriff 1. 25° — 30. 
34. 43 -50. 

Begünſtigung D2, 

gewerbliche Societäten 87— 


202, 

gewerbsgeſchäfte 25—29, 32, 
34. 40. 

gewerböperfonal 1. 38—42, 


55—86. 

gilden 46. 

qut 273, 

(ocal 557% 

niederlaffung 4717, 50, 
papiere 211, 214. 

pfand 314. 

politik 2. 

recht, Öffentliches Ceite 1. 
Regriffund Eintheilung Seite1 
5 2, 4 

allgemeines 6, 7. 
europätiches 6. 
gemeine ©. 1 ff. $ 
particuläres 6, Z 8. 
desgeſetze. 


6. 
ſ. Lanz 


Handelsrecht. “ Privathandelsrecht 
Seite 1. 
— römiſches 5. 
— Staatshandelsrecht Seite 1. 
— regiſter, Anmeldungen und 
Eintragungen 38 II. 52. 33. 
54. 56. 66. 88 Nr 2, 96% 
99 Ar IL IV. 102. 


jachen 22. 23% 

ihuld ſ. forderung. 

fitte 248°, 

ſtatiſtik 2. 

Theorie des 9. 2. 3. 
üfancen 11.13, 15. 16, 22% 
üfancen, Sammlungen 8, 
verbote 32, 43,47, L, & 
ſiehe auch Verbot. 

— vermögen 524, 

— völkerrecht Seite 1. 

— weſen 3. 

— wiſſenſchaft 2 3. 

— zweige 37. 

Handkauf 37 NrL 

Handlung, Erwerb einer 35°, 

Handlungsbevollmädtigter 38, L 
47 8, 55 a. €, 56. 57—72, 
23, 9a E. 

— Diener 57. 

— gehülfe 38, L 47, OL, 5,50, 
55 a. €. 56.57 a. E. 58°. 
60°, 77—BA4, 

— Tehrling 81. 

— reifende f. Neifende. 

— unfähige 32? 

— vorfteher 55%, 

Handwerf 26. 37 Nr II. 39, 78. 
Handwerker, veräußernde 26 Nr 2, 
342°, 46°, 49°, 73 ff. 

— vereinigungen 116—120. 





Regiſter. 


Handwerksfabrikate 85. 

— geſellen 78. 

— verkäufe 73—76. 6—420. 
237. 250. 258, 268. 

Hausinduftrie 83, 

Haufirhandel 37. 39. 48, 

Hazardipiele 304, 

— wetten 305, 

Heuergeihäft 308. 

Hintende Namens (Inhaber) papiere 
2i7, 


Höferhandel 37. 39. 

Hülfszeihäfte 34. 35 

— gewerbe 1. 27. 

Hupothefengeihäft 23 Nr L 

Smmobiliarverträge 35. 44. DE, 

Immobilien 205°, ſ. unbewegliche 
Sadıen. 

implicita 585, 

Incaffogeihäft 23 Ar 6, 7 

SIncontration 339. 

Individualifirungstheorie 262, 

Andoffabel, Indoſſabilität 218 — 
220, 


Andoffament 148 Nr3, 187 218. 
Inhaberactien 31 Nr 5. 133 Nr IV. 
137, 144, 145. 147. 149. 


152, 

— papiere 25%, 412. 222 ff. 
Inhalt e. Hölsgefchits. 248. I. 
Innungen 46. 

Inftitor 55. 60 ff. .118. 119. 120, 
Nr IV, 154, 
— faufmänniiher 55. 
— Gubjftitution 61. 

— ımerlaubte Handlgn. 86. 
Inftitoren, mebrere GL, 
Inititoriihe Klage 59. 
Snterimsfcheine 121. 127, 128. 

133 Nr IV. 135, 136. 137, 
147—149, 187. 
Internationales Recht 17. 
Sinventar 521%18, 90, 
Suriftenreht 11. 15. 
Suriftiihe Perfonen 38, 44%. 45°, 
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Juriſtiſche Perjönlichkeit der Hanse 
delsgeſellſchaften 87°, 888, 
121*. 118°, 120a. €. 123. 
150. 153°, 179 4. E. 2024, 

Kauf 250 ff. 

Kauffrau ſ. Handeläfrau. 

Kaufmann 30, 31, 38—42. 43", 

— Rechte und Pflichten 52, 

Raufmannswaare 273, 

Kaufpreis 252 ff. 

— Berehnung 253. 
— Verzinfung 253, 

Kellner 78. 

Kleinhandel 37. 47°, 

— gejellihaft 87. 109 Nr 2. 
116—120. 


Kleinktaufmann 39.56 Nr 4 116%, 
213 Wr IL 
Koftgeihäft 283 Nr L 
Koit und Lohn 57°. 79. 80 a. €. 
Krambandel 37. 
Kündigung 80. 98. 106, 188. 
190?, 199, 
Kundmaden f. Bekanntmachung. 
— der ftillen ©. 114, 
Kunfthantel 29, 47°, 
Laden 55°, 577, 
— biener 57. 74 a. ©. 
Ladeſchein 213 
Laesio enormis 249, 352, 
Lagerdiener 57 
— geld 2499, 


— meilter 57 

— dein 218, 

Landesgeſetze 39 Nr L 4L 42% 
43. 44. 46, 4717 4811 
561%, 64%, 87°, 90 a ©. 
gs, 116—120,. 122, 126, 
1483. 170°. 174 Nr 1. 4 
187, 


— Verhältniß zud, Reichsgſzu. 16, 

— Verh. zum RHGB Seite 3, 
S 20 Nr 4 

Landhandel 37. 

Lebensverſicherung 310, 
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Legitimationsfchein 48 Nr IIL 

Lehrling 57. 7—81. 

Lehrvertrag 81. 

Leibrentenvertrag 311, 

— doppelter 312, 

Sieferung 269, 

— sktauf 258, 

— prämie 287. 
— ſcheine 213%, 
— theorie 262. 

Liquidation 97 a. E. 8 a. E. 9. 
100. 107. 113, 155. 160. 
a.&.175. 176. 200. 202, 203, 

— firma 99 Nr III. 175. 

Liquidator 38 Nr L 54. 

Literatur, des Handelsrechts 24. 

Lombardgefhäft 28 Nr L. 

Lohnforderung 83—85, 

— handwerter 26 a. €. 
— und Koft 57°. 79. 80 a. ©. 

2008 308. 

Rotterieloofe 44. 

Maaß 248. 

— funde 2, 

Magazin 57°, 

— vereine 116!. 202. 

mala fides f. böfer Glaube. 

Mahnungsgeichäft 282. 

Makler 35°, 

— gemwerbe 1. 27. 34. 

Mandat vgl. Handlungsbevollmäde 
tigter. 

Markenſchutz 209. 

Markt 30, L 49, 

— helfer 23 der Aufl. 4 
— prei3 252, 

— jchreierei 27374 

— verkehr DO. 

Meffen 49, 

Minderjährige AL, 97°. 

Minderfaufmann ſ. Kleinfaufmann. 

Mitberatbung 104 Nr 4. 

— eigenthbum 90. 96 Nr A. 100, 
102, 103. 105. 109, 110, 
Nr L 153. 


— —J 33 





Regiſter. 


Mitſchuldner 249, 
Mora 281. 282. 
Mortification 217, 220, 223, 
Motive der Gefebe 21 Nr IL 
Münzkunde 2, 
— fuß 248, 
— forte 248. 
Nachbildung unbefugte 206. 
Nachdruck 206, 
— geihäft 293. 
Nach Mufter ZE0, 
Nacpapiere 293. 
Nach Probe 260. 
Name kaufmänniſcher 53, 
„in eigenem Namen“ 72, 74Nr2, 
„in fremden Namen“ 62, 70. 7A. 
Natur der Sache 15 Nr 2, 
Nauticum foenus 313, 
Nebengeſchäfte 32. 34. 
negotiorum gestio 71°. 
negociable Papiere 214. 
Auf No 293. 
Mit No 293. 
Nochgeſchäft 293. 
Nochpapiere 293. 
Notenbant 283 Nr 1 
Novation 110 a. €. 120°, 
nuntius 70 Anm. 72, 75°, 
Offene Geſellſchaft 87. 88 — 101. 
109 Nr 3. u. 4, 116. 
— verglihen mit der Comman— 
ditgejellich. ſ. letztere. 
— — ſtillen Geſellſch. ſ. letztere. 
— eingetr. Handelsgenoſſenſchaft 
202. 
Offerte ſ. Antrag. 
Operation de primes contre pri- 
mes 289. 


— syn, 121%.175» 
178, 2 


— 54 NrZ. 626. 9921-28, 
— vorſchriften 88°. 99*1. 28. 102°, 
124. 125°, 


Ordre. Wirkung des Worts 218. 
219. 220, 


Regiiter. 


„Nicht an Ordre“ 218. 

Ordreanmweifung 212. 

Ordrepapiere 211 a. €. 218, 

DOrdreverpflichtungsfchein 212. 213. 

Drt der Erfüllung 248, 

Drt des Verkäufers 269, 

Papiere an getreue Inhaber 229. 
— auf Inhaber 222 ff. 

Papiergeld 210, 

Papierhandel 204, 211, 


Pareres 13. 

PBarticularconcurd ſ. Separations: 
recht. 

— recht 6.7.8.9 


— Verh. zum Reichsrecht ©. 3. 
$ 11. 16 vgl. aud Landes: 
geſetze. 

— rechte ſ. Landesgeſetze. 
Partita ſcontrirte 3391, 3411., 
Paſſivhandel 37. 

Perfection der Verträge bei Ordre— 
papieren 221, 
Perfection (Gefahr) 263—265, 
per procura, per, PP. 747, 
Perfonenpapiere 211 Nr IIL 
Pfandrecht 52% 2%, 314, 
Plabgeihäft 269. 276°, 
Plagbandel 255. 278, 

Ou plutöt à volonte 294. 
Boftanweifungen 216. 

— fiscus als Raufmann 30, LI, 

au ar 

— gejebe 44", 

— mandate 216. 

— perfonal 78, 

— mertbzeihen 210", 

Präcife 281. 
Prämie 286. 287. 
Prämienanleihe 309. 

— geber 236. 

— geihäft 286. 288, 

— nehmer 286, 
Pränumerationsltauf 256. 257. 
Praxis 14, 

Preisbeſchränkungen 46, IV. 
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Preiscourant 255. 

— Differenz 2831—285, 
Principal 55°, 154, 
Priorität3actien 145. 
Privatgläubiger der Geſellſchafter 

96 Nr 4. 188. 199. 202, 

Privathandelspolitif 3, 
Privatpapiere 211. 
Privatpapiergeld 210. 
Prioritätäftammactien 1458, 
Probe 255. 260, 

Nah Probe 260, 

Zur Probe 260, 
Procekführung 64°. 156. 158. 192, 
193, 


Procurift 38,1. 39. 52, 54, 559 
u. a. E. 56. 58. 62°, 74, 
92,22. 04.8.9. 103% 
105 a. €. 169. 171. 197. 

Productiondgewerbe 26, 

— tivgenoffenfchaften 202, 
Prolongationsgeihäft 285. 
Promeſſen f. Interimsſcheine. 
Promeſſengeſchäft 308. 

Prompt 281. 

Proprehandel 37. 

Provifion 249°, 

Bunctation 247, 

Quantitätenfhein 213 Nr IIL 

Quitung 56°, 121. 127. 141. 

— lleberbringer 249°, 

Rabatt 254. 

raggio 53}, 

raison 53", 

Nealgewerberechte 46, 

Realifirungsfauf, =verfauf 33. 

— geihäft 283. 284, 

Rechnung 57°. 240, 

— Anerkennung 2497, 

— leberfendung 2498, 
Rechnungsablage 99°. 101, 155, 

162, 203. 

— reviforen 160. 162, 

Recht Handel zu treiben 38, I. 
43-5), 
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Rechtsquellen u. Zeugniffe dI—20, 
— Verh. zu einander 16. 11a. €. 
— ſätze, Competenz coordinirter 


— ſprichwörter 12, 13. 

— verfebr 205. 

Nectapapiere 211 a. E. 217, 
Nefactie 253. 

Negifterbebörde 53. I4. 
Regijterrichter |. Handelsregiiter. 
Regreß nicht aus d. Anweifg 328. 
Negreß per ordinem 338, 

— per saltum 338, 

— fpringender 338, 

Reichsen twurf von 1849 18. 21*°, 

80 


— gefebe, Verb. zum Gewohn— 
heitsrecht 11 a. E. 22, 

— Verh. zu d. Partieularrecht 
16. 20, 


— gewwerbe - Ordnung 43—50 [. 
GewO. 
— handelsgeſetzbuch Seite L 3. 
— Verh. zum früheren Recht ©. 3. 
8 ON A 2, 
— Verb. zum zufünft. Recht 22. 
— Verh. zu den Landesgefegen 20 
Nr 4. 
— vgl. au ADHGB. 
— Faffeniheine 210, 216. 
— oberhandelsgericht 23. 
— papiere 211. 216. 
— papiergeld 210, 216, 
Neihenregreß 339. 
Reiſender 472°, 57. 67, 
Report 285. 
Refervefondg 162 Nr IL, 3. 
Reiolutivclanfel 281. 
Neftitution Minderjühriger AL, 
Retentionsreht 527°. 233, 
Retourwaaren 277°, 
Neugeld 249°, 288. 
Nevers 152, 


Richterliches Ermeffen ſ. Ermeffen. ' 


Römiſches Net 5. 16. 55. 





Regifter. 


Mohftoff 26°, 83, 
Rohſtoffvereine 202. 
Nüdanmerfungen 219, 

Sachen außer Verkehr 205. 
Sadenpapiere 211 Nr IL 
Saldo 91, 317. 

Sammlungen von Gefeten 10, 
— von Handelsüfancen 81, 
Schadenserſatz 249°. 

— tare 249°, 

Schiffer 39. 44. 47°, 55. 
Schiffsmannſchaft 78. 

Schluß auf feit und offen 292, 
Schrift 129. 1331, 

— Grforderniffe 244. 
Schriftlihe Verträge 241 —244, 
Schuldſchein 40°. 42, I. 52°, 


. Scontration 339 ff. 


Seehandel 37. 

— reht 25°, 

— transport L 27, 

— verfiherungspolice 218. 
GSelbitverlag 207. 
Separationsrecht 51°, 118°8, |. Ab: 

ſonderungsrecht. 
societas 87. 116—120. 121, 
Societäten 87—203, 
Soldaten 44°, 
Solidarität 96 Nr 2, 118. 
Solidarfhuldner 249%, 
Sondervermögen 96 Nr 4. 105 
Nr Ho, 1. 118 Ar UL 
Sorgfalt 249°%, 
Späteftend 231. 
Speculation 30, L 
Speculationsgefhäfte 25. 33. 283. 

— lehre 3. 

— verein 87. 128. 181. 203. 
Speditionsgewerbe 1. 27. 28 Nr4. 

34, 52, IV, 

— handel 37. 
Spiel 304, 

Spiele unechte 306. 
Spielmwette 306. 
Sponsio 305. 307. 


Regiſter. 


Staat als Kaufmann 30, IL 38* 
57°, 213 Nr IL 

Staatliche Garantie 165, 194, 

— Genehmigung 112, 126, 142. 
Kr 7. 180. 181. 185. 

— Beauffihtigung 122, 126, 
180. 181. 202, 

Staatöpapiere 211. 215. 

— papiergeld 210, 213%. 

Stammprioritäten 1958, 

Statut, Aenderung 132. 144. 160 
Nr VW 161. 166. 167. 186. 
201. 

— der AG 136—143, 144, 
151.152, 155. 156. 157,160, 
161. 164. 166. 167. 171, 
10). 174, 175, 176. 178, 
182", 

— der CGaA 179, 182. 133. 
184, 185. 186. 188, 190, 
191. 193. 196. 201, 

— der eingetr. Genoff. 202, 

Steller 291. 

Stellgeihäft 291. 

Stellvertretung 55 — 8., bei. 69. 
70. 249*2, 

Steuergeſetze 44. 

Stimmredt 131 Wr 10. 11 133 
Nr IV, 138'%, 146, 149, 
160, 161'?, 191. 

Stille Geſellſchaft 87. 109—115 
88°, 9810-12, 1059, 106. 109 
—115 

— vergliden mit der Comman— 
ditgejellichaft j. letztere. 

— — mit dem Speculationsver: 
ein 1091, 

— mit offener Gejellihaft 110 
Nr IV 

Stillihweigen 249°°. 

Strafen 122 IL 140. 141, 









155. 15 73 No III. 180, 
1845. 18. ſ. auch Ordnungs⸗ 
ſtrafen. 


Subſtitution D6 Nr 2, 61, 
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Summenverfpreden 52°, 212, 

Superdividende 91. 163 Nr IIL 

Syndicat ſ. Actienconfortium. 

Symboliſche Tradition 270. 

Syſtem 25. 

Zara 253, 

„Täglich“ 294, 

Tagskauf 258. 

Zalon 163 a. €. 

Zantieme 163. - 

Zaren 46, IV, 

Telegraphenmarfen 210%, 

Terminaltauf 258°, 

Theilhaber 203°, . 

— nehmer 128. 203, 

Theorie de3 Handels 3. 

Tod 56°°. 68, 73. 98. 106. 112, 
120, 199. 202, 249°', 

traditio brevi manu 269, 

Tradition 269. 

— theorie 262, 

Zranfitogüter und handel 37. 
Transportgewerbe 1, 27. 39, L 
ar, 

— papiere 211 Wr IL 

— vertrag 33 Wr 4u 5. 
Tratte und Anweifung 331, 
Tratte und Delegation 336”. 
Treu und Glauben 4°, 15°. 65, 

Nr L 
Trödelhandel 37. 39. 
Troquiren 251, 
Uebergabe der Waare 269, 

— fumbolifhe 3141, 
Ueberihuldung 174 Nr IL 
Ueberſendungsgeſchäft 269.277.278, 

— ab Erfüllungsort 269, 

— ab fremden Plabes 269, 
Umpberziehen 4771-2, 48, 67 NL 
Umfat 26. 28. 29. 39, 

— papiere 211 Nr ILL 
Umtauſchzwang 216, 

Unbeweglihe Saden ſ. Grundjtüde 
und Jmmobiliarverträge. 
Univerjalgründer 134, 
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Univerfalverfammlung 133 Nr IIL 
138, 142, 154, 160, 161%, 
183. 188. 

Unterconfortium 128. 

Unterſchrift 169. 

Unterfuchung gefaufter Waare. 278. 

Untheilbarkeitd. Actien 2.145, 147, 

Unredlichkeit 94°. 

Urgründer 131. 133 Nr IIL 134. 
135, 136. 137. 139. 140, 

Urheberreht 2051. 206—208. 

Urkunden 40°, 

Uruniverfalverfammlung 133 NrIII. 


137. 
Urverfammlung 133 Nr UL 135. 
138, 142. 183. 


Ufualinterpretation 11. 

Uefancen 11—13. 16. 

Balutaverbältnig des Indoſſaments 
1 


331, 
Verantwortlichkeit des Principals 86. 
Berbot, Handelsgefhäfte zu machen 
32 a. E. 58 U, 73 f. aud 
Handelsverbote. 
Vereinigung zu einzelnen Handels: 
geſchäften 87. 203. 
Bereinigungsipeculation 285. 
Verfolgungsrecht 269°", 
Berjährung 52°, 97 Nr IL 107. 
201 Nr IV. 202. 276, 
Berfaufsielbfthülfe 268. 281. 282, 
Verkehr, Sachen außer 205. 
Verkehrsſitte 248°, 
Verlagsgewerbe 206. 207. 208, 

— handel 29. 

— waaren 2051, 206—208, 
Berlebung, übermäßige 249, 252. 
Berluft f. Gewinn. 

Bermiethung 33°, 
Bermögensantheil 88°. 91. 102, 

— einlagen ſ. Einlagen. 

Dermuthung für e. Handelsgeſchäft 
2, IL 3.52%, 


42, U, 


Verpflichtungsihein 52°. 127. 212, 
215, 


Regiiter. 


Verſchulden des Inſtitors 86, 
Verfiherungsgejellihaften 147°, 

— gewerbe 27. 44. 473, 

— vertrag 33 Nr 3. 35. 297. 
Verfiherung auf Conjunctur 298. 

— von Looſen 299, 

— de3 Credit 300. 301. 

— Gelbftverfiherung 300, 
Derjteigerung 245. 

— ögewerbe 1. 27. 34. 39, L 
Bertheilung 155. 177. 200, 
Bertrag, dreifeitiger 62. 71, 

— unter Abmwefenden 239, 

— sberedung 246%. 
Dertretungsbefugnig 96 Nr L. 99. 

169. 170. 


Deröffentlihung f. Bekanntmachung. 

Verwahren der Waare 268, 

Verwalter 154. 159. 

Derwaltung 154. 156, 160. 162, 
175. 


Verzug beim Kauf 268. 281. 282, 

Verzugszinjen 152, 249%, 

Bindication von Waaren 234, 

— der Drdrepapiere 220. 

— der Inhaberpapiere 231. 

Vollkaufmann 39, 

Vollmacht 564. 57. 60—68, 71. 
73. 74. 75. 


Volksrecht 51—15. 

Bolontair 57, 

Vorgründerei, Borgründer 127— 
130, 182? 


Borladungen 96°, 170, 

Bormund 38 L 

Vorſchußvereine 202, 

Borftand 122. 124, 127. 131 
Nr 8. 135. 136. 137. 139, 
140, 141. 142, 143. 1441, 
155. 157. 158. 160. 161 
Nr UL 163, 169. 170, 171, 
172. 179, 178, 176. 177, 
178. 202, 

DBorvertrag 128. 130, 131, 182, 
246. 


Regiſter. 


Waare Ser, 31: 

— 204—234. 

— beim Pre 251. 
Waaren unmögliche 205. 

— anweiſung 332, 

— Diener 57. 

— handel 204. 205. 

— funde 2, 

— lager 577, 

— papiere 211 Nr II. 

— umfab 26. 

— zeidhen 209, 267. 

Wahlrecht 236, 
Wandelclaufel 294, 
— geſchäft 294. 
warrant 218. 
Wechſel 152. 212. 
— geihäft 28 Nr 9, 46%, 
— recht auf Anweifungen ange: 
mwandt 331, 

— jtrenge, materielle 331. 

— proceffualiihe 331. 

Weggabe zum Transport 261. 

MWegnahme der Waare 272. 

Weitere Begebung 338. 

Meiterveräußerungen der Handwer— 
fer j. Handwerksverkäufe. 

Merkmeifter 77. 78. 

MWertbpapiere 261, 211, 

— als Waare 204, 

„Wie zu befehen” 259, 274, 
Mindhandel 288, 30718, 
Wette 305. 306, 

— unedte 306. 
Wettipiele 305, 

Widerruf 56, 68. 

Wiedereinfeßung in den 
Stand 97°. 

Wirthe 39. 461°, 476, 

Wiſſenſchaftliches Net 15. 

Wiffen und Wiſſen müffen 54. VII. 
56'%, 58. 60. 64. 65. 66. 


vorigen 
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68. 96 Nr 1 105°%, 115, 


118 Nr L 138 Nr IH. 
Wucher am Zins, am Stamm 
296. 


Zahlgeihäft 23 Nr Z 

Zahlung im Allgemeinen 316, 
— a conto 317. 

— mit gejchloffenem Beutel 339, 
— gededte 342, 

Zahlungshalber 324, 

an Zahlungsftatt 324. 

Zahlungsmandat 318 ff. 

— ort und Zeit 248, 

Zeichen kaufmänniſches 267. 

Zeihnung 54. 56 Wr 3, 

Zeihnungsbogen 127. 133, 

— bug 133 a. €. 

Zeit der Erfüllung 248. 

Zeitrechnung 248, 

Zettelbant 28 Nr 1. 

Zeichnungsſcheine 127. 

Zinfen 522, 91. 9222, 103*, 104 
Nr 3. 105. 157. 163. 165, 
173. 193, 2030.19, 294, 296, 

— Miethgeld 296. 
— Berfiherungsprämie 296. 

Zinsfuß 249 Nr IV. 296 ;. E. 

— pflicht 249 Nr IV. 

Zinjeszinfen 253, 317, 

Zollgefebe A4!, 

Zeugniffe, des Gewohnheitsrechts 
12, 13, 


Zug um Zug 256. 

Zünfte 46. 

Zuftellungen 96°, 170, 

Zwangseours 210, 216, 

— redte 46. 

Zweigniederlaffung 51°. 53°, 54 
144 Nr U. II. 178. 186. 

Zweiprämiengeihäft 289, 

Zweiſchneidiges Prämiengeſch. 290, 

Zwiſchenhandel 37. 


—— 


Anbang zu Note 10 des $ 278. 


Beifpiele von Unterjuhungen nad) dem ordnungsmäßigen und 
nicht nad) dem ordnungsmäßigen Geſchäftsgang und von rechtzeis 
tiger umd nicht rechtzeitiger Anzeige: ROHG Entſch. Bd. 2. ©. 
60. 61. (Dredfreiheit von Kartoffeln.) S. 100. 101. (Weizen: 
mehl, ©. 101 fehr zu beftreiten). S. 237. (Hemde:Neffel.) 
©. 335—337. (Weizen) — Bd 3. ©. 247, (Wolle) ©. 390 
— 394. (Gerjte in Stumsdorf.) — Bd 4. ©. 42—49. (607 Spa: 
ten bredyen ab.) ©. 132. 133. (Garn) — Bd 5. ©. 250. 
(Leinfaat.) S. 396. (Syrup.) — Bd 6. ©. 209. 210. (Ei: 
garetten.) — Bd 7. ©. 257. (Ausfalleprobe.) ©. 318—320. 
(Garn mit Flöckchen, Knötchen und Knispeln.) S. 427—430. 
(17 Fäſſer Pflaumen.) — Bd 8. ©. 175. 176. (Derbaden des 
Mehles; die Mehlhändler follen nötbigenfalls fofort etwas von 
dem ihnen gelieferten Mehl verbaden laſſen.) S. 335. 336. 
(Fa Rum.) — Bd 9. ©. 404 — 406. (Seide; Unterfuhung 
durch Verarbeitung etwa 10 bis 14 Tage lang.) Ordnungsmäs 
Biger Gefchäftsgang beißt der allgemeine, nicht der des Käufers, 
weldher gegenüber den Gejchäftsfreunden durchaus ordnungsmwidrig 
jein kann. Entſch. Bd 3. ©. 46. 47. Die Sammlung der 
Entiheidungen ijt fortzufegen. Gegen mande derfelben tritt das 
Bedenken ein, daß der Käufer nicht für verpflichtet erachtet wer— 
den kann zu einer Unterfuhung, melde (durch Zeitverluft und 
directen Geldverluft) ihm die Waare erheblich vertheuert und ihn 
zwingt, günftige Gelegenheiten zum fofortigen Weiterverfauf mit 
verlangter fofortiger Tradition unbenugt vorübergehen zu laſſen. 


Beridtigungen. 
Seite 19 Zeile 1 Ties in ftatt mit. ©. 36 3. 3 lies kommt. 
S. 177 Note 16 lies commissoria. ©. 305 3. 2 v. u. lies 
8 282 Note 19. 

In 8 77 der erjten Abtheilung iſt eine Zeile fortgefallen. 
63 muß ©. 267 3. 8 heißen: „... mit Ausfhluß der Lehr: 
linge in den 88 109 bis 114; und allein über die Lehrlinge in 
den 88 115 bis 125.” 

In der Vorrede lies 3.4: in melden u. 3. 11: umgeftaltet. 


— — — — — 


Göttingen, Druck der Dieterich'ſchen Univ.«Buchdruckerei (W. Fr. Käſtner.) 
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